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Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlich-
keitsarbeit der Landesregierung Rheinland-Pfalz her-
ausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch Wahl-
bewerberinnen und -bewerbern oder Wahlhelferinnen 
und -helfern im Zeitraum von sechs Monaten vor einer 
Wahl zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. 
Dies gilt für Kommunal-, Landtags-, Bundestags- und 
Europawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit 
insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltun-
gen, an Informationsständen der Parteien sowie das 
Ein legen, Aufdrucken und Aufkleben  parteipolitischer 
Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist 
gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der 
Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer 
bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in 
einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme 
der Landesregierung zugunsten einzelner politischer 
Gruppen verstanden werden könnte. Den Parteien ist 
es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer 
eigenen Mitglieder zu verwenden.
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Der erste Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz wurde von einer unabhängigen Experten-
kommission der Universitäten Koblenz-Landau, 
Mainz und Trier, unter Federführung der Universität  
Koblenz-Landau, erarbeitet . Im Namen der Landes- 
regierung danke ich den Mitgliedern der Experten-
kommission sowie allen Beteiligten, die ihre Praxis- 
erfahrungen und ihr Fachwissen in die Erstellung 
des Berichts eingebracht haben .

Leitthema des Berichts ist die Verantwortung von 
Staat und Gesellschaft für das Heranwachsen jun-
ger Menschen und deren angemessene Förderung 
im Sinne von Chancengleichheit . Hierbei wird die 
Balance zwischen Eigeninitiative, Förderung durch 
den Staat und gegebenenfalls einer nötigen Inter-
vention ausgeleuchtet . 

Für die im Landtagsbeschluss geforderte regionale 
Differenzierung nach Landkreisen und kreisfreien 
Städten wurde in Anlehnung an das international 
anerkannte Konzept des „Child Well-being“ ein 
neues und ambitioniertes Daten-Analysekonzept 
entwickelt, das – wie auch die Autoren betonen – 
der Weiterentwicklung bedarf .

Die Expertenkommission bescheinigt dem Land 
Rheinland-Pfalz an mehreren Stellen der Kinder- 
und Jugendpolitik eine bundesweite Vorreiterrolle, 
so beispielsweise im Bereich des Kindertages-
stättenwesens, im Bereich der Frühen Hilfen oder 
auch im Bereich der Jugendberufshilfe . Gleichwohl 
sieht die Landesregierung aber auch Entwicklungs-

Vorwort

Für die Landesregierung ist es eines der vorrangig-
sten kinder-, jugend- und familienpolitischen  Ziele, 
Kindern und Jugendlichen bestmögliche und ge-
rechte Chancen des Aufwachsens in unserem Land 
zu bieten, die es ihnen ermöglichen, sich optimal 
zu entwickeln und zu entfalten . 

Um Aussagen über die Lebensbedingungen von 
Kindern und Jugendlichen treffen und diese ent-
sprechend weiterentwickeln zu können, ist eine  
regelmäßige und differenzierte Sozialbericht-
erstattung als Datengrundlage notwendig . Vor 
diesem Hintergrund begrüßt die Landesregierung 
den Beschluss des Landtags vom März 2007, in 
jeder Legislaturperiode einen Kinder- und Jugend-
bericht vorzulegen . 

Die Landesregierung ist dem Auftrag des Landtags 
mit dem nun vorliegenden ersten Kinder- und 
Jugendbericht Rheinland-Pfalz, der ein Novum für 
die rheinland-pfälzische Kinder- und Jugendpolitik 
darstellt, nachgekommen . 
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bedarfe für die Rahmenbedingungen der Lebens-
welten junger Menschen . Der erste Kinder- und 
Jugendbericht Rheinland-Pfalz liefert dafür eine 
wichtige Datengrundlage, die eine differenzierte 
Weiterentwicklung kinder- und jugendpolitischer 
Ziele auf Landesebene wie auch auf kommunaler 
Ebene ermöglicht . 

Ich wünsche mir, dass die Analysen und Bewer-
tungen des vorliegenden Berichts eine breite 
öffentliche Aufmerksamkeit erfahren, das „Child-
Well-being“-Konzept konstruktiv diskutiert und 
weiterentwickelt wird und die Resultate Resonanz 
finden bei allen, die für das gelingende Aufwachsen 
von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz 
Verantwortung tragen .

Doris Ahnen 
Ministerin für Bildung, Wissenschaft, Jugend  
und Kultur Rheinland-Pfalz
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stellungnahme der  
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I. Einleitung

Für die Landesregierung ist es eine der zentralen  
Aufgaben, die Rahmenbedingungen für das Auf-
wachsen von Kindern und Jugendlichen stetig 
weiterzuentwickeln . Bestmögliche Lebensbedin-
gungen für junge Menschen und ihre Familien zu 
realisieren ist eine permanente Herausforderung 
für das politische Handeln .

Der Ausbau der Kindertagesbetreuung und der 
Ganztagsschulen, das Aktionsprogramm „Kinder-
freundliches Rheinland-Pfalz – Politik für Kinder 
mit Kindern“, die Initiative „Viva Familia“ oder 
die lokalen Bündnisse für Familien sind nur einige 
wenige Beispiele für die vielfältigen Initiativen  
und Programme der Landesregierung, um kinder-, 
jugend- und familienfreundliche Lebensverhält-
nisse im Land zu erhalten, weiterzuentwickeln und 
neu zu schaffen . 

Eine wichtige Grundlage für die Weiterentwicklung 
kinder- und jugendfreundlicher Lebensbedin-
gungen ist eine möglichst regional differenzierte 
Sozialberichterstattung . Die Landesregierung 
begrüßt daher den Beschluss des Landtags vom 
01 . 03 . 2007 (Drucksache 15/832), in jeder Legis-
laturperiode einen Kinder- und Jugendbericht 
erstellen zu lassen, da damit weitere Erkenntnisse 
und Anregungen für eine optimale Gestaltung der 
Lebensverhältnisse junger Menschen gewonnen 
werden können – landespolitisch wie auch kom-
munalpolitisch .
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Mit der Vorlage des ersten Kinder- und Jugend-
berichts ist die Landesregierung nun dem Auftrag 
des Landtags nachgekommen .

Da die Erarbeitung des Berichts gemäß des Land-
tagsbeschlusses extern in Auftrag gegeben werden 
sollte, hat die Landesregierung unter Federführung  
des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, Jugend  
und Kultur im August 2008 drei rheinland- 
pfälzische Universitäten beauftragt, die aufgrund 
ihrer langjährigen wissenschaftlichen Arbeiten 
im Bereich der Kinder- und Jugendpolitik bzw . der 
Kinder- und Jugendhilfe über die entsprechenden 
Erfahrungen und Kenntnisse in Rheinland-Pfalz 

verfügen . Beauftragt wurden die Universität 
Mainz, Prof . Dr . Franz Hamburger, die Universität 
Trier, Prof . Dr . Michael-Sebastian Honig, und die 
Universität Koblenz-Landau, Prof . Dr . Christian 
Schrapper, bei dem auch die Federführung für 
die Erstellung des Berichts lag . Die Universitäten 
haben zur Ausarbeitung des ersten Kinder- und  
Jugendberichts Rheinland-Pfalz eine Projektgruppe  
einberufen (vgl . Kapitel 10 des Berichts) . Die Projekt- 
leitung hatten die vorgenannten Professoren,  
außerdem Prof . Dr . Johanna Mierendorff, Univer-
sität Trier, AOR Dr . Magdalena Joos, Universität 
Trier, sowie Heinz Müller, Institut für Sozialpäda-
gogische Forschung, Mainz (ism) .

II. Inhaltliche Umsetzung des Landtagsauftrages –  
Struktur und Konzeption des Berichts

Leitthema des ersten Kinder- und Jugendberichts 
Rheinland-Pfalz ist die Verantwortung von Staat 
und Gesellschaft für das Heranwachsen von Kin-
dern und Jugendlichen sowie deren angemessene 
Förderung im Sinne von Chancengerechtigkeit und  
Chancengleichheit . Die Balance zwischen Eigen-
initiative, Förderung durch den Staat und gegebe-
nenfalls nötiger Intervention soll im Bericht aus- 
 geleuchtet werden . 

Vor diesem Hintergrund hat der Bericht die Lebens- 
situationen von Kindern und Jugendlichen in 
Rheinland-Pfalz in drei großen Schritten dargestellt 
und analysiert:

Mit Daten und Fakten zu Lebenssituationen  ■
und Bedingungen des Aufwachsens junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz (Kapitel 2 und 3) 
erfolgt mit Bezug auf die im Landtagsbeschluss 
genannten Punkte eine deskriptive Darstellung 
zur Lebenssituation und zu Lebensbedingungen 
von Kindern und Jugendlichen . 

Mit der regional differenzierenden Sozial- ■
berichterstattung zu Lebenssituationen und 
Lebenschancen junger Menschen (Kapitel 4 
und 5) entwickelt der Bericht ein Konzept, um 
die Daten zur Lebenssituation von Kindern und 
Jugendlichen in ihrer regionalen Differenzierung 

nach Landkreisen und kreisfreien Städten ana-
lysieren zu können (vgl . Auftrag des Landtags) .

In drei Vertiefungskapiteln beschäftigt sich der  ■
Bericht mit den „Startbedingungen des Auf-
wachsens“ und den „Startbedingungen junger 
Menschen mit Blick auf Ausbildung und Beruf“ 
(Kapitel 6 und 7) . In Kapitel 8 erfolgt eine 
„europäische Perspektive“, hier werden mit 
Blick auf die an Rheinland-Pfalz angrenzenden 
Länder u . a . die grenzüberschreitende Mobilität 
(Erwerbstätigkeit im grenznahen Raum) und 
ihre Auswirkungen auf Lebens- und Berufs-
chancen sowie Auswirkungen auf Lebenslagen 
von Kindern und Jugendlichen betrachtet .

Im letzten Teil des Berichtsentwurfs werden  ■
Handlungsempfehlungen formuliert .

Die Landesregierung dankt den Berichterstattern 
für die Ausarbeitung des ersten Kinder- und  
Jugendberichts Rheinland-Pfalz . Die Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler hatten eine sehr 
anspruchsvolle Aufgabe zu bewältigen, sowohl 
vor dem Hintergrund der Themenvielfalt, die der 
Landtagsbeschluss vorgab, als auch mit Blick auf 
die methodisch schwierige Aufgabe, die Daten 
des Kinder- und Jugendberichts nach Möglichkeit 
regional differenziert darzustellen .
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in Teilbereichen notwendige Daten fehlten, um 
die Lebenswirklichkeiten von jungen Menschen 
in Rheinland-Pfalz angemessen beschreiben zu 
können . Der Vorschlag regt einen notwendigen 
Verständigungs- und Diskussionsprozess an, 
welche Daten künftig wie zu erfassen und zu 
deuten sind, um landesweit regional differenziert 
solide Aussagen über die Lebenssituationen von 
Kindern, Jugendlichen und ihren Familien treffen 
zu können . 

Weder auf Bundesebene noch auf der Ebene der 
Bundesländer, die einen Kinder- und Jugend-
bericht vorgelegt haben, erfolgte bislang eine 
regelmäßige systematische regional differenzierte 
Berichterstattung . Der Bericht schlägt daher für 
Rheinland-Pfalz ein neues Daten- und Analyse-
konzept (Indikatorenmodell) vor . Dieses Daten- 
und Analysekonzept ist als eine erste Annäherung 
an eine regional differenzierende Sozialberichter-
stattung einzuordnen und noch in der Entstehung 
und Entwicklung begriffen, unter anderem weil 

III. Stellungnahme  
zu zentralen Aspekten des Berichts

Vor dem Hintergrund des sehr umfangreichen Be-
richts erfolgt hier eine Konzentration auf wesentli-
che Aspekte . Zu Aussagen und Schlussfolgerungen 
des Berichts, zu denen sich die Landesregierung 
nicht äußert, kann weder von ihrer Zustimmung 
noch von ihrer Ablehnung ausgegangen werden . 

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz sieht sich 
durch die Ergebnisse des Berichts in ihrem Handeln 
grundsätzlich bestärkt . Zahlreiche Aussagen und 
Anregungen des Berichts wurden in dieser Legis-
laturperiode bereits angestoßen oder umgesetzt . 
Dies gilt unter anderem mit Blick auf den Ausbau 
der Betreuungsangebote für unter Dreijährige,  
die sukzessive Einführung der Beitragsfreiheit 
in Kindergärten seit Januar 2006, die ab August 
2010 auch für Kinder ab dem vollendeten zweiten  
Lebensjahr gelten wird, die Stärkung Früher Hilfen 
und den Ausbau lokaler Netzwerke durch das 
Landesgesetz zum Schutz von Kindeswohl und 
Kindergesundheit, die Initiative „Neue Chancen: 
6 .000 plus für Jung und Alt“, den Ausbau der 
naturnahen Erlebnisspielräume, die große integra-
tions- und bildungspolitische Leistung der landes-
weiten Sprachförderung im Vorschulalter sowie 
den weiteren Ausbau der Ganztagsschulen und 
der Schulsozialarbeit .

III.1  Zum deskriptiven Datenteil  
sowie zum Daten- und Analysekonzept  
„Child Well-being“ 

Den Kapiteln zum Daten- und Analysekonzept 
(Kapitel 4 und 5) gehen thematisch sortierte und 
kommentierte Datensammlungen voraus . Erst-
malig ist damit ein umfassendes Kompendium 
von Daten und Erkenntnissen zu den Bedingungen 
des Aufwachsens von Kindern, Jugendlichen und 
ihren Familien in Rheinland-Pfalz entstanden, das 
von großem Nutzen für die Weiterentwicklung  
der Fachpolitik sein wird, auch wenn in diesem  
deskriptiven Datenteil des Berichts (Kapitel 2 und 
3) an einigen Stellen eine präzisere Darstellung 
der Daten zu wünschen bleibt . Beispielsweise 
wurden in Kapitel 3 .1 zur Gesundheit Daten aus 
verschiedenen Quellen zusammengestellt, aber 
nicht klar miteinander in Bezug gesetzt, dadurch 
kommt es zu Verständnisschwierigkeiten . Der im 
Bericht formulierte Anspruch, das aktuellste ver-
fügbare Datenmaterial zu einer Fülle einschlägiger 
Themen bereitzustellen, kann nicht immer erfüllt 
werden, als Beispiele können hier die Armuts-
risikoquote oder die Betreuungszeiten in Kinder-
tagesstätten genannt werden .

Wie der Bericht konstatiert, gibt es zwar eine Fülle 
von Daten zu einer großen Vielfalt von Aspekten  
des Lebens von Kindern und Jugendlichen in 
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Rheinland-Pfalz, aber sie werden getrennt von-
einander und unter der Zwecksetzung der jewei-
ligen Institution erhoben; sie ergeben daher kein 
geschlossenes Gesamtbild . Desiderate zu Daten 
bleiben vor allem in jenen Bereichen der Jugend-
hilfe, die gesetzlich in Form einer Angebotsver-
pflichtung ohne individuellen Rechtsanspruch 
geregelt sind, wie etwa die Jugendarbeit, die 
Jugendsozialarbeit, der erzieherische Kinder- und 
Jugendschutz oder die allgemeine Förderung der 
Familie . Trotz Einschränkungen in der Datenlage 
ist mit diesem Teil des Berichts eine gute Aus-
gangslage für die weiteren Kinder- und Jugend-
berichte geschaffen .

Zur Strukturierung und Deutung der Lebens-
situationen von Kindern und Jugendlichen in 
Rheinland-Pfalz entwickelt der Bericht ein neues 
Daten- und Analysekonzept (vgl . insbesondere 
Kapitel 4, auch Kapitel 5), das einen regional 
differenzierten Blick ermöglichen soll . Zugrunde 
gelegt wird das international anerkannte theo-
retische Konzept des „Child Well-being“, das der 
Bericht für Rheinland-Pfalz anpasst und in die drei 
Dimensionen „Lebensbedingungen“, „Wohlfahrt“ 
und „Handlungsräume“ aufschlüsselt . Methodisch 
erfasst der Bericht die drei Dimensionen durch 
ausgewählte Kennzahlen, Indikatoren und Indices, 
sodass für die drei Dimensionen jeweils ein Index 
entwickelt wird und schließlich als „Ergebnis“ der 
Gesamtindex Child Well-being . Mit den insgesamt 
101 Daten bzw . Kennzahlen, 14 Indikatoren und 
den 4 Indices soll eine nach Landkreisen und 
kreisfreien Städten differenzierte Betrachtung 
der Lebenssituationen von Kindern und Jugend-
lichen in Rheinland-Pfalz möglich werden . Aus-
drücklich weist der Bericht darauf hin, dass die 
Darstellungsform nicht als „Ranking“ interpretiert 
werden dürfe . 

Es stellen sich aber auch inhaltliche und metho-
dische Fragen, auf die in den weiteren Kinder- und 
Jugendberichten Antworten gefunden werden 
sollen . Dass aufgrund der schwierigen, noch nicht 
ausreichenden Datenlage noch kein „endgültiges“ 
Konzept vorgestellt werden konnte, ist nachvoll-
ziehbar . Eine Begründung, warum diese für den 

ersten Bericht ausgewählten Kennzahlen und 
Indikatoren zur Bestimmung der Lebenssituationen 
von Kindern und Jugendlichen (in den einzelnen 
Dimensionen Lebensbedingungen, Wohlfahrt, 
Handlungsräume) handlungsleitend sind, die 
Gewichtung der Indikatoren, die unterschiedliche 
Quantität von Kennzahlen und die Verknüpfung 
der deskriptiven Daten mit den Vertiefungskapiteln 
müssen weiterentwickelt werden .

Diese kritische Einschätzung zum vorgeschlagenen 
Daten- und Analyseinstrument soll den Verdienst 
des Berichts nicht schmälern, sondern verdeutli-
chen, dass es hier um ein Modell geht, das es  
weiterzuentwickeln gilt . Die Landesregierung würde 
es begrüßen, wenn die beteiligten Hochschulen  
mit den freien und öffentlichen Trägern der Kinder-  
und Jugendhilfe auf Basis der vorgelegten Daten 
in einen „Wissenschaft-Praxis-Dialog“ eintreten, 
um die Grundlagen für die künftigen Kinder- und 
Jugendberichte zu präzisieren .

III.2  Familienbildung als zentraler Bau-
stein für die Rahmenbedingungen eines 
guten Aufwachsens von Kindern

Für das Aufwachsen von Kindern, für ihre Erziehung  
und Persönlichkeitsentwicklung sowie für die 
perspektivische Ausgestaltung ihrer Lern- und 
Bildungsprozesse sind (in der Regel) zuallererst 
Eltern bzw . Familien verantwortlich . Der erste  
Kinder- und Jugendbericht greift dies auf, indem 
die wichtigen Bereiche der Familienbildung sowie 
der Erziehungs- und Familienberatung thematisiert 
werden . Die Landesregierung begrüßt, dass diesen 
Themen im ersten Kinder- und Jugendbericht der 
entsprechende Stellenwert zukommt .

Das Land Rheinland-Pfalz nimmt im Bereich Fa-
milienbildung eine bundesweit führende Position 
ein . In den letzten fünf Jahren wurden im Rahmen 
der Initiative „Viva Familia“ zusätzliche Mittel zur 
Verfügung gestellt, während in anderen Ländern 
die Mittel für Familienbildung drastisch gekürzt 
oder gar gestrichen wurden . Damit wurden unter-
schiedliche Programme und Prozesse in die Wege 
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geleitet, um insbesondere neue Zielgruppen zu 
erreichen, die mit traditionellen Programmen 
der Familienförderung und -bildung bislang nicht 
erreicht wurden . 

Die präventive Wirkung von Angeboten ist grund-
sätzlich schwer messbar . Dennoch wurden in der 
Modellphase einzelne Programme wissenschaft-
lich evaluiert . Die Evaluation im Programm „Heb-
ammen und andere Gesundheitsberufe beraten 
Familien“ zeigt, dass es gelungen ist,

Familien frühzeitig anzusprechen und von An- ■
fang an intensiv zu beraten und zu betreuen,

Familien mit erhöhtem Hilfebedarf zu erkennen  ■
und hier zur Vermittlung an weiterführende 
Hilfen beizutragen und

regionale Netzwerke zur Förderung der Kinder- ■
gesundheit und Stärkung der Familienkompe-
tenz aufzubauen und eng mit Akteurinnen und 
Akteuren der Kinder- und Jugendhilfe und des 
Gesundheitswesen zu kooperieren .

Die Evaluation im Programm „Netzwerk Familien-
bildung“ hat ergeben, dass

Familienbildungsangebote unterschiedlicher  ■
Akteurinnen und Akteure abgestimmt, vernetzt 
und ausgebaut werden konnten,

es gelungen ist, neue Zielgruppen zu erreichen,  ■
besonders bildungsferne Familien, und der 
Stellenwert von Familienbildung als regelhaftes 
präventives Angebot innerhalb der Kinder- und 
Jugendhilfe gestärkt wird . 

Vor diesem Hintergrund ist die in Kapitel 3 .2 .2  
getroffene Aussage, dass mit Ausnahme der  
wissenschaftlichen Evaluation der „Häuser der  
Familien“ die anderen Familienbildungsprogram-
me nicht evaluiert seien, so nicht haltbar . Alle 
Programme im Bereich des Schwerpunkts „Er-
ziehungskompetenz stärken“ der Initiative „Viva 
Familia“ sind breitenwirksam angelegt . Bei der 
Umsetzung liegt ein besonderes Augenmerk auf 

der interkulturellen Öffnung, die auch beim Cont-
rolling entsprechend nachzuweisen ist .

Die Förderung von Familienbildungsstätten und 
Familienzentren durch die Kommunen (Jugend-
ämter) geht weit über die im Bericht zitierte 
finanzielle Förderung hinaus . So erhalten die 
Einrichtungen beispielsweise mietfreie Räumlich-
keiten, kostenfreie Sachleistungen, Unterstützung 
bei der Öffentlichkeitsarbeit und personelle 
Unterstützung . Alle 20 anerkannten Familienbil-
dungsstätten haben Netzwerke der Familienbil-
dung initiiert, die in enger Zusammenarbeit mit 
den für Jugendhilfe zuständigen Jugendämtern 
geplant und umgesetzt werden . Darüber hinaus 
gibt es verstärkte Initiativen der Jugendämter, 
Familienbildungsangebote breitenwirksam durch 
freie und öffentliche Träger der Jugendhilfe auch 
dort zu verstärken, wo es keine Angebote durch 
Familienbildungsstätten gibt . 

III.3  Erziehungs- und Familienberatung: 
niedrigschwelliger und kostenfreier Zu-
gang für Kinder, Jugendliche und Eltern 

Die Erziehungs- und Familienberatung hat im 
Leistungsspektrum der Kinder- und Jugendhilfe 
in den Kommunen einen hohen Stellenwert . Dies 
zeigt sich alleine an der jährlich steigenden Zahl 
von Beratungen . Aus Sicht der Landesregierung 
ist ein besonderes Qualitätsmerkmal der niedrig-
schwellige und kostenfreie Zugang zur Beratung 
für Väter, Mütter und Kinder . Die Landesregierung 
bringt mit der neuen Verwaltungsvorschrift für 
Soziale Beratungsstellen zum Ausdruck, dass sie 
sowohl ein hohes Interesse an der fachlichen 
Gestaltung und Weiterentwicklung des Feldes hat 
als auch die hohen finanziellen Belastungen der 
Kommunen anerkennt und sich daher bis zu 25 % 
an den Fachpersonalkosten in allen 128 Sozialen 
Beratungsstellen (Erziehungsberatungsstellen, 
Ehe-, Familie- und Lebensberatungsstellen sowie 
Suchtberatungsstellen) beteiligt . In Kapitel 3 .2 .2 
sind die Anteile der Landesförderung dargestellt, 
dabei bleibt die Förderung durch die jeweiligen 
kommunalen Gebietskörperschaften unberück-
sichtigt .
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Die Darstellung der Familienbildung und der Bera-
tungslandschaft in Kapitel 3 .2 .2 ist insgesamt sehr 
differenziert und auch bezogen auf die Regionen 
aussagekräftig . Bedauerlicherweise wird diese dif-
ferenzierte Darstellung der Familienbildung und 
Beratung in Kapitel 6 .4 .4 nicht aufgegriffen und 
vertieft, sondern die dortige Tabelle 74 nivelliert 
diese komplexen Darstellungen des früheren  
Kapitels auf die wenig aussagekräftige Feststellung 
„vorhanden“ – „nicht vorhanden“ . 

III.4  Hilfen zur Erziehung: Hilfe und  
Unterstützung, wenn familiäre  
Ressourcen nicht mehr ausreichen 

Der erste Kinder- und Jugendbericht macht die 
Bedeutung der Hilfen zur Erziehung für Kinder, 
Jugendliche und ihre Familien deutlich . 2008 
nahmen über 21 .000 junge Menschen eine Hilfe 
zur Erziehung in Anspruch . Land und Kommunen 
wendeten 2008 270 Mio . Euro für diesen Bereich 
auf . Auch hier sieht sich die Landesregierung 
gegenüber den Kommunen in der Verantwortung . 
Über 44 Mio . Euro hat die Landesregierung in 
2008 den Kommunen für die Hilfen zur Erziehung 
erstattet . 

Die Landesregierung teilt die Einschätzung des 
Berichts, dass der Umbau der Hilfen zur Erzie-
hung – Qualifizierung der Hilfen und Ausbau der 
ambulanten Hilfen – seit den 1990er Jahren eine 
Erfolgsgeschichte von Land, Kommunen und 
freien Trägern ist . Hieran gilt es, gerade vor dem 
Hintergrund steigender Fallzahlen und Kosten, 
intensiv weiter zu arbeiten . Das Land hat dabei 
vor allem eine Initiierungs- und Moderationsfunk-
tion . Die Erziehungshilfeoffensive als programma-
tischer Titel eines Bündels von Maßnahmen bildet 
das Dach für die unterschiedlichen Aktivitäten . 
Die Fortführung des Berichtswesens für die Hilfen 
zur Erziehung ist in diesem Zusammenhang ein 
Schwerpunkt .1  

1 Der dritte Landesbericht Hilfen zur Erziehung erscheint im Juni 2010 .

III.5  Kinderarmut 

In regelmäßigen Abständen werden im Auftrag 
des Landtags Armuts- und Reichtumsberichte 
erstellt . Der vierte Armuts- und Reichtumsbe-
richt vom 25 . Februar 2010 liegt als Bericht dem 
Landtag vor (Drucksache 15/4285) . Die Situation 
von Familien und Kindern wird in diesem Bericht 
unter dem Gesichtspunkt der Armut beziehungs-
weise Armutsgefährdung in eigenen Kapiteln sehr 
ausführlich analysiert .

An verschiedenen Stellen des ersten Kinder- und 
Jugendberichts wird das Thema Armut aufge-
griffen (explizit in Kapitel 2 .4) . Unter anderem 
wird die Aussage getroffen, dass Rheinland-Pfalz 
hinsichtlich Armut und Armutsgefährdung im 
Bundesdurchschnitt liege . Diese Aussage ist nicht 
präzise . Vielmehr zeigen die Berechnungen des 
Statistischen Landesamtes für das Jahr 2008, dass 
Rheinland-Pfalz im Vergleich der Armutsrisiko-
quoten an sechster Stelle liegt . Beim Vergleich der 
Mindestsicherungsquoten belegt Rheinland-Pfalz 
die drittniedrigste Quote nach den wirtschafts-
starken Ländern Bayern und Baden-Württemberg . 

Bei der Kinderarmut liegt der Schwerpunkt der 
„Armutsbekämpfung“ zunächst darin, die Erwerbs- 
arbeits- und Einkommenssituation der betroffe-
nen Familien zu verbessern . Die Reduzierung der 
Arbeitslosigkeit ist daher ein vorrangiges Ziel . 
Bis zur Finanz- und Wirtschaftskrise konnten in 
Rheinland-Pfalz beachtliche Erfolge erzielt werden . 
So sank die Arbeitslosenquote im September  2008  
auf 5,2 Prozent . Zum anderen ist der Mindestlohn  
ein wichtiger Faktor, um Armut zu verhindern oder  
zu bewältigen . Es gibt kein wirksameres Mittel 
gegen Armut als neue Arbeitsplätze, aber nur 
dann, wenn Arbeit auch armutsfest bezahlt wird . 
Die Landesregierung Rheinland-Pfalz setzt sich 
deshalb – unter anderem durch eine Bundesratsini-
tiative im Jahr 2007 – nachdrücklich für die Einfüh-
rung von Mindestlöhnen in allen Branchen ein .

Dem Bericht ist zuzustimmen, wenn er konstatiert,  
dass neben der materiellen Dimension – Einkom-
mensarmut – der Einfluss von Armut auf weitere 
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Dimensionen der Lebensgestaltung wie Bildung, 
Gesundheit und die Einbindung in soziale Netz-
werke von zentraler Bedeutung ist . 

Exemplarisch werden im Folgenden Maßnahmen 
der Landesregierung zur Armutsbekämpfung von 
Kindern kurz benannt, die dem zuvor Gesagten 
bereits seit Langem Rechnung tragen:

Als eine Maßnahme zur Prävention von Kinder- ■
armut beziehungsweise zur Milderung der 
negativen Folgen von Kinderarmut ist die Lan-
desstiftung „Familie in Not – Rheinland-Pfalz“ 
zu benennen . Das Stiftungsvermögen beträgt 
derzeit 8,1 Mio . Euro . Nach der Satzung verfolgt 
die Stiftung den Zweck, schwangeren Frauen 
und Familien, vor allem kinderreichen Familien 
und alleinerziehenden Müttern und Vätern, 
die sich in einer außergewöhnlichen Not- oder 
Konfliktsituation befinden, schnelle und auf 
den Einzelfall abgestimmte finanzielle Hilfen zu 
ermöglichen . Die Leistungen der Stiftung sind 
eine wichtige Ergänzung zu den gesetzlichen 
Leistungen und werden im Einzelfall in Zusam-
menarbeit mit den sozialen Beratungsstellen 
und den örtlich zuständigen Jugend- und 
Sozialämtern vermittelt . Zurzeit stehen jähr-
lich etwa 360 .000 Euro für Einzelfallhilfen zur 
Verfügung . Hinzu kommen die Mittel aus der 
Bundesstiftung „Mutter und Kind“ in Höhe von 
rund 4,4 Mio . Euro .

Auskommen mit dem Einkommen, wirtschaft- ■
liche Haushaltsführung, richtiges Einkaufen 
und die Organisation eines Haushaltes sind 
Kompetenzen, die Familienbildung vermittelt 
und die gerade für Familien mit einem geringen 
Einkommen extrem wichtig sind . Im Rahmen 
der Initiative „Viva Familia“ wurde daher das 
Modellprogramm „Netzwerk Familienbildung“ 
(vgl . oben Abschnitt III .2) gestartet . 

Von Bedeutung ist ebenfalls das Netzwerk   ■
„Regionaler Knoten Rheinland-Pfalz – Kinderge-
sundheit in sozial benachteiligten Lebenslagen“ 
unter der Federführung der Landeszentrale 
für Gesundheitsförderung in Rheinland-Pfalz . 

Es dient dem Austausch von Erfahrungen und 
Informationen aus Projekten der Gesundheits-
förderung, Familienbildung und -beratung, der 
Gemeinwesenarbeit und der Sozialen Arbeit . 

Kein Kind, das in Rheinland-Pfalz über die Mit- ■
tagszeit hinaus eine Kindertagesstätte besucht 
und am Mittagessen dort teilnehmen kann, soll 
wegen fehlender finanzieller Mittel vom Essen 
ausgeschlossen sein . Die Landesregierung und 
die kommunalen Spitzenverbände unterzeich-
neten eine entsprechende Vereinbarung . Das 
Land stellt hierfür in Form einer freiwilligen 
Leistung für die zwölf kreisfreien Städte und die 
24 Landkreise – auch für deren große kreisan-
gehörige Städte mit eigenem Jugendamt – seit 
Januar 2009 jährlich 1,5 Mio . Euro in einem 
Sozialfonds bereit .

Zur Förderung der Chancengleichheit hat sich  ■
die Landesregierung dazu entschieden, einen 
Sozialfonds für das Mittagessen in Ganztags-
schulen zum Schuljahresbeginn 2006/07 ein-
zurichten . Das Land Rheinland-Pfalz hat damit 
bundesweit eine Vorreiterrolle übernommen . 
Mit dem Sozialfonds wird der Essenspreis vom 
Land mitfinanziert, seit dem Schuljahr 2009/10 
mit insgesamt 1,4 Mio . Euro an Landesmitteln . 

Die Ganztagsschulen in Rheinland-Pfalz haben  ■
ein erweitertes pädagogisches Angebot, das 
die Chancengleichheit erhöht, zusätzliche 
Förderung ermöglicht und den Kindern und 
Jugendlichen – unabhängig von den finanziellen 
Möglichkeiten des Elternhauses – ein breites 
Spektrum kultureller, sportlicher und lernan-
regender Möglichkeiten bietet . 

Die Landesregierung stellt außerdem Projekt- ■
mittel zur Verfügung, um Kindern, die von 
Armut betroffen sind, gezielt Angebote zu 
eröffnen, die ihre persönliche und soziale Ent-
wicklung stärken . Die entsprechenden Förder-
kriterien wurden gemeinsam mit der Liga der 
Wohlfahrtsverbände Rheinland-Pfalz entwickelt . 
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Gefördert werden: 
 Projekte, die die Potentiale von Kindern in •	
benachteiligten Wohngebieten fördern, die 
Ausgrenzung verhindern und die die pro-
fessionellen und informellen Ressourcen 
innerhalb und außerhalb des Wohngebietes 
nutzen und vernetzen . Dazu zählen vor allem 
Projekte, die die Partizipation der Kinder und 
Jugendlichen unterstützen und ihre Teilhabe 
z . B . an Kunst und Kultur stärken und dazu 
beitragen, die sogenannten sozialen Brenn-
punkte zu öffnen .
 Der Aufbau „runder Tische“ mit dem Ziel der •	
Vernetzung der Akteurinnen und Akteure 
innerhalb des benachteiligten Wohngebietes .
 Professionsübergreifende, brennpunktspezi-•	
fische Fortbildungen .

III.6  Frühe Förderung, Hilfe und Schutz 
in der Kindheit – Unterstützung von 
Anfang an 

Die Landesregierung begrüßt ausdrücklich, dass 
der Bericht der frühen Kindheit auch unter den 
Aspekten „Frühe Förderung und Frühe Hilfe“ einen 
eigenen Schwerpunkt eingeräumt hat (Kapitel 
6 .4) . Jedoch kann die Kritik, dass die familien-
unterstützenden örtlichen Institutionen in keinem 
Zusammenhang mit den Lebenslagen und Belas-
tungen der Familien stehen, nicht nachvollzogen 
werden; diese Ausführungen hält die Landesregie-
rung für nicht belegt . Hier wäre ein differenzierterer 
Zugang zu der durchaus als wichtig anerkannten 
Fragestellung wünschenswert gewesen .

Der rheinland-pfälzische Landtag hat am 
27 . 02 . 2008 einvernehmlich das Landesgesetz 
zum Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit  
(LKindSchuG) verabschiedet . Das Gesetz ist am 
21 . 03 . 2008 in Kraft getreten . Durch die Verknüp-
fung von Prävention, Frühen Hilfen und gesund-
heitlicher Förderung mit der Bereitstellung von 
finanziellen Mitteln hat das Landesgesetz bundes- 
weit Vorbildcharakter . Die Landesregierung 
teilt nicht die Einschätzung des Berichts, dass 
das Gesetz den kontrollierenden Charakter des 

Kinderschutzes unterstützt, und hält dies für eine 
verkürzte und sachlich nicht begründete Schluss-
folgerung . 

Im Zentrum des Landesgesetzes zum Schutz von 
Kindeswohl und Kindergesundheit stehen der 
Aufbau der lokalen Netzwerke sowie das verbind-
liche Einladungs- und Erinnerungswesen zu den 
Früherkennungsuntersuchungen . 

Bei den lokalen Netzwerken geht es insbesondere  
um das aktive Einbeziehen der Einrichtungen und  
Dienste der Gesundheitshilfe . Die Jugendämter 
haben die Verantwortung für den Aufbau und 
die Arbeit der lokalen Netzwerke . Die Ziele der 
lokalen Netzwerke sind in § 3 LKindSchuG hin-
reichend beschrieben . Sie zielen ausdrücklich auf 
Frühe Förderung und Frühe Hilfe und nicht auf 
Kontrolle und Intervention . Seit Ende 2009 sind 
alle Jugendämter an lokalen Netzwerken beteiligt . 
Daher unterstützt die Landesregierung ausdrück-
lich die Empfehlung zur flächendeckenden Einfüh-
rung Früher Hilfen . Hier liegt für die kommenden 
Jahre eine zentrale Gestaltungsaufgabe von Land 
und Kommunen . Dabei darf der Ausbau von Frü-
hen Hilfen nicht zu Lasten von anderen Leistungen 
von Kindern und Jugendlichen (z . B . Förderung und 
Hilfe von Jugendlichen) gehen . Im Bereich der 
Frühen Hilfen kommt den Angeboten für Kinder 
von sucht- und psychisch kranken Elternteilen 
eine besondere Bedeutung zu . 

Bei der Darstellung des Landesgesetzes zum 
Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit ist 
dem Bericht entgangen, dass der Gesetzgeber den 
Jugendämtern eine Servicestelle zum Aufbau der 
lokalen Netzwerke, angesiedelt beim Landesamt 
für Soziales, Jugend und Versorgung, Abteilung 
Landesjugendamt, zur Seite gestellt hat . Diese  
Servicestelle berät und unterstützt die Jugendämter 
beim Auf- und Ausbau der lokalen Netzwerke . 

Früherkennungsuntersuchungen tragen wesent-
lich zu einem gesunden Aufwachsen bei und 
helfen mit, rechtzeitig durch eine frühe Förderung 
eine drohende Behinderung zu vermeiden oder 
deren Auswirkungen zu reduzieren . Ziel muss 
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sein, durch mehr Verbindlichkeit von Früherken-
nungsuntersuchungen die gesunde Entwicklung 
von Kindern zu fördern . Daher wurde in dem 
Landesgesetz ein verbindliches Einladungs- und 
Erinnerungswesen zu den Früherkennungsunter-
suchungen geregelt . Dabei gilt es ausdrücklich 
festzuhalten, dass die Früherkennungsmaßnahmen 
nicht geeignet sind, um Vernachlässigungen und 
Misshandlungen von Kindern systematisch zu 
erkennen . 

Das Landesgesetz sieht gegenüber dem Landtag 
eine Berichtspflicht in jeder Legislaturperiode 
erstmals in 2010 vor . Die Landesregierung hat 
daher in 2009 eine Evaluation des Landesgesetzes 
in Auftrag gegeben . Der Abschlussbericht der  
wissenschaftlichen Evaluation wird Grundlage  
des Berichts an den Landtag sein . Die Landes-
regierung erwartet von dem Evaluationsbericht 
wichtige Hinweise zur Sicherung und Förderung 
von Kindeswohl und Kindergesundheit . 

Einen weiteren wichtigen Beitrag für einen wirk-
samen Kinderschutz, der bspw . auch die Zusam-
menarbeit von Jugendhilfe und Schule realisiert, 
wie es im Empfehlungsteil des Berichts gefordert 
wird, leisten in Rheinland-Pfalz die Kinderschutz-
dienste freier Träger, die von der Landesregierung 
mit jährlich rund 830 .000 Euro gefördert werden . 

Kinderschutzdienste sind zwar in erster Linie 
Anlaufstellen für Jungen und Mädchen, die Opfer 
von Misshandlungen oder sexuellem Missbrauch 
wurden . Zur Aufgabe rheinland-pfälzischer  
Kinderschutzdienste gehört es aber auch, dass sie 
als Fachdienste allgemeine Informationen und 
beratende Unterstützung im Einzelfall für Berufs-
gruppen anderer Institutionen, wie z . B . Kinder- 
tagesstätten und Schulen, anbieten . 

Mit ihrem kindzentrierten Ansatz und dem ganz-
heitlich – an Wille und Wohl des Kindes – orien-
tierten Angebot tragen die Kinderschutzdienste 
Rheinland-Pfalz als kind- und jugendspezifische 
Anlaufstellen zum Wohlbefinden der Kinder und 
Jugendlichen bei .

Wenn im Bericht dargestellt wird, dass bei der 
Evaluation wie auch bei der Weiterentwicklung 
des Konzepts der Kinderschutzdienste festgestellt 
wurde, dass eine verbindliche Zusammenarbeit 
von Jugendämtern und Kinderschutzdiensten sich 
noch konkretisieren müsse und noch nicht gesagt 
werden könne, wie weit die Integration der Kinder- 
schutzdienste in die örtlichen Netzwerke zum 
Kinderschutz gelungen ist, vermittelt dies einen 
falschen Eindruck . Für die Kinderschutzdienste 
ist ein Standard ihrer Arbeit die Vernetzung und 
Kooperation mit Jugendamt, Beratungsstellen, 
Kindertagesstätten und Schulen . Die Kinder-
schutzdienste gehörten schon vor der Einrichtung 
von lokalen Netzwerken gemäß dem Landeskin-
derschutzgesetz Kinderschutznetzwerken an und 
haben diese mancherorts auch mit angeregt .

Wenn Kinderschutz in Rheinland-Pfalz betrachtet 
wird, können die Angebote des Deutschen Kinder-
schutzbundes mit seiner vom Land geförderten 
Qualifizierung von Ehrenamtlichen für die niedrig-
schwellige Beratung im Rahmen von Kinder- und 
Jugendtelefon wie Elterntelefon ebenso wenig 
außen vor bleiben wie der im Auftrag der Landes-
regierung entwickelte Elternkurs „Auf den Anfang 
kommt es an“ und die landesweit stattfindenden 
Kurse „Starke Eltern – Starke Kinder“, die Eltern 
bei der Wahrnehmung ihrer Erziehungsverantwor-
tung unterstützen . Es wäre daher wünschenswert, 
wenn beim nächsten Kinder- und Jugendbericht 
diese Aspekte mit in den Blick genommen würden . 

III.7  Kindergesundheit 

Das Thema Gesundheit wird im ersten Kinder- und  
Jugendbericht ausführlich aufgegriffen . Die Landes- 
regierung begrüßt, dass dem Thema Gesundheit 
diese große Bedeutung zugemessen wird . In dem 
Bericht werden wichtige Aussagen getroffen zu 
vorhandenen und im Aufbau befindlichen Quellen 
der Gesundheitsberichterstattung, zur Situation 
der Kindergesundheit und zum Gesundheitsver-
halten, zu Versorgungsangeboten sowie zu An-
geboten im Bereich der Prävention und Gesund-
heitsförderung .
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Eine besondere Stellung nimmt das Thema der 
Prävention, der Gesundheitsförderung und der 
Frühen Hilfen (s . o .) ein . Bedeutsam sind in diesem 
Zusammenhang unter anderem die Förderung 
der Zahngesundheit, der gesunden Ernährung, der 
psychischen Gesundheit sowie die Verbesserung 
des Impfschutzes und die Steigerung der Beteiligung 
an den Kinderfrüherkennungsuntersuchungen . 

Einige wichtige Angaben fehlen im Bericht . So 
lassen sich beispielsweise zur Versorgung bei psy-
chischen Erkrankungen durchaus Angaben zu den 
Leistungserbringern (niedergelassene Kinderpsy-
chiaterinnen und -psychiater sowie Kinderpsycho-
therapeutinnen und -psychotherapeuten) machen . 
Aktuell gibt es die Vorgabe, nach der 20 % der 
Psychotherapiesitze ausschließlich für Kinderpsy-
chotherapeutinnen und -therapeuten vorgesehen 
sein müssen . Bei der Versorgung von Kindern mit 
psychischen Erkrankungen spielen zudem die elf 
Psychiatrischen Institutsambulanzen (PIAs) in 
Rheinland-Pfalz eine wichtige Rolle . Auch diese 
werden nicht aufgeführt . Die Angaben zu den 
Krankenhäusern und Tageskliniken mit Fachabtei-
lung Kinder- und Jugendpsychiatrie sind veraltet 
und differieren teilweise erheblich zum aktuellen 
Stand . Die Aussagen zum Impfstatus sind teilweise 
veraltet und in ihrer Relevanz nicht klar heraus-
gearbeitet . Die dazugehörige Tabelle in Kapitel 3 .1 
zu den teilstationären und stationären Angeboten 
in der Kinder- und Jugendpsychiatrie ist in dieser 
Form irreführend, denn die ausgewiesenen Tages-
kliniken bzw . Kliniken sind für Planungsregionen 
mit einem Pflichtversorgungsgebiet nach § 12 
Landesgesetz für psychisch kranke Personen  
(PsychKG) zuständig und nicht für einzelne Land-
kreise oder Städte, wie die Tabelle suggeriert .

Mit der Ausrichtung der 1 . Nationalen Impfkonfe-
renz hat Rheinland-Pfalz im März 2009 bundesweit 
eine Vorreiterrolle eingenommen, was im Rahmen 
des Berichtes erwähnenswert gewesen wäre .

Die Problematik der Kinder von suchtkranken 
Eltern wird in dem Bericht nicht ausreichend 
betrachtet . Gerade Kinder von Suchtkranken 
sind bezüglich vieler Entwicklungsmerkmale eine 

benachteiligte Gruppe mit erheblichen Erkran-
kungsrisiken . Es gilt, Einrichtungen und Fachkräfte 
– insbesondere auch außerhalb des Suchthilfe-
systems – für die Probleme der betroffenen Kinder 
zu sensibilisieren und den Kindern die Wahrneh-
mung ihrer Chancen zu ermöglichen . Die Landes-
regierung legt in ihrer Arbeit einen besonderen 
Schwerpunkt darauf, dass die Bedarfe der Kinder 
von Suchtkranken hinreichend in der Praxis be-
rücksichtigt werden . 

Stringent wäre es gewesen, den ersten sehr dif-
ferenzierten Blick auf die gesundheitliche Lage 
von Kindern und Jugendlichen in Kapitel 3 .1 beim 
sogenannten „zweiten Blick“ wiederaufzugreifen 
und hier nicht neue Indikatoren wie Geburts-
gewicht, Säuglingssterblichkeit, Behinderung 
und Anteile von pflegebedürftigen Kindern und 
Jugendlichen einzuführen . Diese Indikatoren 
waren Grundlage für eine UNICEF-Studie zur ge-
sundheitlichen Lage von Kindern in 21 Industrie-
ländern . Um eine Vergleichbarkeit herzustellen, 
wurden Basisdaten, die in allen untersuchten 
Ländern zur Verfügung standen, als Indikatoren 
herangezogen . Allerdings wurden diese Indikatoren 
in der fachlichen Debatte als nicht ausreichend für 
die Beschreibung der gesundheitlichen Lage von 
Kindern und Industrieländern angesehen . Dies gilt 
insbesondere für die Indikatoren „Säuglingssterb-
lichkeit“ und „Geburtsgewicht“ . In Rheinland-Pfalz 
beispielsweise betrug die Säuglingssterblichkeit 
im Jahre 2008 3,1 Gestorbene im ersten Lebens-
jahr je 1 .000 Lebendgeborene . Auch in Rheinland-
Pfalz konnte damit – wie auch im Bundesdurch-
schnitt – der bisher niedrigste Wert erreicht 
werden . Zudem liegt die Quote in Rheinland-Pfalz 
erstmals unter dem Bundesdurchschnitt . 

Die kritische Debatte um diese Indikatoren wird 
im ersten Kinder- und Jugendbericht nicht darge-
stellt, sondern die Indikatoren werden unkritisch 
übernommen und fließen in die Berechnung des 
Child-Well-being-Konzeptes mit ein . 

Fragen zur gesundheitlichen und emotionalen 
Entwicklung der Kinder in Kindertagesstätten 
werden bei der Darstellung der Bildungs- und 
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Erziehungsempfehlungen für Kindertagesstätten 
in Rheinland-Pfalz, auf die der Bericht eingeht 
(s . u .), nicht angesprochen . Dabei wird beispiels-
weise durch Bewegungsförderung gesundheits-
förderliches Verhalten der Kinder unterstützt und 
die emotionale Entwicklung der Kinder positiv 
beeinflusst . Nachfolgende Initiativen zeigen 
exemplarisch, wie die Landesregierung die Bewe-
gungsförderung von Kindern unterstützt:

Einen Anreiz zur Weiterentwicklung des be- ■
wegungs- und gesundheitsfördernden Profils 
rheinland-pfälzischer Kindergärten schafft seit 
2005 die Ausschreibung des Qualitätssiegels 
„Bewegungskindergarten Rheinland-Pfalz“, 
dessen Besonderheit es ist, von einem breit 
angelegten Spektrum gesundheitsfördernder 
Institutionen innerhalb des Aktionsbündnisses 
„Bewegungskindergarten Rheinland-Pfalz“ 
getragen zu werden . 

Ergänzt wird dies durch das vom Land geförderte  ■
Programm der Sportjugend des Landessport-
bundes unter dem Motto „Kindergarten-Kids –  
Mit Bewegung schlau und fit“, in dessen Rahmen  
sowohl die Kooperation zwischen Kindergarten 
und Sportverein als auch die Materialausstat-
tung der Kindergärten gefördert werden .

Um Gesundheitsförderung speziell für Kinder  ■
in benachteiligten Wohngebieten geht es beim 
Projekt zur Bewegungsförderung in Kooperation  
mit Sportvereinen für Spiel- und Lernstuben 
sowie Horten in sozial benachteiligten Wohn-
gebieten, das ebenfalls von der Sportjugend des 
Landessportbundes getragen wird . Die Landes-
förderung bezieht sich hier auf die Vermittlung 
einer Kooperation zwischen Spiel- und Lern-
stuben bzw . Horten in sogenannten sozialen 
Brennpunkten und einem Sportverein zur 
Durchführung eines regelmäßigen Sport- und 
Bewegungsangebots für die Kinder und Jugend-
lichen der Einrichtung durch Übungsleiter und 
-leiterinnen eines benachbarten Sportvereins . 

Um den Blick auf die Gesundheitsförderung als  ■
Thema der Kinder- und Jugendhilfe zu unter-
stützen, wird das Kinderrecht auf Gesundheit 
Thema der rheinland-pfälzischen „Woche der 
Kinderrechte“ 2011 sein . 

III.8  Kinder mit Behinderung:  
Inklusion und Teilhabe 

Der Bericht macht insbesondere in Kapitel 3 .1 .3 .4 
Ausführungen zum Thema Behinderung . Die 
Landesregierung bedauert, dass das Thema Kinder 
mit Behinderung nicht vergleichbar mit dem 13 . 
Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung 
als Querschnittsthema gewählt wurde . Dieser 
Zugang würde dem Ziel der Inklusion stärker 
entsprechen . 

Die im Zuge der UN-Behindertenrechtskonvention 
sowie des 13 . Kinder- und Jugendberichts geführte 
bundesweite Debatte über die Zusammenführung 
aller Leistungen für Kinder und Jugendliche – 
gleich ob mit oder ohne Behinderung – unter dem 
Dach des SGB VIII wird von der Landesregierung 
positiv aufgenommen . Im Mittelpunkt stünde 
damit die Eigenschaft „Kind bzw . Jugendlicher“ 
und erst in zweiter Linie läge der Blick auf den 
bestehenden Problemen des Kindes oder Jugend-
lichen und auf seiner Behinderung . Ein ganzheitli-
cher Ansatz würde damit konsequent verwirklicht 
werden . 

Die im Kapitel 9 dargestellten Handlungsbedarfe  
und Empfehlungen thematisieren unter dem 
Punkt 3 „Weiterentwicklung der Kinder- und Jugend- 
hilfe in Rheinland-Pfalz“ unter anderem auch 
die „Weiterentwicklung der Angebote für Kinder 
psychisch kranker Eltern“ . Hier wird sprachlich 
ein Zusammenhang zwischen der Zunahme von 
psychischen Beeinträchtigungen von Kindern und 
Jugendlichen und der wachsenden Zahl psychisch 
erkrankter Eltern mit Kindern konstruiert, der so 
fachlich nicht stimmig ist . Die wachsende Zahl 
von jungen Menschen mit psychischen Beein-



15

trächtigungen2 ist die eine Beobachtung . Die Zahl 
psychisch kranker Eltern wächst in den letzten 
Jahren nicht . Vielmehr wird die besonders be-
lastende Situation der Kinder chronisch kranker 
Eltern in den letzten Jahren – insbesondere von 
der Jugendhilfe – verstärkt wahrgenommen . Dies 
ist Anlass für vielfältige gemeinsame Aktivitäten 
von Jugendhilfe und Gesundheitswesen . Dabei ist 

2 Ob dies, wie im Bericht formuliert, psychische Erkrankungen sind, 
soll hier nicht weiter erörtert werden .

die Begrenzung auf psychisch kranke Eltern nicht 
fach- und sachgerecht . So wird zurzeit bundes-
weit unter der Begrifflichkeit „Elternassistenz“ 
diskutiert, unter welchen Rahmenbedingungen 
(auch leistungsrechtliche) Angebote für Eltern 
bzw . Elternteile mit Behinderungen oder chro-
nischen Erkrankungen geschaffen und finanziert 
werden können . Die Landesregierung setzt sich 
nachdrücklich für eine Unterstützung von Eltern 
mit Behinderungen ein, damit diese ihre Kinder 
gleichberechtigt erziehen können .

Bestmögliche Erziehung, Bildung und Betreuung –  
für alle jungen Menschen von Anfang an

III.9  Frühe Erziehung, Bildung und  
Betreuung von Anfang an

Der Bericht hebt in besonderer Weise das Enga-
gement des Landes Rheinland-Pfalz im Bereich 
der frühen Erziehung, Bildung und Betreuung 
hervor . Der im 11 . Kinder- und Jugendbericht der 
Bundesregierung hervorgehobenen öffentlichen 
Verantwortung für das Aufwachsen von Kindern 
wird in Rheinland-Pfalz eine Priorität eingeräumt . 
Dabei versteht sich das öffentliche Engagement, 
das von Land, Kommunen und von freien Trägern 
verantwortet wird, als eine Leistung, die Kinder 
frühestmöglich fördert und Familien unterstützt . 
Der Bericht bestätigt die Bedeutsamkeit dieser 
zweifachen Perspektive: die herausgehobene 
bildungspolitische Bedeutung der Frühen Förderung 
der Kinder sowie die Unterstützung der Familien . 
Das Land folgt somit modernen frühpädago-
gischen Ansätzen und Konzepten ebenso wie 
einer modernen Betrachtung der Leistungen von 
Familien, die maßgeblich darin bestehen, Kindern 
bestmögliche Bedingungen des Aufwachsens  
zu ermöglichen; hier sind Familien grundlegend 
auf öffentliche Unterstützung angewiesen . Der 
Bericht fügt einen dritten Aspekt hinzu, die „För-
derung, Hilfe und Schutz in der frühen Kindheit“, 
der in enger Verbindung zu den beiden anderen 
Perspektiven steht (siehe hier in der Stellungnahme  

als eigenen Abschnitt) . Die im Kinder- und Jugend- 
bericht zugrunde gelegten theoretischen Annah-
men und wissenschaftlichen Aussagen werden 
von der Landesregierung geteilt .

Für die statistische Zusammenstellung der Lebens- 
bedingungen von 0- bis 6-jährigen Kindern in 
Rheinland-Pfalz (Kapitel 6 .2) sowie des Angebotes 
an (Kapitel 6 .3 .1) und der Inanspruchnahme von 
Kindertageseinrichtungen (Kapitel 6 .3 .2) wäre 
eine Begründung der Auswahl der Datensätze 
wünschenswert gewesen . Da zudem die jeweilige 
Aktualität der Datensätze bereits mit Veröffentli-
chung des Berichts nicht mehr gegeben ist, sollte 
bei der Fortschreibung des Berichtes umso mehr 
geprüft werden, welche Datensätze mit welcher 
Fragestellung oder Zielstellung herangezogen 
werden . 

Das politische Engagement des Landes Rheinland-
Pfalz im Bereich der frühkindlichen Betreuung 
macht der Bericht insbesondere am Landespro-
gramm „Zukunftschance Kinder – Bildung von 
Anfang an“ fest . Seit seinem Start im Jahr 2005 
hat das Landesprogramm bereits sowohl durch 
bundespolitische Entwicklungen (Bund-Länder-
Vereinbarung zum Ausbau der Plätze für Kinder 
unter drei Jahren) als auch durch weitere Akzen-
tuierungen des Landes selbst (Einführung der 
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vollständigen Beitragsfreiheit im Kindergarten für 
Kinder ab dem vollendeten zweiten Lebensjahr ab 
01 . 08 . 2010) eine dynamische Fortentwicklung 
erfahren . 

Der Bericht nimmt die Aspekte
Ausbau des Betreuungsangebotes für unter  ■
Dreijährige,
Bildungs- und Erziehungsempfehlungen für  ■
Kindertagesstätten,
Maßnahmen der Sprachförderung, ■
Qualifizierung der pädagogischen Fachkräfte  ■
sowie den 
Ausbau der Kindertagespflege ■

gezielt in den Blick .

Die sukzessive Einführung der Beitragsfreiheit 
in Kindergärten seit Januar 2006, die ab August 
2010 auch für Kinder ab dem vollendeten zweiten  
Lebensjahr gelten wird, hat einen zentralen 
Stellenwert in der Kindertagesstättenpolitik des 
Landes . Aus Sicht der Landesregierung hat die Bei-
tragsfreiheit eine bedeutende bildungspolitische 
Stellung mit Blick auf die Chancengleichheit für 
das Aufwachsen der Kinder – eine Zielperspektive, 
die der Bericht ja auch wesentlich verfolgt . Die 
Beitragsfreiheit des Kindergartens ab zwei Jahren 
unabhängig von einer Prüfung der Einkommens-
verhältnisse trägt aus Sicht der Landesregierung 
maßgeblich dazu bei, frühkindliche Bildung als 
selbstverständliches Angebot öffentlicher Er-
ziehung, Bildung und Betreuung von Kindern zu 
etablieren und das Bewusstsein zu stärken, dass 
es sich um eine wirkungsvolle bildungspolitische 
Maßnahme handelt, die familiale Erziehung und 
Bildung unterstützt .

Der Bericht kann bei der Darstellung des Ausbaus 
der Betreuungsangebote für unter Dreijährige 
(Kapitel 6 .3 .3 .2) nur eine Momentaufnahme 
abbilden . Die enorme Ausbaudynamik stellt aus 
Sicht der Landesregierung große Herausforderun-
gen an die Fachpraxis und bildet zugleich einen 
gesellschaftlichen Mentalitätswechsel ab, nämlich 
den einer zunehmenden Akzeptanz und Nachfrage 
nach außerfamiliären Betreuungsangeboten . So 
ist die absolute Zahl der Plätze für Kinder unter 

drei Jahren in Kindertagesstätten von knapp 6 .500 
in Mitte 2005 auf fast 21 .000 im Februar 2010 
gestiegen . Die Zahl der Plätze für unter Dreijährige 
in Kindertagesstätten hat sich damit seit 2005 
mehr als verdreifacht . 

Mit Blick auf das fachpolitische Engagement des 
Landes für die frühkindliche Bildung bestätigt der 
Bericht, dass in Rheinland-Pfalz die inhaltliche 
Grundlegung frühpädagogischer Konzepte mit 
den 2004 veröffentlichten Bildungs- und Erzie-
hungsempfehlungen für Kindertagesstätten in 
Rheinland-Pfalz (BEE) im bundesweiten Vergleich 
bereits früh vorgelegt wurde . Dass die Umsetzung  
der BEE gerade auch in den Maßnahmen zur 
Qualifizierung des Personals ihre Berücksichtigung 
findet, für die das Land Finanzmittel einsetzt, 
stellt der Bericht eigens heraus (Kapitel 6 .3 .3 .5) .

Im Bereich der finanziellen Förderung von Sprach-
fördermaßnahmen (Kapitel 6 .3 .3 .4) nimmt der 
Bericht insbesondere die für Sprachförderbedürf-
tigkeit von Kindern bedeutsam eingeschätzten 
Aspekte des „Migrationshintergrundes“ und der 
„benachteiligten sozialen Lage“ in den Blick . Diese 
beiden Aspekte sind zugleich die Verteilungskrite-
rien der seitens des Landes zur Verfügung gestell-
ten Sprachförderbudgets . Aus Sicht des Landes 
ist auch hinzuweisen auf die Bedeutung einer 
Qualifizierung der Sprachförderkräfte in Kinder-
tagesstätten, für die das Land eine eigene Qualifi-
zierung vorsieht . 

Bei der Qualifizierung der pädagogischen Fach-
kräfte (Kapitel 6 .3 .3 .5) führt der Bericht die vom 
Land geförderten Fortbildungsmaßnahmen sowie 
die Ernennung von Konsultationseinrichtungen 
an . Die beiden an der FH Koblenz angebotenen 
Studiengänge und die Anpassung der Lehrpläne in 
der Fachschulausbildung wären zu ergänzen . 

Insgesamt kann das System der institutionellen 
Kindertagesbetreuung als gutes Beispiel dafür 
herangezogen werden, wie wichtig der Landes-
regierung die Stärkung und Unterstützung der 
regionalen Verantwortung für eine bedarfsgerechte 
Gestaltung von Leistungen und Angeboten für 
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junge Menschen und ihre Familien sind, wie es in 
den Handlungsempfehlungen gefordert wird . Trä-
gerautonomie und Eigenverantwortung werden  
als maßgeblicher Motor für eine verantwortliche  
Weiterentwicklung vor Ort gesehen . Dabei ist 
stets zu beachten, dass zwischen regionaler 
Verantwortung vor Ort und landesweit vergleich-
baren Lebensbedingungen ein Spannungsverhält-
nis besteht . Vorgegebene Rahmenbedingungen 
einerseits und Anreizsysteme zur lokalspezifischen 
Ausgestaltung andererseits müssen entsprechend 
abgewogen werden . Die Autonomie der Träger 
von Kindertageseinrichtungen wie der örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe wird durch 
konsequente Beteiligungsformen in der Ent-
wicklung von Vereinbarungen ernst genommen . 
Gleichzeitig vollzieht sich die Praxis der Weiter-
entwicklung in einem breiten Konsens, der  
landesweite Entwicklungen vergleichbar macht .

Im Bereich des Ausbaus der Kindertagespflege 
(Kapitel 6 .3 .3 .6) spiegelt der Bericht die beiden 
Akzentsetzungen des Landes wider: Kindertages-
pflege als eine das institutionelle Angebot der 
Kindertagesbetreuung ergänzende Möglichkeit 
familiärer Unterstützung sowie die Unterstützung 
der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bei der Qualifizierung der Kindertagespflege-
personen .

III.10  Schulabschlüsse und  
Schulübergänge

Die Bedeutung der schulischen Bildung ist in 
Kapitel 3 .3 Schule hervorgehoben worden . Die  
begonnene Schulstrukturreform findet im Aus-
blick Erwähnung . Die in die Berichterstattung 
einbezogenen Daten können sich allerdings darauf 
noch nicht beziehen . Berichtet wird über quanti-
tative Entwicklungen bei den Einschulungen, die 
Nutzung von nicht überall in Rheinland-Pfalz 
vorhandenen Schulkindergärten und die Über-
gangsquoten zu den weiterführenden Schulen, die 
insbesondere vor dem Hintergrund einer laufen-
den Schulstrukturreform nur noch bedingt einen 
Aussagewert haben . Das galt aber bereits seit 

Mitte der 1990er Jahre, als die Regionalen Schulen 
bereits zahlreiche Hauptschulen ersetzten .  
Deshalb muss zu den hier dokumentierten 
Übergangsquoten immer das damals regional 
vorhandene Schulangebot betrachtet werden . 
Das regional vorhandene Schulangebot ist vor 
allem aber auch bedeutsam für die Interpretation 
der Schulentlassenen aus allgemeinbildenden 
Schulen . Scheinbare Verzerrungen innerhalb der 
Gebietskörperschaften müssen regionalbezogen 
ausgewertet werden, um keine falschen Schlüsse 
z . B . hinsichtlich der Abiturientenquote zu ziehen . 
Kreisangehörige Städte fungieren als Schulstand-
orte für umliegende Landkreise, die zum Teil kein 
gymnasiales Angebot haben .

Sorge bereiten abweichende Abschlussquoten von  
Schülern mit Migrationshintergrund, aber auch 
von Jungen und Mädchen . Obwohl dies bundes-
weit feststellbare Befunde sind, hat die Landes-
regierung erkannt, dass hier noch aktiver ge-
gengesteuert werden muss, und entsprechende 
Maßnahmen ergriffen . Eine dieser Maßnahmen 
ist das Projekt „Keine/r ohne Abschluss“ . Dieses 
Projekt beinhaltet ein Förderprogramm, das ganz 
konkret auf die Bedürfnisse der Jugendlichen 
abgestimmt ist, die nach neun Schuljahren den 
Schulabschluss der Berufsreife noch nicht erreicht 
haben, sowie auf Schülerinnen und Schüler aus  
Förderschulen, die nach dem Abschluss der  
besonderen Form der Berufsreife (Abschluss im 
Förderschwerpunkt Lernen) nun auch dieses Ziel  
erreichen wollen . Neben einer intensiven Ver-
knüpfung mit der Praxis in Betrieben durch 
Erkundungen, Tages-, Block- und Langzeitpraktika 
sowie Schulprojekten in vier Lernbereichen und 
im Fach Religion soll eine maximale Klassenstärke 
von weniger als 20 Schülerinnen und Schülern 
dabei helfen, Abschluss und Anschlussfähigkeit zu 
erreichen . Weitere Kennzeichen des Projekts sind 
eine verpflichtende ganztägige Zeitstruktur und 
eine verstärkte Einbindung der Eltern .
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III.10.1  Schulabschlüsse an  
Förderschulen 

Es ist erklärtes Ziel der Landesregierung, allen 
Schülerinnen und Schülern – ganz besonders 
denen mit sonderpädagogischem Förderbedarf – 
einerseits die ihren Fähigkeiten entsprechenden 
Schulabschlüsse zu ermöglichen und sie ander- 
erseits so weit wie möglich an die Berufsreife 
heranzuführen . Dazu wird eine Vielfalt der Förder-
möglichkeiten angestrebt und eine Vielfalt der 
Möglichkeiten, den Schulabschluss der Berufsreife  
zu erreichen: Dazu gehören das freiwillige 10 . Schul- 
jahr zum Erwerb der Berufsreife, das derzeit an 
25 ausgewählten Förderschulen eingerichtet ist, 
der Erwerb der Berufsreife in Kooperation von 
benachbarten Schulen (z . B . in Kooperation mit 
einer benachbarten allgemeinen Schule) oder im 
Rahmen des Berufsvorbereitungsjahres (BVJ) an 
berufsbildenden Schulen . 

Die Landesregierung wird – auch in Zusammen-
hang mit der Förderstrategie der Kultusminister-
konferenz – ein besonderes Augenmerk auf die 
Erhöhung der Abschlussquote für Förderschülerin-
nen und Förderschüler legen und dazu prüfen, wie 
auch die Daten der im Rahmen des BVJ erworbenen 
Abschlüsse statistisch erfasst werden können . 

Hinsichtlich des Wechsels von und an Förderschu-
len zeigen die Daten aus dem Schuljahr 2006 mit 
einer Relation von 1:13 ein nicht zufriedenstellen-
des Verhältnis des Wechsels zwischen Förder-
schulen und allgemeinbildenden Schulen . Seitdem 
wurden die Anstrengungen für Rückschulungen 
aus Förderschulen verstärkt (vgl . auch Landtags-
drucksache 15/2063, http://www .landtag .rlp .
de/landtag/drucksachen/2063-15 .pdf) . Im Jahr 
2009 wurden 242 Wechsel von Förderschulen an 
allgemeinbildende Schulen erfasst, denen 1029 
Wechsel an Förderschulen gegenüberstehen; dies 
entspricht einer Relation von 1:5 .

Zu berücksichtigen ist dabei auch, dass nur 3,8 % 
der Schülerinnen und Schüler in Rheinland-Pfalz 
eine Förderschule besuchen (Schuljahr 2008/09) 
im Gegensatz zu 4,92 % im Bundesdurchschnitt 

und damit Rheinland-Pfalz die zweitniedrigste 
Quote von Schülerinnen und Schülern in Förder-
schulen hat . Diese Quote sinkt kontinuierlich 
– dieses Ziel wird die Landesregierung weiter 
verfolgen .

Das Kapitel 3 .3 .2 Schulübergänge enthält Darstel-
lungen zu den Nichtversetztenquoten und deren 
Entwicklung, die missverständlich aufgefasst 
werden könnten . In künftigen Berichten sollte bei 
diesen Darstellungen darauf geachtet werden, 
dass die unterschiedlichen Rahmenbedingungen 
in den einzelnen Schularten in den grafischen 
Darstellungen oder in darauf bezogenen Erläute-
rungen deutlich werden . Beispiel: In Realschulen 
und Gymnasien finden Versetzungen am Ende der 
Klassenstufen 6, 7, 8 und 9 statt, in den Integrier-
ten Gesamtschulen nur am Ende der Klassenstufe 
9 . In der Grundschule steigen, von Ausnahmen 
abgesehen, alle Kinder im Klassenverband auf, 
und die Klassenstufen 1 und 2 bilden eine Einheit . 

III.11  Der bedarfsgerechte Ausbau der 
Ganztagsschulen (GTS) als zentrale 
Lern- und Lebensorte junger Menschen

Der erste Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz hebt als eines der zentralen Leitprojekte der 
Landesregierung das Ganztagsschulkonzept mit 
seinen spezifischen Wesensmerkmalen und Leit-
linien hervor (vgl . Kapitel 3 .4 .4) . Dadurch erfährt 
das seit 2001 beschlossene Ausbauprogramm für 
Ganztagsschulen im Bericht eine dem Landes-
programm entsprechende Würdigung, die mit der 
positiven Resonanz von Seiten der Schulen, der 
Schulträger und nicht zuletzt der Familien über-
einstimmt . Diese Akzeptanz wird ebenfalls durch 
die wissenschaftliche Begleitstudie zur Entwick-
lung von Ganztagsschulen (StEG) bestätigt .

Durch die Darstellung der GTS-Standorte auf der 
Rheinland-Pfalz-Karte (vgl . Kapitel 3 .4 .4) wird 
das Leitkonzept der Landesregierung klar veran-
schaulicht: Ziel des Ausbauprogramms ist es, ein 
bedarfsgerechtes und regional ausgewogenes Netz 
von Ganztagsschulen zu schaffen . In der laufenden 
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Legislaturperiode gilt es deshalb, möglichst in je-
der Verbandsgemeinde/verbandsfreien Gemeinde 
mindestens ein Ganztagsschulangebot im Grund-
schulbereich und in jedem Kreis/jeder kreisfreien 
Stadt mindestens ein Ganztagsschulangebot im 
Förderschulbereich einzurichten . Dies, die Schaf-
fung eines bedarfsgerechten und regional aus-
gewogenen Netzes von Ganztagsschulen, ist ein 
weiteres gutes Beispiel dafür, wie die Landesregie-
rung durch ihre Programme die regionale Verant-
wortung für eine bedarfsgerechte Gestaltung von 
Leistungen und Angeboten für junge Menschen 
und ihre Familien unterstützt, herausfordert und 
zugleich auch im Sinne der Qualitätssicherung  
und Weiterentwicklung evaluieren lässt .

Es ist positiv hervorzuheben, dass die durch den 
erweiterten Zeitrahmen im Ganztag möglich 
gewordenen Förderkonzepte im Bericht entspre-
chende Berücksichtigung finden . Der Kinder- und 
Jugendbericht Rheinland-Pfalz stellt die hier 
genannten pädagogischen und sozialen Vorzüge 
des GTS-Konzepts überzeugend dar .

Chancengerechtigkeit ist auch das Ziel des 
Sozialfonds, der im Bericht dargestellt wird . Um 
möglichst allen Kindern die Teilnahme am ge-
meinsamen Mittagessen zu ermöglichen, hat die 
Landesregierung im Schuljahr 2006/07 einen 
Sozialfonds eingerichtet (vgl . hierzu den Abschnitt 
III .5 Kinderarmut dieser Stellungnahme) . 

Durch die Ganztagsbetreuung haben Ernährungs-
aspekte eine immer größere Bedeutung bekom-
men . Es ist daher zu begrüßen, dass der Bericht 
dieses Thema kurz aufgreift . Dargestellt wird, 
dass die Verpflegung in den rheinland-pfälzischen 
Ganztagsschulen in der Verantwortung der 
kommunalen Schulträger als Pflichtaufgabe der 
Selbstverwaltung organisiert wird . Wünschens-
wert wäre es gewesen, dass auch die Aktivitäten 
der Landesregierung in Bezug auf die Einrichtung 
der Vernetzungsstelle Schulverpflegung erwähnt 
worden wären . Die Vernetzungsstelle wurde 2009 
im Rahmen des nationalen Aktionsplans „IN  
FORM“ beim Dienstleistungszentrum Ländlicher 
Raum eingerichtet . Ziel ist es u . a ., die Verantwort- 

lichen bei der Konzeptentwicklung zur Einführung 
und Qualitätsverbesserung schulischer Verpfle-
gungsangebote auf der Basis der Qualitätsstan-
dards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung 
zu unterstützen . 

Insgesamt bleibt festzustellen, dass durch die tref-
fende und mittels der Abbildungen und Tabellen 
illustrierte Darstellung des Kapitels Schule und 
Ganztag (in Kap . 3 .3 .4) im Bericht ein anschau-
licher Einblick in die Grundkonzeption und die 
Unterstützungsleistungen des Landesprogramms 
Ganztagsschule geleistet wird .

III.12  Schulsozialarbeit als wichtige  
Unterstützung für ein chancengerech-
tes Aufwachsen junger Menschen 

Schulsozialarbeit ist ein professionelles sozial-
pädagogisches Angebot am Lern- und Lebensort 
Schule . Grundlage ist eine verbindliche part-
nerschaftliche Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule . Für Kinder, Jugendliche und ihre Eltern 
öffnet die Schulsozialarbeit Zugänge zum Leis-
tungsangebot der Jugendhilfe und erweitert deren 
präventive und integrative Handlungsmöglich-
keiten . Die Landesregierung hat in den zurück-
liegenden Jahren eine erhebliche Ausweitung der 
Schulsozialarbeit auf der Grundlage der Standards 
zur Schulsozialarbeit Rheinland-Pfalz unterstützt, 
was der Bericht entsprechend würdigt . So konnte 
ausgehend von 82 landesgeförderten Schulsozial-
arbeitsstellen Ende 2006 bis zum Schuljahresende 
2008/09 an 195 allgemeinbildenden Schulen 
landesgeförderte Schulsozialarbeit angeboten 
werden . Mit dem Schuljahr 2009/10 wurde die 
Schulsozialarbeit noch einmal deutlich erweitert 
und zwar um 44 Standorte an allgemeinbilden-
den Schulen, sodass im laufenden Schuljahr an 
rund 240 Standorten Schulsozialarbeit realisiert 
werden kann . In 2010 steht für die Förderung der 
Schulsozialarbeit bereits ein Gesamtvolumen von 
rund 4,6 Mio . Euro zur Verfügung . Ein weiterer 
Ausbau für Schulsozialarbeit an allgemeinbilden-
den Schulen ist beabsichtigt . Durch eine Mitteler-
höhung um 200 .000 Euro im Haushaltsjahr 2009 
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konnte auch an den berufsbildenden Schulen 
Schulsozialarbeit weiter ausgebaut werden . Mit 
einem Haushaltsansatz von nunmehr 1 Mio . Euro 
wird an 60 der 68 öffentlichen berufsbildenden 
Schulen Schulsozialarbeit gefördert . Orientierte 
sich bislang das Angebot an Schulsozialarbeit 
überwiegend an der Schulform Berufsvorbe-
reitungsjahr (48 der 49 Schulen mit BVJ sind 
versorgt) und Berufsfachschule 1, so ist in einem 
weiteren Ausbauschritt geplant, Schulsozialarbeit 
auch auf den berufsschulischen Bereich der dua-
len Ausbildung zu erweitern . 

Der große Ausbau landesgeförderter Schulsozial-
arbeit stärkt die Kooperation von Jugendhilfe 
und Schule nachhaltig und trägt entscheidend 
dazu bei, die regionale Verantwortung für einen 
bedarfsgerechten Ausbau und eine bedarfsgerech-
te Gestaltung von Angeboten für junge Menschen 
zu unterstützen wie es u . a . in Punkt 2 und Punkt 5 
der Handlungsempfehlungen gefordert wird . 

III.13  Die Jugendphase als eigenständi-
ge, selbst zu gestaltende Lebensphase 
sowie als Übergangszeit mit zentralen 
Entwicklungsherausforderungen

Als besonderes Verdienst ist es zu anzusehen, dass 
der Bericht die Situation Jugendlicher und junger 
Erwachsener besonders beleuchtet (vgl . insbeson-
dere Kapitel 7, auch Kapitel 3 .2 .3 und 3 .4) . Das 
Eigenrecht der Jugend, ihr Recht auf einen Platz 
in der Gesellschaft und auf Mitwirkung in der Ge-
sellschaft, wird im Bericht ebenso betont wie die 
Verpflichtung von Staat und Gesellschaft, junge 
Menschen dazu zu befähigen, mitwirken, partizi-
pieren und teilhaben zu können . Die Jugendphase 
wird als eigenständige Lebensphase mit typischen 
Gestaltungsmöglichkeiten und zugleich als eine 
Übergangszeit mit zentralen Entwicklungsauf-
gaben bezeichnet . Jugendliche müssen sich, so 
der Bericht, einen Zugang zu ökonomischem, 
kulturellem und sozialem Kapital erarbeiten, 
wobei gleichzeitig eine hohe Ungewissheit dar-
über besteht, ob die erworbenen Kompetenzen 
verwertet werden können . Neben umfassenden 

Leistungserwartungen, die an junge Menschen 
gestellt werden, müssen komplementäre Erfah-
rungen möglich sein, sonst kann der Druck nicht 
produktiv bearbeitet werden . Die Landesregierung 
stimmt dieser Analyse des Berichts zu . 

Sie hält es für wichtig, dazu beizutragen, dass die 
öffentliche Wahrnehmung der jungen Menschen 
diese Aspekte deutlich in den Vordergrund stellt 
und nicht einseitig die Jugend als abweichend, 
gefährdend oder gefährdet darstellt und dabei vor 
allem Kontrollperspektiven ihr gegenüber ein-
nimmt .

Die Landesregierung begrüßt, dass der Bericht 
ausführlich auf die aktuellen Probleme der schu-
lischen, ausbildungsbezogenen und beruflichen 
Integration junger Menschen eingeht . 

Sie arbeitet mit Nachdruck daran, dass Bildungs-
gerechtigkeit verwirklicht wird und dass junge 
Menschen im Übergang zu Ausbildung und Beruf 
passgenau unterstützt werden . Ihr ist es insofern 
ein wichtiges Anliegen, dass kein junger Mensch 
zurückbleibt, wie der Tenor des Berichts es fordert . 

III.14  Junge Menschen in ihrer Eigenver-
antwortung stärken – Partizipation und 
bürgerschaftliches Engagement 

Auch im Kontext der im Bericht vorgenomme-
nen Analyse der Jugendphase als eigenständig 
zu gestaltender Lebensphase und zugleich als 
Übergangszeit in den Erwachsenenstatus mit 
spezifischen Handlungsanforderungen und Risiken 
(s . o .) ist es sehr zu begrüßen, dass der Bericht den 
Themenbereich Partizipation und bürgerschaftli-
ches Engagement aufgreift (Kapitel 3 .4) .

Ein wichtiges Ziel der Kinder- und Jugendpolitik 
des Landes ist es, Kinder und Jugendliche als ei-
genständige Persönlichkeiten mit eigenem Hand-
lungs- und Gestaltungswillen – als Expertinnen 
und Experten ihrer Lebenswelt – ernst zu nehmen 
und daher in allen Angelegenheiten, die sie mit-
tel- oder unmittelbar betreffen, zu beteiligen . Die 
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Erfahrung eigener Gestaltungsmöglichkeiten, die 
Erfahrung von Selbstwirksamkeit und individueller 
Einflussmöglichkeit gehören zu den wichtigsten 
Voraussetzungen und Motivationen für soziales 
Handeln und dauerhaftes bürgerschaftliches, 
demokratisches Engagement . Vor diesem Hinter-
grund greift der erste Kinder- und Jugendbericht 
Programme und Initiativen der Landesregierung 
(Projekte im Aktionsprogramm „Kinderfreundli-
ches Rheinland-Pfalz“, Schwerpunkte der Leitstel-
le Partizipation, vgl . www .net-part .rlp .de), die die 
Beteiligung junger Menschen nachhaltig stärken 
sollen, auf und würdigt sie im Kontext des Er-
werbs von persönlichen, sozialen und demokrati-
schen Kompetenzen . Mit dieser Verortung werden 
im Bericht zwar nicht direkt, aber indirekt Lern- 
und Bildungsprozesse bzw . Lern- und Bildungsorte 
für junge Menschen thematisiert, die insbesonde-
re auch durch die Arbeit der offenen und verband-
lichen Jugendarbeit respektive der Ehrenamtsar-
beit gestaltet werden (vgl . auch Kapitel 3 .2 .3) . Auf 
dieses Thema geht der erste Kinder- und Jugend-
bericht nicht tiefer ein . Für die Landesregierung 
ist jedoch die Förderung der Bildungsprozesse, 
die durch die offene Jugendarbeit und die Jugend-
verbandsarbeit geleistet werden, von zentraler 
Bedeutung . Verbände, Vereine, Initiativen und 
Gruppen der Jugendarbeit sind – gerade durch ihre 
besonderen Strukturen, wie Selbstorganisation, 
Freiwilligkeit, Partizipation und Peer-Learning – für 
viele Jugendliche wesentliche Begleiter im Prozess 
des Aufwachsens . Daher fördert das Land, um nur 
einige Beispiele zu nennen, die Bildungsreferentin-
nen und Bildungsreferenten der Jugendverbände, 
die Schulungen von ehrenamtlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern und die ehrenamtliche 
Mitarbeit an Veranstaltungen . Auch hat das Land 
die Voraussetzungen für den Ersatz von Verdienst-
ausfall durch ehrenamtlichen Einsatz in der Jugend-
arbeit durch das Landesgesetz zur Stärkung des 
Ehrenamtes in der Jugendarbeit geschaffen . 

Eine wesentliche Voraussetzung für eine gezielte 
und weitere Stärkung der Jugendarbeit wird eine 
verbesserte Datengrundlage sein, so wie es der 
Bericht fordert . 

Für den nächsten Kinder- und Jugendbericht 
wäre es darüber hinaus wünschenswert, sowohl 
die schulischen Partizipationsaktivitäten in den 
Blick zu nehmen als auch auf die Aktivitäten 
der Leitstelle Bürgergesellschaft und Ehrenamt 
einzugehen . Die Leitstelle Bürgergesellschaft 
und Ehrenamt setzt sich in ressort- und bereichs-
übergreifender Weise dafür ein, dass Ehrenamt, 
Freiwilligenarbeit, aber auch Möglichkeiten der 
politischen Partizipation im Land gestärkt und 
gefördert werden . Ihre Aktivitäten beziehen sich in 
besonderer Weise auch auf die Gruppe der Kinder 
und Jugendlichen . Instrumente wie der „Engage-
ment- und Kompetenznachweis“, der jährlich 
stattfindende „Demokratietag“ an Schulen oder 
auch die seit 2009 stattfindenden „Studientage 
gegen Rechtsextremismus“ zielen explizit auf die 
Stärkung bürgerschaftlicher Kompetenzen und 
die Förderung von Partizipationsfähigkeiten und 
-möglichkeiten . 

III.15  Arbeitsmarktpolitik für junge 
Menschen aktiv gestalten 

Der Kinder- und Jugendbericht geht an verschie-
denen Stellen auf die Arbeitsmarktsituation 
junger Menschen unter 25 Jahren in Rheinland-
Pfalz ein . Rheinland-Pfalz hat in diesem Bereich 
einen im Bundesvergleich guten Stand erreicht . 
Seit Jahren hat Rheinland-Pfalz die drittniedrigste 
Jugendarbeitslosenquote im Vergleich der Bundes-
länder . Dennoch waren 2009 in Rheinland-Pfalz 
durchschnittlich 16 .800 junge Menschen  
arbeitslos gemeldet .

Die Landesregierung hat ein umfangreiches  
Angebot in der Jugendarbeitsmarktpolitik, die 
das Engagement der anderen wichtigen Akteure, 
wie der Bundesagentur für Arbeit oder den  SGB II-
Trägern, ergänzt . Hierfür werden arbeitsmarkt-
politische Mittel des Landes und des Euro päischen 
Sozialfonds in Rheinland-Pfalz (ESF) eingesetzt .

Die Arbeitsmarktpolitik setzt gerade an den für Ju-
gendliche wichtigen Schnittstellen (beispielsweise 
am Übergang Schule – Ausbildung) mit einem 
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differenzierten Angebot an . Das gemeinsame Ziel 
aller geförderten Projekte ist es, die Beschäfti-
gungschancen und -möglichkeiten junger Men-
schen individuell, praxisnah, berufsbezogen und 
zukunftsfähig zu fördern . Die große Bandbreite an 
Projektansätzen entspricht dabei den heterogenen  
Ausgangslagen der Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen und zielt darauf ab, ihnen die jeweils 
spezifisch benötigten Unterstützungsangebote 
passgenau unterbreiten zu können .

Ein wesentlicher Bestandteil der Unterstützungs-
angebote für Jugendliche am Übergang in die 
Ausbildung sind die Maßnahmen der Landesregie-
rung, die in der Initiative „Neue Chancen: 6 .000 
plus für Jung und Alt“ zusammengefasst werden . 
Insgesamt wurden im Zeitraum 2005 bis 2009 
über 22 .000 junge Menschen erreicht . Zu diesem 
Angebot zählen beispielsweise die 36 Job-Füxe, 
die über 7 .000 Schülerinnen und Schüler im Land 
unterstützen, oder die 32 kommunalen Jugend-
scouts, die über 4 .000 Jugendliche erreichen, 
ebenso wie Jugendnetzwerke, die vorhandene 
Angebote bündeln, oder Vorbereitungs- und Qua-
lifizierungsprojekte wie unter anderem die 19 „Fit 
für den Job“-Projekte, über die rund 570 Jugend-
liche erreicht werden . Der vorliegende Kinder- und 
Jugendbericht greift diese Projekte auf und stellt 
sie dar . 

III.15.1  Berufliche Integration junger 
Menschen mit Migrationshintergrund

Einen besonderen Schwerpunkt legt der Kinder-  
und Jugendbericht mit einem Exkurs auf das 
Thema „Junge Menschen mit Migrationshinter-
grund“ . Junge Menschen mit Migrationshinter-
grund sind auf Unterstützung angewiesen . Gerade 
bei ihnen ist die berufliche Integration besonders 
wichtig . Sie ist vielfach Schlüssel und Vorausset-
zung für eine insgesamt gelungene Integration . 
Im rheinland-pfälzischen Integrationskonzept ist 
die gleichberechtigte Teilhabe für Migrantinnen 
und Migranten am gesellschaftlichen Leben als 
oberstes Ziel festgeschrieben . Die Landesregierung 
bietet bereits zahlreiche Angebote, die teils direkt 

auf die Unterstützung von Migrantinnen und  
Migranten ausgerichtet sind, wie zum Beispiel 
Unterstützungsangebote für junge Mädchen 
mit Migrationshintergrund beim Einstieg in das 
Berufsleben . Hier werden Schülerinnen in der 
Berufsfindung und bei der Ausbildungsplatzsuche 
mit Hilfe einer ausgebildeten Mentorin systema-
tisch gefördert . In den Unterstützungsangeboten 
für Jugendliche und junge Erwachsene werden 
junge Menschen mit Migrationshintergrund als 
eine Zielgruppe berücksichtigt .

Die Projekte orientieren sich an der Vielfalt der 
Adressatengruppen und deren biografischen und 
sozialen Situationen . Durch Information und 
Beratung sowie spezifische Qualifizierungsange-
bote soll der Zugang zu Ausbildung, Arbeit und 
Weiterbildung weiterhin erleichtert und verbes-
sert werden . Die Landesregierung verfolgt einen 
komplexen präventiven Ansatz und stellt eine 
differenzierte Angebotsstruktur besonders für 
Jugendliche im Übergang von der Schule in den 
Beruf bereit . Das stärkt den Aufbau von sozialen 
Netzwerken von Migrantinnen und Migranten  
und fördert das ehrenamtliche Engagement . 

Auf lokaler Ebene werden Netzwerke gefördert,  
die sich gemeinsam der Unterstützung von 
Migrantinnen und Migranten annehmen . Ein 
wichtiges Beispiel ist die Zusammenarbeit von 
Verbänden und Trägern, um Ausbildungsplätze in 
Unternehmen, die von Migrantinnen und Migran-
ten geführt werden, zu akquirieren und sowohl  
die Jugendlichen als auch die Betriebsinhaber im 
Prozess der beruflichen Ausbildung zu unterstützen .  

III.16  Unbegleitete  
Minderjährige Flüchtlinge 

Der Bericht geht auch auf die Situation Unbeglei-
teter Minderjähriger Flüchtlinge ein . Minderjähri-
ge unbegleitete Mädchen sowie unter 16-jährige 
Jungen werden in Rheinland-Pfalz schon seit 
vielen Jahren in Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe betreut . Seit August 2008 wird auf 
der Grundlage der Neuregelungen im SGB VIII zur 
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Inobhutnahme von Unbegleiteten Minderjährigen 
Flüchtlingen die Konzeption zur Betreuung der  
16 bis unter 18-jährigen männlichen Flüchtlinge 
umgesetzt . Die Landesregierung hat die Neu- 
regelungen zum Anlass genommen, eine Evaluation 
der Unterbringung der Unbegleiteten Minderjäh-
rigen Flüchtlinge in Rheinland-Pfalz beim Institut 
für Sozialpädagogische Forschung in Mainz e . V . 
(ism) in Auftrag zu geben . Der Bericht wird seitens 
der Landesregierung ausgewertet . 

Unabhängig von der konkreten Aufnahme und 
Betreuung der Unbegleiteten Minderjährigen 
Flüchtlinge ist es erstaunlich, dass der Bericht den 
Leistungsbezug nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz nicht aufgegriffen hat, der auch für Kinder 
und Jugendliche starke finanzielle Einschränkungen 
zur Folge hat . Das Asylbewerberleistungsgesetz 
trat 1993 in Kraft . Seitdem wurden die Leistungen 
nicht erhöht . Lagen die Leistungen 1993 etwa 
15 % unter denen der Sozialhilfe, so dürfte der 
Abstand heute höher liegen; Schätzungen gehen 
von durchschnittlich 30 – 35 % aus . 

III.17  Jugendgerichtshilfen und  
Jugendstrafrechtspflege

Der Bericht stellt unter Verwendung von Tatver-
dächtigenzahlen der Polizeilichen Kriminalstatisti-
ken (PKS) der Jahre 2003 bis 2007 zutreffend fest, 
dass von einem deutlichen Anstieg der Jugend- 
kriminalität in Rheinland-Pfalz keine Rede sein 
kann . Der Bericht sieht rheinland-pfälzische tat- 
verdächtige Kinder, Jugendliche und Heranwach-
sende im bundesweiten Vergleich im Mittelfeld 
der Länder . Maßstab dieser Feststellung ist der 
Anteil der Tatverdächtigen der jeweiligen Alters-
gruppe an den insgesamt in Rheinland-Pfalz 
ermittelten Tatverdächtigen .

Vergleicht man hingegen die jeweiligen Tatver-
dächtigenbelastungszahlen (Tatverdächtige jeder 
Altersgruppe bezogen auf je 100 .000 Einwohner 
derselben Altersgruppe) ergibt sich ein noch 
positiveres Bild: Im bundesweiten Vergleich der 
Tatverdächtigenbelastungszahlen der deutschen 

Wohnbevölkerung liegen rheinland-pfälzische 
Kinder und Jugendliche jeweils auf dem viertbesten 
und Heranwachsende auf dem fünftbesten Platz 
(vgl . BKA zur PKS 2008 Bundesrepublik Deutsch-
land, S . 101) .

Um Jugendkriminalität wirkungsvoll zu bekämpfen, 
ist ein ganzes Bündel von Maßnahmen zu be-
rücksichtigen und eine Vielzahl von Aufgabenträ-
gern gefordert . Hierbei kommt es entscheidend 
darauf an, dass sich diese Aufgabenträger auf ein 
vernetztes Zusammenwirken verständigen . Die 
Landesregierung orientiert sich bei der Lösung der 
Problematik Jugendkriminalität an den Leitlinien: 

Prävention und Perspektiven statt Populismus, ■
Integration statt Ausgrenzung, ■
Beschleunigung von Jugendstrafverfahren statt  ■
härtere Strafen,
mit frühzeitigen Maßnahmen an den Ursachen  ■
ansetzen und dadurch verhindern, dass junge 
Menschen überhaupt zu Tätern werden, und, 
soweit dies nicht gelungen ist, 
Gewalttäter schnell und konsequent überführen  ■
und zur Verantwortung ziehen .

Der Bericht fordert im Empfehlungsteil die Ent-
wicklung und Erprobung neuer Formen der Ko-
operation von Kinder- und Jugendhilfe, Polizei und 
Justiz . Die Landesregierung sieht die Bekämpfung 
der Jugendkriminalität und die Verhinderung der 
Begehung künftiger Straftaten junger Menschen 
als eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe an . 
Allein mit den Mitteln des Jugendstrafrechts ist 
dieses Ziel nicht zu erreichen . Es kommt ent-
scheidend darauf an, dass alle in der Jugendhilfe 
tätigen Institutionen und alle am Jugendstrafver-
fahren beteiligten Stellen eng und vertrauensvoll 
zusammenarbeiten . Nach dem im Jugendstrafrecht 
zentralen Erziehungsgedanken müssen die ver-
hängten Sanktionen der Persönlichkeit des Täters, 
seiner aktuellen Lebenssituation und den Hinter- 
gründen der Tat Rechnung tragen . Sie müssen 
individuell auf den jungen Täter abgestimmt sein 
und der Tat „auf dem Fuße“ folgen . Um diese Ziele 
noch besser erreichen zu können, hat die Landes-
regierung daher das erklärte Ziel, flächendeckend 
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in allen Oberzentren des Landes Häuser des Ju-
gendrechts einzurichten, in denen Polizei, Staats-
anwaltschaft, Jugendgerichtshilfe sowie freie  
Träger „unter einem Dach“ zusammenarbeiten . 
Für die Landesregierung ist es ebenso wichtig, 
auch in den Mittelzentren und in eher ländlich 
strukturierten Regionen Häuser des Jugendrechts  
oder ähnliche Konzepte einer verbesserten 
Zusammenarbeit der am Jugendstrafverfahren 
beteiligten Institutionen zu verwirklichen . Auch 
hier gibt es bereits erfolgreich angewendete Kon-
zepte . Das Projekt „Bad Kreuznacher integrierte 
Ermittlungen im Jugendstrafverfahren“, kurz KIDS 
genannt, verwirklicht eine enge Zusammenarbeit 
aller am Jugendstrafverfahren beteiligten Institu-
tionen außerhalb einer gemeinsamen baulichen 
Einrichtung insbesondere durch gemeinsame 
Fallkonferenzen . Dieses Modell könnte aus Sicht 
der Landesregierung für andere Regionen Pilot-
charakter haben . Die Landesregierung unterstützt 
nachdrücklich auch die Überlegungen der Stadt 
Neuwied, dort ein Haus des Jugendrechts einzu-
richten . Mit den bereits eingerichteten drei Häusern 
des Jugendrechts in Ludwigshafen, Mainz und 
Kaiserslautern und der im Jahr 2011 vorgesehenen 
Eröffnung des vierten Hauses des Jugendrechts  
in Trier sowie den Projekten in den Mittelzentren 
ist Rheinland-Pfalz bei der Umsetzung dieses Ziels 
bundesweit Vorreiter . 

Was die fachlichen Standards der Arbeit, insbe-
sondere auch der interdisziplinären Zusammen-
arbeit angeht, ebenso wie bezüglich der aktuellen 
Kooperationspraxis gibt es mehr ermutigende 
Zeichen, als der Bericht herausarbeiten konnte .  
Die Empfehlungen des Landesjugendamtes zur 
Mitwirkung der Jugendhilfe im Rahmen des 
Jugendgerichtsverfahrens (1999) und insbeson-
dere die Empfehlungen zur Zusammenarbeit von 
Jugendhilfe, Justiz und Polizei im Jugendgerichts-
verfahren in Rheinland Pfalz (2009) sind eine gute 
Arbeitsgrundlage für die Weiterentwicklung der 
Praxis . Die letztgenannte Empfehlung ist für sich 
genommen bereits ein Dokument guter Zusam-
menarbeit . Sie wurde durch eine von Jugendhilfe, 
Justiz und Polizei paritätisch besetzte Arbeitsgrup-
pe entwickelt . In vergleichbarer Besetzung sollen 

nach dem Beschluss des Landesjugendhilfeaus-
schusses nun Empfehlungen zur Zusammenarbeit 
im Jugendstrafvollzug erarbeitet werden . Weitere 
Beispiele für die überregionale interdisziplinäre 
Kooperation sind gemeinsame Fachveranstaltun-
gen zum Thema, wie sie etwa 2008 zur Zusam-
menarbeit von Jugendhilfe und Justiz stattfanden . 
Auf der örtlichen Ebene sind neben den Häusern 
des Jugendrechts institutionalisierte fallübergrei-
fende Arbeitskreise von Jugendhilfe, Polizei und 
Justiz hervorzuheben, die in zahlreichen Gerichts-
bezirken existieren .

Zutreffend ist nach Einschätzung der Landesregie-
rung auch, dass es auf der Seite der Maßnahmen 
als Reaktion auf delinquentes Verhalten junger 
Menschen weiterer innovativer Impulse bedarf, 
im Rahmen der Justiz ebenso wie im Rahmen der 
Jugendhilfe . 

III.18  Erzieherischer Kinder- und  
Jugendschutz

Auf den erzieherischen Kinder- und Jugendschutz 
wird im Bericht (Kapitel 3 .2 .5) nur kurz einge-
gangen . Das Kapitel enthält keine detaillierten 
Informationen zu aktuellen Entwicklungen des 
erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes in 
Rheinland- Pfalz . Eine höhere Aussagequalität 
sowie eine ausführlichere Berichterstattung im 
Bereich des erzieherischen Jugendschutzes wären 
für den nächsten Bericht erforderlich und wün-
schenswert . Kinder- und Jugendschutz ist eine 
bedeutende und traditionsreiche Aufgabe der 
Kinder- und Jugendhilfe . Staat und Gesellschaft 
stehen in der Verantwortung, junge Menschen 
wirksam vor gefährlichen Einflüssen zu schützen 
und sie zu befähigen, dies auch selbst zu tun . 

Gerade der Jugendmedienschutz erlangt einen 
immer höheren Stellenwert in einer durch Medien  
geprägten Gesellschaft . Digitale Medien sind 
heute fester Bestandteil der Jugendkultur und 
gehören für junge Menschen zum Bildungs- und 
Freizeitalltag . Vor dem Hintergrund einer rasanten 
Entwicklung des Medienmarktes stellt es eine 
große Herausforderung dar, den verantwortungs-
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bewussten Umgang mit Medien gerade bei 
Kindern- und Jugendlichen zu fördern . Vor diesem 
Hintergrund hat der Landtag Rheinland-Pfalz im 
Juni 2009 eine Enquete-Kommission 15/3 „Ver-
antwortung in der medialen Welt“ eingesetzt, 
um sich mit diesem wichtigen Bereich des Auf-
wachsens von Kindern- und Jugendlichen ausein-
anderzusetzen . Im Kapitel werden Aspekte des 
Jugendmedienschutzes in Form einer Tabelle, die 
Landesmittel für Kinder- und Jugendschutz und 
Jugendarbeitsschutz auflistet, dargestellt . Diese 
Tabelle hat jedoch nur eine geringe Aussagekraft, 
da sie nur einen Teil der Landesmittel im Bereich 
des Jugendschutzes wiedergibt . So enthält die 
Tabelle beispielsweise keine Angaben über die 
institutionelle Förderung des Landesfilmdienstes 
und auch keine Angaben zu projektbezogenen 
Förderungen im Medienbereich . 

Es bleibt festzuhalten, dass eine intensivere Ausein- 
andersetzung mit einzelnen Aufgabenbereichen 
des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes im 
nächsten Bericht geboten scheint .

III.19  Lebens- und Wohnumfelder  
umwelt- und kindgerecht gestalten

Die Landesregierung begrüßt es, dass die Spiel-
leitplanung als Instrument für eine kinder- und 
jugendfreundliche Gestaltung und Entwicklung 
von Kommunen unter Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen im Bericht an verschiedenen 
Stellen genannt und auch ausführlicher dar-
gestellt wird (vgl . Kapitel 3 .4) . Im Kapitel über 
Wohnverhältnisse und Wohnumfeld (Kapitel 2 .2) 
wäre darüber hinaus aber eine vertiefte Betrach-
tung zur Bedeutung des Erlebens von Wasser und 
Natur im Siedlungs- und Freiraum für die gesunde 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen wün-
schenswert gewesen . Dies gilt insbesondere auch, 
weil das Thema Spiel- und Bewegungsräume für 
Kinder und Jugendliche nicht gesondert aufgegrif-
fen wurde . Damit gehen wichtige Aspekte in der 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen ver-
loren . Naturerfahrungen z . B . sind Voraussetzung 
dafür, dass junge Menschen sich später für den 
Erhalt und die Entwicklung von Natur und Umwelt 

einsetzen . In diesem Zusammenhang wäre die 
Darstellung naturnaher Erlebnisspielräume als 
Teilaspekt des Child Well-being von Bedeutung 
gewesen; die Landesregierung fördert bislang über 
400 naturnahe Erlebnisspielräume, das Förder-
volumen beträgt rund 9,5 Mio . Euro . Naturnahe 
Erlebnisspielräume sind positive Elemente des 
Wohnumfeldes und somit Teil der Dimension 
„Lebensbedingungen“ . Die Erfahrungen in und mit 
der Natur tragen zu einer stabileren Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen bei, wenn dies auch 
nicht objektiv messbar ist . Demnach können diese 
Räume ebenfalls den Dimensionen „Handlungs-
räume“ und „Wohlfahrt“ zugeordnet werden . 
Künftig sollte dieser Aspekt bei der Anpassung von 
Kennzahlen und Indikatoren berücksichtigt werden . 

III.20  Aufwachsen in öffentlicher  
Verantwortung im Vergleich der euro-
päischen Nachbarn und Regionen

Die rheinland-pfälzische Landesregierung unter-
nimmt seit vielen Jahren eine intensive und aktive 
Politik der grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit . Ziel ist es, die Lebensräume für die Bürger-
innen und Bürger zu erweitern, entsprechende 
Hemmnisse abzubauen und dadurch zur Verbes-
serung der Lebensqualität in allen Bereichen des 
Alltags beizutragen . Darüber hinaus basieren die 
Aktivitäten der Landesregierung auf der Überzeu-
gung, dass das Zusammenwachsen Europas nur 
mit Hilfe der Erfahrungen aus den Grenzräumen 
erfolgreich geschehen kann . Insofern ist es zu be-
grüßen, dass der erste Kinder- und Jugendbericht 
Rheinland-Pfalz bewusst diesen Bereich aufgreift . 
Kinder und Jugendliche als fester Bestandteil 
der gesamtpolitischen und -gesellschaftlichen 
Betrachtung, vor allem aber als Indikator für 
zukünftige Entwicklungen sind unerlässlich für die 
Schwerpunktsetzung der Landesregierung im Be-
reich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit .

Der festgestellte „blinde Fleck“ in der grenzüber-
schreitenden Datenlage wird insofern folgerichtig 
als Manko aufgezeigt . Nur eine umfassende Über-
sicht in den untersuchten Bereichen bietet die 
Möglichkeit zu evaluieren, ob die Besonderheiten 
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von Rheinland-Pfalz als europäischer Kernregion 
genügend Berücksichtigung finden und ggf . die 
zukünftige grenzüberschreitende Politik verstärkt 
an den Erfordernissen in diesen Bereichen auszu-
richten ist . 

Dem Bericht ist zuzustimmen, dass die interkul-
turellen Kompetenzen eine wichtige Aufgabe der 
Kinder- und Jugendpolitik sind – sowohl in den 
Grenzregionen als auch darüber hinaus . Um die 
Anerkennung der in Familie, Kindertagesstätte 
oder Schule wie auch durch Lebenserfahrung er-
worbenen Sprachkenntnisse und interkulturellen  
Kompetenzen systematisch von Anfang an zu 
unterstützen, fördert die Landesregierung bspw . 
das Projekt des Instituts für Interkulturelle Päda-
gogik im Elementarbereich e . V . zur Entwicklung 
und Validierung eines deutschen Modells des 
europäischen Sprachenportfolios . Dabei geht es 
um eine bewusste Thematisierung der eigenen 
Sprachgeschichte mit dem Ziel, einen Beitrag zur 
ganzheitlichen Entwicklung der Sprachkompeten-
zen und Sprachkenntnisse zu leisten . Auch kann 
im Kindertagesstättenbereich auf eine langjährige 
Förderung interkultureller Kompetenzen zurück-
geblickt werden, sowohl mit dem Programm 
„Lerne die Sprache des Nachbarn“, bei dem es um 
die Vermittlung der französischen Sprache und 
Kultur in Kindertageseinrichtungen geht, als auch 
mit der Personalkostenförderung in Einrichtungen 
mit einem hohen Anteil an Kindern mit Migrations- 
hintergrund . Hier besteht die Möglichkeit, eine 
geeignete Fachkraft mit interkultureller Kompetenz 
einzusetzen . 

Für den im Bericht ebenfalls behandelten schuli-
schen Bereich wäre eine größere Detailgenauigkeit 
wünschenswert gewesen . Schulpartnerschaften 
und die persönliche Begegnung mit ausländischen 
Schülerinnen und Schülern, Lehrerinnen und Leh-
rern haben in Rheinland-Pfalz eine lange Tradition . 
Viele Schulen arbeiten über den Unterricht hinaus 
insbesondere in Schüler- und Lehreraustausch-
maßnahmen und internationalen Schulprojekten 
mit ihren ausländischen Partnerschulen zusammen .

Seit den 1970er Jahren hat das rheinland-pfälzische 
Schulwesen die europäische Dimension insbe-
sondere im Rahmen der Lehrplan- und Material-
entwicklung in den Unterricht eingeführt . Neben 
dem Fremdsprachenunterricht wurden europäi-
sche Themen insbesondere in den gesellschafts-
wissenschaftlichen Fächern mit Schwerpunkt 
Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde und im Fach 
Deutsch behandelt .

1 .251 rheinland-pfälzische Schulen haben Schul-
partnerschaften in aller Welt, die meisten mit 
Schulen in Ländern der Europäischen Union, davon 
alleine 417 mit Frankreich . 

Seit Mitte der 1990er Jahre beteiligen sich rhein-
land-pfälzische Schulen aller Schularten rege am 
„Comenius“-Programm der Europäischen Union . 
Nicht nur grenzübergreifend, sondern europaweit 
arbeiten seither die rheinland-pfälzischen Schulen 
projektorientiert mit Partnerschulen aus anderen 
EU-Mitgliedstaaten zusammen . Eine Vielzahl von 
Schulpartnerschaftsprojekten mit gemeinsam 
gefundenen Arbeitsbereichen und Themenstel-
lungen ist bis heute umgesetzt worden, was ganz 
wesentlich zu einer Internationalisierung von 
Schule und Unterricht beigetragen hat . Die neuen 
Mobilitätsmöglichkeiten, die sich insbesondere 
mit der Osterweiterung im Jahr 2004 auch im 
Rahmen des „Comenius“-Programms ergaben, 
werden von rheinland-pfälzischen Schulen zahl-
reich aufgegriffen . 

Schülerbegegnungen mit ausländischen Schüler-
innen und Schülern werden seit Jahren von der 
Landesregierung mit besonderen Fördermitteln 
unterstützt . Mit Klassenfahrten ins Ausland hat 
die Landesregierung in den letzten Jahren ca . 
6 .000 Schülerinnen und Schüler jährlich gefördert . 
Hierbei standen die Fahrten zu dem unmittelba-
ren Nachbarn Frankreich an erster Stelle . In den 
letzten Jahren sind die Programme des Landes 
im Bereich des individuellen Schüleraustauschs 
insbesondere mit den französischen Partneraka-
demien Straßburg, Dijon und Nancy-Metz bei 
Eltern und Schulen auf immer größere Resonanz 
gestoßen . Sie können durch den gegenseitigen je-
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weils vierzehntägigen Besuch der Partnerfamilien 
und Partnerschulen einen nachhaltigen inter-
kulturellen Eindruck vermitteln und bieten erste 
Erfahrungen in der Vorbereitung auf die spätere 
Berufstätigkeit an . 

III.21  Handlungsbedarf und  
Empfehlungen

In Kapitel 9 des ersten Kinder- und Jugendberichts 
formuliert der Bericht eine Reihe von Handlungs-
bedarfen und Empfehlungen in insgesamt sieben 
thematischen Kontexten . Dort, wo eine Bezug-

nahme zu den Handlungsbedarfen und Empfeh-
lungen möglich und sinnvoll war, ist das bereits in 
den vorausgegangenen Abschnitten erfolgt . 

Die benannten Handlungsbedarfe und Empfeh-
lungen bieten Spielräume, die von den jeweiligen 
Verantwortlichen in der Politik, in der Verwaltung 
auf Landesebene und kommunaler Ebene sowie 
den Fachkräften der verschiedenen Institutionen 
ausgestaltet werden können . Die Landesregierung 
wird die an sie gestellten Anforderungen im Ein-
zelnen prüfen und mit den verschiedenen zustän-
digen Akteuren in die Diskussion treten . 

IV.  Schlussbemerkung 

Insgesamt ist der erste rheinland-pfälzische Kinder-  
und Jugendbericht als Pilotbericht zu verstehen:  
Er liefert ein umfassendes Kompendium von 
Daten und Erkenntnissen zu den Bedingungen des 
Aufwachsens von Kindern, Jugendlichen und ihren 
Familien in Rheinland-Pfalz, was von Nutzen für 
die Weiterentwicklung der Fachpolitik und der 
Praxis sein wird . Es wird aber auch deutlich, dass 
es in der Datenlage Lücken gibt, die es schrittweise 
zu schließen gilt . Damit sind dem hier vorgeschla-
genen Daten- und Analysekonzept „Child Well-
being“ zunächst Grenzen gesetzt . Auch müssen 
für eine künftige Berichterstattung, wie dargestellt, 
die Kennzahlen und die darauf aufbauenden Indi-
katoren von den Berichterstattern überprüft und 
angepasst werden . Regionale Workshops, in denen 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit 
Verantwortlichen der Praxis in den Dialog treten, 
um die notwendigen Kennzahlen und Indikatoren 
für eine regional differenzierende Sozialberichter-
stattung weiterzuentwickeln bzw . abzustimmen, 
können dazu einen Beitrag leisten . 

Vor diesem Hintergrund geben die jetzt schon 
gezogenen Schlussfolgerungen, die regionalen 
Besonderheiten und Bedingungen der Lebens-
verhältnisse und Lebenschancen für junge Men-
schen im Land zukünftig in stärkerem Maße in 
landespolitischen Initiativen und Programmen zu 

berücksichtigen,3 zwar eine bedenkenswerte  
Richtung an, sind aber derzeit aufgrund der Da-
tenlage nicht ausreichend belastungsfähig . Auch 
fehlt im Kinder- und Jugendbericht eine tiefer 
gehende Auseinandersetzung mit den Förderpro-
grammen der Landesregierung, die eine eventuell 
fehlende Bedarfsgerechtigkeit der Mittelvertei-
lung konkret darlegen würde . Vor einer grundsätz-
lichen Debatte um indikatorengesteuerte Finan-
zierungssysteme muss genau geprüft werden, an 
welchen Stellen konkreter Verbesserungsbedarf 
bestehen könnte . 

Es soll an dieser Stelle auch nochmals festge-
halten werden, dass der Bericht mit der regional 
differenzierenden Berichterstattung kein Ranking 
intendiert, sondern den Blick öffnen möchte für 
Verbesserungen regionaler Planungen . Der Bericht 
räumt hier auch die derzeitigen Grenzen der Be-
funde ein, da mit den verfügbaren Daten bislang 
nur Teilaspekte abzubilden sind .

3 In den vorherigen Abschnitten wurde immer wieder auf Förder-
programme verwiesen, in denen bereits ein bedarfsgerechter Ansatz 
verfolgt wird, als ein Beispiel kann hier nochmals das Sprachförder-
programm in Kindertagesstätten genannt werden, hier wird für das 
Förderbudget der Anteil der Fünfjährigen sowie der Kinder mit  
Migrationshintergrund im Jugendamtsbezirk zugrunde gelegt .
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Die im Bericht festgestellte noch unzureichende 
Datenlage bedeutet für die Qualifizierung künftiger 
Berichte eine noch zu definierende zusätzliche 
Forschungsarbeit und darauf aufbauende Daten-
erhebung (objektiver, aber auch subjektiver 
Daten, z . B . durch Befragungen von Kindern und 
Jugendlichen zu ihrer Lebenssituation, ihrem 
Wohlbefinden)4, um eine differenzierte Sozial-
berichterstattung auf kommunaler Ebene und 
Landesebene tatsächlich realisieren zu können . 

Zu Recht betont der Bericht die besondere Bedeu-
tung der Jugendhilfeplanung . Ohne qualifizierte 
örtliche Jugendhilfeplanung können die vom Be-
richt geforderten gezielten Ausgleichsmaßnahmen 
nicht implementiert werden . Eine umfassende, mit 
anderen institutionellen Bereichen koordinierte 
Jugendhilfeplanung ist entscheidende Grundlage 
für eine fachlich kompetente und politisch wirk-
same Arbeit der Jugendämter . Starke Jugendämter 
in diesem Verständnis sind eine zentrale Voraus-
setzung für eine strukturierte Weiterentwicklung 
der Kinder- und Jugendhilfe .

Die Landesregierung sieht in der Kinder- und  
Jugendhilfe schon bisher einen wesentlichen 
Beitrag für gerechtes Aufwachsen und gerechte 
Chancen zur sozialen Teilhabe für alle jungen 
Menschen . Sie teilt die Auffassung, dass die 
öffentliche Verantwortung für das Aufwachsen 
wesentlich durch eine starke Kinder- und Jugend-
hilfe vertreten wird . Dass die Jugendhilfe nur als 
Ganzes wirkt, wie es der Bericht betont, ist dabei 
auch die Prämisse, von der die Landesregierung 
ausgeht . Sie ist von daher bemüht, eine gleichge-

4 Die Sicht der Kinder und Jugendlichen auf ihr Lebensumfeld wird 
in Ansätzen bereits mithilfe verschiedener Instrumentarien erfragt . 
Beispielhaft zu nennen ist die Entwicklung von Kinder(stadt)plänen, 
die unter Beteiligung von Grundschulkindern im Sozialraum die 
Spiel- und Aufenthaltsorte, Institutionen für Kinder wie auch Gefah-
renquellen erfassen . Die Landesregierung fördert die Kinder(stadt)-
pläne, die unter Beteiligung von Kindern entwickelt wurden, seit 
2005 für Städte, Verbandsgemeinden oder Gemeinden ab 5 .000 
Einwohnern . Ebenso kann hier auf das Verfahren der Spielleitplanung 
verwiesen werden, mit dem Kinder und Jugendliche bei kommunalen 
Planungsprozessen mit ihrer Sicht einbezogen werden  
(vgl . www .spielleitplanung .de) .

wichtige Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Leistungsbereiche in der Kinder- und Jugendhilfe 
zu unterstützen . In diesem Zusammenhang legt 
sie auch Wert auf die Feststellung, dass die soziale 
Ausgleichsfunktion, die der Kinder- und Jugend-
hilfe ohne Zweifel zukommt, nicht zu Lasten 
der Berücksichtigung der Bedarfe aller jungen 
Menschen und ihrer Familien gehen darf . Kinder- 
und Jugendhilfe kann heute nicht mehr auf Hilfe 
und Unterstützung für besonders Benachteiligte 
reduziert werden, vielmehr ist sie in die Rolle einer 
normalen, eigenständigen Sozialisationsinstanz 
neben Familie und Schule hineingewachsen . Dieser 
„Normalisierung“ wird auch die Landesregierung 
in ihrer Politik weiterhin Rechnung tragen . 

Abschließend ist mit Blick auf das Aktionspro-
gramm „Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz – 
Politik für Kinder mit Kindern“ festzuhalten: Den 
Kinder- und Jugendbericht für Rheinland-Pfalz 
am international bewährten Konzept des Child 
Well-being zu orientieren ist fachlich sinnvoll und 
mit Blick auf den kinderrechtebasierten Ansatz 
rheinland-pfälzischer Politik stimmig .5  
Des Weiteren ist der erste Kinder- und Jugend-
bericht mit seinen Ergebnissen auch eine gute 
Grundlage für die Fortschreibung des Aktions-
programms, da – wie verschiedentlich dargestellt 
– erstmals ein Grundstock an Daten zusammen-
gestellt wurde, der sich auf die Lebenssituationen 
von Kindern und Jugendlichen konzentriert . Somit 
ist ein Fundament für eine weitere differenzierte 
Entwicklung kinder- und jugendpolitischer Ziele 
vorhanden .

5 Vgl . die Informationsplattform www .kinderrechte .rlp .de .
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Der vorliegende erste Kinder- und Jugendbericht 
Rheinland-Pfalz geht auf eine Initiative des Land-
tags zurück . Im Frühjahr 2007 hat er die Landes-
regierung aufgefordert, in jeder Legislaturperiode 
einen Bericht über die Lebenslagen der Kinder 
und Jugendlichen und ihre Risiken sowie über die 
öffentlichen Angebote und Hilfen für Kinder und 
Jugendliche in Rheinland-Pfalz erstellen zu lassen 
und zu kommentieren . Der Landtag hat seine 
Erwartungen an die Berichte differenziert und 
umfassend formuliert und dabei insbesondere auf 
eine regional differenzierende Darstellung Wert 
gelegt (Landtag Rheinland-Pfalz 2007f, Druck-
sache 15/832) . Vor diesem Hintergrund muss 
der erste Bericht einerseits einen umfassenden 
Überblick bieten und andererseits sowohl hin-
sichtlich seiner Datenbasis als auch hinsichtlich 
des konzeptionellen Ansatzes ein Fundament für 
die zukünftige, kontinuierliche Berichterstattung 
legen . 

Die Arbeitsgruppe, die sich aus Mitgliedern der 
Landesuniversitäten Koblenz-Landau, Mainz und 
Trier zusammensetzte, musste nicht bei Null 
beginnen, um diese Aufgabe zu lösen . Es gibt eine 
langjährige Kinder- und Jugendberichterstattung 
auf Bundesebene, und auch einige Bundesländer 
legen eigene Kinder- und Jugendberichte vor . 
Konzeptionelle und methodische Probleme der 
Sozialberichterstattung werden außerdem auf 
internationaler Ebene breit diskutiert; die Arbeits-
gruppe hat den Stand dieser Diskussion für ihren 
Bericht aufgegriffen . 

zusammenfassung

Dennoch war die gestellte Aufgabe nicht leicht zu 
lösen; vor allem drei Probleme standen dabei im 
Vordergrund . 

Es gibt zwar eine Fülle von Daten zu einer  ■
großen Vielfalt von Aspekten des Lebens von 
Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz, 
aber sie werden getrennt voneinander und un-
ter der Zwecksetzung der jeweiligen Institution 
erhoben; sie ergeben daher kein Gesamtbild .

Bisher steht kein allseits anerkanntes Indika- ■
torenmodell für die Darstellung und Analyse 
komplexer Lebensbedingungen und sozialstaat-
licher Leistungen zur Verfügung . Der Bericht 
betritt insoweit Neuland; er arbeitet mit einem 
speziell für die Kinder- und Jugendberichte des 
Landes Rheinland-Pfalz entwickelten Indikato-
renmodell, wobei (noch) nicht alle wünschens-
werten Daten zur Verfügung standen . 

Kinder- und Jugendberichte bilden eine Schnitt- ■
stelle zwischen Wissenschaft und Politik und 
stehen daher im Fokus unterschiedlicher, zum 
Teil kontroverser Erwartungen . Viele davon 
können sie nicht erfüllen, dies gilt insbesondere 
für die Erwartung, politische Entscheidungen 
in einem solchen Bericht wissenschaftlich zu 
begründen . 

Die Antworten, welche die Arbeitsgruppe auf die-
se Herausforderungen gefunden hat, bestimmen 
Anlage und Struktur des Berichts . Es handelt sich 
um eine konzeptbasierte Berichterstattung, wel-
che mit dem Instrument von Indikatoren die Le-
bensverhältnisse von Kindern und Jugendlichen in 
Rheinland-Pfalz regional differenziert beschreibt . 
Normativer Rahmen der Beschreibung ist die 



Forderung nach vergleichbaren Bedingungen des 
Aufwachsens für alle Kinder und Jugendlichen des 
Landes als Voraussetzung gleicher Lebenschancen . 
Leitbegriff für die Indikatorisierung ist das Konzept 
des Child Well-being, das in der internationalen 
Sozialberichterstattung bewährt ist . 

Der Bericht ist in drei große Teile gegliedert, die 
zwar aufeinander aufbauen, aber jeweils einen 
eigenständigen Zugang verfolgen, das heißt: 
dieselben Gegebenheiten unter einem anderen 
Gesichtspunkt betrachten .

Der erste Teil des Berichts (Kapitel 2 und 3)  ■
ist datenbasiert . Er gibt eine Antwort auf die 
Frage, welche Facetten der Lebenssituationen 
und Lebensbedingungen junger Menschen bzw . 
der öffentlichen Angebote, Leistungen und 
Aufgaben sich in der Vielfalt zum Teil hetero-
gener Zahlen, Daten und Fakten abzeichnen . 
Leserinnen und Leser finden hier das aktuellste 
verfügbare Datenmaterial zu einer Fülle ein-
schlägiger Themen .

Der zweite Teil des Berichts (Kapitel 4 und 5)  ■
entwickelt mit dem Konzept des Child Well-
being einen theoretischen Zugang zu dem vor- 
findlichen Datenmaterial und organisiert es in 
Indikatoren, die eine regional differenzierende 
Betrachtung der Lebensverhältnisse junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz ermöglichen . Le-
serinnen und Leser finden hier einen Vorschlag 
für ein theoretisch und methodisch reflektier-
tes Gesamtbild der Lebensverhältnisse junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz .

Der dritte Teil des Berichts (Kapitel 6, 7 und 8)  ■
greift drei Aspekte dieser Lebensverhältnisse 

auf, um sie vertiefend zu untersuchen . Zwei 
von ihnen haben eine Schlüsselbedeutung im 
Lebenslauf: der „Start ins Leben“ sowie der 
Übergang in Ausbildung und Beruf . Der dritte 
Aspekt betrifft ein Spezifikum der Situation in 
Rheinland-Pfalz: die Nachbarschaft des Landes 
zu Belgien, Luxemburg und Frankreich . 

Versteht man diese drei Teile des Berichts als Stu-
fen der Darstellung, dann ergibt sich ein komple-
xes Bild, das Daten, Zugänge und Themen in einer 
multiperspektivischen Weise miteinander ver-
knüpft . Abgeschlossen wird der erste Kinder- und 
Jugendbericht Rheinland-Pfalz mit Empfehlungen; 
sie beziehen sich nicht nur auf die Kinder- und 
Jugendpolitik, sondern auch auf die zukünftige 
Kinder- und Jugendberichterstattung des Landes .
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Erster Blick (Kapitel 2 und 3) 
 
Daten und Fakten zur Situation von Kindern und Jugendlichen

17 % aller Rheinland-Pfälzerinnen und Rhein- ■
land-Pfälzer oder jede sechste Einwohnerin/
jeder sechste Einwohner hat einen Migrations-
hintergrund . Allerdings zeigen sich auch hier 
erhebliche regionale Unterschiede . Gut 31 % 
der Menschen mit Migrationshintergrund sind 
jünger als 20 Jahre .

Auch die Wohnbedingungen junger Menschen in 
Rheinland-Pfalz – der zweite Komplex – gestalten 
sich keineswegs einheitlich; die 36 Landkreise und 
kreisfreien Städte unterscheiden sich nicht nur 
hinsichtlich der Wohnflächen, die zur Verfügung 
stehen, sondern auch hinsichtlich der Chancen 
und Risiken im Wohnumfeld . Dieses Themenfeld 
ist gerade für Kinder und Jugendliche von zen-
traler Bedeutung: Je jünger die Kinder sind, desto 
kleiner ist der Radius um die eigene Wohnung .

Das unmittelbare Umfeld prägt die Bedingun-  ■
gen und Möglichkeiten, aber ggf . auch die 
Einschränkungen und Belastungen für das Auf-
wachsen . Im Hinblick auf die Daten können  
daher nur eine kleinräumigere Betrachtung sowie 
Eigenauskünfte der Kinder und Jugendlichen 
selbst zuverlässige Auskünfte über das Wohn-
umfeld geben . 

Zum Wohnumfeld werden daher auch die  ■
in Rheinland-Pfalz verfügbaren Studien zur 
Einschätzung durch Kinder und Jugendliche 
ausführlich gewürdigt: Hierzu zählen u . a . das 
Kinderbarometer Rheinland-Pfalz sowie die 
Spielleitplanung als Verfahren und Instrument 
zur Beteilung der Kinder und Jugendlichen an 
Erhalt und Verbesserung des Wohnumfeldes . 

Die Verkehrssicherheit und damit im nega tiven  ■
Sinne die Verkehrsrisiken haben für Kinder und 
Jugendliche einen hohen Stellenwert in Bezug 
auf die Einschätzung der Qualität ihres Wohn-
umfeldes: Die Daten bspw . für verunglückte 
Radfahrer/-innen und Fußgänger/ -innen zeigen 

Kapitel 2:

Die Daten und Fakten zur Lebenssituation von 
Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz 
werden in drei Komplexen gebündelt dargestellt . 
Den ersten Komplex bildet die demografische 
Struktur und Entwicklung. Während die Daten-
lage zur Bevölkerung insgesamt, auch nach Alter 
und Geschlecht differenziert, detailliert vorliegt, 
kann in Bezug auf Familien und Familienformen 
nur auf eine begrenzte Auswahl an Daten und 
Fakten zurückgegriffen werden:

Im Jahr 2008 leben in Rheinland-Pfalz 621 .100  ■
Familien . Während die Zusammensetzung der 
Familien (50 % mit einem Kind, 38 % mit zwei 
Kindern) über die letzten zehn Jahre nahezu un-
verändert geblieben ist, nimmt die Anzahl der 
Familien insgesamt ab (1998 bis 2008: - 6 %) .

Auch Rheinland-Pfalz hat eine alternde Ge- ■
sellschaft: Während sich der Anteil der über 
65-Jährigen seit 1950 fast verdoppelt hat, wird 
der Anteil der unter 20-Jährigen in den nächs-
ten vierzig Jahren weiter um gut ein Drittel 
zurückgehen .

Darüber hinaus werden Kinder zu einem knap- ■
pen Gut; allerdings verringert sich der Anteil 
der Jungbevölkerung in den Landkreisen und 
Städten des Landes nicht in gleicher Weise . 

Zudem gibt es deutliche Unterschiede, wie  ■
stark die Bevölkerungsentwicklung durch 
Wanderungsbewegungen beeinflusst wird: Je 
nach Landkreis oder kreisfreier Stadt kann das 
Geburtendefizit teilweise durch Wanderungs-
gewinne ausgeglichen werden . 

Nach Geschlecht der unter 18-Jährigen über- ■
wiegt der Anteil der Jungen leicht (51,3 %) . Die 
Jungbevölkerung verhält sich damit umgekehrt 
zur Gesamtbevölkerung (Anteil der Frauen 51 %) . 
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schiede: Während in einigen Gebietskörper-
schaften nur knapp jeder Zwanzigste betroffen 
ist, ist es in anderen Regionen mehr als jeder 
Vierte . 

Rheinland-Pfalz liegt auch hinsichtlich Armut und 
Armutsgefährdung im Bundesdurchschnitt; Kinder 
sind im Vergleich zu anderen Bevölkerungsgruppen 
häufiger und länger betroffen . Armut und Armuts-
gefährdung sind eine zentrale Dimension für das 
Aufwachsen junger Menschen: „Kaum ein Faktor 
der aktuellen Lebenssituation bestimmt so sehr 
die Zukunftschancen eines jungen Menschen wie 
die materielle Lage seiner Familie“ (LSJV 2009b,  
S . 5) . Auch die verfügbaren Daten zu Armut und 
Armutsgefährdung von Kindern und Jugendlichen 
zeigen ein vielfach unterschiedliches Bild: Zu den 
besonders betroffenen Gruppen zählen vor allem 
Alleinerziehende mit Kindern unter 18 Jahren und 
Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbildung . 

Insbesondere in diesem Themenbereich ist die  ■
Datenlage von zentraler Bedeutung . Zum einen 
variiert je nach Datengrundlage die Quote der 
von Armut betroffenen bzw . armutsgefährdeten 
jungen Menschen erheblich . Zum anderen 
liegen nach 36 Landkreisen und kreisfreien 
Städten differenzierende Daten nur für eine am 
Sozialleistungsbezug gemessene Armutsge-
fährdung vor . 

Die Entwicklung von Armut und Armutsge- ■
fährdung spielt nicht zuletzt auch daher eine 
wesentliche Rolle: Einerseits ist für Rheinland-
Pfalz die Armutsgefährdungsquote von 2006 
(13,2 %) nach 2008 auf 14,5 % angestiegen 
(wie auch im Bundestrend), andererseits zeigt 
die Entwicklung im internationalen Vergleich, 
dass Einkommensungleichheit in Deutschland 
mehr als in jedem anderen OECD-Land zuge-
nommen hat . Die Zunahme betrifft weiterhin 
Kinder unter 15 Jahren besonders drastisch . 

bei einem Durchschnittswert von 1,5 ‰  
eine erhebliche Spannbreite (von 0,6 bis  
4,5 ‰) . 

Der dritte Komplex bezieht sich auf materielle 
Lebensbedingungen und Armut . Im bundeswei-
ten Vergleich liegen die materiellen Ressourcen 
der Bürgerinnen und Bürger in Rheinland-Pfalz 
über dem Durchschnitt; das positive Bild bestätigt 
sich in einer unterdurchschnittlichen Erwerbslosen- 
quote . Die materielle Situation der Kinder und 
Jugendlichen in Rheinland-Pfalz variiert erheblich .

Im Hinblick auf materielle Ressourcen und Ein- ■
schränkungen zeigt Rheinland-Pfalz im Bundes-
vergleich durchweg positivere Ausprägungen . 
So haben bspw . 27 % der Familien im Lande ein 
monatliches Nettoeinkommen von 2 .300 bis 
3 .200 Euro; Alleinerziehende allerdings verfügen 
auch in Rheinland-Pfalz in 36 % der Fälle ledig-
lich über ein Einkommen von unter 1 .300 Euro . 

Darüber hinaus gibt auch das in Anspruch  ■
genommene Elterngeld als Lohnersatzleistung 
Auskunft über die wirtschaftliche Lage von 
Familien: Bei einem landesweiten Durchschnitt 
von 613 Euro variieren die Werte innerhalb der 
Regionen von 452 bis 702 Euro pro Monat .

Bezogen auf finanzielle Einschränkungen, wie 
Arbeitslosigkeit und Sozialleistungsbezug, erge-
ben sich für Rheinland-Pfalz im Bundesvergleich 
überwiegend unterdurchschnittliche Werte . Die 
Ausprägungen in den 36 rheinland-pfälzischen 
Landkreisen und kreisfreien Städten variieren 
allerdings auch hier deutlich:

Mit einer Arbeitslosenquote von 5,6 % liegt  ■
Rheinland-Pfalz im November 2009 deutlich 
unter dem Bundesdurchschnitt (7,6 %) . Für die 
36 kreisfreien Städte und Landkreise zeigen sich 
jedoch mit Quoten zwischen 5,4 und 14,4 % 
erhebliche Abweichungen . Dies trifft ebenso 
auf die Jugendarbeitslosigkeit zu . 

Auch die Sozialleistungen – bspw . die Empfän- ■
gerinnen und Empfänger von Sozialgeld unter 
15 Jahren – zeigen deutliche regionale Unter-
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und Body-Mass-Index (BMI) der jungen Men-
schen als zentrale As pekte der Gesundheitsbe-
richterstattung über junge Menschen – ergänzt . 

Werden Gesundheit, gesundheitsbezogene  ■
Prävention und Gesundheitsförderung in 
aktuellen Veröffentlichungen thematisiert, ist 
auch das aktuelle Verständnis von Gesundheit 
bedeutsam, welches sich nicht mehr an der 
Abwesenheit von Krankheit orientiert . Gesund-
heit ist vielmehr zu verstehen als „ein positives 
Konzept und Gesundheitsförderung im Sinne 
einer Ermöglichung von Selbstbestimmung 
über die eigene Gesundheit als körperliches, 
seelisches und soziales Wohlergehen“ (BMFSFJ 
2009c, S . 78) . 

Dieses positive Verständnis von Gesundheit  ■
kann allerdings derzeit nur begrenzt anhand 
von Daten und Fakten abgebildet werden . Im 
Kapitel „Gesundheit“ des ersten Kinder- und 
Jugendberichts Rheinland-Pfalz wird daher 
anhand ausgewählter Schwerpunktthemen 
zunächst auf die vorliegenden Daten und Fak-
ten eingegangen und dann auf entsprechende 
Angebote, Leistungen und Aufgaben, die nicht 
nur die gesundheitliche Versorgung, sondern 
auch – und hier schwerpunktmäßig benannt – 
Gesundheitsförderung und Prävention zum Ziel 
haben . 

Neben diesen Schwerpunktthemen – wie bspw .  ■
Impfungen, Zahngesundheit, Ernährung, Sucht 
– sind die Schnittstellen zu den Themen Armut, 
Bildung und Migration von zentraler Bedeutung . 
Damit werden also auch die  Zusammenhänge 
zwischen Armut und Gesundheitsstand, Bil-
dung und Gesundheitsbewusstsein sowie Mig-
rationshintergrund und Gesundheitsverhalten 
umrissen .

Im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, dem 
zweiten Schwerpunkt der Datenpräsentation, 
spielt Rheinland-Pfalz in einigen Bereichen bun-
desweit eine Vorreiterrolle . Das gilt besonders für 
die Kindertagesbetreuung, ebenso für die frühen 
präventiven Hilfen und die Jugendberufshilfen . 

Kapitel 3: 

Die Angebote, Leistungen und Aufgaben in öffent-
licher Verantwortung gliedert der Bericht in vier 
Schwerpunkte: Gesundheit, Kinder- und Jugend-
hilfe, Schule und Partizipation . 

Gesundheit, der erste Schwerpunkt, ist durch öf- 
fentliche Maßnahmen nicht unmittelbar ge stalt- 
bar, aber die Zugänge und Strukturen der Gesund-
heitsförderung sind gerade für junge Men schen in 
hohem Maße bedeutsam . Es bedarf insbesondere 
neuer Methoden und Zugänge, um die Menschen 
zu erreichen, die zwar auf gesundheitsfördernde 
Angebote angewiesen sind, diese jedoch bisher 
nicht annehmen (MASFG 2005c, S . 6) . Dies ist 
auch deshalb wichtig, da die Daten für eine 
Ver schiebung von akuten zu chronischen und von 
kör per lichen zu seelischen Erkrankungen bei 
jun gen Menschen sprechen . 

Für das Themenfeld Gesundheit lassen sich  ■
zahlreiche Projekte und Maßnahmen anführen, 
die zum Ziel haben, durch aufsuchende und 
niedrigschwellige Angebote Familien frühzeitig 
zu erreichen . Exemplarisch für Frühe  Förderung 
und Frühe Hilfen sind bspw . „Netzwerke Fami-
lienbildung“, das Projekt „Hebammen und 
andere Gesundheitsberufe beraten Familien“ 
oder auch „Guter Start ins Kinderleben“ und 
„Zu Gast bei Familie … FamTische“ zu nennen . 

Insgesamt rückt das Themenfeld Gesundheit,  ■
Gesundheitsförderung und Prävention – nicht 
zuletzt mit dem 13 . Kinder- und Jugendbericht 
der Bundesregierung – zunehmend in das öf-
fentliche Interesse .

Im Rahmen der Gesundheitsberichterstattung  ■
des Landes zeigt sich für Rheinland-Pfalz eine 
breite Datenbasis, die zudem stetig ausgebaut 
wird . Die Indikatoren der Gesundheitsbericht-
erstattung liefern bisher allerdings überwie-
gend Daten zu Erkrankungen, Krankheiten und 
der gesundheitlichen Versorgung . Hier werden 
Daten zu den Schuleingangsuntersuchungen 
Anfang des Jahres 2010 – bspw . zu Impfstatus 
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0,1 Beratungen pro 1 .000 Kinder und Jugend-
liche . Insgesamt zeigen die Standorte der 
Erziehungs- und Lebensberatungsstellen in 
Rheinland-Pfalz sowohl ein deutliches Stadt-
Land-Gefälle als auch erhebliche Unterschiede 
zwischen dem Süden und dem Norden des 
Landes . 

Die Kinder- und Jugendarbeit ■  ist in vielen 
politischen Programmen und kommunalen 
Konzepten, wie bspw . dem Aktionsprogramm 
„Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz“, unbestrit-
ten ein unverzichtbarer Teil einer Kinder- und 
Jugendhilfe, die sich an alle Kinder und Jugend-
lichen im Land richtet . Allerdings gerät die Ju-
gendarbeit bei anhaltend großem Kostendruck 
der für ihre Finanzierung zuständigen Träger 
und Kommunen zunehmend ins Hintertreffen, 
muss erhebliche Einschnitte hinnehmen 
und teilweise um ihre Existenz kämpfen . Die 
Jugendverbände stellen im Land Rheinland-
Pfalz ebenso wie im Bund über 50 % der Träger 
und Maßnahmenanbieter in der Jugendarbeit 
(SJV 2006b, S . 11) . Jugendbildungsarbeit wird 
in Rheinland-Pfalz in unterschiedlichen The-
menbereichen und z . T . in speziell dafür einge-
richteten Jugendbildungsstätten angeboten . 
Im Bericht werden weiterhin die Bereiche der 
musischen und kulturellen Bildung sowie Bib-
liotheken und die Bereiche der ökologischen und 
naturbezogenen Bildung in den Blick genom-
men . 

Jugendsozialarbeit und Jugendberufshilfen ■  
werden durch zahlreiche Landesprojekte ge-
fördert und unterstützt, sie sollen insbesondere 
für junge Menschen ohne Schulabschluss zum 
Ausgleich sozialer Benachteiligung beitragen . 
Hier liegen jedoch kaum regional differenzierte 
Daten für Rheinland-Pfalz vor . Die Werte zu 
einzelnen Projekten zeigen für das Land insge-
samt einen positiven Trend .

Der  ■ erzieherische Kinder- und Jugendschutz 
bezieht sich auf präventive und pädagogische 
Schutzaspekte, im Gegensatz zum gesetzlichen 
Jugendschutz oder dem Kinderschutz . Berichtet 

Es zeigen sich aber auch Felder mit deutlichem 
Entwicklungsbedarf, etwa in der Jugendarbeit oder 
den Jugendhilfeaufgaben in Zusammenarbeit mit 
der Jugendstrafrechtspflege . 

Das Kapitel ist im Wesentlichen nach den im SGB 
VIII normierten Leistungsbereichen gegliedert und 
beginnt mit Angeboten, Leistungen und Aufgaben, 
die für alle Kinder und Jugendlichen zur Verfügung 
stehen, reicht über einzelfallbezogene Leistungen 
der Hilfen zur Erziehung bis hin zu den immer 
auch notwendigen Kriseninterventionen bspw . in 
Kinderschutz und Jugendgerichtshilfen .

Im Bereich der  ■ Kindertagesbetreuung liegt 
die Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 
durchschnittlich bei 13,9 % . Es lassen sich in 
den Städten und Landkreisen jedoch Differen-
zen zwischen 7,4 und 23,7 % aufzeigen; ebenso 
für die Besuchsquoten der 6- bis 13-Jährigen: 
Die Werte reichen bei einem Durchschnitt von 
9,4 % von minimal 6,4 bis maximal 15,5 % . 
Als wesentliche Entwicklungen sind in diesem 
Bereich zwei Aspekte anzuführen: Zum einen 
die seit dem Jahr 2006 eingeführte Beitrags-
freiheit für das letzte Kindergartenjahr vor dem 
Schuleintritt, die zugleich ab 2010 für alle 2- 
bis 6-Jährigen gelten soll . Zum anderen der ab 
dem 01 . 08 . 2010 geltende Rechtsanspruch auf 
einen Kita-Platz ab dem 2 . Lebensjahr . 

Familienbildung ■  liegt im Aufgabenbereich der 
Kinder- und Jugendhilfe und findet ihren Aus-
druck in zahlreichen Programmen und Initiati-
ven in den Kommunen, von Trägern und durch 
das Land . Hier bündelt vor allem die 2004 
gestartete Landesinitiative „Viva Familia“ eine 
große Zahl von Programmen und Themen . Im 
Gegensatz dazu wird eine geringe Integration 
der Familienbildung in eine kommunale Ge-
samtkonzeption einer „als Ganzes wirksamen“ 
Kinder- und Jugendhilfe auch in Rheinland-
Pfalz immer noch deutlich . Für die vorliegenden 
Daten zeigen sich auch in diesem Themenfeld 
erhebliche Abweichungen: Die Erziehungs-
beratung nach §28 SGB VIII variiert je nach  
kreisfreier Stadt/Landkreis zwischen 45,4 und 
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und Sanktionen im Rahmen der Jugendhilfe 
und der Jugendstrafrechtspflege in den Blick 
genommen werden müssen . Die Aufgaben der 
Mitwirkung im Verfahren vor dem Jugendge-
richt (hier verkürzt: Jugendgerichtshilfe) werden 
in den zuständigen kommunalen Jugendämtern 
unterschiedlich konzeptionell gestaltet, per-
sonell ausgestattet und strukturell organisiert 
und sind somit in hohem Maße unterschiedlich 
und von örtlichen Besonderheiten geprägt . Das 
bedeutsamste Entwicklungs- und Reformpro-
jekt im Bereich der Jugendstrafrechtspflege in 
Rheinland-Pfalz ist die Konzeption und Ein-
richtung von „Häusern des Jugendrechts“ seit 
2005 .

Als dritter Schwerpunkt wird nicht über „die“ In-
stitution Schule, sondern über Schullaufbahnen 
von Kindern und Jugendlichen berichtet . Neben 
vielen Hinweisen auf gelungene Übergänge und 
erfolgreiche Abschlüsse in den Schulen des Landes 
müssen aber auch beunruhigende Unterschiede 
zur Kenntnis genommen werden, wie junge Men-
schen die für den weiteren Lebensweg entschei-
dende Hürde „Schulabschluss“ erfolgreich über-
winden können . 

Kinder frühzeitig in ihren Bildungsanstrengungen 
zu unterstützen und zu fördern ist ein wesent-
liches Ziel bildungspolitischer Aktivitäten in Rhein-
land-Pfalz . Im Mittelpunkt der Berichterstattung 
zum Themenfeld Schule stehen die schulischen 
Bildungsanstrengungen junger Menschen selbst, 
deren Ziel und Fixpunkt – nicht deren einziger Er-
trag – ein erfolgreicher Schulabschluss ist . Daher 
werden Daten und Informationen zur Schullauf-
bahn zunächst an den entscheidenden schullauf-
bahnbezogenen Abschnitten in den Blick genom-
men: der Eingang in die Schule, die Übergänge 
von Grundschulen in weiterführende Schulen 
sowie Schulabschlüsse. 

Bereits der Start in die Schullaufbahn gelingt  ■
auch Kindern in Rheinland-Pfalz deutlich unter-
schiedlich, dies zeigt sich u . a . in den Befunden 
der Schuleingangsuntersuchungen sowie den 
Empfehlungen zu Sportunterricht und Sprach-

werden kann über die im Rahmen des Landes-
jugendplanes zur Verfügung gestellten Landes-
mittel zwischen 2007 und 2010 .

Über kein Aufgabenfeld der Kinder- und Ju- ■
gendhilfe ist in Berichten der zuständigen Lan-
desministerien in Rheinland-Pfalz so vielfach 
und umfangreich berichtet worden wie über die 
„Hilfen zur Erziehung“ . Es ergeben sich auch 
hier deutliche regionale Unterschiede, die durch 
das etablierte Berichtswesen bereits gebündelt 
und aufbereitet sind – hier allerdings auf Ebene 
der Jugendamtsbezirke . Bei einem Durch-
schnittswert von 25,5 ‰, d . h . 25,5 Hilfen zur 
Erzie hung pro 1 .000 junge Menschen, werden 
deutliche Abweichungen innerhalb der Städte 
und Landkreise erkennbar: Angefangen bei  
13,4 ‰ gibt es Ausprägungen bis über 47‰ . 
Diese großen Unterschiede sind nicht nur in 
den Hilfen insgesamt, sondern auch für die 
Wahl der einzelnen Hilfeformen sowie für die 
anfallenden Kosten dieser Leistungen festzu-
stellen . 

Mit der Einführung des rheinland-pfälzischen  ■
Gesetzes zum Schutz von Kindeswohl und Kin-
dergesundheit im März 2008 wird zum einen 
die generelle Förderung durch eine stärkere 
Inanspruchnahme von Früherkennungsunter-
suchungen, die auf einem verbindlichen Ein- 
ladungswesen beruht, gefördert . Zum anderen 
werden Maßnahmen zur Vermeidung von  
Kindeswohlgefährdungen und der Ausbau 
Früher Hilfen, um Risiken frühzeitig zu erkennen, 
intensiviert . Aufgaben und Probleme des  
Kinderschutzes werden als „messbarer“ Hin-
weis über sog . Inobhutnahmen und gerichtliche 
Maßnahmen zum Entzug elterlicher Sorge in 
den Blick genommen . Weiterhin wird in diesem 
Themenbereich über eine rheinland-pfälzische 
„Spezialität“, die Kinderschutzdienste, berichtet .

Das Themenfeld der  ■ Jugendgerichtshilfen und 
Jugendstrafrechtspflege ist ebenfalls Be-
standteil des Berichtes, da auch die Grenzüber-
schreitungen und Normenverletzungen junger 
Menschen sowie die hierauf bezogenen Hilfen 
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schülerinnen und -schüler unterschiedliche 
Programme angeboten und gefördert . In 
Rheinland-Pfalz gibt es im laufenden Schuljahr 
2009/10 860 Ganztagsschulen, davon 504 in 
der Angebotsform . Im Land wird ein bedarfs-
gerechtes und regional ausgewogenes Netz von 
Ganztagsschulen angestrebt .

In Rheinland-Pfalz gibt es insgesamt 139  ■
Förderschulen mit unterschiedlichen Förder-
schwerpunkten . Die Entwicklung der letzten 
Schuljahre zeigt, dass der Anteil der aus Förder-
schulen entlassenen Schülerinnen und Schüler 
mit Hauptschulabschluss seit dem Schuljahr 
2004/05 leicht gestiegen ist .

In den Landkreisen und kreisfreien Städten von  ■
Rheinland-Pfalz gibt es insgesamt 206 Standor-
te für Schulsozialarbeit, die indes nicht gleich-
mäßig auf das Land verteilt sind . Das Land 
fördert aktuell (Stand: 25 . 01 . 2010) insgesamt 
133,25 Stellen für Fachkräfte der Schulsozialar-
beit an allgemeinbildenden Schulen .

Abschließend wird der Blick auf Ausbildung und 
Studium junger Menschen gelenkt: 

In Rheinland-Pfalz gab es im Jahr 2007 (Stich- ■
tag 31 . 12 .) 78 .769 Auszubildende, davon waren 
38,6 % weiblich . 

Die Ausbildungsverhältnisse junger Menschen  ■
in Rheinland-Pfalz, differenziert nach Vorbil-
dung der Auszubildenden, zeigen im Jahr 2006 
im Bundesländervergleich bedeutsame Abwei-
chungen . Während der Anteil der jungen Men-
schen ohne Abschluss mit 1,3 % in Rheinland-
Pfalz unterdurchschnittlich ist, liegt der Anteil 
an Auszubildenden mit Hauptschulabschluss 
(33,9 %) an zweithöchster Stelle . Der Anteil der 
Berufsschülerinnen und -schüler mit Ausbil-
dungsvertrag zeigt in den Regionen des Landes 
im Vergleich große Unterschiede . 

Mit einer Studienanfängerquote von 37,4 %  ■
liegt Rheinland-Pfalz im Jahr 2007 mit 3 Pro-
zentpunkten über dem Bundesdurchschnitt, 

förderung . Wie deutlich solche unterschied-
lichen Startchancen in Rheinland-Pfalz auch 
regional ausgeprägt sind, zeigen die Befunde .

Der Übergang von der Grundschule in die  ■
verschiedenen weiterführenden Schulen ist 
die nächste entscheidende Weichenstellung 
in der Schullaufbahn der Kinder . Im Jahr 2008 
wechselten 37,7 % der Grundschüler zu einem 
Gymnasium, 22 % zur Realschule und 10,5 % zu 
einer Hauptschule . Die Übergangszahlen zu den 
Regionalen Schulen und den dualen Oberschu-
len sind in den vergangenen Jahren merklich 
gesunken und fangen somit den Schülerrück-
gang an Hauptschulen nicht auf .

Der erreichte Schulabschluss entscheidet  ■
wesentlich über die weiteren Zugänge und 
Chancen qualifizierter Ausbildungen . In Rhein-
land-Pfalz verlassen 39,5 % der Schülerinnen 
und Schüler die Schule mit qualifiziertem 
Sekundarabschluss I, 27,2 % mit Allgemeiner 
Hochschulreife und nahezu ein Viertel der 
Schülerinnen und Schüler beendet die Schule 
mit Hauptschulabschluss . Insgesamt verlassen 
7,1 % (3 .342 absolut) der Schülerinnen und 
Schüler die Schule ohne Hauptschulabschluss . 
Die erreichten Schulabschlüsse weisen in den 
Landkreisen und Städten erkennbare regionale 
Unterschiede auf . 

Neben der Betrachtung der Schullaufbahn sind 
unter der Überschrift „Schule und …“ solche 
Themen für die Entwicklung der Schullandschaft 
benannt, die vor allem im Hinblick auf eine Kom-
pensation der deutlichen sozialen und regionalen 
Unterschiede bedeutsam sind und dabei hilfreich 
sein können, die Schullaufbahn trotz Belastungen 
erfolgreich zu meistern . 

Ganztagsschulen werden in internationalen  ■
Schulvergleichstudien immer wieder als be-
sonders geeignete Schulform bezeichnet, um 
soziale Differenzen zu kompensieren . Mehr Zeit 
zum Lernen sowie für unverzichtbare soziale 
Erfahrungen mit Gleichaltrigen sind wesent-
liche Intentionen . Hierzu werden für Ganztags-
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Hierzu ist ein ständiges Bemühen von Politik  
und Mandatsträger/-innen in Räten und Par-
lamenten, mit jungen Menschen in Kontakt 
zu kommen und in Kontakt zu bleiben, eine 
Grundvoraussetzung .

Welche konkrete Bedeutung allerdings Parti- ■
zipationsprojekte und freiwilliges Engagement 
für die Gestaltung der Lebenswirklichkeit 
junger Menschen haben, lässt sich aus vorlie-
genden Daten weder auf Bundesebene noch für 
Rheinland-Pfalz und seine Regionen beantwor-
ten . Es muss daher offen bleiben, wie Kinder 
und Jugendliche das vorliegende Partizipations- 
und Engagementangebot wahrnehmen und 
beurteilen . Insbesondere wäre von Interesse,  
ob Kinder und Jugendliche sich dabei als selbst-
wirksam und handlungsmächtig erfahren .

Quer zu diesen vier Schwerpunkten der Darstel-
lung ist auffällig, wie undeutlich das Bild der 
Lebensverhältnisse von Kindern und Jugendlichen 
mit Behinderungen bleibt; differenzierter hingegen 
ist das Bild von jungen Menschen mit Migrations-
hintergrund; auch hinsichtlich der Geschlechter-
differenz gibt es deutliche Befunde .

Junge Menschen mit Behinderung sind statis- ■
tisch nur schwer erfassbar . Hier liegen lediglich 
für Kinder und Jugendliche mit einem Behinde-
rungsgrad von 50 % und mehr, die auch einen 
Schwerbehindertenausweis beantragt haben, 
regional differenzierte Daten vor . Weitere Hin-
weise auf Menschen mit Behinderung lassen 
sich lediglich in Teilaspekten in den Bereichen 
Kinder- und Jugendhilfe sowie Bildung und  
Gesundheit finden . Im Bereich der Frühförde-
rung junger Menschen mit Behinderungen ist 
Rheinland-Pfalz im Vergleich zu anderen 
Bundesländern besonders gut aufgestellt . Dies 
wird allerdings eher anhand von Konzepten und 
Programmen, weniger aufgrund empirischer 
Daten deutlich . 

Junge Menschen mit Migrationshintergrund  ■
können hingegen aufgrund der umfassenderen 
Datenbasis differenzierter betrachtet werden . 

gleichzeitig liegt die Betreuungsrelation (in 
Rheinland-Pfalz je wissenschaftlich Lehrendem 
16,3 Studierende; im Bundesdurchschnitt 12,2) 
an den rheinland-pfälzischen Hochschulen 
deutlich über dem Durchschnitt . 

Die Erfahrung, das eigene Leben selbst in die 
Hand nehmen zu können, sich als selbstwirksam 
und handlungsmächtig zu erleben, ist zentral für 
die positive Entwicklung junger Menschen . Es wird 
daher sowohl über Partizipation als Handlungs-
prinzip aller Aufgabenfelder einer öffentlichen 
Verantwortung für das Aufwachsen von Kindern 
als auch über vielfältige Partizipationsformen und 
-projekte sowie über bürgerschaftliches Engage-
ment und Ehrenamt berichtet .

Partizipation ist sowohl im Sinne formaler Be- ■
teiligungsrechte als auch als konkrete „Mitwirk-
möglichkeit“ für Kinder und Jugendliche von 
entscheidender Bedeutung . Zusammenhänge 
zu den Aufgaben- und Themenfeldern Gesund-
heit, Kinder- und Jugendhilfe sowie Schule 
unterstreichen die weitreichende Bedeutung 
der Beteiligung junger Menschen, zeigen jedoch 
auch das Erfordernis weiterer wissenschaftlicher 
Analysen insbesondere zur Wahrnehmung 
und Bewertung durch Kinder und Jugendliche 
selbst . 

Partizipationsangebote, -maßnahmen und  ■
-projekte in Rheinland-Pfalz, die im Bericht 
näher betrachtet werden, sind das Aktionspro-
gramm „Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz“ 
und das Netzwerk Partizipation, die Aktions-
felder des bürgerschaftlichen Engagements in 
Form des Ehrenamtes, die Freiwilligendienste 
FSJ und FÖJ und das politische Engagement, 
etwa Wahlverhalten und Wahlwunsch Jugend-
licher .

Eine Enquete-Kommission hat sich 2004/05  ■
eingehend mit dem Verhältnis von Jugend und 
Politik beschäftigt und aufgezeigt, dass es mög-
lich ist, das Verhältnis von jungen Menschen 
zu Gesellschaft und Politik positiv zu gestalten 
und vorhandene Distanzen zu überwinden . 
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„Der Kinder- und Jugendbericht soll nach Mög-
lichkeit nach Landkreisen (und Städten) differen-
zierte Daten enthalten“, heißt es in dem Beschluss 
des Landtags . Unterschiede in den Lebensverhält-
nissen der Regionen sind nicht nur ein relevanter 
Gegenstand der Sozialberichterstattung, sie sind 
auch eine Herausforderung für die Landespolitik . 
Sozialräumliche Analysen liefern Anhaltspunkte 
für regionale Planung und Entwicklung, um die Le-
bensbedingungen junger Menschen zu verbessern .

Um Eigenart und Unterschiedlichkeit der Lebens-
verhältnisse in Städten und Landkreisen ange-
messen herauszuarbeiten, wurden zwei Zugänge 
miteinander verknüpft: eine Auseinandersetzung 
mit deutschen und internationalen Konzepten 
zur Sozialberichterstattung sowie eine statistisch 
explorierende Datenauswertung für die 36 kreis-
freien Städte und Landkreise . Als Ergebnis können 
ein grundlegendes empirisch fundiertes und 
theoretisch begründetes Konzept für eine regional 
differenzierende Sozialberichterstattung sowie 
erste Ergebnisse präsentiert werden . 

Die Arbeitsgruppe hat den international ge-
bräuchlichen Begriff „Child Well-being“ beibe-
halten, weil er objektive Voraussetzungen für ein 

Allerdings wird der Begriff „Migrationshinter-
grund“ äußerst unterschiedlich gefasst und 
blendet zugleich wichtige Aspekte aus . Den-
noch werden insbesondere in den Bereichen Ar-
mut, Bildung und Gesundheit zentrale Benach-
teiligungen deutlich . Eingehender werden die 
jungen Menschen mit Migrationshintergrund 
in einem Exkurs der Vertiefung „Wie kommen 
junge Menschen ins Erwerbsleben? Zu den 
Startbedingungen im Übergang zu Ausbildung 
und Beruf“ (Kap . 7 .9) betrachtet .

Bezüglich Geschlechterverteilung und ge- ■
schlechtsspezifischen Chancen und Risiken 

für das Aufwachsen von Jungen und Mädchen 
unterscheiden sich die 36 Landkreise und 
kreisfreien Städte nach den vorliegenden Daten 
kaum . Insgesamt ist aber erkennbar, dass Mäd-
chen in den Hilfen zur Erziehung unterreprä sen-
tiert sind oder höhere Schulabschlüsse errei-
chen, aber durch die Berufswahl schlechtere 
Ausbildungs- und Erwerbschancen haben . Mit 
Blick auf ihre Lebenssituationen zeigen sich 
darüber hinaus höhere Armutsrisikoquoten 
für Frauen, und die Arbeitslosenquote liegt 
auch für junge Frauen über der junger Männer . 
Jungen hingegen haben ein deutlich höheres 
Unfallrisiko im Straßenverkehr . 

Zweiter Blick (Kapitel 4 und 5) 

Child Well-being in den rheinland-pfälzischen Regionen

gutes Aufwachsen junger Menschen mit der sub-
jektiven Bewertung individueller Lebensentwürfe 
und Lebenschancen auf eine Weise verknüpft, die 
nicht angemessen ins Deutsche übersetzbar ist . 
Das Konzept umfasst drei Dimensionen: 

Lebensbedingungen. ■  Welche Faktoren prä-
gen die Lebensbedingungen von Kindern und 
Jugendlichen, die in Rheinland-Pfalz groß 
werden? 

Wohlfahrt.  ■ Welche Effekte und Auswirkungen 
haben sozialstaatliche Leistungen und Struktu-
ren als Beitrag auf die Verwirklichungschancen 
junger Menschen?

Handlungsräume. ■  Welche Handlungsperspek-
tiven und Verwirklichungschancen sehen junge 
Menschen in ihren Lebensräumen? 

Die verfügbaren regional differenzierten Daten 
und Informationen sind (noch) unvollständig und 
ermöglichen nur eine erste Annäherung; sie zeigen 
aber bereits deutlich ein ausgesprochen vielge-
staltiges Bild der Lebensbedingungen und Lebens-
chancen junger Menschen in diesem Land: 



46

regionalen Problemlagen durch öffentliche Leis-
tungen ausgeglichen werden können und müssen . 
Hier steht nicht allein das Land in der Verantwor-
tung, sondern auch die kommunalen Gebietskör-
perschaften . 

Mehr als eine erste Annäherung können die Be-
funde dieses Berichtes trotz aller Anstrengungen 
nicht sein, da für zentrale Aspekte vor allen Din-
gen in den Dimensionen Lebensbedingungen und 
Handlungsräume nur begrenzt aussagekräftige 
Daten zur Verfügung stehen . Daher werden 
konkrete Hinweise und Anregungen für die 
notwendige Weiterentwicklung des mit diesem 
ersten Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz 
vorgeschlagenen Konzeptes einer regional diffe-
renzierenden Sozialberichterstattung gegeben . 

Die Landkreise und kreisfreien Städte in  ■
Rheinland-Pfalz weisen jeweils eigene Profile 
der Lebensbedingungen junger Menschen und 
Familien auf .

Viele kreisfreie Städte und Landkreise bieten  ■
den Kindern und Jugendlichen Chancen für ein 
gelingendes Aufwachsen; aber es gibt auch eine 
erhebliche Ungleichheit der Lebenschancen 
junger Menschen im Land .

Es gibt viele Hinweise darauf, dass die Lebens- ■
bedingungen und die darauf bezogenen sozial- 
staatlichen Aktivitäten in den Städten beson-
ders prägnant sind: Armut und Reichtum oder 
niedriger und hoher Bildungserfolg liegen hier 
nahe beieinander . Ausgeprägter als in den 
Landkreisen nötig, müssen Städte diese Risiken 
und Möglichkeiten gestalten . Ihre Potentiale, 
Unterschiede auszubalancieren, haben wesent-
lich zur Stabilität moderner Gesellschaften 
bei getragen .

Ungleichheit abzubauen und Differenz demo- ■
kratisch zu kultivieren ist insbesondere bei der 
Integration von Menschen mit Migrations-
hintergrund eine große Herausforderung für 
die Ausgestaltung und Entwicklung positiver 
Lebensbedingungen für alle jungen Menschen 
in Rheinland-Pfalz .

Die Befunde dieses Berichts basieren auf der Kom-
primierung und Gewichtung vielfältiger Daten . 
Dies birgt immer die Gefahr, wichtige Differen-
zierungen zu unterschätzen . Durchschnittlich 
günstige Bedingungen für das Aufwachsen in einer 
Stadt oder einem Landkreis können in jeweils klei-
nere Einheiten – Stadtteile oder Ortsgemeinden –  
eingebettet sein, in denen diese Bedingungen 
schlechter oder besser sind . Andererseits können 
günstige und ungünstige Lebensbedingungen 
nahe beieinander liegen . Trotzdem vermag dieser 
Bericht wesentliche Anhaltspunkte für eine 
fundierte Auseinandersetzung mit differenzierten 
Lebensbedingungen und Lebenschancen junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz zu präsentieren . 
Insgesamt ist zu fragen, welche individuellen und 
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Kapitel 6: 

Die frühe Kindheit gilt als ebenso verwundbar wie 
bildsam . Artikel 24 der Verfassung für Rheinland-
Pfalz betont das Recht des Kindes auf Entwick-
lung, Entfaltung, Förderung und besonderen 
Schutz . Entsprechend wird vertieft untersucht, 
wie die öffentliche Verantwortung für Kinder im 
vorschulischen Alter auf der Ebene von Erziehung, 
Bildung und Betreuung sowie auf der Ebene von 
Schutz, Förderung und Hilfe im Land Rheinland-
Pfalz wahrgenommen wird . 

Das Land Rheinland-Pfalz weist bei der Versor-
gung mit Kindertagesbetreuung eine hohe Quote 
auf, und der Betreuer-Kind-Schlüssel fällt über-
durchschnittlich gut aus . Auch die Anstrengungen 
im Bereich der Fortbildung von Fachkräften sind 
hervorzuheben . Die Hilfsangebote für Familien 
sind in der Regel dort besonders vielfältig, wo 
relativ viele Kinder geboren werden und wo be-
sonders viele Familien mit Kleinkindern leben . Die 
Unterstützungsstrukturen entsprechen also im 
Allgemeinen der erwartbaren Bedarfslage junger 
Familien . 

Dieses an sich positive Ergebnis wird allerdings 
durch einen anderen Befund relativiert: Schaut 
man sich die Unterstützungsstrukturen vor dem 
Hintergrund der Lebenslagen von jungen Familien 
und Kindern in den jeweiligen Regionen an, ist 
festzustellen, dass das Angebot an familienunter-
stützenden Einrichtungen in keinem statistisch 
signifikanten Zusammenhang mit dem Child-
Well-being-Index steht, der die Lebensbedingun-
gen, die Wohlfahrt und die Handlungsräume von 
Kindern in den einzelnen Regionen zusammenfas-
send beschreibt . Dieser Befund ist dahingehend 
zu interpretieren, dass das rheinland-pfälzische 
Unterstützungssystem für junge Familien zwar 
auf das unterschiedliche generative Verhalten in 
den Regionen reagiert, im Allgemeinen aber noch 

Dritter Blick (Kapitel 6, 7 und 8): Vertiefungen

Frühe Kindheit, Übergang ins Erwerbsleben und ein Blick über den Zaun 

wenig sensibel für die Problemlagen der dort woh-
nenden jungen Familien ist . Die Unterstützungs-
systeme für junge Familien im Land Rheinland-
Pfalz müssen also noch besser auf die regionalen 
Bedarfs- und Problemlagen zugeschnitten wer-
den . Dies betrifft insbesondere solche Regionen 
mit verhältnismäßig ungünstigen Rahmenbedin-
gungen für Familien mit Kindern .

Kapitel 7: 

Die Jugendphase ist eine eigenständige Lebens-
phase mit typischen Gestaltungsmöglichkeiten 
und eine Übergangszeit mit zentralen Entwick-
lungsaufgaben zugleich . Jugendliche müssen sich 
einen Zugang zu ökonomischem, kulturellem und 
sozialem Kapital erarbeiten, wobei gleichzeitig 
eine hohe Ungewissheit darüber besteht, ob die 
erworbenen Kompetenzen verwertet werden kön-
nen . Dies macht den Übergang in den Status des 
Erwachsenen riskant .

Die meisten Jugendlichen verlassen die allgemein-
bildenden Schulen mit einer formalen Qualifika-
tion, mindestens 7 % allerdings ohne Abschluss . 
Je gut ein Viertel der Jugendlichen verlässt die 
Schule mit Hochschulreife bzw . mit Hauptschul-
abschluss, ca . 40 % mit einem qualifizierten 
Sekundarabschluss I . Der Start Jugendlicher mit 
Migrationshintergrund ins Erwachsenenleben wird 
ebenfalls wesentlich von der sozialen Herkunft 
bestimmt, teilweise auch von Diskriminierung und 
schließlich von den Belastungen, die mit Migration 
verbunden sein können . Die Ungleichheit des Bil-
dungserfolgs variiert im Land außerdem regional . 
Nach der allgemeinbildenden Schule setzt sich die 
Ungleichheit der Bildungswege fort . Es zeigt sich 
ein breites Spektrum vom erfolgreichen Studium 
bis hin zur erfolglosen Bewerbung um einen Aus-
bildungsplatz . Die Benachteiligung von Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund beim Übergang 
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Kinder von Grenzpendlern besuchen in Luxem- ■
burg crèches, Spillschouls und Schulen;

es gibt eine bildungsbezogene Mobilität von  ■
Schülerinnen und Schülern, Studierenden und 
Auszubildenden in der Großregion; 

es gibt eine Zusammenarbeit in den Bereichen  ■
Bildung, Kinder- und Jugendhilfe, Jugendarbeit 
und Arbeit mit Migranten in der Großregion . 

Über die quantitative und strukturelle Relevanz 
dieser Tatsachen liegen jedoch nur narrative Do-
kumente vor . 

Die Förderung interkultureller Kompetenz zählt zu 
den wichtigen Aufgaben der Kindertageseinrich-
tungen und Schulen in Rheinland-Pfalz . Nach den 
vorliegenden Daten bieten sich jungen Menschen 
in Rheinland-Pfalz je nach Schulbildungsniveau 
unterschiedlich große Chancen, interkulturelle 
Kompetenzen zu erwerben . Bilinguale Unter-
richtsangebote werden vor allem an Gymnasien 
gemacht . Gymnasien und berufsbildende Schulen 
beteiligten sich am häufigsten an  internatio nalen 
Schulpartnerschaften im Rahmen von EU-Pro-
grammen . Auszubildende haben so gut wie keine 
Chance, mit EU-Mitteln gefördert ihre beruf-
lichen Kompetenzen im Ausland zu erweitern . 
Dem gegenüber erhält jährlich einer von 100 
Studierenden in Rheinland-Pfalz ein „Erasmus“-
Stipendium der EU für ein Studium an einer Hoch-
schule im Ausland . Dieses Ungleichgewicht ist im 
Hinblick auf die Erwartung einer zukünftig stärke-
ren internationalen Mobilität von Facharbeitern 
beachtenswert .

in die Berufsausbildung ist sowohl unter dem Ge-
sichtspunkt des Fachkräftebedarfs als auch unter 
dem der Lebensperspektive für diese Jugendlichen 
besorgniserregend .

Von Erwerbslosigkeit sind in Rheinland-Pfalz 7 % 
der jungen Erwachsenen betroffen . Im bundes-
weiten Vergleich ist diese Quote günstig, regional 
gibt es jedoch deutliche Unterschiede . Mehr als 
ein Fünftel der 18- bis 25-Jährigen ist arm . Die Ar-
mutsquote der jungen Männer liegt bei 16 %, die 
der jungen Frauen bei 22,5 % . Die Delinquenz der 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist struktu-
rell relativ unverändert . Die bei Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund erhöhte Delinquenzbe-
lastung wird hinreichend mit sozialstrukturellen 
Faktoren erklärt, d . h . die Delinquenz ist bei  
deutschen Jugendlichen in vergleichbaren Lebens-
lagen in ähnlicher Weise ausgeprägt . 

Kapitel 8: 

Der vorliegende erste Kinder- und Jugendbericht 
Rheinland-Pfalz bezieht die Großregion Saar-
Lor-Lux und Wallonie in seine regionalisierende 
Perspektive ein (Kap . 8) . In einem Europa offener 
Grenzen und transnationaler  Lebensverhältnisse 
lässt sich die soziale Lage vieler Kinder und Ju-
gendlicher in Rheinland-Pfalz ohne einen „Blick 
über den Zaun“ nicht angemessen charakterisie-
ren . In den grenznahen Regionen von Rheinland-
Pfalz spielen die ökonomischen und sozialen 
Aus  tauschbeziehungen mit den belgischen, luxem-
burgischen und französischen Nachbarn eine 
wichtige Rolle . Ein Beispiel ist die grenzüberschrei-
tende berufsbezogene Mobilität, die rund 7 % der 
Erwerbstätigen im grenznahen Raum betrifft . Sie 
hat Auswirkungen u . a . auf Lebensgewohnheiten, 
Berufschancen und die regionalen Arbeits- und 
Wohnungsmärkte . 

Mindestens drei Aspekte der Lebenssituation von 
Kindern und Jugendlichen sind durch großregiona-
le Austauschbeziehungen geprägt:
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Entwicklung und Erprobung neuer Formen  ■
der Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe, 
Polizei und Justiz . 

Bildung muss auf kommunaler Ebene verant- ■
wortlich gestaltet werden; neue Organisations- 
und Finanzierungsmodelle für die Kooperation 
von Kinder- und Jugendhilfe und Schule müssen 
entwickelt und erprobt werden . 

Angebote für Kinder psychisch kranker Eltern  ■
und die Schnittstelle zur Psychiatrie müssen 
weiterentwickelt werden .

Jugendsozialarbeit ist deutlicher zu profilieren,  ■
und stimmige Gesamtkonzepte der verschiede-
nen Sozialleistungsbereiche müssen entwickelt 
werden . 

Kinder- und Jugendarbeit muss als eigenständi- ■
ges Angebot abgesichert und weiterentwickelt 
werden . 

Die Kinder- und Jugendhilfe als zentraler  ■
Beitrag für gerechtes Aufwachsen und soziale 
Teilhabechancen ist weiterzuentwickeln und 
auszustatten .

(4) Einen guten „Start ins Kinderleben“ in  allen 
Regionen zu ermöglichen ist eine  zentrale Auf-
gabe öffentlicher Verantwortung . In den vergan-
genen Jahren sind hierfür im Bereich des Kinder-
schutzes bemerkenswerte Initiativen er griffen 
worden . Dennoch sollten in Zukunft die regio-
nalen Besonderheiten und Problemlagen in der 
Etablierung von Infrastrukturen und bei der Rea- 
 li sierung von Programmen stärker berücksich tigt 
werden .

Vierter Teil (Kapitel 9)

Empfehlungen

Der Landtag hat die Erwartung geäußert, dass der 
Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz nicht 
nur eine Bestandsaufnahme vorlegt, sondern auch 
Handlungsbedarf feststellt und Empfehlungen ab- 
gibt . In diesem Sinne schließt der hier vorgelegte 
erste Kinder- und Jugendbericht mit sieben diffe-
renzierten Empfehlungen für die Kinder-, Jugend- 
und Familienpolitik des Landes .

(1) Die regionalen Besonderheiten und Bedingun-
gen der Lebensverhältnisse und Lebenschancen 
für junge Menschen im Land müssen zukünftig in 
stärkerem Maße in landespolitischen Initiativen 
und Programmen berücksichtigt werden . 

(2) Die regionale Verantwortung für eine bedarfs-
gerechte Gestaltung von Leistungen und Angebo-
ten für junge Menschen und ihre Familien muss 
durch landespolitische Initiativen und Programme 
ebenso unterstützt wie herausgefordert werden . 

(3) Für die Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz wird vorgeschlagen: 

Fachlich starke Jugendämter sind Vorausset- ■
zung für bedarfsgerechte Hilfen und Infrastruk-
turentwicklung, u . a . durch den Ausbau der 
Jugendhilfeplanung .

Der Ausbau Früher Hilfen ist erforderlich, darf  ■
aber nicht zu Lasten anderer Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe gehen; die Weiterent-
wicklung der Schnittstelle zur Gesundheitshilfe 
und unterstützender Finanzierungsstrukturen 
ist erforderlich .

Fortsetzung der Erziehungshilfeoffensive Rhein- ■
land-Pfalz mit einer neuen Schwerpunktsetzung 
auf integrative Hilfen an (Ganztags-)Schulen, in 
Pflegekinderwesen und Heimerziehung .
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(7) Eine kontinuierliche Berichterstattung über 
die Lebensverhältnisse und Lebenschancen junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz muss als Basis einer 
kinder-, jugend- und familienfreundlichen Politik 
entwickelt und ausgebaut werden .

(5) Junge Menschen sind darauf angewiesen, mit 
ausreichenden Kapitalien ausgestattet den stets 
riskanten Weg ins Erwachsenenleben zu wagen; 
hierzu wird empfohlen:

Das Recht der Jugend auf eine selbstgestaltete  ■
Jugendphase muss auch in öffentlich-politi-
schen Debatten deutlich hervorgehoben wer-
den; neben umfassenden Leistungserwartun-
gen, die an junge Menschen gestellt werden, 
müssen komplementäre Erfahrungen möglich 
sein; sonst kann der Druck nicht produktiv 
bearbeitet werden .

Öffentliche Verantwortung muss an den Stel- ■
len verstärkt werden, wo Jugendliche unterhalb 
eines allgemein akzeptierten Lebensniveaus die 
Jugendphase verlassen .

Die bedarfsbezogene Verstärkung der Jugend- ■
sozialarbeit ist ebenso zu fördern wie die Aus-
weitung des Ausbildungsplatzangebotes . 

Eine Benachteiligung junger Menschen mit  ■
Migrationshintergrund ist noch vielfach nach-
weisbar; hier gilt es vor allem einer negativen 
Stigmatisierung entgegenzuwirken . Anzuschlie-
ßen ist vielmehr an die großen Potentiale von 
Jugendlichen mit Migrationserfahrung, vor 
allem in der Gestaltung schulischer Angebo-
te und in der Berufsausbildung . Dafür gibt es 
positive Beispiele .

(6) In einem Europa offener Grenzen und trans-
nationaler Lebensverhältnisse muss Kinder- und 
Jugendpolitik grundsätzlich grenzüberschreitend 
denken . Das gilt besonders für Rheinland-Pfalz, 
wo die großregionale Vernetzung mit den Nach-
barregionen in Belgien, Frankreich und Luxemburg 
ein wichtiges Politikfeld ist . Perspektivisch gilt 
es, eine systematische Bestandsaufnahme der 
Institutionen und Lernfelder sowie der internatio-
nalen Zusammenarbeit im Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe landesweit aufzubauen .
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Bericht der Landesregierung von 1999 „Familien-
relevante Leistungen in Rheinland-Pfalz“ (Landtag 
Rheinland-Pfalz 1999), der sich bereits explizit 
für den Ausbau der Betreuungsmöglichkeiten für 
Kinder auch unter drei Jahren aussprach .

Eine vergleichbare Funktion wie die Berichte 
haben auch die Enquete-Kommissionen des 
Landtags . Eine Enquete-Kommission befasste 
sich 1994/95 mit der „Situation der Kinder in 
Rheinland-Pfalz – Rechte der Kinder in einer sich 
wandelnden Welt“ (Landtag Rheinland-Pfalz 
1995) . Zehn Jahre später beschäftigte sich eine 
weitere Kommission mit der Forderung „Distanz 
zwischen jungen Menschen und Politik überwin-
den – Beteiligung weiterentwickeln, Demokratie 
stärken“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2005a) .

Programme der Landesregierung stellen im Un-
terschied zu den Berichten eher ein Instrument 
der Politikformulierung und -gestaltung dar und 
enthalten in der Regel ebenfalls zweckmäßig 
aufbereitete Situationsanalysen . Zu erwähnen 
sind hier das „Familienpolitische Programm der 
Landesregierung” von 1978, das Aktionsprogramm 
„Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz – Politik für 
und mit Kindern” (1995) und die Initiative „Viva 
Familia” von 2004 . 

Mit dem ersten Kinder- und Jugendbericht Rhein-
land-Pfalz werden die Berichtselemente dieser 
Programme aufgegriffen und weitergeführt und 
zum Gegenstand einer systematischen Untersu-
chung der Berichterstattung über die Lebenssitua-
tionen junger Menschen und ihrer Familien sowie 

1.1 Anlass und Zielsetzung

In der Drucksache vom 01 . 03 . 2007 des Landtags 
Rheinland-Pfalz fordern die Fraktionen der FDP, 
SPD und CDU gemeinsam die Landesregierung 
auf, in jeder Legislaturperiode einen Kinder- und 
Jugendbericht erstellen zu lassen . Dieser soll die 
„Basis einer kinderfreundlichen Politik“ (Land-
tag Rheinland-Pfalz 2007f) verstärken . Erwartet 
wird von diesem, einerseits die Lebenslagen und 
-situationen von Kindern und Jugendlichen und 
andererseits die Angebotsstrukturen in verschie-
densten Bereichen öffentlicher Verantwortung 
sowie Gefährdungspotentiale junger Menschen 
abzubilden . Von Bedeutung ist darüber hinaus 
die Differenzierung nach den 24 Landkreisen und 
12 kreisfreien Städten in Rheinland-Pfalz . Der 
Bericht soll durch externe Institute erarbeitet und 
von den zuständigen Ministerien kommentiert 
werden .

Kinder- und Jugendberichterstattung kann – im 
Unterschied zum Bund – in den Bundesländern, 
von Nordrhein-Westfalen abgesehen, zwar 
kaum auf eine Tradition zurückblicken, wurde 
aber in verschiedenen Ländern in den letzten 
Jahren begonnen (z . B . Saarland 2004, Baden-
Württemberg 2005 oder Sachsen 2009) . Auch für 
Rheinland-Pfalz sind bedeutsame „Meilensteine“ 
einer systematischen Berichterstattung über die 
Lage von Kindern und Jugendlichen zu erwähnen 
(vgl . dazu Glöckner 2007, S . 48 ff .) . So kann der 
Jugendbericht der Landesregierung aus dem Jahr 
1979, der einen Schwerpunkt auf die kritische 
Auseinandersetzung mit dem Jugendwohlfahrts-
gesetz (JWG) legte und seine Reform forderte, 
als eine erste Etappe bewertet werden; weiter der 

1. eInleItung  
und KonzePtIon



53

Abb. 1:  Aufbau des Berichts

der Leistungen für sie in Rheinland-Pfalz gemacht . 
Eine solche Berichterstattung muss sich allerdings 
immer in einem Spannungsverhältnis zwischen 
unterschiedlichen und manchmal auch widerstrei-
tenden landes- und fachpolitischen Erwartungen 
und Interessen bewegen . So ist z . B . sorgfältig 
abzuwägen zwischen dem berechtigten Interesse 
an einer umfassenden Würdigung der Aktivitäten 
und Programme der Landesregierung einerseits, 
der Erwartung einer kritischen Analyse der Defi-
zite und Probleme vorhandener Angebote und 
Leistungen andererseits und ferner der Erwartung, 
umfassende Analysen der komplexen Lebens-
bedingungen junger Menschen und ihrer Familien 

vorgelegt zu bekommen . Allen Erwartungen 
gleichermaßen gerecht werden zu wollen kann 
schnell zu einer unproduktiven Überforderung der 
Kapazitäten aller Beteiligten führen, der Bericht-
erstatter ebenso wie der Nutzerinnen und Nutzer 
solcher Berichte . In diesem Bericht wird daher ver-
sucht, einen Weg zu finden, der den Erwartungen 
an fundierte Analysen wie an kritische Würdigung 
und verwertbare Hinweise und Anregungen für 
zukünftige Politik gleichermaßen gerecht  werden 
kann . Dies bleibt allerdings eine schwierige 
Balance, die im Ergebnis nicht alle Erwartungen 
gleichermaßen befriedigen kann; darauf sollte 
hingewiesen werden . 

1.2 Konzeption und Aufbau
 
der vorliegende bericht gliedert sich in drei abschnitte, die hier als  
„blicke“ auf die lebenssituationen und lebenslagen von und  
die öffentliche Verantwortung für junge menschen verstanden werden. 

Erster Blick
Daten und Fakten
a) Lebenssituationen und -bedingungen
b) Angebote, Leistungen und Aufgaben

Zweiter Blick
Regional differenzierte Sozialbericht- 
erstattung zu Lebenssituationen und
Lebenschancen junger Menschen

Dritter Blick
a) Startbedingungen für das Aufwachsen
b)   Startbedingungen junger Menschen in 

Ausbildung und Erwerbsleben
c)  Aufwachsen in öffentlicher Verant-

wortung im Vergleich der europäischen 
Nachbarn und Regionen

Viertens: Empfehlungen
Empfehlungen für zukünftige Landes-
politik für junge Menschen und Familien 
in Rheinland-Pfalz

Erster Blick
Daten und Fakten

Viertens
Empfehlungen

Dritter Blick
Vertiefungen

Zweiter Blick
Sozialberichterstattung
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In einem „ersten Blick“ wird es darum gehen, ei-
nerseits die Lebenssituationen junger Menschen – 
aufgegliedert nach unterschiedlichen Themenfel-
dern – zu beschreiben . Hier liegt der Schwerpunkt 
auf einer Betrachtung des Landes Rheinland-Pfalz 
insgesamt, soweit möglich auch im Vergleich zu 
anderen Bundesländern oder dem bundesweiten 
Durchschnitt und in kleinräumiger Betrachtung 
auf Ebene der 36 Landkreise und kreisfreien  
Städte des Landes . Zum anderen werden die Ange- 
bote und Leistungen für Kinder, Jugendliche und 
Familien in öffentlicher Verantwortung gebündelt 
dargestellt . Aufgrund der vorliegenden Daten 
können hier in der Hauptsache die zur Verfügung 
stehenden Projekte, Hilfen und Leistungen ange-
führt werden . Über die „Nutzerperspektive“, also 
wie Mädchen und Jungen, Väter und Mütter selbst 
diese Leistungen und Angebote sehen und bewer-
ten, liegen lediglich in einigen der hier vorzustel-
lenden Themenfelder Daten vor . Des Weiteren ist 
stets die Frage nach dem Verhältnis öffentlicher 
und privater Verantwortung für das Aufwachsen 
junger Menschen leitend . 

Im zweiten Teil wird der Blick auf die Regionen des 
Landes – also die 24 Landkreise und 12 kreisfreien 
Städte – gelenkt . Dieser „zweite Blick“ soll im 
Unterschied zum ersten Teil des Berichts die Viel-
falt der auf Kreisebene bzw . Ebene der kreisfreien 
Städte vorliegenden Daten gebündelt vorstellen . 
Hier stehen also nicht mehr einzelne Themenbe-
reiche im Vordergrund, sondern eine begründete 
Zusammenstellung aller verfügbaren Informatio-
nen . Für jede kreisfreie Stadt und jeden Landkreis 
sollen in einem Profil die Lebensbedingungen, 
wohlfahrtsstaatlichen Leistungen und Hand-
lungsräume junger Menschen in den Regionen des 
Landes zusammengeführt werden . Hierzu ist ein 
empirisch fundiertes und theoretisch begründetes 
Konzept als Vorarbeit und Grundlegung für eine 
regional differenzierende Sozialberichterstattung 
zu Lebenssituationen und Lebenschancen junger 
Menschen entwickelt worden . In den kommenden 
rheinland-pfälzischen Kinder- und Jugendberich-
ten werden diese Arbeiten weiterzuentwickeln 
und zu konkretisieren sein, dazu werden auch 
Hinweise und Empfehlungen gegeben . Um die 

Auswahl der Daten sowie Prozeduren und Inten-
tionen ihrer Analyse nachvollziehbar und trans-
parent abzubilden, wird in der Überleitung vom 
„ersten“ zum „zweiten Blick“ eine detaillierte 
Darstellung und Begründung des erarbeiteten 
Konzepts präsentiert . Dieses entspricht zugleich 
dem Auftrag an die Projektgruppe, Vorschläge für 
ein Datenkonzept und Empfehlungen für künftige 
rheinland-pfälzische Kinder- und Jugendberichte 
zu erarbeiten . 

Der „dritte Blick“ vertieft ausgewählte Aspekte 
einer öffentlichen Verantwortung für das Auf-
wachsen junger Menschen . Zunächst werden 
einerseits die Kinder bis sechs Jahre und anderer-
seits Jugendliche und junge Erwachsene in je einer 
Vertiefung betrachtet . Die erste Altersgruppe wird 
unter der Leitfrage „Wie sehen die Startbedingun-
gen des Aufwachsens für Kinder aus?“ im Mittel-
punkt stehen . Hier sind nicht nur die spezifischen 
Lebensverhältnisse von Bedeutung, sondern 
auch die relevanten Leistungen und Angebote 
in öffentlicher Verantwortung . Die Leitfrage der 
zweiten Vertiefung fokussiert – ebenfalls unter 
Berücksichtigung der relevanten Angebote und 
Leistungen – die Übergänge zwischen Schule, Aus-
bildung und Berufsleben . In einem Exkurs werden 
die spezifischen Bedingungen des Aufwachsens 
junger Menschen mit Migrationshintergrund 
untersucht .

In einer weiterführenden Vertiefung wird der Blick 
über den Zaun – d . h . auf die europäischen Nach-
barn und Regionen – gelenkt . Die Grenzlage des 
Bundeslandes Rheinland-Pfalz ist ein charakteris-
tischer Umstand des Aufwachsens vieler junger 
Menschen . Zwar sind im Zuge der europäischen 
Einigung die politischen Grenzen immer durchläs-
siger und die ökonomischen Verflechtungen im-
mer dichter geworden; doch nach der Bedeutung 
dieser Prozesse für die Kinder und Jugendlichen 
wird selten gefragt . 

In einem letzten Kapitel werden gebündelt und 
zusammenfassend die im ersten Kinder- und Ju-
gendbericht Rheinland-Pfalz herausgearbeiteten 
Handlungsbedarfe und entwickelten Empfehlun-
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gen für eine zukünftige Kinder-, Jugend- und Fa-
milienpolitik im Land Rheinland-Pfalz vorgestellt . 

Unserer besonderer Dank gilt neben den Kollegin-
nen und Kollegen der drei beteiligen Universitäten 
und des Institutes für Sozialpädagogische For-
schung in Mainz vor allem den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der in der Steuerungsgruppe 
beteiligten Ministerien für Bildung, Wissenschaft, 
Jugend und Kultur sowie für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Familie und Frauen des Landes Rhein-
land-Pfalz und aus dem Landesjugendamt . Dank 
gilt auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
aus den Ministerien, dem Statistischen Landesamt 
und den Verbänden und Kirchen, die für diesen 
Bericht Informationen und Daten zur Verfügung 
gestellt haben . 

Für die Projektgruppe

Prof. Dr. Franz Hamburger 
Universität Mainz

Prof. Dr. Michael-Sebastian Honig  
Universität Trier, jetzt Université du Luxembourg

Prof. Dr. Christian Schrapper  
Universität Koblenz-Landau (Federführung)

Mainz / Koblenz / Trier im Januar 2010
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Diese Aufteilung ist den Erfordernissen einer 
überschaubaren Strukturierung dieses Kapitels 
geschuldet und nicht einer „natürlichen“ Abgren-
zung der Arbeitsfelder und Themen . Übergänge 
und Schnittstellen zwischen diesen Themen sind 
daher bedeutsam; als Lesehinweise hierfür sind 
die Unterkapitel stets mit entsprechenden Ver-
weisen auf andere Kapitel in Fußnoten versehen .

Im Folgenden sollen Daten und Fakten zu Lebenssituationen und Bedingungen 
des Aufwachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz in den Blick genommen 
werden; dies geschieht in zwei Schritten:

erster blIcK
daten und faKten zu lebenssItuatIonen 
und bedIngungen des aufwachsens 
Junger menschen In rheInland-Pfalz

Zuerst werden Grunddaten zu Lebensbedingun- ■
gen und Lebenslagen dargestellt . 

Anschließend geht es um Daten zu Angeboten,  ■
Leistungen und Aufgaben in öffentlicher Ver-
antwortung für das Aufwachsen von Kindern 
und Jugendlichen in den Themenfeldern Ge-
sundheit, Kinder- und Jugendhilfe und Schule . 
Daran anschließend wird der Themenbereich 
Partizipation und Engagement junger Menschen 
betrachtet, der quer zu den o . a . Themenfeldern 
liegt . Zugleich sind Partizipation und bürger-
schaftliches Engagement Ausdruck der Betei-
ligung junger Menschen in und an öffentlicher 
Verantwortung . 



Hinweise zur Datenlage:

1 . Es werden wenn möglich nur solche Daten und 
Fakten angeführt, die entweder für die Lebens- 
bedingungen junger Menschen oder die Aufgaben- 
und Themenfelder öffentlicher Verantwortung 
für Kinder, Jugendliche und z . T . deren Familien 
bedeutsam sind . Allerdings können in einigen 
Themenfeldern junge Menschen und/oder Fami-
lien nicht differenziert ausgewiesen werden – hier 
erfolgt ein Rückgriff auf die relevante Grundge-
samtheit, wie bspw . Wohngeldempfängerinnen 
und -empfänger . 

2 . Der Raumbezug der Daten ist möglichst die 
Ebene der kreisfreien Städte und Landkreise . 
Liegen keine regional differenzierenden Daten vor, 
werden sie für Rheinland-Pfalz insgesamt und – 
wenn zur Einordnung der rheinland-pfälzischen 
Werte von Bedeutung – im Bundesländervergleich 
dargestellt . 

3 . Welche Daten vorgestellt werden können, ist  
stark von ihrer Verfügbarkeit abhängig . Auf  
Daten und Fakten, die derzeit nicht vorliegen, 
aber bedeutsam wären, wird jeweils hingewiesen . 
Berichtet werden soweit möglich die aktuellsten 
Daten; in vielen Fällen ist es das Jahr 2007 oder 
der Stichtag 31 . 12 . 2007 . Lagen aktuellere Zahlen 
vor, wurden diese verwendet, zum Teil musste 
allerdings auch auf ältere Daten (2005, 2006) 
zurückgegriffen werden . Daher kann es zu Wech-
seln in den Zeitbezügen kommen, auf die jeweils 
hingewiesen wird . 

4 . Über einzelne Themenfelder kann anhand ver-
fügbarer Daten und Informationen kaum ange-
messen berichtet werden . Es wird in diesem Falle 
über vorliegende Daten hinausgehend auf deren 
Bedeutung hingewiesen . Umfang und Differen-
ziertheit der Kapitel sind größtenteils von den 
verfügbaren Daten abhängig, kürzere Kapitel also 
inhaltlich nicht weniger bedeutsam . 

5 . Die Kapitel 2 und 3 enthalten zahlreiche Daten 
und Informationen, die auch für den zweiten Blick, 
die „regional differenzierende Berichterstattung“, 
als Kennzahlen genutzt werden . Solche Daten 
werden ausdrücklich gekennzeichnet, sowohl 
durch einen Pfeil als auch durch eine Kennziffer, 
die sich in den Kapiteln 4 .2 und 4 .3 wiederfindet . 
Eine ausführliche Begründung der im zweiten Blick 
verwendeten Daten wird ebenfalls in Kapitel 4 .3 
und nicht im ersten Blick angeführt . Nicht alle 
für das Indikatorenmodell der „regional differen-
zierenden Berichterstattung“ genutzten Daten 
werden hier vorgestellt, dies würde den  Rahmen 
des Berichts sprengen . Auch sind nicht alle Kenn-
zahlen für die im ersten Blick vorgestellten The-
menfelder für sich alleine genommen bedeutsam; 
sie werden daher in diesem Zusammenhang nicht 
vorgestellt .

Lesehinweise zu Quellenangaben:

1 . Ist im Folgenden vom „Statistischen Landes-
amt“ die Rede, ist das Statistische Landesamt 
Rheinland-Pfalz gemeint . 

2 . Für alle Internetquellen ist das gültige Abruf-
datum der 13 . 01 . 2010 . Dieses wird daher nicht 
mehr im Einzelnen angeführt . Die detaillierten 
Pfadangaben sind jeweils in Fußnoten aufgeführt .
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Unter der Leitfrage „Wie leben Kinder und Jugend-
liche in Rheinland-Pfalz?“ werden insgesamt vier  
Themenbereiche in den Blick genommen . Zunächst 
stehen demografische Daten zu Bevölkerungs-
struktur und -entwicklung im Vordergrund . Dabei 
wird primär über Kinder, Jugendliche und Fami-
lien berichtet . Soweit möglich werden die Daten 
der Bevölkerungszusammensetzung differenziert 
nach Geschlecht und Nationalität dargestellt . Im 
Weiteren wird auf Wohnverhältnisse und -umfeld 
junger Menschen eingegangen .

Daran anschließend werden soziale Situation, Ein-
kommen und wirtschaftliche Verhältnisse darge-
stellt . Hier spielen nicht nur materielle Ressourcen, 
sondern auch Sozialleistungen eine Rolle . 

Abschließend wird zusammenfassend auf Armut 
und Armutsgefährdung junger Menschen einge-
gangen . 

Daten über die Struktur und Entwicklung der 
Bevölkerung sind für staatliche, wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Gestaltungsaufgaben grund-
legend; demografische Daten eröffnen vielfältige 
Einschätzungen auch zu den Werthaltungen und 
Lebenseinstellungen der Menschen . Solche gesell-
schaftlich wirksamen Einstellungen spiegeln sich 
besonders in Größe und Zusammensetzung von 
Familien und ihrer Entwicklung wider .

2. daten und faKten zu lebens- 
bedIngungen und lebenslagen  
Junger menschen In rheInland-Pfalz

Abb. 2:  Kapitel 2 im Überblick

2.1 Bevölkerungsstand und Bevölkerungsentwicklung

2.1.1 Bevölkerungszahl und ihre  
Entwicklung

Die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner in 
Rheinland-Pfalz ist nach Angaben des Statisti-
schen Landesamtes im Jahr 2008 im Vergleich zu 
den Vorjahren weiter gesunken . Am 31 . 12 . 2008 
haben 4 .028 .351 Bürgerinnen und Bürger ihren 
Hauptwohnsitz in Rheinland-Pfalz angemeldet . 

2.1
Bevölkerungs- 
struktur und 
 Demografie

2.4
Armut und Armuts- 

gefährdung

2.3
Soziale Situation

2.2
Wohnen und  
Wohnumfeld
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Abb. 3:  Bevölkerungsentwicklung in den kreisfreien Städten und Landkreisen 1950 bis 2008

Quelle: Statistisches Landesamt 2009aa, S . 15
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2.1.1.1 Altersstrukturen und Zusammen- 
setzung der Bevölkerung

Der Altersaufbau der Bevölkerung von Rheinland-
Pfalz verändert sich bereits seit vielen Jahren . 
„1950 hatte Rheinland-Pfalz noch eine relativ 
junge Bevölkerung“ (Statistisches Landesamt 
2007c, S . 13) . Über den Gesamtzeitraum von 1950 
bis 2006 ist die Zahl der unter 20-Jährigen um  
12 Prozentpunkte gesunken . Hingegen hat sich  
die Zahl der über 65-Jährigen seit 1950 fast 
verdoppelt (189 Prozent) . Das Medianalter6 1950 
lag bei 32 Jahren . Bis 2006 ist die rheinland-pfäl-
zische Bevölkerung bereits deutlich gealtert . Jetzt 
lag das Medianalter bei 42 Jahren (ebd .) . Diese 
Ver schiebungen in der Altersstruktur der Bevölke-
rung werden in vielen Bereichen, wie Wirtschaft, 
Rentensicherungssysteme und soziale Institutio-
nen, erhebliche Anpassungserfordernisse mit sich 
bringen . 

Als wesentliche Ursachen für die demografische 
Alterung werden der Rückgang der Geburtenrate 
und der Anstieg der Lebenserwartung angeführt . 
Rheinland-Pfalz ist mit einem Anteil von 20,1 % 
der über 65-jährigen Menschen ein relativ altes 
Bundesland . Dies ist auf eine im Vergleich ge-
ringere Anzahl von Menschen im Familiengrün-
dungsalter zurückzuführen . 

Betrachtet man die Bevölkerung nach Alters-
gruppen, so zeigt sich in 2008, dass 19,8 % in der 
Altersgruppe unter 20 Jahre waren, 59,7 % im 
Alter zwischen 20 und 65 und 20,5 % über 65 Jah-
ren (Statistisches Landesamt 2009ad, S . 587) .

In diesem ersten Kinder- und Jugendbericht des 
Landes Rheinland-Pfalz werden zwei Altersgrup-
pen besonders in den Blick genommen: der Start 
ins Leben, also die 0- bis 6-Jährigen auf der einen 

6 Messziffer zur Beschreibung der Altersstruktur einer Bevölkerung . 
Die Bevölkerung wird in zwei gleich große Gruppen geteilt; 50 
Prozent der Bevölkerung sind jünger und 50 Prozent älter als das 
Medianalter . Die Zunahme des Medianalters einer Bevölkerung 
bedeutet, dass sie demografisch altert, eine Abnahme, dass sie sich 
demografisch verjüngt (Statistisches Landesamt 2007c, S . 186) .

Dies ist ein Rückgang gegenüber dem Vorjahr von 
17 .292 Personen (- 0,43 %) . Seit dem Jahr 2004 ist 
eine Verringerung von nahezu 33 .000 Personen 
festzustellen .

Langfristig zeigt sich jedoch, dass die „Bevölke-
rungsentwicklung (…) über lange Zeiträume 
durch Zuwächse geprägt ist“ (Statistisches Lan-
desamt 2009aa, S . 2) .

Allerdings verlief die langfristige Entwicklung in 
den 36 Landkreisen und kreisfreien Städten nicht 
in gleicher Weise . Einen Eindruck vermittelt oben 
stehende Karte, in der die Spannbreite innerhalb 
des Landes deutlich wird: seit 1950 haben – abge-
sehen von Pirmasens, die einzige Stadt in der eine 
Bevölkerungsabnahme erkennbar ist – die Land-
kreise und kreisfreien Städte eine Bevölkerungs-
zunahme zu verzeichnen, teilweise sogar von über 
60 % . Betrachtet man die aktuelle Entwicklung 
der Bevölkerung in den einzelnen Landkreisen und 
Städten, so zeigen sich ebenfalls regionale Diffe-
renzierungen, aber wie im gesamten Land sind 
dies heute überwiegend sinkende Bevölkerungs-
zahlen .

Die größten Einbußen mussten im Jahr 2008 die 
Stadt Speyer und der Landkreis Birkenfeld ver-
zeichnen, hier lag der ermittelte Verlust bei 14,7 
bzw . 14,5 Personen je 1 .000 Einwohner (Statis-
tisches Landesamt 2009y) . Ausnahme ist die 
Stadt Trier mit einem Zuwachs von 7,2 Personen 
je 1 .000 Einwohner . Das Statistische Landesamt 
merkt hierzu an: „Dies dürfte aber auf die Einfüh-
rung der Zweitwohnsitzsteuer zurückzuführen 
sein, die viele Studierende veranlasste, ihren 
Trierer Nebenwohnsitz in einen Hauptwohnsitz 
umzuwandeln“ (Statistisches Landesamt 2009y) . 
Weitere Anstiege waren im letzten Jahr ebenso in 
der Stadt Koblenz (+ 1,9 Personen/1 .000 Einwoh-
ner) und im Landkreis Trier-Saarburg (+ 1,4 Perso-
nen/1 .000 Einwohner) zu verzeichnen . 

Differenziert nach natürlicher (Geburten und 
Todesfälle) und räumlicher (Zu- und Wegzüge) Be-
völkerungsbewegung zeigt sich das Wanderungs-
saldo für die Städte und Landkreise in Abb . 4 . 
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Seite, und die Bedingungen im Übergang zu Aus-
bildung und Beruf auf der anderen Seite, hier die 
14- bis 18-Jährigen . Diese beiden Altersgruppen 
werden in Abb . 7 für die Kreise und Städte geson-
dert dargestellt; für den Anteil der Altersgruppe 
der 0- bis 6-Jährigen an der Gesamtbevölkerung 
konnte 2007 ein Landesdurchschnitt von 5,9 % 
ermittelt werden . Überdurchschnittliche Werte 
dieser Altersgruppe sind insbesondere im Wes-

Abb. 5:  Altersaufbau Bevölkerung Rheinland-Pfalz 2008

Quelle: Statistisches Landesamt  2009aa, S . 1
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terwaldkreis, in Mainz-Bingen, Ludwighafen und 
Alzey-Worms mit je 6,4 % Anteil an der Gesamt-
bevölkerung erkennbar . Unterdurchschnittliche 
Werte sind in der Südwestpfalz (5,0 %) und Pir-
masens (5,3 %) zu verzeichnen . 
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In der Differenzierung der Jungbevölkerung nach 
Nationalität7 zeigen sich im Vergleich der 36 
Regionen wieder deutlichere Unterschiede, wie in 
Abb . 9 erkennbar ist .

Vergleichbar hohe Unterschiede zeigen sich in der 
Differenzierung nach Herkunft. Die Bandbreite 
reicht bspw . in Bezug auf das Merkmal europä-
ische Herkunft (Nicht-EU-Staaten) von 13 % im 
Eifelkreis Bitburg-Prüm bis 55 % im Donnersberg-
kreis (siehe Abb . 10) .

Differenziert nach Menschen mit Migrations-
hintergrund8  zeigt sich, dass in Rheinland-Pfalz 
etwa 700 .000 Menschen leben, „die selbst nach 
Rheinland-Pfalz zugewandert sind oder von Zu-
gewanderten abstammen“ (Statistisches Landes-
amt 2008p, S . 11) . Damit haben rund 17 % aller 
Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfälzer 
oder jeder sechste Einwohner einen Migrati-
onshintergrund . Etwa 33 % aller Personen mit 
Migrationshintergrund in Rheinland-Pfalz leben 
schon seit ihrer Geburt in diesem Land und haben 
somit keine eigene Migrationserfahrung . In den 
einzelnen Regionen9 ergeben sich deutliche Un-
terschiede . 

Die Zusammensetzung der Bevölkerung mit Migra-
tionshintergrund an der Gesamtbevölkerung reicht 
von 11 % (Region Trier) bis zu 21 % (Region Rhein-
pfalz) . Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
ist im Durchschnitt deutlich jünger (33 Jahre) als 

7 Eine umfassende Auseinandersetzung mit dem Thema  
Migration findet sich in Kapitel 7 .9 dieses Berichts .
8 Aufgrund der Bezugnahme auf Daten des Mikrozensus wird auf die 
dort verwendete Definition verwiesen: „Zu den Personen mit Migra-
tionshintergrund gehört die ausländische Bevölkerung unabhängig 
davon, ob sie im Inland oder im Ausland geboren wurde, sowie alle 
Zugewanderten unabhängig von ihrer Nationalität . Daneben zählen 
zu den Personen mit Migrationshintergrund auch die in Deutsch-
land geborenen eingebürgerten Ausländer sowie eine Reihe von in 
Deutschland Geborenen mit deutscher Staatsangehörigkeit, bei 
denen sich der Migrationshintergrund aus dem Migrationsstatus der 
Eltern ableitet“ (Statistisches Landesamt 2008p, S . 112) .

9 Mit Regionen ist hier die regionale Gliederung des Mikrozensus in  
fünf Planungsregionen bzw . acht Anpassungsschichten gemeint  
(Statistisches Landesamt 2008p, S . 115 bzw . 111) .

 

Abb. 6: Bevölkerung 2008 nach Altersgruppen 

alter in 
Jahren anzahl

anteil  
insgesamt

Veränderung in %

zu 2007 zu 1998

unter 3 97 .088 2,4 -0,5 -21,1

3 – 6 101 .983 2,5 -2,5 -19,7

6 – 10 151 .087 3,8 -3,5 -19,0

10 – 16 256 .224 6,4 -2,0 -4,6

16 – 20 190 .469 4,7 -1,8 8,8

20 – 35 681 .951 16,9 -0,1 -16,3

35 – 50 951 .080 23,6 -2,1 2,3

50 – 65 773 .079 19,2 2,2 6,5

65 – 80 612 .421 15,2 -0,4 16,1

80 und 
älter

212 .969 5,3 3,4 45,3

unter 20 796 .851 19,8 -2,1 -9,5

20 – 65 2 .406 .110 59,7 -0,2 -2,6

65 und 
älter

825 .390 20,5 0,6 22,5

insgesamt 4 .028 .351 100 -0,4 0,1

Quelle: Statistisches Landesamt 2009ad, S . 587 

 

Die Altersgruppe der 14- bis 18-Jährigen stellt 
im Durchschnitt 5,8 % der rheinland-pfälzischen 
Gesamtbevölkerung; überdurchschnittliche Werte 
zeigen sich in Altenkirchen (6,6 %) und in der Vul-
kaneifel (6,7 %) . Stark unterdurchschnittlich fallen 
die Anteile in den Städten Mainz (4,2 %) und Trier 
(4,6 %) aus, wie Abb . 7 zeigt .

Nach Geschlecht differenziert unterscheidet sich 
die unter 18-jährige Bevölkerung in den  Regionen 
kaum, wie Abb . 8 zeigt . Mit 51,3 % (18 .000 ab-
solut) überwiegt der Anteil der Jungen leicht . Mit 
dieser Verteilung verhält sich die Jungbevölkerung 
umgekehrt zu der Gesamtbevölkerung: Mit einem 
Wert von 51 % überwiegt hier der Anteil der Frau-
en leicht . 
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Abb. 7:  Anteil der 0- bis 6- und 14- bis 18-Jährigen an der Gesamtbevölkerung in %

Abb. 8:  Verteilung der jungen Menschen unter 18 Jahren nach Geschlecht am 31 . 12 . 2008 in %

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf den Daten des Landesinformationssystems (LIS) des Statistischen Landesamtes

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf den Daten des Landesinformationssystems (LIS) des Statistischen Landesamtes

0 bis 6 Jahre 14 bis 18 Jahre 

20%

40%

60%

80%

100%

0%

A
hr

w
ei

le
r

A
lt

en
ki

rc
he

n 
(W

w
.)

A
lz

ey
-W

or
m

s

Ba
d 

D
ür

kh
ei

m

Ba
d 

Kr
eu

zn
ac

h

Be
rn

ka
st

el
-W

itt
lic

h

Bi
rk

en
fe

ld

Co
ch

em
-Z

el
l

D
on

ne
rs

be
rg

kr
ei

s

Ei
fe

lk
re

is
 B

itb
ur

g-
Pr

üm

Fr
an

ke
nt

ha
l (

Pf
al

z)
, k

rf
r. 

St
ad

t

G
er

m
er

sh
ei

m

Ka
is

er
sl

au
te

rn

Ka
is

er
sl

au
te

rn
, k

rf
r. 

St
ad

t

Ko
bl

en
z,

 k
rf

r. 
St

ad
t

Ku
se

l

La
nd

au
 in

 d
er

 P
fa

lz
, k

rf
r. 

St
ad

t

Lu
dw

ig
sh

af
en

, k
rf

r. 
St

ad
t

M
ai

nz
, k

rf
r. 

St
ad

t

M
ai

nz
-B

in
ge

n

M
ay

en
-K

ob
le

nz

N
eu

st
ad

t a
.d

. W
ei

ns
tr

., 
kr

fr
. S

ta
dt

N
eu

w
ie

d

Pi
rm

as
en

s,
 k

rf
r. 

St
ad

t

Rh
ei

n-
H

un
sr

üc
k-

Kr
ei

s

Rh
ei

n-
La

hn
-K

re
is

Rh
ei

n-
Pf

al
z-

Kr
ei

s

Sp
ey

er
, k

rf
r. 

St
ad

t

Sü
dl

ic
he

 W
ei

ns
tr

aß
e

Sü
dw

es
tp

fa
lz

Tr
ie

r, 
kr

fr
. S

ta
dt

Tr
ie

r-
Sa

ar
bu

rg

V
ul

ka
ne

ife
l

W
es

te
rw

al
dk

re
is

W
or

m
s,

 k
rf

r. 
St

ad
t

Zw
ei

br
üc

ke
n,

 k
rf

r. 
St

ad
t

6,0 6,6 6,3 5,8 6,0 6,0 6,2 6,3 6,3 5,3 6,1 6,3 4,9 4,9 6,2 5,4 5,3 4,2 5,7 6,0 5,6 6,3 5,5 6,3 5,9 5,7 5,5 6,1 6,1 4,6 6,0 6,7 6,5 5,6 5,56,2

5,6 6,0 6,4 5,6 5,8 5,9 6,3 6,1 5,7 6,3 6,0 5,5 5,7 5,4 5,9 6,4 5,8 6,4 6,0 5,8 6,1 5,3 5,9 5,7 5,5 6,1 5,6 5,0 5,5 6,1 5,8 6,4 6,3 5,65,6 5,9

Kennzahlen

1.1 + 1.2



65

In der Bevölkerungsvorausberechnung (Prognose) 
des Statistischen Landesamtes ergeben sich für 
2020 folgende Werte (Basisjahr 2006): Der Anteil 
(mittlere Variante der Berechnung10) der unter 
20-Jährigen wird bis 2020 um 17,5 % fallen . Die 
Altersgruppe der 20- bis 65-Jährigen wird nahezu 
gleich bleiben (-3 %) und die der über 65-Jährigen 
um 11 % steigen .

Bis zum Jahr 2050 soll nach diesen amtlichen Prog-
nosen in Rheinland-Pfalz die Bevölkerungszahl 
insgesamt deutlich abnehmen, insbesondere der 
Anteil der unter 20-Jährigen (-34,5 % im Vergleich 
zu 2006) . Die Gruppe der 65-Jährigen und Älteren 
wird dagegen um 38 % im Vergleich zum Aus-
gangsjahr 2006 wachsen . Die mittlere Altersgrup-
pe (20 bis 65 Jahre) nimmt wiederum um 26 % 
ab (Statistisches Landesamt 2007c, S . 132 und 
eigene Berechnungen) .

10 Insgesamt können drei Modellvarianten hinsichtlich der Annahmen 
über das Wanderungsgeschehen unterschieden werden: die untere 
(Fort- und Zuzüge gleichen sich aus), mittlere (+ 5 .000 Personen) 
und obere Variante (+ 10 .000 Personen) . Die detaillierte Beschrei-
bung der Bevölkerungsvorausberechnung wird seitens des Statis-
tischen Landesamtes in erster Linie anhand der mittleren Variante 
vorgenommen (Statistisches Landesamt 2007c, S . 73 ff .) .

die ohne Migrationshintergrund (45 Jahre) . „Gut 
31 % der Menschen mit Migrationshintergrund sind 
jünger als 20 Jahre“; differenziert nach Altersgruppen 
stellen sich diese Anteilswerte so dar: 

Kinder unter fünf Jahren 7,6 %,  ■
Kinder zwischen 5 und 10 Jahren 8,4 %,  ■
von 10 bis 15 Jahren 6,9 % und  ■
von 15 bis 20 Jahren 7,9 %   ■

(Statistisches Landesamt 2008p, S . 96) . 

Der Anteil der Kinder, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen ohne Migrationshintergrund an 
der entsprechenden Gesamtbevölkerung beträgt 
dagegen insgesamt nur 18 % .

2.1.1.2 Bevölkerungsvorausberechnung

„Die Modellrechnungen zur Bevölkerungsent-
wicklung zeigen, wie sich die Zahl und die Alters-
struktur der Bevölkerung unter verschiedenen 
Annahmen zu den Einflussgrößen Geburtenrate, 
Lebenserwartung und Wanderungssaldo verän-
dern, ohne dass für Annahmensetzungen und 
Rahmenbedingungen Eintrittswahrscheinlichkei-
ten angegeben werden“ (Statistisches Landesamt 
2007c, S . 75) .

Deutsche Ausländer
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Abb. 9:  Verteilung der jungen Menschen unter 18 Jahren nach Nationalität am 31 . 12 . 2008 in %

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf den Daten des Landesinformationssystems (LIS) des Statistischen Landesamtes
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Abb. 10:  Ausländer 2007 nach der Herkunft

Für die Berechnung der unter 21-Jährigen ergibt 
sich für den Zeitraum 2006 bis 2020 im Gesamt-
durchschnitt des Landes ein Minus von 17,5 %; 
hohe Verluste werden hier vor allem auch für die 
Südwest-Pfalz (- 27,5 %) prognostiziert, gefolgt 
von der Vulkaneifel, Kusel und Pirmasens;  
die geringsten Verluste soll es in Ludwigshafen 
(- 9 %) und Worms (- 10 %) geben .

In einer Veröffentlichung des Berlin-Instituts 
„Deutschland 2020“ (2005) wird die Bevöl-
kerungsprognose bis 2020 regional differenziert 
dargestellt . Auch nach diesen Berechnungen 
werden für den Landkreis Südwestpfalz die größ-
ten Abnahmen des Anteils der unter 18-Jährigen 
vorhergesagt, aber auch die im Kreis liegenden 
kreisfreien Städte Zweibrücken und Pirmasens 
sollen von dieser Entwicklung betroffen sein . 
Anders werden sich die Kreise entlang des Rheins 
aufgrund von deutlichen Zuwanderungsgewinnen 
entwickeln (Berlin-Institut 2005, S . 71) . So kann 
der Norden von Rheinland-Pfalz ebenso vom 
Wirtschaftsraum Köln/Bonn profitieren . Die Kreise 

Abb. 11:  Bevölkerungsvorausberechnung  
der unter 20-Jährigen 2000  bis 2050

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2007c, S . 16

2,8

Zahl der unter 20-Jährigen sinkt nach der mittleren Variante
bis 2020 um 143.000 (-17,2%), bis 2050 um 286.000 (-34%)
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Ahrweiler, Neuwied und der Westerwaldkreis 
werden mit einem Zuwachs von 13 % der Bevöl-
kerung rechnen können . Die Landkreise Alzey-
Worms und Mainz-Bingen haben einen Zuwachs 
von etwa 11 % zu erwarten . Germersheim und die 
Südliche Weinstraße können um ca . 7 bis 8 % an-
steigen . Trotz positiven Wanderungssaldos wird es 
in Rheinland-Pfalz allerdings immer weniger po-
tentielle Eltern geben (Berlin-Institut 2005, S . 71) . 
In der Summe muss dieser Bevölkerungsrückgang 
gerade in den Jahrgängen der unter 18-Jährigen 
daher als eine kaum umkehrbare Entwicklung mit 
weitreichenden Auswirkungen für alle Arbeitsfel-
der und öffentlichen Leistungen für junge Men-
schen verstanden werden .

Abb. 12:  Bevölkerungsvorausberechnung mittlere Variante, unter 21-Jährige im Zeitraum  
2006 bis 2020 in %
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2.1.2 Familienformen11 und Haushalte 

Im Jahr 2008 lebten in Rheinland-Pfalz 621 .100 
Familien insgesamt (einschließlich Kinder über 18 
Jahren) . Zur Zusammensetzung der einzelnen Fa-

11 „Die Familie im statistischen Sinn umfasst im Mikrozensus – abwei-
chend von früheren Veröffentlichungen – alle Eltern-Kind-Gemein-
schaften, das heißt Ehepaare, nichteheliche (gegengeschlechtliche) 
und gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften sowie allein 
erziehende Mütter und Väter mit ledigen Kindern im Haushalt . 
Einbezogen sind in diesen Familienbegriff – neben leiblichen Kindern – 
auch Stief-, Pflege- und Adoptivkinder ohne Altersbegrenzung . Damit 
besteht eine Familie immer aus zwei Generationen (Zwei-Generatio-
nen-Regel): Eltern/-teile und im Haushalt lebende ledige Kinder“ 
(Statistisches Bundesamt 2009d, S . 10) .

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf den Daten des Landesinformationssystems (LIS) des Statistischen Landesamtes

Kennzahl1.5
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milien ist festzuhalten, dass ca . 50 % der Familien 
mit einem Kind im Haushalt leben . Familien mit 
zwei Kindern stellen ca . 38 %, Familien mit drei 
oder mehr Kindern nur noch 12 % (Statistisches 
Landesamt 2009w) . Das Statistische Landesamt 
merkt hierzu an: „In den letzten zehn Jahren blieb 
diese Verteilung, bei zurückgehender Zahl der 
Familien, nahezu unverändert“ (Statistisches Lan-
desamt 2009w) . Die rheinland-pfälzische Familie 
lebt im Durchschnitt in einem Haushalt mit 3,5 
Personen, davon im Mittel 1,7 Kinder . Betrachtet 
man die Anzahl der Familien, so ist im Jahr 2008 
im Vergleich zu 1998 ein Rückgang von 6 % zu 
ermitteln; ebenso hat auch die Zahl der Kinder in 
den letzten zehn Jahren um 5 % abgenommen .

Familien mit Kindern unter 18 Jahren leben in 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2008 insgesamt 429 .000 
mit zusammen 700 .900 Kindern; seit 2002 ist 
diese Zahl um 25 .700 Familien zurückgegangen . 
Vor allem die traditionelle Familienform (verhei-
ratetes Ehepaar mit Kindern) ist deutlich rückläu-
fig (Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, S . 6) .

Mit Blick auf die Zahl der Geschwister zeigt sich, 
dass knapp 24 % der Kinder unter 18 Jahren 
Einzelkinder sind . Eine Mehrheit von 48,5 % hat 
einen Bruder bzw . eine Schwester (Statistisches 
Landesamt 2009ab, S . 7) .

Tabelle 1 zeigt, wie sich die Familien nach Fa-
milientypen und Alter der Kinder in den Jahren 
2002 12, 2005 und 2008 entwickelt haben . 

12 Bezieht sich auch auf Tabelle 1: „Neuer (familienbezogener) 
Familienbegriff ab 2005 . Die Familie im statistischen Sinne umfasst 
im Mikrozensus alle Eltern-Kind-Gemeinschaften . Das sind Ehepaare, 
nichteheliche (gegengeschlechtliche) und gleichgeschlechtliche 
Lebensgemeinschaften sowie alleinerziehende Mütter und Väter mit 
ledigen Kindern . Als Familien zählten bis 2004 statistisch Ehepaare 
ohne und mit Kind(ern) sowie alleinerziehende ledige, verheiratet 
getrennt lebende, geschiedene Mütter und Väter, die mit ihren 
ledigen Kindern im gleichen Haushalt zusammenlebten“ (Landtag 
Rheinland-Pfalz 2009a, S . 7) .

 Angaben über die Familienform sind in der 
öffentlichen Statistik nur über den Mikrozensus 
zu erfahren . Wesentlich häufiger, so auch in der 
regionalen Differenzierung nach Kreisen und kreis-
freien Städten, wird nach der Haushaltsstruktur 
gefragt . Ob es sich dabei um Familienhaushalte 
handelt, kann nur mittelbar aus der Altersstruktur 
der Haushalte geschlossen werden – ein grund-
sätzliches Manko der öffentlichen Statistiken zur 
Situation der Familien mit Kindern . 

Für die Struktur der Privathaushalte in 2008 erge-
ben sich folgende Werte: Insgesamt sind 1 .897 .900 
Privathaushalte in Rheinland-Pfalz gezählt worden 
(davon 36,8 % Einpersonenhaushalte, 63,2 % 
Mehrpersonenhaushalte) . Die durchschnittliche 
Haushaltsgröße betrug 2,1 Personen (Statistisches 
Landesamt 2009p, S . 10) . 648 .000 Personen 
lebten in einem Haushalt mit zwei Personen, 
263 .800 lebten in einem Haushalt mit drei Perso-
nen, 212 .900 lebten mit vier Personen zusammen 
und 74 .800 mit fünf oder mehr Personen (Statisti-
sches Landesamt 2009p, S . 10) .

Auch die Struktur der Haushalte wird sich in 
Rheinland-Pfalz bis 2020 verändern: Im Berech-
nungsjahr 2005 lebten 36 % in Haushalten mit 
einer Person, 33 % mit zwei Personen, 15 % mit 
drei Personen und 16 % mit vier und mehr Perso-

Abb. 13:  Ledige Kinder unter 18 Jahren in  
Familien nach Familientyp 2008

Quelle: Statistisches Landesamt 2009ab, S . 6
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/ = keine Angaben, da Zahl nicht sicher genug
( ) = Aussagewert eingeschränkt
– = nichts vorhanden

nen zusammen . Die Vorausberechnung bis 2020 
zeigt im Hinblick auf die Zusammensetzung der 
Gesamtbevölkerung, dass insbesondere die Haus-
halte mit drei, vier und mehr Personen abnehmen 
werden (- 2 bis 3 %) . Für Einpersonenhaushalte 
wird hingegen ein Plus von 2 %, für den Zweiper-
sonenhaushalt ein Plus von 3 % vorhergesagt . Da-
mit liegt Rheinland-Pfalz nahe am Durchschnitt 
der Verteilung der Haushalte für das gesamte 
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Tabelle 1: Familien nach Familientypen 

familien 2002 1) 2005 1) 2008 1)

mit Kindern unter drei Jahren
Ehepaare
alleinerziehende Frauen
alleinerziehende Männer
Lebensgemeinschaften
darunter: nichteheliche Lebensgemeinschaften

98,3
85,4
10,4

/
–
–

90,0
75,9
(8,1)

/
(6,0)
(6,0)

86,2
69,5
(7,0)

/
(9,6)
(9,5)

mit Kindern unter sechs Jahren
Ehepaare
alleinerziehende Frauen
alleinerziehende Männer
Lebensgemeinschaften
darunter: nichteheliche Lebensgemeinschaften

179,0
151,2
22,8

/
–
–

166,8
139,3

17,7
/

(8,8)
(8,8)

152,5
120,0

18,8
/

13,3
13,3

mit Kindern unter 15 Jahren
Ehepaare
alleinerziehende Frauen
alleinerziehende Männer
Lebensgemeinschaften
darunter: nichteheliche Lebensgemeinschaften

394,1
320,4

61,4
12,3

–
–

381,9
301,4

55,1
/

21,1
20,8

350,2
268,4

53,4
/

23,9
23,6

mit Kindern unter 18 Jahren
Ehepaare
alleinerziehende Frauen
alleinerziehende Männer
Lebensgemeinschaften
darunter: nichteheliche Lebensgemeinschaften

454,7
367,7

72,7
14,2

–
–

452,7
353,1
68,5

6,7
24,4
24,0

429,0
324,8

68,5
7,7

28,0
27,6

mit Kindern von 18 Jahren und mehr
Ehepaare
alleinerziehende Frauen
alleinerziehende Männer
Lebensgemeinschaften
darunter: nichteheliche Lebensgemeinschaften

266,8
205,8

47,9
13,1

–
–

263,0
196,2
50,4
(8,8)
(7,5)
(7,5)

271,3
196,8
54,8
12,0
(7,7)
(7,7)

1) Angaben in 1 .000
Quelle: Mikrozensus, Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz, Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, S . 8

Bundesgebiet in 2020 . Hier ergeben sich folgende 
Werte: für die Einpersonenhaushalte + 3 %, Zwei-
personen- + 2 %, Dreipersonen- - 2 % und Vier-
personenhaushalte und mehr - 4 % (Statistische 
Ämter des Bundes und der Länder 2007b, S . 29) .

Auch diese Prognosen weisen darauf hin, dass die 
Anzahl und Zusammensetzung der Familienhaus-
halte mit Kindern deutlich abnehmen wird .
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besonders positiv wurden die Möglichkeiten,  ■
sich mit anderen Kindern zu treffen, und be-
sonders negativ eine schmutzige Wohngegend 
eingeschätzt;

ebenfalls positiv bewertet wurden genügend  ■
Freizeitmöglichkeiten und das Gefühl von Si-
cherheit, weil Erwachsene aufpassen . Allerdings 
spielen die Erwachsenen noch unter zwei wei-
teren Gesichtspunkten eine Rolle: ein negativer 
Einfluss zeigte sich zum einen, wenn Erwachse-
ne sich in der Wohngegend häufig über Kinder 
ärgern, und zum anderen sind von Erwachsenen 
unbeobachtete Treffpunkte bedeutsam;

auch erwies sich in der Analyse die sichere und  ■
eigenständige Mobilität mit dem Fahrrad als 
positiv (MBFJ 2002a, S . 44 f .) .

Das Netz des Öffentlichen Personennahverkehrs 
oder die Mobilität der Eltern (Pkw) spielen bei der 
Einschätzung des Wohnumfeldes demgegenüber 
eine deutlich geringere Rolle .

Über die Einschätzung der Altersgruppe der 13- 
bis 21-jährigen jungen Menschen unter anderem 
auch zum Wohnumfeld wird in der aktuellen 
Veröffentlichung des Landesjugendrings „dorf .
test – Jugend mischt mit“ berichtet .14 Hier zeigt 
sich: „Die einzelnen Altersgruppen verbringen 
erwartungsgemäß unterschiedlich viel Freizeit 
in ihrem Wohnort . 67 % der 13- bis 15-Jährigen, 
62 % der 16- bis 17-Jährigen und 56 % der 18- bis 
21-Jährigen geben an, viel Freizeit am Wohnort zu 
verbringen“ (Landesjugendring 2009, S . 8) . 71 % 
der Befragten bewerteten die Plätze für Spiel, 
Sport und Spaß positiv, wobei die Bewertung mit 
steigendem Alter zunehmend schlechter ausfällt . 
In der Gruppe der 18- bis 21-Jährigen beurteilten 
über ein Drittel der Befragen (34,7 %) diese Plätze 

14 Die Studie ist nicht repräsentativ (vgl . dazu auch Landesjugendring 
2009, S . 6) .

2.2 Wohnverhältnisse und Wohnumfeld

Für das Themenfeld Wohnverhältnisse und Wohn-
umfeld wären insbesondere aktuelle empirische 
Befunde von Bedeutung, die Auskunft darüber 
geben, wie unterschiedliche Lebensräume von Fa-
milien mit Kindern bzw . von Kindern und Jugend-
lichen selbst wahrgenommen und eingeschätzt 
werden . Solche Untersuchungen liegen aber auch 
für Rheinland-Pfalz kaum vor; die wenigen verfüg-
baren Studien werden im Folgenden ausführlich 
gewürdigt . 

Statistische Daten wie die Bevölkerungsdichte 
sind nur bedingt geeignet, die Wohnverhältnisse 
und -bedingungen junger Menschen angemessen 
darzustellen (vgl . auch Kap . 4 .4 .1) . Die Qualität der 
Lebenswelten junger Menschen kann kaum anhand 
der Bevölkerungsdichte, unbebauter Freiflächen 
oder der Wohnfläche je Einwohner erfasst werden . 
Von zentraler Bedeutung ist auch hier die Qualität 
der Flächen im direkten Wohnumfeld von Kindern 
und Jugendlichen: „Sie sollen kindgerecht sein, 
anregend und vielfältig und dabei leicht und ohne 
Gefahr zu erreichen sein“ (MBFJ/MUF 2004, S . 9) .

Erste Erkenntnisse, welche Aspekte für Kinder 
und Jugendliche aus ihrer Sicht im Wohnumfeld 
bedeutsam sind, bietet das Kinderbarometer 
Rheinland-Pfalz (2002a, S . 41 ff .) . Dazu wurden im 
Schuljahr 2000/01 landesweit 1 .978  Schülerinnen 
und Schüler, überwiegend 9- bis 13-Jährige, 
gefragt, wie sie ihr Wohnumfeld erleben und wie 
zufrieden sie damit sind . Die Wohnumgebung 
konnte mit 21 Aussagen beschrieben und bewer-
tet werden . Von diesen 21 Aspekten des Wohn-
umfeldes hatten sieben Aspekte einen eigenstän-
digen Einfluss auf das Wohlbefinden der jungen 
Menschen in ihrem Wohngebiet: 13 

13 „Die Einflussstärke der einzelnen Lebensbereiche auf das allgemei-
ne Wohlbefinden wird mittels einer linearen Regression geschätzt . 
Eine lineare Regression ermöglicht die Abschätzung des relativen 
Einflus-ses verschiedener erklärender Variablen (hier das Wohlbe-
finden in den verschiedenen Lebensbereichen) auf eine weitere zu 
erklärende Variable (hier das allgemeine Wohlbefinden)“ (MBFJ 2002a, 
S . 18 f .) .
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Stadt – Spiel und Aktionsräume von Kindern in der 
Stadt Koblenz“ (vgl . dazu ausführlich Universität 
Koblenz-Landau 2001) . Im Zentrum der Frage-
stellung stand die Nutzbarkeit städtischer Räume 
durch Kinder für entwicklungsrelevante  Prozesse, 
die an fünf notwendigen Bedingungen bzw . Krite-
rien festgemacht wurden: Zugänglichkeit, Gefahr-
losigkeit, Gestaltbarkeit, Interaktionschancen und 
Naturkontakt . Die Bestandsaufnahme und Bewer-
tung von Spiel- und Aktionsräumen im städtischen 
Raum von Kindern, Eltern, Expertinnen und Exper-
ten sowie die Auswertung objektivierbarer Daten 
waren Bestandteil der Untersuchung . Die For-
schungshypothese lautete: „Gute Spiel- und Ak-
tionsräume im Wohnumfeld von Kindern tragen 
dazu bei, eine mögliche Inanspruchnahme von 
Krisen- und Nothilfen zu verringern“ (Universität 
Koblenz-Landau 2001, S . 4) . Als ein hier bedeut-
sames Ergebnis kann festgehalten werden, dass 
gute Spiel- und Aktionsräume zentrale Vorausset-
zung für eine gesunde Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen sind . Insbesondere Kinder und 
Jugendliche, die sich in stark belasteten Lebens-
situationen befinden, benötigen solche Räume, 
denn sie bieten eine Chance, um Belastungen zu 
kompensieren und Folgeschäden vorzubeugen . 

Unter dem Thema „Wohnen mit Kindern er-
leichtern“ sind weitere Initiativen und Program-
me, die die Verbesserung der Wohnsituation 
betreffen, zu nennen:

Regelmäßig initiierte Dorferneuerungswett- ■
bewerbe fördern nicht nur das Interesse für 
die Belange und Bedürfnisse der Kinder und 
Jugendlichen, sondern sind für die Zukunft der 
Dörfer „von zentraler Bedeutung“ .16 

In diesem Zusammenhang ist weiterhin auf das  ■
Programm „Soziale Stadt“ hinzuweisen . Das 
Programm dient der Entwicklung von Stadt- 
und Ortsteilen, in denen verschärfte soziale so-
wie wirtschaftliche und städtebauliche Proble-
me bestehen“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, 

16 http://www .ism .rlp .de

negativ . Allerdings gibt es auch hier Unterschiede 
in Bezug auf die Wohnortgröße: denn je größer 
der Ort, desto zufriedener waren die Befragten 
mit den Plätzen (ebd ., S . 17) . 

Für die Wahrnehmung öffentlicher Verantwor-
tung für das Wohnumfeld kommt der Spielleit-
planung in Rheinland-Pfalz zentrale Bedeutung 
zu . Als Verfahren und Instrument sind nicht nur 
die Erhaltung und Verbesserung der Lebens- und 
Wohnumfelder zentraler Bestandteil, sondern 
auch der Einbezug der Kinder und Jugendlichen 
bei „allen Planungs-, Entscheidungs- und Um-
setzungsschritten . Kinder und Jugendliche sind 
Expertinnen und Experten ihrer eigenen Situation“ 
(MBFJ/MUF 2004, S . 10; vgl . dazu auch Kap . 3 .4 
dieses Berichts) . Die Projekte erstrecken sich da-
bei von der Reaktivierung von ehemaligen Spiel- 
und Er lebnisplätzen über die Verbesserung des 
bestehenden Wohnumfeldes, wie beispielsweise 
der Verkehrsberuhigung von Innenstädten, bis 
hin zur Erarbeitung eigener Ideen für die kinder-
freundliche Umsetzung aller Orte und Flächen, 
an denen sich Kinder und Jugendliche aufhalten 
und aktiv werden . Unter www .spielleitplanung .de 
stellt die Landesregierung „das Verfahren, die (…) 
herausgegebene Handlungsanleitung sowie die 
Ergebnisse aus den Modellgemeinden bereit“ .15

Die Planungsarbeit erfährt dabei auch öffentliches 
und politisches Interesse, als Beispiel sei hier die 
dreitägige Planungswerkstatt der Modellgemein-
de Neuwied genannt, deren Ideenreichtum und 
überzeugende Entwürfe mit einem Sonderpreis 
prämiert wurden . 

Die Bedeutung der Beschaffenheit städtischer 
Räume für die Entwicklung von Kindern stand im 
Fokus einer umfangreichen Studie der Univer-
sität Koblenz-Landau in Zusammenarbeit mit 
dem Jugendamt der Stadt Koblenz, in welcher 
Spiel- und Aktionsräume von Kindern in der Stadt 
Koblenz als Grundlage für die Jugendhilfe- und 
Stadtplanung untersucht wurden . „Spielraum 

15 http://kinderrechte .rlp .de/index .php?id=1197
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In Deutschland hat das Wohneigentum von Famili-
en zugenommen . Waren es 1998 noch 41%, sind es 
nun „etwa die Hälfte aller Familien in Deutschland“ 
(Statistisches Bundesamt 2009d, S . 45) . Im Hin-
blick auf die „Eigentümerquote“ des Statistischen 
Bundesamtes zeigt sich für Rheinland-Pfalz mit 
54,3 % im Bundesländervergleich der zweithöchste 
„Anteil der von Eigentümern bewohnten Wohnun-
gen“ (Statistisches Bundesamt 2008h, S . 287) .

Zur Größe der Wohngebäude liegen nach den 36 
Regionen des Landes differenzierte Werte vor . 
Während in der Gruppe der Städte der höchste 
Anteil Wohnungen in Wohngebäuden mit nur 
einer Wohnung bei 31 % in Landau liegt, zeigt sich 
bei den Landkreisen eine Spannbreite von 40 %  
im Rhein-Lahn-Kreis bis 59 % im Eifelkreis Bitburg- 
Prüm wie Abb . 14 verdeutlicht . In Bezug auf einen 
hohen Anteil (3 und mehr) Wohnungen in Wohn-
gebäuden verhält es sich nahezu umgekehrt: Sind 
in den kreisfreien Städten Werte zwischen 43 und  
74 % erkennbar, liegt bei den Landkreisen der 
höchste Anteil bei 34 % . 

Bei der Beschreibung von Daten über die Wohn-
verhältnisse von Familien und jungen Menschen 
werden in neueren Veröffentlichungen unter-
schiedliche Indikatoren genutzt, was auch damit 
zusammenhängt, dass „die Bedürfnisse von Fa-
milien im Bereich Wohnen (…) ebenso heterogen 
(sind) wie moderne Familienformen und Lebens-
lagen“ (Prognos 2007a, S . 7) .

Im vom BMFSFJ herausgegebenen Familienatlas 
2007 setzt sich das Handlungsfeld „Wohnsitua-
tion und Wohnumfeld“ aus sieben einzelnen 
Indikatoren zusammen, die sowohl die konkrete 
Wohnsituation anhand von Erschwinglichkeit 
des Eigentums und Familienwohnungen als auch 
Risiken (wie Verkehrsunfälle, Kriminalität) und 
Ressourcen der Infrastruktur (Frei- und Erholungs-
flächen) des Wohnumfelds berücksichtigen .18 

18 Eine ausführliche Beschreibung – auch der Indikatoren der übrigen 
drei Themenfelder – ist dem Methodenbericht zu entnehmen  
(Prognos 2007a, insb . S . 7 f . und S . 18) .

S . 37) . Hier ist nicht nur die Sanierung von 
Gebäuden, sondern auch die Verbesserung der 
Lebenssituation das Ziel . Hierzu werden in den 
umfassenden Veröffentlichungen des Ministe-
riums des Innern und für Sport Rheinland-Pfalz 
(ders . 2006 b) nicht nur über 25 Steckbriefe 
von Stadtteilen zumeist der kreisfreien Städte 
angeführt, sondern auch konkrete Ziele, wie 
bspw . Entstigmatisierung der Stadt-/Ortsteile, 
benannt . Insgesamt wurden bis Ende 2009 18 
Städte mit insgesamt 38 Stadtquartieren in das 
Programm aufgenommen . 

Darüber hinaus sind die Bereiche Wohnungs- ■
bauförderung, mit der insbesondere Familien 
mit Kindern der Weg zu Wohneigentum er-
leichtert werden soll, sowie die Beratung der 
Kommunen im Rahmen der Bauleitplanung 
anzuführen .17

Im Folgenden wird der Blick auf einige ausgewähl-
te statistische Daten gelenkt, die Unterschiede 
für die Bewertung des Wohnumfeldes für die 36 
Kreise und kreisfreien Städte deutlich machen . 

Dies sind zum einen Angaben zu Wohneigentum, 
Wohnungsgröße und Wohnbauaktivität; zum 
anderen Daten zur Mobilität und Sicher heit im 
Straßenverkehr von Kindern und Jugendlichen .

Trotz aller Einschränkungen der Reichweite sol-
cher Angaben bieten sie einen ersten Blick auf die 
wichtige Dimension Wohnen und Wohnumfeld 
für das Aufwachsen von Kindern und zeigen, wie 
bedeutsam es in Zukunft sein wird, hierzu weiter-
reichende Informationen zu gewinnen .

17 http://kinderrechte .rlp .de/index .php?id=1198
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ten und größeren Städte bilden hier die Schluss-
lichter“ (BMFSFJ 2007b, S . 13) .

Die Bandbreite der Wohnverhältnisse innerhalb 
von Rheinland-Pfalz zeigt sich anhand eines 
an deren Indikators auch in der Publikation des 
Berlin-Instituts „Deutschland 2020 – die demo-
grafische Zukunft der Nation“: „Die Wohnungs-
bautätigkeit ist ein Maß für die Attraktivität einer  
Region“ (Berlin-Institut 2005, S . 9) . Während eine  
hohe Bewertung so interpretiert werden kann, 
dass Neubauten – auch für (junge) Familien – 
bezahlbar sind, weist eine niedrige Bewertung 
beispielsweise auf Wohnungsleerstand, hohe 
Baukosten und einen gesättigten Markt hin 
(Berlin-Institut 2005, S . 9) . Die Bewertung erfolgt 
per Schulnotensystem . Während ein großer Teil 
der Gebietskörperschaften im Mittelfeld (Note 3 
und 4) liegt, zeigt der Landkreis Kaiserslautern die 
einzige „2“ für Rheinland-Pfalz im bundesweiten 
Vergleich der Landkreise und kreisfreien Städte . 
Die Städte erreichen wie auch im Familienatlas 

Für Rheinland-Pfalz ergeben sich überwiegend 
überdurchschnittliche bis deutlich überdurch-
schnittliche Werte . Daun, der Rhein-Hunsrück 
Kreis, die Südwestpfalz und Bernkastel-Wittlich 
liegen im von Prognos vorgenommenen Ranking 
unter den ersten 25 Regionen innerhalb Deutsch-
lands (BMFSFJ 2007b, S . 14) . Gleichzeitig sind fünf 
rheinland-pfälzische Gebietskörperschaften19 in 
der Kategorie „stark unterdurchschnittlich“ ver-
ortet: Mainz, Speyer, Frankenthal und Ahrweiler 
sowie Trier (Prognos 2007b, S . 4) . Hier wird in der 
Auswahl der Indikatoren das Stadt-Land-Gefälle 
deutlich: „Stark ländlich geprägte Regionen, 
vor allem im westlichen Niedersachsen und im 
nördlichen Hessen sowie in Rheinland-Pfalz und 
in Bayern nehmen im Bereich Wohnsituation und 
Wohnumfeld die Spitzenpositionen ein . Die größ- 
 

19 Ist von Gebietskörperschaften die Rede, sind – auch in den 
folgenden Kapiteln – die 24 Landkreise und 12 kreisfreien Städte in 
Rheinland-Pfalz gemeint .

Abb. 14:  Wohnungen 2007 nach Größe des Wohngebäudes

Quelle: Statistisches Landesamt 2008g, S . 69
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niedrigere Werte, hier zeigen sie nahezu durchweg 
die Note 5, was sich vermutlich auch mit dem 
Stadt-Land-Gefälle erklären lässt . Den niedrigsten 
Wert zeigt Pirmasens20 (Berlin-Institut 2005, S . 72) .

Mobilität und Verkehrssicherheit – insbesondere 
mit dem Fahrrad – haben für Kinder und Jugend-
liche einen hohen Stellenwert in Bezug auf die 
Qualität ihres Wohnumfeldes . Zudem sind die 
Verkehrsrisiken im Wohnumfeld – auch in anderen 
Studien – Anzeiger für die Qualität des Wohnum-
felds . Da über die eigenständige Mobilität von 
Kindern und Jugendlichen keine regional differen-
zierten Daten verfügbar sind, kann diese zunächst 
nur „negativ“ anhand der Verkehrsunfälle, in denen 
junge Menschen betroffen sind, abgebildet werden . 

Abb . 15 stellt das Unfallgeschehen in Rheinland-
Pfalz nach Altersgruppen dar . Zusammengefasst 
wurden unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen im Jahr 2007 . Den größten Anteil ma-
chen die Altersgruppen der 40- bis 64-Jährigen 
mit 34 %, gefolgt von den 25- bis 39-Jährigen mit 
25 % aus . 

Zurückgehende Unfälle mit Personenschäden 
sind im Jahr 2009 in Rheinland-Pfalz erkennbar: 
Sie reduzierten sich um 3,8 % im Zeitraum Januar 
bis August im Verhältnis zum Vorjahreszeitraum 
(Statistisches Landesamt 2009u) . 

Zu eigenständiger Mobilität ist besonders die 
Fortbewegung mit dem Fahrrad bedeutsam . Die 
Sicherheit im Verkehr kann hier anhand der ver-
unglückten Radfahrerinnen und Radfahrer sowie 
Fußgängerinnen und Fußgänger unter 15 Jahren 
abgebildet werden (siehe Abb . 16) . 

Deutlich wird, dass der größte Teil der Kinder 
(38 %) als Mitfahrer in einem Auto einen Unfall 
erleidet . Dicht dahinter liegt der Wert für die Rad-

20 Die insgesamt niedrigen Werte für Pirmasens werden im Übrigen 
durch die immensen Arbeitsplatzverluste aufgrund der 1980 ins 
Ausland verlagerten Schuhherstellung sowie der schwindenden 
Kaufkraft nach Abzug der US-amerikanischen Truppen in den 1990er 
Jahren erklärt (Berlin-Institut 2005, S . 70) .

Abb. 15:  Straßenverkehrsunfälle insgesamt 2007

Quelle: Landesinformationssystem des Statistischen  
Landesamtes und eigene Berechnungen
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Abb. 16: Verunglückte bei Straßenverkehrsunfällen  
im Jahr 2008 unter 15 Jahren (in absoluten Zahlen und %)

Quelle: Statistisches Landesamt 2009i, S . 38 und  
eigene Berechnungen
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Unfälle überwiegend morgens zu Schulbeginn 
und mittags nach Schulschluss . 

Auch sind Jungen sowohl mit dem Fahrrad  ■
(66 %) als auch zu Fuß (65 %) häufiger von Un-
fällen betroffen als Mädchen . „Im Durchschnitt 
des Jahres 2008 waren in Deutschland 51 % al-
ler Einwohner von 6 bis 14 Jahren männlich und 
49 % weiblich . Bei den verunglückten Kindern 
betrug der Anteil der Jungen 57 % gegenüber 
43 % bei den Mädchen“ (Statistisches Bundes-
amt 2009f, S . 7) . Als Gründe können sowohl 
höhere Risikobereitschaft als auch die stärkere 
Verkehrsbeteiligung angeführt werden .

Unter dem Aspekt „Kinderbelange im Verkehrs-
bereich“ werden verschiedene Projekte und Maß-
nahmen gebündelt, die die Sicherheit der jungen 
Menschen und Rahmenbedingungen im Verkehr 
verbessern sollen:

Mit alternativen Wegenetzen werden unter- ■
schiedlichste Sicherheits- und Bewegungs-
bedürfnisse von Kindern im Straßenverkehr be-
rücksichtigt . Sie beinhalten sowohl den Ausbau 
des Radwegenetzes, Vorschriften zur Barriere-
freiheit im öffentlichen Personennahverkehr 
als auch verkehrssichernde  Maßnahmen unter 
Beteiligung von jungen Menschen zur Beseiti-
gung von Hauptunfallgefahren „an stark von 
Kindern und Jugendlichen genutzten Orten und 
Wegen“22 . 

Verkehrserziehung und Verkehrssicherheitsarbeit  ■
finden bspw . in den dritten und vierten Klassen 
durch eine intensive Radfahrausbildung statt . 
Aber auch die Schulwegsicherung und Schul-
wegplanung spielen eine wesentliche Rolle . In 
diesem Kontext ist auch über den Schülerlot-
senwettbewerb zu berichten, in dem die besten 
Schülerlotsen geehrt werden . Die Verkehrswach-
ten und die Landesverkehrswacht sorgen für die 
Ausbildung dieser Schülerlotsen . Weiterhin star-
tete im Juli 2004 ein „landesweites Projekt zur 

22 http://kinderrechte .rlp .de/index .php?id=1199

fahrerinnen und Radfahrer unter 15 mit 35 %, dies 
sind 408 Kinder absolut in Rheinland-Pfalz . Der 
Blick auf die absoluten Zahlen ergibt, dass im Jahr 
2008 824 junge Menschen zu Fuß oder mit dem 
Rad verunglückten .

Wie in Abb . 17 deutlich wird, zeigen sich auch 
hier erhebliche regionale Unterschiede: Während 
einige Gebietskörperschaften – vor allem Land-
kreise – niedrige Promille-Werte mit 0,6 in Alzey-
Worms und der Südlichen Weinstraße sowie 0,7 
in Cochem-Zell aufweisen, ergeben sich in den 
kreisfreien Städten Frankenthal und Speyer 4,2 
bzw . 4,5 ‰ . Einschränkend muss gesagt werden, 
dass für diese Daten nicht nachvollzogen werden 
kann, in welchem Umfang die Unterschiede auf 
insgesamt unterschiedliche Anteile der Fahrrad-
fahrerinnen und -fahrer sowie Fußgängerinnen 
und Fußgänger an allen Verkehrsteilnehmern 
zurückzuführen sind .

Für eine Einordnung dieser Angaben über Unfälle, 
in denen Kinder unter 15 Jahren beteiligt waren, 
sind die nachfolgend aufgeführten bundesweiten 
Daten bedeutsam: 

Unfallverursacher sind bei mehr als der Hälfte  ■
der bundesweit polizeilich gemeldeten Unfälle 
nicht die 6- bis 14-jährigen Kinder selbst: „Bei 
den betroffenen Radfahrern dieser Altersgrup-
pe (insgesamt 11 .759) hatten 49 % den Unfall 
verursacht (…) . Bei den 6 .692 unfallbeteiligten 
Kindern, die zu Fuß unterwegs waren, waren 
sogar lediglich 39 % verantwortlich für das Zu-
standekommen des Unfalls .“21

Mit Blick auf die Unfälle von Kindern teilt das  ■
Statistische Bundesamt mit, dass insbesondere 
Kinder zwischen sechs und zehn Jahren verun-
glücken: bundesweit „zu 33 % als Fußgänger 
und zu 27 % als Fahrradbenutzer“ (Statistisches 
Bundesamt 2009f, S . 6) . Hierbei geschehen die 

21 http://www .destatis .de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Inter-
net/DE/Navigation/Publikationen/STAT magazin/2009/Verkehr2009
__09,templateId=renderPrint .psml__nnn=true
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von Kindern und Jugendlichen Berücksichtigung 
finden . So werden im Rahmen des Forums unter 
Beteiligung vieler Partner gemeinsame Aktionen 
zur Verkehrserziehung und Verkehrssicherheits-
arbeit für Kinder und Jugendliche geplant und 
durchgeführt (www .verkehrssicherheit-rlp .de) .

Hierzu gehören zum Beispiel die Broschüre 
„Gib-Acht Schulanfänger", die jährlich Eltern und 
Kinder auf den Schulweg vorbereitet, Schulanfän-
geraktionen zu Beginn der Schuljahre, spezielle 
Fahrradtrainings oder Aktionen zum Thema „Kin-
der als Mitfahrer" .

Vermeidung von Unfällen mit Schulbussen“23 . 
Auf Initiative der Unfallkasse Rheinland-Pfalz 
werden hier für Schulen kostenlos Veranstal-
tungen mit Viert- und Fünftklässlern durchge-
führt . Gleichzeitig wird u . a . in die Schulung der 
Schulbusbegleitdienste und fortlaufend in eine 
„moderne“ Ausstattung für die Verkehrserziehe-
rinnen und -erzieher investiert . 

Außerdem wurde von der Landesregierung vor 
einigen Jahren das „Forum Verkehrssicherheit 
Rheinland-Pfalz“ ins Leben gerufen, in dem neben 
den drei zuständigen Ministerien (MWVLW, ISM 
und MBWJK) verschiedene Partner zum Thema 
„Verkehrssicherheit“ zusammenarbeiten und in 
einem speziellen Arbeitskreis auch die Belange 

23 http://kinderrechte .rlp .de/index .php?id=1199
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Quelle: Landesinformationssystem des Statistischen Landesamtes (LIS) und eigene Berechnungen
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In diesem Kapitel wird sowohl über verfügbare 
materielle Ressourcen als auch über finanzielle 
Unterstützungsleistungen insbesondere für junge 
Menschen und Familien in Rheinland-Pfalz berich-
tet . Die Datenlage ist nicht für alle Bereiche glei-
chermaßen detailliert und aktuell; insbesondere 
die Daten der Bundesagentur für Arbeit sind sehr 
aktuell (bspw . Nov . 2009), während für andere 
Aspekte Daten aus den Jahren 2006 und 2007 
herangezogen werden müssen . Da im Hinblick 
auf die Sozialleistungen die Gesamtanzahl der 
Empfängerinnen und Empfänger nach Hilfearten 
deutlich variiert, werden hier auch die Empfänge-
rinnen und Empfänger insgesamt angeführt . 

2.3.1 Einkommen und Geldvermögen 
privater Haushalte

Eine wesentliche Bestimmungsgröße für die so-
ziale Lage der Bevölkerung ist das private Einkom-
men . Auf kommunaler Ebene sind Angaben zum 
Einkommen nicht oder nur sehr begrenzt ver-
fügbar . Die meisten durch die amtliche Statistik 
veröffentlichten Daten können nur als Richtwerte 

2.3 Soziale Situation, Einkommen und  
wirtschaftliche Verhältnisse

herangezogen werden, da sie keine differenzier-
te Betrachtung nach unterschiedlichen sozialen 
Gruppen, Kreisen, Stadtteilen o . ä . zulassen . 

Eine verlässliche Quelle für die Angaben zum 
Einkommen in Rheinland-Pfalz ist der Mikrozensus 
(u . a . Statistisches Landesamt 2009p) . Das Ein-
kommen der Privathaushalte wird üblicherweise in 
Einkommensklassen gegliedert (siehe Tabelle 2) .

Die größte Anzahl der Haushalte in Rheinland-
Pfalz (406 .800 Haushalte; 23 %) erwirtschaftete 
2008 ein Einkommen von 1 .300 bis 2 .000 Euro 
pro Monat . Die Entwicklung von 2005 nach 2008 
zeigt für Haushalte mit sehr unterdurchschnittli-
chem Einkommen (unter 500 Euro) eine Abnah-
me um 0,7 %, ihr Anteil liegt derzeit bei 3,1 % an 
allen Haushalten; der Anteil der Haushalte mit 
überdurchschnittlichem Einkommen ist dagegen 
gestiegen . 

In Bezug auf das Monatsnettoeinkommen der 
Familien nach Familientyp und Anzahl der ledigen 
Kinder lassen sich für 2008 nach Aussagen des 
Mikrozensus folgende Werte ermitteln:

Tabelle 2: Privathaushalte 2005 bis 2008 nach Haushaltsgröße und  
monatlichem Haushaltsnettoeinkommen 

Mikrozensus Zusammen1) Mit einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen von … bis unter … Euro

unter
500

500
bis

900

900 
bis

1.300

1.300 
bis

2.000

2.000 
bis

2.600

2.600 
bis

3.200

3.200
und

mehr

Haushalte insgesamt – in 1.000

2005
2006
2007
2008

1 .754,7
1 .775,7
1 .752,6
1 .764,6

66,6
47,8
49,1
54,8

200,3
197,9
187,5
195,1

281,7
289,1
275,3
271,0

429,2
432,8
412,3
406,8

286,0
286,9
287,7
266,6

177,1
188,6
187,8

200,3

313,6
332,7
352,9
370,0

Haushalte insgesamt – Anteile in %

2005
2006
2007
2008

100
100
100
100

3,8
2,7
2,8
3,1

11,4
11,1

10,7
11,1

16,1
16,3
15,7
15,4

24,5
24,4
23,5
23,1

16,3
16,2
16,4
15,1

10,1
10,6
10,7
11,4

17,9
18,7
20,1
21,0

 
1) Haushalte mit Angaben zum Haushaltsnettoeinkommen ohne selbstständige Landwirte . Quelle: Statistisches Landesamt 2009p, S . 31
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Familien mit einem monatlichen Nettoeinkom-
men von über 3 .200 Euro zu . Auffallend sind 
hier die Unterschiede in den Familienformen: 
Alleinerziehende hatten in 36 % der Fälle ledig-
lich ein Einkommen von unter 1 .300 Euro . Hier-
zu hatten nur 3,5 % der Ehepaare mit Kindern 
einen Anteil in der Einkommensgruppe unter 
1 .300 Euro (Statistisches Landesamt 2009w) .

Betrachtet man die Zahl der Alleinerziehenden  ■
und ihr Nettoeinkommen, so ergeben sich von  
den 112 .900 alleinerziehenden Müttern 5 .800 
Haushalte, die in der Einkommensklasse von 
unter 700 Euro zu verzeichnen waren . Die 
höchste Anzahl von 26 .000 Haushalten ließ 
sich in der Klasse von 900 bis 1 .300 Euro er-
mitteln . Im überdurchschnittlichen Bereich von 
3 .200 und mehr Euro ergaben sich Werte von 
6 .500 Haushalten (Statistisches Landesamt 
2009p, S . 23) .

Die Erwerbstätigkeit der Familien zeigt in  ■
2008, dass 61 % der Ehepaare mit Kindern 
einer Erwerbstätigkeit nachgingen und beide 
Ehepartner arbeiteten . In 32 % der Familien 
arbeitete nur ein Elternteil, dies war statistisch 
erfasst am häufigsten der Ehemann . Vergleicht 
man hierzu die Lebensgemeinschaften, so ist 
festzustellen, dass hier beide Partner häufiger 
erwerbstätig waren (64 %) als in der klassischen 
Variante als Ehepaar . Bei den Alleinerziehenden 
war eine Erwerbstätigenquote von 63 % zu 
ermitteln (Statistisches Landesamt 2009w) .

Das Einkommen der Familien in Rheinland- ■
Pfalz gliedert sich in vier Einkommensgruppen . 
Bei 11 % der Familien lag das Einkommen unter 
1 .300 Euro, bei 26 % der Familien waren 1 .300 
bis 2 .300 Euro monatlich als Einkommen fest-
zustellen . In der dritten Einkommensklasse von 
2 .300 bis 3 .200 Euro waren 27 % der Familien 
vertreten . Der höchste Prozentsatz stand den 
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Abb. 18:  Durchschnittlich verfügbares Einkommen je Einwohner 2006

Quelle: statistisches landesamt 2008g, s. 128
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S . 11) . Dies entspricht einer Erwerbsquote von 
50,4 % und einer Erwerbstätigenquote von 47,6 % 
 insgesamt .25 Die Erwerbsquote bei Männern liegt 
bei 56,9 %, die weibliche Erwerbsquote lag knapp 
13 Prozentpunkte unter diesem Wert . Mit Blick 
auf die Entwicklung zeigt sich, dass die Zahl der 
Erwerbstätigen 2008 einen Höchststand erreicht . 
„Nach ersten vorläufigen Berechnungen des Ar-
beitskreises ‚Erwerbstätigen rechnung des Bundes 
und der Länder‘, dem das Statistische Landesamt 
angehört, hatten im Durchschnitt des Jahres 2008 
rund 1,86 Millionen Erwerbstätige ihren  Arbeitsort 
in Rheinland-Pfalz“ (Statistisches Landesamt 
2009r) . Der Beschäftigungszuwachs lag gering-
fügig unter dem bundes weiten Durchschnitt (Sta-
tistisches Landesamt 2009r) . Die Entwicklung ist 
insgesamt auf die Zunahme sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigter zurückzuführen . Gleichzei-
tig ist die Zahl der Ein-Euro-Jobs im Vergleich zum 
Vorjahr leicht gesunken . 

Wird die langfristige Entwicklung der Erwerbs-
tätigkeit seit 1991 berücksichtigt, zeigt sich im 
Bundesvergleich mit einem durchschnittlichen 
Anstieg von 4,5 % ein deutlich überdurchschnitt-
licher Wert von 11,1 % in Rheinland-Pfalz (Statisti-
sches Landesamt 2009r) .

2.3.3 Elterngeld

Seit dem Jahresbeginn 2007 wird nach dem 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz Elterngeld 
gewährt: „Elterngeld dient zum Ausgleich weg-
fallenden Erwerbseinkommens für das Elternteil, 
welches das Kind betreut . Es beträgt 67 % des 
bereinigten Nettoeinkommens vor der Geburt des 
Kindes, höchstens jedoch 1 .800 Euro . Das Eltern-

25 Während die Erwerbsquote den prozentualen Anteil der Erwerbs-
personen (Erwerbstätige und Erwerbslose) an der jeweiligen Bevöl-
kerungsgruppe abbildet, beschreibt die Erwerbstätigenquote, den 
prozentualen Anteil der Erwerbstätigen (Personen im Alter von 15 
und mehr Jahren, „die in der Berichtswoche zumindest eine Stunde 
gegen Entgelt … oder als Selbstständige/r bzw . als mithelfende/r 
Familienangehörige/r gearbeitet haben oder in einem Ausbildungs-
verhältnis stehen“) an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe (vgl . u . a . 
Statistisches Landesamt 2009f, S . 5) .

Regional differenzierte Daten sind nur für das 
durchschnittlich verfügbare Einkommen im Jahr 
je Einwohner zu ermitteln und zeigen auch für 
Rheinland-Pfalz deutliche Unterschiede zwischen 
den 36 Landkreisen und kreisfreien Städten (siehe 
Abb . 18) .

Während das durchschnittlich verfügbare Ein-
kommen im Jahr 2006 17 .538 Euro betrug, zeigt 
sich für Mainz-Bingen ein Einkommen von 20 .724 
Euro, die Durchschnittswerte für Ludwigshafen 
(15 .960 Euro) und Kusel (16 .020 Euro) liegen 
hingegen deutlich darunter . 

Geldvermögen 
Wie das Statistische Landesamt ermittelt hat, 
verfügten über 90 % der rheinland-pfälzischen 
Haushalte im Januar 2008 über Geldvermögen .24 
Die Vermögenslage rheinland-pfälzischer Haus-
halte lag mit einem Wert von 63 .100 Euro über 
dem Bundesdurchschnitt von 53 .500 Euro . Dies 
„verdeckt allerdings die Streuung des Vermögens . 
So können fast 16 Prozent der Haushalte auf ein 
entsprechendes Vermögen von mehr als 100 .000 
Euro zurückgreifen . Gut 21 Prozent verfügen hin-
gegen über weniger als 5 .000 Euro“ (Statistisches 
Landesamt Rheinland-Pfalz 2009q) .

2.3.2 Erwerbstätigkeit

Die Daten zur Erwerbstätigkeit sind ein Anzeiger 
für das Verhältnis von Arbeitskräften und an-
gebotenen Arbeitsplätzen . Der „Arbeits-Markt“ 
funktioniert grundsätzlich nach dem Prinzip von 
Angebot und Nachfrage, wird aber auch stark 
durch verschiedene Gesetze reguliert (Tarifau-
tonomie, Schutzgesetze etc .) . Im Mikrozensus 
2008 wurden in Rheinland-Pfalz 2 .037 .200 
Menschen im „erwerbsfähigen“ Alter von 15 
bis 65 und mehr Jahren (darunter: 1 .922 .600 
Erwerbstätige) und 2 .002 .200 Nichterwerbsper-
sonen gezählt (Statistisches Landesamt 2009f, 

24 Hierzu zählen Sparguthaben, Lebensversicherungen, Bauspargut-
haben und Wertpapiere .
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2.3.4 Arbeitslosigkeit

Die Arbeitslosenquote in Rheinland-Pfalz lag im 
November 2009 bei 5,6 %; auf Bundesebene 
bei 7,6 %, also deutlich über dem Durchschnitt 
von Rheinland-Pfalz .26 Allerdings zeigen sich 
auch innerhalb von Rheinland-Pfalz deutliche 
Unterschiede zwischen den 36 Landkreisen und 
kreisfreien Städten . Während ein großer Teil der 
Gebietskörperschaften insbesondere der Landkrei-
se nahe dem Durchschnitt von 5,6 % liegt, weisen 
die im Westen des Landes gelegenen Gebiets-
körperschaften Bitburg-Prüm, Trier-Saarburg, 
Bernkastel-Wittlich und Cochem-Zell unter-
durchschnittliche Quoten auf . Mit Blick auf die 
kreisfreien Städte ergeben sich insbesondere für 
Landau (5,4 %), Trier und Mainz (je 5,9 %) niedrige 
Arbeitslosenquoten, allerdings leicht über dem 
Durchschnitt .  

26 Bundesagentur für Arbeit: http://statistik .arbeitsagentur .de/statis-
tik/index .php?id=BL

geld beträgt auch für nicht erwerbstätige Eltern-
teile mindestens 300 Euro monatlich“ (Statisti-
sches Bundesamt 2008h, S . 197) . 

Im ersten Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz wird das Elterngeld als wesentlicher Anzeiger 
für die wirtschaftliche Lage von Familien genutzt, 
da es sich um eine Lohnersatzleistung handelt 
und sich nach Höhe des Einkommens richtet . 
Somit sind im Gegensatz zu dem durchschnittlich 
verfügbaren Einkommen je Einwohner lediglich 
die Familien berücksichtigt . Wie unterschiedlich 
sich die Höhe des Elterngeldes in den 36 Landkrei-
sen und kreisfreien Städten gestaltet, verdeutlicht 
Abb . 19 .

Während das durchschnittliche Elterngeld in 
Mainz-Bingen 702 Euro betrug, zeigt sich in  
Pirmasens ein Durchschnittswert von 432 Euro, 
bei einem Landesdurchschnitt von 613 Euro  
beträgt die Abweichung nahezu 30 % . 
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Abb. 19:  Elterngeld pro Monat in Euro, 2007

Quelle: statistisches bundesamt 2008b, s. 56
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Abb. 20:  Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen (Rheinland-Pfalz, Nov . 2009)

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2009a, S . 25
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lautern und Ludwigshafen erkennbar . Im Mittel-
feld liegt der Kreis Mayen-Koblenz mit 6,8 % . Die 
geringste Quote ist mit 3,8 % im Kreis Trier-Saar-
burg zu verzeichnen .

2.3.5 Sozialleistungen

Im dritten Armuts- und Reichtumsbericht Rhein-
land-Pfalz wird darauf verwiesen, dass die Sozialhil-
festatistik anhand der Sozialhilfe als das „unterste 
Netz“ bekämpfte Armut präzise abbildet . Dennoch 
kommt man nicht „an der Feststellung vorbei, dass 
es sich bei Sozialhilfebezug zwar um bekämpfte, 
aber noch lange nicht besiegte Armut handelt“ (Mi-
nisterium für Arbeit, Soziales, Familie und Gesund-
heit Rheinland-Pfalz 2004d, S . 18) . Ebenso zeigen 
aktuelle Publikationen deutlich, dass nicht nur der 
Bezug von Sozialleistungen, sondern die konkreten 
Lebenssituationen (bspw . Familienstand, Alter) und 
Voraussetzungen (bspw . Bildungsstand) einen we-
sentlichen Einfluss auf das Armutsrisiko haben (vgl . 
u . a . DJI 2009, S . 15 ff .) . Daher werden hier zunächst 

 
Etwas über dem Durchschnitt liegen in der Grup-
pe der Landkreise vor allem Altenkirchen (6,4 %), 
Bad Kreuznach (6,3 %) und Birkenfeld (6,5 %) . 
Deutlich über dem Landesdurchschnitt liegen 
lediglich die kreisfreien Städte Ludwigshafen 
(9,3 %), Kaiserslautern (10,2 %) und Pirmasens 
(14,4 %) (siehe Abb . 20) .

Betrachtet man die Arbeitslosenquoten insge-
samt, ist festzustellen, dass der Anteil der arbeits-
losen Frauen „zwischen 1991 und 2006 langsam 
zurückgegangen“ ist (Statistisches Bundesamt 
2008g, S . 81) . 2006 waren von 162 .951 Arbeitslo-
sen in Rheinland-Pfalz 51,7 % Männer und 48,3 % 
Frauen . Damit liegt Rheinland-Pfalz bezüglich des 
Anteils arbeitsloser Frauen leicht über dem bun-
desweiten Durchschnitt von 47,9 % (Statistisches 
Bundesamt 2008g, S . 83) .

Die Arbeitslosigkeit Jugendlicher (Stand: 01/2009) 
zeigt ebenso regionale Unterschiede . Die drei 
höchsten Quoten sind hier – wie bei den Arbeits-
losenquoten insgesamt – in Pirmasens, Kaisers-
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Abb. 21:  Jugendarbeitslosigkeit (Arbeitslosenquote 15- bis 24-Jährige in %), Januar 2009

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (http://www .pub .arbeitsagentur .de/hst/services/statistik/detail/q .html?call=l) und eigene Berechnungen
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Pfalz bei knapp 33,4 % und damit über dem 
bundesweiten Durchschnitt von 29,9 %28 (siehe 
Abb . 24) .

Die Anteile der Bedarfsgemeinschaften nach 
Anzahl der Kinder zeigen zwischen der Bundes-
republik und Rheinland-Pfalz kaum Unterschiede . 
Der größte Anteil der Bedarfsgemeinschaften 
mit Kindern unter 15 Jahren kann mit ca . 55 % für 
diejenigen mit einem Kind konstatiert werden . 
Bei Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehender liegt 
der Anteil mit 58 % etwas höher (siehe Abb . 25) .

Arbeitslosengeld II (ALG II) 
Hier sollen keine Angaben zu allen ALG-II-Emp-
fängerinnen und -Empfängern im Alter von 15 
bis unter 65 Jahren gemacht werden, sondern 
vielmehr zu den erwerbsfähigen, hilfsbedürftigen 
jungen Menschen: Im Juli 2009 ergeben sich für 
Rheinland-Pfalz absolut 35 .004 unter 25-jähri-
ge erwerbsfähige Hilfebedürftige . Der Anteil an 

28 Bundesagentur für Arbeit, Quelle: http://www .pub .arbeitsagentur .de/
hst/services/statistik /detail/l .html?call=l und eigene Berechnungen .

die Sozialleistungen dargestellt, um im darauf 
folgenden Unterkapitel auf die (relative) Armut und 
Armutsgefährdung junger Menschen einzugehen . 
Eine Übersicht der komplexen Struktur öffentlicher 
Sozialleistungen und ihrer jüngsten Veränderungen 
zeigt Abb . 22 .

2.3.5.1 Grundsicherung für Arbeitssuchende

Die größte Anzahl junger Menschen, deren Le-
bensunterhalt durch Sozialleistungen gesichert 
wird, betrifft die Grundsicherung für Arbeitssu-
chende . Wie die vorstehende Grafik verdeutlicht, 
setzt sich die Grundsicherung nach dem SGB II 
aus Arbeitslosengeld II und Sozialgeld zusammen . 
Während Ersteres sich auf die erwerbsfähigen Per-
sonen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren bezieht, 
richtet sich das Sozialgeld an die nicht erwerbs-
fähigen Personen: hierunter bundesweit im Jahr 
2006 96 % Kinder unter 15 Jahren (siehe Abb . 23) .

Insgesamt lebten 2006 bundesweit 7,26 Millionen 
Personen in 3,76 Millionen Bedarfsgemeinschaf-
ten .27 Im Oktober 2009 waren es 3,56 Millionen 
Bedarfsgemeinschaften, der Anteil der Kinder 
unter 15 Jahren unter den Sozialgeldempfänge-
rinnen und -empfängern ist nahezu konstant 
geblieben (10/2009: 95,6 %; Bundesagentur für 
Arbeit 2009b, S . 3) . In Bezug auf die Haushaltszu-
sammensetzung der Empfängerinnen und Emp-
fänger von Grundsicherung für Arbeitssuchende 
geben die Bedarfsgemeinschaften mit Kindern 
Aufschluss . 

Im Juni 2009 waren es in Rheinland-Pfalz 40 .991 
im Vergleich zum Vorjahr (Juni 2008) mit 42 .897 
Bedarfsgemeinschaften mit Kindern (- 4,4 %) . Der 
Anteil der Bedarfsgemeinschaften mit Kindern an 
allen Bedarfsgemeinschaften liegt in Rheinland-

27 „Eine Bedarfsgemeinschaft hat mindestens eine erwerbsfähige 
hilfebedürftige Person im Alter zwischen 15 und unter 65 Jahren . Sie 
kann aus einem oder mehreren Mitglied/-ern bestehen und erwerbs-
fähige sowie nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige wie z . B . Ehegatten 
bzw . Lebenspartner und minderjährige Kinder umfassen“ (Bundes-
agentur für Arbeit 2009b, S . 7) .

Abb. 23:  Empfängergruppen der Grundsicherung für  
Arbeitssuchende nach dem SGB II am Jahresende 2006

27%

73%

27%

73%

Sozialgeld 
▪ 1,97 Mio. Personen
▪ nicht erwerbsfähig
▪ zu 96% Kinder 
 unter 15 Jahren

Arbeitslosengeld II
▪ 5,31 Mio. Personen
▪ erwerbsfähig
▪ 15 bis unter 65 Jahre alt

Insg. 7,28 Mio. 
Personen in 

3,76 Mio. Bedarfs-
gemeinschaften

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2008c, S . 22
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der gleichaltrigen Bevölkerung verdeutlicht die 
hohe Spannbreite innerhalb der 36 Gebietskörper-
schaften . Bei einem Durchschnitt von 7,7 % liegt 
Trier-Saarburg mit einem Wert von 3,3 % deutlich 
darunter, wohingegen Pirmasens mit einem An-
teilswert von 18,3 % deutlich darüber liegt (siehe 
Abb . 26) .

Sozialgeld 
Innerhalb der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
sind die Daten der Sozialgeldempfängerinnen und 
-empfänger am besten geeignet, die spezifische 
Situation junger Menschen abzubilden, da das So-
zialgeld sich an die nicht erwerbsfähigen Personen 
richtet und über 95 % der Empfängerinnen und 
Empfänger unter 15 Jahre alt sind . 

Bei einem Anteilswert in Rheinland-Pfalz von 
12,7 % (74 .479 absolut) an der gleichaltrigen 
Bevölkerung ist jedes achte Kind Empfänger von 
Sozialgeld . Insgesamt hat dieser Anteil in Rhein-
land-Pfalz 2006 im Vergleich zum Vorjahr 2005 
um 12,5 % zugenommen (Bremer Institut für 
Arbeitsmarktforschung und Jugendberufshilfe e .V . 
(BIAJ) 2007, S . 3 und eigene Berechnungen) .

58,1% 

0,4% 

2,3% 

0,8% 

8,7% 

29,5% 

Alleinerziehende unter 18 J. mit 
1 und mehr Kindern unter 18 J.

(104)

Alleinerziehende (AE) mit 5 und 
mehr Kindern unter 18 J. (206)

AE mit 4 Kindern 
unter 18 J. (569)

AE mit 3 Kindern 
unter 18 J.
(2.127)

AE mit
2 Kindern
unter 18 J.
(7.184)

AE mit
1 Kind
unter 18 J.
(14.127)

58,1% 

0,4% 

0,8% 

8,7% 

29,5% 

2,3% 

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf Arbeitsagentur .de/hst/services/
statistik/detail/l .html?call=l (verfügbar am 23 .10 .2009)

Abb. 24:  Bedarfsgemeinschaften mit Kindern: Deutschland und Rheinland-Pfalz, Juni 2009

30%
10%

4%

56%

 BG mit 3 Kindern
(103.939)

BG mit 4 und 
mehr Kindern
(41.118)

BG mit 1 Kind (601.313) 

56%

30%
10%

4%

Bedarfsgemeinschaften (BG) 
mit 2 Kindern (317.964) 

55%

30%
11%

4%

BG mit 3 Kindern
(4.484)

 BG mit 4 und 
mehr Kindern
(1.792)

BG mit 1 Kind (22.290) 

55%

30%
11%

4%

 BG mit 2 Kindern
(12.425)

Quelle: Bundesagentur für Arbeit: Arbeitsmarkt in Zahlen . Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende,  
Juni 2009 und eigene Darstellung (www .arbeitsagentur .de/hst/services/statistik/detail/l .html?call=l; verfügbar am 23 .10 .2009)

Abb. 25:  Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehender 
mit Kindern: Rheinland-Pfalz, Juni 2009

Kennzahlen
2.6 + 2.8

Deutschland Rheinland-Pfalz
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Abb. 26:  Anteil der erwerbsfähigen Hilfsbedürftigen bis unter 25 Jahre nach SGB II in %  
bezogen auf die Bevölkerung im jeweiligen Alter, Juli 2009

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2009c, o . S . und eigene Berechnungen

0

5

10

15

20

25

30

13,7

A
hr

w
ei

le
r

A
lt

en
ki

rc
he

n 
(W

w
.)

A
lz

ey
-W

or
m

s

Ba
d 

D
ür

kh
ei

m

Ba
d 

Kr
eu

zn
ac

h

Be
rn

ka
st

el
-W

itt
lic

h

Bi
rk

en
fe

ld

Co
ch

em
-Z

el
l

D
on

ne
rs

be
rg

kr
ei

s

Ei
fe

lk
re

is
 B

itb
ur

g-
Pr

üm

Fr
an

ke
nt

ha
l (

Pf
al

z)
, k

rf
r. 

St
ad

t

G
er

m
er

sh
ei

m

Ka
is

er
sl

au
te

rn

Ka
is

er
sl

au
te

rn
, k

rf
r. 

St
ad

t

Ko
bl

en
z,

 k
rf

r. 
St

ad
t

Ku
se

l

La
nd

au
 in

 d
er

 P
fa

lz
, k

rf
r. 

St
ad

t

Lu
dw

ig
sh

af
en

, k
rf

r. 
St

ad
t

M
ai

nz
, k

rf
r. 

St
ad

t

M
ai

nz
-B

in
ge

n

M
ay

en
-K

ob
le

nz

N
eu

st
ad

t a
.d

.W
ei

ns
tr

., 
kr

fr
. S

ta
dt

N
eu

w
ie

d

Pi
rm

as
en

s,
 k

rf
r. 

St
ad

t

Rh
ei

n-
H

un
sr

üc
k-

Kr
ei

s

Rh
ei

n-
La

hn
-K

re
is

Rh
ei

n-
Pf

al
z-

Kr
ei

s

Sp
ey

er
, k

rf
r. 

St
ad

t

Sü
dl

ic
he

 W
ei

ns
tr

aß
e

Sü
dw

es
tp

fa
lz

Tr
ie

r, 
kr

fr
. S

ta
dt

Tr
ie

r-
Sa

ar
bu

rg

V
ul

ka
ne

ife
l

W
es

te
rw

al
dk

re
is

W
or

m
s,

 k
rf

r. 
St

ad
t

Zw
ei

br
üc

ke
n,

 k
rf

r. 
St

ad
t

9,2

13,2

8,3

16,1

9,5

16,3

8,8

5,7

18,0

11,2

23,8

12,6 12,5

24,8

17,4

9,6

12,6
14,5

31,0

13,0

6,6

16,0

7,5 8,1

19,2

6,1

19,1

10,5

22,8

10,6
11,6 10,79,8

19,2

14,513,8

Abb. 27:  Anteil der Sozialgeldempfängerinnen und -empfänger unter 15 Jahren  
an der gleichaltrigen Bevölkerung  in %, 2006 

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf: Institut für Arbeitsmarktforschung und Jugendberufshilfe e .V . (BIAJ) 2007, S . 6
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Mit Blick auf die Datenlage sind genauere Anga-
ben nur für alle Empfängerinnen und Empfänger 
von Sozialgeld für das Jahr 2009 verfügbar; hier 
sind jedoch insbesondere die unter 15-Jährigen 
bedeutsam, zu denen lediglich regional diffe-
renzierte Daten für das Jahr 2006 vorliegen . Es 
wird wiederum deutlich, wie stark der Anteil der 
Empfängerinnen und Empfänger innerhalb von 
Rheinland-Pfalz variiert (siehe Abb . 27) . 

Während der Anteil der Sozialgeldempfänge-
rinnen und -empfänger unter 15 Jahren an allen 
Gleichaltrigen im Eifelkreis Bitburg-Prüm, in Trier-
Saarburg und dem Rhein-Pfalz-Kreis bei 5,7 bzw . 
6,1 und 6,6 % liegt, weist der rheinland-pfälzische 
Durchschnitt einen Anteil von knapp 14 % auf . 
Insbesondere die Städte Koblenz, Ludwigshafen, 
Kaiserlautern und Pirmasens liegen deutlich über 
dem Durchschnitt . Während in Pirmasens nahezu 
jeder dritte junge Mensch Empfänger von Sozial-
geld ist, betrifft dies in den Regionen unterhalb 
des Durchschnitts, wie bspw . im Eifelkreis Bitburg-
Prüm, nur knapp jeden Zwanzigsten . 

2.3.5.2 Sozialhilfe und Grundsicherung  
(SGB XII)

Während die Grundsicherung für Arbeitssuchende 
mit Angaben zum ALG II und zum Sozialgeld für 
grundsätzlich erwerbsfähige Hilfebedürftige und 
deren Angehörige bereits oben angeführt wurde, 
wird im Folgenden über Hilfen nach dem SGB XII 
für nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige berichtet: 

Hilfen zum Lebensunterhalt  
(3. Kapitel SGB XII) 
Seit dem 1 . Januar 2005 haben lediglich „Erwerbs-
unfähige auf Zeit, Vorruheständler mit niedriger 
Rente, längerfristig Erkrankte und hilfebedürftige 
Kinder mit selbst nicht hilfebedürftigen Eltern“ 
Anspruch auf Hilfen zum Lebensunterhalt (HLU) 
(Statistisches Landesamt 2009ae, S . 5) .  
Der Lebensunterhalt „umfasst insbesondere 
Ernährung, Unterkunft, Kleidung, Körperpflege, 
Hausrat, Heizung und persönliche Bedürfnisse 
des täglichen Lebens“ (Statistisches Landesamt 
2009ae, S . 6) . 

 

Die Anzahl junger Empfängerinnen und Empfän-
ger sowie der Anteil junger Menschen an allen 
Empfängerinnen und Empfängern ist in dieser 
Hilfeart relativ gering (siehe Abb . 28) . 

Am 31 . 12 . 2007 erhielten insgesamt 9 .802 Perso-
nen in Rheinland-Pfalz Hilfen zum Lebensunter-
halt, wovon 12,8 % (1 .257 absolut) unter 25 Jahre 
alt waren . 

Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII 
Ab dem Jahr 2005 wurden die Hilfen in besonde-
ren Lebenslagen (HBL) in das Zwölfte Buch So-
zialgesetzbuch (SGB XII) übergeleitet und werden 
nun in den folgenden fünf Kapiteln definiert:

Hilfen zur Gesundheit (5 . Kapitel SGB XII) ■
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen  ■
(6 . Kapitel SGB XII)
Hilfe zur Pflege (7 . Kapitel SGB XII) ■
Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer  ■
Schwierigkeiten (8 . Kapitel SGB XII)
Hilfen in anderen Lebenslagen (9 . Kapitel SGB XII) ■

(Statistisches Landesamt 2009s, S . 4) .

2% 6% 5% 

32% 

23% 

32% 

18 bis unter 25 J.
(524)

unter 7 J. 
(157)

25 bis 
unter 50 J. 
(3.135)

50 bis unter 65 J. 
(2.240)

7 bis unter 18 J. 
(576)

65 J. und älter
(3.170)

2% 6% 5% 

32% 

23% 

32% 

Abb. 28:  Empfängerinnen und Empfänger  
laufender Hilfe zum Lebensunterhalt

Quelle: Statistisches Landesamt 2009ae, S . 8 und eigene Berechnungen
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59% 

33%  

4%   4%   

Eingliederungshilfe  für behinderte Menschen 
(6. Kapitel SGB XII)
(22.997)

Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten (8. Kapitel SGB XII) und in 
anderen Lebenslagen (9. Kapitel SGB XII)
(1.769)

Hilfe zur Pflege 
(7. Kapitel SGB XII)
(13.069)

Hilfen zur Gesundheit 
(5. Kapitel SGB XII)
(1.760)

59% 

33%  

4%   4%   

Die 38 .541 Leistungen, die nach den im 5 . bis 9 . 
Kapitel SGB XII geregelten Leistungsansprüchen 
gewährt werden, teilen sich prozentual zum Jah-
resende 2007 wie in Abb . 29 dargestellt auf .

Im ersten Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz sind insbesondere die Empfängerinnen und 
Empfänger dieser Leistungen unter 18 Jahren 
von Interesse . Mit einem Anteil von 11 % an allen 
Empfängerinnen und Empfängern machen diese 
einen relativ kleinen Anteil aus (siehe Abb . 30) .

Mit 94 % aller Leistungen stellt die Eingliede-
rungshilfe für behinderte Menschen den größten 
Anteil, während die übrigen Hilfen mit Anteilen 
von 1 bis 3 % eher gering ausfallen . Mit Blick auf 
das Geschlecht ist der Anteil der jungen Frauen 
in allen Hilfen deutlich geringer und bewegt sich 
zwischen 32 % (8 . + 9 . Kapitel) und 45 % (7 . Kapi-
tel; Statistisches Landesamt 2009s, S . 20 und 
eigene Berechnungen) .

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung (4. Kapitel SGB XII) 
Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung betrifft die niedrigste Anzahl von jungen 
Menschen . Ein Ziel der Grundsicherung ist es, „für 
Personen, die das 65 . Lebensjahr vollendet haben 
und für volljährige dauerhaft erwerbsgeminderte 
Personen eine eigenständige soziale Leistung zu 
schaffen, die den grundlegenden Bedarf für den 
Lebensunterhalt sicher stellt“ (Statistisches Lan-
desamt 2009t, S . 3) . 

Bei den Empfängerinnen und Empfängern der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung (Stand 31 . 12 . 2007) waren 32 .047 Personen 
als Empfängerinnen und Empfänger gemeldet . 
(siehe Abb . 31) .

In wie vielen Fällen die Empfängerinnen und 
Empfänger von Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung in Rheinland-Pfalz mit minder-
jährigen Kindern in einem Haushalt leben, kann 
derzeit nicht beantwortet werden . Einen Hinweis 
gibt lediglich die Differenzierung der Empfänge-

Abb. 29:  Leistungen nach dem 5 . bis 9 . Kapitel 
SGB XII am Jahresende 2007 Rheinland-Pfalz

Quelle: Statistisches Landesamt 2009s, S . 5 und eigene Berechnungen
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(113)

Hilfe zur Pflege 
(7. Kapitel SGB XII)

(74)

Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 
(8. Kapitel SGB XII) und in anderen Lebenslagen (9. Kapitel SGB XII)

 (22)

Eingliederungshilfe  für behinderte Menschen (6. Kapitel SGB XII) 
(4.040)
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2% 
1%

3% 

Abb. 30:   Leistungen nach dem 5 . bis 9 . Kapitel  
SGB XII am Jahresende 2007 Rheinland-Pfalz  
– Empfänger/-innen unter 18 Jahren

Quelle: Statistisches Landesamt 2009s, S . 20 und eigene Berechnungen
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rinnen und Empfänger nach Art des Einkommens: 
1 .066 Empfängerinnen und Empfänger sind in 
Bezug auf „öffentlichrechtliche Leistungen für 
Kinder“ angeführt (Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 2009t, S . 24) . Dies ist ein Anteil 
von 3,3 % an allen Empfängerinnen und Empfän-
gern (32 .047) . Nicht berücksichtigt ist hier aller-
dings die Anzahl der Kinder pro Empfänger/-in .

2.3.5.3 Ausgaben für Sozialhilfe und  
Grundsicherung

Die Angaben zu Ausgaben und Einnahmen der 
Sozialhilfe und Grundsicherung beziehen sich auf 
die Leistungen der Kapitel 3 und 4 SGB XII sowie 
der Kapitel 5 bis 9 SGB XII (siehe Abb . 32) . 

Die Bruttoausgaben der örtlichen Träger der 
 So zialhilfe weisen mit einer Spanne von 21 bis  
136 Euro je Einwohner erhebliche regionale Un-
terschiede auf . Deutlich höhere Bruttoausgaben 
ergeben sich für die kreisfreien Städte bei einem 
Durchschnitt von 99 Euro gegenüber durch-
schnittlich 36 Euro in den Landkreisen . 

Abb. 31:  Empfänger/-innen der Grundsiche- 
rung im Alter und bei Erwerbsminderung am 
31 .12 .2007, Rheinland-Pfalz

46%

54%54%

46%

65 Jahre und älter (17.180)

voll erwerbsgemindert
unter 65 Jahre (14.867)

Quelle: Statistisches Landesamt 2009t,  
S . 4 und eigene Berechnungen

Von 1 .031 .590 .000 Euro, die insgesamt von 
örtlichen und dem überörtlichen Träger ausgege-
ben werden, werden 814 .051 .000 Euro (79 %) für       
Leistungen in Einrichtungen verwendet . Unter-
schieden nach Hilfearten machen die Leistungen 
nach dem 5 . bis 9 . Kapitel SGB XII den größten 
Anteil der Ausgaben aus (Statistisches Landesamt 
2008t, S . 5) .

2.3.5.4 Wohngeld

„Wohngeld ist ein von Bund und Ländern je zur 
Hälfte getragener Zuschuss zu den Wohnkosten . 
Es wird – gemäß den Vorschriften des Wohngeld-
gesetzes – einkommensschwächeren Haushalten 
gewährt, damit diese die Wohnkosten für an-
gemessenen und familiengerechten Wohnraum 
tragen können . Wohngeld wird entweder als 
Mietzuschuss für Mieter oder als Lastenzuschuss 
für Haus- und Wohnungseigentümer geleistet . 
Die Höhe des Zuschusses richtet sich dabei nach 
der Haushaltsgröße, dem Familieneinkommen 
und der zuschussfähigen Miete bzw . Belastung“ 
(Statistisches Bundesamt 2008g, S . 27) .
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Abb. 32:  Bruttoausgaben der örtlichen Träger der Sozialhilfe je Einwohner 2007

Quelle: Statistisches Landesamt 2008t, S . 4
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Seit 2005 sind u . a . die o . a . Empfängerinnen 
und Empfänger von Leistungen nach dem SGB II 
(insbesondere Arbeitslosengeld II und Sozialgeld), 
Leistungen der Hilfen zum Lebensunterhalt, der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung nach dem SGB XII sowie Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz grundsätzlich 
ausgeschlossen . „Sie erhalten die Kosten der Unter-
kunft im Rahmen der o .g . Transferleistungen“ (Sta-
tistisches Landesamt 2008r, S . 4; siehe Abb . 33) .

Die Anzahl der Wohngeldempfängerinnen und 
-empfänger gibt Auskunft darüber, inwieweit 
weniger materielle Ressourcen innerhalb der 
Haushalte zur Verfügung stehen . Rheinland-Pfalz 
liegt also deutlich unter dem Bundesdurchschnitt 
von 1,7 % Wohngeldempfängerhaushalten an den 
Privathaushalten insgesamt (Statistisches Bundes-
amt 2008g, S . 27) . Abb . 34 zeigt die Spannbreite 
dieser Anteilswerte für die Landkreise und kreis-
freien Städte in Rheinland-Pfalz . Während der 
Anteil der Wohngeldempfängerinnen und -emp-
fänger insgesamt an den Haushalten in Rhein-
land-Pfalz durchschnittlich 0,6 % beträgt, liegen 

in %

0,0 0,5 1,0 1,5 2,0 2,5           3,0 3,5

Saarland
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Baden-Württemberg
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Vorpommern
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Abb. 33:   Wohngeldempfängerhaushalte 2006 
Anteil an den Privathaushalten in %

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008g, S . 27

die Städte Pirmasens und Koblenz (1 %) sowie die 
Landkreise Ahrweiler und Südwestpfalz (0,9 %) 
deutlich über dem Durchschnitt . Mainz und 
Mainz-Bingen zeigen mit 0,4 bzw . 0,3 % deutlich 
unterdurchschnittliche Werte (- 36 % bzw . - 53 %) . 
Vergleichbares gilt für den Donnersbergkreis . 
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Mit Blick auf Daten und Fakten in Rheinland-Pfalz 
zeigt sich, dass „15 % aller Kinder unter 18 Jahren 
bei Eltern [leben], die monatlich in einem 4-Per-
sonenhaushalt über weniger als 1 .160 Euro verfü-
gen“ und somit über lediglich 7 Euro am Tag für 
„Nahrung, Kleidung, Schulmaterial und Freizeit“ 
(LSJV 2009b, S . 5) . 

Armutsgefährdung junger Menschen –  
gemessen am Sozialleistungsbezug 
Um die Armut von Kindern und Jugendlichen 
statistisch erfassen zu können, werden neben den 
Statistiken zum Sozialhilfebezug auch die Daten 
der Bundesagentur für Arbeit zur Grundsicherung 
für Arbeitssuchende (SGB II) verwendet . Außer-
dem sagen die Daten zum Bezug von Sozialleis-
tungen nach dem SGB XII etwas über Armut aus; 
auch die Wohngeldbezieherinnen und -bezieher 
befinden sich in einer prekären Lebenslage . Die 
einzelnen Statistiken können freilich nicht zu 
einer Gesamtsumme addiert werden, weil Mehr-
facherfassungen möglich sind . Als Armutsgefähr-
dung wird eine Lebenslage verstanden, in der das 
Einkommen nicht das soziokulturelle Existenzmi-
nimum überschreitet . Der Ausdruck „Armutsge-
fährdung“ ist daher eine methodisch vorsichtige 
Ausdrucksweise in Zusammenhängen, in denen 
auch von Armut gesprochen werden könnte .

2.4 Armut und Armutsgefährdung sind von zentraler  
Bedeutung für das Aufwachsen von jungen Menschen

„Kaum ein Faktor der aktuellen Lebenssituation 
bestimmt so sehr die Zukunftschancen eines 
jungen Menschen wie die materielle Lage seiner 
Familie, so die übereinstimmenden Befunde vieler 
Studien und Regierungsberichte“ (LSJV 2009b, 
S . 5) . Neben der materiellen Dimension – Ein-
kommensarmut – ist der Einfluss von Armut auf 
weitere Dimensionen der Lebensgestaltung wie 
Bildung, Gesundheit und die Einbindung in soziale 
Netzwerke von zentraler Bedeutung . 

Diese beiden Aspekte sollen hier schwerpunkt-
mäßig betrachtet werden . Im Unterschied zu den 
vorangegangenen Kapiteln sind dabei nicht nur 
die Verfügbarkeit der Daten, sondern vielmehr die 
Kriterien für die Erhebung von Daten über Armut 
und Armutsgefährdung relevant . Denn je nach 
Vorannahme und Definition variiert die Quote der 
von Armut betroffenen bzw . armutsgefährdeten 
jungen Menschen erheblich . 

Im Rahmen dieses Berichts ist es nicht möglich, 
alle bereits veröffentlichten Berichte und Studien 
auszuwerten, die sich mit Armut und Kinderarmut 
im engeren Sinne beschäftigen . Berücksichtigt 
wurden hier neben dem Diskussionspapier des 
Landesjugendhilfeausschusses „Armut raubt 
jun  gen Menschen die Zukunft“ (LSJV 2009b) 
insbesondere der dritte Armutsbericht der Bundes-
regierung (Bundesministerium für Arbeit und So - 
zia les 2008) und der dritte Armuts- und Reich-
tumsbericht Rheinland-Pfalz (MASFG 2004b) . 
Gegenwärtig befindet sich zudem ein vier ter 
Armuts- und Reichtumsbericht des Landes Rhein - 
land-Pfalz in Vorbereitung .



93

Frauen in Rheinland-Pfalz sind stärker von Armut 
betroffen als Männer: Sie weisen eine Armutsge-
fährdungsquote von 15,8 % auf, während sich für 
die männlichen Personen ein Wert von 13,2 % zeigt . 
Mit Blick auf die einzelnen Altersgruppen verdeut-
licht die Statistik, dass besonders die Gruppen der 
18- bis unter 25-Jährigen und der über 65-Jährigen 
hohe Unterschiede bei den Gefährdungsquoten 
zwischen den Geschlechtern aufweisen . 

Armutsgefährdungsquoten  
in Rheinland-Pfalz und Deutschland 
Mehr als eine halbe Million Menschen in Rhein-
land-Pfalz gelten als armutsgefährdet . Rhein-
land-Pfalz hat nach Angaben des Statistischen 
Landesamtes im Hinblick auf die Bundesländer 
die sechstniedrigste Armutsgefährdungsquote, 
die aber immer noch bei 14,5 % liegt (im Bun-
desdurchschnitt 14,4 %); betrachtet man nur die 
westdeutschen Bundesländer liegt die Armutsge-
fährdungsquote bei 13,1 % (Statistisches Lan-
desamt 2009aj) . Die Auswertungen des Statisti-
schen Landesamtes verdeutlichen, dass besonders 
erwerbslose Personen sowie Alleinerziehende mit 
Kindern unter 18 Jahren hohen Armutsrisiken aus-
gesetzt sind (Armutsgefährdungsquoten von 53,1 % 
bzw . 44,2 %) . 

Nach den statistischen Erhebungen für das Jahr 
2007 waren „knapp 30 .000 Alleinerziehende und 
deren Kinder sowie mehr als 56 .000 Erwerbslose 
armutsgefährdet“ (Statistisches Landesamt 
2009aj; siehe Abb . 35) .

Tabelle 3: Sozialleistungen in Rheinland-Pfalz 

rheinland-Pfalz 
absolut

anteilswert an 
gleichaltriger 
bevölkerung

Min  
(sofern regional 

differenziert)

max  
(sofern regional 

differenziert)

Grundsicherung für Arbeitssuchende;  
Bedarfsgemeinschaften mit Kindern 40 .991 – – –

ALG II: unter 25-Jährige 35 .004 7,7 % 3,3 % 18,3 %

Sozialgeldempfängerinnen und -empfänger 
unter 15 Jahren

74 .479 13,7 % 5,7 % 31 %

3 . Kapitel SGB XII: Empfängerinnen und  
Empfänger unter 18 Jahren

1 .257 0,1 % – –

5 . bis 9 . Kapitel SGB XII: Empfängerinnen und 
Empfänger unter 18 Jahren 4 .249 0,6 % – –

4 . Kapitel SGB XII (Näherungswert):  
Empfängerinnen und Empfänger mit  
„öffentlichrechtlichen Leistungen für Kinder“

1 .066 – – –

Wohngeldempfängerinnen und
-empfänger insgesamt 23 .472 0,6 % 0,3 % 1,0 %
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Abb. 35:   Armutsgefährdungsquoten in %,  
gemessen am Bundesmedian, Rheinland-Pfalz 2008

Quelle: Statistisches Landesamt 2009aj

Quelle: Eigene Zusammenstellung
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Die Armutsrisikoquoten unterscheiden sich 
deutlich zwischen deutschen und ausländischen 
Familien . Am auffälligsten sind die Quoten für die 
Gruppe der Kinder im Alter von unter 15 Jahren . 

Mit einer Quote von 30,3 % ist fast jedes dritte 
Kind von Armut betroffen, das in einem Haushalt 
lebt, dessen Haushaltsvorstand nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit hat (siehe Abb . 37) .

In seiner Stellungnahme zur Kinderarmut macht 
das Bundesjugendkuratorium darauf aufmerk-
sam, dass in den Migrantenhaushalten die Armut 
zwischen 1998 und 2006 stark gestiegen ist und 
2006 die Quote mit 34 % fast doppelt so hoch ist 
wie die Gesamtrisikoquote . Die Ursachen für diese 
starke Benachteiligung werden auf Arbeitsmarkt-
risiken, niedriges Ausbildungsniveau, Diskriminie-
rung und fehlende Ressourcen in sozialen Netz-
werken zurückgeführt (Bundesjugendkuratorium 
2009, S . 9f .) .

Auch zu anderen gefährdeten Personengruppen 
macht das Statistische Landesamt Angaben: „Be-
sonders deutliche Unterschiede zeigen sich zwi-
schen den Armutsgefährdungsquoten der Hoch- 
und der Geringqualifizierten . Während unter den 
Hochqualifizierten nur jede(r) 25 . armutsgefähr-
det war (3,9 %), traf dies bei den Geringqualifi-
zierten auf gut jede Dritte/jeden Dritten (35 %) 
zu“ (Statistisches Landesamt 2009aj) . Weiterhin 
werden Menschen mit Migrationshintergrund 
(29,9 %) sowie Menschen ohne deutsche Staats-
angehörigkeit (34,4 %) benannt (ebd .) .

Die Spannbreite der Armutsquoten zwischen den 
Planungsregionen des Landes – hier allerdings für 
das Jahr 2007 –, für die nach dem  Mikrozensus 
aussagekräftige Berechnungen möglich sind, 
„reicht von 11,5 Prozent in der Planungsregion 
Rheinpfalz bis 15,2 Prozent in der Region Rhein-
hessen-Nahe“ (Statistisches Landesamt 2009x) . 

Zur weiteren Differenzierung der Armutsgefähr-
dung von Menschen mit Migrationshintergrund 
werden im Folgenden bundesweite Daten ver-
wendet, da entsprechende Angaben für Rheinland-
Pfalz nicht vorliegen . 

Rhein-Neckar
- Teil Rheinland-Pfalz -

(11,5 %)

Westpfalz
(14,1 %)

Rheinhessen-Nahe
(15,2 %)

Mittelrhein-Westerwald
(13,8 %)

Trier
(12,7 %)

Landesdurchschnitt: 13,5 %

 Trier 

 Koblenz 

 Kaiserslautern 

 Ludwigs- 
 hafen a.Rh.

 Mainz 

 Trier 

 Koblenz 

 Kaiserslautern 

 Ludwigs- 
 hafen a.Rh.

 Mainz 

Abb. 36:   Armutsgefährdungsquoten  
in den Planungsregionen, 2007

Quelle: Statistisches Landesamt 2009x
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Dauerhafte Armut (Langzeitarmut von drei oder29 
mehr Jahren) tritt in Deutschland mit 2 bis 3 % 
hingegen seltener auf als im Durchschnitt der 
OECD-Länder .30 Allerdings zeigt sich mit Blick 
auf die Kinderarmutsraten, dass Deutschland 
sich „derzeit im Bereich der unteren Mitte der 
OECD-Länder“ bewegt und mit 16 % ähnlich hohe 
Kinderarmutsraten aufweist „wie Kanada (15 %), 
Neuseeland (15 %), Italien (16 %), Irland (16 %), 
Portugal (17 %) und Spanien (17 %) – also Länder, 
die nicht für umfassende wohlfahrtsstaatliche 
Leistungen, vor allem nicht für Kinder bekannt 
sind“ (Deutsches Jugendinstitut 2009, S . 13) . Die 
Kinderarmut ist also in Deutschland hoch und 
betrifft jedes fünfte Kind (siehe Abb . 39) . 

Dabei fällt die Zunahme der Armutsrisiken beson-
ders drastisch (Deutsches Jugendinstitut 2009,  
S . 10) für die Bevölkerungsgruppe der Kinder unter 
15 Jahren aus . Hier zeigt sich ein Anstieg um zwei 
Drittel von 2000 nach 2006; 26,3 % der Kinder 
unter 15 Jahren leben unterhalb der Armutsrisiko-
schwelle (Deutsches Jugendinstitut 2009, S . 10) . 

29 Quelle: http://www .oecd .org/dataoecd/3/28/41531752 .pdf, S . 1 .
30 Ebd .

14,2

13,2

13,5

14,5

12,5

13,0

13,5

14,0

14,5

15,0

2005 2006 2007 2008

Q
uo

te
 in

 %

Abb. 38:   Entwicklung der Armutsrisiko - 
quoten in Rheinland-Pfalz (Bundesmedian)
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Abb. 39:  Entwicklung der Einkommens- 
ungleichheit

Quelle: http://www .oecd .org

Entwicklung von Einkommensungleichheit 
und Armut  
Es gibt Anzeichen dafür, dass sich die Armutsge-
fährdungsquote in Rheinland-Pfalz im Zeitraum 
2005 bis 2006 tendenziell rückläufig entwickelte, 
sich im Jahr 2007 kaum veränderte und 2008 
wieder anstieg (siehe Abb . 38) . 

Nach den Auswertungen der Statistischen Ämter 
sank die Armutsgefährdungsquote in Rheinland-
Pfalz um einen Prozentpunkt von 14,2 % in 2005 
auf 13,2 % in 2006 und stieg dann um 0,3 Pro-
zentpunkte minimal auf 13,5 % in 2007 an . Für 
das Jahr 2008 ergab sich – gegenüber dem voran-
gegangenen Jahr – eine Erhöhung der Armutsrisiko-
quote um einen Prozentpunkt auf 14,5 % . Die 
durchschnittliche Armutsrisikoquote des Jahres 
2008 liegt damit wieder nahe bei der aus dem 
Jahr 2005 .

Mit Blick auf bundesweite Daten im internationalen 
Vergleich kann die langfristige Entwicklung von 
Einkommensungleichheit dargestellt werden: „Seit 
dem Jahr 2000 haben in Deutschland Einkommens-
ungleichheit und Armut stärker zugenommen als  
in jedem anderen OECD-Land . Der Anstieg zwi-
schen 2000 und 2005 übertraf jenen in den ge-
samten vorherigen 15 Jahren (1985 bis 2000) .“24



(EVS), des Sozioökonomischen Panels (SOEP) und 
erstmalig seit 2005 auch anhand von Daten des 
European Survey on Income and Living Conditions 
(EU-SILC) ermittelt“ (Deutsches Jugendinstitut 
2009, S . 10) . Wie deutlich sich diese Daten vonei-
nander unterscheiden, zeigt Abb . 40 .

Zur Datenlage 
 
Für die Erfassung und Abbildung relativer Armut 
werden verlässliche Daten meist unter Bezugnah-
me auf die Sozialhilfeleistungen32 ausgewertet . 
Allerdings werden hier statistisch diejenigen  
nicht erfasst, die diese Hilfen nicht in Anspruch 
nehmen, aber berechtigt wären („verschämte 
Armut“) . Mit relativer Armut wird „ein Maß 
sozialer Ungleichheit definiert, wobei ab einem 
bestimmten Grad an Abweichung vom gesamt-
gesellschaftlichen Durchschnittseinkommen eine 
Armutslage vorliegt“ (Deutsches Jugendinstitut 
2009, S . 8) . 

Je nach Definition, Erfassungsmethode und 
Stichprobe ergeben sich verschiedene Armuts-ri-
sikoquoten . Die relative Armutsbetroffenheit wird 
in Deutschland „in erster Linie anhand von Daten 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 

32 Arbeitslosengeld II, Sozialgeld, Grundsicherung im Alter und  
bei Erwerbsminderung .

Diese Altersgruppe ist zugleich auch stärker von 
dauerhafter31 relativer Armut betroffen . „2005 
und 2006 waren es etwa zwei Drittel (67 %) aller 
in relativer Einkommensarmut lebenden Kinder“ 
(Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung u . a . 
2007, S . 104) . 

Zu niedrigeren Armutsquoten kommen die Sta-
tistischen Ämter . Die amtliche Statistik weist für 
Kinder von 0 bis 15 Jahren im Jahr 2005 eine Ar-
mutsrisikoquote von 12 % aus . „Unter Bezugnah-
me auf staatliche Transferleistungen wird davon 
ausgegangen, dass die Armutsrisikoquote von Kin-
dern um fast zwei Drittel von 34 % auf 12 % durch 

31 Mindestens in zwei von drei Vorjahren unterhalb der Armutsrisiko-
schwelle (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung u . a . 2007, S . 
104) .

die Inanspruchnahme dieser Leistungen gesenkt 
wird“ (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
2008, S . 101) . Die Bundesregierung beschreibt 
im dritten Armuts- und Reichtumsbericht die 
Lage von Familien darüber hinaus wie folgt: „Die 
große Mehrzahl der Familien bewältigt ihr Leben 
und lebt in sicheren materiellen Verhältnissen . 
Allerdings sind Kinder vor allem dann von einem 
Armutsrisiko betroffen, wenn sie in Alleinerzie-
henden-Haushalten, in Haushalten mit geringer 
Erwerbsbeteiligung oder mit mehreren Kindern 
aufwachsen“ (Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales 2008, S . 101) . Mit dieser Charakterisie-
rung verschiebt sich die Ursachenbeschreibung 
weg von der Einkommens- und Arbeitsverteilung 
hin zu Familienmerkmalen . 
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Abb. 40:   Armutsrisikoquoten nach Datenquellen

Quelle: Deutsches Jugendinstitut 2009, S . 12
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Im Vergleich zur amtlichen Statistik des Mikrozen-
sus zeigt sich, „dass das SOEP die Bevölkerungs-
struktur in Deutschland deutlich realistischer 
abbildet als der EU-SILC“ (Bundesjugendkuratori-
um 2009, S . 8) . Zurückzuführen ist dies vor allem 
darauf, dass diejenigen Bevölkerungsgruppen, die 
stark von Armut betroffen sind, in der Stichprobe 
von EU-SILC unterrepräsentiert sind . Die Bevöl-
kerungsgruppen, die vergleichsweise geringer 
gefährdet sind, wie Erwerbstätige mit höherer 
Schulbildung, sind dagegen überrepräsentiert . 
„Obwohl keineswegs frei von Schwachstellen, 
zeichnen die Daten des SOEP am ehesten ein 
realistisches Bild der Situation der Kinderarmut in 
Deutschland“ (Deutsches Jugendinstitut 2009,  
S . 13) .

Immaterielle Aspekte von Armut 
In der Landtagsdrucksache „Familien in Rhein-
land-Pfalz“ wird deutlich, dass sich die Landes-
regierung für Leistungsverbesserungen bei der 
Ausgestaltung von Transferleistungen einsetzt, 
die betroffenen Kinder und Jugendlichen gezielt 
zugutekommen sollen (Landtag Rheinland-Pfalz 
2009a, S . 37) . „Um die negativen Folgen der 
Armut erfolgreich zu reduzieren, ist aus Sicht der 
Landesregierung eine präventive und kindzen-
trierte Vorgehensweise erforderlich . Die Landes-
regierung setzt ihre Schwerpunkte dabei vor allem 
auf die Förderung der Familien, die Förderung 
der Kindergesundheit und die Beseitigung von 
Bildungsbenachteiligung, um die Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben zu ermöglichen“ (Landtag 
Rheinland-Pfalz 2009a, S . 37) . 

Will man Armut nicht nur in einer materiellen 
Dimension bestimmen, sind vier zentrale Lebens-
lagenbereiche der Kinder zu berücksichtigen:

„die finanzielle und materielle Versorgung  ■
(‚Geldmangel‘),
die Situation im sozialen Bereich (zum Beispiel  ■
soziale Kontakte und Kompetenzen),
die Versorgung im Bereich der Bildung und ■
die gesundheitliche Situation von armen Kin- ■
dern“ (MASFG 2004d, S . 70) .

Deshalb werden im Aktionsprogramm „Kinder-
freundliches Rheinland-Pfalz“ Angebote, Maß-
nahmen und Projekte für Kinder, Jugendliche und 
Familien beschrieben, die besonders die Lebensla-
ge armer Kinder verbessern sollen . Es handelt sich 
dabei um den Ausbau der Kinderbetreuung, die 
gezielte Ausweitung der Präventiven Jugendhilfe 
(z . B . Schulsozialarbeit), Projekte der ökonomi-
schen Bildung für Jugendliche oder der Elternbil-
dung und -beratung . 

Mit Blick auf das Aktionsprogramm „Kinder-
freundliches Rheinland-Pfalz” sind hier insbeson-
dere folgende Angebote, Maßnahmen und Projek-
te für Kinder, Jugendliche und Familien zu nennen:

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit  ■
Kindern entgegenkommen,
Kinder in benachteiligten Wohngebieten und  ■
Familien in benachteiligten Lebenslagen för-
dern,
Eltern bei der Wahrnehmung ihres Erziehungs- ■
auftrags unterstützen – gewaltfreie Erziehung 
fördern .33

In Kapitel 3 dieses Berichts werden solche Auf-
gaben und Themenfelder – Gesundheit, Kinder- 
und Jugendhilfe, Schule sowie Partizipation und 
Engagement – ausführlicher dargestellt . Die ma-
terielle Lage der Familie als Faktor, der wie kaum 
ein anderer die aktuelle Lebenssituation und die 
Zukunftschancen junger Menschen bestimmt, 
ist somit auch eine Folie, auf der die Analysen 
und Befunde des folgenden Kapitels eingeordnet 
werden können . Die Leitfrage lautet demnach: 
Können öffentliche Leistungen und Angebote 
für Kinder und Jugendliche die Folgen und Be-
einträchtigungen von Armut ausgleichen helfen 
und so den verhängnisvollen Kreislauf „vererbter 
Armut“ durchbrechen? 

33 Vgl . dazu ausführlich www .kinderrechte .rlp .de .
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Das folgende Kapitel ist aufgegliedert in die vier 
Bereiche Gesundheit, Kinder- und Jugendhilfe, 
Schule sowie Partizipation und Engagement . 

Im Rahmen des „ersten Blicks“ sollen hier wesent-
liche Daten und Fakten zu Angeboten, Leistungen 
und Aufgaben in öffentlicher Verantwortung dar-
gestellt und erläutert werden . Wie einleitend zum 
ersten Blick formuliert, entspricht die Gliederung 
nach den vier Themenfeldern einem institutionel-
len Blick auf die Bereiche öffentlicher Verantwor-
tung und ist einer übersichtlicheren Gestaltung 
dieses umfangreichen Kapitels geschuldet . 

Zu bedenken ist jedoch, dass die einzelnen The-
menbereiche immer auch Aspekte der anderen 
Bereiche enthalten, die hier nach Kapiteln ge-
trennt dargestellt werden . 

 

3.1 Gesundheit

Der erste umfassende Themenbereich zum „ersten 
Blick“ auf Lebenssituationen von und Angebote 
für junge Menschen widmet sich der gesundheit-
lichen Situation von Kindern und jungen Menschen 
in Rheinland-Pfalz sowie den Themen Prävention 
und Gesundheitsförderung . 

3. angebote, leIstungen und aufgaben 
In öffentlIcher Verantwortung  
für das aufwachsen Von KIndern und  
JugendlIchen In rheInland-Pfalz

Abb. 41:  Vier Themenfelder öffentlicher Verantwortung

Zunächst wird auf Aktualität und Bedeutung des 
Themas Gesundheit und Gesundheitsförderung 
eingegangen . Es folgt ein Überblick über die 
derzeitige Datenlage und die jüngeren Veröffent-
lichungen, insbesondere mit Bezugnahme auf 
den 13 . Kinder- und Jugendbericht der Bundes-

3.1
Gesundheit

3.4
Partizipation und

Engagement

3.3
Schule

3.2
Kinder- und 
Jugendhilfe
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regierung . Anschließend wird das dort vertretene 
Verständnis von Gesundheit und Gesundheits-
förderung, an dem sich auch der erste Kinder- 
und Jugendbericht Rheinland-Pfalz orientiert, 
dargelegt . Inhaltlich wird es im Weiteren weniger 
darum gehen, die Gesundheitssituation der rhein-
land-pfälzischen Kinder und Jugendlichen in den 
verschiedenen Altersstufen in ihrer Gesamtheit 
abzubilden, sondern vielmehr den Blick auf ausge-
wählte Themen in öffentlicher Verantwortung  
im Gesundheitsbereich zu lenken . Hierbei werden  
abschließend auch die Schnittstellen Armut, Bil-
dung und Migration eine Rolle spielen .

3.1.1 Gesundheit von Kindern und  
Jugendlichen im öffentlichen Interesse

Die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen 
rückt zunehmend in das öffentliche Interesse . 

Mit der Studie des Robert-Koch-Institutes zur Ge-
sundheit von Kindern und Jugendlichen (KiGGS) 
„aus den Jahren 2003 bis 2006 ist die erste 
bundesweit repräsentative Studie zum Gesund-
heitszustand, zum Gesundheitsverhalten und zur 
Gesundheitsversorgung von Kindern und Jugend-
lichen in Deutschland“ erschienen .34 Die Daten 
der Studie „waren Ausgangspunkt für die Strategie 
der Bundesregierung zur Förderung der Kinderge-
sundheit und Grundlage weiterer Expertenberichte, 
wie z . B . des aktuellen Gutachtens des Sachver-
ständigenrates zur Begutachtung der Entwicklung 
im Gesundheitswesen und des 13 . Kinder- und 
Jugendberichtes“ .35 

Der 13 . Kinder- und Jugendbericht der Bundes-
regierung hat die gesundheitsbezogene Prävention 
und Gesundheitsförderung in den Mittelpunkt 
gestellt . Nach den Entwicklungen der letzten 
Jahre hat es sich durchgesetzt, Gesundheit nun 
nicht mehr als die Abwesenheit von Krankheit 
zu erfassen und statistisch abzubilden, sondern 

34 http://www .bmg .bund .de/nn_1168254/SharedDocs/Standardartikel/
DE/AZ/K/Glossar-Kindergesund heit/KiGGS-Studie-Fortsetzung .html
35 Ebd .

Gesundheit vielmehr zu verstehen als „ein positi-
ves Konzept und Gesundheitsförderung im Sinne 
einer Ermöglichung von Selbstbestimmung über 
die eigene Gesundheit als körperliches, seelisches 
und soziales Wohlergehen“ (BMFSFJ 2009c, S . 78) . 
Dieses Verständnis von Gesundheit wurde durch 
die WHO schon 1946 definiert .

Der erste Kinder- und Jugendbericht des Landes 
Rheinland-Pfalz wird die gesundheitliche  Situation 
und Versorgung detaillierter betrachten und 
schließt sich dem o . g . positiven Konzept und Ver-
ständnis von Gesundheit und deren Förderung an, 
auch wenn die aktuelle Datenlage kaum Auskünfte 
von Kindern und Jugendlichen zu ihrem subjekti-
ven Gesundheitsempfinden, ihrem körperlichen, 
seelischen und sozialen Wohlergehen beinhaltet . 
Denn: „Die Frage ‚Wie gesund sind unsere Kinder?‘ 
ist dabei nicht so leicht zu beantworten . Deshalb 
wird Gesundheit in der Regel über die Abwesen-
heit von Krankheit und Tod beschrieben“ (MASFG 
2004c, S . 44) bzw . auf der vorliegenden Datenba-
sis abgebildet . 

Die Indikatoren zu Erkrankungen, Krankheiten so-
wie der gesundheitlichen Versorgung sind jedoch 
sehr umfangreich im Internetangebot des Statisti-
schen Landesamtes zusammengestellt und aufbe-
reitet .36 Hierbei stellt das Statistische Landesamt 
im Auftrag des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Familie und Frauen Rheinland-Pfalz 
ausgewählte Basisdaten zur Verfügung . Diese sind 
zugleich ein wesentlicher Baustein der Gesund-
heitsberichterstattung des Ministeriums . 

Über das Internetangebot sind vielfältige Infor-
mationen frei zugänglich . Diese sind sortiert nach 
elf Themenfeldern, wovon sich derzeit noch vier 
im Aufbau befinden .37 Sie beziehen sich einerseits 

36 http://www .infothek .statistik .rlp .de/lis/gbe/
37 „Das vorliegende Datenangebot orientiert sich, wie auch entspre-
chende Veröffentlichungen anderer Bundesländer, an dem von der 
Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesgesundheitsbehörden 
(AOLG) im Jahr 2003 verabschiedeten Indikatorensatz . Dies stellt 
die Vergleichbarkeit der rheinland-pfälzischen Basisdaten mit denen 
anderer Bundesländer sicher“ (http://www .infothek .statistik .rlp .de/
lis/gbe/) .
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Daher wurden hier lediglich einige ausgewähl-
te Kennzahlen im Datenkonzept (vgl . Kap . 4 .3) 
berücksichtigt, und an dieser Stelle soll unter 
Bezugnahme auf den 13 . Kinder- und Jugendbe-
richt der Bundesregierung und die vorliegenden 
rheinland-pfälzischen Gesundheitsberichte der 
Blick fokussiert werden auf bestimmte Aspekte 
der gesundheitlichen Situation junger Menschen 
in öffentlicher Verantwortung . 

3.1.2 Aktuelles Verständnis von  
Gesundheit und Gesundheitsförderung

Zunächst soll der aktuelle Gesundheitsbegriff, an 
dem sich die Mehrzahl der Veröffentlichungen in 
den letzten Jahren orientierte, skizziert werden .38

Unterschieden werden im Allgemeinen und  
insbesondere in jüngeren Veröffentlichungen  
die Begriffe der „gesundheitlichen Versorgung“, 
„Gesundheitsförderung“ und „Prävention“ . 

Da das Themenfeld „gesundheitliche Versorgung“ 
begrifflich relativ klar umrissen ist und gleichzeitig 
vielfältige Daten zur ambulanten und stationären 
Versorgungsstruktur gut gebündelt vorliegen, 
lässt sich dieser Bereich dezidiert abbilden . In Be-
zug auf die Begriffe „gesundheitliche Förderung“ 
und „Prävention“ ist eine theoretische Unter-
scheidung notwendig, auch wenn in der Praxis die 
Grenzen eher fließend sind . 

Der Begriff Gesundheitsförderung „wurde bereits 
1986 in der Ottawa Charta der WHO als ein Pro-
zess definiert, der allen Menschen ein höheres 
Maß an Selbstbestimmung über ihre Gesund-
heit ermöglicht und sie damit zur Stärkung ihrer 
Gesundheit befähigt“ (Schulte u . a . 2008, S . 95) . 
Das Konzept, wie auch in Abb . 42 erkennbar ist, 
beruht auf A . Antonovskys Modell der Salutoge-

38 Eine umfassende und nach Jahrgängen gebündelte Zusammen-
stellung an Gesundheitsberichten über Kinder und Jugendliche  
findet sich auf der Internetseite „Kinder – Umwelt – Gesundheit“  
der Hochschule Magdeburg-Stendal (FH), die im Rahmen des  
Aktionsprogramms ‚Umwelt und Gesundheit‘ erstellt wurde  
(http://www .kinderumweltgesundheit .de) .

u . a . auf gesundheitsrelevante Verhaltensweisen –  
mit denen sich einem positiven Konzept von Ge-
sundheit angenähert wird – sowie Risiken durch 
die Umwelt und andererseits auf die Kosten, Aus-
gaben und Finanzierung des Gesundheitswesens . 
Die vorgehaltenen Daten werden stets aktualisiert 
und weiter ausgebaut . So werden voraussichtlich 
auch die Daten der Schuleingangsuntersuchungen – 
beispielsweise zu Impfstatus und BMI der Kinder –  
Anfang des Jahres 2010 veröffentlicht . 

Hierzu sei jedoch auf das Ministerium für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen Rhein-
land-Pfalz verwiesen . Bereits zu den Schuleingangs-
untersuchungen 2006 führte die Universität Trier 
im Auftrag des Ministeriums eine Erhebung durch . 
Diese bildete – erstmals regional differenziert – 
den Gesundheitsstatus der Kinder anhand der 
Schuleingangsuntersuchungen in Rheinland-Pfalz 
ab und ist auch für dieses Kapitel wesentlicher 
Bezugspunkt (MASGFF 2008a) .

Im Oktober 2004 erschien ebenfalls eine umfas-
sende Zusammenstellung der Informationen und 
Daten zum Thema „Kindergesundheit in Rhein-
land-Pfalz“ (MASFG 2004c) sowie im September 
2005 der Beschluss der Jugendministerkonferenz 
„Kinder und Gesundheit – Gesundheitsförderung 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe“ (MASFG 
2005b) . Wie dieser kurze Abriss zeigt, befindet 
sich die Gesundheitsberichterstattung im stetigen 
Ausbau . 

Darüber hinaus sind auch Sonderberichte mit be-
stimmten Schwerpunktthemen – bspw . im Bericht 
über die Schuleingangsuntersuchungen 2006 zum 
Thema Zahngesundheit – sowie die  Aufbereitung 
der Daten für das Robert-Koch-Institut und die 
Gesundheitsberichterstattung des Bundes Ge-
genstand der rheinland-pfälzischen Gesundheits-
berichterstattung .Die detaillierte Darstellung aller 
Aspekte und Indikatoren würde den Rahmen des 
ersten Kinder- und Jugendberichts Rheinland-Pfalz 
sprengen . Auch werden die Daten zu den Schul-
eingangsuntersuchungen 2007/08 vom Ministe-
rium aufbereitet, ausgewertet und voraussichtlich 
Anfang des Jahres 2010 veröffentlicht . 
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Tabelle 4: Übersicht über (aktuelle) Veröffentlichungen zum Thema „Gesundheit“ nach Herausgeber 

Herausgeber, Verfasser Titel

Bundesarbeitsgemeinschaft  
Kinder- und Jugendschutz e . V ., 4/2008

Kinder- und Jugendschutz in Wissenschaft und Praxis – Prävention und 
Gesundheitsförderung

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2008 Dritter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 2009c

13 . Kinder- und Jugendbericht

Landtag Rheinland-Pfalz (2007j) Antwort des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und 
Frauen auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU – Drucksache  
15/613 – Voraussetzungen und Handlungsbedarf zur Sicherstellung  
des Kindeswohls und zum Schutz von Kindern vor Vernachlässigung und 
Misshandlung

Landtag Rheinland-Pfalz (2007k) Antwort des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und 
Frauen auf die Große Anfrage der Fraktion der FDP – Drucksache  
15/927 – Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Alkoholmissbrauch  
in Rheinland-Pfalz

Landtag Rheinland-Pfalz (2008f) Antwort des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie  
und Frauen auf die Große Anfrage der Fraktion der FDP – Drucksache 
15/1870 – Ernährungssituation von Kindern und Jugendlichen in 
Rheinland-Pfalz

Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie und 
Gesundheit Rheinland-Pfalz (2004d)

Armuts- und Reichtumsbericht 2004

Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie und 
Gesundheit Rheinland-Pfalz (2005b)

Kinder und Gesundheit – Gesundheitsförderung als gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe . Beschluss der Jugendministerkonferenz vom Mai 2005

Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie und 
Gesundheit Rheinland-Pfalz (2004c)

Kindergesundheit in Rheinland-Pfalz

Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie und 
Gesundheit Rheinland-Pfalz (2005d)

Gesunde Familien – ein zentrales Anliegen der Familienbildung;  
Kooperationen der Familienbildungsstätten mit Akteurinnen und  
Akteuren des Gesundheitswesens

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen Rheinland-Pfalz (2007f)

Kinder- und Jugendpsychiatrie – Psychische Erkrankungen von Kindern 
und Jugendlichen, Behandlungsangebote und Adressen

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen Rheinland-Pfalz (2007g)

Drogenkonferenz 2007 – 29 . Fachtagung der Landesregierung mit den 
Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe in Rheinland-Pfalz am 05 . 07 . 2007 . 
Nur Cannabis? Fakten und Mythen – Formen der Frühintervention und 
der Behandlung – Arbeitsergebnisse

Robert-Koch-Institut (2004) Schwerpunktbericht der Gesundheitsberichterstattung des Bundes – 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen

Robert-Koch-Institut (2008b) Beiträge zur Gesundheitsberichterstattung des Bundes – Kinder- und 
Jugendgesundheitssurvey (KiGGS) 2003 – 2006: Kinder und Jugendliche 
mit Migrationshintergrund in Deutschland
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zentralen Voraussetzungen dafür, dass das eigene 
Leben als kohärent (…) wahrgenommen wird, ist 
die Erfahrung, dass man sich selbst als handlungs-
mächtig erfährt“ (ebd .) . 

Im Unterschied dazu zielt Prävention „auf die Re-
duktion von spezifischen Risiken und Störungen“ 
(Schulte u . a . 2008, S . 96) . Bezugspunkt dabei ist 
die Pathogenese, Prävention hat damit Krank-
heitsverhütung zum Ziel . So zeigt auch Abb . 42 
beide Modelle in Ergänzung mit dem gemeinsamen 
Ziel der Gesundheit . 

Neben diesen Aspekten wurden folgende inhalt-
liche Schwerpunkte im 13 . Kinder- und Jugend-
bericht betont: Unter dem Stichwort „neue 
Morbidität“ werden zwei zentrale Entwicklungen 
verstanden:39 „Zum einen lassen sich Verschie-
bungen von den akuten zu den chronischen 
Erkrankungen feststellen (…) . Zum anderen ist 
bei Heranwachsenden eine Verschiebung von den 
somatischen Erkrankungen zu psychischen Auffäl-
ligkeiten zu beobachten“ (BMFSFJ 2009c, S . 78) .

Des Weiteren wurden im 13 . Kinder- und Jugend-
bericht Schwerpunktthemen aufgegliedert in fünf 
Alterstufen dargestellt (siehe Tabelle 5) . 

39 Vgl . hierzu auch u . a . MASFG 2004c, S . 26, 44; MASFG 2005b, S . 2, 10 .

nese, dessen wesentliche Fragen sind: „Was hält 
den Menschen trotz Risiken und Belastungen 
gesund? Wie können die  persönlichen Ressourcen, 
kognitive und soziale Fähigkeiten oder Problem-
bewältigungsstrategien eines Menschen gestärkt 
werden?“ (Schulte u . a . 2008, S . 95) . Die Berück-
sichtigung von Ressourcen und Schutzfaktoren 
hat insbesondere für die Kinder- und Jugendge-
sundheit zentrale Bedeutung . Im 13 . Kinder- und 
Jugendbericht wird betont, dass nun „neben den 
ausschließlich ‚objektiven‘ somatischen Parame-
tern wie Mortalitätsrisiken und Unfallstatistiken, 
die bislang zur Beschreibung der Gesundheit in 
der Gesundheitsberichterstattung berücksichtigt 
wurden“, auch „Beeinträchtigungen berücksichtigt 
wurden, die das Wohlbefinden und die Entwick-
lung von Kindern und Jugendlichen nachhaltig 
beeinflussen“ (BMFSFJ 2009c, S . 56) . 

Als weitere Prinzipien der Gesundheitsförderung 
gelten zum einen Empowerment mit dem Ziel, 
„das Maß an Selbstbestimmung, Eigeninitiative  
und Autonomie im Leben von Menschen zu 
erhöhen, und sie zu befähigen, eigenmächtig und 
selbstständig zu handeln“ (Schulte u . a . 2008, 
S . 95) . Zum anderen wird insbesondere im 13 . 
Kinder- und Jugendbericht darauf verwiesen, dass 
Partizipation und Beteiligung als „zentrale Voraus-
setzung für die Erfahrung von ‚Selbstwirksamkeit‘“ 
(BMFSFJ 2009c, S . 72) gelten, welche zugleich Ba-
sis der Gesundheitsförderung ist . Denn „eine der 

Abb. 42:  Gesundheitsförderung und Prävention nach Waller

ziel:

mittel:

strategie:

Paradigma:

methoden:

gesundheit

 gesundheitsressourcen gesundheitsrisiken

 gesundheitsförderung Prävention

 salutogenese Pathogenese

gesundheitsaufklärung und -beratung 
gesundheitserziehung und -bildung

Quelle: Schulte u . a . 2008, S . 97
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Tabelle 5: Schwerpunktthemen in den fünf Altersstufen 

0 – 3
Jahre

3 – 6
Jahre

6 –12
Jahre

12 –18
Jahre

18 – 27
Jahre

Gesundheit im Mutterleib X

Säuglingssterblichkeit / Unfälle X

Stillen X

Impfungen und Inanspruchnahme ärztlicher Versorgung / Vorsorge X X

Selbst eingeschätzter Gesundheitszustand X

Akute Krankheiten X X

Chronische Krankheiten, Behinderung, spezieller Versorgungsbedarf X X X

Mundgesundheitsverhalten X

Psychische Gesundheit X X

Bindungsstörung X

Regulationsstörungen X

Kindeswohlgefährdung X X

Entwicklungsauffälligkeiten (Motorik, Sprache, Verhalten) X

Sprachkompetenz bei Kindern mit Migrationshintergrund X

Ernährung und Essverhalten X

Umweltbelastungen X

Bewegung / körperlich-sportliche Aktivität X

ADHS (Hyperaktivität) X

Stresserleben und Wohlbefinden X

Kinder kranker Eltern X

Schmerzen X

Angststörungen X

Entwicklungsstörungen schulischer Fertigkeiten X

Gebrauch von Psychopharmaka X

Tabak, Alkohol und Drogen: Konsum, Missbrauch und Abhängigkeit X X

Nutzung elektronischer Medien X

Übergewicht und Adipositas X

Sexualität und sexuelles Risikoverhalten X

Schwangerschaften Minderjähriger X

Essstörungen X

Depressive Erkrankungen X

Suizidalität X

Gewalterfahrungen X

Borderline-Persönlichkeitsstörung X

HIV/AIDS X

Gesundheitsrelevante Aspekte des Erwerbslebens und von Arbeitslosigkeit X

Wohnungslose Heranwachsende X
 
Quelle: BMFSFJ 2009c, S . 81
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3.1.3 Ausgewählte Schwerpunktthemen

3.1.3.1 Stillen

Abbildung 43: Häufigkeit des Stillens
(Kind jemals gestillt) nach soziodemografischen und 
 weiteren Merkmalen (Prävalenzen in Prozent) im Zeitraum 
2003 bis 2006 
 

Befunde

Sozialstatus Hoher ST: 90,5 %
niedriger ST: 67,3 %

Migrationshintergrund 
der Mutter

Mit MH: 79,1 %
ohne MH: 76,2 %

Tabakkonsum Raucherinnen: 58,0 %
Nichtraucherinnen: 80,9 %

 
Quelle: BMFSFJ 2009c, S . 86 
 

Die Bedeutung des Stillens wird in zahlreichen 
Gesundheitsberichten hervorgehoben; das aus-
schließliche Stillen des Säuglings wird „weltweit 
einhellig empfohlen, es wird von WHO und 
UNICEF gefördert“ (MASFG 2004c, S . 21) . Die 
positive Gesamtwirkung „auf die Gesundheit von 
Kind und Mutter ist heute unbestritten, jedoch 
werden die Effekte auf bestimmte Zielgrößen 
noch sehr kontrovers diskutiert“ (BMFSFJ 2009c, 
S . 85) . Deutlich wird, dass Kinder seit den 1970er 
Jahren wieder häufiger gestillt werden, es gibt 
jedoch Unterschiede innerhalb der Bevölkerungs-
gruppen, wie Abbildung 43 verdeutlicht . Anhand 
der Schuleingangsuntersuchungen 2001/02 lässt 
sich jedoch auch zeigen, dass sich die Anzahl der 
Kinder, die gestillt wurden, in Rheinland-Pfalz in 
den einzelnen Regionen deutlich unterschiedlich 
gestaltet: In den Modellregionen Landau/Südliche 
Weinstraße waren es 61,3 %, wohingegen in Trier/
Trier-Saarburg 5 Prozentpunkte weniger Kinder 
gestillt wurden (MASFG 2004c, S . 22) . Inwieweit 
dies auf die unterschiedliche Zusammensetzung 
der Bevölkerung zurückzuführen ist, kann hier 
nicht beantwortet werden . 

Als Beispiel für Initiativen auf der Angebotsebene 
ist exemplarisch die Auszeichnung „babyfreund-
liches Krankenhaus“ von UNICEF und WHO zu 

Ziel dieses Unterkapitels kann es jedoch nicht 
sein, all diese Schwerpunktthemen für Rheinland-
Pfalz – aufgegliedert nach den 36 kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen – zu erarbeiten . Im Folgenden 
sollen daher ausgewählte Themen aus Tabelle 5  
und/oder Themen aus rheinland-pfälzischen  
Gesundheitsberichten und Veröffentlichungen,  
in denen die Gesundheit von Kindern und Jugend-
lichen eine hervorgehobene Rolle spielt, betrach-
tet werden . Dabei handelt es sich um die Themen:

Stillen ■
Frühe Förderung und Frühe Hilfen ■
Impfungen ■
Behinderung ■
Chronische Krankheiten ■
Mundgesundheitsverhalten ■
Übergewicht und Adipositas ■
Ernährung ■
Psychische Krankheiten, Essstörungen  ■
Tabak, Alkohol und Drogen:   ■
Konsum, Missbrauch und Abhängigkeit

Insbesondere bezüglich der letzten beiden Punkte 
ist auch das Thema „Kinder kranker Eltern“, hier 
vor allem psychisch kranker und süchtiger Eltern, 
bedeutsam . 

Für jeden der Themenbereiche bietet sich folgende 
Vorgehensweise an: Zunächst werden ausgewähl te 
Daten, Fakten und Befunde berichtet . Im Weiteren 
wird auf ausgewählte Angebote, Leistungen und 
Aufgaben in öffentlicher Verantwortung eingegan-
gen, die im Kontext des jeweiligen Themenfeldes 
von besonderer Bedeutung sind . 
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der Kinderschutz haben darüber hinaus – auch 
vor Einführung des Kinderschutzgesetzes – bspw . 
anhand einer Vielzahl niedrigschwelliger Projekte 
der Initiative „Viva Familia“ oder aber der Landes-
zentrale für Gesundheitsförderung in Rheinland-
Pfalz e . V . (LZG) einen besonderen Stellenwert 
erhalten .

Insgesamt bildet die Gesundheit von Kindern und 
Familien die „Säule II“ der Initiative „Viva Familia“ . 
Hierbei liegt besonderes Gewicht darauf, „durch 
gesundheitsfördernde und vorbeugende Maßnah-
men seelische und körperliche Krankheiten gar nicht 
erst entstehen zu lassen“ (MASFG 2005a, S . 16) .

Zahlreiche Projekte setzen hier ab der Schwanger-
schaft ein . Bspw . hat das Projekt „Hebammen und 
andere Gesundheitsberufe beraten Familien“ zum 
Ziel, während und nach der Geburt die Beratung 
und Begleitung durch Hebammen sicherzustellen 
(MASFG 2006b) .40 Im Jahr 2008 gab es zugleich 
für Hebammen und alle anderen Gesundheits-
berufe, die Zugang zu Familien mit Kindern haben, 
eine Fortbildung „zur Förderung der Kindergesund-
heit und Stärkung der Familienkompetenz“ 
 (MASGFF 2008d) . 

Darüber hinaus werden junge Eltern im Kurs „Auf 
den Anfang kommt es an“ von der Schwanger-
schaft bis hin zum ersten Geburtstag des Kindes 
unterstützt (MASFG 2006c) . 

Weiterhin werden mit dem Modellprojekt „Ge-
sundheitsteams vor Ort“ an zwei Standorten – in 
den Stadtteilen Mainz-Neustadt und Trier-Nord – 
insbesondere Familien mit schwierigem sozialem 
Umfeld erreicht, um sie „vor Ort zu motivieren, 
gesundheitsfördernde Anbote“ etc . in Anspruch zu 
nehmen (MASFG 2005a, S . 20) . 

40 Das Projekt wurde wissenschaftlich begleitet, vgl . hierzu MASGFF 
2007h .

nennen . Ein solches Krankenhaus befindet sich in 
Rheinland-Pfalz: das Marienkrankenhaus Trier-
Ehrang . Vier weitere Krankenhäuser im Bundes-
land bereiten sich laut der offiziellen Internetseite 
auf eine entsprechende Auszeichnung vor:  
Verbundkrankenhaus Bernkastel-Wittlich, Kreis-
krankenhaus Grünstadt, Krankenhaus Hetzelstift 
und Klinikum Worms gGmbH . 

3.1.3.2 Frühe Förderung und Frühe Hilfen

„Frühe Förderung und präventiver Kinderschutz 
bedürfen einer fallbezogenen intelligenten Kombi-
nation von wirksamen allgemeinen Angeboten, 
die sich an alle Familien richten (universelle 
Förderung), und darauf aufbauender Angebote, 
die spezifisch auf die jeweils besonderen Problem-
lagen von Eltern zugeschnitten sind (selektive 
Förderung für Eltern mit psychischer oder Sucht-
erkrankung, jugendliche und alleinerziehende 
Mütter etc .)“ (BMFSFJ 2009c, S . 255) . 

Frühe Hilfen hingegen verfolgen das Ziel, „Fami-
lien früh und rechtzeitig zu erreichen und ihnen 
präventive Hilfen anbieten zu können“, um eine 
Kindeswohlgefährdung gar nicht erst entstehen 
zu lassen (BMFSFJ 2009c, S . 9) . Somit richten sich 
diese Hilfen schwerpunktmäßig an Familien in be-
lastenden Lebenssituationen und Lebenslagen und 
umfassen „sowohl das Erkennen von spezifischen 
Risiken und Gefährdungen, präventive Angebote 
zur Stärkung elterlicher Kompetenzen als auch 
Interventionen (z . B . Unterbringungen der Kinder 
außerhalb ihrer Familie)“ (BMFSFJ 2009c, S . 9) .

In Rheinland-Pfalz steht hier eine breit angelegte 
und umfassende kommunale Infrastruktur an 
Angeboten und Leistungen zur Verfügung . Im 
März 2008 trat das Landesgesetz zum Schutz von 
Kindeswohl und Kindergesundheit (LKindSchuG)
in Kraft . Dieses hat nicht nur zum Ziel, Risiken 
frühzeitig zu erkennen, sondern auch grundsätz-
lich die Förderung von Kindergesundheit durch 
das verbindliche Einladungswesen zu den Früh-
erkennungsuntersuchungen zu unterstützen . Die 
Frühe Förderung, der Ausbau Früher Hilfen und 
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Besondere Aufmerksamkeit hat der Bereich Frühe 
Hilfen in den letzen Jahren erfahren . Allerdings 
nicht nur aufgrund positiver Entwicklungen, son-
dern insbesondere angesichts dramatischer Fälle, 
in denen es nicht gelungen ist, junge Menschen 
vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen . 

Wie oben angeführt trat im März 2008 das 
Landesgesetz zum Schutz von Kindeswohl und 
Kindergesundheit in Kraft, welches u . a . die Früh-
erkennungsuntersuchungen verbindlich regelt . 
Bis zur Einführung des LKindSchuG wurden die 
 Früherkennungsuntersuchungen vor allem unter 
der Präventionsperspektive betrachtet: „Die wich-
tigste sekundärpräventive Maßnahme im Kindes-
alter stellen die Früherkennungsuntersuchungen U1 
bis U9 dar, die bis zum Alter von knapp 6 Jahren 
durchgeführt und durch die Einschulungsunter-
suchung komplettiert und hinsichtlich der Beteili-
gung auch kontrolliert werden“ (MASGFF 2008a, 
S . 20) . Der genannte Kontrollaspekt lieferte bisher 
vorwiegend eine wertvolle Datenbasis zum Ge-
sundheitsstand der Kinder . Zentrale Aspekte sind:

Die von U1 nach U9 sinkenden Teilnahmequoten;  ■
waren bis zu der U6 noch über 95 % in den bei 
den Schuleingangsuntersuchungen vorgelegten 
Vorsorgeheften durchgeführt, sind es bei der U9 
lediglich 84 % (MASGFF 2008a, S . 21) .

Hierbei ist jedoch auch die Spannbreite von   ■
11 Prozentpunkten innerhalb von Rheinland-
Pfalz sehr hoch: Nahmen im Eifelkreis Bitburg-
Prüm und im Landkreis Germersheim über 
90 % teil, waren es in den Städten Trier, Landau 
und Pirmasens lediglich 79 % . 

Noch deutlicher werden die Unterschiede, wenn 
ethnische Herkunft und Bildungsstand der Eltern 
berücksichtigt werden: 

Sind es noch 88,6 % mit deutscher Herkunft  ■
bei der U9, liegt die Beteiligung an der U9 bei 
Kindern russischer bzw . türkischer Herkunft bei 
knapp 76 bzw . 74 % . 

Die „Elternschule“ unter Projektleitung der Landes- 
zentrale für Gesundheitsförderung in Rheinland-
Pfalz e . V . (LZG)41 hat zum Ziel, die „Gesundheits-  
und Erziehungskompetenz“ von Müttern und Vä-
tern zu stärken .42 Dabei richtet sich das Konzept 
nicht nur mit vielfältigen Veranstaltungen43 an 
Eltern und ihre Kinder, sondern auch an Erzie-
herinnen und Erzieher . „Und zwar in den Kinder-
tagesstätten als erstem Ort, in dem sich Eltern 
und Kinder aller sozialen Schichten treffen und 
niedrigschwellig, in Wohnortnähe, erreicht werden 
können“ .44 Weiterhin werden die Fachkräfte in den 
Kindertageseinrichtungen qualifiziert und unter-
stützt . 

Weiterhin sei darauf verwiesen, dass auf den In-
ternetseiten des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Familie und Frauen, des Ministeriums 
für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur, des 
Landesamtes für Soziales, Jugend und Versorgung 
Rheinland-Pfalz u . v . m . zahlreiche Broschüren, 
Pressetexte und Veröffentlichungen zur Verfügung 
stehen, die eine umfassende öffentliche Informa-
tionsplattform bilden und u . a . die Themen Frühe 
Hilfen und Frühe Förderung behandeln . Exempla-
risch zu nennen ist bspw . die Broschüre des Minis-
teriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie 
und Frauen: „So schläft Ihr Baby am sichersten:  
in Rückenlage, im Schlafsack, rauchfrei; Plötzlicher 
Kindstod . Das Risiko senken“ (2008f) . Diese bietet 
neben den zentralen Informationen und Hinwei-
sen zu bestimmten Themenschwerpunkten auch 
Kontaktadressen und Ansprechpartner .

41 MASGFF, MBWJK, AOK – Die Gesundheitskasse Rheinland-Pfalz, Novo 
Nordisk Pharma GmbH, Adipositas Netzwerk Rheinland-Pfalz e . V .
42 http://www .lzg-rlp .de/projekte/referate/kinder-jugendliche- 
bewegung/elternschule/start/
43 Wie bspw . praxisorientierte Informationsveranstaltungen,  
Elternkurse, Diskussionsrunden, Vortragsreihen, etc .
44 http://www .lzg-rlp .de/projekte/referate/kinder-jugendliche- 
bewegung/elternschule/start/
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3.1.3.3 Impfungen

„Impfungen schützen individuell und haben einen 
hohen Kollektivschutz für die Bevölkerung . Die 
WHO fordert einen Durchimpfungsgrad von 95 
Prozent, um impfpräventible Erkrankungen wirk-
sam auszurotten“ (BMFSFJ 2009c, S . 86) . Niedrige 
Impfquoten zeigen sich bundesweit bei Jugendli-
chen vor allem bei der Impfung gegen Hepatitis B 
sowie bei der Masernimpfung bei Kindern – hier 
insbesondere „bei nicht in Deutschland geborenen 
Kindern mit Migrationshintergrund sowie Kindern 
aus Familien mit hohem Sozialstatus“ (ebd .) .

In Rheinland-Pfalz lagen die Impfquoten – wie im 
Bundesdurchschnitt – für Masern, Mumps und 
Röteln landesweit durchschnittlich unter 85 % 
(MASGFF 2008a, S . 37 f .) . Deutliche regionale 
Unterschiede ergeben sich nicht nur nach der Vor-
lage der Impfausweise (Landkreise 93 %, Städte 
87 %), sondern auch im Hinblick auf die Durch-
impfungsraten . Darüber hinaus ist „die Vorlage 
des Impfausweises abhängig vom sozialen Status: 
Signifikant mehr Eltern der mittleren und oberen 
Bildungsschicht haben einen Impfpass vorgelegt“ 
(ebd ., S . 39) .

Auch der Blick auf die rheinland-pfälzischen 
Re gionen im Bericht „Zum Gesundheitsstatus 
von Vorschulkindern“ (MASGFF 2008a) zeigt 
deutliche regionale Unterschiede . So unterschei-
den sich die Durchimpfungsraten bei Masern 
mit 21 Prozentpunkten zwischen der höchsten 
und zweitniedrigsten Ausprägung der kreisfreien 
Städte/Landkreise .46 Es wird im Bericht mehr-
fach einschränkend darauf hingewiesen, dass die 
großen regionalen Unterschiede auch deutlich 
zeigen, „dass die bisher verwendeten Erhebungs-
merkmale weiter zu standardisieren sind und 
einheitlich angewandt werden müssen, um valide 
Ergebnisse zu erhalten“ (MASGFF 2008a, S . 18) . 
Hier bleibt abzuwarten, wie sich die regionale 
Spannbreite in den künftigen Berichten zu den 

46 Zur niedrigsten Ausprägung wären es 55 Prozentpunkte, was 
jedoch im Bericht eindeutig mit einer anderen Zählweise begründet 
wird .

Auch im Hinblick auf den Schulabschluss der  ■
Eltern liegt eine Spannbreite von über 5 Prozent-
punkten bei der Beteiligung an der U9 vor . 
Eltern, die einen Hauptschulabschluss haben, 
ließen zu 84 % die Untersuchung durchführen, 
bei Eltern mit Abitur liegt die Quote bei knapp 
90 % (MASGFF 2008a, S . 30 ff .) .

„Die Ergebnisse lassen sich so zusammenfassen, 
dass insbesondere sozial benachteiligte Kinder 
(…), die ein höheres Risiko für Entwicklungsdefizite 
und Verhaltensauffälligkeiten, Erkrankungen des 
Skelettsystems, Seh- und Hörschwäche und Über-
gewicht aufweisen und deren Impfstatus schlech-
ter ist (…), nicht an der U9 teilnehmen, obwohl 
gerade für diese Kinder die U9 aus den genannten 
Gründen sehr wichtig ist“ (MASGFF 2008a, S . 32) .

Seit der Einführung des LKindSchuG kommt 
den Früherkennungsuntersuchungen neben der 
Prävention eine weitere zentrale Rolle zu: „Auch 
die Politik und unser Gesundheitswesen sind hier 
in der Pflicht“, heißt es hierzu in der Broschüre 
„Alles Gute für Ihr Kind – Früherkennungsun-
tersuchung – die beste Gesundheitsvorsorge“ 
(MASGFF 2008e) . Die Broschüre informiert über 
das mit dem Gesetz eingeführte Einladungswesen 
von der U4 bis zur U9 . Hier liegt die öffentliche 
Verantwortung nicht nur bei der Aufklärung und 
Unterstützung der Eltern, sondern wird konkret an 
Gesundheits- und Jugendamt übertragen, wenn 
Eltern trotz weiterem Anschreiben ihre Kinder/ihr 
Kind nicht zur Früherkennungsuntersuchung  
bringen . Ziel des Gesetzes ist nicht nur die För-
derung von Kindergesundheit durch rechtzeitige 
Früherkennungsuntersuchungen, sondern  
„1 . die Gewährleistung notwendiger niedrigschwel-
liger Angebote zur Förderung des Kindeswohls,  
2 . die Früherkennung von Risiken für das Kindes-
wohl und die konsequente Sicherstellung der 
erforderlichen Hilfen“ (§ 1 Abs . 3 LKindSchuG)  
sowie der Aufbau lokaler Netzwerke (vgl . dazu 
auch Landesamt für Soziales, Jugend und Versor-
gung Rheinland-Pfalz 2008a) .45

45 Zu ersten Ergebnissen der Umsetzung des Landesgesetzes vgl .  
Kap . 3 .2 .7 des vorliegenden Berichts .
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Kindesalter“ (BZgA 2007b) oder aber „Kleiner Piks 
mit großer Wirkung – Impfschutz für Jugendliche“ 
(BZgA 2008b) gestärkt . In Rheinland-Pfalz setzt 
sich u . a . die Landeszentrale für Gesundheitsförde-
rung e . V . (LZG) zum Beispiel mit dem Plakat „Ich 
bin geimpft – Du auch?“47 für höhere Impfraten ein .

3.1.3.4 Behinderung

Im Folgenden wird der Blick zunächst auf die in 
Rheinland-Pfalz lebenden Menschen mit Behin-
derung gerichtet . „Kinder und Jugendliche mit 
Behinderung sind in erster Linie Kinder und 
Jugendliche“ (BMFSFJ 2009c, S . 12) . Auch wenn 
Behinderung hier ausdrücklich nicht als eine 
„Krankheit“ begriffen wird, ist über die körperli-
chen und psychischen Beeinträchtigungen, die 
Behinderungen bedeuten, zu berichten .

47 http://www .lzg-rlp .de/fileadmin/pdf/Poster_Impfen .pdf

Ergebnissen der Schuleingangsuntersuchungen 
verhält, und es stellt sich die Frage, inwiefern und 
in wel chem Umfang sich die bereits im Bericht 
aufge zeigten Einflussfaktoren wie Bildungsstand, 
eth nische Herkunft und Familienstand der Eltern 
auf die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen 
aus wirken . Denn die Bevölkerungsstrukturen 
und Lebensbedingungen sind nicht nur – wie sich 
insbesondere in Kapitel 2 schon gezeigt hat und 
sich in den ersten Ergebnissen des Daten- und 
Indikatorenkonzepts in Kapitel 4 zeigen wird – in 
der Trennung zwischen Stadt und Land deutlich 
unterschiedlich, auch innerhalb der Gruppen der 
Landkreise und der Gruppen der Städte gibt es 
hohe Spannbreiten . 

Die öffentliche Debatte zum Thema Impfen wird 
bspw . durch die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung durch bundesweite Kampagnen und 
Broschüren wie „Impfen schützt! Impfungen im 

0

0,2

0,4

0,6

0,8

1

1,2

1,4

1,6

1,1

A
hr

w
ei

le
r

A
lt

en
ki

rc
he

n 
(W

w
.)

A
lz

ey
-W

or
m

s

Ba
d 

D
ür

kh
ei

m

Ba
d 

Kr
eu

zn
ac

h

Be
rn

ka
st

el
-W

itt
lic

h

Bi
rk

en
fe

ld

Co
ch

em
-Z

el
l

D
on

ne
rs

be
rg

kr
ei

s

Ei
fe

lk
re

is
 B

itb
ur

g-
Pr

üm

Fr
an

ke
nt

ha
l (

Pf
al

z)
, k

rf
r. 

St
ad

t

G
er

m
er

sh
ei

m

Ka
is

er
sl

au
te

rn

Ka
is

er
sl

au
te

rn
, k

rf
r. 

St
ad

t

Ko
bl

en
z,

 k
rf

r. 
St

ad
t

Ku
se

l

La
nd

au
 in

 d
er

 P
fa

lz
, k

rf
r. 

St
ad

t

Lu
dw

ig
sh

af
en

, k
rf

r. 
St

ad
t

M
ai

nz
, k

rf
r. 

St
ad

t

M
ai

nz
-B

in
ge

n

M
ay

en
-K

ob
le

nz

N
eu

st
ad

t a
.d

.W
ei

ns
tr

., 
kr

fr
. S

ta
dt

N
eu

w
ie

d

Pi
rm

as
en

s,
 k

rf
r. 

St
ad

t

Rh
ei

n-
H

un
sr

üc
k-

Kr
ei

s

Rh
ei

n-
La

hn
-K

re
is

Rh
ei

n-
Pf

al
z-

Kr
ei

s

Sp
ey

er
, k

rf
r. 

St
ad

t

Sü
dl

ic
he

 W
ei

ns
tr

aß
e

Sü
dw

es
tp

fa
lz

Tr
ie

r, 
kr

fr
. S

ta
dt

Tr
ie

r-
Sa

ar
bu

rg

V
ul

ka
ne

ife
l

W
es

te
rw

al
dk

re
is

W
or

m
s,

 k
rf

r. 
St

ad
t

Zw
ei

br
üc

ke
n,

 k
rf

r. 
St

ad
t

1,0

1,0 1,0

1,1
1,1

1,1

1,6

1,0

1,1
1,2

1,0 1,1 1,1
1,2

1,1
1,2 1,2

1,1

1,0

1,0 1,0 1,1 1,1 1,1 1,0 1,0
1,1

1,0 1,1 1,0
1,1

1,0

1,0

1,4

1,5

1,0
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50 und mehr an gleichaltriger Bevölkerung in %

Quelle: Landesinformationssystem (LIS) des Statistischen Landesamtes und eigene Berechnungen
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desto größer sind die Chancen einer Rehabilita-
tion‘ . Aus diesem Grund hat das Land frühzeitig 
mit Initiativen zum Aufbau eines differenzierten 
Förderangebotes begonnen . Bereits 1971 wurde 
das Kinderneurologische Zentrum in Mainz ge-
gründet“ (MASFG 2005c, S . 1) . Hierzu stellt die 
Broschüre „Die Sozialpädiatrie/Frühförderung  
behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder 
in Rheinland-Pfalz“ zahlreiche Informationen zur 
Verfügung (MASFG 2005c) . 

„Alle notwendigen Maßnahmen beruhen auf einer 
fachbereichsübergreifenden Diagnostik und der 
Absprache zwischen allen beteiligten Fachkräften . 
Neben der Zusammenarbeit in den Mitarbeiter- 
teams dient auch die Zusammenarbeit mit exter-
nen Fachgruppen, Fachdiensten und Einrichtungen 
(…) der optimalen Förderung des Kindes“ (MASFG 
2004c, S . 39) . Dabei sind die Schwerpunkte der 
Frühförderung Diagnostik, Therapieplanung, The-
rapie und Beratung . 

„Gesundheitsbezogene Prävention und Gesund-
heitsförderung sind auch Bereiche, die Einfluss 
auf die Lebensqualität von Heranwachsenden mit 
Behinderungen nehmen können . Zwar können 
geeignete Maßnahmen in diesem Bereich mani-
feste Behinderungen nicht rückgängig machen, 
aber zu einem Rückgang von zusätzlich bestehen-
den gesundheitlichen Beeinträchtigungen führen“ 
(BMFSFJ 2009c, S . 36) . 

Im Jahr 2007 lebten in Rheinland-Pfalz 318 .690 
schwerbehinderte Menschen mit einem Grad 
der Behinderung von 50 und mehr (nach dem 
Schwerbehindertengesetz) . Aufgrund der Daten-
lage können nur Personen erfasst werden, die 
einen Schwerbehindertenausweis beantragt 
haben . Dies ist in Rheinland-Pfalz jeder Dreizehn-
te (Statistisches Landesamt 2008n) . Dabei waren 
Kinder unter 6 Jahren mit 0,4 % betroffen, 6- bis 
15-Jährige mit 1,2 % und 15- bis 18-Jährige mit 
0,6 % . 56,3 % aller schwerbehinderten Menschen 
waren im Alter von 65 und mehr zu ermitteln  
(Statistisches Landesamt 2009o, S . 7) .

Aus dem Tätigkeitsbericht 2007 des Landesamtes 
für Soziales, Jugend und Versorgung (2008b,  
S . 109) geht hervor, dass am 31 . 12 . 2007 707 .640 
Menschen mit Grad der Behinderung von 20 % 
und mehr und 409 .944 Menschen mit Grad der 
Behinderung von 50 % und mehr in Rheinland-
Pfalz lebten . D . h ., hier wäre – unabhängig von dem 
Besitz eines Ausweises – jeder sechste Rheinland-
Pfälzer von einer Behinderung ab dem Grad von 
20 betroffen . 

Über den Anteil der behinderten Menschen 
unter 18 Jahren mit dem Grad der Behinderung 
von 50 % und mehr lassen sich in den Regionen 
verschiedene Werte berechnen . Der Durchschnitt 
liegt bei 1,1 % . Nahezu alle Städte und Kreise 
liegen im Landesdurchschnitt . Auffallend sind 
jedoch der Kreis Cochem-Zell (1,6 %), die Stadt 
Pirmasens (1,5 %) und Zweibrücken (1,4 %) mit 
überdurchschnittlichen Werten (siehe Abb . 44) .

„Für die Landespolitik gilt der Grundsatz: ‚Je früher 
eine Behinderung erkannt und behandelt wird, 

Frühförderzentren

Abb. 45:  Frühförderzentren

Quelle: MASGFF (Online-Suche unter:  
http://www .masfg .rlp .de/dm_masfg/suche/suche_ Einrichtung .asp?ArtCl=FFZ) 
und eigene Darstellung (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)
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etwa zwei Millionen geschätzt, wobei Jungen 
bis zum Schulalter häufiger erkranken (S . 17) .

Neurodermitis ist die häufigste chronische  ■
Hauterkrankung . „Über zwölf Prozent der 
Schulkinder (etwa fünf Prozent der Erwachse-
nen) sind davon betroffen“ (S . 23) .

„Jeder dritte Patient (ist) bei der Diagnose einer  ■
dieser (hier: Colitis ulcerosa und Morbus Crohn) 
chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen 
jünger als 18 Jahre alt“ (S . 29) . Bundesweit be-
trifft dies schätzungsweise 240 .000 Menschen . 

Für Rheinland-Pfalz zeigen sich anhand der 
Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchungen 
2006 folgende Prozentwerte: „Knapp 9 % leiden 
an einer Allergie und rund 6 % an Neurodermitis“ 
(MASGFF 2008a, S . 95) . Allerdings weist u . a . das 
Robert-Koch-Institut auf die unterschiedlichen 
Angaben zur Häufigkeit chronischer Krankheiten 
im Kindes- und Jugendalter hin, die „nicht zuletzt 
aufgrund von Definitionsproblemen“ variieren 
(Robert-Koch-Institut 2004, S . 88) .

3.1.3.6 Mundgesundheitsverhalten

Zahngesundheit wurde in der Veröffentlichung 
des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen Rheinland-Pfalz (2008a) über 
die Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchungen 
als Schwerpunktthema behandelt . Die langfristige 
Betrachtung der Zahngesundheit von Erstklässler-
innen und Erstklässlern zeigt, dass diese sich deut-
lich verbessert hat . „Die durchschnittliche Anzahl 
der kariösen Milchzähne pro Kind ging um 36,7 % 
zurück“ (MASGFF 2008a, S . 113) . Darüber hinaus 
hat sich auch der Sanierungsgrad der Milchzähne 
verbessert . Gleichzeitig ist eine zunehmende  
Polarisierung festzustellen: „Das heißt, dass in 
manchen Altersgruppen etwa 20 Prozent der 
Schüler bis zu 80 Prozent der Karies haben“ .48

48 http://www .lagz-rlp .de/eltern/index .php?ID_MANDANT_
AKTIV=&ID_NODE_AKTIV=43&ID_NODE_VIEW =43&portal=LA 
GZ&view=content

Für folgende Zielgruppen mit entsprechenden 
Entwicklungsstörungen und Behinderungen 
können die Frühförderzentren Hilfen anbieten:

„Säuglinge und Kleinkinder mit Risiko -  ■
faktoren in der Vorgeschichte
Kinder mit allgemeinen Entwicklungs-  ■
auffälligkeiten
Kinder mit Bewegungsstörungen aller Art ■
Kinder mit Störungen der Sprachentwicklung ■
Kinder mit cerebralen Anfällen und Epilepsien ■
Kinder mit angeborenen Fehlbildungen ■
Kinder mit Verhaltensauffälligkeiten ■
Schulkinder mit Teilleistungsstörungen   ■
und mit zusätzlichen emotionalen Störungen
mehrfachbehinderte Kinder“   ■
(MASFG 2005c, S . 5) . 

3.1.3.5 Chronische Krankheiten

Wie bereits oben angeführt, hat eine Verschiebung 
von den akuten zu den chronischen Erkrankungen 
stattgefunden . Dies sind „unter anderem Allergien, 
Bronchitis, Asthma, Neurodermitis, Diabetes und 
Rheuma (…) . Der Anteil chronisch kranker Kinder 
wird mit rund 10 % aller Kinder und Jugendlichen 
angegeben“ (MASGF 2005b, S . 14) . 

Die Broschüre der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung „Chronische Erkrankungen im 
Kindesalter – Ein gemeinsames Thema von Eltern-
haus, Kindertagesstätte und Schule“ gibt den 
Anteil chronisch kranker Kinder mit 5 bis 10 % an 
(BZgA 2006, S . 8) . Sie bietet weitergehend eine 
Zusammenstellung zu Häufigkeiten und Krank-
heitsbildern sowie Hinweise für den Alltag in 
Kin dertagesstätte und Schule . Einige Fakten sollen 
hier stichwortartig aufgeführt werden: 

„Derzeit ist nahezu jedes dritte Schulkind als  ■
allergiekrank einzustufen“ (S . 12) .

„Asthma bronchiale (Bronchialasthma) ist in  ■
Deutschland die häufigste chronische Kinder-
krankheit .“ Die Zahl der jungen Menschen un-
ter 18 Jahren, die davon betroffen sind, wird auf 
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Abb. 46:  Anteil der Kinder mit erhöhtem Kariesrisiko an allen untersuchten Schülerinnen  
und Schülern in % (Schuljahr 2006/07)

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf den Ergebnissen der Schuleingangsuntersuchungen aus: MASGFF 2008a, S . 106

jedes vierte untersuchte Kind ein erhöhtes Karies-
risiko aufwies, sind es in Trier-Saarburg lediglich 
5,7 % (siehe Abb . 46) . 

Die Landesarbeitsgemeinschaft Jugendzahnpflege 
Rheinland-Pfalz (LAGZ) Rheinland-Pfalz ist im 
Rahmen der Zahngesundheit junger Menschen 
von zentraler Bedeutung . Zu den Aktivitäten der 
23 Arbeitsgemeinschaften, die landesweit vor Ort 
tätig sind, sollen drei Aspekte angeführt werden: 

Die Gruppenprophylaxe der LAGZ beginnt mit  ■
dem Pilotprojekt für die Kleinsten „Gesunde 
Zähne von Anfang an“ bereits in Miniclubs 
und Krabbelgruppen . Es richtet sich bspw . mit 
Elternabenden in den Einrichtungen insbeson-
dere an Mütter und Väter und gibt zahlreiche 
Informationen und Tipps .50 Weiterhin informiert 
die Internetseite der LAGZ (www .lagz-rlp .de) 
über Gruppenprophylaxe in Kindergarten, 

50 http://www .lagz-rlp .de/eltern/index .php?ID_NODE_
VIEW=32&ID_NODE_AKTIV=65&view=content& view 
2=&wsp=In%20Miniclubs%20/%20Krabbelgruppen

Dies trifft insbesondere auf Schülerinnen und 
Schüler einiger Schularten zu: „Für die 12-jährigen 
Kinder, die eine Hauptschule besuchten, lag der 
mittlere DMF-T-Wert49 im Jahre 2000 mit 1,72 
mehr als doppelt so hoch wie bei den gleichalt-
rigen Gymnasiasten (0,82) . Diese Unterschiede 
belegen, dass sich die soziale Situation entschei-
dend auf die Zahngesundheit der Kinder auswirkt“ 
(MASFG 2004c, S . 54) .

Daher muss trotz der insgesamt positiven Ent-
wicklung insbesondere Kindern in sozial benach-
teiligten Wohngebieten besondere Aufmerksam-
keit zukommen (MASFG 2004d, S . 83) . 

Innerhalb der Regionen, in denen Daten über das 
Kariesrisiko vorliegen, gibt es deutliche regionale 
Unterschiede . Während in Altenkirchen mit 25,1 % 

49 „Die international gebräuchliche Methode zur Beurteilung der 
Zahngesundheit ist der DMF-T-Index bzw . bezogen auf Milchzähne 
der DMF-T-Index . Er gibt die Zahl kariöser, fehlender und gefüllter 
Zähne an . Mit dem Indikator lässt sich feststellen, wie viele Zähne 
pro Person und Altersgruppe von Karies befallen sind und welchen 
Einfluss eine systematische Kariesprophylaxe hierauf hat“ (ebd .) .
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Abschluss der Sanierung bestätigt und an die 
Arbeitsgemeinschaft Jugendzahnpflege weiterge-
leitet wird . Die Rückmeldung dient der Evaluation 
und bietet auch die Grundlage für das Erinnerungs- 
system“ (MASGFF 2008a, S . 105) .

Darüber hinaus nimmt Rheinland-Pfalz, „wie die 
meisten Bundesländer an einer epidemiologischen 
Begleituntersuchung, durchgeführt im Auftrag der 
Deutschen Arbeitsgemeinschaft für Jugendzahn-
pflege (DAJ), teil“ (MASFG 2004c, S . 53) . Die er-
hobenen Daten basieren auf einer 5-prozentigen 
Stichprobe an Schülerinnen und Schülern der  
drei Altersgruppen (6- bis 7-, 9- und 12-Jährige) . 

3.1.3.7 Übergewicht und Adipositas

2007 waren in Deutschland „15 % aller 3- bis 
17-jährigen Kinder und Jugendlichen übergewich-
tig, 6,3 % waren adipös“ (Schulte u . a . 2008, 
S . 93) . Ein höheres Risiko für Übergewicht und 
Adipositas „besteht bei Kindern aus Familien mit 
niedrigem Sozialstatus, bei Kindern mit Migra-
tionshintergrund und bei Kindern, deren Mütter 
ebenfalls übergewichtig sind“ (Kurth/Schaffrath 
2007, S . 737) . Als Risikofaktoren können darüber 
hinaus „ein hohes Geburtsgewicht, wenig körper-
liche Aktivität (z . B . ausgedehnte Beschäftigung 
mit Fernseher/Computer), zu kalorienreiche  
Nahrung und psychische Faktoren“ (BMFSFJ 2009c, 
S . 136) angeführt werden . 

Auch ist der Indikator Stillen hier wiederholt von 
Bedeutung: „Stillen gilt als ein Protektivfaktor für 
Übergewicht“ (Robert-Koch-Institut 2008b, S . 62) . 

In Rheinland-Pfalz wurde das Gewicht von insge-
samt etwa 35 .000 Kindern im Rahmen der Schul-
eingangsuntersuchungen 2006/07 erhoben: 

Schule und Ganztagseinrichtungen, hierunter 
bspw . die „Rahmenkriterien für das Zähneput-
zen in Schulen mit Ganztagsbetreuung“ .

Mit dem Intensivprogramm bei erhöhtem  ■
Kariesrisiko (Aktivprogramm Zahnvorsorge) 
in ca . 80 Schulen in Rheinland-Pfalz begegnet 
die LAGZ mit Unterstützung des Ministeriums 
dieser Polarisierung und kommt dem gesetz-
lichen Auftrag in § 21 SGB V nach: „Für Kinder 
mit besonders hohem Kariesrisiko sind spezifi-
sche Programme zu entwickeln“ .51 „Die karies-
epidemiologischen Daten aus den Reihen-
unter suchungen der 1 . Klassen, die inzwischen 
flächendeckend in allen Grundschulen und in 
allen Schulen mit Förderschwerpunkt Lernen 
erfolgen“52, bieten eine differenzierte Grundlage 
für die Auswahl der Schulen, in denen eine 
Intensivbetreuung stattfindet . Kriterien sind die 
Prozentzahlen der nicht naturgesunden Gebisse 
und der Kinder mit hohem Kariesrisiko . 

Weiterhin organisiert und beteiligt sich die  ■
LAGZ an landesweiten und regionalen Jugend-
zahnpflegetagen sowie Gesundheitsmessen, 
Gesundheitstagen und Aktionen wie „Gesundes 
Frühstück“, „Gesundes Pausenbrot“, Wettbe-
werben, Theaterveranstaltungen etc . und führt 
Fortbildungen für Erzieherinnen und Erzieher, 
Lehrkräfte und Eltern durch . 

Weiterhin wird der Zahnstand im Rahmen der 
Schuleingangsuntersuchungen überprüft . Schü-
lerinnen und Schüler der 1 . bis 6 . Klassen wer-
den im Rahmen der Untersuchungen der LAGZ 
untersucht und in der Zahnpflege unterrichtet . 
Erstklässlerinnen und Erstklässler erhalten nach 
ihrer Untersuchung eine Mitteilung für ihre Eltern, 
der über den Zahnstand der Kinder (naturgesund 
bis hin zu kieferorthopädischer Behandlung) 
informiert . Bei behandlungsbedürftiger Karies 
liegt zusätzlich ein Rückmeldeformular bei, „das 
vom behandelnden Zahnarzt entweder nach 
erfolgter Terminierung der Behandlung oder nach 

51 www .lagz-rlp .de
52 Ebd .
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auf den Daten des Mikrozensus 2003 – den 
höchsten Anteil übergewichtiger Männer und 
Frauen in den westdeutschen Ländern (Statisti-
sches Landesamt 2005b, S . 2) .

„Im Februar 2003 wurde unter der Schirmherr-
schaft von Frau Ministerin Malu Dreyer das 
Netzwerk Adipositas Rheinland-Pfalz gegründet“ 
(MASFG 2004c, S . 34) . Dieses Netzwerk gewähr-
leistet die multiprofessionelle Zusammenarbeit 
von entsprechenden Fachleuten aus Kindergärten 
und Schulen sowie Kinderärztinnen und Kinder-
ärzten, Öffentlichem Gesundheitsdienst, Sport-
vereinen, Krankenkassen, den Eltern und weiteren 
Akteurinnen und Akteuren (MASFG 2004c, S . 34) . 

Unterstützung erfahren solche Netzwerke von 
der Landeszentrale für Gesundheitsförderung . 
Die Netzwerkarbeit bezieht sich beispielsweise 
auf die „Zusammenführung von Initiativen und 
Anbietern, einen fachlichen Austausch und die 
Entwicklung und Unterstützung von Praxisange-
boten für adipöse Kinder und Eltern mit Elemen-
ten zu gesunder Ernährung und angemessener 
Bewegung“, wobei auch Angebote und Vorträge 
für bspw . Schulen angefragt werden können  
(Landtag Rheinland-Pfalz 2008f, S . 5) .

3.1.3.8 Ernährung

Die Ernährung von Kindern und Jugendlichen 
spielt nicht nur in Zusammenhang mit aktuellen 
Diskussionen um Adipositas eine Rolle, sondern 
auch im Allgemeinen in Bezug auf die ernährungs-
politische Aufgabe . Kinder und Jugendliche sind 
hier eine „besonders sensible und deshalb speziell 
zu beobachtende und zu begleitende Gruppe .  
Sie sind in ihrer (Lebensmittel-)Versorgung von 
anderen abhängig“ (Robert-Koch-Institut & Uni-
versität Paderborn 2007, S . 1) . 

„Eine erschreckend hohe Anzahl von Kindern und 
Jugendlichen in Deutschland bewegt sich nicht 
nur zu wenig, sondern ernährt sich falsch bzw . 
wird falsch ernährt . Sei es, dass sie zu viel oder zu 
wenig essen oder dass sie ungesunde Nahrungs-

Tabelle 6: Unter- und Übergewicht der Jungen 
und Mädchen

Angaben in % Untergewicht Übergewicht

Jungen 4,8 10,8

Mädchen 4,7 10,9

Insgesamt 4,8 10,9
 
Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2008f, S . 10

Insgesamt zeigen sich – wie auch in bundesweiten 
Untersuchungen – keine deutlichen  Unterschiede 
im Hinblick auf das Geschlecht (u . a . BMFSFJ 
2009c, S . 134) . Wird allerdings der Blick auf die 
ausgewerteten Regionen gelenkt, ergeben sich 
deutliche Unterschiede: Der Anteil „reicht von 6 % 
in Trier bis zu 20,4 % in Frankenthal“ (MASGFF 
2008a, S . 61) .

Es sind jedoch nicht nur die „sekundären Erkran-
kungen wie Bluthochdruck, Diabetes oder Gelenk-
schäden“ als Folgen einer über einen längeren 
Zeitraum andauernden Adipositas zu betrachten; 
auch das Wohlbefinden der von Adipositas Betrof-
fenen muss in den Blick genommen werden: Kinder 
und Jugendliche leiden neben den physischen 
Aspekten „auch häufig an psychischen Störungen 
und zeigen psychosoziale Symptome“ (Robert-
Koch-Institut 2004, S . 98) .

Dies ist nicht nur im Hinblick auf die aktuelle 
Lebenssituation junger Menschen, sondern auch 
hinsichtlich ihrer Entwicklung relevant . So haben 
übergewichtige Kinder im Erwachsenenalter über-
durchschnittlich oft Probleme mit Übergewicht 
und leiden unter den Folgeerkrankungen . Auch 
sind „familiäre Häufungen von Übergewicht (…) 
lange bekannt . Nicht nur der gemeinsame Fami-
lientisch und anerzogene Ernährungsmuster sind 
die Ursache solcher Häufungen, auch die geneti-
sche Disposition spielt bei der Entwicklung von 
Übergewicht und Adipositas eine Rolle“ (MASFG 
2004c, S . 24) .

Hier ist die Anzahl übergewichtiger Eltern nicht 
bekannt, aber der Vergleich von Rheinland-Pfalz 
mit den übrigen Bundesländern zeigt – beruhend 
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wird auch in Rheinland-Pfalz mit großer Resonanz 
der Kindertagesstätten durchgeführt . Seit dem 
Start 2007 bis 2009 haben sich 456 Kitas be-
teiligt . Das Programm läuft 2010 weiter, und es 
ist mit einer Steigerung der Teilnahme auf rund 
570 zu rechnen (nach Auskunft des MBWJK) . Das 
zweitgrößte Projekt stellt „Fit von klein auf – Der 
Gesundheitskoffer“ der BKK dar: „Er ist angelegt 
als eine praktische Handlungshilfe von und für 
Kitas und beinhaltet Gesundheitsbausteine zu den 
Themen Bewegung, Ernährung, Entspannung und 
Gesunder Arbeitsplatz Kita .“54 Für Rheinland-Pfalz 
liegen hier keine Angaben über die teilnehmenden 
Kitas vor; es können entsprechend keine Aussagen 
getroffen werden über den Einsatz dieses Materials 
und die Anzahl der teilnehmenden Kinder bzw . 
den Erfolg dieses Angebots . 

In Schulen sind neben den in den Lehrplänen vor-
gesehenen Einheiten insbesondere zwei Landes-
projekte zu nennen: Zum einen „Klasse 2000“, 
woran im Schuljahr 2008/09 185 Grundschulen 
mit 840 Klassen und insgesamt 19 .112 Schülerin-
nen und Schüler teilgenommen haben (nach 
Auskunft des MBWJK, Referat Ganztagsschule), 
und zum anderen das Projekt „Gesund leben 
lernen“, an dem landesweit zurzeit 66 Schulen 
teilnehmen . Gesundheitsförderung wird hier als 
ein zu verankernder Bestandteil der Schulkultur 
verstanden . 

Weiterhin beteiligt sich Rheinland-Pfalz am EU-
Schulobstprogramm, ab Anfang März 2010 wird 
mit der kostenlosen Verteilung von Obst und Ge-
müse begonnen, zunächst an rund 250 Schulen in 
der Pfalz . Ab „dem Schuljahr 2010/2011 soll dann 
die Ausweitung auf alle Grund- und Förderschulen 
sowie vergleichbaren Bildungseinrichtungen mit 
insgesamt rund 160 .000 Schülern folgen“ .55

54 http://fitvonkleinauf .de/11 .0 .html
55 http://www .rlp .de/no_cache/einzelansicht/archive/2009/ 
december/article/rheinland-pfalz-beteiligt-sich-am-eu-schulobst-
programm/

mittel in zu großen und gesunde entsprechend in 
zu geringen Mengen zu sich nehmen . Gesundheit-
liche Schädigungen wie Fettleibigkeit, Diabetes, 
Herz-Kreislauf- und Krebserkrankungen, aber 
auch Essstörungen, Magersucht, Störungen des 
Immunsystems, psychomotorische, emotionale 
und soziale Störungen sind die Folgen“ (Landtag 
Rheinland-Pfalz 2008f, S . 1) . 

Die bundesweite Ernährungsstudie des Robert-
Koch-Instituts und der Universität Paderborn 
liefert detaillierte Ergebnisse zu der Ernährungs-
situation von Kindern und Jugendlichen (2007, 
vgl . bspw . S . 81 ff .) . Wesentliche Ergebnisse sind 
unter anderem, dass eine Vielzahl der Kinder und 
Jugendlichen zu wenig Obst und Gemüse zu sich 
nimmt . Darüber hinaus hat sich zwar der Fettan-
teil der zugeführten Nahrung gesenkt, liegt aber 
bei jedem zehnten jungen Menschen noch bei 
40 % . Kinder und Jugendliche unterscheiden sich 
in Bezug auf die Getränkemenge: Die Hälfte der 
Kinder zwischen 6 bis 11 Jahren trinkt zu wenig 
und oftmals einen hohen Anteil an Limonaden . 
Problematische Essgewohnheiten wie verstärkter 
Fast-Food-Verzehr hingegen beginnen überwie-
gend erst im Jugendalter . Des Weiteren zeigt sich, 
dass sich Mädchen häufiger gesünder ernähren 
als Jungen (Robert-Koch-Institut & Universität 
Paderborn 2007, S . 84 f .) .

„Die ganztägige Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen in öffentlicher Obhut überträgt den 
Trägern der Betreuungseinrichtungen die Verant-
wortung für ihr Essensangebot und für die Gestal-
tung der Bedingungen, in denen Lebensmittel ein-
schließlich von Snacks und Getränken angeboten 
werden“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2008f, S . 3) . Im 
Bereich der Kindertagesstätten sind insbesondere 
die zwei größten kassengetragenen Präventions-
ansätze für Kindertagesstätten zu nennen  (Altgeld 
2008, S . 100): „TigerKids ist ein bundesweit 
erfolgreiches Programm in derzeit etwa 3 .000 
Kitas zur Bewegungs- und Ernährungserziehung 
unter der Schirmherrschaft von Bundesfamilien-
ministerin Dr . Ursula von der Leyen .“ 53 „TigerKids“ 

53 http://www .tigerkids .de/
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(Brünger 2007, S . 8) . Weiterhin bieten Sozialpädia-
trische Zentren sowie Frühförderzentren Hilfe und 
Beratung für Kinder mit Entwicklungsauffälligkei-
ten an . „Tageskliniken und vollstationäre Kliniken 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik 
und Psychotherapie helfen, wenn ambulante An-
gebote nicht ausreichen“ (Brünger 2007, S . 8) .

Eine differenzierte Datenlage zur ambulanten 
Inanspruchnahme von Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen und -therapeuten in 
Rheinland-Pfalz liegt nicht vor . Ebenso ist eine 
Aussage zur Über- und Unterversorgung nicht 
möglich, da „die Bedarfsplanungsrichtlinien des 
Gemeinsamen Bundesausschusses für Kinder-  
und Jugendpsychiaterinnen und -psychiater keine 
Messzahlen“ vorsehen (Landtag Rheinland-Pfalz 
2007l, S . 2) . 

Allerdings können Angaben zu den vertragsärztlich 
tätigen Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und 
-psychiatern mit insgesamt 33 gemacht werden . 
Weiterhin sind 99 Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutinnen und -psychotherapeuten und 
162 psychologische Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten „mit der Berechtigung zur Be-
handlung von Kindern“ (Landtag Rheinland-Pfalz 
2007l, S . 2) in der ambulanten vertragsärztlichen 
Versorgung hinzuzufügen . Hinzu kommen ferner 
die Kinderärztinnen und -ärzte mit der Zusatzqua-
lifikation „Psychotherapie“ (Landtag Rheinland-
Pfalz 2007l, S . 2) . 

3.1.3.9 Psychische Krankheiten, Essstörungen 

Wie oben bereits angeführt, fand in den letzten 
Jahren nicht nur eine Verschiebung von akuten  
zu chronischen Krankheiten statt, sondern auch 
von somatischen Erkrankungen zu psychischen 
Auffälligkeiten . „Der Anteil psychischer Erkran-
kungen von Kindern und Jugendlichen ist hoch 
und nach überwiegender Fachmeinung deutlich 
steigend . Nach den Ergebnissen unterschiedlicher 
Untersuchungen leiden je nach Alter zwischen  
8 und 15 % an psychischen Störungen unter ande-
rem im Leistungs-, Wahrnehmungs-, Gefühls-  
und Kontaktbereich“ (MASFG 2005b, S . 15) .

Schwerpunktmäßig beschäftigt sich auch die 
Veröffentlichung „Kinder- und Jugendpsychiatrie“ 
(2007f) des MASGFF mit psychischen Erkrankun-
gen . Neben generellen Informationen zu Hilfs-
angeboten finden sich zahlreiche Fachbeiträge zu 
unterschiedlichen psychischen Erkrankungen und 
Störungen sowie ein nach den Kreisen und Städten 
geordnetes umfassendes Adressverzeichnis . 

Unter der Frage „Wie und wo finde ich professio-
nelle Hilfe bei seelischen Problemen von Kindern 
und Jugendlichen?“ (Brünger 2007, S . 6 ff .) werden 
bspw . Beratungsstellen, Institutionen der Jugend-
hilfe und das Gesundheitswesen angeführt und 
dargestellt . 

Während über die ersten beiden Punkte in Kapitel 
3 .2 dieses Berichts ausführlich berichtet wird – 
hier sind bspw . auch die Angaben der Jugendhilfe 
zu Kindern und Jugendlichen zu finden, die laut 
§ 35a SGB VIII seelisch behindert oder von einer 
seelischen Behinderung bedroht sind –, werden im 
Folgenden ausgewählte Daten zum Gesundheits-
wesen dargestellt . 

Auf ambulanter Ebene sind  „niedergelassene 
Ärzte und Therapeuten auch bei seelischen 
Problemen beratend tätig . Wenn die Behandlung 
beim Kinderarzt nicht ausreicht, wird er eine Vor-
stellung beim Arzt für Kinder- und Jugendpsychia-
trie und Psychotherapie oder beim Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten empfehlen“ 



116

Damit hat insbesondere das Angebot an vorgehal-
tenen Tagesklinikplätzen zugenommen . Im Bericht 
des MASGFF „Kindergesundheit in Rheinland-Pfalz“ 
aus dem Jahr 2004 (MASFG 2004c) sind hierzu 55 
Plätze angegeben, d . h ., hier kam es zu einer Stei-
gerung um 200 % . Die Anzahl aufgestellter Betten 
in Fachabteilungen der Kinder- und Jugendpsychia-
trie ist hingegen nahezu konstant geblieben . 

Die aktuell vorliegenden Daten für Rheinland-
Pfalz im stationären Bereich für Krankenhausfälle 
infolge psychischer und Verhaltensstörungen zei-
gen, dass die Mehrheit der jungen Menschen mit 
59 % zwischen 15 und 19 Jahre alt ist . Mit einem 
Anteil von 14 % ist jedes 7 . Kind hier 5 bis 9 Jahre 
alt (siehe Abb . 47) . 

Die Altersklassen der 10- bis 14-Jährigen und der 
15- bis 19-Jährigen, die den höchsten Anteil der 
Krankenhausfälle in diesem Bereich ausmachen, 
sind zu einem großen Teil auf die Diagnose „psy-
chische und Verhaltensstörungen durch Alkohol“  
(F 10) zurückzuführen (siehe Abb . 48) .

Für das Jahr 2008 können zu der teilstationären 
und stationären Versorgung folgende Angaben 
gemacht werden: 

Tabelle 7: Krankenhäuser und Tageskliniken 
mit Fachabteilung Kinder- und Jugend- 
psychiatrie 2008

Aufgestellte 
Betten 
Anzahl

Tagesklinik-
plätze 
Anzahl

Ahrweiler 30 10

Altenkirchen (Ww) 3 20

Birkenfeld  35

Neuwied 30

Trier, krfr . Stadt 30 10

Ludwigshafen, krfr . Stadt 20

Alzey-Worms 40

Südliche Weinstraße 60 40

insgesamt 163 165
 
Quelle: Eigenabruf aus dem Landesinformationssystem (LIS) des 
Statistischen Landesamtes
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Abb. 47:  Krankenhausfälle infolge psychischer 
und Verhaltensstörungen (F00 – F99) 2007

Quelle: Eigenabruf aus dem Landesinformationssystem 
(LIS) des Statistischen Landesamtes

Quelle: Eigenabruf aus dem Landesinformationssystem (LIS) des 
Statistischen Landesamtes und eigene Berechnungen

Abb. 48:  Psychische und Verhaltensstörungen 
durch Alkohol (F10) 2007

Anteil an allen Krankenhausfällen infolge 
psychischer und Verhaltensstörung



117

land-Pfalz wurde sich der Aufgabe im Landes-
modellprojekt „Kinder psychisch kranker Eltern . 
Prävention und Kooperation von Jugendhilfe 
und Erwachsenenpsychiatrie“ gewidmet . An drei 
Modellstandorten – Stadt und Landkreis Bad 
Kreuznach, Stadt Ludwigshafen sowie im Rhein-
Hunsrück-Kreis – konnte „eine Reihe von kon-
kreten Verbesserungen“ hinsichtlich der Zusam-
menarbeit zwischen verschiedenen Fachkräften 
erarbeitet werden – im Sinne einer passgenaueren 
Unterstützung der betroffenen Familien (Landtag 
Rheinland-Pfalz 2009a, S . 34, für  weiterführende 
Hinweise vgl . dazu auch ISM 2006) . Hierzu 
erscheint in nächster Zeit ein Arbeitshandbuch, 
welches nicht nur der Beachtung des Themas 
zuträglich ist, sondern auch möglichst vielen Re-
gionen ermöglicht, die gewonnenen Ergebnisse zu 
nutzen . Eine fundiert zusammengestellte Über-
sicht über Angebote und Initiativen im Rahmen 
des o . a . Modellprojekts bietet der „Projekteatlas“ 
(ISM 2009) . Zugleich bietet das Faltblatt für 
psychisch kranke Eltern Informationen unter dem 
Stichwort: „Was helfen kann… Informationen 
und Tipps für Eltern, die psychisch krank sind“ .56 
„In Zukunft wird die Landesregierung darauf 
hinwirken, dass sich die im rheinland-pfälzischen 
Landesgesetz zum Schutz von Kindeswohl und 
Kindergesundheit vorgesehenen lokalen Netzwer-
ke auch und gerade des Themas ‚Kinder psychisch 
kranker Eltern‘ annehmen“ (Landtag Rheinland-
Pfalz 2009a, S . 34) . 

„Notwendig ist neben der medizinischen und psy-
chotherapeutischen Versorgung eine integrierte 
Versorgung, in die unter anderem die Leistungen 
der Jugendhilfe zu integrieren sind . Der Landes-
psychiatriebeirat hat in seinen Empfehlungen zur 
Förderung und Wiederherstellung der seelischen 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen zu 
Recht darauf hingewiesen, dass die Systeme Bil-
dung, Jugendhilfe und Gesundheitswesen integ-
rativ zusammenarbeiten müssen, um nachhaltige 
Verbesserungen zu erzielen“ (Landtag Rheinland-
Pfalz 2007l, S . 2) . Dies ist insbesondere bedeut-

56 www .gemeindenahe-psychiatrie-rlp .de/dokumente/ 
Faltblatt_psychsich_ kranke_ Eltern .pdf

Mit einem Anteil von 58 % machen diese in der 
Altersgruppe der 15- bis 19-Jährigen mehr als 
die Hälfte aller Krankenhausfälle infolge von 
psychischen und Verhaltensstörungen aus . In der 
Altersgruppe der 20- bis 24-Jährigen nehmen die 
Anteile allerdings wieder deutlich ab . 

Die Behandlungsdaten der kinder- und jugend-
psychiatrischen Kliniken und Abteilungen in 
Rheinland-Pfalz zeigen – hier für das Jahr 2001 
– folgende Verteilung: Die Diagnose einer Ver-
haltens- und emotionalen Störung (F90 bis F 98 
ICD-10) wurde bei gut der Hälfte der behandelten 
Kinder und Jugendlichen gestellt (MASFG 2004c, 
S . 59) . „Eine genauere Analyse der Diagnosen 
zeigt, dass rund ein Drittel der in der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie behandelten Personen als 
Erstdiagnose in die Kategorie ‚Aufmerksamkeits-
defizit-Hyperaktivitätssyndrom (ADHS)‘ fiel . Be-
achtlich ist auch, dass rund 10 % der Jugendlichen 
wegen einer Essstörung in stationärer Behandlung 
waren“ (MASFG 2004c, S . 59) . Damit machen 
diese beiden Diagnosen nahezu die Hälfte des 
gesamten Klientels aus . Auf Letztere wird im Wei-
teren noch ausführlicher eingegangen . 

Doch nicht nur die psychische Gesundheit von 
Kindern und Jugendlichen selbst ist bedeutsam, 
sondern auch die der Eltern: „In der Psychiatrie 
hat jeder fünfte Erwachsene mit einer behan-
delten psychiatrischen Störung Kinder . (…) Im 
Jugendamt hat jedes zehnte Kind, das Jugendhilfe 
nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz bekommt, 
eine Mutter oder einen Vater mit einer psychi-
schen Störung oder Erkrankung . Familienrichter 
haben in einem Viertel aller Sorgerechtsverfahren 
mit psychisch kranken Eltern zu tun“ (Gehrmann 
2007, S . 100) . Insbesondere für noch sehr junge 
Kinder stellt die psychische Erkrankung eines 
Elternteils einen „zentralen Hochrisikofaktor für 
die psychische und physische Entwicklung dar“ 
(ebd ., S . 101) . 

Hier soll exemplarisch über Unterstützungsan-
gebote für Familien mit einem psychisch  kranken 
Elternteil berichtet werden, da auch diese von 
zunehmender Bedeutung sind . Im Land Rhein-
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Status . Hierbei handelt es sich um Selbstauskünf-
te der Befragten, die Symptome einer Essstörung 
(keine manifeste Erkrankung) zeigen . Mit über 
20 % sind dies mehr als ein Fünftel der jungen 
Menschen im Alter von 11 bis 17 Jahren (BMFSFJ 
2009c, S . 133) . Mädchen sind in beiden Alters-
gruppen deutlich häufiger betroffen, im Alter von 
14 bis 17 Jahren liegt der Anteil der Mädchen mit 
mehr als 18 Prozentpunkten über dem der Jungen . 

Mit Blick auf die Angebots- und Versorgungs-
struktur soll das „Kompetenznetz Essstörungen“ 
Erwähnung finden . Dieses wurde im Auftrag des 
Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit,  
Familie und Frauen in Rheinland-Pfalz im Jahr 
2005 gegründet, es sind darin „Multiplikatorinnen  
und Multiplikatoren der Suchtprävention und 
Suchtberatung, der Psychosomatik, der Kinder-  
und Jugendpsychiatrie sowie der Selbsthilfe 
vertreten“ .57 Ziel ist es, Betroffenen einen effekti-
ven Zugang zu den Hilfsangeboten von Rheinland-
Pfalz zu gewährleisten, den fachlichen Transfer in 
die Einrichtungen zu sichern sowie eine landes-
weite Vernetzung zu erzielen (Landtag Rheinland-
Pfalz 2006c, S . 35) .

Tabelle 8 zeigt bezüglich der Frauen mit Essstörun-
gen in Suchtberatungsstellen, dass insbesondere 
die Beratungen innerhalb der Altersgruppe der 
bis unter 15-Jährigen im Zeitraum 2001 bis 2005 
zugenommen haben, während die der bis unter 
25-Jährigen im Zeitverlauf insgesamt betrachtet 
abgenommen haben .

57 http://www .lzg-rlp .de/aktuelles/nachrichten/text/artikel/mager-
sucht-und-bulimie-ursachen-und-aus wege-kompetenznetz- 
essstoerungen-informiert-ueber-hotline/

sam, wenn berücksichtigt wird, „dass zwei Drittel 
aller Jugendlichen in Jugendhilfeeinrichtungen 
bereits Erfahrungen mit der Kinder- und Jugend-
psychiatrie gemacht haben“ (MASFG 2004c, S . 59) . 

Im Folgenden wird über Essstörungen junger 
Menschen berichtet . Sie zählen zu den wichtigsten 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen im Jugend-  
und jungen Erwachsenenalter (u . a . BMSFSJ 
2009c, S . 36) und haben in den letzten Jahren 
deutlich zugenommen (MASFG 2005c, S . 15) . Zu-
gleich ist – wie oben bereits anhand der Kranken-
hausfälle verdeutlicht – ein verhältnismäßig hoher 
Anteil junger Menschen betroffen . 

Im Rahmen einer Umfrage in Gymnasialklassen 
(9 bis 12) zeigte sich, dass „70 % der Mädchen 
dünner sein wollten als sie sind . In einer Umfrage 
an 5 .000 europäischen Schulen“ gaben 41,8 % der 
befragten Schülerinnen zwischen 8 und 16 Jahren 
an, sich selbst „zu dick“ zu finden (Bergheim-Geyer 
2007, S . 58) . Darüber hinaus hat die Hälfte der 
Mädchen im Alter von 11 bis 13 Jahren bereits 
Diäterfahrung (ebd .) .

Abbildung 49: Prävalenz von Essstörungs-
symptomen bei 11- bis 17-Jährigen nach SCOFF 
(Selbstauskunft der Befragten)

11 bis 13 Jahre 14 bis 17 Jahre

insgesamt 20,6 % 22,7 %

Geschlecht Mädchen: 23,5 %
Jungen: 17,8 %

Mädchen: 32,3 %
Jungen: 13,5 %

Migrations- 
hintergrund 

mit MH: 30,1 %
ohne MH: 18,5 %

mit MH: 30,4 %
ohne MH: 21,2 %

Sozialer 
Status

hoher ST: 13,2 %
mittlerer ST: 19,1 %
niedriger ST: 28,3 %

hoher ST: 17,2 %
mittlerer ST: 22,6 %
niedriger ST: 27,2 %

 

ST = sozialer Status, MH = Migrationshintergrund 
Quelle: BMFSFJ 2009c, S . 133

Abb . 49  liefert darüber hinausgehend Hinweise 
zu Unterschieden zwischen den Geschlechtern, 
zwischen jungen Menschen mit bzw . ohne Migra-
tionshintergrund und zu Differenzen des sozialen 
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„Darüber hinaus fördern allgemeine schulische 
Lebenskompetenzprogramme, wie zum Beispiel 
‚Klasse 2000‘, ‚Ich – Du – Wir‘, ‚PIT – Prävention 
im Team‘ oder das Schülermultiplikatorenseminar 
‚Auf der Suche nach  . . .‘ die Stärkung der Persön-
lichkeit und den Aufbau psychosozialer Kompe-
tenzen . Ein starkes Selbstwertgefühl kann dazu 
beitragen, eine einseitige Fokussierung der Person 
auf die Bereiche Figur, Gewicht und Aussehen zu 
vermeiden“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2009m, S . 10) .

3.1.3.10 Tabak, Alkohol und Drogen:  
Konsum, Missbrauch und Abhängigkeit

„Fragt man Erwachsene im Nachhinein, so stellt 
man fest, dass nur ganz wenige nie Alkohol, 
Nikotin oder auch illegale Drogen probiert haben . 
Während viele die Dinge einfach nur vorüberge-
hend ausprobieren, gibt es einige, die Schwierig-
keiten entwickeln, damit aufzuhören“ (Mallmann 
2007, S . 38) . Wie jedoch der einzelne Heranwach-
sende damit umgeht und ob eine Gewöhnung 
oder eine Abhängigkeit entsteht, kann im Vorhin-
ein nicht bestimmt werden . 

Zunächst soll der Blick auf die legalen Drogen 
– Alkohol und Nikotin – gelenkt werden: Der 
Konsum legaler Drogen hat nicht nur medial im 
Hinblick auf „Alkopops“ und „Flat-Rate-Saufen“ 
Aufmerksamkeit erfahren, sondern steht anhal-
tend im Interesse öffentlicher, fachlich-politischer 
Verantwortung . 

Einerseits zeigt sich mit Blick auf bundesweite Da-
ten, dass der Alkoholkonsum der 12- bis 17-Jähri-
gen, die mindestens einmal im Monat spirituosen-
haltige Alkopops trinken, kontinuierlich „auf 10 % 
im Jahr 2007 gesunken“ ist (MASGFF 2007g, S . 6) . 
Gleichzeitig steigt jedoch der regelmäßige Alko-
holkonsum in der Altersgruppe auf 22 % im Jahr 
2007 . 

Auch im sogenannten „Binge-Trinken“ ist von 
2005 bis 2007 ein Anstieg zu verzeichnen;  
gemeint ist damit der Konsum von mindestens 
fünf alkoholischen Getränken an mindestens 

Tabelle 8: Frauen mit Essstörungen in Sucht-
beratungsstellen (Einmalkontakte nicht gezählt)

bis 
unter 15

bis 
unter 18

bis 
unter 20

bis 
unter 25

2000 13 27 26 61

2001 6 29 30 47

2002 8 34 29 54

2003 8 31 23 41

2004 3 19 26 54

2005 11 27 28 34
 
Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2006, S . 35

Zur Prävention von Essstörungen soll im Folgen-
den exemplarisch auf einige Projekte hingewiesen 
werden . 

Das Präventionsprogramm „MaiStep – Mainzer 
Schultraining zur Essstörungsprävention“ der 
Klinik und Poliklinik für Kinder- und Jugendpsychi-
atrie und -psychotherapie der Universitätsmedizin 
Mainz in Kooperation mit dem Ministerium für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen, 
dem Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Ju-
gend und Kultur sowie dem MädchenHaus Mainz, 
FemMa e . V ., richtet sich an siebte und achte Klas-
sen verschiedener Schulen . „Insgesamt werden 
1 .800 rheinpfälzische Schülerinnen und Schüler 
am Projekt teilnehmen“ .58 Seit dem Schuljahr 
2009/10 führt das Team der Klinik und Poliklinik 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psycho-
therapie das Programm durch . „Die Schülerinnen 
und Schüler sollen dabei Fähigkeiten und Strate-
gien erlernen, um für schwierige Ereignisse und 
Situationen rund um das Thema Ernährung und 
Schönheitsideale gerüstet zu sein“ .59

Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass zusätzlich 
eine „Essstörungssprechstunde“ eingerichtet wird, 
in der bereits erkrankte Schülerinnen und Schüler 
„Beratungs- oder Therapieangebote“ wahrnehmen 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2009m, S . 10) .

58 http://www .uni-mainz .de/presse/30012 .php
59 http://www .uni-mainz .de/presse/30012 .php
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einem Tag innerhalb des letzten Monats (BZgA 
2007a, S . 18) . Im Jahr 2008 ist der Anteil der 
Jugendlichen, die Binge-Trinken praktizieren, 
bundesweit um 5 Prozentpunkte gesunken, liegt 
aber dennoch bei 20,4 %; das bedeutet, jeder 
fünfte   Jugendliche konsumiert Alkohol in dieser 
Weise . Zugleich findet dieser Konsum häufiger 
bei männlichen Jugendlichen statt – 2007 waren 
es 10 % mehr und im Jahr 2008 5 % mehr (BZgA 
2008a, S . 5) .

„Die Diagnose ‚Psychische und Verhaltensstörun-
gen durch Alkohol‘ (F10) ist bereits bei 15-jährigen 
männlichen Jugendlichen der häufigste Grund 
für einen stationären Krankenhausaufenthalt“ 
(Statistisches Landesamt 2009m, S . 121) . Zugleich 
waren gut ein Drittel der Fälle mit dieser  Diagnose 
Mädchen (Statistisches Landesamt 2009m), ins-
gesamt ergaben sich im Jahr 2007 984 Fälle . 

Tabelle 9 zeigt eine stetige Zunahme von 1995 
nach 2005 sowohl der absoluten Zahlen als auch 
der Anteilswerte der vollstationär behandelten 
Kinder und Jugendlichen nach Altersgruppen (je 
10 .000 der gleichen Altersgruppe) . Der größte 
Anteil besteht hierbei aus der o . g . F10-Diagnose, 

einige wenige Fälle sind „unfallmäßige Vergiftun-
gen durch Äthanol“ . 

In Bezug auf die Raucherquoten der Jugendlichen 
zeigt sich bundesweit ein Rückgang: Waren 1997 
und 2001 noch 28 % der 12- bis 17-Jährigen Rau-
cher, ergibt sich für 2005 eine Quote von 20 % 
(Mallmann 2007, S . 43) . Die Quote für 2007 liegt 
bundesweit bei 12 %, also deutlich unter dem An-
teil aus dem Jahr 2001 (MASGFF 2007g, S . 6) . Es 
ist anzunehmen, dass diese Quote für Rheinland-
Pfalz etwas niedriger ausfällt, da das Land auch in 
Bezug auf die Raucherquote der Gesamtbevölke-
rung unter dem Bundesdurchschnitt liegt . 

Im Hinblick auf das Einstiegsalter zeigt sich jedoch, 
dass die Jugendlichen in jüngeren Jahren mit dem 
Rauchen beginnen: „Knapp 15 Jahre sind Jugend-
liche derzeit, wenn sie zur ersten Zigarette greifen . 
In der Gruppe der heute 25- bis 30-Jährigen lag 
das Einstiegsalter noch rund ein Jahr höher . Ältere 
Jahrgänge waren schon über 18, als sie mit dem 
Rauchen anfingen“ (Statistisches Landesamt 
2007e) . Gleichzeitig liegt der Anteil  Jugendlicher, 
die noch nie geraucht haben, bei 60 % ( MASGFF 
2007g, S . 6) .

Tabelle 9: Wegen akuter Alkoholintoxikation vollstationär behandelte Kinder und Jugendliche 
1995 bis 2005 

Altersgruppe 1995 1998 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Diagnosen nach ICD-9 Diagnosen nach ICD-10

Behandlungsfälle

0 bis 14 Jahre
14 bis 15 Jahre
16 bis 17 Jahre
18 Jahre

21
59
78
33

32
90
97
56

45
177
228

89

82
215
249
104

77
262
292
131

70
242
314
128

61
263
355
143

67
365
400
186

zusammen 191 275 539 650 762 754 822 1.018

je 10.000 der gleichen Altersgruppe

0 bis 14 Jahre
14 bis 15 Jahre
16 bis 17 Jahre
18 Jahre

0,4
6,8
9,7
8,3

0,6
10,5
10,9
12,6

0,8
19,9
26,2
19,9

1,5
23,1

28,4
23,7

1,4
27,2
32,3
29,5

1,3
25,0
33,4
29,0

1,2
27,1

36,7
30,6

1,3
37,8
41,2
39,1

zusammen 2,5 3,5 6,9 8,3 9,8 9,8 10,8 13,6
 
Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2007k, S . 3
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aus Rheinland-Pfalz teilgenommen, die aktuell 
Kindergruppen für diese Zielgruppe anbieten“ 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2009m, S . 15):

„Kind s/Sucht Familie“ Multiplikatorinnen-   ■
und Multiplikatorenschulungen,
Arbeitskreis „Hilfen für Kinder aus sucht-  ■
belasteten Familien in Rheinland-Pfalz“ . 60

Grundsätzlich kann auf zwei Ebenen über Angebo-
te im Bereich Drogen und Sucht berichtet werden: 
„Das eine ist die primäre Prävention, die Suche 
nach Möglichkeiten, Kinder stark zu machen, 
damit sie der Versuchung, die Drogen darstellen, 
nicht erliegen . Das andere ist die sekundäre Prä-
vention, die Arbeit mit Jugendlichen, die bereits 
im Drogenkontakt sind“ (Mallmann 2007, S . 46) .

Hierzu werden im Land Rheinland-Pfalz zahlreiche 
Programme und Aktivitäten im schulischen und 
außerschulischen Bereich durch unterschiedliche 
Akteure durchgeführt . Hier sei jedoch auf die 
umfangreiche Zusammenstellung in der Antwort 
auf die große Anfrage der FDP „Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen vor Alkoholmissbrauch in 
Rheinland-Pfalz“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2007k, 
S . 8 ff .) hingewiesen . 

Berichtet wird exemplarisch über die beiden Pro-
jekte „SKOLL“ und „MOVE“, die durch das Büro für 
Suchtprävention der LZG im Auftrag des Ministe-
riums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und 
Frauen koordiniert und unterstützt werden . 

„SKOLL – Selbstkontrolltraining“ ■ 61 „richtet sich 
an konsumierende Personen und stellt den 
Aspekt der Früherkennung und Frühintervention 
in den Mittelpunkt . Dieses Angebot gestaltet 
daher eine wichtige Schnittstelle zwischen 
der Suchtprävention und der Suchthilfe“ .62 
Das Gruppenangebot kann von den derzeit 34 

60 http://www .lzg-rlp .de/projekte/referate/suchtpraevention /
projekte-u-angebote/kinder-aus-suchtbelasteten-familien/#c660
61 http://www .lzg-rlp .de/projekte/referate/suchtpraevention/ 
projekte-u-angebote/skoll/
62 http://www .lzg-rlp .de/projekte/referate/suchtpraevention/ 
projekte-u-angebote/skoll/

Bei illegalen Drogen zeigt sich zum einen, dass 
die Hälfte der 12- bis 25-Jährigen „auf keinen 
Fall Drogen nehmen“ würden, wobei der Anteil 
seit 1986 um 16 Prozentpunkte – bedingt durch 
eine zunehmend positive Einstellung gegenüber 
Cannabis – gesunken ist (Mallmann 2007, S . 45) . 
Hier ist allerdings auch das Alter, mit dem durch-
schnittlich zum ersten Mal Cannabis konsumiert 
wird, gesunken (2004: 16,4 Jahre) . Zum anderen 
zeigt sich, dass die Distanz gegenüber anderen 
illegalen Drogen unverändert hoch bleibt: So leh-
nen 9 von 10 Jugendlichen einen Konsum ab . 

Wie im Bereich der psychischen Gesundheit 
spielen auch im Bereich Sucht (Vor-)Erkrankungen 
der Eltern im Sinne einer erhöhten Gefährdung 
eine wesentliche Rolle: „Studien belegen, dass 
bundesweit ca . 2,65 Millionen Kinder unter 18 
Jahren mit mindestens einem alkoholkranken 
Elternteil zusammenleben . (…) Kinder aus diesen 
suchtbelasteten Familien haben ein höheres Risiko, 
später selbst süchtig zu werden oder Ängste, 
Depressionen und andere psychische Störungen 
auszubilden“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, 
S . 35) . In Rheinland-Pfalz ist davon auszugehen, 
dass 100 .000 Kinder in suchtbelasteten Familien 
aufwachsen (MASFG 2004d, S . 67) .

Mit Blick auf die Kinder aus suchtbelasteten 
Familien spielt insbesondere die Vernetzung von 
Hilfsangeboten eine wesentliche Rolle .

Das Land Rheinland-Pfalz fördert zahlreiche 
Maßnahmen, „mit denen die Situation der Kinder 
suchtkranker Menschen und der suchtkranken 
Eltern verbessert und positiv verändert werden 
kann“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2009m, S . 15) .

Exemplarisch können „die Angebote des Büros 
für Suchtprävention (BfS) der Landeszentrale für 
Gesundheitsförderung in Rheinland-Pfalz e . V . 
(LZG)“ angeführt werden (Landtag Rheinland-
Pfalz 2009m, S . 15), welche das Thema auch in 
der Öffentlichkeitsarbeit unterstützt . Bspw . haben 
an der Schulung für Kindergruppenleitungen 
„Es tut gut, gehört zu werden“ „15 Fachkräfte 
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Trainerinnen und Trainern in Beratungsstellen, 
im schulischen Rahmen und als Baustein von 
beruflichen Maßnahmen angeboten werden . 

„MOVE – Motivierende Gesprächsführung  ■
mit konsumierenden Jugendlichen“ richtet 
sich seit 2005 zum einen an Fachkräfte – auch 
außerhalb von Beratungssettings – und bietet 
in „schwierigen Alltagssituationen“ Unter-
stützung, insbesondere im Zugang zu „Jugend-

lichen, die ein riskantes Konsumverhalten und 
geringe Veränderungsbereitschaft zeigen“ .63 
Zum anderen wird MOVE als Fortbildung für 
Fachkräfte in Kindertagesstätten (Kita-MOVE) 
angeboten und setzt damit im Elementarbe-
reich an . „Eltern in ihrer Erziehungsverant-
wortung ernst zu nehmen und frühzeitig zu 

63 http://www .lzg-rlp .de/projekte/referate/suchtpraevention/projekte-
u-angebote/move/
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Abb. 50:  Suchtberatungsstellen

Quelle: MASGFF, Online-Suche Rheinland-Pfalz unter http://www .masfg .rlp .de/dm_masfg/suche/suche_Einrichtung .asp?ArtCI=SB
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erreichen, ist ein wichtiges Ziel der Suchtprä-
vention . Die professionelle Arbeit mit schwer 
erreichbaren Eltern im frühkindlichen Bereich 
stellt somit einen wichtigen Beitrag dar und 
Kita-MOVE bietet mit der wertschätzenden 
Arbeitsweise der Motivierenden Gesprächs-
führung hier einen sinnvollen Rahmen der 
Zugangsmöglichkeit“ .64 

Weiterhin ist die Initiative „Viva Familia“ mit dem 
Projekt „Zu Gast bei Familie . . .- Famtische“ anzu-
führen . In Gesprächsrunden können Eltern „unter 
Anleitung ehrenamtlicher Moderatorinnen und 
Moderatoren Themen der Suchtprävention“ disku-
tieren und individuelle Lösungsansätze entwickeln 
(MASFG 2005d, S . 34) . Ziel ist es, möglichst viele 
Eltern zu erreichen, die sich im gemeinsamen Aus-
tausch „aktiv mit dem Thema Suchtvorbeugung 
auseinandersetzen und so ihre Erziehungskompe-
tenzen stärken“ (MASGF 2005d, S . 34) .

In diesem Zusammenhang sind auch die Regiona-
len Arbeitskreise Suchtprävention zu nennen: Hier 
„sind die unterschiedlichen Akteurinnen und Ak-
teure der Suchtprävention (Suchtberatungsstel-
len, Jugendämter, Schulen, Polizei, Krankenkassen) 
eingebunden . In Rheinland-Pfalz arbeiten aktuell 
(Stand: 31 . 12 . 2006) 34 Regionale Arbeitskreise“ 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2007k, S . 13), in denen 
die Abstimmung und Umsetzung suchtpräventiver 
Maßnahmen erfolgt (ebd ., S . 10) .

Im Bereich der gesundheitlichen Versorgung wer-
den 44 Suchtberatungsstellen und 14 Außenstel-
len vorgehalten, deren Standorte die Karte in Abb . 
50 verdeutlicht . 

64 http://www .lzg-rlp .de/projekte/referate/suchtpraevention/projekte-
u-angebote/move/

Tabelle 10: Altersstruktur der Hilfesuchenden 
in den Suchtberatungsstellen in Rheinland-
Pfalz im Jahr 2006

unter 15
bis

unter 18
bis

unter 20
bis

unter 25

Frauen 
Männer

61
186

195
489

177
605

429
1 .633

Gesamt 247 684 782 2 .062

in % 1,6 4,5 5,1 13,5

Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2007k, S . 13 

Die letzte Zeile in Tabelle 10 verdeutlicht, dass die 
unter 25-Jährigen in der Summe einen Anteil von 
insgesamt nahezu 25 % an allen Hilfesuchenden 
in den rheinland-pfälzischen Suchtberatungsstel-
len ausmachen . D . h ., jeder vierte Hilfesuchende 
ist ein junger Mensch unter 25 Jahren . Auch zeigt 
sich eine weitaus höhere Anzahl an männlichen 
Hilfesuchenden . Deutlich wird jedoch nicht, wie 
viele der Hilfesuchenden Eltern von suchtgefähr-
deten Kindern und Jugendlichen sind, was für die 
Suchtbelastung innerhalb der Familie und Unter-
stützungsangebote von Kindern aus suchtbelas-
teten Familien relevant wäre . Auch umgekehrt ist 
nicht erkennbar, wie viele der jungen Menschen 
die Beratungsstelle aufgrund einer Suchtproble-
matik eines Elternteils aufsuchen . 

Allerdings ist „nach vorliegenden Untersuchungen 
(…) davon auszugehen, dass rund 70 Prozent der 
alkoholabhängigen suchtkranken Frauen Kinder 
haben und etwa 50 Prozent mit Kindern zusam-
menleben“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2009m, S . 11) .

Tabelle 11: Behandlungsdaten der stationären 
Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe

unter 15-Jährige 15- bis 19-Jährige

Jahr weiblich männlich weiblich männlich

2002 – – 30 130

2003 – – 31 124

2004 – – 29 144

2005 – 1 22 153

2006 – – 20 146

Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2007k, S . 14
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schlechteres subjektives Gesundheitsbefinden“ 
(MASFG 2005b, S . 19) . Gleichzeitig ist das Ge-
sundheitsbewusstsein geringer ausgeprägt, was in 
der Folge ein riskanteres Gesundheitsverhalten 
bedeutet . Zudem kommen Kindern in solch 
benachteiligenden Lebenssituationen seltener 
Früherkennungsuntersuchungen und Impfungen 
zugute . Sie werden insgesamt „wesentlich ge-
ringer durch gesundheitsfördernde Maßnahmen 
erreicht“ (ebd .) .

Bildung 
Im Hinblick auf den Bildungsaspekt sollen zwei 
einander bedingende Aspekte angeführt werden . 
Zum einen schafft eine gute gesundheitliche Ver-
fassung die Grundlage für förderliche Lernvoraus-
setzungen und aktive Aneignung von Erfahrungen 
und Wissen (MASFG 2005b, S . 11) . So zeigt sich 
bei höherer Bildung ein besserer Gesundheitszu-
stand, insbesondere bei der männlichen Bevölke-
rung: „Männer mit niedriger Schulbildung haben 
zu 34 % einen sehr guten oder guten Gesund-
heitszustand im Vergleich zu 51 % derjenigen mit 
mittlerer und 57 % derjenigen mit hoher Schul-
bildung . Für Frauen betragen die Vergleichswerte 
30 % in der niedrigen, 47 % in der mittleren und 
53 % in der hohen Bildungsgruppe . (…) Bildung 
hat dabei auch unabhängig von der Einkommens-
situation einen Einfluss auf die Gesundheit“ 
(Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2008, 
S . 102) .

Zum anderen ergibt sich „eine enge Beziehung 
zwischen sozialer und gesundheitlicher Ungleich-
heit mit der Tendenz einer zunehmenden sozialen 
Polarisierung: Soziale Benachteiligung beeinträch-
tigt Gesundheit, fehlende Gesundheit wiederum 
minimiert Entwicklungspotentiale und Ressourcen 
und erhöht damit nachhaltig den Grad an sozialer 
Benachteiligung (Bildung, Integration, Partizipa-
tion und so weiter)“ (MASFG 2005b, S . 20) .

Migrationshintergrund 
Im Kinder- und Jugendgesundheitssurvey hat sich 
das Robert-Koch-Institut (2008b) umfassend dem 
Gesundheitsverhalten und der körperlichen und 

Auch bezüglich der stationären Behandlungsdaten 
ist ein höherer Anteil junger Männer erkennbar . 
Während bei diesen zugleich ein Anstieg der Be-
handlungsdaten bis 2005 deutlich wird, sinken die 
entsprechenden Klientenzahlen der jungen Frauen 
von 30 stationären Fällen im Jahr 2002 auf 20 
stationäre Fälle . 

3.1.4 Schnittstellen zu Armut, Bildung 
und Migration sowie Ausblicke

In den Veröffentlichungen im Bereich der Gesund-
heit von Kindern, Jugendlichen und Familien sind 
nicht nur einzelne gesundheitsbezogene Aspekte 
sowie Erkrankungen bedeutsam, sondern auch die 
Schnittstellen zu den Themen Armut, Bildung und 
Migration . 

Armut 
Wie auch die in der letzten Zeit erschienenen 
Publikationen deutlich machen, ist neben den ob-
jektiv nachweisbaren Faktoren die gesundheitliche 
Verfassung stark von subjektiven Einschätzungen 
abhängig . Insgesamt ist von einem „potenzieren-
den Zusammenhang zwischen objektiven Ein-
schränkungen der Gesundheit, sozialer Lage und 
negativem subjektiven Gesundheitsempfinden“ 
(MASFG 2005b S . 14) auszugehen . Daher muss 
auch den Lebensverhältnissen junger Menschen, 
wie beispielsweise dem Aufwachsen in Armut und 
armutsgefährdeten Lebenssituationen, besondere 
Bedeutung beigemessen werden . Denn „Kinder 
aus sozialökonomisch schlecht gestellten  Familien 
haben gegenüber Kindern aus Familien mit einem 
hohen Sozialstatus deutlich höhere Risiken, z . B . 
Sprachstörungen oder Adipositas, Wahrneh-
mungs- oder psychomotorische Störungen sowie 
emotionale und soziale Störungen zu entwickeln“ 
(MASFG 2005b, S . 19) .

„Kinder und Jugendliche mit einem geringeren 
sozialökonomischen Status weisen nach nahe-
zu allen Merkmalen sowohl einen schlechteren 
Gesundheitszustand auf – das gilt für alle körperli-
chen und physischen Erkrankungen mit Ausnahme 
von Allergien und Neurodermitis – als auch ein 
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und Jugendliche mit Migrationshintergrund ins-
besondere in den jüngeren Altersgruppen nicht 
schlechter durchimpft als Gleichaltrige ohne 
Migrationshintergrund“ (ebd ., S . 123) .

Ausblicke 
Zunächst soll auf wesentliche Punkte, die  bereits 
in der Veröffentlichung aus dem Jahre 2005 
„Gesunde Familien – ein zentrales Anliegen der 
Familienbildung“ dargestellt wurden, Bezug ge-
nommen werden:

„Gesundheit selber ist nicht machbar . Aller- ■
dings sind die Voraussetzungen für Gesundheit 
gestaltbar .

Eine gesundheitsfördernde Lebensweise ist  ■
nicht angeboren . Sie muss vermittelt, erlernt 
und im Alltag nachhaltig gelebt werden .

Gesundheitsfördernde Angebote werden  ■
schwerpunktmäßig von den Menschen wahr-
genommen, die bereits ein Gesundheitsbe-
wusstsein ausgebildet haben . Es bedarf neuer 
Methoden und Zugänge, um auch die Men-
schen zu erreichen, die auf gesundheitsfördern-
de Angebote besonders angewiesen sind .

Gesundheit steht immer auch im Kontext  ■
von Umwelt und Gesellschaft . Sie stellen als 
Rahmenbedingungen sowohl Grenzen als auch 
Chancen für die Gesundheit jedes einzelnen 
Menschen dar“ (MASFG 2005b, S . 6) .

Deutlich wurde in der Zusammenstellung mit Fo-
kus auf die Schnittstellen öffentlicher und privater 
Verantwortung sowie der bisherigen Themen in 
öffentlicher Verantwortung, dass die oben auf-
geführten Punkte bereits umfangreich beachtet 
worden sind . Auch gibt es zahlreiche Initiativen 
und Projekte des Landes, die sich mit dem be-
währtem Konzept und umfassend mit der Ge-
sundheit von Kindern, Jugendlichen sowie jungen 
Erwachsenen auseinandersetzen .

subjektiven Gesundheit von Kindern und Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund in Deutschland 
gewidmet . Über die bisherigen Informationen zu 
Kindern, Jugendlichen und Familien mit Migrations-
hintergrund im Bereich Gesundheit hinausgehend 
können hier differenziertere Angaben gemacht 
werden . Die Studie unterscheidet sowohl zwischen 
beidseitigem und einseitigem Migrationshinter-
grund als auch nach Herkunftsländern . An dieser 
Stelle soll lediglich auf einige zentrale Aspekte 
der Befunde des Robert-Koch-Instituts verwiesen 
werden:

„Kinder und Jugendliche mit beidseitigem  ■
Migrationshintergrund sind mit 19,5 % über-
proportional häufig von Übergewicht betroffen . 
Kinder ohne bzw . mit einseitigem Migrations-
hintergrund weichen hingegen in ihren Anteilen 
kaum voneinander ab (14,1 % bzw . 13,7 %)“ 
(ebd ., S . 120) .

„Akute Erkrankungen treten nach Angaben der  ■
Eltern bei Kindern mit beidseitigem Migrations-
hintergrund insgesamt etwas seltener auf als 
bei Kindern ohne Migrationshintergrund .  
Allergische Krankheiten werden insgesamt für 
Migrantenkinder seltener berichtet als für Kin-
der ohne Migrationshintergrund“ (ebd ., S . 120) .

„Die KiGGS-Daten zeigen einen weniger verbrei- ■
teten Tabak- und Alkoholkonsum unter Jugend-
lichen mit beidseitigem Migrationshintergrund 
als unter Jugendlichen ohne Migrationshinter-
grund“ (ebd ., S . 121) .

„Die Beurteilung des Impfstatus von Kindern  ■
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
erfordert eine differenzierte Betrachtung der 
Gesamtgruppe der Migranten/-innen, da die 
Impfquoten in verschiedenen Untergruppen 
(Altersgruppen, Einwanderergenerationen, 
Herkunftsländer) sowie abhängig von der Art 
der Impfung sehr unterschiedlich sind . (…) 
Nach der Geburt Zugewanderte sind bedeut-
sam schlechter geimpft als in Deutschland 
geborene Kinder mit Migrationshintergrund . 
Hingegen sind in Deutschland geborene Kinder 
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Den bedeutsamen Einflussgrößen Bildung und 
Armut sowie den spezifischen Besonderheiten im 
Hinblick auf den kulturellen Hintergrund  junger 
Menschen wurde in den Veröffentlichungen 
bereits umfassend Beachtung geschenkt . Anhand 
von differenzierten Daten sind diese Zusammen-
hänge jedoch bisher nur bedingt berücksichtigt 
worden . Um hier weiterführende Erkenntnisse und 
insbesondere Anknüpfungspunkte für landespoli-
tische Maßnahmen und Initiativen zu erhalten, 
wäre es sinnvoll, auch in diesem Punkt über eine 
erweiterte bzw . differenziertere Datenbasis verfü-
gen zu können . 

Insbesondere die Frühen Hilfen sowie die Sucht-
prävention haben in den letzten Jahren große 
Aufmerksamkeit erhalten . Auch ist die Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen 
sowie deren Eltern durch die Frühförderzentren in 
Rheinland-Pfalz beachtenswert .

Mit Blick auf die im 13 . Kinder- und Jugendbericht 
der Bundesregierung zusammengestellten  Themen 
nach Altersschwerpunkten werden allerdings auch 
die Punkte deutlich, denen sich Gesundheitsbe-
richterstattung in kommenden Publikationen 
noch widmen sollte . 

Insbesondere im Hinblick auf die Datensituation 
sind zunächst die Ergebnisse der Schuleingangs-
untersuchungen abzuwarten: Spannend wird 
hier sein, wie sich die deutlichen regionalen 
Unterschiede in den Landkreisen und kreisfreien 
Städten zukünftig entwickeln werden . 

Auch mit Blick auf die Evaluation der Inanspruch-
nahme von Früherkennungsuntersuchungen 
bleibt mit Spannung zu erwarten, inwieweit sich 
die Einführung des LKindSchuG bereits deutlich 
macht und welche Erkenntnisse hier für die weitere 
gesundheitliche Prävention gewonnen werden 
können . 

Allerdings soll hier erneut auf die noch ausbau-
fähige Datenbasis verwiesen werden . Anhand der 
vorliegenden Berichte können zahlreiche Angebote 
und Initiativen abgebildet werden, allerdings ist 
über die Nutzerinnen und Nutzer und die Effekte 
bzw . Wirkung wenig bekannt . Dies ist nicht nur für 
künftige politische Maßnahmen und die Platzie-
rung weiterer Modellprojekte äußerst bedeutsam, 
sondern auch im Hinblick auf das grundsätzliche 
Verständnis von Gesundheit, gesundheitlicher 
Förderung und Versorgung . Soll Gesundheit, wie 
sie im positiven Sinne definiert ist, für Rheinland-
Pfalz künftig abgebildet werden, sind weitere 
Erhebungen unbedingt notwendig . Denkbar wäre 
auch eine detaillierte Befragung der Kinder und 
Jugendlichen selbst, um Auskünfte über das sub-
jektiv erlebte Wohlbefinden treffen zu können . 
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jeweils an hinderlichen, belastenden oder schädi-
genden Lebensbedingungen in ihren Familien und 
im sozialen Umfeld konfrontiert sind .

Die grundsätzlich einzelfallorientierten Hilfen zur 
Erziehung sind darüber hinaus ein notwendiger 
Ausgleich, wenn Kinder und Familien aufgrund zu 
großer individueller Belastung und zu geringer inf-
rastruktureller Entlastung in akute Not und Krisen 
geraten . Trotz vielfältiger Jugendhilfeleistungen 
der Entlastung, Unterstützung und Kompensation 
wird es darüber hinaus auch immer zu unvorher-
gesehenen Not- und Krisensituationen von 
Kindern und Familien kommen können, die dann 
schnelle und ausreichende Kriseninterventionen 
erforderlich machen . Gefährdungen für das Wohl 
von Kindern müssen erkannt, richtig eingeschätzt 
und zuverlässig abgewendet werden, so verlangt 
es nicht nur das Grundgesetz (Wächteramt), 
sondern auch eine als Ganzes für die Entwicklung 
junger Menschen positiv wirksame Jugendhilfe .

Den hier nur knapp skizzierten Zusammenhang 
von Infrastruktur und Intervention zeigt das 
Schaubild in Abb . 51 unter dem programmati-
schen Titel „Jugendhilfe wirkt nur als Ganzes gut“ . 
Es will damit auf den „paradoxen“ Zusammen-
hang ausreichend entwickelter Infrastrukturange-
bote und unverzichtbarer Interventionsleistungen 
aufmerksam machen: 

Einerseits ermöglicht erst eine ausreichende In- ■
frastruktur der Förderung, Bildung und Betreu-
ung für alle jungen Menschen auch frühzeitige 
Unterstützung und Entlastung in Belastungs- 
und Krisensituationen;

andererseits erfordern darüber hinaus notwen- ■
dige und fast immer kostenintensive Hilfeleis-
tungen (Interventionen) im Einzelfall so viel 
Geld, dass für Aufbau und Pflege ebendieser 
Infrastruktur der Jugendarbeit, Familienbildung 
und niedrigschwelligen Beratung kaum ausrei-
chend öffentliche Mittel verfügbar bleiben . 

3.2 Kinder- und Jugendhilfe

Mit Kinder- und Jugendhilfe wird ein vielfältiges 
Angebot von Leistungen und Aufgaben bezeichnet, 
die in überwiegend kommunaler Verantwortung 
das Recht jedes Kindes auf „seine Entwicklung 
und Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ realisieren 
sollen, so anspruchsvoll und weitreichend formu-
liert es der Bundesgesetzgeber in § 1 des Achten 
Buchs des Sozialgesetzbuches (SGB VIII) . Dieses 
Kapitel folgt in der Darstellung dieses Handlungs-
feldes weitgehend den Paragrafen des Gesetzes, 
zuvor soll unter der programmatischen Überschrift 
„Jugendhilfe wirkt nur als Ganzes gut“ der Zu-
sammenhang skizziert werden, in dem die hier im 
Einzelnen vorgestellten Leistungen und Aufgaben 
wirkungsvoll ihre „öffentliche Verantwortung“ für 
ein gelingendes Aufwachsen von Kindern und Ju-
gendlichen in den Städten und Kreisen des Landes 
gestalten können . 

Basis einer in diesem Sinne wirksamen Kinder- 
und Jugendhilfe ist eine für Kinder,  Jugendliche 
und Familien möglichst selbstverständlich 
zugängliche Infrastruktur örtlicher  Unterstützung 
und Entlastung elterlicher Versorgungs-, von 
Betreu ungs- und Bildungsaufgaben für Kinder 
und Jugendliche . Hierfür sind insbesondere die 
Arbeitsbereiche Kindertagesbetreuung, Beratung 
und Familienbildung zuständig . Weiter gehören 
sozialräumlich ausgerichtete und zielgruppen-
spezifische Angebote der Jugendarbeit, Jugend-
bildung und Jugendsozialarbeit zur erforderlichen 
Basis einer guten Jugendhilfeinfrastruktur in 
einer Kommune . Von allgemeinen Angeboten der 
Freizeitgestaltung und außerschulischen Bildung 
bis zu besonderen Programmen der Förderung 
und Unterstützung sichern diese Angebote und 
Einrichtungen die Bildung und Integration der 
nachwachsenden Generation gleichwertig neben 
Familie und Schule . Solche Infrastruktureinrich-
tungen und -angebote fördern und unterstützen 
„positive Lebensbedingungen für Familien und 
Kinder“ (§ 1 Abs . 3 Nr . 4 SGB VIII) und bauen auf 
oder gleichen aus, womit Kinder und Jugendliche 
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Die zentrale Herausforderung kommunaler Planung 
und Gewährleistung bleibt es, in diesem Dilemma 
eine wirksame örtliche Kinder- und Jugendhilfe zu 
gestalten . 

Welche besonderen Leistungen, aber auch welche 
Probleme dabei im Vergleich der in der Hauptsache 
zuständigen Städte und Landkreise in Rheinland-
Pfalz deutlich werden, darüber berichten die fol-
genden Kapitel in der Reihenfolge der Lebensalter 
und Paragrafen:

über die Leistungen der Kindertagesbetreuung,  ■
hier vor allem über die unterschiedliche Inan-
spruchnahme;

über die Infrastruktur und Förderung der Famili- ■
enbildung und Familien- und Erziehungsberatung; 

über Leistungen der Jugendarbeit und Jugend- ■
bildung, hier vor allem über die vielfältigen 
Angebotsformen und ihre Finanzierung über 
den Landesjugendplan; ergänzt wird dieser Be-
richtsteil um Informationen über weitere Ange-
bote kultureller, musischer und naturbezogener 
Bildung für Kinder und Jugendliche; Förderung 
der Jugendverbände;

über Jugendsozialarbeit und Jugendberufshilfen; ■

über den Erzieherischen Kinder- und Jugend- ■
schutz;

über die Inanspruchnahme von Hilfen zur Erzie- ■
hung in den Städten und Kreisen;

über Kinderschutz und familiengerichtliche   ■
Entscheidungen sowie

über die Jugendgerichtshilfen und Jugendstraf- ■
rechtspflege in Rheinland-Pfalz .

Diese Aufzählung macht nochmals die Breite und 
Vielfalt der Kinder- und Jugendhilfe deutlich, aber 
auch die Notwendigkeit begrenzender Berichter-
stattung . Entsprechend dem Berichtsauftrag wird 
daher in diesem Teil vor allem – soweit es verfüg-

III. Begleitung und Hilfe in Einzelfällen

Hilfen zur Erziehung

IV. Krisenintervention

Kinderschutz, Inobhutnahme,
JGH, FGH 

II. Beratung, Entlastung, Unterstützung

Jugendschutz, Jugendsozialarbeit
Erziehungsberatung

I. Infrastruktur für Bildung und Erziehung

Kindergarten, Jugendarbeit, Familienbildung

Abb. 51:  Jugendhilfe wirkt nur als Ganzes gut

Quelle: Schrapper 2004, S . 65

bare Daten zulassen – über die Inanspruchnahme 
und Nutzung der Leistungen und Angebote in 
der Differenzierung nach Städten und Kreisen 
berichtet; wo dies nicht möglich ist, wird über 
regionale Infrastrukturentwicklung und Landes-
förderung informiert . Diese Einschränkungen sind 
auch deshalb an dieser Stelle vertretbar, da über 
das gesamte Leistungsspektrum der Kinder- und 
Jugendhilfe in zahlreichen anderen Landesberich-
ten aktuell Auskunft gegeben wird; dies trifft in 
umfassender Weise auf die Berichterstattung zu 
Hilfen zur Erziehung zu . Auf die entsprechenden 
Landesberichte wird in den jeweiligen Kapiteln 
Bezug genommen . 

Thematisch vertiefende Analysen auch zu den 
Leistungen und Angeboten der Kinder- und 
Jugendhilfe finden sich in den Kapiteln 6 bis 8 des 
vorliegenden Berichts .
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von Kindern . Kindertagesstätten sind damit zu 
bedeutsamen Bildungs- und Lernorten für Kinder 
und Eltern geworden . In Abb . 52 werden zentrale 
Ziele und Anforderungen der Tagesbetreuung für 
Kinder dargestellt .

Weiterführende und vertiefende Analysen zur Be-
deutung und Qualität der Kindertagesbetreuung 
in Reinland-Pfalz werden in Kapitel 6 vorgestellt . 
Im Folgenden wird vor allem zu zwei Fragestellun-
gen über die Leistungen der Kindertagesbetreuung 
in den Städten und Kreisen des Landes berichtet:

Wie viele Kinder in welchen Altersgruppen  ■
besuchen Kindertageseinrichtungen (Besuchs-
quoten)?

Wie weit ist die Integration von Kindern mit  ■
Behinderungen in Einrichtungen der Kinder-
tagesbetreuung gelungen?

3.2.1 Leistungen der Kindertages- 
betreuung

Im März 2009 „gab es in Rheinland-Pfalz insge-
samt 2 .417 Tageseinrichtungen, in denen 139 .115 
Kinder betreut wurden“ (Statistisches Landesamt 
2009af, S . 911) .65 Diese Kindertageseinrichtungen 
im Land sind ausgesprochen vielfältig, durch  
unterschiedliche Trägerschaft, pädagogische Kon-
zepte und Methoden geprägt . 

„Gute Förderung und Betreuung in Kindergärten 
und Krippen können entscheidend zur sozialen, 
emotionalen, sprachlichen und kognitiven Ent-
wicklung der Kinder beitragen und helfen, soziale 
Benachteiligungen zu verringern“ (UNICEF 2008, 
S . 1), so die inzwischen weitgehend akzeptierte 
Einschätzung über die Bedeutung der Kinderta-
gesbetreuung für ein gelingendes Aufwachsen 

65 „Neben Krippen und Kindergärten sind in diesen Zahlen auch 
25 .577 Hortplätze für Schulkinder enthalten“ (Statistisches Landes-
amt 2009af, S . 911) .

Ziel:
Unterstützung  
von Familien:

– Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf

– Berücksichtigung der 
soziodemografischen 
Entwicklung

– Erschließung qualifi-
zierter Arbeitskräfte 
für den Arbeitsmarkt 
(Frauen)

– Zuverlässige Betreu-
ung bspw . für allein- 
erziehende Eltern-
teile sicherstellen

Ziel:
Bildung von Anfang 
an sicherstellen:

– Aktivierung der 
 Bildungsinteressen

– Frühzeitige 
 För derung der 
 Bildungspotentiale

– Ausgleich sozialer 
Benachteiligung

– Sprachliche 
 Förderung für  
alle Kinder

Entwicklung & Förderung

Kompensation & Integration

zuverlässige 
und qualifizier-
te Betreuung

frühe und 
erweiternde 
Bildung und 

Erziehung

Bildungs-  
und Lebensorte  
für Kinder und 

 Jugendliche

Abb. 52:  Anforderungsprofil an Tagesbetreuung für Kinder und Jugendliche

Quelle: eigene Darstellung
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Abb. 53:  Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen am 15 . 03 . 2008

Quelle: Statistisches Landesamt 2008g, S . 100; (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)
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einrichtungen und öffentlich geförderter  
Tagespflege 2006 bis 2009

Quelle: Statistisches Landesamt 2009ac

Besucherquoten in Einrichtungen der Kinder-
tagesbetreuung in Rheinland-Pfalz 
Mit dem Landesprogramm „Zukunftschance 
Kinder – Bildung von Anfang an“ und dem Ausbau 
von Plätzen für unter 3-Jährige sowie der Ein-
führung der Beitragsfreiheit für den Besuch einer 
Kindertageseinrichtung für Kinder ab dem zweiten 
Lebensjahr ab dem Jahr 2010 wird in Rheinland-
Pfalz das ehrgeizige Ziel verfolgt, allen Kindern die 
Möglichkeit zu eröffnen, eine Kindertagesstätte 
zu besuchen . Damit sollen sowohl allen Kindern 
gleichberechtigte Bildungschancen von Anfang 
an eröffnet als auch Eltern die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf erleichtert werden .

Wie weit dieses Ausbauprogramm bereits zahlen-
mäßig umgesetzt ist, zeigen die Übersichten  
im Vergleich der Städte und Landkreise (siehe 
Abb . 53) .

Durchschnittlich besuchten am Stichtag 
15 . 03 . 2008 in Rheinland-Pfalz 13,9 % der unter 
3-Jährigen eine Kindertageseinrichtung . Den 
höchsten Wert erreicht mit 23,7 % die kreisfreie 
Stadt Trier, dicht gefolgt von der Südwestpfalz 
mit 22,2 % und Bad Dürkheim mit 20,2 % . Der 
niedrigste Anteilswert ist in der kreisfreien Stadt 
Worms zu verzeichnen . Hier besuchen nur 7,4 % 
der Kinder unter 3 Jahren eine Kindertagesstät-
te . Neben Worms erreichen auch die Landkreise 
und die kreisfreie Stadt Altenkirchen (8,5 %), 
Westerwaldkreis (8,7 %), Vulkaneifel (9,4 %) und 
Pirmasens (9,5 %) bisher nur eine unter 10%-ige 
Besuchsquote für Kinder unter 3 Jahren .

16 Landkreise und Städte liegen im Mittelfeld zwi-
schen 10 % und unter dem rheinland-pfälzischen 
Durchschnitt von 13,8 % und 12 Landkreise und 
Städte oberhalb des rheinland-pfälzischen Lan-
desdurchschnittes .

Neben den Angeboten für unter 3-Jährige in 
Einrichtungen sind auch die Leistungen der 
Tagespflege – also der Betreuung von Kindern in 
geeigneten Pflegeverhältnissen – eine bedeutsame 
Angebotsform für kleine Kinder . Den Anteil der 
Tagespflege und die Entwicklung des Platzange-
botes der vergangenen vier Jahre zeigt Abb . 54: 

Im Jahr 2009 liegt der Anteil der unter 3-Jährigen 
in Kindertageseinrichtungen an der gleichaltrigen 
Bevölkerung bei 16,1 %, der Anteil öffentlich ge-
förderter Tagespflege bei 1,4 % . Im Vergleich zum 
Jahr 2006 ist eine deutliche Steigerung erkennbar . 
Im Vergleich zum Jahr 2008 in absoluten Zahlen 
wurden insgesamt 3 .321 Kinder in Tagespflege 
betreut: „Das waren fast 600 mehr als ein Jahr 
zuvor . Rein privat organisierte und finanzierte 
Betreuungsverhältnisse, die nicht vom Jugendamt 
registriert werden, sind (dabei) statistisch nicht 
erfasst“ (Statistisches Landesamt 2009ac) . 

Anteile an allen Kindern dieser Altersgruppe in %



132

Die durchschnittliche Kita-Besuchsquote der 3- 
bis unter 6-Jährigen liegt in Rheinland-Pfalz bei 
96,7 % und damit leicht über dem bundesweiten 
Durchschnitt von 92 % . Dieser hohe Wert wird 
von 19 der insgesamt 36 Landkreise und Städte 
noch überschritten (siehe Abb . 56) . 

17 Städte und Landkreise in Rheinland-Pfalz liegen 
unter dem rheinland-pfälzischen Durchschnitt . 
Der Landkreis Altenkirchen (91 %), der Landkreis 
Cochem-Zell (91,5 %) und der Landkreis Neuwied 
(91,9 %) zeigen die niedrigsten Werte auf .

Die Betreuungsquote der 0- bis unter 3-Jährigen 
liegt im Bundesvergleich durchschnittlich bei 
20,4 %; dieser Durchschnittswert verdeckt aller-
dings die gravierenden Unterschiede zwischen den 
„alten“ West-Ländern (14,6 %) und den „neuen“ 
Ländern im Osten (46 %) (Statistisches Bundes-
amt 2009g) . In Rheinland-Pfalz sind 17,6 % der 
Kinder zwischen 0 und 3 Jahren in einer Tagesbe-
treuung . Somit liegt Rheinland-Pfalz knapp 3 Pro-
zentpunkte unter dem Bundesdurchschnitt, aber 
dennoch über dem Durchschnitt der West-Länder . 

Abb. 55: Kinder unter 6 Jahren in Tagesbetreuung sowie Betreuungsquoten am 01. 03. 2009 

insgesamt davon Kinder  
unter 3 Jahren

davon Kinder von  
3 bis unter 6 Jahren

Anzahl Anzahl Betreuungs-
quote 1)

Anzahl Betreuungs-
quote 2)

Baden-Württemberg 323 .657 44 .472 15,9 279 .185 95,8

Bayern 349 .694 50 .556 15,7 299 .138 89,5

Berlin 117 .108 38 .293 41,6 78 .815 94,2

Brandenburg 81 .859 27 .305 48,3 54 .554 95,1

Bremen 16 .040 2 .243 13,8 13 .797 87,9

Hamburg 49 .757 12 .538 25,7 37 .219 81,82)

Hessen 174 .353 25 .491 16,3 148 .862 92,5

Mecklenburg-Vorpommern 54 .971 19 .038 49,6 35 .933 95,1

Niedersachsen 210 .721 23 .529 12,0 187 .192 88,8

Nordrhein-Westfalen 483 .144 52 .508 11,6 430 .636 91,4

Rheinland-Pfalz 115.721 17.135 17,6 98.586 96,7

Saarland 24 .773 3 .281 15,2 21 .492 94,3

Sachsen 132 .915 40 .418 40,1 92 .497 95,0

Sachsen-Anhalt 76 .150 28 .541 55,1 47 .609 94,4

Schleswig-Holstein 74 .181 10 .099 14,5 64 .082 86,3

Thüringen 70 .111 21 .743 42,8 48 .368 95,9

Deutschland 2 .355 .155 417 .190 20,4 1 .937 .965 92,0

Früheres Bundesgebiet ohne Berlin 1 .822 .041 241 .852 14,6 1 .580 .189 91,4

Neue Länder ohne Berlin 416 .006 137 .045 46,0 278 .961 95,1
 
1) Anteil der betreuten Kinder an allen Kindern in dieser Altersgruppe . 
2) Zusätzlich 8,1 % der Kinder in vorschulischen Einrichtungen .
Quelle: Statistisches Bundesamt 2009g
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somit ebenso im unteren Bereich . Die kreisfreie 
Stadt Speyer belegt mit 15,5 % die höchste Be-
suchsquote in der Gruppe der 6- bis 13-Jährigen . 
Mit einem Abstand von 1,1 Prozentpunkten folgen 
gleichauf die kreisfreien Städte Trier (14,4 %) und 
Ludwigshafen (14,4 %) . Festzuhalten ist, dass von 
36 Landkreisen und kreisfreien Städten lediglich 
13 eine Besuchsquote der 6- bis13-Jährigen von 
über 10 % verzeichnen können, der Maximalwert 
liegt bei 15,5 % .

Die Besuchsquote der 6- bis 13-Jährigen in Kinder- 
tagesstätten in Rheinland-Pfalz ist im Vergleich 
dazu deutlich geringer . Vermutet werden kann 
ein Zusammenhang mit dem Ausbau der Ganz-
tagsschulangebote in den letzten Jahren . Der 
rheinland-pfälzische Durchschnitt liegt bei 9 % in 
dieser Altersgruppe . Die geringste Besuchsquo-
te ist im Landkreis Trier-Saarburg mit 6,4 % zu 
verzeichnen . Weiterhin erreichen die Landkreise 
Vulkaneifel (6,6 %), Donnersbergkreis (6,6 %), 
Birkenfeld (6,6 %), Eifelkreis Bitburg-Prüm (6,8 %) 
und Westerwaldkreis (6,9 %) keine 7 % und liegen 
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Abb. 56:  Kita-Besuchsquote der 3- bis unter 6-Jährigen am 15 . 03 . 2008

Quelle: Statistisches Landesamt 2008g, S . 100 (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)
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 SK Mainz 

 LK Rhein-Pfalz-Kreis

 

≤ 7 (8)

≤  8,5 (11)

≤  10 (5)

≤ 13 (8)

≤  16 (4)

aufgrund der rückläufigen Geburtenzahlen seit 
Jahren ab“ (Statistisches Landesamt 2009af, 
S . 914) . Im gleichen Zeitraum ist allerdings die 
relative Inanspruchnahme von 93,6 % auf 96,2 % 
gestiegen . „Dies kann zum einen Ausdruck dafür 
sein, dass vor dem Hintergrund der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf ein größerer Teil der Eltern 
ihre Kinder außerhalb der Familie betreut sehen 
wollen . Zum anderen können aber auch vermut-
lich die durch die Einrichtungen vorgehaltenen 
Plätze bei sinkender absoluter Nachfrage verstärkt 
in Anspruch genommen werden“ (ebd .) .

Zusammenfassend zeigen die Abbildungen 58 und 
59 für Rheinland-Pfalz insgesamt die Entwicklung 
der absoluten Zahlen der Kinder in Tageseinrich-
tungen sowie der Besuchsquoten jeweils differen-
ziert nach Altersklassen .

Der Blick auf die absoluten Zahlen der 3- bis unter 
6-Jährigen in Tagesbetreuung zeigt, dass „immer 
weniger Kinder im klassischen Kindergartenalter 
eine Tageseinrichtung aufsuchen . Dies ist eine 
Folge des demografischen Wandels, denn auch 
die Bevölkerung entsprechenden Alters nimmt 

Abb. 57:  Kita-Besuchsquote der 6- bis 13-Jährigen am 15 . 03 . 2008

Quelle: Statistisches Landesamt 2008g, S . 100; (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)

Kennzahl

9.5b
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Abb. 58:  Kinder in Tagesbetreuung 2006 bis 2009 nach dem Alter (in Tausend)

Abb. 59:  Betreuungsquote 2006 bis 2009 nach dem Alter

Quelle: Statistisches Landesamt 2009af, S . 913

Quelle: Statistisches Landesamt 2009af, S . 913

Kinder in Tagesbetreuung an der jeweiligen Altersgruppe in %
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Nachmittagsbetreuung ohne Mittagessen: Mit 
einem Wert von 23,4 % liegt Rheinland-Pfalz mit 
über 10 Prozentpunkten über dem Durchschnitt . 
Höhere Anteilswerte für diese Betreuungszeiten 
ergeben sich lediglich in Baden-Württemberg 
(34,6 %) und Nordrhein-Westfalen (27,1 %) . 

Für die Altersgruppe der unter 3-Jährigen zeigt sich 
sowohl bei den absoluten Zahlen als auch bei den 
Anteilswerten ein deutlicher Anstieg, wenngleich 
beide Werte deutlich unter denjenigen für die 
Altersgruppe der 3- bis unter 6-Jährigen liegen . 

Für Rheinland-Pfalz zeigen sich im Bundesver-
gleich im Hinblick auf die Betreuungszeiten die 
deutlichsten Abweichungen für die Vor- und 

Tabelle 12: Kinder im Alter von drei Jahren bis zum Schuleintritt in Kindertageseinrichtungen 
nach täglicher Betreuungszeit am 15. 03. 2008 nach Bundesländern (Angaben absolut und in %) 

bis zu  
5 Stunden

mehr als 5  
bis zu  

7 Stunden

vor- und nach-
mittags ohne 

Mittagsbetreuung

mehr als  
7 Stunden

Baden-Württemberg 320 .678 11,4 44,4 34,6 9,7

Bayern 352 .564 33,3 42,7 1,0 23,0

Berlin 80 .984 9,7 32,5 0,0 57,8

Brandenburg 63 .075 5,6 42,5 0,0 51,9

Bremen 16 .022 36,0 40,8 0,0 23,2

Hamburg 41 .404 46,5 16,1 0,1 37,3

Hessen 179 .430 34,4 26,8 6,3 32,5

Mecklenburg-Vorpommern 43 .408 7,2 37,0 0,2 55,6

Niedersachsen 231 .334 70,7 16,2 0,6 12,5

Nordrhein-Westfalen 519 .303 12,9 30,2 27,1 29,7

Rheinland-Pfalz 120.556 21,3 30,2 23,4 25,1

Saarland 26 .582 25,4 40,0 13,9 20,6

Sachsen 111 .957 8,5 21,3 0,0 70,2

Sachsen-Anhalt 58 .703 38,0 3,6 0,1 58,3

Schleswig-Holstein 80 .089 60,0 24,7 0,4 15,0

Thüringen 58 .956 5,7 5,8 0,0 88,5

Ost-D (mit Berlin) 417 .083 11,9 23,6 0,0 64,4

West-D (ohne Berlin) 1 .887 .962 29,2 32,6 15,9 22,3

D (mit Berlin) 2 .305 .045 26,1 31,0 13,0 29,9
 
Quelle: Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik 2009b, S . 257 f .
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S . 141) . Als integrative Einrichtung wird in der 
Kinder- und Jugendhilfestatistik jede Einrichtung 
gezählt, in der mindestens ein behindertes Kind 
betreut wird . Für Rheinland-Pfalz kann festge-
stellt werden, dass, verglichen mit den Zahlen von 
2002, einerseits mehr Tagesplätze in Sonderein-
richtungen zur Verfügung gestellt werden: 616 
Plätzen im Jahr 2002 stehen 821 im Jahr 2006 
gegenüber . Andererseits sind aber auch mehr in-
tegrative Plätze geschaffen worden: 1 .372 (2002) 
und 1 .831 (2006) . Der Anteil integrativ betreuter 

Integration von Kindern mit Behinderungen in 
Kindertagesstätten  
Die Konzeption von Angeboten für Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderung hat sich in den letzten 
zwei Jahrzehnten deutlich verändert, von einer 
spezialisierten Förderung in Sondereinrichtungen 
hin zu einer gemeinsamen Förderung und Erzie-
hung in integrativen Einrichtungen . Grundsätzlich 
wird dabei eine Integration in Regeleinrichtungen 
und „die gemeinsame Erziehung von Kindern mit 
und ohne Behinderung angestrebt“ (DJI 2008b, 

Abb. 60: Plätze für Kinder mit Behinderungen nach Art der Einrichtung 31. 12. 20021) und Kinder 
mit Behinderungen nach Art der Einrichtung 15. 03. 2006 in den Bundesländern (Anzahl in %) 

31. 12. 2002
Plätze für Kinder mit Behinderungen

15. 03. 2006
Kinder mit Behinderungen

in Sonder- 
einrichtungen

in integrativen 
Einrichtungen

in Sonder- 
einrichtungen

in integrativen 
Einrichtungen

Anteil integrativ-
betreuter Kinder

Bundesländer absolut absolut in %

Baden-Württemberg 95 3 .363 277 2 .667 90,6

Bayern 90 3 .163 1 .119 3 .374 75,1

Berlin 312 3 .685 28 3 .400 99,2

Brandenburg 965 1 .475 552 1 .455 72,5

Bremen 12 994 11 651 98,3

Hamburg 20 862 387 897 69,9

Hessen 89 4 .816 448 3 .948 89,8

Mecklenburg-Vorpommern 334 1 .537 314 1 .456 82,3

Niedersachsen 4 .519 3 .582 4 .324 3 .149 42,1

Nordrhein-Westfalen 1 .504 7 .894 1 .531 8 .780 85,2

Rheinland-Pfalz 616 1.372 821 1.831 69,0

Saarland 64 399 200 669 77,0

Sachsen 2 .036 5 .507 2 .182 2 .674 55,1

Sachsen-Anhalt 0 1 .939 67 2 .028 96,8

Schleswig-Holstein 407 2 .267 453 2 .477 84,5

Thüringen 0 2 .374 0 2 .648 100

D (mit Berlin) 11 .063 45 .229 12 .714 42 .104 76,8

O-D (ohne Berlin) 3 .335 12 .832 3 .115 10 .261 76,7

W-D (ohne Berlin) 7 .416 28 .712 9 .571 28 .443 74,8
 
1) Auf eine Ausweisung des Prozentanteils der integrativen Plätze in 2002 wurde verzichtet aufgrund der oben im Text begründeten anzu-
nehmenden Überschätzung der Integrationsplätze .

Quelle: DJI 2008b, S . 147 
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Kinder im Jahr 2006 liegt mit einem Wert von 
69 % allerdings unter dem Bundesdurchschnitt 
von 76,8 % . 

Ein Anteil von 14,7 % integrativer Einrichtungen 
an allen Kindertageseinrichtungen ist im Vergleich 
der Bundesländer ebenfalls unterdurchschnitt-
lich; allerdings erreichen diese Einrichtungen 

Abb. 61: Integrative Einrichtungen für Kinder mit Behinderungen in den Bundesländern am 
31. 12. 2002 und 15. 03. 2006 (Anzahl in %; Mittelwert) 

Integrative
Einrichtungen

Anteil der integrativen
Einrichtungen an allen

Kindertageseinrichtungen

Durchschnittliche
Zahl behinderter

Kinder pro integra-
tive Einrichtung

2002 2006 2002 2006 2006

Bundesländer absolut in % Mittelwert

Baden-Württemberg 1 .674 2 .071 22,5 27,0 1,3

Bayern 883 1 .378 12,2 18,8 2,4

Berlin 618 787 30,4 46,0 4,3

Brandenburg 158 232 9,0 13,9 6,3

Bremen 107 165 27,0 40,7 3,9

Hamburg 109 159 12,1 17,1 5,6

Hessen 1 .543 1 .648 43,6 44,9 2,4

Mecklenburg-Vorpommern 139 176 13,6 17,5 8,3

Niedersachsen 711 882 17,1 21,2 3,6

Nordrhein-Westfalen 1 .749 2 .512 18,8 26,3 3,5

Rheinland-Pfalz 174 346 7,4 14,7 5,3

Saarland 147 238 29,3 48,3 2,8

Sachsen 910 923 34,2 35,2 2,9

Sachsen-Anhalt 149 165 8,6 9,8 12,3

Schleswig-Holstein 484 691 29,6 43,1 3,6

Thüringen 270 391 19,6 28,7 6,8

D (mit Berlin) 9 .825 12 .764 20,5 26,5 3,3

O-D (ohne Berlin) 1 .626 1 .887 19,0 22,6 5,4

W-D (ohne Berlin) 7 .581 10 .090 20,2 26,4 2,8
 
Quelle: DJI 2008b, S . 148

mit durchschnittlich 5,3 betreuten Kindern pro 
integrative Einrichtung einen überdurchschnitt-
lichen Wert . Auch ist eine deutliche Zunahme 
der integrativen Einrichtungen festzustellen: 
Zwischen 2002 und 2006 hat sich die Anzahl der 
integrativen Einrichtungen fast verdoppelt, wie 
Abbildung 61 erkennen lässt; aktuellere Zahlen 
liegen nicht vor .
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Auch in Rheinland-Pfalz wird die größte Anzahl 
der Kinder mit Behinderung integrativ in Kinder-
tageseinrichtungen betreut . „Damit hat der Kinder-
garten für behinderte Kinder gleichermaßen wie 
für nichtbehinderte eine herausgehobene Bedeu-
tung als Sozialisations- und Bildungsangebot“ (DJI 
2008b, S . 150) . Für ältere Kinder und für Jugend-
liche gilt immer noch: „Schulpflichtige Kinder mit 
Behinderungen werden zu etwa 90 % in Sonder-
schulen unterrichtet“ (DJI 2008b, S . 150) .

Abb. 62: Kinder mit Behinderungen nach Alter 

 
Kinder 

insgesamt

Davon im Alter von … bis unter … Jahren

Bundesländer 0 – 3 3 bis Schuleintritt
5 – 14  

(Schulkinder)

Baden-Württemberg 2 .944 68 2 .713 163

Bayern 4 .493 106 3 .961 426

Berlin 3 .428 307 3 .115 6

Brandenburg 2 .007 127 1 .470 410

Bremen 662 15 514 133

Hamburg 1 .284 70 1 .102 112

Hessen 4 .396 50 3 .997 349

Mecklenburg-Vorpommern 1 .770 36 1 .629 105

Niedersachsen 7 .473 14 7 .081 378

Nordrhein-Westfalen 10 .311 102 9 .914 295

Rheinland-Pfalz 2.652 49 2.478 125

Saarland 869 20 828 21

Sachsen 4 .856 200 3 .893 763

Sachsen-Anhalt 2 .095 161 1 .807 127

Schleswig-Holstein 2 .930 52 2 .780 98

Thüringen 2 .648 233 2 .413 2

D (mit Berlin) 54 .818 1 .610 49 .695 3 .513

O-D (ohne Berlin) 13 .376 757 11 .212 1 .407

W-D (ohne Berlin) 38 .014 546 35 .368 2 .100
 
Quelle: DJI 2008b, S . 151



140

itiative „Viva Familia“ bündelt eine große Zahl 
von Programmen und Themen, von den Frühen 
Hilfen über Gesundheit für Kinder und Familien, 
Arbeit und Ausbildung junger Menschen, familien-
bewusste Arbeitswelt bis zu Hilfen für Familien 
in finanziellen Notlagen . Auch die an anderen 
Stellen ausführlicher erwähnten Aktionsprogram-
me „Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz“ und 
„Zukunftschance Kinder – Bildung von Anfang an“, 
das Programm zum Ausbau der Ganztagsschule 
sowie nicht zuletzt zur Bekämpfung von Kinder-
armut „Gute Zukunft für Kinder“ können hier 
genannt werden (vgl . dazu ausführlich Landtag 
Rheinland-Pfalz 2009a) .

Zu den Angebotsformen im Einzelnen:

„Aufgabe der ■  Familienbildungsstätten ist es, 
auf der Grundlage des § 16 SGB VIII und § 17 
des Landesausführungsgesetzes zum Kinder- 
und Jugendhilfegesetz (AGKJHG) Angebote der 
Familienbildung frühzeitig und breitenwirksam 
bereitzustellen, um Familien in den unter-
schiedlichen Lebenslagen bedarfsgerecht und 
lebensbegleitend zu unterstützen“ (Landtag 
Rheinland-Pfalz 2009a, S . 22) . 

Im Rahmen der Initiative „Viva Familia“ wurde  ■
das Modellprojekt „Netzwerk Familienbil-
dung“ als ein Programm zur Stärkung der 
Fami lie entwickelt . Die Intention ist, „Famili-
enbildungsangebote durch einen sozialraum-
orientierten Ansatz verstärkt dorthin zu bringen, 
wo sich Familien im Alltag aufhalten und vor 
allem Familien aus weniger bildungsgewohn-
ten Schichten, von Arbeitslosigkeit und Armut 
betroffene Familien, sehr junge Familien und 
Familien mit Migrationshintergrund zu errei-
chen“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, S . 22) . 
Insbesondere ist dies die Aufgabe der Fami-
lienbildungsstätten in Kooperation mit der 
örtlichen Jugendhilfe, um alle familienrelevan-
ten Berufsgruppen und Einrichtungen für den 
Zusammenschluss in regionalen Netzwerken 
der Familienbildung zu gewinnen und Familien-
bildungsangebote wohnortnah anzubieten 
(ebd .) . „Seit Anfang des Jahres 2009 haben alle 

3.2.2 Familienbildung und  
Erziehungsberatung

Familienbildung 
Angebote und Leistungen der Familienbildung 
haben einen umfassenden und anspruchsvollen 
gesetzlichen Auftrag; sie sollen: „auf die Bedürf-
nisse und Interessen sowie auf Erfahrungen von 
Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und 
Erziehungssituationen eingehen, die Familien 
zur Mitarbeit in Erziehungseinrichtungen und 
in Formen der Selbst- und Nachbarschaftshilfe 
besser befähigen sowie junge Menschen auf Ehe 
und Partnerschaft und das Zusammenleben mit 
Kindern vorbereiten“ (§ 16 Abs . 2 SGB VIII) . Die 
Angebotsformen sind vielfältig, von Familien-
bildungsstätten und Familienbildungsnetzwerken, 
Häusern der Familie und Familien-, Eltern-Kind-, 
oder Mütterzentren bis zu Eltern-Schulen und lo-
kalen Initiativen der Elternbildung und -beratung . 
Ziel all dieser Aktivitäten soll sein: „Mütter und 
Väter sowie andere Erziehungsberechtigte (so zu 
stärken, dass sie) ihre Erziehungsverantwortung 
besser wahrnehmen können“ (§ 16 Abs . 1 SGB VIII) .

In den Regionen des Landes Rheinland-Pfalz sind 
zahlreiche Angebote und Träger der Familienbil-
dung aktiv und bieten ein breites Spektrum von 
„formellen und informellen Bildungsmaßnahmen, 
die dazu dienen, Eltern- und Familienkompetenz 
zu stärken, Eltern zu unterstützen, die vielfältigen 
Anforderungen des täglichen Lebens in Familien 
zu meistern und Kinder zu starken und verantwor-
tungsbewussten Persönlichkeiten zu erziehen“, so 
die ambitionierte Standortbestimmung der Fami-
lienbildung durch die Landesregierung . Ausführlich 
und faktenreich ist über diese Leistungen in der 
Antwort des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Familie und Frauen auf die Große 
Anfrage der Fraktion der SPD „Familien in Rhein-
land-Pfalz“ vom 17 . 06 . 2009 berichtet worden 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2009a) . 

Die Aktivitäten des Landes im Bereich der Famili-
enbildung sind ebenfalls vielfältig und umfang-
reich, vor allem die 2004 gestartete Landesin-
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Familienbildungsstätten

Familienferienstätten

Familienzentren

Häuser der Familie

Lokale Bündnisse

Die  ■ Häuser der Familien sind Anlaufstellen 
und Orte der Familien und „schaffen niedrig-
schwellige und transparente Zugangswege zu 
Angeboten, Diensten und Hilfen, indem sie 
die bestehenden Angebote von der Kinder- 
und Jugendhilfe über die Altenhilfe bis hin zu 
Gesundheitsdiensten,  arbeitsmarktbezogenen 
Integrationshilfen und Möglichkeiten zur För-
derung des bürgerschaftlichen Engagements 
vernetzen und als Lotsen vor Ort fungieren“ 
(ebd ., S . 45) . In Rheinland-Pfalz gibt es insge-
samt 43 Häuser der Familie, in jedem Landkreis 
und in jeder kreisfreien Stadt befindet sich min-

20 anerkannten Familienbildungsstätten regi-
onale Netzwerke der Familienbildung initiiert . 
Die Netzwerkarbeit wird vom Land zusätzlich 
mit bis zu 12 .000 Euro jährlich pro Einrichtung 
gefördert“ (ebd ., S . 22) .

„ ■ Familienzentren in Rheinland-Pfalz sind 
ehrenamtlich organisierte offene Treffpunkte 
und Anlaufstellen für Mütter, Väter, Großeltern, 
Kinder und alle in der Familienarbeit tätigen 
Personen . Als Initiativen von Familien für Familien 
bestehen Familienzentren in Rheinland-Pfalz seit 
rund 20 Jahren“ (ebd ., S . 23) .

Abb. 63:  Standorte von Angeboten der Familienbildung in Rheinland-Pfalz 2008

Quelle: eigene Zusammenstellung aus MASGFF  
2008g, S . 228 ff ., 241 ff . und www .masfg .rlp .de  
(http://www .masfg .rlp .de/dm_masfg/suche/Suche_ 
Einrichtung_erg .asp?plz=&ort=&name= &Landkreis=0&dist_
km=&Art=FamFerien); http://www .lokale-buendnisse-rlp .de und 
nach Auskunft des MASGFF (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)
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erfolgt für rheinland-pfälzische Familien auch 
dann, wenn sie in einer Familienferienstätte in 
einem anderen Land ihren Urlaub verbringen“ 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, S . 27) . Das 
Land Rheinland-Pfalz verfügt zurzeit über 15 
gemeinnützige Familienferienstätten .

Darüber hinaus ist in diesem Zusammenhang 
auf die im Jahr 1980 errichtete Landesstiftung 
„Familie in Not“ hinzuweisen, die laut Satzung 
zur Aufgabe hat, „schwangeren Frauen und 
Familien, vor allem kinderreichen Familien und 
alleinerziehenden Müttern und Vätern, die sich 
in einer außergewöhnlichen Not- oder Konflikt-
situation befinden, schnelle und auf den Einzelfall 
abgestimmte finanzielle Hilfen zu ermöglichen“ 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, S . 32) . Im Jahr 
1984 wurde die Bundesstiftung „Mutter und Kind 
– Schutz des ungeborenen Lebens“ eingerichtet . 
Hier stehen Rheinland-Pfalz jährlich derzeit ca . 
4,4 Mio . Euro „für Schwangerennotlagenhilfen  
zur Verfügung“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, 
S . 32) . Seither konzentriert sich die Landesstiftung 
auf „von Schwangerschaft unabhängige Familien-
notlagen“ mit den Hauptzielgruppen „Eineltern-
familien, junge Familien und ganz besonders 
kinderreiche Familien“ (Landtag Rheinland-Pfalz 
2009a, S . 32) . Im Jahr 2008 wurden hier 269 
Einzelfallhilfen aus Mitteln der Landesstiftung 
gewährt (Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, S . 32) .

So vielfältig und beeindruckend diese Aktivitäten 
und Programme sind, so wenig kann dazu berich-
tet werden, welche Effekte diese Leistungen für 
das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen 
in Rheinland-Pfalz insgesamt haben . Dies hat im 
Wesentlichen drei Gründe:

1 . Effekte und Auswirkungen von Bildung sind 
kaum zusammenfassend messbar, sehr wohl aber 
im Einzelfall und auch noch im unmittelbaren 
Lebensumfeld von Kindern, Jugendlichen und 
Familien . Bildungsprozesse, auch im Kontext der 
Familienbildung, bleiben im Kern eine Leistung der 
Väter und Mütter, Mädchen und Jungen selbst; 
sie entscheiden allein, ob solche Angebote ihnen 
z . B . behilflich sind, ihre Erziehungsverantwortung 

destens ein Standort . Anfänglich sind aus den 
unterschiedlichsten Einrichtungen (Familien-
bildungsstätten, Kindergärten, Senioreneinrich-
tungen, Jugendzentren etc .) Häuser der Familie 
entstanden, immer mit der gleichen Intention: 
Information, Beratung, Bildung, Kommunika-
tion und Selbsthilfe für alle . Das Landespro-
gramm „Haus der Familie“ baut auf dem 
Bundesprogramm „Mehrgenerationenhäuser“ 
auf . Das Land Rheinland-Pfalz erweitert das 
Bundesprogramm „Häuser der Familien“ um 
eine spezifische inhaltliche Ausrichtung; neben 
dem Treffpunkt für verschiedene Generationen 
sollen Häuser der Familie und Mehrgenerati-
onenhäuser zu einem Kristallisationskern für 
vielfältige Bildungs-, Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote für Familien werden .

Die Gründung und Arbeit  ■ Lokaler Bündnisse 
wird von der Landesregierung unterstützt, „um 
den lokalen Bezug aller familienpolitischen 
Aktivitäten der Landesregierung zu verstärken“ 
(ebd ., S . 67) . Es wurde deshalb eine Servicestelle 
bei der Landeszentrale für Gesundheitsförde-
rung in der Landeshauptstadt errichtet, um 
örtliche Initiativen zu fördern . „Lokale Bündnis-
se sind Initiativen unterschiedlichster Akteure 
vor Ort, die bereit sind, eigene Handlungsmög-
lichkeiten für konkrete Verbesserungen der 
Lebensbedingungen von Familien und Kindern 
in der Stadt, in der Gemeinde oder in der Region 
einzubringen“ .66 In Rheinland-Pfalz gibt es zur-
zeit 38 Lokale Bündnisse für Familien .

Das Land Rheinland-Pfalz fördert und unter- ■
stützt Familienerholung von Familien, die 
besonders auf Förderung angewiesen sind . Be-
zuschusst werden gemeinsame Ferien in „Fami-
lienferienstätten gemeinnütziger Träger oder 
in familiengeeigneten Jugendherbergen und auf 
familiengeeigneten Winzer- und Bauernhöfen 
in Rheinland-Pfalz“ .67 „Die Individualförderung 

66 http://www .lokale-buendnisse-rlp .de/index .
php?id=402&L=0class%3Dl
67 http://www .masfg .rlp .de/Familie/Familienfoerderung/Familien-
ferien .asp?highmain=1&high sub=2&highsubsub=0
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3 . Auch die vielfältigen Angebote und Leistungen 
des Landes sind in ihren wechselseitigen Bezügen 
und Auswirkungen kaum einzuschätzen . Trotz 
erheblicher Förderungen für unterschiedliche 
Maßnahmen und Projekte der Familienbildung 
sind kaum Daten und Befunde zur Programm-
evaluation verfügbar, mit Ausnahme einer wissen-
schaftlichen Begleitung für das Programm Häuser 
der Familie durch das Institut für Sozialpädagogi-
sche Forschung Mainz . 

Die Verteilung der Landeszuschüsse für die Fa-
milienbildungsstätten in den Jahren 2008 und 
2009 zeigt Abb . 64 . 

Insgesamt ist das Feld der Familienbildung in 
Rheinland-Pfalz ein Aufgabenbereich der Kinder- 
und Jugendhilfe, dem viel öffentliche und politische 
Aufmerksamkeit zukommt, die ihren Ausdruck in 
den zahlreichen Programmen und Initiativen in den 
Kommunen, von Trägern und durch das Land findet . 
Gerade die zahlreichen Berührungspunkte zu an-
deren bedeutsamen Aufgabenfeldern öffentlicher 
Sorge und Verantwortung für das Aufwachsen von 
Kindern und Jugendlichen, ebenso wie zu Aktivitä-
ten bürgerschaftlichen Engagements z . B . in den Fa-
milienzentren, den lokalen Bündnissen für Familien 
oder den Häusern der Familie zeichnen dieses Feld 
aus; exemplarisch für die hohen Erwartungen an die 
Familienbildung ist ein Beschluss der Jugend- und 
Familienministerkonferenz (JFMK) aus dem Jahr 
2007: „Die JFMK begrüßt die zahlreichen existie-
renden familienpolitischen Maßnahmen in den 
Kommunen und unterstützt den verstärkten Aus-
bau einer kommunalpolitischen Gesamtstrategie, 
um die Entwicklung familienpolitischer Aktivitäten 
in den Kommunen zu fördern, auszubauen und zu 
optimieren . Sie sieht in den in vielen Bundesländern 
bestehenden Initiativen für Familienzentren, Eltern-
Kind-Zentren, Häuser der Familie, Lokale Bündnisse 
u . a . sowie in der Initiative der Bundesfamilienmi-
nisterin, Mehrgenerationenhäuser in allen Kreisen 
und kreisfreien Städten zu etablieren, wirksame 
Instrumente, Familien alltagsnah zu erreichen und 
zu vernetzen“ .68

68 www .mbjs .brandenburg .de/media_fast/5527/TOP 6 - Beschluss .pdf

zu stärken oder ob sie sich damit besser auf das 
Zusammenleben mit Kindern vorbereiten können . 
Auch die gewünschten präventiven Wirkungen 
der Familienbildung zur Verhinderung von Inter-
ventionen im Kinderschutz oder den Hilfen zur 
Erziehung sind zwar sehr plausibel, aber empirisch 
kaum belegbar . 

2 . Die Leistungen der Familienbildung sind trotz 
aller Anstrengungen immer noch wenig verknüpft 
mit anderen lokalen Strukturen und Anbietern im 
Feld der Beratung, Hilfeleistung und Intervention 
für Kinder, Jugendliche und Familien . Als schwer-
wiegendes Indiz hierfür kann eine sehr unter-
schiedliche Förderung der Familienbildung in den 
Kommunen des Landes angesehen werden . Nach 
einer aktuellen Umfrage des MASGFF bei den 
Trägern der Familienbildungsstätten werden nur 
drei Einrichtungen mit jährlichen Beträgen über 
10 .000 Euro von den zuständigen Kommunen 
gefördert, die meisten mit Programmzuschüssen 
zwischen 5 .000 und 1 .000 Euro jährlich und einige 
auch überhaupt nicht (Landtag Rheinland-Pfalz 
2009a, S . 23 f .) . Ähnliches gilt für eine kommunale 
Förderung der Familienzentren, die als Kontakt- 
und Anlaufstellen ehrenamtliches Engagement 
und gegenseitige Unterstützung fördern wollen . 
Für die konkreten Förderzusagen der Kommunen 
wird es sicherlich gute Gründe geben und Unter-
stützungen anderer Aktivitäten der Familienbil-
dung sind hier nicht erfasst . Dennoch verweisen 
diese Angaben auf ein erhebliches strukturelles 
Problem der Familienbildung im Gesamtkonzept 
örtlicher Kinder- und Jugendhilfe: Der eingangs zi-
tierte § 16 SGB VIII weist der Familienbildung zen-
trale präventive Aufgaben im zweiten Abschnitt 
der Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe zu, der 
überschrieben ist mit „Förderung der Erziehung in 
der Familie“ . Wie wenig aber die Familienbildung 
durch eine ebenfalls verpflichtend vorgesehene 
Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII) in ein Gesamt-
konzept wirkungsvoller Leistungen und Angebote 
integriert ist, dafür kann die kaum mit örtlichen 
Bedarfslagen begründbare unterschiedliche För-
derung zumindest ein ernsthafter Hinweis sein . 
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insbesondere in den §§ 16, 17, 18 und 28 als Leis-
tungsansprüche junger Menschen und ihrer Eltern 
ausgestaltet . 

Wie in kaum einem anderen Leistungsbereich 
zeigen die Eckwerte70 für die Inanspruchnahme der 
Angebote der Erziehungs- und Familienberatung 
in den Städten und Landkreisen des Landes Rhein-
land-Pfalz allerdings erhebliche Unterschiede: 

70 „Mittels einer solchen Eckwertberechnung werden z . B . die abso-
luten Fallzahlen einer Kommune in Relation zur jeweiligen Bevölke-
rungsgröße gesetzt und erlauben so den Vergleich der Inanspruch-
nahme von Hilfen . Die Fallzahlen der Hilfen werden als Eckwerte der 
Inanspruchnahme pro 1 .000“ junge Menschen angegeben (MASGFF 
2007d, S . 18) .

In deutlichem Gegensatz dazu steht allerdings die 
auch in Rheinland-Pfalz immer noch geringe In-
tegration der Familienbildung in eine kommunale 
Gesamtkonzeption einer „als Ganzes wirksamen“ 
Kinder- und Jugendhilfe . 

Erziehungs- und Familienberatung 
Leistungen der Erziehungs- und Familienberatung 
sind anerkannt wichtige Bausteine einer sozial-
räumlich ausgerichteten und präventiv wirksa-
men Kinder- und Jugendhilfe .69 Im Kinder- und 
Jugendhilfegesetz (SGB VIII) sind diese Leistungen 

69 Vgl . dazu ausführlich und mit Bezug auf Rheinland-Pfalz  
Schrapper & Zimmer 2006 .
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Abb. 65:  Beratungsstellen: Eckwert der Beratung nach § 16 SGB VIII je 1 .000 Personen  
im Alter von unter 18 Jahren im Jahr 2007

Abb. 66:  Anzahl der Erziehungsberatungen 
nach Bundesländern 2007

Quelle: Erhebungen des ISM und eigene Darstellung

Quelle: Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik 2009a, S . 8

Summe andauernder und beendeter Hilfen;  
pro 10 .000 der unter 21-Jährigen

Zwischen maximal 5,3 Beratungen nach § 16  ■
SGB VIII pro 1 .000 junge Menschen pro Jahr in 
zwei Kommunen und immerhin 

6 Kommunen mit keinen dokumentierten Bera- ■
tungen (siehe Abb . 65) . 

Der landesweite Durchschnitt der Inanspruchnah-
me von Erziehungs- und Familienberatung liegt 
bei 0,9 %, wird aber nur von 10 Landkreisen und 
kreisfreien Städten überschritten . Insgesamt er-
reichen 25 nicht diesen, auch im Bundesvergleich, 
niedrigen Wert des rheinland-pfälzischen Durch-
schnitts (siehe Abb . 66) . 

Die Beratung nach § 17 (Beratung in Fragen der 
Partnerschaft, Trennung und Scheidung) und § 18 
(Beratung und Unterstützung bei der Ausübung 
der Personensorge und des Umgangsrechts) SGB 
VIII wird im Vergleich der Kommunen etwas 

Kennzahl9.6a
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Abb. 67:  Beratungsstellen: Eckwert der Beratung nach §§ 17, 18 SGB VIII je 1 .000 Personen  
im Alter von unter 18 Jahren im Jahr 2007

Quelle: Erhebungen des ISM und eigene Darstellung
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Quelle: Erhebungen des ISM und eigene Darstellung
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Erziehungsberatungsstellen

Ehe-, Familien- und 
Lebensberatungsstellen

Abb. 69:  Standorte der Beratung in Rheinland-Pfalz im Jahr 2008

Quelle: MASGFF 2008g, S . 222 ff . 
(Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)

ausgeglichener in Anspruch genommen, allerdings 
mit immer noch deutlichen Schwankungen: Im 
Landesdurchschnitt sind es 9,0 Beratungen pro 
1 .000 Kinder und Jugendliche pro Jahr (2007), bei 
einem Maximalwert von 17,7 (Trier und Kreis Trier-
Saarburg) und einem Minimum von 1,5 (Franken-
thal) (siehe Abb . 67) . 

Die Erziehungsberatung nach §28 SGB VIII zählt 
im Gegensatz zu den anderen Beratungsformen zu 
den Hilfen zur Erziehung, auf die auch im Einzel-
fall ein Rechtsanspruch geltend gemacht werden 
kann . Diese Form der Beratung ist in Rheinland-
Pfalz im Durchschnitt 20,3 von 1 .000 Minderjäh-

rigen im Jahr 2007 gewährt worden . Damit ist die 
Erziehungsberatung nach §28 SGB VIII eine der 
am meisten genutzten Angebote und Leistungen 
im Bereich der erzieherischen Hilfen . Auch hier 
zeigen sich erhebliche Unterschiede: zwischen 
45,4 Beratungen pro 1 .000 Kinder und Jugendli-
che (Ludwigshafen) und 0,1 pro 1 .000 (Landkreis 
Birkenfeld) (siehe Abb . 68) .
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Insgesamt zeigen die Standorte71 der Erziehungs- 
und Lebensberatungsstellen in Rheinland-Pfalz 
sowohl ein deutliches Stadt-Land-Gefälle als auch 
erhebliche Unterschiede zwischen dem Süden und 
dem Norden des Landes (siehe Abb . 69) .

„Die Sozialen Beratungsstellen (Erziehungsbe-
ratung, Ehe-, Familien- und Lebensberatung, 
Suchtberatung) werden nach der Verwaltungs-
vorschrift ‚Förderung sozialer Beratungsstellen‘ 
mit jährlich bis zu 25 % der Fachpersonalkosten 
aus Landesmitteln gefördert“ (Landtag Rheinland-
Pfalz 2008h, S . 2) .

71 In der Karte in Abb . 69 werden auch die Standorte berücksichtigt, 
an denen sowohl eine Erziehungsberatungsstelle als auch eine Ehe-, 
Familien- und/oder Lebensberatungsstelle vorgehalten wird .
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Abb. 70:  Zuschüsse für Erziehungsberatung im Jahr 2008 in Euro (Teil I)

Quelle: nach Auskunft des LSJV und eigene Darstellung

Abzuwarten bleibt, ob die im Rahmen der Vorbe-
reitungen und Abstimmungen der neuen Verwal-
tungsvorschrift zur Konzeption und Finanzierung 
der Erziehungs- und Familienberatung entwickelten 
Leitlinien und Förderungsgrundsätze geeignet 
sind, in allen Regionen des Landes ein bedarfsge-
rechtes und qualifiziertes Angebot zu gestalten . 
Angestrebt wird in dieser Verwaltungsvorschrift 
konzeptionell, dass die Erziehungs- und Familien-
beratungsstellen als Anlaufstellen für alle Fa-
milien offen stehen, aber sich auch stärker für 
„Migrationsfamilien“ und „Familien in prekären 
Lebenslagen“ öffnen (MASGFF 2009c) .
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Abb. 71:  Zuschüsse für Erziehungsberatung im Jahr 2008 in Euro (Teil II)

Quelle:  nach Auskunft des LSJV und eigene Darstellung
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Quelle: Statistisches Bundesamt: Kinder- und Jugendhilfestatis-
tiken – Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Jugendhilfe 
2004 – 2008 und eigene Berechnungen

3.2.3 Kinder- und Jugendarbeit,  
Jugendverbände

Die Kinder- und Jugendarbeit ist in vielen politi-
schen Programmen und kommunalen Konzep-
ten unbestritten ein unverzichtbarer Teil einer 
Kinder- und Jugendhilfe, die sich an alle Kinder 
und Jugendlichen im Land richtet . Gemäß ihrem 
gesetzlichen Auftrag soll sie sich ausdrücklich an 
den Interessen und Bedürfnissen junger Menschen 
orientieren, partizipativ ausgerichtet sein sowie 
thematisch und methodisch vielfältig gestaltet 
werden . Ihr Spektrum reicht von Bildungs- über 
Kultur- und Freizeitangebote bis hin zu spezifi-
schen Ansätzen zur Förderung junger Menschen 
an der Schnittstelle von Schule und Beruf . In der 
Erfahrung vieler für die Jugendarbeit verantwort-
licher Fachkräfte und nicht weniger Kinder und Ju-
gendlicher selbst gerät die Jugendarbeit allerdings 
bei anhaltend großem Kostendruck der für ihre 
Finanzierung zuständigen Träger und Kommunen 
zunehmend ins Hintertreffen, muss erhebliche 
Einschnitte hinnehmen und muss teilweise um 
ihre Existenz kämpfen (Schrapper/Spies 2004, 
S . 197 ff ., Meinhold-Henschel 2007, S . 9 sowie 
Landesjugendring72) .

Diese programmatisch bedeutsame und zugleich 
finanziell schwache Position der Jugendarbeit hat 
bereits lange Tradition; 1924, als das damals neue, 
schon zwei Jahre vorher vom Reichstag mit großer 
Mehrheit verabschiedete Reichsjugendwohlfahrts-
gesetz endlich in Kraft trat, wurde die Jugendar-
beit wieder aus dem verbindlichen Pflichtenkata-
log öffentlicher Leistungen herausgenommen 
und als eine der sog . freiwilligen Aufgaben in das 
Belieben verfügbarer Finanzen gestellt . Bis heute 
hat die Jugendarbeit den „Makel“ einer  freiwilligen 
Aufgabe nicht verloren, auch wenn das heute 
geltende SGB VIII scheinbar eindeutig formuliert: 
„Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer 
Entwicklung erforderlichen Angebote der Jugend-
arbeit zur Verfügung zu stellen“ (§ 11 Abs . 1 SGB 
VIII) – aber was ist „erforderlich“ (siehe Abb . 72)? 

72 http://www .ljr-rlp .de /cms/front_content .php?idcatart=194&lang
=1&client=1

(beinhaltet die Ausgaben für Einzel- und Gruppenhilfen, 
 andere Ausgaben sowie Ausgaben für Einrichtungen gesamt)
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Wie Abb . 73 zeigt, haben sich die Ausgaben für 
Jugendarbeit im Zeitraum 2004 bis 2008 im Ver-
gleich zu den Ausgaben der Hilfen zur Erziehung 
kaum verändert .73

Der prozentuale Anteil der Jugendarbeit an den 
dargestellten Jugendhilfeausgaben macht um 
die 5 % aus, ist aber durch leichte Schwankungen 
geprägt und geht seit 2006 (5,4 %) kontinuierlich 
zurück (2008: 5,1 %) . 

Über die Zahlen der Teilnehmenden an Maßnah-
men der Jugendarbeit zeigt sich dieser Rückgang 
ebenfalls – besonders deutlich für die Jugendini-
tiativen, -gruppen, -verbände und -ringe . Ein-
schränkend muss allerdings angemerkt werden, 
dass die Datenbasis der Jugendhilfestatistik des 
Bundes, aus der die hier gezeigten Zahlen stam-
men, nur bedingt zuverlässig ist (siehe Tabelle 13) . 

Die in solchen Zahlen deutlich werdende Span-
nung zwischen postulierter Bedeutung und ver-
fügbaren Ressourcen prägt auch diesen Bericht: 
Zum einen sind kaum zuverlässige Daten über 
die realen Angebote sowie nur bedingt über ihre 
Inanspruchnahme und Nutzung durch Kinder und 

73 Die enorme Schwankung der Kita-Ausgaben in Rheinland-Pfalz 
(-20 %) ist zurückzuführen auf eine einmalige Umstellung der Melde- 
bzw . Erfassungsmethodik .

Tabelle 13: Teilnehmende an Maßnahmen der Jugendarbeit nach Art der Maßnahme und  
Trägern in Rheinland-Pfalz 

 
 
 

Freie Träger

davon:  
Jugendinitiativen, 
-gruppen,   
-verbände, -ring

 
 

Öffentliche  
Träger

 
 
 

Insgesamt

Kinder- und Jugenderholung 106 .625 67 .448 20 .622 127 .247

Außerschulische Jugendbildung 53 .847 40 .782 25 .158 79 .005

Internationale Jugendarbeit 881 234 1 .534 2 .415

Mitarbeiterfortbildung freier Träger 18 .349 14 .224  18 .349

insgesamt 179 .702 122 .688 47 .314 227 .016

in % an Teilnehmenden 
in Maßnahmen insgesamt 

79,2 % 54,0 % 20,8 %
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Maßnahmen der Jugendarbeit 2008 und eigene Zusammenstellung 

Freie Träger davon Jugendinitiativen, -gruppen, -verbände, -ring

Öffentliche Träger
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Abb. 74:  Maßnahmen der Jugendarbeit im  
Rahmen der Jugendhilfe 2000 bis 2008 in  
Rheinland-Pfalz

Quelle: Statistisches Bundesamt, Maßnahmen der Jugendarbeit 
2000, 2004, 2008 und eigene Darstellung

Entwicklung der Teilnehmenden an Maßnahmen der Jugend-
arbeit nach Trägern

Jugendliche in den Städten und Landkreisen oder 
in den Verbänden und Vereinen verfügbar . Zum 
anderen werden auch keine regional differenzier-
ten Angaben über die Ausgaben und Zuschüsse 
für Jugendarbeit dokumentiert – für die, wie 
insgesamt für die Aufgaben und Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe, wesentlich die Kommu-
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  (3) Zu den Schwerpunkten der Jugendarbeit 
gehören:
	  1 . außerschulische Jugendbildung mit 

allgemeiner, politischer, sozialer, gesund-
heitlicher, kultureller, naturkundlicher und 
technischer Bildung,

	  2 . Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit,
	  3 . arbeitswelt-, schul- und familienbezogene 

Jugendarbeit,
	 4 . internationale Jugendarbeit,
	 5 . Kinder- und Jugenderholung,
	 6 . Jugendberatung .

  (4) Angebote der Jugendarbeit können auch 
Personen, die das 27 . Lebensjahr vollendet ha-
ben, in angemessenem Umfang einbeziehen .“ 

Für das Land Rheinland-Pfalz wird im Landes- 
gesetz zur Förderung der Jugendarbeit und Ju-
gendsozialarbeit (Jugendförderungsgesetz) vom 
21 . 12 . 1993 Jugendarbeit u . a . folgendermaßen 
konkretisiert (GVBI, S . 629): 

  „(…) Wesentliche Merkmale der Jugendarbeit 
sind die Vielfalt ihrer Inhalte, Formen und 
Trägerstrukturen sowie die Freiwilligkeit der 
Teilnahme junger Menschen und die Möglich-
keit zur Mitgestaltung . Sie bedarf einer ausrei-
chenden Zahl von hauptamtlichen Fachkräften 
und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der öffentlichen und freien Träger 
der Jugendarbeit“ .74

Weitere Vorgaben des Landesgesetzes beziehen 
sich sowohl auf die Aus- und Weiterbildung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als auch auf 
eigenständige Ansätze und Angebote für Mädchen 
und junge Frauen, die Arbeit mit Kindern als „we-
sentlicher und eigenständiger Teil der Jugendarbeit“ 
sowie auf die interkulturelle Ausrichtung (ebd .) . 

74 Jugendförderungsgesetz, online verfügbar unter: www .jugend .rlp .de .

nen zuständig sind . Auch Angaben über Mitglie-
derzahlen und Eigenleistungen der freien Träger 
und Jugendverbände sind in Rheinland-Pfalz nicht 
verfügbar . 

Berichtet werden soll daher an dieser Stelle vor 
allem über die Entwicklung einer regionalen Inf-
rastruktur von Einrichtungen und Angeboten der 
Jugendarbeit und Jugendbildung, soweit diese aus 
den veröffentlichten Daten über die Förderung des 
Landes, hier vor allem aus den Daten der Landes-
jugendpläne rekonstruiert werden können; im 
Wesentlichen sind dies die folgenden Aspekte und 
Fragestellungen:

Struktur und Förderschwerpunkte der Landes- ■
jugendpläne mit Angaben zu den letzten vier 
Jahren (2007 bis 2010),
die Jugendverbände und ihre Förderung, ■
Jugendarbeit der Sportverbände, ■
Einrichtungen der Jugendbildung, ■
die Jugendarbeit der öffentlichen Träger in den  ■
Gemeinden, Städten und Landkreisen,
musische und kulturelle Bildung sowie  ■
 Bibliotheken, 
ökologische und naturbezogene Bildung . ■

Nochmals zu den gesetzlichen Vorgaben: Im 
schon erwähnten § 11 SGB VIII heißt es zu Auftrag 
und Tätigkeitsfeld der Jugendarbeit umfassend 
und anspruchsvoll:

  „(1) Jungen Menschen sind die zur Förderung 
ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der 
Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen . Sie sollen 
an den Interessen junger Menschen anknüpfen 
und von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet 
werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen 
und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und 
zu sozialem Engagement anregen und hinführen .

  (2) Jugendarbeit wird angeboten von Verbän-
den, Gruppen und Initiativen der Jugend, von 
anderen Trägern der Jugendarbeit und den Trä-
gern der öffentlichen Jugendhilfe . Sie umfasst 
für Mitglieder bestimmte Angebote, die offene 
Jugendarbeit und gemeinwesenorientierte 
Angebote .



153

Struktur und Förderschwerpunkte der Landes-
jugendpläne 2007 bis 2010 
Einen Überblick der von 2007 bis 2010 zur Ver-
fügung gestellten Landesmittel für Aufgaben der 
Jugendarbeit gibt Tabelle 14 . Im Zeitvergleich der 
Förderschwerpunkte in der aktuellen Periode von 
2007 bis 2010 wird hier dreierlei deutlich: 

Die absolute Höhe der Förderbeträge hat sich  ■
in den hier betrachteten vier Jahren kaum 
verändert; sieht man die Einzelpositionen des 
Landesjugendplanes durch, so fallen vor allem 
die über die Jahre exakt gleichbleibenden Be-
träge auf;

Tabelle 14: Förderung der Jugendarbeit 2007 – 2010 des Landes Rheinland-Pfalz (Beträge in Euro) 

Förderbereiche 2007 2008 2009 2010 

Einrichtungen der Jugendarbeit
davon neu 2009 und 2010:
Sanierung der Jugendherberge  
Ehrenbreitstein 
Waldjugendherbergen
Haus der Nachhaltigkeit

ohne diese neuen Förderungen1)

2 .452 .200 1 .673 .700 3 .256 .575

1 .200 .000
201 .000
43 .200

1 .812 .375

3 .186 .575

1 .200 .000
201 .000
43 .200

1 .742 .375

Fachkräfte der Jugendarbeit 2 .492 .000 2 .492 .000 2 .492 .000 2 .492 .000

Zentrale Förderung von Einrichtungen und Verbänden 
hierunter auch:
Landesverband pro familia
Landesverband alleinerziehender Väter und Mütter
Deutscher Kinderschutzbund

1 .138 .600

118 .000
78 .000
50 .700

1 .139 .500

118 .000
78 .000
50 .700

1 .149 .500

118 .000
78 .000
60 .700

1 .149 .500

118 .000
78 .000
60 .700

Veranstaltungen der Jugendarbeit
davon neu 2009 und 2010: 
Waldjugendspiele
qualifizierte Umweltbildungsangebote  
(insbes . Rucksackschule)  
Jugendkunstschulen
Kinder- und Jugendbericht

ohne diese neuen Förderungen1)

8 .358 .500

148 .000

8 .308 .600

158 .000

10 .812 .000

786 .500

1 .154 .900
300 .000
200 .000

8 .463 .000

10 .762 .000

786 .500

1 .154 .900
300 .000

50 .000

8 .563 .000

Gesamt
- ohne die neuen Förderungen1) 2009/10
Veränderung zum Vorjahr in %
- ohne die neuen Förderungen1) 2009/10

14 .441 .300 13 .613 .800

- 5,3 %

17 .710 .075
13 .916 .875

+ 30,5 %
+ 2,1 %

17 .590 .075
13 .946 .875

- 0,6 %
 + 0,2 %

 
 
1) Um Kontinuitätslinien und Entwicklung in der Förderung der Kinder- und Jugendarbeit – wie sie im Landesjugendplan berichtet wird – deutlich 
zu machen, sind zum einen begrenzte Investitionsleistungen und zum anderen spezifische neue Förderschwerpunkte herausgerechnet worden .  
Quelle: MBWJK 2007a, S . 34, MBWJK 2009, S . 24 und eigene Berechungen

die deutlichen Veränderungen vom Jahr 2008  ■
zum Jahr 2009 sind wenigen und zudem spe-
zifischen Förderprojekten geschuldet, deren 
Bedeutung hier nicht bewertet werden kann . 
Die Förderung für die anderen Förderschwer-
punkte und Projekte hat sich dagegen in den 
Jahren von 2007 bis 2010 nominell nicht oder 
kaum geändert;

wird nun eine jährliche Geldentwertung von  ■
nur 2,5 % angenommen – real waren es 2,3 % 
im Jahr 2007 und 2,6 % im Jahr 2008 –, so ist 
die Förderung der Jugendarbeit mit den ge-
nannten Ausnahmen seit 2008 geringfügig, 
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Jugendverbände stellen in Rheinland-Pfalz wie im 
Bund über 50 % der Träger und Maßnahmenan-
bieter in der Jugendarbeit (LSJV 2006b, S . 11) . Im 
Bundesgebiet wurden noch Anfang der 1990er 
Jahre mindestens 255 „Jugendverbände und Ju-
gendorganisationen“ (Böhnisch 1991, S . 1059 ff .)75 
gezählt . 

In einer aktuellen Publikation des Landesjugend-
amtes werden die anerkannten freien Träger der 
Jugendhilfe und hier insbesondere der Jugendver-
bände in einer Übersicht vorgestellt (siehe Abb . 75) .

75 „Untergliederungen der Verbände sind hier nicht aufgenommen, 
soweit es sich um Landesverbände gleichen Namens handelt (Aus-
nahme: Landesjugendringe)“ (Böhnisch 1991, S . 1059) .

aber kontinuierlich zurückgegangen; die Aus-
nahme sind neue Projekte vor allem:

 umweltorientierte Jugendbildung, •	
 die Renovierung der Jugendherberge Ehren-•	
breitstein, 
die Förderung der Jugendkunstschulen•	
 sowie im Jahr 2009 das Konjunkturpro-•	
gramm II: Rheinland-Pfalz förderte außer-
schulische (mediale) Jugendbildung mit  
1,6 Mio . Euro (Bund und Land) .

Zudem werden über den Landesjugendplan im 
Unterkapitel „Zentrale Förderung von Einrich-
tungen und Verbänden“ auch solche Aufgaben 
gefördert, die inhaltlich unzweifelhaft von großer 
Bedeutung sind – gemeint ist die Arbeit von pro 
familia, dem Deutschen Kinderschutzbund oder 
der Landesarbeitsgemeinschaft alleinerziehender 
Mütter und Väter –, die aber nur mit Mühe zu den 
Aufgaben der Jugendarbeit gerechnet werden 
können . Der Landesjugendplan ist ein wichtiges 
Berichtsinstrument des Landes, aber gibt in der 
Gesamtsumme der ausgewiesenen Förderungen 
nur bedingt Auskunft über die „Förderung der 
Jugendarbeit“ . 

Die Jugendverbände und ihre Förderung 
In § 12 SGB VIII heißt es zur Förderung der 
 Jugendverbände:

„(1) Die eigenverantwortliche Tätigkeit der 
Jugendverbände und Jugendgruppen ist unter 
Wahrung ihres satzungsgemäßen Eigenlebens 
nach Maßgabe des § 74 zu fördern .

(2) In Jugendverbänden und Jugendgruppen 
wird Jugendarbeit von jungen Menschen selbst 
organisiert, gemeinschaftlich gestaltet und 
mitverantwortet . Ihre Arbeit ist auf Dauer 
angelegt und in der Regel auf die eigenen Mit-
glieder ausgerichtet, sie kann sich aber auch an 
junge Menschen wenden, die nicht Mitglieder 
sind . Durch Jugendverbände und ihre Zusam-
menschlüsse werden Anliegen und Interessen 
junger Menschen zum Ausdruck gebracht und 
vertreten“ (§ 12 SGB VIII) .
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Abb. 75:  Freie Träger der Jugendhilfe

Über die Aktivitäten verschiedenerer Jugendver-
bände informiert im Überblick ihr Zusammen-
schluss, der Landesjugendring .76 Zuverlässige Da-
ten über die Mitgliederzahlen der Jugendverbände 
oder die insgesamt von diesen angesprochenen 
und erreichten Kinder und Jugendlichen können 
nicht zur Verfügung gestellt werden . 

Die Verteilung auf Gruppen der Jugendverbände 
zeigt Abb . 76 .

76 www .ljr-rlp .de

In Tabelle15 sind nur die Bildungsmaßnahmen der 
Jugendverbände aufgeführt, die im Rahmen des 
Landesjugendplanes (soziale Bildung, politische 
Bildung und Schulung Ehrenamtlicher) gefördert 
wurden . Alle anderen Aktivitäten, Projekte und 
Veranstaltungen der Jugendverbände können bis-
her nicht zentral erfasst werden, da hierzu keine 
Erhebungsinstrumente vorliegen . Aufgrund dessen 
ist es zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich, einen 
vollständigen Überblick über die quantitativen 
und qualitativen Leistungen der Jugendverbände  
zu geben . Hier zeichnet sich ein Auftrag für zu-

Jugendverbände

Kirchen und Religions-
gemeinschaften des öffent-

lichen Rechts

– Arbeiterwohlfahrt – AWO
– Diözesan Caritasverband e . V .
– Diakonisches Werk
– Deutsches Rotes Kreuz
– Deutscher Paritätischer 

 Wohlfahrtsverband – DPWV
– und andere

Wohlfahrtsverbände 
auf Landesebene, sofern sie 

 Jugendarbeit leisten oder fördern

(sowie ihnen angehörende oder 
mitgliedschaftlich angeschlossene 

Träger)

Andere Verbände auf 
Landesebene, sofern sie Jugend-

hilfe leisten oder fördern

andere:

– Arbeiter-Samariter-Jugend
– Advent-Jugend Mittelrhein
– Chorjugend des Pfälzischen 

 Sängerbundes e . V .
– Deutsche Waldjugend
– Jugend des deutschen Alpenver-

eins Rheinland-Pfalz-Saar
– Landesverband für 

 Spielmannswesen
– Sportjugend Rheinland-Pfalz
– THW-Jugend Rheinland-Pfalz

Im Landesjugendring organisiert:

– Arbeitsgemeinschaft ev . Jugend – AeJ
– AG der Landjugendverbände RLP-Saar
– Bund deutscher katholischer Jugend – BDKJ
– Bund deutscher Pfadfi nder/-innen – BdP
– BUNDjugend
– Deutsche Beamtenbundjugend
– Deutsche Wanderjugend
– DGB – Gewerkschaftsjugend
– Deutsche Jugend in Europa – DJO
– Deutsche Pfadfi nderschaft St . Georg
– Diözesanverband Trier – DPSG
– Jugendwerk Evangelischer Freikirchen – JEF
– Jugendwerk der AWO
– Jugendfeuerwehr Rheinland-Pfalz
– Jugendrotkreuz Rheinland-Pfalz
– Landesmusikjugend
– LAG der Clubs Behinderter und ihrer Freunde
– Naturfreundejugend
– Naturschutzjugend im NABU-RLP
– Ring deutscher Pfadfi nderinnenbünde – RdPw
– Ring deutscher Pfadfi nderverbände – RdPm
– Sozialistische Jugend Deutschland – 

Die Falken
– Solidaritätsjugend RLP
– Verband Christlicher Pfadfi nder/-innen – VCP

Freie Träger der Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz
Anerkannt gemäß § 75 SGB VIII i . V . m . § 12 AGKJHG

Quelle: Landesjugendamt Rheinland-Pfalz (LSJV 2007e, S . 589)
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Abb. 76:  Jugendverbände in Rheinland-Pfalz

Quelle: www .jugend .rlp .de und eigene Berechnungen

Tabelle 15: Anzahl der Teilnahmetage in  
Bildungsmaßnahmen der Jugendverbände  
im Jahr 2008, die über Mittel des MBWJK 
(Landesjugendplan) gefördert wurden,  
nach Auskunft des Landesjugendrings  
Rheinland-Pfalz e. V.  

Verband 2008

Adventjugend 1 .521

Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend 181 .017

Bund der Deutschen Katholischen Jugend 224 .968

Bund Deutscher Pfadfinder/-innen 741

Chorjugend der Pfalz 1 .839

Deutsche Jugend in Europa 135

Deutsche Waldjugend 4 .739

DGB – Gewerkschaftsjugend 818

Jugendfeuerwehr 18 .793

Jugendrotkreuz 14 .232

Jugendwerk der Arbeiterwohlfahrt 15 .062

Jugendwerk Evangelischer Freikirchen 17 .870

Jugend der Deutschen Lebensrettungs- 
gesellschaft

5 .243

Jugend des Bundes für Umwelt- und  
Naturschutz

62

Jugend des deutschen Alpenvereins 777

Jugend des Landesverbandes für  
Spielmannswesen

1 .036

Jugend des Technischen Hilfswerkes 72

Landesmusikjugend 17 .057

Landjugend 634

Naturfreundejugend 1 .067

Naturschutzjugend im NABU 0

Ring deutscher Pfadfinderinnenverbände 12 .108

Ring deutscher Pfadfinderverbände 51 .639

Sozialistische Jugend Deutschlands – Die Falken 1 .748

Sportjugend 207 .918

Wanderjugend 2 .809

Insgesamt: 783 .905
 

künftige Kinder- und Jugendberichte des Landes 
ab, geeignete Erfassungsinstrumente für die freien 
Träger der Jugendarbeit zu entwickeln .

Jugendarbeit der Sportverbände 
Sportvereine bieten ein breites Spektrum an Spiel-  
und Bewegungsmöglichkeiten für Kinder und 
Jugendliche . Die aktive Teilhabe in  Sportvereinen 
ist für Kinder und Jugendliche eine oftmals 
finanzierbare und wohnortnahe Gelegenheit 
nicht nur für körperliche Bewegung und Förde-
rung individueller Fähigkeiten in diesem Bereich, 
sondern auch für sozialen Kontakt und aktive 
Mitwirkung in einer Gemeinschaft . Zwar liegen 
über die Teilnahme von Kindern und Jugendlichen 
an Sportveranstaltungen keine Daten vor, aber die 
Mitgliederzahlen der einzelnen Vereine werden 
vom Landessportbund (LSB) Rheinland-Pfalz 
regelmäßig erhoben . Der LSB ist die Dachorgani-
sation der Sportvereine in Rheinland-Pfalz und 
vertritt „mehr als 6200 Vereine und über 1,5 Milli-
onen Mitglieder“77; jede dritte Bürgerin bzw . jeder 
dritte Bürger in Rheinland-Pfalz ist damit Mitglied 
in einem Sportverein .

77 www .lsb-rlp .de
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Abb. 77:  Mitglieder in Sportvereinen nach Altersklassen an gleichaltriger Bevölkerung 2008 in %

Quelle: nach Auskunft des Landessportbunds und eigene Berechnungen

Der Landessportbund ist auch Träger einer 
Jugendorganisation, der „Sportjugend Rheinland-
Pfalz“ (Landessportbund Rheinland-Pfalz), die als 
anerkannter Träger der freien Jugendhilfe zugleich 
mitgliederstärkster Jugendverband des Landes 
ist; neben den sportlichen Zielen und Aufgaben 
gehören auch Jugendreisen und Netzwerkarbeit 
sowie Aus- und Weiterbildungen zu den Aufgaben 
der Sportjugend .

Abb . 77 zeigt, wie sich die Zahl der Mit glieder der 
Sportvereine in den Alterklassen unter 18 Jahren 
auf die Städte und Landkreise in Rheinland-Pfalz 
verteilen . Zuerst zeigen die Prozentwerte über 
100 %, dass zahlreiche Kinder und Jugendliche 
Mitglied in mehreren Sportvereinen sind; wiederum 
werden große regionale Unterschiede deutlich .

Im Landesjugendplan wird auch über die Sport-
förderung des Landes insgesamt berichtet . Mit 
über 45 Mio . Euro im Jahr 2010 ist gegenüber 
dem Jahr 2007 eine prozentuale Steigerung um 
2,7 % zu verzeichnen (MBWJK 2007, S . 33 und 
MBWJK 2009a, S . 43) . Der Landessportbund 
erhält hiervon für alle seine Aktivitäten – nicht nur 
für Kinder und Jugendliche – im Jahr 2010 insge-
samt 10,5 Mio . Euro (seit 2007: + 16,7 %) (ebd .) . 

Die einzelnen Sportvereine und -verbände er-
halten in diesem Rahmen auch für besondere 
Projekte eine Förderung, z . B . Projekte zur Gewalt-
prävention: Im Bundesvergleich sind in Rheinland-
Pfalz hinsichtlich der Gewalt im Umfeld von 
Sportveranstaltungen keine Besonderheiten zu 
verzeichnen, gleichwohl werden auch hier gerade

Kennzahl10.1
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bei Fußballspielen „in der Bundesliga und der 
Oberliga Südwest regelmäßig polizeiliche Einsatz-
maßnahmen erforderlich“ (Landtag Rheinland-
Pfalz 2009f, S . 10) . Das Innenministerium hat 
hierzu eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die eine 
„Sicherheitskonzeption Fußball Rheinland-Pfalz“ 
erarbeitet hat . Ziel der Konzeption soll die Verbes-
serung der Zusammenarbeit von Polizei, Veran-
staltern sowie den entsprechenden Vereinen, die 
Intensivierung des Informationsaustausches und 
eine verbesserte Abstimmung von Maßnahmen 
zur Verhinderung von Gewalt sein (ebd ., S . 11) .

Aktivitäten der Sportvereine haben ebenfalls 
Bedeutung für die Integration junger Menschen 
mit Behinderungen sowie für junge Menschen mit 
Migrationshintergrund . „Der Sport von Menschen 
mit Beeinträchtigungen ist ein wichtiger Kristalli-
sationspunkt der Integration der Betroffenen in 
das gesamtgesellschaftliche Leben . Eine Möglich-
keit, diese wichtige Entwicklung voranzutreiben, 
ist die weitere Öffnung von „normalen“ Sport-
vereinen für den Sport von Menschen mit Behin-
derung“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2007b, S . 43) . 
Für junge Menschen mit Migrationshintergrund 
bedeutet Sport die Möglichkeit, Leistungen zu  
erbringen „ohne Rücksicht auf Herkunft, Natio-
nalität und Sprache . Leistung und Erfolg sind im 
Sport damit leichter möglich als in anderen Berei-
chen . Sportliche Leistung und deren Anerkennung 
fördert die Selbstachtung der Menschen mit Mig-
rationshintergrund . Sport fördert das soziale und 
kulturelle Lernen durch die Beachtung der Spiel-
regeln und des Gebots der Fairness“ (ebd ., S . 21) . 

Auch der 11 . Sportbericht der Bundesregierung 
vom Dezember 2006 (Deutscher Bundestag 2006, 
S . 89) hebt die Bedeutung des Sports für die In-
tegration hervor: Sport bietet vielfältige Chancen 
für Zugewanderte und bildet einen bedeutsamen 
Faktor der Partizipation am gesellschaftlichen 
Zusammenleben . Sport hilft, Sprachbarrieren zu 
überwinden . Sportlerinnen und Sportler bilden 
Gemeinschaften, Sport befreit von Isolation und 
erleichtert, soziale Beziehungen zu knüpfen . 

Hierzu fördert das Land Rheinland-Pfalz zahlreiche 
Projekte, u . a . im Rahmen des Aktionsprogramms 
„Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz“ . Schließlich 
sind die Sportvereine wichtige Kooperationspart-
ner für Kindertageseinrichtungen und Schulen in 
Programmen wie „Bewegungskindergarten“ oder 
„Partnerschule mit dem Schwerpunkt Bewegung, 
Spiel und Sport“ . 

Einrichtungen der Jugendbildung 
Jugendbildungsarbeit wird auch in speziell dafür 
eingerichteten Bildungsstätten und Einrichtungen 
angeboten; wie sich solche Einrichtungen der Ju-
gendbildung über Rheinland-Pfalz verteilen, zeigt 
die Karte in Abb . 78 . 
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Akademien politischer Bildung 

evangelische Jugendbildungshäuser

katholische Jugendbildungshäuser

Naturfreundehäuser

Jugendherbergen

Häuser der Jugend

Abb. 78:  Einrichtungen der Jugendbildung

Quelle: eigene Zusammenstellungen aus http://jugend .rlp .de, MASGFF 2008g, S . 244 ff .,  
http://www .diejugendherbergen .de/sowie http://www .naturfreunde-rlp .de/ (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)

Die Jugendarbeit der öffentlichen Träger in 
den Gemeinden, Städten und Landkreisen 
Jugendarbeit hat vor allem die Funktion, Kindern 
und Jugendlichen eigenständige und selbstbe-
stimmte Orte der Erfahrung mit Gleichaltrigen, 
der Entdeckung und Erprobung eigener Interessen 
und Potentiale zur Verfügung zu stellen; Jugend-
arbeit bietet dazu Treffpunkte für Freizeitgestal-
tung, organisiert Veranstaltungen und Projekte, 
bündelt und vertritt Interessen junger Menschen 
gegenüber Politik und Gemeinwesen . Neben den 
Jugendverbänden und Jugendinitiativen sind vor 
allem die Gemeinden, Städte und Kreise bedeu-

tende Träger der Jugendarbeit, unterhalten eigene 
Jugendeinrichtungen und beschäftigen Fachper-
sonal für Aufgaben der Jugendpflege, wie dieser 
Aufgabenbereich traditionell genannt wird . Die 
vielfältigen Aufgaben kommunaler Jugendarbeit 
verdeutlicht Abb . 79 .
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Quelle: LSJV 2007e, S . 9

In diesem Zusammenhang werden der Jugend-
arbeit wichtige präventive Funktionen zuge-
schrieben, ebenso wie die Aufgabe, Kindern und 
Jugendlichen in Belastungs- und Krisensituationen 
kompensierende Angebote zu machen, die weiter-
gehende Hilfeleistungen, vor allem als „Hilfe zur 
Erziehung“ nicht oder nicht so umfangreich erfor-
derlich werden lassen . Auf diesen Zusammenhang 
wird u . a . auch im zweiten Landesbericht „Hilfen 
zur Erziehung“ hingewiesen: „Einen weiteren zen-
tralen Einflussfaktor auf den Bedarf an Hilfen zur 
Erziehung stellt die Verfügbarkeit und die Qualität 
der sozialen Infrastruktur, und hier wesentlich 

der Regelangebote im Bereich der Kindertages-
betreuung und der Kinder- und Jugendarbeit, dar“ 
(MASGFF 2007d, S . 255) . 

Die unterschiedliche Ausstattung der Kreise und 
Städte mit pädagogischen Fachkräften für solche 
präventiven Aufgaben im sog . „Vorfeld der Hilfen 
zur Erziehung“ zeigt die Übersicht in Abb . 80 . 
Dies sind die einzig verfügbaren Angaben über die 
Personalausstattung der Kinder- und Jugendarbeit 
in den Kommunen des Landes Rheinland-Pfalz; 
dabei fallen wiederum die erheblichen regionalen 
Unterschiede ins Auge . 

Abb. 79:  Aufgaben kommunaler Jugendarbeit
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Abb. 80:  Eckwert Personal Jugendarbeit, Jugendschutz, Jugendsozialarbeit und Schul- 
sozialarbeit (Stellen pro 1 .000 bis 21-Jährige) im Jugendamt und bei freien Trägern in 2005 
(4 Jugendämter ohne Angaben: Koblenz, Kaiserslautern, Zweibrücken, LK Mz-Bingen)

Quelle: MASGFF 2007d, S . 285
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oder musikalische Früherziehung; dann werden 
breit gefächert Instrumental- und Vokalunterricht 
angeboten und zuletzt Ensemble-Unterricht und 
musiktheoretische Fächer .78

Abbildung 81 und 82 zeigen die unterschiedlichen 
Anteile der Musikschülerinnen und Musikschüler 
nach Altersklassen in den Städten und Landkreisen,  
die über öffentlich geförderte Musikschulen ver-
fügen . 

78 http://www .lvdm-rlp .de/landesfoerderung .htm

Musische und kulturelle Bildung sowie  
Bibliotheken 
Neben den Aktivitäten der Jugendarbeit durch 
freie und öffentliche Träger der Jugendhilfe sind 
die Angebote und Leistungen der Musik- und 
Jugendkunstschulen sowie der Bibliotheken 
bedeutsam für die kulturelle Entwicklung und 
Selbstverwirklichung junger Menschen . Auch zu 
diesen Angebotsfeldern können vor allem Daten 
zur Infrastruktur und zur Landesförderung berich-
tet werden, dies soll auch hier mit einem beson-
deren Blick auf die regionalen Unterschiede getan 
werden .

Musik  
Das Land Rheinland-Pfalz fördert und unterstützt 
zahlreiche Projekte in musischer Bildung . Exem-
plarisch können die Jugendensembles, die unter 
der Dachmarke „Junge Musik Rheinland-Pfalz“ 
(Dachverband Junge Musik Rheinland-Pfalz) 
versammelt sind, angeführt werden . Alle fünf 
Jugendensembles – der „LandesJugendChor“, das 
„JugendJazzOrchester“, das „JugendBlasOrchester“, 
das „JugendSinfonie Orchester“ und das „Jugend-
EnsembleNeueMusik“ – werden vom Ministerium 
für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur 
Rheinland-Pfalz und dem Landesmusikrat Rhein-
land-Pfalz e . V . gefördert .

Für eine Förderung musischer Bildung in der 
„Breite und Fläche“ sind vor allem die örtlichen 
Musikschulen sowie die zahlreichen Musik- und 
Gesangsvereine bedeutsam; berichtet werden 
kann hier nur über öffentliche Musikschulen, 
da andere Daten zu diesem Themenfeld nicht 
verfügbar sind . Musikschulen gehören in fast allen 
Städten und Landkreisen zum festen Bestandteil 
des öffentlichen Kultur- und Bildungsangebots . In 
Rheinland-Pfalz gab es im Jahr 2008 insgesamt 
44 Musikschulen, in denen insgesamt 42 .707 Mu-
sikschülerinnen und -schüler unterrichtet wurden . 
Das Land Rheinland-Pfalz fördert Musikschulen, 
die in Trägerschaft einer kommunalen Gebietskör-
perschaft oder gemeinnützig sind . Der Unterricht 
ist zumeist in drei Stufen gegliedert . Zuerst geht 
es um die musikalische Grundausbildung und/
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Abb. 82:  Anteil der Musikschülerinnen und -schüler 2009 an gleichaltriger Bevölkerung in %

0

2

4

6

8

10

12

14

16

bis 5 Jahre 6 bis 9 Jahre

A
hr

w
ei

le
r

A
lt

en
ki

rc
he

n 
(W

w
.)

A
lz

ey
-W

or
m

s

Ba
d 

D
ür

kh
ei

m

Ba
d 

Kr
eu

zn
ac

h

Be
rn

ka
st

el
-W

itt
lic

h

Bi
rk

en
fe

ld

Co
ch

em
-Z

el
l

D
on

ne
rs

be
rg

kr
ei

s

Ei
fe

lk
re

is
 B

itb
ur

g-
Pr

üm

Fr
an

ke
nt

ha
l (

Pf
al

z)
, k

rf
r. 

St
ad

t

G
er

m
er

sh
ei

m

Ka
is

er
sl

au
te

rn

Ka
is

er
sl

au
te

rn
, k

rf
r. 

St
ad

t

Ko
bl

en
z,

 k
rf

r. 
St

ad
t

Ku
se

l

La
nd

au
 in

 d
er

 P
fa

lz
, k

rf
r. 

St
ad

t

Lu
dw

ig
sh

af
en

, k
rf

r. 
St

ad
t

M
ai

nz
, k

rf
r. 

St
ad

t

M
ai

nz
-B

in
ge

n

M
ay

en
-K

ob
le

nz

N
eu

st
ad

t a
.d

.W
ei

ns
tr

., 
kr

fr
. S

ta
dt

N
eu

w
ie

d

Pi
rm

as
en

s,
 k

rf
r. 

St
ad

t

Rh
ei

n-
H

un
sr

üc
k-

Kr
ei

s

Rh
ei

n-
La

hn
-K

re
is

Rh
ei

n-
Pf

al
z-

Kr
ei

s

Sp
ey

er
, k

rf
r. 

St
ad

t

Sü
dl

ic
he

 W
ei

ns
tr

aß
e

Sü
dw

es
tp

fa
lz

Tr
ie

r, 
kr

fr
. S

ta
dt

Tr
ie

r-
Sa

ar
bu

rg

V
ul

ka
ne

ife
l

W
es

te
rw

al
dk

re
is

W
or

m
s,

 k
rf

r. 
St

ad
t

Zw
ei

br
üc

ke
n,

 k
rf

r. 
St

ad
t

5,
0

8,
3

4,
3

6,
4

3,
3

3,
3

8,
7

6,
4 6,
8

4,
1

3,
7

6,
6

7,
5

5,
5

2,
9

6,
1

7,
7

4,
9

1,
4 2,

2

13
,2

2,
4

6,
8

5,
3

1,
9

4,
9

2,
3

0,
5

4,
0

1,
1

2,
9

5,
8

2,
9

5,
8

15
,5

8,
8

5,
2

5,
2

7,
7

11
,2

13
,7

7,
9

5,
7

7,
5

11
,4

10
,0

7,
8 8,
2 8,
6

3,
3

2,
4 3,
0

9,
7

6,
1

4,
7

10
,6

4,
6

6,
8

8,
7

2,
6

5,
6

2,
9

5,
2

8,
0

3,
4 4,
3

Quelle: Landesmusikschulverband und eigene Berechnungen
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Tabelle 16: Förderung kultureller Bildung im Rahmen des Landesjugendplans (2007 bis 2010) 

 4. Veranstaltungen der Jugendarbeit Landesmittel 
2007 (in Euro)

Landesmittel 
2008 (in Euro)

Landesmittel 
2009 (in Euro)

Landesmittel 
2010 (in Euro)

Landesverband der Musikschulen 2 .700 .000 2 .700 .000 2 .700 .000 2 .700 .000

Jugendkunstschulen – – 300 .000 300 .000

Literarische Qualifikation von jungen 
Menschen

30 .000 30 .000 30 .000 30 .000

Leselust in Rheinland-Pfalz 44 .000 44 .000 50 .000 50 .000

Autorenlesungen in Schulen 21 .500 21 .500 24 .000 24 .000

Musikwettbewerbe, Jugendensembles und 
sonstige musikalische Jugendförderung

330 .000 330 .000 347 .000 347 .000
 
 
Quelle: MBWJK 2007, S . 32 und 2009a, S . 42

Bildende Kunst 
Der Auf- und Ausbau von Jugendkunstschulen ist 
eines der neuen Projekte der Landesregierung im 
Bereich der kulturellen Bildung in der laufenden 
Legislaturperiode . In der Regierungserklärung vom 
30 . 05 . 2006 erklärte Ministerpräsident Kurt Beck 
hierzu: „Hierbei werden wir die Kinder- und Ju-
gendkultur noch intensiver fördern . Die kultu relle 
Kompetenz junger Menschen wollen wir dabei 
außer in den Musikschulen auch im künstlerisch-
gestaltenden Bereich ausbilden . Wir planen des-
halb für die kommenden Jahre die Einrichtung von 
Jugendkunstschulen“ (Staatskanzlei Rheinland-
Pfalz 2006, S . 11) .

In den Jugendkunstschulen sollen für Kinder und 
Jugendliche Projekte in den Sparten bildende Kunst 
und/oder moderne Medien angeboten werden . 

Dabei nutzt das Land vorhandene Einrichtungen 
und Trägerstrukturen und setzt auf entsprechende 
Initiativen und Gegebenheiten vor Ort . Im Jahr 
2008 sind die ersten 34, im Jahr 2009 38 Projekte 
realisiert worden . Im ersten Jahr stellte der rhein-
land-pfälzische Landtag für dieses Projekt 250 .000 
Euro zur Verfügung, für 2009 und 2010 wurde 
dieser Betrag auf 300 .000 Euro pro Jahr erhöht . 

Bewerben können sich Einrichtungen in kommu-
naler Trägerschaft ebenso wie ehren- oder haupt-
amtlich geführte Vereine oder privat geführte 
„Kunstschulen“ . Über die Anträge entscheidet 
eine unabhängige Jury .

Den Umfang der Landesförderung für Projekte 
und Einrichtungen kultureller Bildung für Kinder 
und Jugendliche zeigt Tabelle 16 .
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Bibliotheken 
Ein weiteres wichtiges Feld kultureller Bildung für 
junge Menschen sind die öffentlich zugänglichen 
Bibliotheken; sie stellen nicht nur ihre Literatur- und 
Medienbestände zur Verfügung, sondern bieten da-
rüber hinaus auch Treffpunkte für soziale Kontakte 
und z . T . auch eigene Veranstaltungen mit Themen- 
und Lektüreanregungen (siehe Abb . 83) . 

Evangelische Büchereien

Staatliche Büchereien

Katholische Büchereien

Abb. 83:  Standorte Bibliotheken in Rheinland-Pfalz 2009

Quelle: öffentliche Bibliotheken in Rheinland-Pfalz in kommunaler Trägerschaft nach Auskunft des MBWJK, kirchliche Bibliotheken  
nach Auskunft der Büchereifachstellen von Evang . Kirche in Hessen und Nassau, Evang . Kirche im Rheinland, Erzbistum Köln,  
Bistum Limburg, Bistum Mainz, Bistum Speyer, Bistum Trier (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)

Wiederum deutliche regionale Unterschiede in 
der Nutzung der Bibliotheken durch Kinder und 
Jugendliche zeigt Abb . 84 .
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Ökologische und naturbezogene Bildung 
Angesichts der in den letzten Jahrzehnten un-
übersehbar gewachsenen Bedeutung umwelt-
bezogener und ökologischer Themen, ist nicht 
verwunderlich, dass dieses Themenfeld auch 
zum Gegenstand für Projekte und Angebote der 
Jugendbildung geworden ist .  

1985 startete mit „Unterricht im Wald“ die seit-
her bestehende Kooperation „Schule & Forstamt“ 
in Rheinland-Pfalz, die 2006 weiterentwickelt 
wurde zum gemeinsamen Projekt „Wald macht 
Schule“ des Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft, Jugend und Kultur und des Ministeriums 
für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz . Seit 
dem 20 . 11 . 2003 besteht eine Rahmenvereinba-
rung zum Einsatz von Forstpersonal in Ganztags-
schulen in Rheinland-Pfalz .

Der Landesbetrieb Landesforsten Rheinland-Pfalz 
engagiert sich mit einem breiten Angebot in der 
Jugend- und Umweltbildung in Rheinland-Pfalz . 
Das in der Forstwirtschaft vor fast 300 Jahren 
entwickelte Prinzip der Nachhaltigkeit (damals: 

nie mehr Holz zu ernten, als im gleichen Zeit-
raum wieder nachwächst) hat sich infolge der 
Rio-Konferenz 1992 als gesellschaftliches Leitbild 
etabliert . Der Wald bietet den Raum, um jungen  
Menschen den Leitgedanken einer Bildung für 
nachhaltige Entwicklung zugänglich zu machen; 
am Beispiel des Lebensraums Wald und der Wald-
bewirtschaftung können ökonomische, ökolo-
gische und soziale Fragestellungen anschaulich 
bearbeitet werden . Waldpädagogische Program-
me werden daher schrittweise in Richtung einer 
Bildung für nachhaltige Entwicklung weiterentwi-
ckelt . 

Neben anderen Projekten trifft dabei die sog . 
„Rucksackschule“ Rheinland-Pfalz auf besonderes 
Interesse: Gruppen junger Menschen werden von 
 spezifisch qualifizierten Försterinnen und Förstern 
in den hei matnahen Wald begleitet . Mit Hilfe 
des Rucksack inhaltes können verschiedene Pro-
grammthemen angeboten werden . Die Rucksack-
schule kann so den Unterricht ergänzen oder einen 
Wandertag/eine Waldwanderung bereichern .  
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Abb. 84:  Anteil Entleihungen Kinder- und Jugendliteratur an unter 18-jähriger Bevölkerung 2007
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Im Themenfeld ökologischer Bildungsprojekte für 
junge Menschen ist ebenfalls die Abfallwirtschaft 
in Rheinland-Pfalz aktiv .

Um der Prioritätenfolge der Abfallwirtschafts-
politik – Vermeiden vor Verwerten vor Beseitigen 
– gerecht zu werden, ist eine gezielte Öffentlich-
keitsarbeit erforderlich . Besonders Kinder und 
Jugendliche lassen sich durch Anschaulichkeit, 
Praxisnähe, emotionale Erlebnisse und inter-
essante Handlungsangebote wirkungsvoll für 
Umweltprobleme sensibilisieren und tragen als 
Multiplikatoren Begeisterung und Wissen in ihr 
privates und schulisches Umfeld . Das Ministeri-
um für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz 

Tabelle 17:  
Teilnehmende an Rucksackschule 2008 
 

Kinder und Jugendliche 31.800

davon:  Kindertagesstätten 
Schulen insgesamt 
Jugendgruppen

7 .251
22 .048

2 .501

Erwachsene 9.281

davon:  Erwachsenengruppen 
Multiplikatoren insgesamt

7 .715
1 .566

Teilnehmende insgesamt 41.081
 
Quelle: Auskünfte Landesbetrieb Landesforsten Rheinland-Pfalz

Die Förderung dieser Projekte und Einrichtungen 
aus den Mitteln des Landesjugendplanes zeigt 
Tabelle 18 .

Tabelle 18: Ausgewählte Landesmittel für Einrichtungen und Veranstaltungen der Jugendarbeit 

 1. Einrichtungen der Jugendarbeit Landesmittel 
2007 (in Euro)

Landesmittel 
2008 (in Euro)

Landesmittel 
2009 (in Euro)

Landesmittel 
2010 (in Euro)

Naturfreundehäuser 85 .400 15 .400 85 .400 15 .400

Bau und Ausbau von Heimen und Hütten  
der Wandervereine

51 .200 51 .200 51 .200 51 .200

Naturnahe Lebensräume 800 .000 800 .000 800 .000 800 .000

Projekt „LebenGestaltenLernen“ für den  
Elementarbereich

72 .000 75 .000 28 .675 28 .675

Ausbildung von Naturtrainern für den  
Elementarbereich

– – 20 .000 20 .000

Kooperation und Förderung unterschiedlicher 
Träger durch die Landeszentrale für Umwelt-
aufklärung

62 .500 65 .000 35 .000 35 .000

Waldjugendheime 240 .000 240 .000 175 .000 175 .000

Waldjugendherbergen – – 201 .000 201 .000

Walderlebniszentren 822 .000 108 .000 298 .000 298 .000

Haus der Nachhaltigkeit – – 43 .200 43 .200

4. Veranstaltungen der Jugendarbeit

Wasserwirtschaftliche Umweltbildung 115 .000 55 .000 91 .000 91 .000

Freiwilliges ökologisches Jahr 370 .000 370 .000 360 .000 360 .000

„Waldjugendspiele“ und „Treffpunkt Wald“ 148 .000 158 .000 786 .500 786 .500

Qualifizierte Umweltbildungsangebote  
(insbesondere „Rucksackschule“)

– – 1 .154 .900 1 .154 .900

 
 
Quelle: MBWJK 2007, S . 30 f . und 2009a, S . 40 f .
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beit sind daher überwiegend als flankierende, er-
gänzende Leistungen (…) konzipiert“ (LSJV 2007c, 
S . 12); der Abstimmung der Planungen und der 
Durchführung von Maßnahmen der Jugendsozial-
arbeit wird daher besondere Bedeutung beige-
messen, wie das Schaubild des Landesjugendamtes 
Rheinland-Pfalz in Abb . 85 zeigt .80

Charakteristisch für die Jugendsozialarbeit sind 
weiterhin „zielgruppenspezifische Ansätze, wie 
etwa die Arbeit mit Mädchen und jungen Frauen 
(Mädchensozialarbeit) bzw . Jungen und jungen 
Männern oder mit jungen Menschen aus zugewan-
derten Familien (in Jugendmigrationsdiensten, z . B . 
mit jungen Aussiedlerinnen)“ (LSJV 2007c, S . 25) .

Insbesondere für Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund sowie für Mädchen und junge Frauen 
sind in Rheinland-Pfalz an zehn Standorten 
Kompetenzagenturen eingerichtet worden . Sie 
verfolgen das Ziel, Jugendliche individuell zu för-
dern, und sie unterstützen Jugendliche mit Hilfe 
von Förder- und Qualifizierungsplänen, nach der 
Schule einen beruflichen Anschluss zu finden . „Die 
Agenturen gehören zum Programm ‚Arbeitswelt-
bezogene Jugendsozialarbeit‘ des Bundesminis-
teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) und werden auch vom Europäischen 
Sozialfonds (ESF) gefördert“ sowie zum Teil durch 
das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen Rheinland-Pfalz kofinanziert 
(siehe Abb . 86) .81 

Die Kompetenzagentur Mainz-Bingen bspw . 
bündelt darüber hinaus in einem „Jugendberufs-
hilfeatlas Mainz-Bingen“ vielfältige Angebote im 
Übergang von der Schule in den Beruf und „richtet 
sich als Orientierungshilfe und Unterstützung an 
alle Fachkräfte im Feld der Jugendberufshilfe, um 
der notwendigen Netzwerkarbeit eine Basis zu 
geben“ (Christliches Jugenddorfwerk Deutschland 
e . V . 2008, S . 9) . 

80 Zum Verhältnis der Angebote der Jugendsozialarbeit zu Leistungen 
anderer Sozialleistungsträger vgl . Landesamt für Soziales, Jugend und 
Versorgung Rheinland-Pfalz 2007c, S . 20 .
81 http://www .jugend .rlp .de/kompetenzagentur .html 

Rheinland-Pfalz (MUFV) hat daher im Rahmen 
eines Forschungsprojekts „Öffentlichkeitsarbeit 
und Umweltbildung“ in Kooperation mit der 
Pädagogischen Hochschule Heidelberg Grundkon-
zepte für die Einrichtung von „Außerschulischen 
Lernorten zur Abfallwirtschaft“ in den Jahren 1999 
bis 2002 erarbeiten lassen . Die Kosten hierfür 
beliefen sich auf insgesamt 194 .290 Euro (nach 
Auskünften des MUFV) . 

Von 1999 bis heute (2010) wurden in sechs Land-
kreisen und kreisfreien Städten außerschulische 
Lernorte mit unterschiedlicher Ausgestaltung und 
Zielsetzung eingerichtet . Davon wurden fünf mit 
insgesamt 134 .000 Euro gefördert (nach Auskünf-
ten des MUFV) .

3.2.4 Jugendsozialarbeit und  
Jugendberufshilfen

Jugendsozialarbeit umfasst „gezielte, auf das 
soziale Umfeld, die Schule und die Ausbildung be-
zogene Hilfen für junge Menschen in besonderen 
sozialen Verhältnissen“ (Faltermeier 2007, S . 530) . 
Sie richtet sich insbesondere an Jugendliche ohne 
Bildungsabschluss, arbeitslose Jugendliche und 
junge Menschen mit Migrationshintergrund .79 

In § 13 Abs . 1 SGB VIII heißt es dazu: „(1) Jungen 
Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benach-
teiligungen oder zur Überwindung individueller 
Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unter-
stützung angewiesen sind, sollen im Rahmen der 
Jugendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten 
werden, die ihre schulische und berufliche Aus-
bildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre 
soziale Integration fördern .“

Benachteiligungen junger Menschen können sich 
dabei sowohl auf äußere Rahmenbedingungen – 
wie Arbeitsmarkt, Schulsystem, Schulübergänge – 
als auch auf individuelle Voraussetzungen – Her-
kunft, Vorbildung, Geschlecht – beziehen (MASFG 
2003, S . 10) . „Die Leistungen der Jugendsozialar-

79 Zu Jugendmigrationsdiensten vgl . Kap . 3 .1 .4 .
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1

Migrationsbeauftragte

Schulen

Arbeitgeberverbände

Gleichstellungsbeauftragte

Sonstige Träger der 
Jugendberufshilfe

Arbeitsagentur

Jugendmigrations dienste
Argen Jugendsozialarbeit

Ausbildung, Beschäftigung oder Berufsvorberei-
tung zu vermitteln“ (MASFG 2005a, S . 27) . 
Zum Umfang der tätigen Jugend-Scouts ist zum 
31 . 12 . 2006 festzuhalten, dass hier 37 Personen 
auf 32 Vollzeitstellen beschäftigt waren . Es gibt 
verschiedene Träger und sie verteilen sich unter-
schiedlich auf 29 Landkreise und Städte (Landtag 
Rheinland-Pfalz 2007g, S . 1) . Im Jahr 2005 wurden 
circa 2 .700 Jugendliche erreicht, allerdings mit 
regionalen Schwankungen, die zum einen auf  
die unterschiedliche institutionelle Anbindung 
und zum anderen auf den Startzeitpunkt der 
Projekte (z . T . Sommer 2005) zurückzuführen 
sind . „Umso bemerkenswerter ist es daher, 
dass in einer ersten Zwischenbilanz bereits eine 
Vermittlungsquote von fast 48 Prozent vorzuwei-
sen ist, das heißt, etwa die Hälfte der betreuten 
Jugend-lichen konnte schon in Ausbildung, Arbeit 
oder eine Qualifizierungsmaßnahme vermittelt 
werden“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2007g, S . 2) .

Die Jugendsozialarbeit und Jugendberufshilfe werden 
in Rheinland-Pfalz weiter durch zahlreiche Projekte 
im Rahmen einer aktiven Arbeitsmarktpolitik in den 
Landkreisen und Städten konkretisiert: 

Kommunale Jugend-Scouts, ■
Job-Füxe, ■
Berufsmentor/-innen, ■
„Fit für den Job“, ■
Eltern als Berufswahl- und Ausbildungsbegleiter, ■
Qualifizierungs- und Beschäftigungsprojekte ■

(Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, S . 20 f .) . 

Diese Ansätze sind auch einbezogen in die Initiative 
„Viva Familia“ und bilden dort den Themenbereich 
„Arbeit und Ausbildung für junge Menschen“ und 
damit „Säule III“ der insgesamt fünf Säulen dieser 
Initiative (MASFG 2005a, S . 22) .

Kommunale Jugend-Scouts suchen  „arbeitslose 
Jugendliche vor Ort auf und versuchen, sie in 

Abb. 85:  Zusammenarbeit mit Dritten außerhalb der Jugendhilfe

Quelle: LSJV 2007c, S . 13
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oder die am Bundesprogramm „Einstiegsqualifi-
zierung“ teilnehmen . Ihr Ziel ist es, durch Stütz-
unterricht und Begleitung den Übergang in ein 
Ausbildungsverhältnis zu ermöglichen bzw . 
drohende Abbrüche zu vermeiden . 

Jugendlichen, die aufgrund ihrer persönlichen 
Voraussetzungen noch keine Ausbildung aufneh-
men konnten, werden bspw . mit „Fit für den Job“ 
Alternativen geboten, die sie an eine Ausbildung 
heranführen . Im Fokus der Projekte steht das Ken-
nenlernen und Erproben im betrieblichen Umfeld, 
das erfolgreiche Absolvieren von Qualifizierungs-
modulen sowie die Vermittlungsunterstützung in 
Ausbildung oder Arbeit im Rahmen von berufshin-
führenden Maßnahmen mit Werkstattcharakter .

Ein weiteres Projekt will die Ausbildungschancen 
Jugendlicher mit Migrationshintergrund ver-
bessern . Dabei bezieht die rheinland-pfälzische 

Job-Füxe sind Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner für die jungen Menschen selbst, 
aber auch für die Eltern sowie Schulen und Aus-
bildungsbetriebe . „Sie bieten insbesondere in den 
Abgangsklassen von Schulen mit Hauptschulbil-
dungsgang gezielte Einzelfallhilfen, Bewerbertrai-
ning, Unterstützung bei der Lehrstellensuche und 
die Vermittlung von Praktika an“ (MASFG 2005a, 
S . 26) . Auch hier können zum 31 . 12 . 2006 Angaben 
zum Umfang gemacht werden: In 31 Städten und 
Landkreisen waren 38 Personen auf 34 Vollzeit-
stellen beschäftigt . Hierbei wurden pro Jobfux ein 
bis zwei Schulen betreut (Landtag Rheinland-Pfalz 
2007g, S . 1) . Erreicht wurden im Jahr 2005 ca . 
7 .700 Jugendliche, was etwa „einem Durchschnitt 
von 275 Schülerinnen und Schülern pro Projekt 
entspricht“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2007g, S . 2) .

Berufsmentorinnen und -mentoren unterstützen 
Jugendliche, die bereits in einer Ausbildung sind 

 Trier 

 Koblenz 

 Kaiserslautern 

 Mainz 

Abb. 86:  Kompetenzagenturen in Rheinland-Pfalz 

Quelle: http://www . kompetenzagenturen .de/de/262 .php?M=12#mpl

Standorte in Rheinland-Pfalz
Kompetenzagentur Landkreis Kusel ■
Kompetenzagentur Bernkastel-Wittlich ■
Kompetenzagentur Eifelkreis Bitburg-Prüm ■
Kompetenzagentur für die Stadt Mainz und   ■
den Landkreis Mainz-Bingen
Kompetenzagentur im Landkreis Altenkirchen ■
Kompetenzagentur im Landkreis Cochem-Zell ■
Kompetenzagentur im Landkreis Mayen-Koblenz ■
Kompetenzagentur Mainz und Mainz-Bingen,  ■
Teilvorhaben Landkreis Mainz-Bingen
Kompetenzagentur Sinzig – Bad Breisig – Remagen ■
Kompetenzagentur Worms ■
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Jugendmigrationsdienste 
Als Jugendmigrationsdienst werden „Fachstellen 
der Jugendsozialarbeit für Jugendliche und junge 
Erwachsene mit Migrationshintergrund, vormals  
Beratungs- und Betreuungsstelle für junge Aus-
siedler/-innen“ bezeichnet (Laubach 2007, S . 526) . 
Bundesweit werden etwa 80 .000 junge Menschen 
mit Migrationshintergrund im Alter von 12 bis 
27 Jahren an 360 Standorten von Jugendmig-
rationsdiensten betreut . Zu den Zielen gehören 
sowohl unterschiedliche Aspekte der Integration 
(soziale, sprachliche, schulische, etc .) als auch die 
Förderung der Persönlichkeitsentwicklung und der 
mitgebrachten Ressourcen (ebd .) . 

In Rheinland-Pfalz gibt es 28 Jugendmigrations-
dienste . Die Karte in Abb . 87 zeigt ihre Verteilung 
im Land . 

Die Mehrheit der Dienste ist in kirchlicher Träger-
schaft (katholisch und evangelisch) .

Arbeitsmarktpolitik auch die Eltern mit ein . In 
den Projekten „Eltern als Berufswahlbegleiter“ 
und „Eltern als Ausbildungsbegleiter“ werden 
allgemeine und regionale Informationen über 
Ausbildungsmöglichkeiten bzw . den Ablauf der 
Ausbildung für Eltern so aufbereitet, dass sie die 
Berufswahl und Ausbildung ihrer Kinder informiert 
begleiten können .

Jugendliche, die arbeitslos gemeldet sind, werden 
durch vielfältige Qualifizierungs- und Beschäf-
tigungsprojekte unterstützt, die in Kooperation 
mit den Grundsicherungsträgern durchgeführt 
werden . Hierin enthalten sind auch Modellmaß-
nahmen, die z . B . auf die Stärkung der Vernet-
zungs- und Kooperationsstrukturen setzen . Diese 
Netzwerke bündeln und initiieren Projekte, um 
für möglichst jede Situation der Jugendlichen 
einen Partner zu haben, der die nötige Unterstüt-
zung bieten kann . Einige der geförderten Projekte 
nehmen sich auch gezielt der Bedarfe einzelner 
Zielgruppen an . Dazu gehören Jugendliche mit 
Migrationshintergrund ebenso wie langzeit-
arbeitslose Jugendliche und Jugendliche, die kurz 
vor der Haftentlassung stehen oder schon länger 
keinen Kontakt mehr zu Unterstützungsstrukturen 
haben . 

Jährlich werden in den arbeitsmarktpolitischen 
Projekten, die aus Mitteln des Landes und des 
Europäischen Sozialfonds in Rheinland-Pfalz  
finanziert werden, fast 20 .000 Jugendliche erreicht . 
Im Bereich der Jugendsozialarbeit fördert das  
Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend 
und Kultur (einschließlich der Förderungen über 
das Landesjugendamt) jährlich 35 Einzelprojekte  
aus den Bereichen Integration, Jugendberufshilfe,  
Mädchensozialarbeit und Sonstiges mit rund 
560 .000 Euro pro Jahr . Hierunter finden sich auch 
die Schulverweigererprojekte in Bad Kreuznach, 
Kaiserslautern, Kirchheimbolanden und Trier, die 
im Rahmen des o . g . Projekts „Neue Chancen 
6 .000 plus" als „flankierende Maßnahmen" zu se-
hen sind (nach Auskunft des MBWJK) . Zusätzlich 
kommen noch verschiedene kleinere Freizeit- und 
Bildungsmaßnahmen zur Bekämpfung der Jugend-
arbeitslosigkeit (mit rund 18 .000 Euro/Jahr) hinzu 
(nach Auskunft des MBWJK) .
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  (2) Die Maßnahmen sollen  
1 . junge Menschen befähigen, sich vor ge-
fährdenden Einflüssen zu schützen und sie zu 
Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit und 
Eigenverantwortlichkeit sowie zur Verantwor-
tung gegenüber ihren Mitmenschen führen, 
2 . Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
besser befähigen, Kinder und Jugendliche vor 
gefährdenden Einflüssen zu schützen .“ 

3.2.5 Erzieherischer Kinder- und  
Jugendschutz 

Jugendschutz ist eine traditionsreiche Aufgabe der 
Kinder- und Jugendhilfe; in § 14 SGB VIII werden 
die Aufgaben prägnant skizziert:  

  „(1) Jungen Menschen und Erziehungsberech-
tigten sollen Angebote des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes gemacht werden .

katholische Trägergruppe

evangelische Trägergruppe

freie Trägergruppe

Abb. 87:  Jugendmigrationsdienste in Rheinland-Pfalz1)  im Jahr 2010

1) http://jmd-portal .de/_template .php?1=1&search=karte&action=map&land=rheinland-pfalz
Quelle: www .jmd-portal .de (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)
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3.2.6 Hilfen zur Erziehung 

Im Rahmen der Jugendhilfe werden, „wenn eine 
dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entspre-
chende Erziehung nicht gewährleistet ist und die 
Hilfe für seine Entwicklung geeignet ist" (§ 27 
Abs . 1 SGB VIII), Hilfen zur Erziehung angeboten . 
Sie sind ein Leistungsbereich des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) und bilden diffe-
renzierte beratende, begleitende oder betreu-
ende sozialpädagogische Angebote . Erziehungs-
berechtigte haben einen Rechtsanspruch auf 
Hilfen zur Erziehung und können diesen aufgrund 
unterschiedlichster Situationen und Ursachen 
in Anspruch nehmen . Hilfen zur Erziehung wer-
den grundsätzlich mit allen Beteiligten in einer 
Hilfeplanung gemeinsam erörtert (§ 36 SGB VIII 
Mitwirkung, Hilfeplan) . Sie können familienun-
terstützend, -ergänzend oder -ersetzend gewährt 
werden . „Art und Umfang der Hilfe richten sich 
nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; da-
bei soll das engere soziale Umfeld des Kindes oder 
des Jugendlichen einbezogen werden“ (§ 27 Abs . 2 
SGB VIII) . Weiterhin sind auch die Hilfen für junge 
Volljährige anzuführen, die „für die Persönlichkeits-

Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz be-
zieht sich somit auf präventive und pädagogische 
Schutzaspekte, im Gegensatz zum gesetzlichen 
Jugendschutz oder dem Kinderschutz . Folgende 
Aufgabenfelder werden hierzu auf der Internet-
seite 82 angeführt:

„Medienpädagogik und Jugendmedienschutz  ■
Kriminalitätsprävention  ■
Sucht und Suchtprävention  ■
politischer Extremismus  ■
neureligiöse Bewegungen  ■
Jugendarbeitsschutz  ■
Gewalt, Aggression und Jugenddelinquenz  ■
sexueller Missbrauch, Kindesmisshandlung und  ■
-vernachlässigung 
Gesundheitserziehung  ■
Sexualpädagogik .“ ■

Berichtet werden kann wiederum über die im 
Rahmen des Landesjugendplanes zur Verfügung 
gestellten Landesmittel zwischen 2007 und 2010 
(siehe Tabelle 19) . 

82 www .jugend .rlp .de

Tabelle 19: Auswahl an Landesmitteln für Kinder- und Jugendschutz und Jugendarbeitsschutz 

 Kinder und Jugendschutz Landesmittel 
2007 (in Euro)

Landesmittel 
2008 (in Euro)

Landesmittel 
2009 (in Euro)

Landesmittel 
2010 (in Euro)

Jugendschutz in den Mediendiensten  
(jugendschutz .net), rheinland-pfälzischer Anteil

13 .000 13 .000 13 .000 13 .000

Jugendschutz bei der Unterhaltungssoftware 
Selbstkontrolle (USK), rheinland-pfälzischer Anteil

5 .700 5 .700 5 .700 5 .700

Jugendschutz bei der freiwilligen Selbstkontrolle der 
Filmwirtschaft (FSK), rheinland-pfälzischer Anteil

14 .400 14 .700 14 .700 14 .700

Maßnahmen des Kinder- und Jugendschutzes 75 .200 71 .000 100 .500 90 .500

Jugendarbeitsschutz

Kosten der ärztlichen Untersuchungen  
nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz

510 .000 510 .000 510 .000 510 .000

 
 
Quelle: MBWJK 2007, S . 26, 29 und 2009a, S . 36, 39
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Diese „ist ein Programm des Landes zur Wei-
terentwicklung der Hilfen zur Erziehung unter 
fachlichen und ökonomischen Anforderungen . 
Die Erziehungshilfeoffensive wird in Kooperation 
mit öffentlichen und freien Trägern sowie Univer-
sitäten und Forschungsinstituten durchgeführt“ 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2003, S . 13) . 

Im Rahmen des ersten Kinder- und Jugendberichts 
Rheinland-Pfalz sollen angesichts dieser Fülle an 
Material und Daten nur die regionalen Ausprägun-
gen der Inanspruchnahme und der Kosten der Hil-
fen zur Erziehung in den Städten und Landkreisen 
in den Blick genommen werden . Nach allem, was 
bisher zur Konzeption und Gestaltung der Kinder- 
und Jugendhilfe gesagt wurde, so insbesondere 
zur Programmatik einer Kinder- und Jugendhilfe, 
die „nur als Ganzes gut wirkt“ (s . o .), kann der 
Umfang erforderlicher Hilfen zur Erziehung als 
bedeutsamer Hinweis einerseits auf spezifische 
Lebensbedingungen und Belastungen junger Men-

entwicklung und zu einer eigenverantwortlichen 
Lebensführung gewährt werden“ (§ 41 SGB VIII 
Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung) . In der 
Regel werden die Hilfen bis zur Vollendung des  
21 . Lebensjahres gewährt, bieten den jungen Voll-
jährigen darüber hinaus die Möglichkeit, „auch 
nach Beendigung der Hilfe bei der Verselbstän-
digung im notwendigen Umfang beraten und 
unterstützt“ (§ 41 Abs . 3 SGB VIII) zu werden .

Über kein Aufgabenfeld der Kinder- und Jugend-
hilfe ist in Berichten der zuständigen Landesminis-
terien in den zurückliegenden Jahren so vielfach 
und umfangreich berichtet worden wie über 
die Hilfen zur Erziehung . Dies verdeutlicht auch 
Tabelle 20 . 

Grundlegend für die Entwicklung der Angebote 
und Arbeitsweisen im Feld der Hilfen zur Er-
ziehung ist für Rheinland-Pfalz die Anfang der 
1990er Jahre initiierte Erziehungshilfeoffensive . 

Tabelle 20: Ausgewählte Veröffentlichungen der Landesministerien im Aufgabenfeld  
„Hilfen zur Erziehung“ 

 Quelle Titel

MASFG 2003 Integration von jungen Menschen aus Einrichtungen stationärer Erziehungshilfen 

MASFG 2004b Qualitätsentwicklung in den Sozialen Diensten des Jugendamts . Bericht über die Weiterentwicklung von 
Teamarbeit, Hilfeplanung und Jugendhilfeplanung im Bereich der erzieherischen Hilfen in rheinland-
pfälzischen Jugendämtern . 1)

MASGFF 2007b Hilfen zur Erziehung im europäischen Vergleich – Wie wird ein Fall zum Fall? Europäische Fachtagung  
am 21 . und 22 . 11 . 2005 in der Alten Patrone in Mainz . Mainz

MASGFF 2007c Einführung und Arbeitshilfe zur Eingliederung nach § 35a SGB VIII

MASGFF 2007d Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz

MASGFF 2007e Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen . Profil für das MASGFF des Landes Rheinland-Pfalz .  
Daten zur Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung und ausgewählter sozio- und infrastruktureller 
Einflussfaktoren für das Jahr 2006

MASGFF 2008b Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen – Profil für das Land Rheinland-Pfalz . Mainz

MASGFF 2008c Struktur und Perspektiven des Pflegekinderwesens in Rheinland-Pfalz

MASGFF 2009b Kinderschutz und Kindergesundheit . Erste Ergebnisse zur Umsetzung des Landesgesetzes zum Schutz  
von Kindeswohl und Kindergesundheit

MBWJK und 
MASGFF 2007

Qualifizierte Kooperation von Jugendhilfe und Schule im (Vor-)Feld der Hilfen zur Erziehung

 
 
1) Hier unter Berücksichtung der Weiterentwicklung von Teamarbeit, Hilfeplanung und Jugendhilfeplanung .
Quelle: eigene Zusammenstellung
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mit 3,2 ‰ . Mit Blick auf die Landkreise ergibt 
sich ebenfalls eine hohe Spannbreite: 19,9 ‰ 
in Birkenfeld gegenüber 4,5 ‰ im Landkreis 
Ahrweiler . 

Mit einem Durchschnittswert von 2,8 ‰  ■
weisen die teilstationären Hilfen (§§ 32, 35 
teilstat ., 41 teilstat .) den im Vergleich zu den 
anderen Hilfeformen insgesamt geringsten 
Wert pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jah-
ren auf . Hier ist die Spannbreite innerhalb der 
Regionen erheblich: 0,4 ‰ in Bad Kreuznach 
bis hin zu 10 ‰ in Pirmasens . 

Vergleichbares gilt für die Hilfen außerhalb der 
Herkunftsfamilien: 

Die stationären Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .)  ■
zeigen eine Spannbreite von 15,4 ‰ (Neustadt 
a . d . Weinstraße) bis hin zu 1,2 ‰ (Westerwald-
kreis), während der landesweite Mittelwert bei 
6,8 liegt .

schen und ihrer Familien sowie andererseits auf das 
Profil der örtlichen Gestaltung und Wahrnehmung 
öffentlicher Verantwortung angesehen werden . 

Die Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung fällt 
nicht nur im Hinblick auf die Hilfen insgesamt, son-
dern auch in den einzelnen Hilfeformen deutlich 
unterschiedlich aus: Für die Hilfen zur Erziehung 
insgesamt zeigen sich bei einem Durchschnittswert 
von 25,5 ‰ (Hilfe pro 1 .000 junge Menschen unter 
21 Jahren) erhebliche Abweichungen zwischen den 
36 Städten und Landkreisen (siehe Abb . 88) . 

Große Unterschiede zwischen den Städten und 
Landkreisen sind auch für die einzelnen Angebots-
formen der Hilfen zur Erziehung erkennbar:

Für die ambulanten Hilfen (§§ 29 – 31, 35  ■
amb ., 41 amb .) ergibt sich ein Anteilswert von 
10,5 ‰ . Trier liegt auch hier im regionalen Ver-
gleich mit 23,5 ‰ deutlich darüber und um das 
7-fache über der kreisfreien Stadt Zweibrücken 
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Abb. 88:  Hilfen zur Erziehung gesamt (§§ 29 – 35, 41 SGB VIII) pro 1 .000 junge Menschen unter  
21 Jahren im Jahr 2007

Quelle: ISM – Eigenauskünfte der Jugendämter und eigene Berechnungen

Kennzahl9.7 a
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sozialstrukturelle Belastungen und Lebenslagen  ■
von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien, 
wie Armut oder Arbeitslosigkeit;

die Qualität und Vielfalt der in einer Region  ■
verfügbaren Unterstützungs- und Hilfeangebote 
für Familien und junge Menschen, insbesondere 
auch der Hilfen zur Erziehung selbst;

die Qualität der Konzepte und Methoden sowie  ■
die Zuverlässigkeit der Arbeitsprozesse, mit 
denen im Einzelfall die Erforderlichkeit einer 
Hilfe zur Erziehung durch die dafür zuständigen 
Fachkräfte, i . d . R . der örtlichen Jugendämter, 
festgestellt wird .

Auch im Landesbericht „Hilfen zur Erziehung in 
Rheinland-Pfalz“ werden ausgewählte demo-
grafische und soziostrukturelle Einflussfaktoren 
untersucht; die stärksten Zusammenhänge zeigen 
sich hier im Hinblick auf die Anzahl der Empfän-
gerinnen und Empfänger von Sozialgeld (unter 15 
Jahren) und dem Anteil alleinerziehender Mütter 
(MASGFF 2007d, S . 208 ff .) einerseits und einer 
hohen Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung 
andererseits . 

Ein vor allem nach Veröffentlichung des 13 . Kin der-  
und Jugendberichtes der  Bundesregierung viel 
beachtetes Aufgabenfeld im Rahmen der Hilfen 
zur Erziehung sind die Leistungen der Eingliede-
rungshilfe für junge Menschen mit seelischen 
Behinderungen gem. § 35a SGB VIII . Einerseits 
markiert dieses Aufgabenfeld eine nicht einfache, 
weil gesetzlich „erzwungene Kooperation“ der 
Arbeitsfelder Jugendhilfe und Kinder- und Jugend-
psychiatrie (Fegert/Schrapper 2004, S . 15 ff .) . An-
dererseits wird seit über 20 Jahren die Zuständig-
keit der Kinder- und Jugendhilfe für alle Kinder mit 
Behinderungen gefordert, konnte aber bisher so 
umfangreich nicht durchgesetzt werden, sondern 
blieb auf die Gruppe der „Kinder mit seelischen 
Behinderungen“ beschränkt . In ihrer Stellungnah-
me zum 13 . Kinder- und Jugendbericht hat die 
damalige Bundesregierung 2009 die sog . „große 
Lösung“ wieder ausdrücklich in die Diskussion 
gebracht; gemeint ist, die Jugendhilfe zuständig zu 

Im Bereich der Vollzeitpflege (§ 33 in  eigener  ■
Kostenträgerschaft) zeigen insbesondere Pir-
masens, Zweibrücken und Trier mit jeweils um 
die 12 ‰ überdurchschnittliche Werte . Die 
Landkreise Ahrweiler, Mainz-Bingen und Rhein-
Hunsrück-Kreis hingegen liegen mit Werten 
unter 3 ‰ deutlich unter dem Durchschnitt 
von 5,3 ‰ . 

Insbesondere zum Bereich der Vollzeitpflege 
bietet die Veröffentlichung „Struktur und Perspek-
tiven des Pflegekinderwesens in Rheinland-Pfalz“ 
(MASGFF 2008c) umfassende und differenzierte 
Ergebnisse . Es wurden nicht nur die Jugendämter 
zu Konzeption und Organisation der Vollzeitpflege 
befragt, sondern auch die Pflege- und Herkunfts-
eltern .

Die Vollzeitpflege hat im Rahmen der Hilfen  ■
zur Erziehung in Rheinland-Pfalz einen hohen 
Stellenwert . Zu der Entwicklung der Hilfeform 
kann festgestellt werden, dass der Anteil an 
allen Hilfen „fast unverändert“ geblieben ist 
(MASGFF 2008c, S . 219) .

Der Anteil der Vollzeitpflege an allen gewähr- ■
ten Hilfen schwankt in den Jugendämtern 
zwischen 10 und 50 % . Darüber hinaus zeigen 
sich erhebliche Unterschiede in der „Personal-
ausstattung, der Ausdifferenzierung der Ange-
botsformen und der Konzeptqualität der Hilfe“ 
(MASGFF 2008c, S . 224) . Hier zeigt sich, dass 
die Unterschiede nicht nur auf die unterschied-
lich ausgeprägten Bedarfslagen zurückzuführen, 
sondern auch „Ausdruck unterschiedlicher 
jugendhilfepolitischer und fachlicher Schwer-
punktsetzungen“ sind (ebd .) .

Wie solche deutlichen Unterschiede in Umfang 
und Art der gewährten Hilfen zur Erziehung er-
klärt werden können, beschäftigt die einschlägige 
Forschung schon seit Längerem (vgl . u . a . Institut 
für soziale Arbeit 2009, Ames/Bürger 1998); 
übereinstimmend wird inzwischen von mehreren, 
komplex voneinander abhängigen Faktoren aus-
gegangen, wovon drei als besonders bedeutsam 
angesehen werden: 
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S . 177) . Dies kann damit begründet werden, dass 
nach innen gewendete Bewältigungsformen 
überwiegend bei Mädchen vorkommen . Erbracht 
wurden im Jahr 2005 92 % aller Eingliederungs-
hilfen in ambulanter Form . „Etwa 31 % aller Hilfen 
sind Frühförderfälle, die im interkommunalen  
Vergleich einen sehr unterschiedlichen Stellenwert 
einnehmen“ (MASGFF 2007d, S . 179) .

Kosten der Hilfen zur Erziehung 
Für Hilfen zur Erziehung insgesamt wurden 2007 
im Landesdurchschnitt umgerechnet auf alle jungen 
Menschen unter 21 Jahren 327 Euro pro Person 
ausgegeben; auch hier streuen die Werte für die 
Städte und Landkreise erheblich (siehe Abb . 90) .

Den größten Anteil der Kosten machen die statio-
nären Hilfen in Heimen/Wohnformen aus . 2005 
betrug ihr Anteil 58 % . Die anderen Hilfeformen 

machen für Hilfeleistungen für alle Kinder, auch 
für alle Kinder mit Behinderungen . 

Im Jahr 2007 erhielten 6 von 1 .000 jungen Men-
schen unter 21 Jahren eine Eingliederungshilfe 
aufgrund einer seelischen Behinderung . Im Jahr 
2005 betrug der Wert 5,9 und ist daher nahezu 
unverändert geblieben . Die Inanspruchnahme 
unterscheidet sich auch hier deutlich: Waren es in 
Mainz-Bingen 1,2 ‰, so beträgt der Wert in Kusel 
mit 15 ‰ mehr als das 12-fache (siehe Abb . 89) . 

Auch in Bezug auf die Eingliederungshilfen zeigen 
sich deutliche geschlechtsspezifische Unterschie-
de . Im Jahr 2005 wurden diese Hilfen zu 65,7 % 
von Jungen und nur zu rund einem Drittel von 
Mädchen in Anspruch genommen . „Ein ausgegli-
cheneres Geschlechterverhältnis kommt erst dann 
zum Tragen, wenn ältere Mädchen selbst Hilfe 
und Unterstützung einfordern“ (MASGFF 2007d, 
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Abb. 89:  Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (§ 35a SGB VIII)  
(inkl . Frühförderfälle) pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

Quelle: ISM – Eigenauskünfte der Jugendämter und eigene Berechnungen
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hingegen (ambulant, teilstationär und Vollzeit-
pflege) stellten jeweils einen Anteil von 14 % an 
den gesamten Kosten (MASGFF 2007d, S . 188) .

Im Vergleich der Bundesländer – hier für im Jahr 
2005 begonnene Hilfeleistungen – zeigen sich im 
Verhältnis familienunterstützender gegenüber 
familienersetzenden Hilfen (vor allem in Heim-
erziehung und Pflegefamilien) für Rheinland-Pfalz 
insgesamt überdurchschnittliche Werte: Mit einem 
Verhältniswert nahe 2,0 kommen in Rheinland-
Pfalz nahezu zwei ambulante Hilfen auf eine 
stationäre Hilfe; damit liegt das Bundesland im 
oberen Drittel . 
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Abb. 90:  Bruttoausgaben für Hilfen zur Erziehung gesamt (§§ 29 – 35, 41 SGB VIII)  
pro jungen Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

Quelle: ISM – Eigenauskünfte der Jugendämter und eigene Darstellung
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Inobhutnahmen und familiengerichtliche Maß-
nahmen zum Entzug der elterlichen Sorge 
In § 42 SGB VIII werden gesetzliche Rahmen-
bedingungen für eine Inobhutnahme festgelegt . 
Gemeint ist damit eine sofortige Unterbringung 
des Kindes oder des Jugendlichen bei einer ge-
eigneten Person, in einer geeigneten Einrichtung 
oder in einer sonstigen Wohnform . Auslöser und 
Gründe für eine Inobhutnahme können von Seiten 
des Kindes bzw . des Jugendlichen selbst formuliert 
und gefordert werden (§ 42 Abs . 1 SGB VIII), oder 
aufgrund der dringenden „Gefahr für das Wohl 
des Kindes oder des Jugendlichen“ begründet sein . 
Eine Inobhutnahme kann durchgeführt werden, 
wenn „die Personensorgeberechtigten nicht 
widersprechen“ (§ 42 Abs . 2a SGB VIII) oder aber 
wenn „eine familiengerichtliche Entscheidung 
nicht rechtzeitig eingeholt werden kann“ (§ 42 
Abs . 2b SGB VIII) . In dem Fall, dass „ein auslän-
disches Kind oder ein ausländischer Jugendlicher 
unbegleitet nach Deutschland kommt und sich 
weder Personensorge- noch Erziehungsberechtigte 
im Inland aufhalten“ (§ 42 Abs . 3 SGB VIII), kann 
eine Inobhutnahme vollzogen werden . Das Jugend-
amt soll gemeinsam mit dem Kind oder dem 
Jugendlichen die notwendigen Hilfen und Maß-
nahmen erstellen, sodass das Wohl des Kindes ge-
währleistet ist . Hierbei können die Interessen der 
Personensorgeberechtigten berücksichtigt werden 
(§ 42 Abs . 2 SGB VIII) . Sind die Personensorge- 
berechtigten nicht mit der Inobhutnahme einver-
standen und selbst nicht zu einer Abwendung des 
Gefährdungsrisikos in der Lage, so kann das Ju-
gendamt „eine Entscheidung des Familiengerichts 
über die erforderlichen Maßnahmen zum Wohl 
des Kindes oder des Jugendlichen“ (§ 42 Abs . 3 .2 
SGB VIII) herbeiführen . Eine Inobhutnahme kann 
für das Kind oder den Jugendlichen nachweisbar 
schwerwiegende elementare und lang anhaltende 
Belastungen und Krisen zur Folge haben, die das 
Aufwachsen negativ beeinträchtigen; mitunter 
sind lebenslange Folgen aufgrund der negativen  
Erlebnisse und Erfahrungen im Kindes- und 
Jugendalter möglich . Aufgrund dessen wird 
die Inobhutnahme als Kennzahl für spezifische 
Belastungen in Not und Krisen in das Indikatoren-
modell mit aufgenommen, da sie sich negativ auf 
ein gedeihliches Aufwachsen auswirkt .

3.2.7 Kinderschutz, familien- 
gerichtliche Entscheidungen

Die Aufgabe, „Kinder vor Gefahren für ihr Wohl“ 
zu schützen, hat in den letzten Jahren erheblich 
an fachlicher und öffentlicher Aufmerksamkeit 
gewonnen . Besondere Medienaufmerksamkeit für 
Fälle tödlich misshandelter und vernachlässigter 
Kinder oder Strafrechtsprozesse gegen zuständige 
Fachkräfte und Verantwortliche in Jugendämtern 
haben sicher mit dazu beigetragen, auch wenn die 
Ursachen für die gewachsene Bedeutung komple-
xer sind . Hier berührt „die Suche nach Möglichkei-
ten und Wegen für einen besseren Kinderschutz 
(…) in sehr grundlegender Weise das Verhältnis 
von öffentlicher und privater Verantwortung“ 
(MASGFF 2009b, S . 2), geht es schließlich um 
existentielle Rechte von Kindern auf Leben und 
körperliche Unversehrtheit und den verfassungs-
mäßig versprochenen Schutz durch die „staatliche 
Gemeinschaft“ in Artikel 6 (2) Grundgesetz . 

Kinderschutz spielt in vielfältigen Bereichen eine 
wesentliche Rolle: Kita und Schule, außerschuli-
sche Jugendarbeit, Familienbildungsstätten und 
Beratungsstellen bis hin zu den Hilfen zur Erzie-
hung . „Hier stehen alle Institutionen in der Ver-
antwortung, die es mit jungen Menschen zu tun 
haben, so auch das Gesundheits- und Bildungs-
wesen wie auch die Polizei und Justiz“ (MASGFF 
2007d, S . 352) . 

Auch über die Aufgaben und Probleme des 
Kinderschutzes ist in der jüngsten Zeit vielfältig 
in Berichten der Ministerien und Drucksachen 
des Landtags berichtet worden, insbesondere in 
Vorbereitung des Landesgesetzes zum Schutz von 
Kindeswohl und Kindergesundheit (LKindSchuG) 
vom 07 . 03 . 2008 (vgl . u . a . MASGFF 2009b, Land-
tag Rheinland-Pfalz 2007j, 2007n, 2007o; LSJV 
2008a) . In diesem Kapitel wird daher nur zu drei 
Punkten eigens berichtet: als „messbarer“ Hinweis 
auf Kinderschutzprobleme über sog . Inobhutnah-
men und über gerichtliche Maßnahmen zum Ent-
zug elterlicher Sorge, dann über eine rheinland-
pfälzische „Spezialität“, die Kinderschutzdienste, 
und zuletzt über die Einführung des rheinland-
pfälzischen Kinderschutzgesetzes . 



180

Bei einem Durchschnittswert von 1,2 Inobhutnah-
men pro 1 .000 junge Menschen, gibt es in den 
Städten und Landkreisen erhebliche Unterschiede 
(siehe Abb . 92) . 

Das Statistische Landesamt veröffentlichte da-
rüber hinaus die Differenzierung nach Alter und 
Geschlecht der jungen Menschen: Mit Blick auf 
das Alter zeigt sich, dass nahezu ein Drittel der in 
Obhut genommenen Kinder 2006 im Alter von 
14 bis unter 16 Jahren waren . In den Altersklassen 
der unter 12-Jährigen machen die Kinder unter 
3 Jahren mit 11 % den größten Anteil aus (siehe 
Abb . 93) . 

In der Differenzierung nach Geschlecht fällt 
auf, dass hier der Anteil der Mädchen mit 59 % 
überwiegt, während – wie oben angeführt – in 
den übrigen Hilfen zur Erziehung der Anteil der 
Jungen deutlich höher ist (Statistisches Landes-
amt 2007d) .
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Abb. 92:  Inobhutnahmen (§ 42 SGB VIII) pro 1 .000 junge Menschen unter 18 Jahren im Jahr 2007

Quelle: ISM – Eigenauskünfte der Jugendämter und eigene Darstellung
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Der Entzug der elterlichen Sorge darf von Seiten 
des Familiengerichtes nur so weit und so lange wie 
nötig angeordnet werden . Darüber hinaus ist das 
Familiengericht dazu verpflichtet, in regelmäßigen 
Abständen zu prüfen, ob der Entzug der elterlichen 
Sorge noch gerechtfertigt ist (§ 1696 BGB) . „Wenn 
eine Gefahr für das Wohl des Kindes nicht mehr 
be steht oder die Erforderlichkeit der Maßnahme 
ent fallen ist“ (§1696 Abs . 2 BGB), wird der Sorge-
rechtsentzug aufgehoben . Andernfalls wird die 
gesamte Sorge einem Vormund übertragen . 

Das neue Familienverfahrensgesetz, das seit dem 
01 . 09 . 2009 in Kraft ist, befähigt und bestärkt das 
Wohl von Kindern . Es unterstreicht die Verant-
wortungsgemeinschaft zwischen Familien gericht 
und Jugendamt . Insbesondere betrifft dies das so- 
genannte „Beschleunigungsgebot“, welches die 
Familiengerichte zu einem frühen ersten Anhö-
rungstermin in bestimmten kindschaftsrechtli-
chen Verfahren verpflichtet . Für die Kinder- und 

Als weiterer empirischer Hinweis im Bereich der 
Kindeswohlgefährdungen können die gerichtli-
chen Maßnahmen zum Entzug der elterlichen 
Sorge angeführt werden . Diese sind nicht allein 
auf das Tätigwerden der Jugendämter zurückzu-
führen, sondern „das Ergebnis des Handelns der 
Fachkräfte im Jugendamt, der Richter sowie des 
Zusammenspiels von Jugendamt und Familien-
gericht“ (MASGFF 2007d, S . 52) . 

Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des 
Kindeswohls sind in der Neufassung des § 1666 
Abs . 1 BGB (seit 7/2008) ausdrücklich ohne 
Schuldzuweisung an die Eltern begründet: „Wird 
das körperliche, geistige oder seelische Wohl des 
Kindes oder sein Vermögen gefährdet und sind 
die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage, die 
Gefahr abzuwenden, so hat das Familiengericht 
die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung 
der Gefahr erforderlich sind .“
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Abb. 94:  Gerichtliche Maßnahmen zum Entzug der elterlichen Sorge pro 1 .000 junge Menschen  
unter 18 Jahren im Jahr 2007

Quelle: ISM – Eigenauskünfte der Jugendämter und eigene Berechnungen
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bearbeiten „seit Beginn der 90er-Jahre diesen 
Schutz-Auftrag in besonderer Weise“ (Kügler/ 
Feuerhelm 2004, S . 6) .

Kinderschutzdienste werden von freien Trägern 
der Jugendhilfe, wie Deutscher Kinderschutzbund, 
Caritasverband, Diakonisches Werk, Arbeiter- 
Samariter-Bund, Deutscher Paritätischer  
Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz,  
und Trägervereinen wie „Kinder in Not e . V .“ in  
Rheinland-Pfalz vorgehalten (MBWJK 2007e,  
S . 6) . Sie werden von den „örtlichen Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe“ und vom Ministerium 
für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur  
(MBWJK 2007e, S . 6) gefördert .

Die Karte in Abb . 95 verdeutlicht die Standorte 
der Kinderschutzdienste in Rheinland-Pfalz  . 

Neben der Förderung der Kinderschutzdienste 
und dem bedarfsgerechten Ausbau zeigen die 
Forschungsergebnisse aus dem Jahr 2002, dass 
„verbindliche und akzeptierte Arbeits- und Koope-
rationsstrukturen“ zwischen Jugendämtern und 
Kinderschutzdiensten erst noch geschaffen wer-
den müssen (Kügler/Feuerhelm 2002, S . 162 f .) . 
Wiederholt wird die Forderung nach Abstimmung 
und Kooperation zwei Jahre später im Bericht zu  
„Selbstverständnis und Standards der Kinder-
schutzdienste . Dokumentation der Konzept-Wei-
terentwicklung“ (Kügler/Feuerhelm 2004) . Hier 
wird die Zusammenarbeit „im Hinblick auf die 
(damals) geplante KJHG-Änderung in § 8a und 
die entwickelten Standards“ untersucht und fest-
gestellt, dass eine verbindliche Zusammenarbeit 
„z . B . auf der Grundlage von Kooperationsverein-
barungen“ konkretisiert werden sollte (Kügler/
Feuerhelm 2004, S . 60) . 

Wie weit diese Integration der Kinderschutzdiens-
te in die örtlichen Netzwerke zum Kinderschutz 
gelungen ist, kann hier nicht beantwortet werden; 
dies wird möglicherweise die aktuell bearbeitete 
Evaluation der Umsetzung des Landeskinder-
schutzgesetzes zeigen, über das abschließend kurz 
berichtet werden soll .

Jugendhilfe bedeutet dies, dass ein erforderliches  
Maß an Zeit eingeräumt wird, „um sich auf  
die Neuerungen fachlich und organisatorisch  
einzustellen“ (Bundeskonferenz für Erziehungs-
beratung e . V . 2009, S . 3) . 

Auch hier ist die Spannbreite innerhalb der Kreise 
und Städte enorm, allerdings gilt: Die o . a . Regio-
nen mit überdurchschnittlichen Inobhutnahmen 
verfügen nicht gleichzeitig über einen hohen 
Anteil gerichtlicher Maßnahmen . So liegen Pirma-
sens und Kusel hier unter dem Durchschnitt von 
Rheinland-Pfalz (0,9) . Über dem Durchschnitt lie-
gen hingegen Neustadt an der Weinstraße mit 2 
gerichtlichen Maßnahmen zum Entzug der elter-
lichen Sorge pro 1 .000 junge Menschen und auch 
die kreisfreien Städte Zweibrücken (1,7) sowie 
Kaiserslautern und Ludwigshafen (je 1,5) . Über-
durchschnittliche Anteile zeigen sich ebenfalls in 
den Landkreisen: im Rhein-Lahn-Kreis mit 1,3, im 
Rein-Pfalz-Kreis mit 1,2 und in Alzey-Worms mit 
1,2 pro 1 .000 junge Menschen (siehe Abb . 94) . 

Abschließend sei jedoch darauf verwiesen, dass 
die Frage, wie ein hoher oder niedriger Wert zu 
interpretieren ist, nicht pauschal beantwortet 
werden kann; ein hoher Wert familiengerichtlicher 
Sorgerechtsentzüge kann Ausdruck eines notwen-
digen, zuverlässig geleisteten Kinderschutzes sein; 
er kann aber auch Hinweis auf unzureichende 
Hilfen und nicht rechtzeitige Unterstützungen zur 
Vermeidung solcher weitreichenden Eingriffe in 
das Elternrecht sein . 

Die Kinderschutzdienste in Rheinland-Pfalz 
Die Kinderschutzdienste in Rheinland-Pfalz sind 
Anlaufstellen für junge Menschen, die Opfer von 
Misshandlungen oder sexuellem Missbrauch 
wurden oder wenn ein entsprechender Verdacht 
besteht; sie vermitteln jungen Menschen „die 
erforderlichen Hilfen zur Abwehr weiterer Gefähr-
dung, zum Schutz vor Wiederholung, zur Verarbei-
tung traumatischer Erlebnisse und zur Heilung der 
erlittenen seelischen und körperlichen Verletzun-
gen“ (MBWJK 2007e, S . 3) . Kinderschutzdienste 
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Zum Landesgesetz für Kindeswohl und Kindes-
gesundheit (Landeskinderschutzgesetz) 
In Rheinland-Pfalz ist das Landesgesetz zum 
Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit 
(LKindSchuG) im März 2008 in Kraft getreten . In 
der vom BMFSFJ geförderten Veröffentlichung des 
Deutschen Jugendinstituts im Jahr 2008 „Landes-
gesetzliche Regelungen im Bereich des Kinder-
schutzes bzw . der Gesundheitsvorsorge“ heißt es: 
„Nach einer zunächst heteronomen Diskussion 
in und zwischen den Ländern, ob und in welcher 
Form landesgesetzliche Regelungen hinsichtlich 
der Bemühungen zu einer Verbesserung des Kin-
derschutzes insbesondere im Anwendungsbereich 
der Frühen Hilfen notwendig sind, haben im Laufe 
des letzten und dieses Jahres alle Bundesländer 
gesetzgeberische Aktivitäten in diesem Bereich 
entfaltet bzw . sind auch die Länder, die zunächst 
weitere, spezifische ländergesetzliche Regelungen 
explizit abgelehnt hatten, in der unmittelbaren 
Vorbereitung dazu (Berlin, Hamburg, Sachsen) . 
Basiselement in allen Bundesländern sind Rege-
lungen zu einer Steigerung der Teilnahmezahlen 
an den Früherkennungsuntersuchungen durch ein 
verbindliches Einladewesen“ (Deutsches Jugend-
institut 2008a, S . 2) . 

Mit der Einführung des rheinland-pfälzischen 
Kinderschutzgesetzes stehen zwei Aspekte im Vor-
dergrund: „Zum einen geht es um die Förderung 
von Gesundheit durch die stärkere Inanspruch-
nahme von Früherkennungsuntersuchungen . Zum 
anderen geht es um Maßnahmen der Vermeidung 
von Kindeswohlgefährdungen und den Ausbau 
früher Hilfen“ (ebd .) . Im Rahmen des aktuell 
erschienenen Berichts, in dem „erste Ergebnisse 
zur Umsetzung des Landesgesetzes zum Schutz 
von Kindeswohl und Kindergesundheit“ durch das 
ISM aufbereitet und zusammengestellt wurden, 
werden sowohl der Stand zum Auf- und Ausbau 
lokaler Netzwerke, die nicht-wahrgenommenen 
Früherkennungsuntersuchungen als auch die 
Quantität und Qualität der Mitteilungen an die 
Jugendämter durch die Gesundheitsämter thema-
tisiert . Allerdings sind die Ergebnisse eher als erste 
Hinweise zu sehen und können nur sehr vorsichtig 
interpretiert werden . Dies gilt insbesondere für die 

Meldungen der Nichtwahrnehmung der Früher-
kennungsuntersuchungen, da sich die Daten auf 
das letzte Quartal 2008 beziehen und daher nur 
einen kleinen Zeitraum berücksichtigen (MASGFF 
2009b, S . 3) .

Aktuell können zur Netzwerkarbeit in Bezug auf 
das Landeskinderschutzgesetz lediglich Hinweise 
gegeben und Tendenzen aufgezeigt werden . Die 
ersten Ergebnisse zur Umsetzung des Landesge-
setzes zeigen, dass in 85 % der Fälle Kinderschutz-
dienste am Netzwerk beteiligt sind (MASGFF 
2009b, S 11) . Da sich der Bericht allerdings auf 
das letzte Quartal 2008 bezieht, wird auch hier 
auf die einschränkende Bemerkung hingewiesen: 
„Ob diese in 2008 gebildeten Strukturen trag-
fähig sind, die Netzwerkpartner auch verbindlich 
an gemeinsamen Zielvorgaben arbeiten und sich 
dauerhaft beteiligen, kann erst in den folgenden 
Jahren beurteilt werden“ (MASGFF 2009b, S 11) .

Hinsichtlich der Netzwerkarbeit zeigt sich, dass 
zwei Drittel der Jugendämter schon im Jahr 2008 
lokale Netzwerke eingerichtet haben  (ebd ., S . 23) . 
Der Auf- und Ausbau der Netzwerke wird darüber 
hinaus überwiegend positiv bewertet . 

Als positive Tendenz kann – so kurz nach der Ein-
führung des Gesetzes – bereits „die Stärkung der 
Personalressourcen der Jugendämter und damit 
der Rahmenbedingungen für einen qualifizierten 
Kinderschutz“ festgehalten werden (ebd ., S . 23) . 

Die Teilnahme an den Früherkennungsuntersu-
chungen wird von der überwiegenden Mehrheit 
der Eltern in Anspruch genommen (ebd ., S . 22) . 
Im Zeitraum Oktober bis Dezember 2008 hat 
die Zentrale Stelle 1 .110 Meldungen über die 
Nichtteilnahme an den U-Untersuchungen an die 
Gesundheitsämter gegeben .83 Allerdings liegt 
ausgehend von den 1 .110 Meldungen in 84,9 % 
der Fälle nicht tatsächlich eine Nichtteilnahme 
vor: In 81,7 % war trotz durchgeführter Unter-

83 Differenzierte Ergebnisse zu den U-Untersuchungen bzw . den im 
Rahmen der Schuleingangsuntersuchungen vorgelegten Vorsorge-
heften werden im Kapitel 3 .3 Gesundheit dargestellt .
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suchung keine Bestätigung bei der Zentralen Stelle 
eingegangen, in 3,2 % der Fälle wurde sie in einem 
anderen Bundesland durchgeführt . Im Hinblick 
auf die nicht erfolgte Teilnahme sind es mit 10 % 
„andere Gründe“, wie bspw . Umzug, längere Reise 
der Familie, Erkrankung der Eltern und Schwierig-
keiten, einen Arzttermin zu vereinbaren, die zur 
Nichtteilnahme führten . Davon wurde in drei 
Fällen die U-Untersuchungen grundsätzlich ab-
gelehnt . Als zweithäufigster Grund wird „Termin 
vergessen“ mit 1,8 % angeführt (ebd ., S . 19) .

18 Jugendämter – und damit weniger als die Hälfte 
– erhielten im o . a . Zeitraum 26 Fallmitteilungen, 
mehrheitlich aufgrund der Nichtwahrnehmung 
der U 4 (76 %) . Knapp ein Drittel der Familien war 
dem Jugendamt bereits bekannt . In vier Fällen 
stellte das Jugendamt „weiteren Hilfebedarf fest 
und organisierte (…) eine ambulante Hilfe zur Er-
ziehung“ . In weiteren vier Fällen war „eine Kindes-
wohlgefährdung erkennbar“, allerdings war in 
keinem Fall „eine Information des Familiengerichts 
notwendig“ (ebd ., S . 21) .84

Darüber hinaus sind aus Landesperspektive zahl-
reiche Projekte und Maßnahmen anzuführen, die 
das Ziel haben, frühzeitig „durch aufsuchende und 
niedrigschwellige Angebote an Orten, die Familien 
besonders vertraut sind, insbesondere die Familien 
zu erreichen, die am meisten auf Förderung ange-
wiesen sind“ (Landtag Rheinland-Pfalz, 2007j,  
S . 9) . Exemplarisch zu nennen sind bspw . die „Netz-
werke Familienbildung“, das Projekt „Hebammen 
und andere Gesundheitsberufe beraten Familien“ 
oder auch „Guter Start ins Kinderleben“ (ebd .) . 

Insgesamt sind die aktuellen Entwicklungen posi-
tiv zu bewerten . Die Umsetzung des LKindSchuG 
befindet sich auf gutem Wege . Es bleibt abzu-
warten, wie sich die Entwicklung fortsetzt, wenn 
sich die Verfahrenswege weiter etabliert haben . 
Darüber hinaus zeigt sich, dass die Früherken-
nungsuntersuchungen zwar schon vor Einführung 
des Gesetzes breit angenommen wurden, nun 

84 Hier sei noch einmal auf den kurzen Zeitraum von drei Monaten 
verwiesen .

aber die Teilnahme an diesen zentralen Untersu-
chungen weiter erhöht werden kann .

3.2.8 Jugendgerichtshilfen und  
Jugendstrafrechtspflege

In einem Kinder- und Jugendbericht muss auch 
über Grenzüberschreitungen und Normenverlet-
zungen junger Menschen berichtet werden sowie 
über die hierauf bezogenen Hilfen und Sanktionen 
im Rahmen der Jugendhilfe und der Jugendstraf-
rechtspflege . Normenverletzendes Handeln 
junger Menschen kann dabei zum einen als ent-
wicklungstypisches Verhalten und meist vorüber-
gehende Episode zur Erprobung gesellschaftlicher 
Grenzen verstanden werden . Zum anderen aber 
müssen insbesondere wiederholte Grenzverlet-
zung und Normenverstöße von Kindern und 
Jugendlichen als ernstzunehmende Anzeiger für 
belastende Lebensverhältnisse und von Scheitern 
bedrohte Biografien verstanden werden . In dieser 
Spannung von normenverdeutlichender Sanktion 
und entwicklungsfördernder Unterstützung und 
Hilfe bewegt sich auch die öffentliche Verantwor-
tung für junge Menschen, die mit Strafrechtsnor-
men in Konflikt geraten sind . Bevor hierzu Zahlen 
und Tendenzen aus Rheinland-Pfalz berichtet 
und eingeordnet werden, sollen zentrale Begriffe 
erläutert sowie auf Probleme der Datenquellen 
hingewiesen werden:

Kinderdelinquenz ■  
Kinderkriminalität kann es nach geltender 
Gesetzeslage nicht geben, da junge Menschen 
erst ab dem vollendeten 14 . Lebensjahr straf-
mündig sind (§ 19 StGB und § 1 JGG) . Gegen 
Strafrechtsnormen verstoßendes Verhalten 
unter 14-Jähriger wird daher oft als „Kinder-
delinquenz“ bezeichnet . 

Jugendkriminalität ■  
Unter dem Begriff Jugendkriminalität wird die 
Gesamtheit aller von Jugendlichen (14 bis unter 
18 Jahre) und Heranwachsenden (18 bis unter 
21 Jahre) begangenen Handlungen, die gegen 
Strafgesetze verstoßen, zusammengefasst . 
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Jugendstrafrechtspflege  ■  
Seit Bestehen einer eigenständigen Jugend-
gerichtsbarkeit mit Inkrafttreten des ersten 
ReichsJugendGerichtsGesetzes (RJGG) 1923 
sind eine Reihe spezifischer Institutionen der 
Jugendstrafrechtspflege entwickelt worden; 
in der Reihenfolge ihrer Befassung sind dies 
heute i . d . R .: eigene Jugendkommissariate der 
Polizei und Jugendstaatsanwält/-innen sowie 
Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfe; die 
Aufgaben der Mitwirkung in Verfahren vor dem 
Jugendgericht können auch durch freie Träger 
der Jugendhilfe wahrgenommen werden .  
Das Jugendstrafrecht unterscheidet sich grund-
sätzlich vom Allgemeinen Strafrecht, da es vor 
allem der „Entwicklungstatsache“ junger Men-
schen Rechnung tragen will . Dies gilt sowohl 
für die Verfahrensführung (z . B . Beschränkung 
der Öffentlichkeit, Einbeziehung der Eltern, 
Mit wirkung der Jugendhilfe) wie für die Sankti-
onsziele (vorrangig Individualprävention durch 
Erziehung, keine negative Generalprävention) 
und der Rechtsfolgen (Diversion, Erziehungs-
maßregeln, Zuchtmittel und begrenzte Jugend-
strafe) (vgl . ausführlich Goerdeler 2009, S . 14 f .) . 
Die Jugendhilfe kann im Jugendstrafverfahren 
auch im Rahmen „vorläufiger Anordnungen 
über die Erziehung“ (§ 71 JGG) einbezogen wer-
den, indem der Jugendrichter bis zur Rechts-
kraft des Urteils die Unterbringung in einem 
„geeigneten Heim der Jugendhilfe“ anordnen 
kann; eine solche Unterbringung ist nach § 72 
JGG auch zur Vermeidung der Untersuchungs-
haft möglich .  
 
In Rheinland-Pfalz gibt es gegenwärtig keine 
Einrichtung zur Heimunterbringung zur Vermei-
dung von Untersuchungshaft bei Jugendlichen . 
Die Heimunterbringung in einer Einrichtung 
in Rodalben wurde nicht fortgeführt, nach-
dem es dort im Jahr 2003 zu einem tragischen 
Tötungsdelikt zum Nachteil einer Erzieherin 
durch drei dort untergebrachte Jugendliche 
gekommen ist . Dieser Sachverhalt war auch 
Gegenstand eines Untersuchungsausschusses 
des rheinland-pfälzischen Landtags (vgl . dazu 

ausführlich Landtag Rheinland-Pfalz, 2005a) . 
Aufgrund einer Vereinbarung mit der Einrich-
tung „Schloss Stutensee“ stehen Rheinland-
Pfalz dort drei Plätze für die Heimunterbrin-
gung zur Vermeidung von Untersuchungshaft 
bei Jugendlichen zur Verfügung .  
 
Freie und öffentliche Träger der Jugendhilfe 
können neben der Mitwirkung im Jugendstraf-
verfahren auch in der Konzeption und Orga-
nisation spezifischer Sanktionsmittel beteiligt 
sein (z . B . Soziale Gruppenarbeit und Betreu-
ungsweisungen, Täter-Opfer-Ausgleich, Sozial-
stunden oder Alternativen zum Jugendarrest) .

Jugendgerichtshilfen ■  
Die Jugendgerichtshilfe als Aufgabe der Jugend-
ämter „zwischen“ Jugendstrafrecht und Ju-
gendhilfe entwickelte sich mit dem Entstehen 
eigenständiger Jugendgerichte zu Beginn der 
Weimarer Republik . Stellung und Arbeitsweise 
der Jugendgerichtshilfe sind daher ebenfalls 
geprägt von der Spannung, einerseits „Hilfe für 
das Gericht“ und andererseits „Hilfe für junge 
Menschen in Strafverfahren“ sein zu sollen .  
Gegenüber dem traditionellen Begriff „Jugend-
gerichtshilfe“, wie er sich im Jugendgerichts- 
gesetz (JGG) findet, wird spätestens seit Inkraft- 
treten des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 
(KJHG) 1991 als neue Bezeichnung „Jugendhilfe 
im Strafverfahren“ (JuHiS) von den einschlägi-
gen Fachverbänden bevorzugt (siehe aktuell: 
Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen (DVJJ) 2009) .  
 
§ 38 JGG 
( . . .) Die Vertreter der Jugendgerichtshilfe brin-
gen die erzieherischen, sozialen und fürsorge-
rischen Gesichtspunkte im Verfahren vor den 
Jugendgerichten zur Geltung . Sie unterstützen 
zu diesem Zweck die beteiligten Behörden 
durch Erforschung der Persönlichkeit, der Ent-
wicklung und der Umwelt des Beschuldigten 
und äußern sich zu den Maßnahmen, die zu 
ergreifen sind . ( . . .) 
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§ 52 SGB VIII 
Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendge-
richtsgesetz 
(1) Das Jugendamt hat (…) im Verfahren nach 
dem JGG mitzuwirken . 
(2) Das Jugendamt hat frühzeitig zu prüfen, ob 
für den Jugendlichen oder jungen Volljährigen 
Leistungen der Jugendhilfe in Betracht kommen 
(…) und den Staatsanwalt oder den Richter 
umgehend zu informieren, damit geprüft 
werden kann, ob diese Leistung ein Absehen 
von der Verfolgung oder eine Einstellung des 
Verfahrens ermöglicht . 
(3) Der Mitarbeiter des Jugendamtes oder des 
anerkannten Trägers der freien Jugendhilfe (…) 
soll den Jugendlichen oder jungen Volljährigen 
während des gesamten Verfahrens betreuen .

Datenquellen 
Grundsätzlich können drei Quellen für die Be-
schreibung und Einschätzung von Kriminalität 
und Delinquenz junger Menschen unterschieden 
werden:

die Polizeiliche Kriminalstatistik, die Daten  ■
aus den Ermittlungsverfahren aufbereitet und 
wesentlich über Tatverdächtige berichtet;

die Strafverfolgungsstatistik der Landesjustiz- ■
verwaltungen, die Daten aus Strafverfahren 
aufbereitet und wesentlich über Urteile und 
Strafsanktionen berichtet;

kriminologische Berichte und Analysen, die  ■
verfügbare Datenquellen und eigene empi-
rische Datenerhebungen auswerten und z . B . 
über Veränderungen des Anzeigeverhaltens, 
Dunkelfeldhypothesen, soziale oder regionale 
Kriminalitätsbelastungen oder Auswirkungen 
strafrechtlicher Sanktion berichten .  

Je nach Fragestellung und Erkenntnisinteresse 
können die Daten und Befunde aus diesen un-
terschiedlichen Quellen auch zu deutlich unter-
schiedlichen Ergebnissen und Schlussfolgerungen 

0

2.000

4.000

6.000

8.000

10.000

12.000

14.000

16.000

Kinder  Jugendliche Heranwachsende

 2003 2004 2005 2006 2007

6.
38

7

6.
10
8

5.
48

2

5.
27
9

5.
54
7

13
.4
55

13
.5
64

13
.3
65

13
.7
26

14
.0
14

11
.7
46

11
.8
73

12
.0
80

11
.9
21

11
.9
12

Abb. 96:  Tatverdächtigenentwicklung der  
unter 21-Jährigen, 2003 bis 2007

Quelle: Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz 2007, S . 4

führen – eines der Hauptprobleme der öffentlichen 
Debatten über die Kriminalität und Delinquenz 
junger Menschen . 

3.2.8.1 Entwicklung der Kinderdelinquenz und 
Jugendkriminalität in Rheinland-Pfalz

Als Tatverdächtige wurde im Jahr 2007 in Rhein-
land-Pfalz gegen 31 .473 Täterinnen und Täter 
unter 21 Jahren ermittelt; gegenüber dem Vorjahr 
2006 ist dies insgesamt ein Anstieg von 1,8 %, 
gegenüber dem Jahr 2003 jedoch ein Rückgang 
um 0,4 % . Einschränkend ist nochmals darauf hin-
zuweisen, dass Kinder bis zum 14 . Lebensjahr nicht 
strafmündig sind und daher die „Tatverdächtigen“-
Zahlen für diese Gruppe junger Menschen auch 
noch stärker als bei Jugendlichen und jungen Her-
anwachsenden vom Anzeigeverhalten abhängen . 
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auf 2 .809 gesunken, im Jahr 2008 aber wieder auf 
3 .166 angestiegen . Im Vergleich zu 2004 ergibt 
sich eine Zunahme um etwa 2 % . 

Die Entwicklung der Tatverdächtigenbelastungs-
zahlen (Tatverdächtige, bezogen auf 100 .000 
Einwohner des entsprechenden Bevölkerungsan-
teils, ohne Kinder unter 8 Jahren; Landeskriminal-
amt Rheinland-Pfalz 2007, S . 5) zeigt einen Anstieg 
bei den Jugendlichen im Jahr 2006 nach 2007 von 
3,6 % . 

Junge Menschen sind gemessen an ihrem Bevöl-
kerungsanteil in den Polizeilichen Kriminalstatis-
tiken deutlich überrepräsentiert . Als Erklärung 
kann zum einen die Art und Weise der verübten 
Delikte angeführt werden, die sich zum großen 
Teil im öffentlichen Raum und sichtbar abspielen 
und die daher prädestiniert dafür sind, polizeilich 
entdeckt und angezeigt zu werden . Zum anderen 
spielt die ermittelte Deliktstruktur eine Rolle: Bei 
einem Großteil der Straftaten handelt es sich um 
leichtere Eigentums- und Vermögensdelikte . Aber 
auch die Art der strafrechtlichen Maßnahmen 
oder Sanktionen bei jungen Delinquenten ist ein 

Mit Blick auf die Zahl der Kinder ist im Jahr 2007 
nach einem deutlichen Rückgang in den Jahren 
2003 bis 2006 um 17 % gegenüber dem Vorjahr 
ein Anstieg um 5,1 % festzustellen (Landes-
kriminalamt Rheinland-Pfalz 2007, S . 4) . Bei den 
Jugendlichen (14 – 18 Jahre) ist über 5 Jahre ein 
Anstieg um 1,4 %, bei den Heranwachsenden 
(18 – 21 Jahre) um 4,1 % festzustellen . Von einem 
deutlichen Anstieg der Jugendkriminalität kann 
somit in Rheinland-Pfalz keine Rede sein – aller-
dings klaffen hierzu schon seit Jahren das subjek-
tive Sicherheitsempfinden vieler Bürgerinnen und 
Bürger und die objektivierbaren Daten zur Sicher-
heitslage erheblich auseinander . 

Die absoluten Verurteiltenzahlen der Jugendlichen 
zeigen, dass diese um ein Mehrfaches geringer 
ausfallen als die Tatverdächtigenzahlen . So ist die 
Entwicklung seit 2004 nicht geradlinig: Während 
im Jahr 2004 3 .105 Jugendliche verurteilt wurden, 
stieg die Zahl im Jahr 2005 auf 3 .284 und sank im 
Jahr 2006 wieder um 5,1 % auf 3 .115 .85 Die Zahl 
verurteilter Jugendlicher ist im Jahr 2007 weiter 

85 http://www .justiz .rlp .de
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Die Zahlen der tatverdächtigen Kinder, Jugend-
lichen und Heranwachsenden im gesamten 
Bundesgebiet zeigen, dass Rheinland-Pfalz sich 
im Mittelfeld der Länder bewegt: Kinder sind in 
Rheinland-Pfalz mit 4,7 % (Bund: 4,5 %); Jugend-
liche sind mit 11,4 % (Bund 11,8 %) vertreten, 
die Heranwachsenden mit 9,8 % (Bund 10,5 %) 
(Bundesministerium des Innern 2009, S . 34) .

Die Veränderungen in Polizeilichen Kriminalsta-
tistiken können nur die bekannten und zu berech-
nenden Zahlen wiedergeben, welche das Hellfeld 
ausmachen . Der tatsächliche Umfang von Ver-
brechen der Jungtäterinnen und -täter lässt sich 
durch statistische Zahlen nicht genau erheben . 
In der Studie des Kriminologischen Forschungs-
instituts Niedersachsen (KFN) „Jugendliche in 
Deutschland als Opfer und Täter von Gewalt“ 
(2009) wird dies durch Schülerbefragungen des 
KFN und Befunde der bisherigen Dunkelfeld-
forschung näher beleuchtet . Hier ist besonders 
hervorzuheben, dass „Befunde der Dunkelfeldfor-
schung zum Anzeigeverhalten der Gewaltopfer 
(…) die Aussagekraft der Polizeilichen Kriminal-
statistik (PKS) in mehrfacher Hinsicht“ relativie-
ren (KFN 2009, S . 11) . Das KFN stellt hierzu fest, 
dass bei Betrachtung der Dunkelfeldforschung 
die Jugendgewalt seit 1998 eine gleichbleibende 
Tendenz bzw . einen Rückgang zu verzeichnen 
hat (ebd ., S .10) . Die Schülerbefragungen fanden 
in acht Städten aus sieben Bundesländern statt 
und zeigten, dass „die Quote der Jugendlichen, 
die nach eigenen Angaben in den zwölf Monaten 
vor der Befragung mindestens eine Gewalttat 
begangen haben, (…) in keiner der acht Städte 
angestiegen und überwiegend sogar beträchtlich 
gesunken“ ist (KFN 2009, S . 10) . Das KFN wider- 
legt damit die in den Medien oft publizierte 
Meinung eines „drastischen Anstiegs“ der Jugend-
delinquenz . 

wesentlicher Faktor . Hierbei bietet das Jugend-
strafrecht eine Vielzahl abgestufter Handlungs-
optionen vor allem durch Nutzung erzieherischer 
Interventionen, die zum einen die Möglichkeit 
bieten, auf die Lebenslagen und Probleme junger 
Menscher einzugehen, und zum anderen junge 
Menschen in Situationen bringen, die Perspektive 
der Opfer ihrer Straftaten wahrzunehmen und zu 
berücksichtigen (insb . Täter-Opfer-Ausgleich) .

Mit Blick auf die Regionen des Landes Rheinland-
Pfalz kann aufgrund nicht verfügbarer regional dif-
ferenzierter Daten hierzu nur vereinzelt berichtet 
werden: Die Polizeipräsidien Koblenz, Trier, Mainz, 
Westpfalz und Rheinpfalz erheben seit 2004 
eigene Kriminalstatistiken für ihre Bezirke .86 Bei 
Betrachtung dieser Statistiken zeigt sich für die 
Präsidien Koblenz, Rheinpfalz, Trier und Westpfalz 
im Jahr 2008 folgende Berechnung:

In Koblenz wurden 8 .472 tatverdächtige   ■
Jugendliche erfasst, 
in der Rheinpfalz insgesamt 7 .029 Personen;  ■
in Trier wurden insgesamt 4 .719 junge Men- ■
schen unter 21 Jahren angezeigt und 
in der Westpfalz 3 .584 . ■

Weitere Vergleiche lassen diese absoluten Zah-
len nicht zu, da sie weder das Verhältnis zu den 
insgesamt in diesen Regionen lebenden jungen 
Menschen berücksichtigen, noch andere sozial-
strukturelle Faktoren .

Aus der Antwort auf die Anfrage des Landtags zu 
„Jugendkriminalität und Jugendgruppengewalt 
in Rheinland-Pfalz“ aus dem Jahr 2007 geht 
hervor, dass die Jugendkriminalität in Rheinland-
Pfalz „gleichmäßig verteilt“ ist . „Abgesehen von 
temporären Brennpunkten, die immer wieder 
auftreten, gibt es nirgendwo einen dauerhaften 
herausragenden Brennpunkt“ (Landtag Rheinland-
Pfalz 2007h, S . 1) .

86 http://www .polizei .rlp .de/internet/nav/9be/9be409c6-071a-
9001-be59-2680a525fe06 .htm, Zusammenfassung aus Kriminal-
statistiken .
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3.2.8.2 Aufgabenwahrnehmung der 
 Jugendgerichtshilfe/der Jugendhilfe in  
Jugendstrafverfahren in Rheinland-Pfalz

Wie die Aufgaben der Mitwirkung im Verfahren 
vor dem Jugendgericht (hier verkürzt: Jugend-
gerichtshilfe) in den zuständigen kommunalen 
Jugendämtern konzeptionell gestaltet, personell 
ausgestattet und strukturell organisiert werden, 
ist – wie alle Konzept- und Organisationsfragen 
örtlicher Jugendhilfe – in hohem Maße unter-
schiedlich und von örtlichen Besonderheiten 
geprägt . Aus dem Landesbericht „Hilfen zur Erzie-
hung in Rheinland-Pfalz“ (MASGFF 2007d) sind 
wenige Daten zur Organisation und Personalaus-
stattung auch der Jugendgerichtshilfe erkennbar:

In 85 % der Jugendämter in Rheinland-Pfalz ist  ■
die Jugendgerichtshilfe als Spezialdienst organi-
siert (MASGFF 2007d, S . 253);

wurden 2002 die Jugendgerichtshilfe-Aufgaben  ■
in allen 41 Jugendämtern in Rheinland-Pfalz 
noch von insgesamt 55,8 Vollzeitstellen be-
arbeitet, waren es 2005 66,7 . Damit stellt die 
Jugendgerichtshilfe nach dem Allgemeinen So-
zialen Dienst (insgesamt 2005 306,5 Vollzeit-
stellen) den zweitstärksten Aufgabenbereich 
der Sozialen Dienste der Jugendämter . 

Besonders bemerkt wird hierzu: „Ganz  entgegen 
diesem Trend (leichtem Stellenabbau in der Summe 
aller sozialen Dienste der Jugendämter zwischen 
2002 und 2005) zeigt sich ein deutlicher Stellen-
ausbau bei der Jugendgerichtshilfe (16,3 %) (…) . 
Der Zuwachs an Personalstellen in der Jugendge-
richtshilfe findet allerdings fast ausschließlich in 
Landkreisjugendämtern statt“ (MASGFF 2007d, 
S . 241) .

Eine dem Landesbericht über die Hilfen zur 
Erziehung vergleichbare Berichterstattung über 
Fallzahlen und Aktivitäten der Jugendgerichtshilfe 
gibt es bisher in Rheinland-Pfalz nicht . Im HzE-
Landesbericht wird für diesen Zusammenhang 
einzig über die besondere Nutzung von Angebo-
ten der Sozialen Gruppenarbeit berichtet: 

Opferentwicklung 
Kinder und Jugendliche sind deutlich häufiger 
Opfer von Straftaten als „Täter“; alleine im Jahr 
2007 waren dies insgesamt 10 .951 Minderjährige 
unter 18 Jahren . Hier ist ein Anstieg um 2,5 % zu 
verzeichnen (Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz 
2007, S . 11) . Davon waren 6 .647 Jugendliche 
(+ 3,4 %) und 4 .304 Kinder, dies bedeutet einen 
Anstieg der kindlichen Opfer von 2006 nach 2007 
um 1,3 % . Bezüglich der einzelnen Straftatengrup-
pen fällt insbesondere ein Anstieg von Kindern als 
Opfer sexueller Nötigung auf . Während es im Jahr 
2006 8 Fälle waren, liegt der Wert 2007 bei 26 
(ebd ., S . 12) .

Geschlechterdifferenziert betrachtet sind für 
Jun gen und Mädchen keine Unterschiede im 
Hinblick auf „Körperverletzungsdelikte, sexuellen 
Missbrauch, Kindesmisshandlung und Raubta-
ten“ festzustellen . Weibliche Jugendliche werden 
hingegen überwiegend Opfer von Körperverlet-
zungen, se xueller Nötigung und Vergewaltigung, 
während bei männlichen Jugendlichen die „Be-
reiche Körper verletzung und Raub erkennbare 
Gefährdungsschwerpunkte“ darstellen (ebd ., S . 13; 
siehe Abb . 98) .
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„Insbesondere die Soziale Gruppenarbeit (nach  
§ 29 SGB VIII) ist – wie bereits im Jahr 2002 – eine 
Hilfeform, die häufig auf richterliche Weisung 
erfolgt (43,1%) . (…) Die Soziale Gruppenarbeit, 
die ohnehin in Rheinland-Pfalz im Kanon der 
ambulanten Hilfen eine marginale Rolle spielt, ist 
also im Falle ihres Einsatzes nach wie vor häufig 
eine Hilfe infolge von Straffälligkeit (in Form der 
sogenannten ‚Sozialen Trainingskurse‘)“ (MASGFF 
2007d, S . 43) .

Eine nicht veröffentlichte Erhebung des Landesju-
gendamtes zum Täter-Opfer-Ausgleich aus dem 
Jahr 2003 zeigte, dass in 25 von 41 Jugendämtern 
diese besondere Sanktionsform angeboten wurde 
und in weiteren 5 geplant war . Insgesamt konnte 
im Jahr 2003 diese besondere Form einer erziehe-
rischen Konsequenz für eine Straftat eines jungen 
Menschen in ca . 200 Fällen realisiert werden 
(internes Arbeitspapier des Landesjugendamtes 
2003) .

Bezüglich der Regionen, in denen der Täter-Opfer-
Ausgleich nicht von den Jugendämtern angeboten 
wird, wird auf 3 .2 .8 .3 verwiesen .

3.2.8.3 Jugend-Kriminalprävention in  
Rheinland-Pfalz 

Im Land stellen sich verschiedene Institutionen 
und Organisationen mit vielfältigen Aktivitäten 
dem Problem der Jugenddelinquenz . Neben den 
örtlichen Jugendämtern und freien Trägern der 
Jugendhilfe leisten die Anlaufstellen der Polizei-
direktionen und ihre 16 Beauftragten in Jugend-
sachen in Rheinland-Pfalz wichtige Beiträge . Die 
Tätigkeiten dieser Beauftragten beziehen sich 
neben konkreter Präventionsarbeit auch auf die 
Beobachtung und Berichterstattung über die Ent-
wicklung der Jugenddelinquenz in den Regionen 
des Landes . Des Weiteren arbeiten sie mit öffent-
lichen Institutionen und Trägern der Jugendarbeit 
in diesem Bereich zusammen .87

Weiter gibt es in Rheinland-Pfalz flächendeckend 
in allen Landgerichtsbezirken bei den örtlichen 
Trägern der Opfer- und Straffälligenhilfe acht 

87 http://www .polizei .rlp .de/internet/nav/db6/db6609c6-071a-
9001-be59-2680a525fe06&sel_u Con=9515045d-9df5-1101-2068-
abd7913a4f82 .htm
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hingewiesen wird darauf, dass Gewaltprävention 
bereits in frühen Lebensaltern einsetzen muss und 
sollte .

Wie vielfältig das Arbeitsfeld der Jugendstraf-
rechtspflege in der Kooperation – von der Präven-
tion bis zur Mitwirkung in Verfahren und der 
Gestaltung jugendgerichtlicher Sanktionen – ist, 
zeigen hierzu in Rheinland-Pfalz beschlossene 
Empfehlungen und Arbeitshilfen:

Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugend- ■
hilfe in Jugendstrafverfahren hat der Landes-
jugendhilfeausschuss im Dezember 1998 ver-
abschiedet, diese sind im Jahr 2009 aktualisiert 
und unter Beteiligung von Polizei und Staatsan-
waltschaft verabschiedet worden (LSJV 1999, 
LSJV 2009c) .88

Das Arbeitspapier der interdisziplinären „Arbeits-  ■
gruppe Jugendstrafrecht“ zur „Zusammenarbeit 
im Bereich der Jugenddelinquenz"; im Untertitel: 
„Informationen, Empfehlungen und Hinweise 
über die mit Jugendhilfe befassten Behörden 
und Institutionen zur Zusammenarbeit mit 
Schulen im Bereich der Jugenddelinquenz“ 
(Arbeitsgruppe Jugendstrafrecht o . J .) . 

Noch 1999 sind Empfehlungen von einer Arbeits-
gruppe beim Landesjugendamt unter aktiver 
Be  tei ligung von Fachkräften aus sieben Stadt- und 
Kreisjugendämtern erarbeitet worden, aber ohne 
Mitwirkung von Justiz oder Polizei . Aktuell haben 
in der Arbeitsgruppe „Jugendstrafrecht“ Vertrete-
rinnen und Vertreter der Justiz, Polizei, Schulen, 
Jugendhilfe und Jugendgerichtshilfe, freier Träger, 
verschiedener Ministerien und nachgeordneter 
Behörden interdisziplinär zusammengearbeitet . 
Im Jahr 2009 wurde von dieser interdisziplinären 
Arbeitsgruppe eine Broschüre „Erziehungsmaß-
nahmen – Umsetzung und neue Wege“ vorge-
stellt . 

88 http://www .lsjv .rlp .de/fileadmin/lsjv/downloads/Kinder_ 
Jugend_und_Familie/Landesjugen damt/k_zusammenarb_jh_ 
justiz_pol_empf .pdf

Koordinierungsstellen, die grundsätzlich auch 
Täter-Opfer-Ausgleich mit jugendlichen und her-
anwachsenden Täterinnen und Tätern durchführen . 
Teilweise existieren Konfliktschlichtungsstellen 
auch bei den kommunalen Jugendämtern (Minis-
terium der Justiz Rheinland-Pfalz 2008, S . 308 f .) .

Eine Auswertung der für Maßnahmen der Landes-
regierung gegen die Jugenddelinquenz aufge-
wendeten Mittel zeigt, dass in den Jahren 2003 
bis 2007 im Durchschnitt 102 .775 Euro pro Jahr 
für die Präventionsarbeit an Schulen eingesetzt 
wurden, insgesamt waren dies im Jahr 2007 
103 .300 Euro und damit 1 .000 Euro mehr als 
2003 (Landtag Rheinland-Pfalz 2007h, S . 3) . An 
rheinland-pfälzischen Schulen wird eine Vielzahl 
von Aktivitäten insbesondere gegen „Jugend-
gewalt“ angeboten . Grundlage der Präventionsar-
beit ist der Grundsatz, „Kinder und Jugendliche zur 
Bewältigung ihres Lebens zu befähigen“ (Landtag 
Rheinland-Pfalz 2007h, S . 2) . Diese präventiven 
Programme orientieren sich damit an den von der 
WHO vorgeschlagenen Faktoren der psychischen 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen (Land-
tag Rheinland-Pfalz 2007h, S . 2) .

In einer Bestandsaufnahme der Jugend-Gewalt-
prävention und ihrer Akteure in Rheinland-Pfalz, 
2006 durchgeführt von der Klaus-Jensen-Stif-
tung, wird allerdings kritisch festgestellt, dass in 
Rheinland-Pfalz viele Aktivitäten gegen Gewalt 
zu verzeichnen seien, diese allerdings leider noch 
keine „flächendeckende“ Wirkung hätten und vor 
allem „kein roter Faden“ erkennbar sei, „an dem 
sich die Aktivitäten und Akteure orientieren“ (Mi-
nisterium des Innern und für Sport 2007, S . 10) . Es 
gebe in der rheinland-pfälzischen Präventionsar-
beit einerseits „gut funktionierende Netzwerke“ 
im Kampf gegen Jugendkriminalität, andererseits 
arbeite jedoch ein Viertel der untersuchten Gre-
mien nicht effektiv genug . Die Ergebnisse dieser 
Studie sollen „handlungsleitende Empfehlungen“ 
(ebd .) für die Arbeit in den Kommunen, einzelnen 
Gremien und für ganz Rheinland-Pfalz sein . Eine 
wichtige Empfehlung bezieht sich auf eine „Ab-
kehr von kurzfristig angelegten Projekten hin zu 
umfassenden Programmen“ (ebd .) . Ausdrücklich 
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S . 26) . Weitere Häuser des Jugendrechts sind in 
Trier und Koblenz beabsichtigt (vgl . dazu auch 
Landtag Rheinland-Pfalz 2009g) . 

3.2.8.4 Jugendstrafverfahren und Jugend-
strafvollzug

Im Jahr 2002 gab es 19 .788 anklagefähige Verfah-
ren in Jugendsachen, laut Verfahrensstatistik der 
Staatsanwaltschaften stiegen diese bis 2004 auf 
den bisherigen Höchststand von 20 .999, im Jahr 
2008 waren noch 19 .856 Verfahren anhängig . Be-
trachtet man diesen Zeitraum, so ist die Tendenz 
der Verfahren und Jugendsachen bis 2008 nahezu 
gleichbleibend; wichtig ist allerdings anzumerken, 
dass in den Jahren von 2002 bis 2008 die Einstel-
lung von Verfahren in Jugendsachen90 nach § 45 
JGG (Diversion) stets zwischen 51,1 % und 53,6 % 
lag, 2008 bei 53,3 % (Landtag Rheinland-Pfalz 
2007i, S . 7 und Auskünfte des Ministeriums der 
Justiz) . 

Aus erzieherischen Gründen ist es wichtig, 
Jugend arrest zeitnah zu vollziehen und ihn in-
haltlich pädagogisch auszugestalten . Die Jugend-
arrestanstalt Worms wurde generalsaniert und 
sowohl funktional als auch optisch neu gestaltet . 
Damit sollen freundliche, helle und zeitgemäße 
Räumlichkeiten zur Verfügung stehen, die die 
Umsetzung pädagogischer Maßnahmen und eine 
jugendgerechte Freizeitgestaltung ermöglichen . 
Räumlichkeiten für kreative Projekte, Sport und 
ein nach sportwissenschaftlichen Gesichtspunk-
ten neu gestalteter Hof mit einer Jogging-
Laufstrecke, einem Multifunktions-Spielfeld und 
einer Ruhezone sind vorhanden . Ein elaboriertes 
Behandlungskonzept liegt vor .

Von den nach Jugendstrafrecht (14 – 21 Jahre) 
im Jahr 2008 verurteilten 5 .543 (2005: 5 .662) 
Personen erhielten 1 .064 Jugendliche und Heran-
wachsende als schwerste Strafe eine Jugendstrafe, 
was gegenüber dem Jahr 2005 (1 .136 Fälle) einen 

90 Diese betreffen sowohl Jugendliche als auch Heranwachsende; das 
gilt auch für Angaben der Strafverfolgungsstatistik .

Häuser des Jugendrechts 
Das zweifellos bedeutsamste Entwicklungs- und 
Reformprojekt im Bereich der Jugendstrafrechts-
pflege in Rheinland-Pfalz ist die Konzeption und 
Einrichtung von „Häusern des Jugendrechts“ 
(HDJR) seit 2005 . Eine häufige Kritik an der Praxis 
vieler Jugendstrafverfahren ist, dass viel Zeit ver-
geht zwischen der Tat und den meist unmittelbar 
darauf erfolgenden Ermittlungen von Polizei und 
Staatsanwaltschaft auf der einen sowie ggf . dem 
Beginn des Verfahrens vor einem Jugendgericht 
und dem Urteil auf der anderen Seite . Für junge 
Menschen sei damit der erzieherisch bedeutsame 
Zusammenhang zwischen Tat und Sanktion oft 
kaum noch nachvollziehbar . Dies war ein Grund, 
mit den „Häusern des Jugendrechts“ Vorausset-
zungen für eine zeitnahe und abgestimmte Reak-
tion zu schaffen, die zudem das breite Spektrum 
möglicher und sinnvoller Sanktionen und Hilfen 
im Einzelfall koordinieren kann . Das erste Haus 
des Jugendrechts wurde 1999 in Bad Cannstadt  
bei Stuttgart eröffnet (vgl . ausführlich Kügler/
Feuerhelm 2003 .

„Um dem im Jugendstrafverfahren vorrangigen 
Erziehungsgedanken zu genügen, ist es erforder-
lich, nach rascher Aufklärung des Sachverhalts mit 
schnellen und individuell auf die Bedürfnisse des 
einzelnen Täters abgestimmten Maßnahmen zu 
reagieren, um zukünftiges delinquentes Verhalten 
zu verhindern . Aufgrund der kurzen Wege ist es im 
HdJR möglich, dass Ermittlungsverfahren nach der 
polizeilichen Erstbearbeitung durch die Staatsan-
wälte binnen kürzester Zeit – häufig schon nach 
wenigen Stunden abschließend bearbeitet sind .“  
So stellt sich das Haus des Jugendrechts in Mainz 
auf seiner aktuellen Internetseite vor .89

In Rheinland-Pfalz wurden bisher in Ludwigsha-
fen, Mainz und Kaiserslautern solche Häuser des 
Jugendrechts eingerichtet; in Ludwigshafen im 
September 2005, in Mainz im Mai 2008 sowie im 
August 2009 in Kaiserslautern (vgl . dazu ausführ-
lich Ministerium des Innern und für Sport 2008,  
 

89 http://www .haus-des-jugendrechts-mainz .de
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leichten Rückgang um 6,3 % bedeutet . Bei 706 
Verurteilten, folglich in etwa 66,4 (2005: 65,8) % 
der Fälle, konnte die Jugendstrafe zur Bewährung 
ausgesetzt werden .

Die Verurteilung jugendlicher Straftäter (14 bis 18 
Jahre) ist im Jahr 2008 gegenüber dem Jahr 2005 
gesunken (- 3,6 %), und liegt mit 3 .166 um 118 nied- 
riger als 2005 . Ein Rückgang der Verurteilungen 
bei Jugendlichen lässt sich im Vier-Jahres-Vergleich 
vor allem bei den Straftaten im Straßenverkehr 
(- 31,8 %; von 629 auf 429), bei den Raubdelikten 
(- 20,9 %; von 115 auf 91) und bei den Straftaten 
gegen das Betäubungsmittelgesetz (- 51,4 %; von 
245 auf 119) beobachten . Deutliche Anstiege ha-
ben sich dagegen bei den Straftaten gegen die Per-
son (+ 27,2 %; von 750 auf 954) und den Straftaten 
gegen den Staat, die öffentliche Ordnung und im 
Amt (+ 23 .3 %; von 120 auf 148) ergeben, was 
auch an einem veränderten Anzeigeverhalten liegt 
(nach Auskünften des Ministeriums der Justiz) . 

Tabelle 21: Jugendliche Strafgefangene – Delikte, unter 21-jährige am 31. 03. 2005 
 

Straftat Männlich Weiblich Insgesamt

Straftaten nach dem Strafgesetzbuch, ohne solche im Straßenverkehr 223 5 228

Widerstand gegen die Staatsgewalt 1 – 1

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 8 1 9

Beleidigung 2 – 2

Straftaten gegen das Leben 3 – 3

Körperverletzung 36 1 37

Straftaten gegen die persönliche Freiheit 2 – 2

Diebstahl und Unterschlagung 100 2 102

Raub und Epressung 49 1 50

Begünstigung und Hehlerei 1 – 1

Betrug und Untreue 12 – 12

Urkundenfälschung 2 – 2

Sachbeschädigung 6 – 6

Gemeingefährliche Straftaten 1 – 1

Straftaten nach dem Betäubungsmittelgesetz 16 2 18

Straftaten im Straßenverkehr 6 – 6

Insgesamt 245 7 252
 
Quelle: Statistisches Landesamt 2005a

Daten zu den in Rheinland-Pfalz verbüßten Ju-
gendhaftstrafen, auf die sich Tabelle 21 und Abb . 
100 beziehen, liegen nach Angaben des Statis-
tischen Landesamtes nur bis 2005 vor .

Etliche junge Strafgefangene sind bereits mehr-
fach mit dem Gesetz in Konflikt gekommen . 
Insgesamt knapp 17 % waren ein- oder mehrmals 
vorbestraft und 15 % sitzen trotz ihres jugend-
lichen Alters bereits zum wiederholten Male ein 
(siehe Tabelle 21) .

 „Junge Straftäter sollen im Vollzug zu einem straf-
freien und verantwortungsbewussten Leben gelei-
tet werden . Durch eine erzieherische Ausgestaltung 
des Strafvollzugs soll der Weg zurück in die Gesell-
schaft geebnet werden . Erreicht wird dies unter 
anderem dadurch, dass in den Strafanstalten neben 
diversen Hilfs- und Betreuungsangeboten auch 
schulische und berufliche Bildungsmaßnahmen 
angeboten werden, die nach der Entlassung aus 
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Abb. 100:  Jugendliche Strafgefangene am  
31 . 03 . 2005 nach der voraussichtlichen  
Vollzugsdauer

Quelle: Statistisches Landesamt 2005a 

der Haft das Führen eines eigenverantwortlichen 
straffreien Lebens erleichtern sollen . Die Mehrzahl 
der Jugendlichen und Heranwachsenden wird daher 
in den eigens eingerichteten Jugendstrafanstalten 
in Schifferstadt und Wittlich betreut“ (Statistisches 
Landesamt 2005a) .

Neues Jugendstrafvollzugsgesetz  
Mit einem viel beachteten Urteil vom 31 . 05 . 2006 
hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, 
dass für den Jugendstrafvollzug die verfassungs-
rechtlich erforderlichen, auf die besonderen 
Anforderungen eines erzieherischen Strafvollzuges 
an Jugendlichen zugeschnittenen gesetzlichen 
Grundlagen fehlen und dem Gesetzgeber zum 
Erlass gesetzlicher Jugendstrafvollzugsregeln eine 
Frist bis zum 31 . 12 . 2007 gesetzt . 

Am 07 . 07 . 2006 wurde von der Regierungsmehr-
heit aus CDU/CSU und SPD die Föderalismusre-
form beschlossen . Damit wurde die konkurrieren-
de Gesetzgebung des Bundes für den Strafvollzug 
durch eine ausschließliche Gesetzgebungszu-
ständigkeit der Länder abgelöst . Rheinland-Pfalz 
hat, wie etwa die Hälfte der Bundesländer, ein 
eigenes Jugendstrafvollzugsgesetz pünktlich zum 
01 . 01 . 2008 in Kraft gesetzt . 

Mit dem am 01 . 01 . 2008 in Kraft getretenen 
rheinland-pfälzischen Landesjugendstrafvollzugs-
gesetz wurden die Voraussetzungen für einen 
humanen, zeitgemäßen und konsequent am Erzie-
hungsgedanken ausgerichteten Jugendstrafvollzug 
nachhaltig verbessert . An den drei Standorten  
des Jugendstrafvollzugs – den beiden Jugendstraf-
anstalten Schifferstadt und Wittlich sowie der 
Abteilung für weibliche Jugendstrafgefangene in 
der Justizvollzugsanstalt Zweibrücken (Frauen-
vollzug) – wurden insgesamt 99 Personalstellen 
zusätzlich geschaffen, davon allein 35 neue Stel-
len für Psychologen, Pädagogen, Sportlehrer und 
den Sozialdienst . Für rund 450 Jugendstrafgefan-
gene stehen damit rund 360 Personalstellen zur 
Verfügung, davon 13 Fachkräfte im psychologi-
schen Dienst, 28 im Sozialdienst und 9 im päda-
gogischen Dienst . Als Sondereinrichtung wurden 
vier sozialtherapeutische Abteilungen mit je 10, 
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Soziale Hilfen, sozialarbeiterische Beratung  ■
und Betreuung, wie etwa Schuldnerberatung, 
Soziales Training, Suchtberatung und der Einbe-
zug des familiären Umfelds (z . B . Partner oder 
Eltern),
themenzentrierte Behandlungsangebote, z . B .  ■
sexualpädagogische Maßnahmen, das Anti-
gewalt-Training oder deliktorientierte Behand-
lungsgruppen für Sexualstraftäter,
Psychotherapie im Einzel- oder Gruppensetting,  ■
Sozialtherapie in spezialisierten und sehr eng- ■
maschig betreuten Wohngruppen,
Heranführen an eine sinnvolle Freizeitgestal- ■
tung,
Sport als sogenannter Zugangssport, Zielgrup- ■
pensport und Behandlungssport,
Erlebnispädagogik, ■
kreative und kulturelle Angebote, ■
Einsatz von ehrenamtlichen Vollzugshelferin- ■
nen und Vollzugshelfern als Verbindung zur 
Gesellschaft und dem Leben in Freiheit,
schrittweise Erprobung in Vollzugslockerungen  ■
unter den kontrollierenden Bedingungen des 
Jugendstrafvollzugs,
Entlassungsvorbereitung und Übergangsma- ■
nagement sowie der offene Vollzug als letzte 
Station vor der Entlassung . Bereits zu einem 
frühen Zeitpunkt vor der Entlassung aus der 
Haft werden etwa die Bewährungshilfe und 
andere Behörden, Institutionen oder Vereine 
der Straffälligenhilfe in die Vollzugs- und 
Entlassungsplanung mit einbezogen, damit der 
Übergang in ein straffreies Leben gelingt .

Auch das am 01 . 01 . 2010 in Kraft getretene 
rheinland-pfälzische Untersuchungshaft-
vollzugsgesetz berücksichtigt die besonderen 
Lebensumstände junger Menschen, indem es 
ergänzende Bestimmungen für junge Untersu-
chungsgefangene vorsieht . Sachlich zuständig 
sind hierfür die Jugendstrafanstalten . Um bereits 
die Zeit der Untersuchungshaft zur Aufarbeitung 
von Defiziten zu nutzen und sinnvoll zu gestal-
ten, werden jungen Untersuchungsgefangenen 
altersgemäße Bildungs-, Beschäftigungs- und 
Freizeitmöglichkeiten sowie sonstige entwick-
lungsfördernde Hilfestellungen angeboten, die 

das heißt insgesamt 40 Plätzen eingerichtet . 
Verschiedene Baumaßnahmen zur Verbesserung 
der Infrastruktur befinden sich in der Umsetzung, 
wie z . B . der Umbau einzelner Wohngruppen in so-
zialtherapeutische Abteilungen und die Errichtung 
eines neuen Freigängerhauses bei der Jugendstraf-
anstalt Schifferstadt .

Diese Anstrengungen beruhen auf der Überzeu-
gung, dass weder die Androhung von Strafen 
noch der Freiheitsentzug alleine die Gefahr eines 
Rückfalls verringern . Vielmehr ist es ausschlagge-
bend, wie die Zeit in der Haft bis zur Entlassung 
genutzt wird . Der Jugendstrafvollzug hält deshalb 
verschiedene Maßnahmen zur Sozialisierung vor, 
denn bei manchen Straftäterinnen und Straftätern 
ist das Ziel der Resozialisierung zunächst noch 
zu hoch gegriffen . Viele Insassen sind bereits vor 
ihrer Inhaftierung erfolglos durch mehrere Akteu-
re und Institutionen des sozialen Hilfesystems 
beraten, betreut oder behandelt worden . Die 
Maßnahmen im Jugendstrafvollzug sind deshalb 
für die jungen Menschen oft die letzte Chance, 
ihrem Leben noch eine Wendung zu geben . Allen 
Maßnahmen ist eigen, dass sie nach der einhel-
ligen Meinung der Wissen-schaft und Forschung 
rückfallpräventiv wirken, weil sie Defizite, die zur 
Straffälligkeit führten, ausgleichen, an Ressourcen 
anknüpfen und die Chancen der Integration sowie 
die Aussicht auf ein Leben in sozialer Verant-
wortung insgesamt verbessern . Sie fordern die 
intensive Mitarbeit und Anstrengungsbereitschaft 
der Jugendstrafgefangenen . Umfassende Behand-
lungskonzepte liegen in allen drei Standorten des 
Jugendstrafvollzugs vor .

Exemplarisch sollen hier einige dieser Maßnah-
men genannt werden:

Unterbringung in Wohngruppen, ■
Bildungsberatung und Unterricht   ■
(z . B . Hauptschulabschlusskurse, Stütz- und 
Förderunterricht, Alphabetisierungskurse, 
Deutsch für Nicht-Muttersprachler), 
Ausbildung sowie diverse Qualifizierungsbau- ■
steine, 
Einsatz zu einer regelmäßigen Arbeit oder   ■
therapeutischen Arbeit,
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Grenzüberschreitungen und Normenverletzungen 
junger Menschen für eine Gesellschaft darstellen . 

Deutlich zeigen die verfügbaren Zahlen, dass es 
keinen Grund für Dramatisierungen angesichts 
nachweisbarer Entwicklungen der Jugendkrimina-
lität gibt, aber ebenso wenig Grund zu bagatelli-
sieren; zwei gegensätzliche Einschätzungen sind 
offensichtlich gleichermaßen „richtig“:

Delinquentes Verhalten Jugendlicher ist normal  ■
und vorübergehend . Grenzüberschreitungen 
und Normverstöße junger Menschen können 
als „normal" bezeichnet werden, nahezu jeder 
junge Mensch begeht solche Taten . Immer 
schon war es ein „Privileg“ der Jugendzeit, 
durch Provokationen Grenzen auszutesten; 
Grenzübertretungen sowie die darauf folgenden 
gesellschaftlichen Reaktionen sind ein zentra-
les Element der Identitätsentwicklung junger 
Menschen, nicht selten auch bei der Suche 
nach Anerkennung in der Gleichaltrigengruppe . 
Die weitaus meisten jungen Menschen hören 
denn auch von selbst wieder auf, Straftaten zu 
begehen, und zwar ohne Eingreifen von Polizei 
und Justiz . So bleibt Kriminalität in den meis-
ten Fällen eine Episode im Leben und bedeutet 
keinesfalls einen Einstieg in eine kriminelle 
Karriere . 

Delinquentes Verhalten junger Menschen ist  ■
Anlass für Beunruhigung und Herausforderung, 
angemessene Antworten zu finden . Jugend-
kriminalität, strafbares Handeln von jungen 
Menschen und Delinquenz von Kindern in 
all ihren Erscheinungsbildern, Facetten und 
Graufeldern ist ein gesellschaftlich aufregendes 
Thema, war dies schon immer und ist es auch 
aktuell . Das Thema Jugendkriminalität ist auf-
regend und regt auf, denn es konfrontiert mit 
verletzten Sicherheitserwartungen und akuten 
Unsicherheitsgefühlen betroffener  Bürgerinnen 
und Bürger ebenso wie mit uneingelösten Ver-
sprechen auf eine gesunde Entwicklung und 
gute Bildung für jedes Kind . So wird Jugendkri-
minalität in regelmäßigen Abständen öffent-
lich diskutiert . Nicht selten werden einzelne, 

innerhalb der in der Regel kurzen Zeit der Un-
tersuchungshaft sinnvoll durchgeführt werden 
können oder längerfristige Maßnahmen vorbe-
reiten . Die Jugendstrafanstalten arbeiten dazu 
auch schon während der Untersuchungshaft mit 
staatlichen und privaten Institutionen, insbeson-
dere mit Jugendgerichtshilfe, Jugendamt, Schulen 
und beruflichen Bildungsträgern, zusammen . 

Die verschiedenen Maßnahmen zur Resozialisie-
rung werden auf ihre Wirksamkeit überprüft und 
weiterentwickelt . Diese Aufgaben übernimmt 
der ebenfalls neu geschaffene Kriminologische 
Dienst. Ihm obliegt die Evaluation des Jugend-
strafvollzugs . Außerdem müssen Strömungen 
und Tendenzen in anderen Ländern beobachtet 
und daraufhin abgeklopft werden, ob sie auch 
für Rheinland-Pfalz von Bedeutung sein können . 
Kriminologisch relevante Ergebnisse aus der Wis-
senschaft und Forschung müssen gesichtet und 
im Hinblick auf ihre Umsetzbarkeit in den Anstal-
ten und auf ihr Potential zur Rückfallprävention 
beurteilt werden . 

3.2.8.5 Probleme einer öffentlichen Sorge  
für delinquente junge Menschen in Rheinland-
Pfalz

Wie bedeutsam Fragen der Delinquenz und Kri-
minalität junger Menschen sind, zeigt sich auch in 
der Vielzahl von Landtagsdokumenten zu diesem 
Themenbereich: In der 15 . Legislaturperiode seit 
Mai 2006 sind in der Parlamentsdokumentation 
unter den Stichworten Jugendkriminalität und 
Jugendstrafvollzug alleine 14 kleine Anfragen,  
8 Anträge aus den Fraktionen, eine Aktuelle Stun-
de und 16 Sitzungen der Strafvollzugskommission 
im Kontext von Besuchen in den rheinland-pfälzi-
schen Justizvollzugsanstalten nachgewiesen . Ne-
ben der politischen und fachlichen Aufarbeitung 
der Tötung einer jungen Pädagogin im Oktober 
2003 im Jugendheim Mühlkopf noch in der 14 . 
Legislaturperiode (vgl . zusammenfassend Landtag 
Rheinland-Pfalz 2005c) sowie der Vorbereitung 
und Verabschiedung eines Jugendstrafvollzugs-
gesetzes ist dies ein Beleg für eine intensive Aus-
einandersetzung mit den Herausforderungen, die 
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Kernaufgabe der Kriminalprävention von Land und 
Kommunen ist es daher, sowohl die Verursachung 
individueller und sozialer Beeinträchtigung und 
Verletzung junger Menschen frühzeitig zu erkennen 
und durch rechtzeitige Hilfen zu kompensieren 
als auch auf kriminelles Handeln eindeutig und 
angemessen zu reagieren . Nur so kann Bürgerin-
nen und Bürgern wie jungen Menschen gleicher-
maßen vermittelt werden, dass ernste Probleme 
auch ernsthaft gesehen und angegangen werden . 
Dabei geht es immer um eine schwierige  Balance: 
die Einsicht in die individuellen und sozialen Ver-
letzungen von Menschen als eine wesentliche 
Verursachung von Kriminalität zu begreifen und 
entsprechend zu handeln auf der einen Seite und 
auf der anderen Seite die verbindliche Sicherung 
der Regeln und der Unversehrtheit aller Menschen 
in einem Gemeinwesen zuverlässig zu gestalten . 
Eine integrierte und integrative „Sicherheits-
Politik“ ist daher gefragt, die als Leitmotiv kom-
munaler Daseinsvorsorge für alle Bürgerinnen und 
Bürger eines Gemeinwesens „da ist“ . Wesentliche 
Bedingung für das Gelingen solcher  umfassenden 
Strategien ist zum einen eine aufgeklärte poli-
tische Kultur, in der die skizzierte Balance von 
Verständnis und Konsequenz immer wieder 
ernsthaft versucht wird und nicht den meist nur 
kurzfristigen Effekten einer populistischen Sicher-
heitskampagne zum Opfer fällt . Auf der anderen 
Seite sind die professionellen Systeme vor allem 
der Bildung und Jugendhilfe sowie der Polizei und 
Justiz gefragt, über ihre jeweiligen Spezialaufträge 
und Zuständigkeiten hinaus zu einer sachbezoge-
nen Kooperation im Gemeinwesen zu finden (vgl . 
hierzu grundsätzlich Pies/Schrapper 2003; mit  
Bezug auf Rheinland-Pfalz Schradi/Schrapper 
2007) .

Hierzu konnte an dieser Stelle über eine Vielzahl 
von Aktivitäten und Anstrengungen im Land be-
richtet werden, diese Herausforderungen ernst-
haft wahrzunehmen und konstruktiv aufzugreifen . 
Andererseits erscheinen gerade für die Zusam-
menarbeit der beteiligten Arbeitsfelder in Justiz 
und Polizei sowie Jugendhilfe und Bildung weitere 
Verbesserungen möglich . Ein  flächendeckender 
Aufbau von Häusern des Jugendrechts, eine 

spektakuläre Straftaten junger Menschen von 
den Medien dramatisiert und diese „Publicity“ 
löst dann eine ganze Flut von Forderungen, 
fachlichen Stellungnahmen, Tagungen, politi-
schen Aktivitäten, Initiativen, Modellprogram-
men und Konzepten aus . Es ist nicht neu, dass 
„dieses Thema, Moden vergleichbar, für eine 
gewisse Zeit die Diskussion beherrscht“ (Heinz 
2002) . Eng verbunden mit der Diskussion sind 
Daten zu steigenden Fallzahlen sowie der Streit 
um den „richtigen Umgang“ mit „schwierigen“ 
Kindern . Es sind zum einen Forderungen nach 
härteren Strafen, wie u . a . die Herabsetzung der 
Strafmündigkeitsgrenze von 14 auf 12 Jahre, 
geschlossene Unterbringung, Herausnahme der 
Heranwachsenden aus dem Jugendstrafrecht, 
längere Strafen und mehr Strafvollzug . Diese 
Forderungen bewegen die öffentlichen Erzieher, 
seit es diese Aufgabe in staatlich organisierter  
Form gibt . Zum anderen beziehen sich die 
Antworten auf die Fragen nach dem „richtigen“ 
Umgang, auf das „Verstehen“ und die „beson-
dere Zuwendung“ . Nicht zuletzt können diese 
Debatten als Gradmesser für das gesellschaft-
liche Klima gegenüber der Jugend sowie als 
„Spiegel gesellschaftlicher Verhältnisse gesehen“ 
werden . 

Wiederholte Jugendkriminalität ist immer ein 
deutlicher Anzeiger für einen erhöhten Bedarf 
an Förderung und Unterstützung; auch in Rhein-
land-Pfalz gibt es eine zwar kleine, aber deutlich 
erkennbare Gruppe junger Tatverdächtiger, oft 
als sogenannte Intensivtäter oder auch einfach 
„schwierige Kinder“ bezeichnet . Diese kleine 
Gruppe junger Menschen ist für einen Großteil 
vor allem der gravierenden Straftaten verant-
wortlich . Einerseits fallen diese jungen Menschen 
wiederholt durch die Häufigkeit und Intensität 
ihrer Straftaten auf, andererseits erweisen sich 
die vorhandenen Angebote und Maßnahmen 
der Unterstützung und Förderung z . B . durch die 
Jugendhilfe als unzureichend für sie . Ursachen 
und Hintergründe delinquenten Verhaltens sind in 
sozialstrukturellen Veränderungen, familiären Ver-
hältnissen, Ausgrenzungen und sozialer Benach-
teiligung zu erklären – nicht zu entschuldigen . 
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mehr ist als Schulbildung, so bleibt die Schule 
doch unangefochten die zentrale Bildungsinstanz 
im Kindes- und Jugendalter . 

Das Kapitel über „die“ Schule im ersten Kinder-
und Jugendbericht des Landes Rheinland-Pfalz 
kann und will nicht die Funktion einer umfassen-
den Bildungsberichterstattung erfüllen, dies wird 
an anderer Stelle bearbeitet (vgl . bspw . Honig u . a . 
2007) . Im Mittelpunkt stehen in diesem Bericht 
vielmehr die schulischen Bildungsanstrengungen 
junger Menschen selbst, deren Ziel und Fixpunkt 
– nicht deren einziger Ertrag – ein erfolgreicher 
Schulabschluss ist . 

fachliche und personelle Stärkung der Aufgaben 
der Mitwirkung der Jugendhilfe im Jugendstrafver-
fahren (Jugendgerichtshilfe) sowie eine Wieder-
aufnahme der Zusammenarbeit von Jugendhilfe 
und Justiz zur Entwicklung eines tragfähigen 
pädagogischen Angebots zur Vermeidung der 
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Abb. 102:  Das Wohlbefinden in der Schule

Quelle: LBS-Initiative Junge Familie 2007b, S . 37

U-Haft von Jugendlichen sind hierfür die Aufgaben . 
Unabhängig davon ist die Justiz gefordert auch in 
ihrem Zuständigkeitsbereich pädagogisch verant-
wortbare Angebote für die Gestaltung der U-Haft 
zu entwickeln . 

3.3 Schule

Der Erwerb von Schulabschlüssen ist eine zentrale, 
wenn nicht die wesentliche Erwartung an Kinder 
und Jugendliche, dies gilt für ihre Familien ebenso 
wie für die Gesellschaft . Der wichtigste Ort für 
den Erwerb solcher Abschlüsse ist die Schule; hier 
sollen jungen Menschen wichtige Kenntnisse und 
Fähigkeiten – modern: Kompetenzen –, aber auch 
bedeutsame Haltungen vermittelt werden . In der 
Schule werden Optionen für ein „erfolgreiches 
Leben“, also vor allem für Ausbildung und Beruf 
eröffnet oder verschlossen, die Schule ist aber 
auch der wichtigste öffentliche Erfahrungsraum 
der meisten Kinder und Jugendlichen für mindes-
tens 10 Jahre ihres Lebens – und der Großteil der 
Kinder und Jugendlichen fühlt sich in der Schule 
sehr wohl oder „eher wohl“ (siehe Abb . 102) .

Das Wohlbefinden in der Schule wird – bundes-
weit – mit zunehmendem Alter schlechter einge-
schätzt . Diese Entwicklung vollzieht sich vor allem 
zwischen der fünften und der sechsten Klasse  
(LBS-Initiative Junge Familie 2007b, S . 37) .91

Und auch wenn inzwischen vielfach thematisiert 
wird, dass Bildung als ein „umfassender Prozess 
der Entwicklung einer Persönlichkeit in der Aus-
einandersetzung mit sich und der Umwelt“ zu 
verstehen ist – so exemplarisch definiert im 12 . 
Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung 
(BMFSFJ 2006a, S . 25) –, dass Bildung also weit 

91 Das Wohlbefinden in der Schule ist bei Kindern der unterschiedli-
chen Bundesländer, beider Geschlechter und mit bzw . ohne Migra-
tionshintergrund sowie arbeitslosen bzw . nichtarbeitslosen Eltern 
identisch .
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Kein Schulabschluss ohne Schullaufbahn – und 
jede Schullaufbahn beginnt mit der Einschulung; 
damit sind auch schon die zentralen Gegenstände 
des Zugangs zum Aufgabenfeld Schule in diesem 
Bericht skizziert, Daten und Informationen:

zum Schuleingang von Mädchen und Jungen   ■
in Rheinland-Pfalz;
zu den Übergängen in weiterführenden   ■
Schulen, i . d . R . nach dem 4 . Schuljahr;
zu erreichten und nicht erreichten Schul-  ■
abschlüssen .

Darüber hinaus wird über besondere schulische 
Förderungen berichtet:

über die Förderschulen und ■
über Schulsozialarbeit . ■

Abschließend wird in diesem Kapitel berichtet:
über die i . d . R . unmittelbar an die Schule   ■
anschließenden Ausbildungsverhältnisse junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz sowie
über aktuelle Zahlen zur prognostizierten  ■
Entwicklung der Anzahl der Schülerinnen und 
Schüler in den Regionen des Landes .

Die grundsätzliche Struktur92 möglicher Schullauf-
bahnen und Bildungswege mit den unterschied-
lichen Schularten und -formen in Rheinland-
Pfalz zeigt Abb . 103 . Hier wird aber nicht über 
Ausstattung, Konzeption oder Leistungen der 
verschiedenen Schulformen berichtet, sondern 
über verfügbare Daten zu den Schullaufbahnen 
junger Menschen . Wie Kindern und Jugendlichen 
der Weg durch die Schule gelingt, ist von vielen 
Faktoren ihrer familiären und sozialen Herkunft, 
ihrer aktuellen Lebenssituation oder besonderen 
Begabungen und Belastungen abhängig . Von be-
sonderem Interesse wäre daher, inwieweit es dem 
Bildungssystem gelingt, sich auf Veränderungen 
im Lebenslauf junger Menschen flexibel einzustel-
len . Anhand verfügbarer Daten kann dies derzeit 
nur für die Schülerinnen und Schüler beantwortet 
werden, die in Förderschulen betreut werden oder 

92 Die abgebildete Struktur wird endgültig im Jahr 2013 Gesetzeskraft 
haben und wird bis dahin auf freiwilliger Basis von den Schulträgern 
aufgebaut .

ihre Schullaufbahn ohne Schulabschluss beenden 
und vorher verschiedene Schulen besucht haben . 
Auskünfte darüber, wie viele junge Menschen 
während der Schulzeit in andere Schulen mit 
höheren Bildungsabschlüssen gewechselt haben 
oder Abschlüsse nachholen konnten, sind nicht 
möglich . 



201

A
bb

. 1
03

:  
D

as
 n

eu
e 

rh
ei

nl
an

d-
pf

äl
zi

sc
he

 S
ch

ul
sy

st
em

1)
 P

ro
je

kt
 „

Ke
in

e/
r o

hn
e 

Ab
sc

hl
us

s”
 (n

ur
 a

n 
ei

nz
el

ne
n 

Re
al

sc
hu

le
n 

pl
us

)

„K
oA

”1)

D
ua

le
 B

er
uf

sa
us

bi
ld

un
g

Be
ru

fs
sc

hu
le

Kl
as

se
 9

 /
Kl

as
se

 1
0 

de
r F

öS
 L

Be
ru

fs
vo

rb
er

ei
tu

ng
sj

ah
r

Pr
im

ar
st

uf
e

Fö
rd

er
sc

hu
le

G
RU

N
D

SC
H

U
LE

D
ua

le
 B

er
uf

s-
au

sb
ild

un
g

Be
ru

fs
sc

hu
le

+
Fa

ch
ho

ch
sc

hu
l-

re
ife

un
te

rr
ic

ht

D
re

ijä
hr

ig
e 

Be
ru

fs
-

fa
ch

sc
hu

le
+

Fa
ch

ho
ch

sc
hu

l-
re

ife
un

te
rr

ic
ht

H
öh

er
e 

Be
ru

fs
-

fa
ch

sc
hu

le
+

Fa
ch

ho
ch

sc
hu

l-
re

ife
un

te
rr

ic
ht

+
Pr

ak
tik

um

(D
ua

le
) B

er
uf

s-
ob

er
sc

hu
le

 I 

na
ch

 a
b-

ge
sc

hl
os

se
ne

r 
Be

ru
fs

 au
sb

ild
un

g

Fa
ch

ob
er

sc
hu

le

Re
al

sc
hu

le
 p

lu
s

Be
ru

fl i
ch

es
 

 G
ym

na
si

um
Ab

itu
r n

ac
h 

Kl
as

se
 1

3

G
ym

na
si

al
e 

 O
be

rs
tu

fe

G
ym

na
si

um

G
ym

na
si

al
e 

 O
be

rs
tu

fe

In
te

gr
ie

rt
e 

 G
es

am
ts

ch
ul

e

H
O

C
H

SC
H

U
LR

EI
FE

Be
ru

fs
ob

er
sc

hu
le

 II

Q
U

A
LI

FI
ZI

ER
TE

R 
SE

K
U

N
D

A
RA

BS
C

H
LU

SS
  I

 (M
IT

TL
ER

E 
RE

IF
E)

Zu
m

 T
ei

l b
es

on
de

re
 B

ed
in

gu
ng

en
 fü

r d
en

 Ü
be

rg
an

g 
in

 d
ie

 g
ym

na
si

al
e 

O
be

rs
tu

fe

Be
ru

fs
fa

ch
sc

hu
le

 2

Be
ru

fs
fa

ch
sc

hu
le

 1

 
Q

U
A

LI
FI

K
AT

IO
N

 D
ER

 B
ER

U
FS

RE
IF

E 
A

BS
C

H
LU

SS
 D

ER
 K

LA
SS

E 
9 

FA
C

H
H

O
C

H
SC

H
U

LR
EI

FE
Sc

hu
lis

ch
er

 T
ei

l d
er

 F
ac

hh
oc

hs
ch

ul
re

ife

Q
ue

lle
: M

BW
JK



202

Lag im Jahr 2007 der Anteil vorzeitig eingeschulter 
Schulanfängerinnen und -anfänger bei nahezu 
12 %, ist er im Jahr 2008 auf 4,6 % zurückgegan-
gen . Dieser Rückgang ist ebenfalls auf die Verle-
gung des Einschulungsstichtags zurückzuführen . 
Der Anteil verspäteter und wiederholt eingeschul-
ter Kinder hingegen schwankt über die Jahre – so 
ist im Jahr 2008 hier der niedrigste Wert (absolut 
und in %) seit 1998 festzustellen . 

Deutliche Unterschiede zeigen sich auch im Hin-
blick auf das Geschlecht und nach Migrationshin-
tergrund . Während Mädchen eher vorzeitig statt 
verspätet eingeschult wurden, verhält es sich bei 
den Jungen genau umgekehrt . Junge Menschen 
mit Migrationshintergrund werden hingegen mit 
einem Anteilswert von 7,4 % überdurchschnittlich 
verspätet und unterdurchschnittlich vorzeitig 
eingeschult (siehe Tabelle 23) . 

Die Zahl der Kinder in Schulkindergärten gibt 
Aufschluss darüber, wie viele Kinder im Schuljahr 
2008/09 betreut werden, die „vorübergehend 
vom Schulbesuch zurückgestellt sind“ (Statisti-
sches Landesamt 2009ah, S . 341) .

3.3.1 Schuleingänge

Im Hinblick auf den Start in die Schule kann neben 
der Entwicklung der Anzahl eingeschulter Kinder 
vor allem über die Art der Einschulung und der 
ersten Schulform sowie über Befunde aus den Ein-
schulungsuntersuchungen berichtet werden . 

Zunächst zur Entwicklung der Anzahl der Kinder, 
die in Rheinland-Pfalz in den vergangenen 20 Jah-
ren eingeschult wurden (siehe Abbildung 104) .

Insbesondere seit 2003 gehen die Einschulungen 
zurück, auch der Höchststand im Jahr 1997 wurde 
nicht mehr erreicht . Dies ist insbesondere auf die 
sinkenden Geburtenzahlen zurückzuführen . Der 
Anstieg (3,9 %) im Schuljahr 2008/09 begründet 
sich vor allem durch Verlegung des Stichtags .93 

Auffallend ist allerdings, dass bis 2007 die vorzei-
tigen Einschulungen kontinuierlich zugenommen 
haben, wie auch Tabelle 22 noch differenzierter 
zeigt . 

93 „2008 erfolgte (eine) Verlegung des Einschulungsstichtages vom 
30 . Juni auf den 31 . August“ (Statistisches Landesamt 2008ag, S . 2) .
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Abb. 104:  Einschulungen an Grundschulen 1988 bis 2008 in 1 .000

Quelle: Statistisches Landesamt 2009ag, S . 2
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den, dass Schulkindergärten kein grundstän diges 
Angebot sind und die Zahl der Einrichtungen 
zurückgeht . Der Schulkindergarten hat einen 
speziellen Förderauftrag, der einen guten Start 
ermöglichen soll . Die rückläufige Zahl der Einrich-
tungen über Jahre zeigt aber, dass dies der Schule 
(und der Kita) selbst mit ihrem veränderten För-
derauftrag zunehmend besser gelingt .

In Abb . 105 werden die im Schuljahr 2008/09 
insgesamt 989 in Schulkindergärten betreuten 
Kinder nach den Standorten dieser Einrichtun-
gen aufgeführt . Insbesondere im Verhältnis der 
kreisfreien Städte zu den umgebenden Land-
kreisen kann es daher zu Verzerrungen kommen . 
Allerdings weisen die Daten auch dann noch auf 
erhebliche Unterschiede in den Kommunen hin . 
Einschränkend muss allerdings angemerkt wer-

Tabelle 22: Schulanfängerinnen und -anfänger 1998 bis 2008 nach Einschulungsart und  
Schulart 

Ein- 
schulungs- 
jahr

Insgesamt Grundschulen Freie 
Waldorf-
schulen

Förder-
schulenInsgesamt vorzeitig regulär verspätet1)

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl

1998 47 .039 45 .952 1 .539 3,3 41 .405 90,1 3 .008 6,5 169 918

1999 45 .576 44 .509 1 .720 3,9 39 .905 89,7 2 .884 6,5 168 899

2000 44 .498 43 .449 1 .650 3,8 38 .854 89,4 2 .945 6,8 149 900

2001 42 .273 41 .241 1 .822 4,4 36 .822 89,3 2 .597 6,3 160 872

2002 42 .537 41 .520 2 .160 5,2 36 .819 88,7 2 .541 6,1 164 853

2003 44 .943 43 .875 2 .656 6,1 39 .109 89,1 2 .110 4,8 158 910

2004 43 .573 42 .408 3 .374 8,0 36 .760 86,7 2 .274 5,4 149 1 .016

2005 41 .253 40 .130 3 .523 8,8 34 .544 86,1 2 .063 5,1 166 957

2006 40 .275 39 .189 3 .571 9,1 33 .746 86,1 1 .872 4,8 163 923

2007 38 .336 37 .222 4 .409 11,8 30 .380 81,6 2 .433 6,5 170 944

2008 39 .524 38 .350 1 .746 4,6 34 .825 90,8 1 .779 4,6 165 1 .009
 
 1) Einschließlich wiederholt Eingeschulte . 
Quelle: Statistisches Landesamt 2009ah, S . 343

Tabelle 23: Schulanfängerinnen und -anfänger an Grundschulen 2008 nach Einschulungsart, 
Geschlecht und Migrationshintergrund 

Einschulungs-
art

Insgesamt Mädchen Jungen Mit Migrations- 
hintergrund

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Regulär 34 .825 90,8 16 .744 90,9 18 .081 90,1 5 .499 89,8

Verspätet1) 1 .779 4,6 640 3,5 1 .139 5,7 450 7,4

Vorzeitig 1 .746 4,6 1 .076 5,8 670 3,4 172 2,8

Insgesamt 38.350 100 18.460 100 19.890 100 6.121 100
 
 1) Einschließlich wiederholt Eingeschulte . 
Quelle: Statistisches Landesamt 2009ah, S . 343
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Die Grafiken in Abb . 106 verdeutlichen die auf-
fälligen regionalen Unterschiede dieser Befunde: 

Der Anteil übergewichtiger Kinder liegt in Fran- ■
kenthal bei 20,4 % – d . h . jedes fünfte einge-
schulte Kind ist übergewichtig –, während der 
Wert in Trier-Saarburg lediglich 6 % (nahezu 
jedes 17 .) beträgt (MASGFF 2008a, S . 63) .

Ein Zusammenhang zeigt sich ebenfalls zwi- ■
schen Übergewicht und der Empfehlung zum 
Sportunterricht . Sie ist aber auch abhängig 
von Geschlecht und Bildungsstatus der Eltern: 
„Jungen und übergewichtige Kinder von Eltern 
mit niedrigeren Bildungsabschlüssen wurden 
signifikant häufiger zum Sportförderunterricht 
geschickt“ (MASGFF 2008a, S . 98) . Die Emp-
fehlungen zeigen regional betrachtet ebenfalls 
deutliche Unterschiede: Im Landkreis Kusel 
wurden mit 59,1 % mit Abstand die häufigsten 
Empfehlungen zum Sportunterricht gegeben . 
Im Landkreis Bernkastel-Wittlich beträgt der 
Anteilswert 4,8 % . Der Durchschnittswert für 

Im Folgenden wird der Blick auf die landesweit 
dokumentierten Schuleingangsuntersuchun-
gen gelenkt: Diese geben Hinweise darauf, wie 
„gesund“ Kinder in die Schule kommen (MASGFF 
2008a) .94 Berichtet werden können aus diesem 
umfangreichen Material nur einige ausgewählte 
Befunde, so zu übergewichtigen Kindern (landes- 
weit 10,9 %) sowie zu Kindern mit Auffälligkeiten in 
der Sprache (12,6 %); dies sind auch mit Abstand 
die am häufigsten festgestellten Auffälligkeiten .95

94 Vgl . hierzu auch das Kapitel 3 .1 Gesundheit des vorliegenden 
Berichts .
95 Der höchste Anteilswert ist mit 19,2 % in Bezug auf das Sehen 
festzustellen, hierin enthalten sind allerdings auch die Kinder, welche 
zum Untersuchungszeitpunkt bereits eine Brille tragen . Der Anteils-
wert wird hier nicht weiterführend betrachtet (vgl . ausführlicher 
dazu MASGFF 2008a, S . 82 f .) .
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Mit Blick auf die Empfehlungen zur Sprach- ■
förderung zeigt sich ebenfalls eine erhebliche 
Spannbreite: von 1,2 % im Eifelkreis Bitburg-
Prüm bis hin zu 24 % in Kusel, der Landesdurch-
schnitt liegt bei 6,8 % (MASGFF 2008a, S . 102) . 
Auch hier wird wieder ein Zusammenhang zum 
Geschlecht der Kinder und dem Bildungsstatus 
der Eltern deutlich: „Wiederum sind Jungen und 
Kinder von Eltern mit niedrigeren Bildungsab-
schlüssen häufiger betroffen“ (MASGFF 2008a, 
S . 98) . 

Rheinland-Pfalz beträgt hier 20,6 % ( MASGFF 
2008a, S . 98) .

Der Anteil auffälliger Befunde im Bereich  ■
Sprache variiert innerhalb der Regionen noch 
deutlicher: In Neustadt ist mit einem Anteils-
wert von 27,7 % jedes 3 . bis 4 . Kind betroffen, 
während Birkenfeld einen Wert von 5,3 % auf-
weist . Zu berücksichtigen ist allerdings, dass in 
der Statistik nicht zwischen „eingeschränkten 
Deutschkenntnissen und körperlichen Be-
funden“ unterschieden wird, obwohl dies bei 
der „Beurteilung der Auffälligkeiten der Sprache 
sinnvollerweise unterschieden werden“ sollte 
(MASGFF 2008a, S . 85) .

Abb. 106:  Anteil übergewichtiger Kinder nach Regionen und auffälliger Befunde im Bereich Sprache

Quelle: MASGFF 2008a, S . 63 & S . 86
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3.3.2 Schulübergänge

Nach dem Schuleingang ist der Übergang von der 
Grundschule in die verschiedenen weiterführen-
den Schulen die nächste entscheidende Weichen-
stellung in der weiteren Schullaufbahn: „37,7 % 
der Grundschüler wechselten im Jahr 2008 zu 
einem Gymnasium . Damit ist das Gymnasium 
die beliebteste Schulart . Mit knapp 22 % folgt 
die Realschule . Immer weniger Schülerinnen 
und Schüler wechselten zu den Hauptschulen 
(10,5 %) . Auch die Übergangszahlen zu den Regio-
nalen Schulen und den Dualen Oberschulen sind 
in den vergangenen Jahren merklich gesunken . 
Diese beiden ‚neuen‘ Schulformen wurden in den 
vergangenen Jahren zunehmend an einstigen 
Hauptschulstandorten geschaffen“ (Statistisches 
Landesamt 2009ai, S . 81) . Sie fangen den Schüler-
rückgang an Hauptschulen somit nicht auf (Sta-
tistisches Landesamt 2009ag, S . 5) . 

Bereits der Start in die Schullaufbahn gelingt 
Kindern auch in Rheinland-Pfalz deutlich unter-
schiedlich . Spätestens seit den PISA-Studien der 
OECD ist bekannt, wie folgenreich familiäre und 
soziale Differenzen für den weiteren Schulerfolg 
von Kindern und Jugendlichen sein können (PISA-
Konsortium Deutschland 2003, S . 362 f ., Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung 2008, insb . 
S . 37 f . sowie u . a . Landtag Rheinland-Pfalz 2002) . 
Wie deutlich solche unterschiedlichen Start-
chancen in Rheinland-Pfalz auch regional ausge-
prägt sind, dafür sind die hier berichteten Daten 
ein ernst zu nehmender Hinweis, auch wenn 
Grundlagen und Zählweise kritisch hinterfragt 
werden können . Eine der Herausforderungen der 
Bildungspolitik in Rheinland-Pfalz wird es daher 
auch sein, mit solchen regionalen Unterschieden 
angemessen umzugehen . 
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Schülerinnen und Schüler mit Hauptschulemp-
fehlung wechselten zu 34,3 % auf eine Haupt-
schule, gefolgt von der Schulwahl Regionale  
Schule mit 28,9 % . Die Schulwahl Gymnasium 
fällt bei Schülerinnen und Schülern mit Haupt-
schulempfehlungen mit 0,9 % (111 absolut) relativ 
niedrig aus . Einer Hauptschulempfehlung folgen 
damit Eltern, Schülerinnen und Schüler deutlich 
seltener als anderen Schullaufbahnempfehlungen . 

Mit Blick auf die Realschulempfehlungen be-
suchen 20,1 % der Schülerinnen und Schüler das 
Gymnasium; 51,3 % besuchten die empfohlene 
Realschule . Ebenfalls hohe Werte zeigen sich für 
die Integrierte Gesamtschule mit 8,3 % . 

Insgesamt wird deutlich, dass die tatsächliche 
Schulwahl eher in Bezug auf andere Schulformen 
oder die nächsthöhere Schulform von den Emp-
fehlungen abweicht . Dies lässt die Vermutung 
zu, dass der Übergang innerhalb der klassischen 
Schulformen – bspw . von Hauptschule zu Real-
schule oder von Realschule zu Gymnasium – 
schwieriger eingeschätzt wird als in den neueren 
Schulformen wie Regionale Schule oder Integrier-
te Gesamtschule . Insgesamt bleibt aber festzuhal-
ten, dass das Verhalten in hohem Maße von dem 
Angebot in Wohnortnähe bestimmt wird .

Insgesamt sind Zuwächse für die Schularten zu 
verzeichnen, die zu höheren Schulabschlüssen 
führen, sowie – zwangläufig spiegelbildlich – er-
hebliche Rückgänge in der Wahl der Hauptschule 
als weiterführende Schulform (ebd .) . 

Die Übergangsentscheidungen sind nicht frei von 
unterschiedlichen Einschätzungen; zwischen Emp-
fehlungen und tatsächlichem Verhalten zeigen 
sich Differenzen . Im Jahr 2008 entfielen nahezu 
„30 % aller Empfehlungen auf die Hauptschule, 
32,5 % auf die Realschule und knapp 37 % auf das 
Gymnasium“ (Statistisches Landesamt 2009ah,  
S . 342) . Da diese drei Bildungsgänge jedoch jeweils 
an unterschiedlichen weiterführenden Schulfor-
men besucht werden können, zeigt Tabelle 24 die 
differenzierten Empfehlungen . 

Die geringste Abweichung zwischen der Empfeh-
lung am Ende der Grundschulzeit und der tatsäch-
lichen Schulwahl einer weiterführenden Schule 
zeigt sich mit Blick auf das Gymnasium: 87,1 % 
der Schülerinnen und Schüler mit entsprechender 
Empfehlung besuchten das Gymnasium . Mit 6 % 
der Schülerinnen und Schüler wechselte hier der 
zweitgrößte prozentuale Anteil auf die Schulart-
übergreifende Orientierungsstufe . 

Tabelle 24: Grundschulempfehlungen und tatsächliche Schulwahl im Jahr 2008 

Grundschul-
empf.

Insgesamt Hauptschule Realschule Gymnasium Keine

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Hauptschule 4 .417 10,8 4 .206 34,3 126 0,9 11 0,1 74 25,2

Realschule 9 .368 22,8 2 .105 17,2 6 .836 51,3 427 2,8 – –

Gymnasium 15 .978 38,9 111 0,9 2 .672 20,1 13 .195 87,1 – –

Schulartübergreifende
Orientierungsstufe

2 .396 5,8 379 3,1 1 .104 8,3 913 6,0 – –

Integrierte Gesamtschule 3 .133 7,6 1 .095 8,9 1 .476 11,1 541 3,6 21 7,1

Regionale Schule 4 .564 11,1 3 .551 28,9 957 7,2 39 0,3 17 5,8

Duale Oberschule 923 2,2 764 6,2 134 1,0 13 0,1 12 4,1

Sonstige 245 0,6 60 0,5 13 0,1 2 0,0 170 57,8

Insgesamt 41.024 100 12.271 100 13.318 100 15.141 100 294 100
 
 
Quelle: Statistisches Landesamt 2009ah, S . 344

tatsächl.
Schulwahl
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Wie deutlich die Schülerzahlen an Gymnasien zu- 
und in Hauptschulen abgenommen haben, zeigt 
Abb . 108 . 

Die tatsächliche Schulwahl der Grundschulabsol-
ventinnen und -absolventen kann auch regional 
differenziert abgebildet werden und verdeutlicht 
die wiederum erheblichen regionalen Unterschie-
de innerhalb von Rheinland-Pfalz . Diese Diffe-
renzen sind allerdings in Bezug auf die schulart-
übergreifende Orientierungsstufe, die Integrierte 
Gesamtschule und die Duale Oberschule davon 
abhängig, ob entsprechende Schulen in Wohnort-
nähe (bereits) eingerichtet sind . 

In diesem Zusammenhang ist ebenfalls auf die 
neueste Schulform in Rheinland-Pfalz, die Real-
schule plus, hinzuweisen . Sie bietet sowohl den 
Haupt- als auch den Realschulbildungsgang an . 
 Eigenständige Hauptschulen soll es „ab dem 
Schuljahr 2013/14 nicht mehr geben . Diese 
Entscheidung ist Reaktion darauf, dass die Haupt-
schulen in den vergangenen Jahren stark an 
Akzeptanz verloren haben . Zudem soll die Schul-
strukturreform dazu beitragen, mehr Jugendliche 
zu (höheren) Abschlüssen zu führen . Zu diesem 
Zweck wurde auch die Möglichkeit geschaffen, 
einer Realschule plus bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen eine Fachoberschule anzuglie-
dern . Diese führt innerhalb von zwei Jahren zur 
Fachhochschulreife“ (Statistisches Landesamt 
2009ah, S . 345) . Zum Schuljahr 2009/10 gingen 
bereits 122 Realschulen plus an den Start .96

96 http://www .realschuleplus .rlp .de/no_cache/einzelansicht_2818/
archive/2009/september/article/deubel-prognose-liegt-im-erwarte-
ten-bereich
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Nach dem Übergang in eine weiterführende 
Schule sind die erfolgreichen Versetzungen in die 
nächste Jahrgangstufe die bedeutsamen Stufen 
der Schullaufbahn jedes Kindes und Jugendlichen . 

Abb . 110 verdeutlicht die Entwicklung der Nicht-
versetzungen . Die Nichtversetztenquote ist in 
allen Schularten rückläufig . Die Zahl der Nichtver-
setzten in Realschulen ist insbesondere seit dem 
Schuljahr 2004/05 deutlich zurückgegangen . Die 
Nichtversetzungen in Integrierten Gesamtschu-
len hingegen sind seit dem Schuljahr 2004/05 
gestiegen .

Diese insgesamt rückläufige Entwicklung der 
Nichtversetzungen kann auf gezielte individuelle 
Fördermaßnahmen zurückgeführt werden sowie 
auf „die bereits 1998/99 in Rheinland-Pfalz ein-
geführte Möglichkeit zur Nachprüfung“ (Statisti-
sches Landesamt 2009ah, S . 346) . 

Der Blick auf Geschlecht und Migrationserfahrung 
verdeutlicht jedoch wiederum die schon bekann-
ten Unterschiede: Mädchen und Kinder ohne Mig-
rationshintergrund sind erfolgreicher als Jungen 
und Kinder mit Migrationshintergrund: Während 
sich in der Sekundarstufe II mit 2,8 % der größte 
Anteil der Nichtversetzten zeigt, ist er für die 
Schülerinnen mit 2,3 % deutlich geringer als bei 
den Schülern (3,5 %) und den jungen Menschen 
mit Migrationshintergrund (5,7 %) (siehe Tabelle 
25) .
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1) Anteil der Nichtversetzten an allen Schülerinnen und Schülern der jeweiligen Schulart
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Abb. 110:  Nichtversetztenquote1) an  
ausgewählten Schularten – Entwicklung

Quelle: Statistisches Landesamt 2009ah, S . 346

Tabelle 25: Nichtversetzte im Schuljahr 2007/08 nach Schulstufe,  
Geschlecht und Migrationshintergrund 

Schulstufe Insgesamt Schülerinnen Schüler Mit Migrations- 
hintergrund

Anzahl %1) Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Primarstufe 1 .186 0,7 547 0,7 639 0,8 418 1,7

Sekundarstufe I 6 .422 2,5 2 .567 2,0 3 .855 2,9 1 .082 3,6

Sekundarstufe II 2) 1 .300 2,8 588 2,3 712 3,5 178 5,7

Insgesamt 8.908 1,9 3.702 1,6 5.206 2,2 1.678 2,9
 
 1) Anteil der Nichtversetzten an allen Schülerinnen und Schülern der jeweiligen Schulstufe .
2) Einschließlich Kollegs und Abendgymnasien . 
Quelle: Statistisches Landesamt 2009ah, S . 347
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Auch für die erreichten Schulabschlüsse lassen 
sich in Rheinland-Pfalz erhebliche regionale Un-
terschiede zwischen den Städten und Landkreisen 
des Landes zeigen (siehe Abb . 111) . 

Gerade im Hinblick auf die Lebenschancen junger 
Menschen ist ein Verlassen der Schule ohne 
Schulabschluss von erheblicher Bedeutung: In 
Ludwigshafen waren dies am Ende des  Schuljahres 
2007/08 immerhin 12 % der Schülerinnen und  
Schüler, im Landkreis Ahrweiler oder Mainz ledig-
lich 4 % . Insbesondere bei den Quoten der höheren 
Schulabschlüsse ist zu berücksichtigen, dass hier 
die Schulstandorte ausgewertet werden, nicht die 
Wohnorte der Schülerinnen und Schüler .97 

97 So kommt es bspw . in der Südwestpfalz zu niedrigeren Werten, 
da die Schülerinnen und Schüler die Gymnasien in Pirmasens und 
Zweibrücken besuchen .

3.3.3 Schulabschlüsse

Der erreichte Schulabschluss entscheidet wesent-
lich über die weiteren Chancen zu einer qualifi-
zierten Ausbildung, z . B . in Berufsausbildung und 
Studium . 39,5% der Schülerinnen und Schüler in 
Rheinland-Pfalz verlassen die Schule im Jahr 2008 
mit qualifiziertem Sekundarabschluss I, gefolgt 
von 27,2% mit der Allgemeinen Hochschulreife . 
Nahezu ein Viertel der Schülerinnen und  Schüler 
verlässt die Schule mit Hauptschulabschluss (Ab-
schluss der Berufsreife), wohingegen 7,1 % (3 .342 
absolut) ohne Hauptschulabschluss die Schule 
beenden; nach Auskunft des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft, Jugend und Kultur ist dieser 
Anteil 2009 auf 6,7 % gesunken . 

Mit Blick auf das Geschlecht zeigen sich für die 
Schulabgängerinnen eher überdurchschnittliche 
Werte in Bezug auf „höhere Abschlüsse“ . Junge 
Menschen mit Migrationshintergrund sind hin-
gegen ohne (13 %) und mit Hauptschulabschluss 
über-, mit Allgemeiner Hochschulreife deutlich 
unterrepräsentiert . 

Tabelle 26: Schulentlassene an allgemeinbildenden Schulen im Jahr 2008 nach Abschlussarten, 
Geschlecht und Migrationshintergrund 

Abschluss Insgesamt Abgängerinnen Abgänger Mit Migrations- 
hintergrund

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Ohne  
Hauptschulabschluss1) 3 .342 7,1 1 .322 5,7 2 .020 8,5 755 13,0

Hauptschulabschluss 11 .405 24,4 4 .714 20,5 6 .691 28,2 2 .174 37,5

Qualifizierter  
Sekundarabschluss I

18 .484 39,5 9 .348 40,6 9 .136 38,5 1 .944 33,5

Fachhochschulreife 782 1,7 413 1,8 369 1,6 124 2,1

Allg . Hochschulreife 12 .731 27,2 7 .241 31,4 5 .490 23,2 807 13,9

Insgesamt 46.744 100 23.038 100 23.706 100 5.804 100
 
 
1) Einschließlich Abschluss- bzw . Abgangszeugnis der Förderschule . 
Quelle: Statistisches Landesamt 2009ah, S . 347
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Abb. 111:  Schulentlassene aus allgemeinbildenden Schulen im Jahr 2008 nach Abschlussarten  
sowie Verwaltungsbezirken in %1)

1) Ohne Hauptschulabschluss: einschließlich Abschluss- bzw . Abgangszeugnis der Förderschule .
Quelle: Statistisches Landesamt (http://www .statistik .rlp .de/bil/tabellen/schulentlassene_anteile .html)
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Schülerinnen und Schüler, die die Förderschule 
mit Hauptschulabschluss verlassen, seit dem 
Schuljahr 2004/05 leicht gestiegen ist . 

Wie viele der Schulabgängerinnen und -abgänger 
ohne Schulabschluss im Anschluss eine Ausbil-
dung oder ein Arbeitsverhältnis beginnen, kann 
aus den Statistiken nicht abgelesen werden . Im 
Hinblick auf die Abgängerinnen und Abgänger 
ohne Abschluss in Förderschulen gibt es in der 
Antwort auf die Kleine Anfrage zum Berufsvor-
bereitungsjahr keine Auskünfte: Zu den Fragen 

Die Abiturientenquoten sind insgesamt seit 1980 
deutlich – insbesondere in Bezug auf die Schüle-
rinnen – gestiegen . 

„In der Abiturientenquote werden die Absolventen 
eines Jahrgangs auf einen Durchschnittsjahrgang 
der 18- bis 20-Jährigen bezogen“ (Statistisches 
Landesamt 2009ag, S . 9) . 

Mit Blick auf die Entlassungen von Schülerinnen 
und Schülern an Förderschulen zeigt die Entwick-
lung der letzten Schuljahre, dass der Anteil der 
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Quelle: Statistisches Landesamt 2009ag, S . 9

Tabelle 27: Entlassungen der Schülerinnen und Schüler an Förderschulen 
 

2003/04 2004/05 2005/06 2006/07 2007/08

Gesamtentlassung 2 .237 2 .552 2 .536 2 .450 2 .419

davon mit Hauptschulabschluss 478 496 563 558 569

Prozent 21,37 % 19,44 % 22,20 % 22,78 % 23,52 %
 
Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2009n, S . 1
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In Rheinland-Pfalz gibt es im laufenden Schuljahr 
2009/10 860 Ganztagsschulen, davon 504 in der 
Angebotsform, auf die sich das 2001 gestartete 
Ausbauprogramm bezieht (nach Auskünften des 
MBWJK) .

Ziel des Ausbauprogramms ist es, ein bedarfs-
gerechtes und regional ausgewogenes Netz von 
Ganztagsschulen zu schaffen . In der laufenden 
Legislaturperiode gilt es deshalb, „möglichst in  
jeder Verbandgemeinde/verbandsfreien Gemeinde 
mindestens ein Ganztagsschulangebot im Grund-
schulbereich und in jedem Kreis / jeder kreisfreien 
Stadt mindestens ein Ganztagsschulangebot im 
Förderschulbereich einzurichten“ (nach Auskünf-
ten des MBWJK) .

Verpflichtende pädagogische Elemente für alle 
Ganztagsschulkonzepte in Rheinland-Pfalz sind 
dabei:  
„1 .) unterrichtsbezogene Angebote wie Hausauf-
gabenbetreuung durch Lehrkräfte, Übungseinhei-
ten oder fachbezogene Vertiefungen,  
2 .) Förderangebote für begabte und schwächere 
Schülerinnen und Schüler,  
3 .) Projekte,  
4 .) Freizeitangebote unter pädagogischer  
Anleitung“ . 98 
Die 860 Ganztagsschulen teilen sich wie folgt auf:

98 www .ganztagsschule .rlp .de/gemeinde-stadt-land/die-ganztags-
schule-in-angebotsform-in-rheinland-pfalz-in-stichworten/view

„Wie viele der ehemaligen Förderschüler haben 
nach Erreichen des Hauptschulabschlusses im 
Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) eine Ausbildung be-
gonnen?“ und „Wie viele ehemalige Förderschüler 
haben nach Beenden des Berufsvorbereitungs-
jahres ohne Hauptschulabschluss eine Ausbildung 
begonnen?“ heißt es in der Antwort des Ministeri-
ums für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur: 
„Die gewünschten Daten werden in der Schul-
statistik nicht erhoben“ (Landtag Rheinland-Pfalz 
2009n, S . 1 f .) . 

3.3.4 Schule und …

Im Folgenden wird unter der Überschrift „Schule 
und …“ über solche besonderen Themen für die 
Entwicklung der Schullandschaft in Rheinland-
Pfalz berichtet, die vor allem im Hinblick auf eine 
Kompensation der in den vorangegangenen Kapi-
teln gezeigten deutlichen sozialen und regionalen 
Unterschiede, die Schullaufbahn erfolgreich zu 
meistern, hilfreich sein können .

Schule und Ganztag 
In internationalen Schulvergleichstudien wird 
immer wieder eine Schulform als besonders ge-
eignet bezeichnet, soziale Differenzen zu kom-
pensieren: die Ganztagsschule . Hier sollen Kinder 
mehr Zeit haben, sowohl um zu lernen, als auch 
für die unverzichtbaren sozialen Erfahrungen mit 
Gleichaltrigen . 

Tabelle 28: Schularten und Ganztagsangebot in absoluten Zahlen und % 
 

Schulart Anzahl der Schulen absolut davon Ganztagsschulen in %

Grundschulen 991 484 48,84

Förderschulen 139 115 82,73

Hauptschulen 85 74 87,06

Realschulen 84 29 34,52

Realschulen plus 122 77 63,11

Integrierte Gesamtschulen 51 27 52,94

Gymnasien 146 54 36,99

Gesamt 1.618 860 53,15
 
Quelle: nach Auskunft des MBWJK – Referat Ganztagsschule (11/2009) 
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Die Internetseite www .ganztagsschule .rlp .de stellt 
hier zahlreiche Informationen und Hinweise zur 
Verfügung, u . a . einen Bildungsatlas, über den alle 
Ganztagsschulen differenziert nach Landkreis/
kreisfreier Stadt und Schulart abgerufen werden 
können . 

Die Karte in Abb . 113 verdeutlicht die Verteilung 
der Ganztagsschulen in Rheinland-Pfalz .

Unter den Gymnasien, die Ganztagsschule sind, 
befinden sich im Schuljahr 2009/10 insgesamt 13 
Gymnasien mit 8-jährigem Bildungsgang, der in 
den Klassenstufen 5 und 6 mit einer Ganztags-
schule in Angebotsform und in den Klassenstufen 
7 bis 9 mit einer Ganztagsschule in verpflichten-
der Form verbunden ist (G8GTS) .

Standorte Ganztagsschulen
in Rheinland-Pfalz 

Abb. 113:  Ganztagsschulen in Rheinland-Pfalz (Stand 26 . 03 . 2009)

Quelle: Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Rheinland-Pfalz . 
Liste aller Ganztagsschulen in Rheinland-Pfalz 
(http://www .add .rlp .de/Schulen/Ganztagsschulen)
(Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)
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zum freiwilligen Lesen, zum Lesen aus Spaß 
angeregt werden . Nach Antragstellung kann 
jede Schule hierfür 10 .000 Euro erhalten . Die 
Förderung der Lese- und Medienkompetenz 
ist ein zentrales Anliegen der Landesregierung, 
um auf diese Weise den Erwerb notwendiger 
Schlüsselqualifikationen in unserer Wissens-
gesellschaft zu fördern . Im Jahr 2007 wurden 
hierzu 530 .000 Euro für Schulen in 26 Land-
kreisen bzw . kreisfreien Städten zur Verfügung 
gestellt, im Jahr 2008 waren es 140 .000 Euro 
für Schulen in 12 der 36 Regionen . 

Der Einsatz außerschulischer pädagogischer  ■
Partner  
Rheinland-Pfalz hat sich bei der Personalaus-
stattung der Ganztagsschulen für ein attrakti-
ves Budget (Schuljahr 2008/09: 2 .665 .780 
Euro) entschieden, das den Einsatz von qualifi-
ziertem pädagogischem Personal ermöglicht . 

Eine Ganztagsschule wird von 14 % aller Schüle-
rinnen und Schüler (hier: inkl . aller Förderschulen, 
ohne Sek . II) in Rheinland-Pfalz besucht . Für das 
Schuljahr 2008/09 liegen Auswertungen für die 
24 Landkreise und 12 kreisfreie Städte vor, wie in 
Abb . 114 dargestellt .

Landesförderungen zur Einrichtung  
von Ganztagsschulen  
Die Einrichtung und der erfolgreiche Betrieb von 
Ganztagsschulen ist in Rheinland-Pfalz insbe-
sondere durch folgende Programme gefördert 
worden:

Einrichtung von Leseecken 2007 und 2008 ■  
Ganztagsschulen haben im Rahmen des Förder-
programms „Leseecken an Ganztagsschulen“ 
die Möglichkeit mit sachkundiger Beratung des 
Landesbibliothekszentrums an ihren Schulen 
Orte zu schaffen, wo Kinder und Jugendliche 
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Abb. 114:  Anteil der Ganztagsschülerinnen und -schüler an allen Schülerinnen und Schülern in %
(Daten inkl . aller Förderschulen, ohne Sek II)

Quelle: nach Auskunft des MBWJK und eigene Darstellung
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Abschließend soll in Bezug auf die Ganztags-
schulen noch über vier zentrale Programme der 
Landesregierung überblicksartig berichtet werden: 

Seit dem 20 . 07 . 2006 hat das Land Rheinland- ■
Pfalz einen „Sozialfonds für das Mittagessen 
in Ganztagsschulen“ eingerichtet, der Schüle-
rinnen und Schülern die Teilnahme am Mittag- 
essen ermöglichen soll . Die Landesregierung 
hat sich mit den kommunalen Spitzenver-
bänden, den beiden großen Kirchen und der 
Arbeits gemeinschaft der Waldorfschulen 
bezüglich des Sozialfonds geeinigt und unter-
stützt diesen Fonds im Schuljahr 2008/09 mit 
ca . 900 .000 Euro . Begünstigt sind Ganztags-
schülerinnen und -schüler, deren Eltern Arbeits-
losengeld II (ALG II) oder Sozialhilfe beziehen, 
sowie Asylbewerberinnen und -bewerber .  
Darüber hinaus gibt es für besondere Einzel- 

Eltern und Schulträger sind nicht mit den Kos -
ten für dieses außerschulische Personal belas-
tet; das Land übernimmt ebenso wie für die 
Lehrkräfte auch für die weiteren pädagogischen 
Fachkräfte die Personalkosten zu 100 % . Nach 
der VV „Geld statt Anrechnung“ entspricht eine 
Wochenstunde der pädagogischen Fachkraft 
dem Betrag von 1 .067 Euro (siehe Abb . 115) .

Förderpauschalen 2007 und 2008 ■  
Fördermittel werden von der Landesregierung 
auch zur Verfügung gestellt, um dringend erfor-
derliche, aber auch wünschenswerte Investitio-
nen vor dem Start einer Ganztagsschule oder in 
deren Startphase zu realisieren . So erhält jede 
Grundschule eine pauschale Förderung von ein-
malig 50 .000 Euro, jede weiterführende Schule 
75 .000 Euro sowie jede Förderschule 60 .000 
Euro zugewiesen (siehe Abb . 116) .
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Abb. 115:  Förderung außerschulischer Partner GTS, Schuljahr 2008/09

Quelle: nach Auskunft des MBWJK und eigene Darstellung 
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lace-Projekte, Wettbewerbe wie ‚Projektforum 
Schule und Arbeitswelt‘ etc .“ (MBWJK 2009b, 
S . 20) .  
 
Neben dem Praxistag, der nicht isoliert im 
schulischen Alltag steht, sind vorbereitende 
und eingebettete Maßnahmen wie Kurse, Se-
minare sowie die Angebote der Lernwerkstätten 
(der schulische Raum, in dem alle berufsorien-
tierten Aktivitäten gebündelt werden) oder 
Berufsorientierungscamps zu nennen .  
JUNIOR ist ein Projekt, welches Schülerinnen 
und Schülern ab der neunten Klasse ermöglicht, 
eine „Aktiengesellschaft nach ihrer Geschäfts-
idee von Dienstleistungsunternehmen bis zu 
Produktionsbetrieben“ (MBWJK 2009b S . 21) 
zu übernehmen und selbst „Verantwortung 
für Organisation, Marketing, Buchhaltung und 
Finanzierung“ (MBWJK 2009b, S . 21) zu tragen . 

fälle, die nicht zu diesen Gruppen gehören, bei  
der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion 
(ADD) einen eingerichteten „Härtefonds“ 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2006d, S . 1f) .99

Die  ■ Berufsorientierung ist an vielen Ganztags-
schulprogrammen ein fest verankerter schuli-
scher Auftrag; sie ermöglicht einen Einblick in 
das Be rufsleben . Einen „Praxistag“ pro Woche 
gibt es seit dem Schuljahr 2007/08 an vielen 
Ganztagsschulen in Rheinland-Pfalz . Weitere 
Maßnahmen diesbezüglich sind: „Arbeitswelt-
orientierte Klassen, Auszubildende als Experten 
in der Schule, Schüler begleiten Erwachsene/
Auszubildende an den Arbeitsplatz, Eltern als 
Experten in der Schule, Lehrkräfte im Betriebs-
praktikum, Job-Fux, Computer-Werkstätten, 
Computer-Führerscheine, Girls’ Day, Ada-Love-

99 http://www .ganztagsschulen .org/6000 .php
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Abb. 116:  Förderpauschalen 2007 und 2008 in Euro

Quelle: Auskunft des MBWJK und eigene Darstellung
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Sprachförderung in der Ganztagsschule  ■
Ganztagsschulen verfügen über einen erweiter-
ten Zeitrahmen, der es ermöglicht, vielfältige 
Sprachangebote anzubieten . Eine Intention der 
vielfältigen und intensiven Sprachförderprojek-
te in Ganztagsschulen ist es, dass insbesondere 
Eltern von Migrantenkindern das Angebot Ganz-
tagsschule verstärkt annehmen . Eine wertvolle 
Orientierung zur Projektausgestaltung bietet 
hierzu der im Februar 2007 in Kraft getretene 
Rahmenplan „Deutsch als Zweitsprache“ .  
Das „Rucksack-Projekt“ gibt es seit dem Schul-
jahr 2008/09, es zielt durch Schulung und För-
derung von Eltern mit Migrations hintergrund 
sowie zwölf Elternbegleiterinnen und -begleiter 
auf die „Förderung von Kompetenzen in der 
deutschen Sprache, Erziehungsarbeit und die 
Schulung bezüglich der im Unterricht behan-
delten Themenstellun-gen“ (MBWJK 2009b, 
S . 23) . Die Laufzeit des Projektes beträgt zwei 
Schuljahre . 

In einem Modellversuch  ■ „Geschlechtsbe-
wusste Grundschule – Jungenförderung in 
der Ganztagsschule“ soll den teilnehmenden 
Ganztagsgrundschulen die Möglichkeit gege-
ben werden, sich zu einer chancengerechten 
und gendersensiblen Schule weiterzuentwi-
ckeln und die pädagogische Arbeit mit Jungen 
in unterschiedlichen Handlungsfeldern zu 
reflektieren . Es sollen im Rahmen des Modell-
projekts pädagogische Strategien und Konzepte 
entwickelt werden, um Jungen künftig eine ge-
zieltere Förderung in der Schule zukommen zu 
lassen . Zu Beginn werden bis 2010 Steuergrup-
pen zum Thema Jungenarbeit in Modellschulen 
verschiedene Maßnahmen zur Förderung und 
Stärkung männlicher Schüler umsetzen und die 
entwickelten Konzepte landesweit an mög-
lichst viele Schulen übertragen . „Ziel dieses 
Modellversuchs ist es, Strategien und Konzepte 
zur Jungenförderung zu identifizieren, die dann 
nicht nur in den Ganztagsgrundschulen, son-
dern in der Primarstufe insgesamt eingesetzt 
werden können“ (MBWJK 2009b, S . 25) .
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ckelt ein den spezifischen Beeinträchtigungen 
angepasstes Unterrichtsangebot, das wiederum 
verschiedene Schulabschlüsse zur Folge hat . Die 
Auswahl und Überweisung von Kindern in spezifi-
sche Förder-schulen wird allerdings auch kritisch 
gesehen und eine weitgehende Integration von 
Kindern mit Behinderungen oder Beeinträchti-
gungen in die Regelschulen gefordert (vgl . u . a . 
Landtag Rheinland-Pfalz 2007m) . 

Schule und spezifische Förderung in 
Förderschulen 
In Rheinland-Pfalz gibt es insgesamt 139 Förder-
schulen mit unterschiedlichen Förderschwerpunk-
ten: Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen, 
ganzheitliche Entwicklung, Sprache, motorische 
Entwicklung, sozial-emotionale Entwicklung 
sowie Schulen für Gehörlose und Schwerhörige, 
Schulen für Blinde und Sehbehinderte und die 
Förderzentren . Jeder Förderschwerpunkt entwi-

Tabelle 29: Wechsel zwischen Förderschulen und sonstigen allgemeinen Schularten 2006/07 
nach Ländern  

Land
Wechsel von Förderschulen Wechsel an Förderschulen Zahlenmäßiges

Verhältnis3)
Anzahl %1) Anzahl % 2)

Deutschland 7 .843 3,1 27 .337 8,1 1 : 3

West 6 .540 3,3 25 .449 9,3 1 : 3

Ost 1 .303 2,3 1 .888 2,9 1 : 5

Baden-Württemberg1) 1 .145 2,5 4 .173 9,2 1 : 4

Bayern 2 .561 6,4 5 .541 11,5 1 : 2

Berlin 363 3,8 850 7,8 1 : 2

Brandenburg 312 4,2 1 .321 15,2 1 : 4

Bremen 61 2,8 378 14,3 1 : 6

Hamburg 145 2,3 632 8,6 1 : 4

Hessen 471 1,9 866 5,2 1 : 2

Mecklenburg-Vorpommern 171 2,3 866 10,0 1 : 5

Niedersachsen 330 1,2 2 .439 7,6 1 : 7

Nordrhein-Westfalen 1 .544 2,2 8 .969 10,5 1 : 6

Rheinland-Pfalz 90 0,8 1 .141 8,7   1 : 13

Saarland 28 0,8 391 9,7   1 : 14

Sachsen 218 1,6 1 .227 7,6 1 : 6

Sachsen-Anhalt 60 0,6 895 7,7   1 : 15

Schleswig-Holstein 165 2,3 409 5,1 1 : 2

Thüringen 179 2,0 902 8,7 1 : 5
 
 
1)  Die Zahl der aus Förderschulen in sonstige allgemeinbildende Schulen wechselnden Schülerinnen und Schüler wird auf die Schülergesamt-

zahl bezogen, die in der vorangegangenen Jahrgangsstufe die Förderschule besuchten (ohne Schulbesuchsstufen) . Für Baden-Württemberg 
erfolgt in manchen Förderschwerpunkten keine Zuordnung der Förderschüler auf einzelne Jahrgangsstufen . Anstelle der Gesamtzahl der 
Förderschülerinnen und -schüler in der vorangegangenen Jahrgangsstufe wird die Gesamtzahl der Förderschülerinnen und -schüler im  
vorangegangenen Schuljahr herangezogen .

2)  Die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die auf eine Förderschule wechseln, wird auf die Gesamtzahl der Schülerinnen und Schüler bezogen, 
die in der betreffenden Jahrgangsstufe eine Förderschule besuchen (ohne Schulbesuchsstufen) .

3) Diese Relation weist aus, wie viele Wechsel an eine Förderschule auf jeden Wechsel von einer Förderschule kommen .
 
Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008, S . 257
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Abb. 117:  Standorte der Förderschulen in Rheinland-Pfalz im Jahr 2006

Quelle Kartenansicht: nach Auskunft des MASGFF und eigene Darstellung (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing) 
Quelle Abkürzungen: nach Auskunft der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Rheinland-Pfalz 2010

SFLGS

SFLGM

SFGS

SFBLS

SFLE

SFGLS

SFS

SFM

SFE

SFLS

SFGM

SFG

SFL

FöZ

Abkürzung Bezeichnung der Förderschule

SFLGS Schule mit den Förderschwerpunkten Lernen, geistige Entwicklung und Sprache

SFLS Schule mit den Förderschwerpunkten Lernen und Sprache

SFM Schule mit dem Förderschwerpunkt motorische Entwicklung

SFS Schule mit dem Förderschwerpunkt Sprache

SFLGM Schule mit den Förderschwerpunkten Lernen, ganzheitliche und motorische Entwicklung

SFLE Schule mit den Förderschwerpunkten Lernen und emotionale Entwicklung

SFL Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen

SFGS Schule mit den Förderschwerpunkten ganzheitliche Entwicklung und Sprache

SFGM Schule mit den Förderschwerpunkten ganzheitliche und motorische Entwicklung 

SFGLS Schule für Gehörlose und Schwerhörige

SFG Schule für ganzheitliche Entwicklung

SFE Schule für sozial-emotionale Entwicklung

SFBLS Schule für Blinde und Sehbehinderte

FöZ Förderzentrum

Tabelle 30:  Abkürzungen nach Auskunft  
der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
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Abb. 118:  Schülerinnen und Schüler in Förderschulen im Schuljahr 2008/09
(in absoluten Zahlen, Angabe für Schüler/-innen am Schulsitz)

Quelle: Eigenabruf aus dem LIS des Statistischen Landesamtes und eigene Darstellung

Diese Forderung ist weiterhin im Schulgesetz 
verankert . In „§ 3 Abs . 5 Satz 1 SchulG hat sich 
der Gesetzgeber aber für einen grundsätzlichen 
Vorrang des integrativen Unterrichts gegenüber 
dem Unterricht in Förderschulen entschieden, der 
bei der Entscheidung der Schulbehörde über den 
jeweiligen Förderort berücksichtigt werden muss“ 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2007m, S . 2) . 

Im Bundesländervergleich zeigt Rheinland-Pfalz 
durchschnittliche Wechsel an Förderschulen 
gegenüber unterdurchschnittlichen Wechseln von 
Förderschulen an sonstige allgemeine Schularten 
im Schuljahr 2006/07: Während bundesweit 3 
Wechsel zu Förderschulen, einem Wechsel von 
Förderschulen in andere Schularten gegenüberste-
hen, kommen in Rheinland-Pfalz 13 Zugänge auf 

einen Wechsel in andere Schularten . Dies ist nicht 
auf besonders hohe Zugangsdaten zurückzufüh-
ren, die nahe dem bundesweiten Durchschnitt 
liegen, sondern vielmehr auf den im Bundesver-
gleich (siehe Tabelle 29) zweitniedrigsten Wert an 
Schülerinnen und Schülern, die von der Förder-
schule in andere Schularten wechseln . 

„Für sie (die Förderschulen) sind Einzugsbereiche 
festgelegt, d . h . abhängig vom Wohnort und auch 
abhängig vom Förderbedarf ist eine bestimmte 
Förderschule die ,zuständige Schule‘“ (MBWJK 
2007d, S . 4) . Die z . T . großen Einzugbereiche der 
Förderschulen führen immer wieder zu erheblichen 
Problemen mit langen Fahrtzeiten, gerade in den 
ländlichen Regionen .
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Die Entwicklung der Schülerzahlen an Förder-
schulen zeigt für Schulen mit dem Förderschwer-
punkt Lernen einen deutlichen Rückgang (-16 %) 
über den betrachteten Zeitraum (2004/05 bis 
2008/09), wohingegen die übrigen Schülerzahlen  
durch leichte Schwankungen geprägt sind . Ledig-
lich die Angaben zu den Förderzentren zeigen 
außerdem einen stärkeren Rückgang (- 8,9 %) . 

Schule und Jugendhilfe – Schulsozialarbeit 
Traditionell unterscheiden sich die Arbeitsfelder 
Schule und Jugendhilfe in Deutschland deutlich in 
ihren Arbeitsweisen, Konzepten, Methoden und 
Strukturen . In den letzten Jahren allerdings, auch 
verstärkt durch die Ergebnisse der PISA-Studien, 
hat es deutliche Annäherungen gegeben . In 
Rheinland-Pfalz ist dieser Annäherungsprozess vor 
allem getragen durch einen Ausbau der Ganztags-
schulen und der Schulsozialarbeit . Über die 
Ganz tagsschulen wurde bereits berichtet . „Unter 
Schul sozialarbeit werden sämtliche Aktivitäten 
und Ansätze einer dauerhaft vereinbarten gleich-
berechtigten Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule – bzw . von Fachkräften der Jugendhilfe 
einerseits und Lehrkräften andererseits – ver-
standen, durch die sozialpädagogisches Handeln 
am Ort der Schule sowie im Umfeld der Schule 
ermöglicht wird“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2005b, 
S . 127) . 

Tabelle 31: Entwicklung der Schülerzahlen an den Förderschulen nach Förderschwerpunkten 
 

Förderschwerpunkt der Schule
bzw. Förderschulform

Schuljahr

2004/05 2005/06 2006/07 2007/08 2008/09

Lernen 10 .991 10 .652 10 .146 9 .748 9 .163

Ganzheitliche Entwicklung 2 .635 2 .708 2 .763 2 .816 2 .846

Motorische Entwicklung 1 .343 1 .342 1 .375 1 .371 1 .363

Sozial-emotionale Entwicklung 822 840 804 798 845

Blinde und Sehbehinderte 183 179 181 180 177

Gehörlose und Hörbehinderte 689 666 655 649 618

Sprache 434 475 479 464 477

Förderzentren 416 410 416 387 379

Gesamt 17.513 17.272 16.819 16.413 15.868
 
Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2009n, S . 1

Ziele der Schulsozialarbeit sind bspw . – hier ent-
nommen aus „Standards der Schulsozialarbeit an 
Hauptschulen100 in Rheinland-Pfalz“ (in: Landtag 
Rheinland-Pfalz 2005b, S . 127 ff .; siehe Tabelle 32) . 

Zu beachten ist, dass die Schulsozialarbeit weder 
den Erziehungsauftrag der Schule ersetzt noch 
eigenständige Leistungsangebote der Jugendhilfe . 
Ziel der Schulsozialarbeit ist es, „die sozialen 
Aspekte des Schülerseins vor dem Hintergrund 
gruppen- und milieuspezifischer Ressourcen und 
Kompetenzen“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2005b, 
S . 127) zu verstärken und in den Sozialisations-
instanzen zu implementieren (Siehe Abb . 119) . 

In den Landkreisen und kreisfreien Städten von 
Rheinland-Pfalz gibt es insgesamt 206 Standorte 
für Schulsozialarbeit an allgemeinbildenden 
Schulen, die allerdings auch hier nicht gleich-
mäßig auf die Städte und Landkreise verteilt sind . 
Das Land fördert aktuell (Stand: 25 . 01 . 2010) 
insgesamt 133,25 Stellen für Fachkräfte der 

100 „Aktuell ergeben sich durch die Schulstrukturreform teils erheb-
liche Umwälzungen . So werden die Systeme Hauptschule und Real-
schule bis 2013 in die neue Realschule+ umgewandelt . Dieser Prozess 
startet bereits zum Schuljahr 2009/10 . Die Schulsozialarbeiter/-innen 
vor Ort sollen dabei an den Schulen eingebunden bleiben . Die För-
derschulen sind von diesen Veränderungen nicht betroffen . Hier wird 
auch das Fach Arbeitslehre als Hauptfach erhalten bleiben!“ (http://
ifb .bildung-rp .de/schularten/hauptschule/schulsozialarbeit .html) .
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Tabelle 32: Ziele der Schulsozialarbeit 
 

Bezogen auf die Schülerinnen und Schüler: Bezogen auf die Eltern:

• Emotionale Stabilisierung
• Förderung der Persönlichkeitsentwicklung
• Förderung sozialer Kompetenz
•  Unterstützung bei Lebenskrisen in Schule, Familie,  

Gemeinwesen
•  Förderung der Konfliktfähigkeit und konstruktiver  

Konfliktlösungen
• Erfolgreiche Bewältigung beim Übergang Schule – Beruf

•  Motivierung der Eltern zur Mitwirkung bei schulischen 
Prozessen
• Abbau von Schwellenängsten gegenüber der Schule
• Förderung der Erziehungskompetenz der Eltern
•  Vernetzung der Angebote im Bereich der Hilfen zur  

Erziehung, des Jugendschutzes, der Berufsvorbereitung,  
des Freizeitbereichs und der Gesundheitsförderung

Bezogen auf die Institution Schule: Bezogen auf die Öffentlichkeit:

• Klimaverbesserung in der Schule
•  Vernetzung und Kooperation von Schule und anderen 

Institutionen
• Entwicklung eines sozialpädagogischen Schulprofils
• Psychosoziale Entlastung der Lehrkräfte

• Integration der Schule in das Gemeinwesen
•  Entwicklung eines attraktiven Schulprofils mit sozial- 

pädagogischer Fachkompetenz

 
Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2005b, S . 127 ff . und eigene Darstellung
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Abb. 119:  Standorte Schulsozialarbeit in allgemeinbildenden Schulen in Rheinland-Pfalz im Jahr 2010 
(Stand: 01/2010; ohne Schulsozialarbeitsstellen bzw . schulnahe Sozialarbeit, die nicht landesgeför-
dert ist)

Quelle: nach Auskunft des MBWJK und eigene Darstellung
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3.3.5 Ausbildungsverhältnisse junger 
Menschen

In diesem Kapitel kann nur begrenzt auf das weite 
Feld der Ausbildungsverhältnisse junger Menschen 
eingegangen werden . Weiterführend wird dieses 
Themenfeld innerhalb der Vertiefung „Wie kom-
men junge Menschen ins Erwerbsleben? Zu den 
Startbedingungen im Übergang zu Ausbildung 
und Beruf“ (Kapitel 7) bearbeitet . In der Logik des 
gesamten Schulkapitels bleibend, soll an dieser 
Stelle über soziale und regionale Differenzen im 
Übergang der Schullaufbahn in Ausbildung und 
Studium berichtet werden . 

Mit Blick auf die Vorbildung der Auszubildenden 
im Jahr 2006 zeigen sich für Rheinland-Pfalz im 
Bundesländervergleich einige Abweichungen . 
Während der Anteil der jungen Menschen ohne 
Abschluss mit 1,3 % in Rheinland-Pfalz (Bayern 

Schulsozialarbeit an allgemeinbildenden Schulen 
und wendet hierfür einen jährlichen Betrag von 
rund 4,1 Mio . Euro auf . Ein weiterer Ausbau wird 
noch im laufenden Schuljahr 2009/10 stattfinden . 
Insgesamt stehen zurzeit knapp 4,6 Mio . Euro für 
die Förderung der Schulsozialarbeit an allgemein-
bildenden Schulen zur Verfügung . 

Für die Förderung der Schulsozialarbeit an be-
rufsbildenden Schulen stehen im Haushalt des 
Landes Rheinland-Pfalz Mittel in Höhe von 1 Mio . 
Euro bereit . Die dadurch finanzierten 19 Stellen 
ergänzen die 22 staatlichen Stellen . Schulsozialar-
beit wird an 48 der 49 Schulen mit dem Angebot 
Berufsvorbereitungsjahr vorgehalten . Insgesamt 
sind es 41 Stellen, mit denen 60 berufsbildende 
Schulen versorgt werden . Neun Landkreise und 
Kommunen sind 2009 als Schulträger in eine 
Komplementärfinanzierung analog der allgemein-
bildenden Schulen eingestiegen .
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Quelle: nach Auskunft des MBWJK und eigene Darstellung

Abb. 120:  Berufsbildende Schulen mit dem Angebot Schulsozialarbeit 2009
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Berufsausbildung eine Berufsschule“ (Statistisches 
Landesamt 2009ah, S . 347 f .) .

In Abb . 121 werden die Schülerinnen und Schüler 
an Berufsschulen differenziert nach Regionen und 
Nationalität sowie mit und ohne Ausbildungsver-
trag dargestellt .

Das Schaubild zeigt zunächst die Schülerinnen 
und Schüler mit Ausbildungsvertrag . Auch hier 
weisen die Regionen des Landes im Vergleich 
erneut große Unterschiede auf . Zu beachten ist, 
dass die Zahlen der Schülerinnen und Schüler 
nach Standort der Schule und nicht, wie bei den 
Bevölkerungszahlen, nach Wohnort vorliegen .  
So ergeben sich Werte über 100 % . 

2,8 %; Berlin 3,0 %) unterdurchschnittlich ist, 
liegt der Anteil an Auszubildenden mit Haupt-
schulabschluss an zweithöchster Stelle . Dieser 
liegt bei 33,9 %, das Saarland liegt mit 37,4 % 
noch dar über (Bundesministerium für Bildung und 
For schung 2008c, S . 133) .

In Rheinland-Pfalz belegen die „meisten Jugend-
lichen im Sekundarbereich II (…) Bildungsgänge 
mit beruflicher Ausrichtung“ (Statistisches Lan-
desamt 2009ah, S . 347) . 

Wie Tabelle 34 verdeutlicht, „absolvieren 132 .833 
Schülerinnen und Schülern eine Ausbildung an 
einer berufsbildenden Schule (…) . Die Mehrheit 
von ihnen (62,3%) besucht im Rahmen der dualen 

Tabelle 33: Schulische Vorbildung der Auszubildenden (2006) 

Land Auszubildende mit der schulischen Vorbildung 1) (Angaben in %)

ohne  
allgemeinbildenden

Abschluss

mit  
Haupt schul-

abschluss

Realschul- 
oder gleich-

wertiger 
Abschluss

Hochschul-/
Fachhoch-
schulreife

Schulisches 
Berufs-

grundbil-
dungsjahr

Berufs- 
fachschule

Berufs-
vorberei-
tungsjahr

Sonstige

Baden- 
Württemberg

1,6 28,9 35,8 13,3 0,5 15,3 2,1 2,5

Bayern 2,8 41,2 35,9 9,9 2,7 4,8 0,8 1,8

Berlin 3,0 25,4 40,0 25,3 0,2 2,9 1,9 1,3

Brandenburg 1,4 27,2 40,2 18,4 0,1 0,5 7,6 4,6

Bremen 1,4 21,0 33,6 24,5 1,2 13,5 0,8 4,1

Hamburg 1,2 17,4 30,2 30,3 0,1 16,8 3,5 0,6

Hessen 1,6 28,1 32,3 21,1 1,8 8,9 1,8 4,4

Mecklenburg- 
Vorpommern

3,8 30,3 48,5 10,9 0,0 0,8 2,2 3,3

Niedersachsen 1,0 17,6 29,9 15,9 11,8 19,4 1,7 2,6

Nordrhein- 
Westfalen

3,4 24,0 30,3 20,5 1,8 15,2 1,2 3,5

Rheinland-Pfalz 1,3 33,9 32,7 12,3 2,3 13,0 2,7 1,8

Saarland 2,2 37,4 31,4 24,5 1,5 1,7 0,4 1,0

Sachsen 2,5 18,5 49,2 13,2 4,4 2,2 7,0 3,0

Sachsen-Anhalt 3,1 15,8 55,8 12,5 1,0 3,1 5,2 3,4

Schleswig-Holstein 1,4 30,4 34,2 12,5 2,0 10,4 4,7 4,3

Thüringen 2,6 25,2 47,0 13,5 0,2 5,3 3,6 2,7
 
1) Jede/Jeder Auszubildende ist nur einmal aufgeführt, wobei sie/er entweder nach dem zuletzt erreichten Schulabschluss oder nach der 
zuletzt besuchten Schule zugeordnet worden ist . Prozentuierung ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ .
Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung 2008c, S . 133
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Tabelle 34: Schülerinnen und Schüler an berufsbildenden Schulen im Schuljahr 2008/09 nach 
Schulform, Geschlecht und Migrationshintergrund 

Schulform Insgesamt Schülerinnen Schüler Mit Migrations- 
hintergrund

Anzahl %1) Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Berufsschule ohne
Berufsvorbereitungsjahr2) 82 .812 + 2,4 32 .003 38,6 50 .809 61,4 11 .080 13,4

Berufsvorbereitungsjahr 3 .059 - 8,2 1 .160 37,9 1 .899 62,1 679 22,2

Berufsfachschule 24 .986 - 3,3 13 .134 52,6 11 .852 47,4 4 .775 19,1

Fachschule 10 .520 + 2,7 5 .990 56,9 4 .530 43,1 1 .208 11,5

Berufsoberschule I 1 .720 + 2,8 569 33,1 1 .151 66,9 206 12,0

Berufsoberschule II 746 + 2,5 424 56,8 322 43,2 78 10,5

Duale Berufsoberschule 2 .108 + 17,8 836 39,7 1 .272 60,3 278 13,2

Berufliches Gymnasium 6 .882 + 8,0 3 .226 46,9 3 .656 53,1 1 .222 17,8

Insgesamt 132.833 + 1,5 57.342 43,2 75.491 56,8 19.526 14,7
 
 
1)  Veränderung gegenüber dem Vorjahr .
2)  Duales Ausbildungssystem einschließlich Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag (279 im laufenden Schuljahr) .
Quelle: Statistisches Landesamt 2009ah, S . 348
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Abb. 121:  Anteil der Schülerinnen und Schüler an Berufsschulen mit Vertrag  
an der 15- bis 19-jährigen Bevölkerung 2007/08 in %
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Wird allerdings der prozentuale Anteil der auslän-
dischen Schülerinnen und Schüler ohne Ausbil-
dungsvertrag an allen ausländischen Schülerinnen 
und Schülern in Berufsschulen berücksichtigt, 
ergibt sich im Landesdurchschnitt ein Wert von 
16 % . D . h ., mehr als jedem sechsten jungen Men-
schen ohne deutschen Pass, der eine Berufsschule 
besucht, liegt kein Ausbildungsvertrag vor . Im 
Vergleich der Regionen gilt diese Situation in den 
Extremen für einerseits nur jeden 25 . (Kaiserslau-
tern) und anderseits für mehr als jeden 3 . jungen 
Menschen (Germersheim) (siehe Abb . 123) . 

Zur Schulwahl stehen u . a . Informationen zur 
Schullaufbahn zur Verfügung ebenso wie im 
Internet unter www .bbs-rlp .de ein „Berufsbilden-
de Schulen Schulatlas“ . Letzterer bietet sowohl 
kartografisch als auch in Adresslisten Ausbil-
dungsgänge nach Fachschulen, Höheren Berufs-
fachschulen, Berufsoberschulen, Berufl ichen 

Für die ausländischen jungen Menschen zeigt sich 
im Durchschnitt ein Anteilswert von 31,4 % an der 
ausländischen 15- bis 19-jährigen Bevölkerung . 
Insbesondere in Neustadt an der Weinstraße, 
Speyer und Frankenthal liegen die Anteilswerte 
deutlich über dem Durchschnitt und auch über 
den Werten insgesamt . D . h ., hier besuchen – in 
Relation zu der ausländischen Jungbevölkerung 
– besonders viele ausländische junge Menschen 
eine Berufsschule und verfügen gleichzeitig über 
einen Ausbildungsvertrag (siehe Abb . 122) . 

In Bezug auf die Schülerinnen und Schüler an 
Berufsschulen ohne Ausbildungsvertrag, zeigen 
sich nur in vier Städten bzw . Landkreisen niedrigere 
Werte im Anteil der ausländischen Bevölkerung . 
In allen übrigen Regionen liegen die Anteile junger 
ausländischer Schülerinnen und Schüler, die keinen 
Ausbildungsvertrag haben, deutlich über dem An-
teilswert für deutsche Schülerinnen und Schüler . 
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Abb. 122:  Anteil der Schülerinnen und Schüler an Berufsschulen ohne Vertrag an der 15- bis 19-jährigen
Bevölkerung 2007/08 in %

Quelle: Eigenabruf aus dem Landesinformationssystem (LIS) des Statistischen Landesamtes und eigene Berechnungen
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um 0,2 Prozentpunkte unter dem Bundesdurch-
schnitt (Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2008c, S . 345) .

Einen Hinweis auf die Zufriedenheit der jungen 
Menschen mit ihrer Ausbildung gibt der Anteil der 
gelösten Verträge an den neu abgeschlossenen 
Verträgen . Unter Berücksichtigung des  Zeitraums 
von 2002 bis 2006 lag dieser Anteilswert in 
Rheinland-Pfalz in jedem Jahr leicht über dem 
Bundesdurchschnitt . Allerdings hat er sich konti-
nuierlich von 2002 mit 25,6 % auf 21,4 % (2006) 
verringert . Der Bundesdurchschnitt lag im Jahr 
2006 bei 19,8 % (2002: 24,1 %) (Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung 2008c, S . 151) .

Gymnasien und Berufsfachschulen ab . Im Jahr 
2007 gab es in Rheinland-Pfalz mit Stichtag 31 . 12 . 
78 .769 Auszubildende. Darunter waren 38,6 % 
weiblich . Mehr als ein Drittel der  Auszubildenden 
(31 .445) schlossen im Berichtsjahr ein neues 
Ausbildungsverhältnis ab . Im 10-Jahres-Vergleich 
zeigt sich für die Auszubilden den insgesamt eben-
so wie für die abgeschlosse nen Ausbildungsver-
hältnisse 2007 gegenüber 1997 zwar ein höherer 
Wert, die Entwicklung ist aber durch Schwankun-
gen geprägt .101

Im bundesweiten Vergleich zeigt Rheinland-Pfalz 
im Jahr 2007 weniger unbesetzte Ausbildungs-
plätze je unversorgte Bewerberin und Bewerber . 
Mit einem Anteil von 0,4 % und absolut 804 
unbesetzten Ausbildungsplätzen liegt der Anteil 

101 http://www .statistik .rlp .de/bil/tabellen/auszubildende .html
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Quelle: Eigenabruf aus dem Landesinformationssystem (LIS) des Statistischen Landesamtes und eigene Berechnungen

Abb. 123:  Anteil ausländischer Schülerinnen und Schüler ohne Ausbildungsvertrag an allen  
ausländischen Schülerinnen und Schülern 2007/08 in %
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Gleichzeitig verdeutlicht die Grafik auf der 
vorangegangenen Seite, dass junge Frauen „in 
Rheinland-Pfalz ihre Berufsausbildung häufiger 
mit höheren allgemeinbildenden Abschlüssen als 
junge Männer“ beginnen (Statistisches Landesamt 
2009j) . 

Mit Blick auf das Studium junger Menschen 
zeigen sich für Rheinland-Pfalz zahlreiche Kenn-
werte, die im Bundesländervergleich nahe dem 
Durchschnitt liegen . 

„In Rheinland-Pfalz beginnen überdurchschnittlich 
viele junge Menschen ein Hochschulstudium . 
Auch bei der Absolventenquote erreicht das 
Land im Vergleich mit anderen Flächenländern 
gute Werte“ (Statistisches Landesamt 2009k) . 
Mit einer Studienanfängerquote von 37,4 % liegt 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2007 mit 3 Prozentpunk-
ten über dem Bundesdurchschnitt . 

In Teilbereichen zeigen sich allerdings deutlichere 
Abweichungen: 

Mehr als ein Drittel der Hochschulabsolventin- ■
nen und -absolventen des Jahres 2007 (36,4 %) 
in Rheinland-Pfalz schloss ein Studium „der 
Fächergruppe Sozial-, Rechts- und Wirtschafts-

Neben unternehmensseitigen Gründen für Ausbil-
dungsabbrüche können seitens der Jugendlichen 
anhand einer bundesweiten Befragung102 junger 
Menschen „massive Überstunden, regelmäßige 
ausbildungsfremde Tätigkeiten, die schlechte 
Vermittlung von Ausbildungsinhalten sowie 
persönliche Gründe“ angeführt werden (DGB-
Bundesvorstand 2008b, S . 7) . So ergibt sich auch 
für die Auszubildenden ein enger Zusammenhang 
zwischen „Ausbildungszufriedenheit und den 
relevanten Kriterien zur Bestimmung der Ausbil-
dungsqualität“ (ebd ., S . 7) . 

Allerdings zeigen sich deutliche Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern . Während Mädchen 
überwiegend in „medizinischen und zahnmedizini-
schen Fachausbildungsberufe(n) oder ( . . .) Lebens-
mittelhandwerk beschäftigt sind, entscheiden sich 
Jungen überwiegend für Anlagenmechanik, Elek-
tronik oder Kfz-Mechatronik“ (ebd ., S . 41) . Dies 
hat bspw . Auswirkungen auf den monatlichen 
Verdienst – der Brutto monatsverdienst liegt in 
weiblich dominierten Berufen fast 100 Euro unter 
dem Verdienst in männlich dominierten Berufen 
(ebd ., S . 48) . 

Gefordert wird in diesem Zusammenhang immer 
wieder ein verstärkter Abbau geschlechtsspezifischer 
Ungleichheiten: „Weitere Maßnahmen (sind) zu 
ergreifen, die darauf abzielen, das Berufswahlspek-
trum von Mädchen zu erweitern und sie für Berufe 
zu interessieren, in denen die strukturellen Rah-
menbedingungen und Perspektiven günstiger sind 
als in den ‚klassischen‘ Frauenberufen“ (ebd ., S . 50) .

Auch für Rheinland-Pfalz zeigt sich eine ge-
schlechtsspezifische Verteilung in der Berufswahl 
junger Menschen: Die Ausbildungsanfängerinnen 
„konzentrieren sich bei der Berufswahl nach wie 
vor nur auf wenige Berufe“ . 58,3 % der jungen 
Frauen fanden sich in zehn Berufen wieder (Statis-
tisches Landesamt 2009j) .

102 Für den Ausbildungsreport 2008 wurden anhand eines Fragebo-
gens 4 .725 Auszubildende im Zeitraum von Oktober 2007 bis Juni 
2008 befragt; im Jahr 2009 waren es 6 .920 Auszubildende (für wei-
terführende Informationen vgl . DGB-Bundesvorstand 2008a sowie 
DGB-Bundesvorstand 2009) .
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3.3.6 Entwicklung der Schülerzahlen 
2006 bis 2025

Neben den skizzierten vielfältigen konzeptionel-
len und sozialen Herausforderungen für die 
Gestaltung förderlicher Bildungslandschaften für 
junge Menschen in den Schulen und Regionen des 
Landes ist für die Realisierungschancen zukunfts-
orientierter Bildungsangebote von entscheidender 
Bedeutung, wie sich die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler zukünftig entwickeln wird . In Kapitel 2 ist 
bereits eingehend der demografische Wandel für 
das Land und seine Regionen beleuchtet worden . 
Aktuell hat die Bertelsmann Stiftung länderspezi-
fische Prognosen der zukünftigen Entwicklung 
der Schülerzahlen veröffentlicht, die neben einem 
auch im Bundesvergleich moderaten Landestrend 
erhebliche regionale Unterschiede aufzeigen . 

wissenschaften sowie Dienstleistungen ab“ . An 
zweiter Stelle liegen mit 34,5 % Absolventin-
nen und Absolventen der Geistes-, Kunst- und 
Erziehungswissenschaften . „Der Anteil von 
Absolventen in mathematisch-naturwissen-
schaftlich-technischen Studiengängen lag mit 
22,3 Prozent um 7,2 Prozentpunkte unter dem 
Bundesdurchschnitt und ist damit der niedrigs-
te in Deutschland“ (ebd .) .

„Die Betreuungssituation an den rheinland- ■
pfälzischen Hochschulen erscheint auf den ers-
ten Blick ungünstig . In Rheinland-Pfalz werden 
je Wissenschaftler/-in im Durchschnitt 16,3 
Studierende betreut . Im Bundesdurchschnitt 
sind es 12,2 und im Saarland sogar nur 8,8“ 
(ebd .) . Als Erklärung für die hohen Betreuungs-
relationen werden die überdurchschnittlich ver-
tretenen Fachbereiche angeführt, die „traditio-
nell mehr Studierende auf eine Lehrkraft als in 
den betreuungsintensiven naturwissenschaft-
lichtechnischen Fächern“ aufweisen (ebd .) .

Im Rahmen der Bildungszugänge soll hier ab-
schließend auf die Förderung nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz (BAföG) eingegan-
gen werden . Die Ausbildungsförderung junger 
Menschen hat das Ziel, „allen jungen Menschen 
die Möglichkeit zu geben, unabhängig von ihrer 
sozialen und wirtschaftlichen Situation eine Aus-
bildung zu absolvieren, die ihren Fähigkeiten und 
Interessen entspricht“ . 103

Angaben zur Ausbildungsförderung junger Men-
schen liegen nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz (BAföG) vor (Statistisches Landesamt 
2009i) . Den größten Umfang machen Empfän-
gerinnen und Empfänger in wissenschaftlichen 
Hochschulen (15 .576) sowie in Fachhochschulen 
(7 .939) aus . Nahezu ein Viertel der Empfängerin-
nen und Empfänger im Jahr 2008 besuchte Gym-
nasien, Fachschulen und Berufsfachschulen . 

103 http://www .das-neue-bafoeg .de/de/372 .php

Wissenschaftliche
Hochschulen

(15.576)

Fachhochschulen
(7.939)

Gymnasien
(645)

Fachschulen3)

(751)

Berufsfachschulen2)

(7.283)

Übrige Ausbildungsstätten
(2.997)

35.1911)

Abb. 125:  Empfängerinnen und Empfänger von 
BAföG-Leistungen 2008 nach Bildungsgängen

1)  Einschließlich Geförderten an Fernunterrichtinstituten, die nicht den 
Schülerinnen und Schülern bzw . Studierenden zugeordnet werden .

2)  Einschließlich Fachschulklassen, deren Besuch keine abgeschlossene 
Berufsausbildung voraussetzt .

3)  Nur Fachschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung voraussetzt .

Quelle: Statistisches Landesamt 2009I
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Abb. 126:  Entwicklung der Schülerzahlen 2006 bis 2025 für Kreise und kreisfreie Städte  
(6- bis 18-Jährige in %)

Quelle: http://www .bertelsmann-stiftung .de/cps/rde/xchg/SID-6848D9E9-E9FC6DBE/bst/hs .xsl /nachrichten_98435 .htm
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Partizipation und bürgerschaftliches Engage-
ment haben in den letzten Jahren zunehmend an 
Bedeutung gewonnen . Aktuell heißt es dazu im 
13 . Kinder- und Jugendbericht der Bundesregie-
rung: „Eine der zentralen Voraussetzungen dafür, 
dass das eigene Leben als kohärent (…) wahrge-
nommen wird, ist die Erfahrung, dass man sich 
selbst als handlungsmächtig erfährt . Sozialisation 
bedeutet deshalb nicht nur Kompetenzerwerb, 
sondern auch Handlungsbefähigung im Sinne 
des Erlebens und Erfahrens einer erfolgreichen 
Wirkung des eigenen Handelns . (…) Um diese 
Erfahrung machen zu können, bedarf es Bedin-
gungen, die es Kindern und Jugendlichen ermögli-
chen, sich selbst als wirkmächtig zu erfahren . (…) 
Ein wichtiger Indikator für das partizipative Klima 
in einer Gesellschaft ist das bürgerschaftliche 
Engagement . Im bürgerschaftlichen Engagement 
investieren Menschen Ideen, Zeit und Kompe-
tenzen zur Gestaltung von Projekten, die ihnen 
wichtig sind . Sie erfahren in diesen Tätigkeiten 
ihre persönlichen Wirkungsmöglichkeiten durch 
selbstbestimmtes Handeln, und sie erwerben da-
bei für sich wichtige Erfahrungen und Fähigkeiten . 
Gerade für Heranwachsende liefert das Freiwilli-
genengagement nicht nur Gelegenheitsstrukturen 
für die Identitätsfindung als Bürger (Yates/Youniss 
1999), sondern auch ein Experimentierfeld für 
die eigene Identitätsarbeit und den Erwerb von 
Lebenskompetenzen, die in der Reichweite und 
Nachhaltigkeit der Lernprozesse oft weit über das 
hinausreichen, was formelle Lernorte vermitteln“ 
(BMFSFJ 2009c, S . 72ff .) .

3.4 Partizipation und bürgerschaftliches Engagement sind 
zentral für die Wirksamkeit von Angeboten und Leistungen 
in öffentlicher Verantwortung

Diese mittelfristigen Prognosen lassen für alle 
Landesteile einen Rückgang der Schülerzahlen 
erwarten . Aber zwischen den einzelnen Kreisen 
und Städten zeigen sich erhebliche Unterschiede . 
Die regionale Bildungsplanung wird also vor recht 

Somit ist Partizipation nicht auf ein konkretes 
Wirkungsfeld begrenzt, sondern vielmehr als 
Form der Beteiligung und Mitwirkung junger 
Menschen in allen Handlungsfeldern öffentlicher 
Verantwortung für das Aufwachsen ein zentrales 
„Querschnittsthema“ . Daher wird im Folgenden 
zunächst auf die Bedeutung von Beteiligung und 
Mitwirkung junger Menschen in den Aufgaben- 
und Themenfeldern Gesundheit, Kinder- und 
Jugendhilfe und Schule eingegangen . Im weiteren 
Verlauf dieses Kapitels wird über Projekte und An-
gebote im Land Rheinland-Pfalz berichtet, die die 
Partizipation junger Menschen zum Schwerpunkt 
haben; abschließend werden Aktionsfelder des 
bürgerschaftlichen Engagements vorgestellt .

In den vorangegangenen Kapiteln ist über zahl-
reiche Angebote, Leistungen und Aufgaben in 
öffentlicher Verantwortung für das Aufwachsen 
von Kindern und Jugendlichen berichtet worden . 
In den Aufgaben- und Themenfeldern Gesundheit, 
Kinder- und Jugendhilfe sowie Schule ist Partizipa-
tion sowohl im Sinne formaler Beteiligungsrechte 
als auch als konkrete „Mitwirkmöglichkeit“ von 
entscheidender Bedeutung:

Wie im Kapitel 3 .1 deutlich wurde, ist Partizi- ■
pation „eine zentrale Vorraussetzung für die 
Erfahrung von ‚Selbstwirksamkeit‘, und das 
wiederum ist ein Basiskonstrukt von Gesund-
heitsförderung“ (BMFSFJ 2009c, S . 73) .

unterschiedliche Herausforderungen gestellt . Sie 
können nur in einer guten Kooperation zwischen 
dem Land und den Städten bzw . Landkreisen 
erfolgreich für die zukünftigen Generationen von 
Schülerinnen und Schülern gestaltet werden .
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pitels, dem sog . bürgerschaftlichen Engagement . 
Letzteres ist v . a . in der Praxis nur schwer einzu-
grenzen; oftmals werden die Begriffe „Ehrenamt“, 
„bürgerschaftliches Engagement“ oder „freiwilli-
ges Engagement“ synonym verwendet sowie 
mit „politischer Partizipation“ in Verbindung 
gebracht (BMFSFJ 2009e, S . 6 f .) . Im Begriff des 
bürgerschaftlichen Engagements „bündeln sich 
unterschiedliche Formen von freiwilligen, nicht 
auf materiellen Gewinn ausgerichteten, gemein-
wohlorientierten und im öffentlichen Raum an-
gesiedelten Tätigkeiten . Dazu zählen traditionelle 
und neue Formen ehrenamtlicher Tätigkeiten in 
Vereinen, Verbänden und Kirchen, Freiwilligen-
dienste, unterschiedliche Varianten der Selbst-
hilfe, der Wahrnehmung öffentlicher Funktionen 
sowie Formen der politischen Beteiligung und 
Mitbestimmung“ (Hartnuß/Klein 2007, S . 159) . 

An dieser Stelle soll über die Themen Partizipation 
und bürgerschaftliches Engagement in der gebo-
tenen Kürze berichtet werden; auch hierzu kann 
nur auf vorliegende und verfügbare Daten zurück-
gegriffen werden; zentrale Aspekte, die danach 
vorgestellt werden können, sind:

Partizipationsangebote, -maßnahmen und  ■
-projekte in Rheinland-Pfalz:

 Aktionsprogramm „Kinderfreundliches •	
Rheinland-Pfalz“,
das Netzwerk Partizipation .•	

Aktionsfelder des bürgerschaftlichen Engage- ■
ments:

das Ehrenamt,•	
die Freiwilligendienste – FSJ und FÖJ,•	
 politisches Engagement – Wahlverhalten •	
und Wahlwunsch Jugendlicher .

In Bezug auf das Kapitel 3 .2 Kinder- und  ■
Jugendhilfe sind zum einen die in § 8 SGB VIII 
verankerten umfassenden Beteiligungsrechte 
„Beteiligung von Kindern und Jugendlichen (…) 
an allen sie betreffenden Entscheidungen der 
öffentlichen Jugendhilfe“ zu erwähnen; zum 
anderen ist auf die expliziten Mitwirkungsrechte 
in den zentralen Verfahrensvorschriften des 
SGB VIII, also in § 36 Abs . 1 zur Hilfeplanung 
für Hilfen zur Erziehung sowie in § 80 Abs . 1  
Nr . 2 zur Jugendhilfeplanung hinzuweisen . 

Aktuelle wissenschaftliche Analysen zur Evalua- ■
tion eines Bundesmodellprojektes „Wirkungs-
orientierte Jugendhilfe“ konnten erneut zeigen, 
dass unter anderem die Partizipationsrechte der 
Kinder und Jugendlichen im pädagogischen All-
tag und eine beteiligungsfördernde Gestaltung 
von Hilfeplangesprächen für die gewünschte 
Wirksamkeit öffentlicher Hilfeleistungen eine 
große Relevanz haben (Institut für soziale Ar-
beit 2009, S . 55) .

Für die Schulen sind die Beteiligungsrechte im  ■
Landesschulgesetz festgehalten; in § 3 Abs . 4  
SchulG heißt es: „Die Schülerinnen und Schü-
ler werden ihrem Alter und ihrer Entwicklung 
entsprechend in die Entscheidungsfindung  
über die Gestaltung des Unterrichts, des außer-
unter richtlichen Bereichs und der schulischen 
Gemeinschaft eingebunden . Es gehört zu den 
Aufgaben der Schule, ihnen diese Mitwirkungs-
möglichkeiten zu erschließen .“ 

Die skizzierten Zusammenhänge zu den drei Auf-
gaben- und Themenfeldern Gesundheit, Kinder- 
und Jugendhilfe sowie Schule unterstreichen die 
weitreichende Bedeutung der Beteiligung junger 
Menschen, zeigen jedoch auch die Erfordernis 
weiterer wissenschaftlicher Analysen insbeson-
dere zur Wahrnehmung und Bewertung durch 
Jugendliche selbst . 

Partizipation ist aber nicht nur ein Querschnitts-
thema, sondern auch Gegenstand spezifischer 
Projekte und Veranstaltungen; nicht selten in 
Verbindung mit dem zweiten Aspekt dieses Ka-
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sowie die Informationsvermittlung; als zentrale 
Projekte und Maßnahmen hierzu werden vorge-
stellt (MBFJ 2006a, S . 12 ff .)104: 

Die jährlich stattfindenden Qualifizierungs- ■
maßnahmen für kommunale Jugendvertre-
tungen, die sog . Praxisseminare „Fit für 
Mitbestimmung“, die von der Landesregierung 
gefördert werden .

„Landesweite Treffen der kommunalen Ju- ■
gendvertretungen“ der Leitstelle Partizipation . 
Und die Internetplattform (www.net-part.rlp.
de) des Netzwerks Partizipation mit mittler-
weile über 300 dokumentierten Partizipations-
projekten . 

Der  ■ „Praxisordner ‚So geht's‘ für kommunale 
Jugendvertretungen und Jugendinitiativen 
in Rheinland-Pfalz“, herausgegeben vom 
Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend 
und Kultur/Leitstelle Partizipation in Zusam-
menarbeit mit qualifizierten Beraterinnen und 
Beratern für Partizipation und in Kooperation 
mit der Landeszentrale für politische Bildung . 
Dieser soll der Informationsvermittlung dienen 
und Anregungen zur Gründung, Unterstützung 
und Förderung kommunaler Jugendvertretun-
gen bieten, Kenntnisse über Hintergründe und 
rechtliche Grundlagen der politischen Beteili-
gung junger Menschen vertiefen und praktische 
Tipps für die Umsetzung von Partizipationspro-
jekten vermitteln .

Die  ■ Broschüre „Leitlinien für Beteiligungsak-
tionen mit Kindern in benachteiligten Wohn-
gebieten“, herausgegeben vom Ministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur 2005, 
beschreibt niedrigschwellige Methoden der 
Beteiligung sowie Voraussetzungen im Hinblick 
auf Ressourcen und Rahmenbedingungen . 

104 Neben diesen Initiativen wurde das Recht von Kindern und 
Jugendlichen auf Partizipation sowohl für den Kindertagesstätten-
bereich als auch für den Schulbereich in Rheinland-Pfalz weiter 
verankert .

3.4.1 Partizipationsangebote, -maß-
nahmen und -projekte in Rheinland-
Pfalz

Im Aktionsprogramm „Kinderfreundliches 
Rheinland-Pfalz – Politik für Kinder mit Kin-
dern“ heißt es: „Kinder sind Träger eigener 
Grundrechte, haben eine eigene Menschenwürde 
und das Recht auf Entfaltung ihrer Persönlichkeit“, 
und: „Jedes Kind hat ein Recht auf Entwicklung 
und Entfaltung“ (MBFJ 2006a, S . 6) . Als ein zen-
traler Schwerpunkt für die Förderung von Kin-
derfreundlichkeit wird daher die Entwicklung von 
Partizipation angesehen (u . a . MBFJ 2006a, S . 12) . 
Kinderfreundlichkeit kann nicht ausschließlich aus 
Sicht der Erwachsenen definiert werden, vielmehr 
sind „Kinder und Jugendliche in vielen Bereichen 
Expertinnen und Experten ihrer eigenen Situation“ 
(MBFJ 2002b, S . 15) und müssen als solche ge-
achtet und in ihrer individuellen Meinung berück-
sichtigt werden . In den vergangenen Jahren haben 
gesetzliche Regelungen wesentliche Anstöße für 
die Entwicklung und Verbreitung von Partizipati-
onsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche ge-
geben . Entsprechende Bestimmungen zur Beteili-
gung der Kinder und Jugendlichen bei Planungen 
und Entscheidungen, die ihre Lebenslagen betref-
fen, enthalten vor allem die UN-Konvention über 
die Rechte des Kindes, das Kinder- und Jugend-
hilfegesetz (SGB VIII) und die Agenda 21 sowie für 
das Land das rheinland-pfälzische Landesgesetz 
zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes, das rheinland-pfälzische Landesgesetz zur 
Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit, die Gemein-
de- und Landkreisordnung Rheinland-Pfalz sowie 
das Baugesetzbuch (MBFJ 2006a, S . 12) . 

Viele Projekte und Maßnahmen, die in diesem Ak-
tionsprogramm gebündelt werden, wurden bereits 
von den zuständigen Ressorts fachlich und finan-
ziell gestützt . Eine der wesentlichen Aufgaben bei 
der Stärkung der Partizipation ist die Qualifizie-
rung und Förderung der Kommunikationsprozesse 
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Das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend 
und das Ministerium für Umwelt, Forsten und 
Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz bewerten die 
Spielleitplanung in der Veröffentlichung „Spiel-
leitplanung – ein Weg zur kinderfreundlichen 
Gemeinde und Stadt“ folgendermaßen: „Mit der 
Erstellung und Verabschiedung des Spielleitplans 
ist ein erster Schritt zur Verbesserung des Lebens- 
und Wohnumfelds der Kinder getan .“ Die im 
Spielleitplan aufgeführten Projekte und Maßnah-
men müssen aber nachfolgend weiter umgesetzt 
werden . Somit ist „die Spielleitplanung keinesfalls 
abgeschlossen, denn Städte und Ortsgemeinden 
verändern sich stetig“, worauf die Akteure der 
Spielleitplanung immer wieder neu reagieren 
müssen . Außerdem sind kommunale Planungen 
und Vorhaben vor dem Hintergrund der Aussagen 
des Spielleitplans weiterhin zu überprüfen (MBFJ/
MUFV 2004, S . 87) .

Ein weiterer zentraler Baustein des Aktionspro-
gramms „Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz“ ist 
die Stärkung der Politik mit und für Kinder . Ne-
ben dem Kinderfest des Ministerpräsidenten und 
dem Jugendempfang sind auch grenzüberschrei-
tende Initiativen und Projekte zu nennen, welche 
die Entwicklung kinder- und jugendpolitischer 
Aktivitäten im Land voranbringen sollen (www .
jugend .rlp .de, MBFJ 2006a, S . 9 f .):

Die Initiative der Landesregierung zur Förde- ■
rung des Ehrenamts „Wir tun was. Das Ehren-
amt – gut für alle“ . Wichtigste Aspekte waren 
die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
im Bereich des bürgerschaftlichen Engage-
ments, die Unterstützung des Landesjugend-
rings und die jährliche Vergabe des Ehrenamts-
preises „Herausragende Ehrenamtsprojekte der 
Kommune“ sowie eines Sonderpreises .

Zur Förderung des Rechts von Kindern und  ■
Jugendlichen auf Informationen wurde das 
monatliche „Jugend-Online-Magazin“ ins 
Leben gerufen und seit Mai 2005 konzeptionell 
weiterentwickelt .

Der Handlungsleitfaden  ■ „Vielfalt nutzen –  
Zukunft gemeinsam gestalten“ vom Minis-
terium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau (MWVLW) soll Kinder und  
Jugendliche im Zuge der „Integrierten ländli-
chen Entwicklungsplanung (ILE)“ verstärkt für 
eine Beteiligung an der Regionalplanung im 
ländlichen Raum gewinnen . 

Die modular angelegte  ■ Fortbildung zu Grund-
satzfragen der Partizipation und zum Ver-
fahren Spielleitplanung . Die Fortbildung, die 
durch das Jugendministerium gefördert und 
in Kooperation mit dem Sozialpädagogischen 
Fortbildungszentrum (SPFZ) im Landesamt für 
Soziales, Jugend und Versorgung, Abt . Landes-
jugendamt, durchgeführt wird, zielt maß-
geblich auf die pädagogischen Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendarbeit im Land .

Die  ■ Spielleitplanung wurde in Kooperation 
des Jugendministeriums und des Umweltmi-
nisteriums entwickelt . Dabei handelt es sich 
um ein Verfahren zur Verzahnung räumlicher 
Fachplanungen mit einer nachhaltigen Beteili-
gung junger Menschen auf kommunaler Ebene . 
Um die Situation von Kindern und Jugendlichen 
in ihrer unmittelbaren Wohnumgebung zu 
verbessern und Wasser- und Naturerlebnisse 
zu ermöglichen, unterstützt das Umweltminis-
terium mit verschiedenen Hilfestellungen und 
Fördermitteln Kommunen bei der Aufstellung 
des planerischen Teils der Spielleitplanung, 
während das Jugendministerium den Beteili-
gungsprozess fördert . Hierbei werden Mädchen 
und Jungen als Expertinnen und Experten ihrer 
eigenen Situation gesehen (MBFJ 2002b, S . 15) .
In der Entwicklungs- und Erprobungszeit von 
2000 bis 2004 waren sieben Modellgemeinden  
beteiligt . Aktuell führen 32 Gemeinden in 
Rheinland-Pfalz dieses Verfahren durch (inkl . 
der Modellgemeinden) .

Abb . 127 zeigt die Anzahl kommunaler Projekte 
der Spielleitplanung in Rheinland-Pfalz sowie die 
Höhe der dafür vom Land zur Verfügung gestell-
ten Förderung .
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Tabelle 35: Spielleitplanung – durchführende Gemeinden 
 

Nr. Ortsgemeinde/Stadt Verbandsgemeinde Kreis

1 Stadt Neuwied – Neuwied

2 Bodenheim Bodenheim Mainz-Bingen

3 Weinsheim Rüdesheim Bad Kreuznach

4 Waldböckelheim Rüdesheim Bad Kreuznach

5 Hergenfeld Rüdesheim Bad Kreuznach

6 Duchroth Bad Münster a . St . Bad Kreuznach

7 Rockenhausen-Mariental Rockenhausen Donnersbergkreis

8 Stadecken-Elsheim Nieder-Olm Mainz-Bingen

9 Elkenroth Gebhardshain Altenkirchen/Westerwald

10 Stadt Ingelheim – Mainz-Bingen

11 Reinsfeld Hermeskeil Trier-Saarburg

12 Longuich Schweich Trier-Saarburg

13 Sprendlingen Sprendlingen-Gensingen Mainz-Bingen

14 Stadt Pirmasens – –

15 Blaubach Kusel Kusel

16 Urmitz Weißenthurm Mayen-Koblenz

17 Bell Mendig Mayen-Koblenz

18 Bobenheim-Roxheim – Rhein-Pfalz-Kreis

19 Stadt Kandel Kandel Germersheim

20 Polch Maifeld Mayen-Koblenz

21 Staudt Wirges Westerwaldkreis

22 Stadt Cochem – Cochem-Zell

23 Urbar Vallendar Mayen-Koblenz

24 Stadt Bad Kreuznach – Bad Kreuznach

25 Trippstadt Kaiserslautern-Süd Kaiserslautern

26 Rülzheim Rülzheim Germersheim

27 Lemberg Pirmasens-Land Südwestpfalz

28 St . Sebastian Weißenthurm Mayen-Koblenz

29 Bolanden Kirchheimbolanden Donnersbergkreis

30 Winnweiler Winnweiler Donnersbergkreis

31 Otterberg Otterberg Kaiserslautern

32 Haßloch – Bad Dürkheim

33 Nickenich Pellenz Mayen-Koblenz
 
Quelle: nach Auskunft des MBWJK 
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Die Internetplattform  ■ jugend.rlp.de informiert 
über und verweist auf Kinder- und Jugendpoli-
tikangebote sowie politische Jugendbildung . 

Das jährlich stattfindende  ■ Forum Junior, das 
im August 2004 zum zehnten Mal abgehalten 
wurde und eine gemeinsame Zeitung der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer aus Deutschland, 
Frankreich und der Schweiz ermöglichte .

Die länderübergreifende Kooperation  ■ „Jugend-
forum der Großregion“ als Zusammenkunft 
von Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus 
Deutschland, Luxemburg, Belgien und Frank-
reich . Sie dient dem Erfahrungsaustausch zum 
Thema Ehrenamt und Freiwilligenarbeit in der 
Großregion .
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Abb. 127:  Förderung der Spielleitplanung nach beteiligten Gemeinden

Quelle: nach Auskunft des MBWJK

Das aus drei Jugendeinrichtungen bestehen- ■
de EU-Förderprogramm „PAMINA-Jugend-
netzwerk“ der Staatskanzlei bemüht sich um 
Kontaktförderung und Kooperation zwischen 
Jugendlichen mit dem Ziel, durch bessere Ver-
netzung zu Informationsaustausch, Animation 
und Kontaktvermittlung beizutragen .

Die beschriebenen Angebote, Maßnahmen und 
Projekte zur Förderung und Stärkung der Par-
tizipation von Kindern und Jugendlichen sind 
sicherlich vielfältig, qualifiziert und umfangreich . 
Andererseits sind die Wirkungen dieser Projekte 
und Maßnahmen kaum evaluiert . 

Wie bereits im Aktionsprogramm „Kinderfreund-
liches Rheinland-Pfalz“ beschrieben, stellt insbe-
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Ferner können die Partizipationsprojekte nach 
direkten und indirekten Formen unterschieden 
werden (MBFJ 2002b, S . 35) . 

„Direkte Beteiligung ■  zeichnet sich dadurch 
aus, dass Kinder und Jugendliche, unmittelbar 
partizipieren und somit Entscheidungen und 
Prozesse beeinflussen können“ (MBFJ 2002b,  
S . 35) . Sie wird unterschieden in „repräsentative 
Beteiligungsformen“, „offene Beteiligungsfor-
men“, „projektbezogene Formen“, „Vertretung 
von Kindern und Jugendlichen in Erwachsenen-
gremien“ und „Politiker und Politikerinnen-
Kontakte“ (MBFJ 2002, S . 36) .

Die  ■ „indirekte Beteiligung ist dadurch ge-
kennzeichnet, dass Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter die Anliegen einer bestimmten 
Gruppe wahrnehmen“ (MBFJ 2002b, S . 37) . Zu 
den Formen der indirekten Beteiligung zählen 
vorrangig die verwaltungszentrierten Formen 
(MBFJ 2002b, S . 37) .

Das Netzwerk Partizipation informiert in der 
Hauptsache über die Formen direkter Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen in den Kommunen 
des Landes . Unter kommunalen Jugendvertretun-
gen werden verschiedene, in der Regel institutio-
nelle Formen der Einflussnahme von Kindern und 
Jugendlichen verstanden . Das Spektrum erstreckt 
sich von formalen „Kinder- und Jugendparlamen-
ten“ und „Kinder- und Jugend(bei)räten“ über 
„offene Kinder- und Jugendforen“ bis zu „schwach 
strukturierten Kinderversammlungen“ und „Kin-
der- und Jugendkonferenzen“ . „Die Kinder und 
Jugendlichen, die in der kommunalen Jugendver-
tretung engagiert sind, vertreten nicht nur ihre 
eigenen Interessen, sondern möglichst die aller 
Kinder und Jugendlichen ihrer Kommune“ . Laut 
Netzwerk Partizipation bestehen in Rheinland-
Pfalz derzeit (Stand: November 2009) insgesamt 
57 Jugendvertretungen, die sich für die Interessen 
und Belange der Kinder und Jugendlichen in ihren 
Gemeinden und Städten einsetzen . Die Kinder 

sondere das Netzwerk Partizipation – verfügbar 
unter www .net-part .rlp .de – eine wesentliche 
Plattform rheinland-pfälzischer Partizipationsan-
gebote dar .

Projekte aus diesem Netzwerk können für alle 36 
kreisfreien Städte und Landkreise nachgewiesen 
werden, sie sind ausführlich beschrieben und 
nach „Projekt beendet“ bzw . „laufendes Projekt“ 
klassifiziert . Sie werden aufgrund ihrer Struktur 
zu den „institutionellen“ bzw . „projektbezogenen 
Projekten“ gezählt (siehe Abb . 128) .

Die Jugendbeteiligungsprojekte werden nach 
ihrem Hauptschwerpunkt unterschieden in insti-
tutionelle Formen wie Kinderbeiräte und Jugend-
parlamente oder in projektbezogene Formen wie 
die Kinder- und Jugendbefragungen, Umweltpro-
jekte oder die Kinderkultur- und Medienprojekte .
 

Tabelle 36: Modellformen nach Net-Part 
 

Modellformen

Institutionelle Formen

• Kinder- und Jugendparlamente und -beiräte
• Kinder- und Jugendforen und -versammlungen
•  Mitbestimmung in schulischen und außerschulischen 

Einrichtungen
•  Mitbestimmung in Vereinen und Organisationen/ 

Jugendringe
• Kinderbüros, Kinderbeauftragte, Lobby für Kinder
• Kinderfreundlichkeitsprüfungen
• Netzwerke

Projektbezogene Formen

• Erkundung und Planung des Stadtteils
• Kinderkultur- und Medienprojekte
• Mädchenprojekte
• Umweltprojekte
• Methoden-Leitfaden Schleswig-Holstein
• Kinder- und Jugendbefragungen

 
Quelle: MBWJK (http://net-part .mbwjk .rlp .de/index .php?id=20)
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Abb. 128:  Kinder- und jugendpolitische Landkarte

Quelle: MBWJK (http://net-part .mbwjk .rlp .de/index .php?id=landkarte&L=0)
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Demokratie stärken“) intensiv mit Ausmaß und 
Formen bürgerschaftlichen Engagements junger 
Menschen beschäftigt . Weiterhin sind hier auch 
die regelmäßig erscheinenden Landesstudien 
zum „Freiwilligen Engagement“ (Ministerium des 
Innern und für Sport 2001, 2005 und noch nicht 
erschienen für 2009) anzuführen . 

Eine Tendenz zur Einschätzung des bürgerschaft-
lichen Engagements durch die jungen Menschen 
selbst ermöglichen die Ergebnisse der „Aktion dorf .
test – Jugend mischt mit“106 des Landesjugendrings 
Rheinland-Pfalz . Hier gab die überwiegende Mehr-
heit der Befragten (64 %) an, bereit zu sein, sich in 
der Gemeinde für Verbesserungen zu engagieren . 
Dabei war die Bereitschaft der weiblichen Befrag-
ten höher (68 %) als die der männlichen Befragten 
(60 %) . Die höchste Bereitschaft zeigte sich bei 
den jüngeren Befragten zwischen 13 und 15 Jahren 
mit 66 % . Festzustellen ist weiterhin, dass die 
Tendenz sich aktiv zu beteiligen steigt, je mehr die 
Befragten sich bereits beteiligen . Bei den Nicht-
Engagierten beträgt der Anteil 57 %, bei einfach 
Engagierten 64 % und bei mehrfach Engagierten 
sogar 71 % . Die bestehenden Möglichkeiten, sich 
aktiv zu engagieren, wurden mehrheitlich negativ 
bewertet . Allerdings zeigt sich auch hier: „Je stärker 
das Engagement, desto positiver werden die 
bestehenden Beteiligungsmöglichkeiten bewertet“ 
(Landesjugendring 2009, S . 20 f .) .

Da sich bislang keine allgemein anerkannte 
Definition für „bürgerschaftliches Engagement“ 
durchgesetzt hat, soll hier über die bekanntesten 
Kategorien und Aktionsfelder junger Menschen 
berichtet werden:

das Ehrenamt, ■
die Freiwilligendienste – FSJ und FÖJ, ■
das politische Engagement . ■

„Ehrenamtliche Tätigkeit bezeichnet die freiwil-
lige Tätigkeit zum Wohle Anderer und der Allge-
meinheit“ und wird in „Vereinen und Verbänden, 
als ‚neues Ehrenamt‘ in Selbsthilfegruppen die 

106 Die Studie ist nicht repräsentativ (vgl . dazu auch Landesjugend-
ring 2009, S . 6) .

und Jugendlichen sind dabei in 18 Jugendvertre-
tungen, 16 Jugendräten, 12 Jugendparlamenten,  
8 Jugendbeiräten sowie 3 Jugendforen organi-
siert .105

Als besonders hervorzuhebender Schwerpunkt der 
Kinder- und Jugendbeteiligung führt das Netz-
werk Partizipation auch die bereits weiter oben 
beschriebene Spielleitplanung an . Auch für die 
jüngsten Kinder werden Angebote zur Beteiligung 
in Kitas beschrieben . Ferner können Informationen 
über Gender-Mainstreaming-Beteiligungsprojekte 
sowie Beratungs- und Fortbildungsangebote zur 
Qualifizierung Erwachsener als Begleiter und 
Betreuer der Jugendlichen in den Beteiligungspro-
jekten abgerufen werden . Diese Angebote sind als 
Querschnittsthemen in allen Projekten zu verstehen . 

3.4.2 Aktionsfelder bürgerschaftlichen 
Engagements junger Menschen in 
Rheinland-Pfalz

In den letzten Jahren hat das Thema „bürger-
schaftliches Engagement“ insgesamt in der 
öffentlichen (politischen) sowie der wissen-
schaftlichen Diskussion erheblich an Bedeutung 
gewonnen . So ist im Jahr 2001 von den Vereinten 
Nationen das „internationale Jahr der Freiwilligen“ 
ausgerufen worden; auch wurde 1999 auf Bundes-
ebene eine Enquete-Kommission „Zukunft des 
Bürgerschaftlichen Engagements“ eingerichtet 
sowie im Jahr 2002 ein „Bundesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement (BBE)“ (Hartnuß 2007, 
S . 160) gegründet . In Rheinland-Pfalz hat sich 
vor allem die Enquete-Kommission „Jugend und 
Politik“ in ihrem Bericht von 2005 (vgl . hierzu 
Landtag Rheinland-Pfalz 2005a: Bericht der 
Enquete-Kommission 14/3 „Jugend und Politik 
– Distanz zwischen jungen Menschen und Poli-
tik überwinden – Beteiligung weiter entwickeln, 

105 Vgl . http://net-part .mbwjk .rlp .de; hierzu steht darüber hinaus 
das Muster einer Satzung zur Einrichtung einer Jugendvertretung 
unter dem aufgeführten Link zur Verfügung . Dieses wurde von den 
Geschäftsstellen von Städtetag, Gemeinde- und Städtebund und 
dem Landkreistag entwickelt und mit dem Ministerium des Inneren 
und für Sport abgestimmt .
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nachgehen möchten .108 Diese wissenschaftliche 
Berichterstattung zeigt, dass die Bedeutung des 
öffentlichen und gemeinnützigen Engagements 
in den letzten 5 Jahren weiter zugenommen hat . 
In Rheinland-Pfalz lag im Jahr 2004 die Anzahl 
der aktiv Beteiligten 3 Prozentpunkte über dem 
Bundesdurchschnitt von 70 % . 

Allerdings wird auch festgestellt, dass nur 39 % 
der Befragten angeben, sich freiwillig zu engagie-
ren, während 61 % sich nicht freiwillig  engagieren . 
Damit liegt Rheinland-Pfalz leicht über dem Bun-
desdurchschnitt (Ministerium des Innern und für 
Sport 2001, S . 21) . Grundsätzlich lässt sich auch 
aussagen, dass die Anzahl an freiwillig Engagierten 
bei beiden Geschlechtern und in allen Altersklassen 
seit 1999 angestiegen ist . Waren es 1999 noch 
35 % Männer, die aussagten, sich zu engagieren, 
so sind es 2004 schon 44 % . Bei den Frauen liegt 
der Prozentsatz bei 34 % und ist in den letzten 
fünf Jahren um 3 Prozentpunkte angestiegen (Mi-
nisterium des Innern und für Sport 2005, S . 27) . 

108 Für das Jahr 2009 wird der dritte Freiwilligensurvey vorbereitet, der 
die Trends der Gemeinschaftsaktivität und des freiwilligen Engagements 
in Deutschland für eine Zehnjahresperiode abbilden soll . Zum jetzigen 
Zeitpunkt liegen hierüber aber keine weiteren Informationen vor .

Förderung eigener Belange mit Hilfe für Andere 
verknüpfend oder projektbezogen“ geleistet (Igl 
u . a . 2002, S . 225) .

Zum Themenfeld Ehrenamt bietet die Landesstu-
die „Freiwilliges Engagement in Rheinland-Pfalz 
1999 – 2004 im Trend“, die im Auftrag des Minis-
teriums des Inneren und für Sport durchgeführt 
wurde, einen Überblick aller freiwilligen Projekte 
in Rheinland-Pfalz .107 Der Freiwilligensurvey ist 
eine landesweite telefonische Befragung, die 
2004 zum zweiten Mal seit 1999 mit etwa 15 .000 
zufällig ausgewählten Bürgerinnen und Bürgern 
ab 14 Jahren durchgeführt wurde . Erfasst werden 
sollte die Anzahl der Menschen, die seit 1999 au-
ßerhalb ihrer üblichen familiären und beruflichen 
Verpflichtungen freiwillig und überwiegend ehren-
amtlichen Tätigkeiten nachgehen bzw . in Zukunft 

107 Die Studie ist sehr umfangreich, jedoch lediglich teilweise auf 
Bundesländerebene dokumentiert . Auch die Alterskategorien von 
„14 – 30“ bzw . „14 – 35“ sind nur eingeschränkt zur Abbildung der 
Kinder- und Jugendsituation verwendbar . Da aber in die Daten auch 
die Aktivitäten der unter 18-Jährigen einfließen und man annehmen 
kann, dass das Verhalten der Erwachsenen bezüglich des Ehrenamts 
Auswirkungen auf die jüngere Generation hat, sind die Ergebnisse in 
diesem Zusammenhang dennoch von Interesse .

Abb. 129:  Engagement 2004 Bundesrepublik Deutschland und Rheinland-Pfalz

Quelle: Ministerium des Innern und für Sport 2005, S . 18
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Die bevorzugten Einsatzgebiete waren laut dem 
vorhergehenden Freiwilligensurvey von 1999 bei 
den 14- bis 35-Jährigen Sport (15 %), Schule und 
Kindergarten (8 %) sowie Unfall/Rettung/Feuer-
wehr (6 %); die Einsatzgebiete mit dem gerings-
ten Zulauf von je 1 % waren die Bereiche Beruf, 
Umwelt/Natur/Tiere, Jugend/Bildung, Politik, 
Gesundheit, Wohnort und Justiz/Kriminalität (Mi-
nisterium des Innern und für Sport 2001, S . 43) .

Insgesamt dürfen die weiter angestiegene Enga-
gementbereitschaft und das gewachsene mediale 
Interesse jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass eine tragfähige Infrastruktur effektiver Enga-
gementförderung weiter etabliert werden muss 
(Hartnuß 2007, S . 160) . 

In der näher differenzierten Betrachtung des 
zweiten Freiwilligensurveys ist außerdem festzu-
stellen, dass vor allem die aktive Beteiligung eine 
wichtige Rolle in allen Altersstufen spielt und in 
den letzten Jahren gestiegen ist: So gaben 40 % 
der 14- bis 30-Jährigen an, sich aktiv freiwillig 
zu engagieren . Die 31- bis 45-Jährigen und die 
46- bis 65-Jährigen bilden 2004 mit je 42 % die 
größte Gruppe innerhalb der aktiven Beteiligung . 
Und nur 29 % der über 66-Jährigen gaben an, sich 
freiwillig zu beteiligen (ebd ., S . 31) . Außerdem ist 
deutlich, dass die aktive Beteiligung in allen vier 
Altersgruppen seit 1999 deutlich gestiegen ist .
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Das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) und das Frei-
willige Ökologische Jahr (FÖJ) bieten Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen die Möglichkeit, 
sich freiwillig bürgerschaftlich zu engagieren . „Ein 
Freiwilligendienst ist ein Bildungsdienst und ver-
bessert die Ausbildungs- und Erwerbschancen" .109 
Im 11 . Kinder- und Jugendbericht der Bundesregie-
rung heißt es: „Freiwilligendienste sind Ausdruck 
sozialen Bewusstseins und bürgerlichen Denkens . 
Sie fördern die persönliche und berufliche Ent-
wicklung durch den Einsatz in päda-gogischen, 
betreuenden, pflegerischen, ökologischen, sport-
lichen und kulturellen Arbeitsfeldern von gemein-
nützigen Einrichtungen, Projekten und Initiativen 
einschließlich der Kinder- und Jugendhilfe“  
(BMFSFJ 2002, S . 203) .

Das Bundesministerium fördert den Freiwilligen-
dienst und informiert Jugendliche, die sich für ein 
Freiwilliges Soziales oder ein Freiwilliges Ökologi-
sches Jahr interessieren .110 „Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer erwerben wichtige soziale und 
personale Kompetenzen, die als Schlüsselquali-
fi kationen am Arbeitsmarkt sehr gefragt sind . 
Freiwillige leisten damit einen wertvollen Beitrag 
für sich und für die Gesellschaft" .111 Zu den wich-
tigsten Datenquellen hinsichtlich des Freiwilligen 
Sozialen Jahres in Rheinland-Pfalz zählen die An-
gaben des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Familie und Frauen und das FSJ Kultur, 
für das Freiwillige Ökologische Jahr in Rheinland-
Pfalz das FÖJ-Konsortium der Umweltverbände 
Rheinland-Pfalz und der FÖJ-Ring . 

Das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) baut auf dem 
Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligen-
diensten (JFDG) auf . Es ist als Orientierungs- und 
Bildungsjahr für junge Menschen zwischen 16 und 
27 Jahren angelegt und soll zugleich einen Zugang 
zur Arbeitswelt eröffnen .112 Laut Internetplattform 

109 http://www .foej-rlp .de
110 Zu den Freiwilligendiensten werden üblicherweise die sozialen 
Dienste im In- und Ausland gezählt (vgl . Deutscher Bundestag 2002, 
S . 251); es liegen darüber jedoch bislang keine Daten vor .
111 http://www .foej-rlp .de
112 http://www .foej-rlp .de

So stellt auch der Landtag Rheinland-Pfalz 
fest, dass es in Zukunft ein Ziel sein müsse, die 
ehren amtliche Struktur, vor allem Bündnisse 
im länd lichen Raum, weiter abzusichern und 
weiter zuentwickeln . Außerdem solle das Thema 
Ehrenamts-Management weiter an Bedeutung 
gewinnen . Es sei auch zu überlegen, ob in enger 
Kooperation mit der Leitstelle „Bürgerschaftliches 
Engagement“ die Entwicklung ehrenamtlichen 
Engagements nachhaltig weiter gesichert werden 
könne, denn grundsätzlich sei die Bereitschaft 
der Bürgerinnen und Bürger zum ehrenamtlichen 
Engagement für lokale Bündnisse, insbesondere 
für Familien, sehr hoch (Landtag Rheinland-Pfalz 
2009a, S . 53) .

Eine der bildungspolitischen Anstrengungen zur 
Förderung des Ehrenamts ist die Initiative des 
Landes Rheinland-Pfalz für Ehrenamt und Bürger-
engagement, online verfügbar unter http://www .
wir-tun-was .de . Sie bündelt verschiedene Infor-
mationen zu Studien, Veröffentlichungen sowie 
Veranstaltungen (wie beispielsweise den landes-
weiten Ehrenamttag am 04 . 10 . 2009), bietet au-
ßerdem die Möglichkeit, sich über Wettbewerbe, 
Stiftungen und rechtliche Voraussetzungen im Eh-
renamt zu informieren und stellt eine Datenbank 
mit rheinland-pfälzischen Vereinen und Initiativen 
sowie Ehrenamtsvermittlung und lokalen Ehren-
amtsbörsen zur Verfügung . 

Darüber hinaus können ehrenamtliche Jugend-
leiterinnen und Jugendleiter seit 1998 die Jugend-
leiter/in-Card „Juleica“ erwerben, die durch 
Fördermittel des Jugendministeriums unterstützt 
wird . Sie kann von jedem bei einem freien oder 
öffentlichen Träger der Jugendhilfe ehrenamtlich 
engagierten jungen Menschen beantragt werden . 
Durch die Card erhalten die Inhaberinnen und In-
haber Ermäßigungen und Vergünstigungen sowie 
Legitimation in ihrer Arbeit als Jugendleiterinnen 
und Jugendleiter . Sie soll der Unterstützung, 
Anerkennung und Stärkung der ehrenamtlichen 
Jugendleiterinnen und Jugendleiter dienen (www .
jugend .rlp .de) .
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Die Internetplattform www .fsj-ganztagsschule .de 
des FSJ Kultur listete am 28 . 07 . 2009 104 teilneh-
mende Schulen auf . Dabei liegt der Schwerpunkt 
mit 51 Schulen auf den Grundschulen in Rhein-
land-Pfalz (FSJ Kultur 2009) .113

Wie Abbildung 131 zeigt, ist ein bemerkenswerter  
Anstieg in nur zwei Monaten von 75 auf 104 
vermerkte teilnehmenden Schulen zu verzeichnen . 
Der größte Zuwachs liegt wiederum im Bereich 
der Grundschulen . Zwischen den Monaten Mai 
2009 und Juni 2009 ist die Anzahl der verzeichne-
ten teilnehmenden Grundschulen von 36 auf 51 
angestiegen (FSJ Kultur) .114

Seit 1996 ist in Rheinland-Pfalz die Teilnahme an 
einem Freiwilligen Ökologischen Jahr möglich . 
Es soll jungen Menschen die Möglichkeit bieten, 
ihre Persönlichkeit sowie ein Umweltbewusstsein 
zu entwickeln, und das Erkennen und Verstehen 
ökologischer Zusammenhänge fördern .

113 http://www .fsj-ganztagsschule .de 
114 http://www .fsj-ganztagsschule .de

des BMFSFJ gibt es 2009 in Rheinland-Pfalz ins-
gesamt 21 Ansprechpartner, von denen 19 für das 
Inland und 4 für das Ausland zuständig sind .

Das Kulturbüro Rheinland-Pfalz möchte die kul-
turellen Kompetenzen von Jugendlichen und Er-
wachsenen stärken, nachhaltige Projekte initiieren 
und umsetzen . Dabei soll auch eine praxisnahe 
Qualifizierung und Vernetzung angeboten und 
gefördert werden . Das Kulturbüro versteht sich 
als Anlaufstelle und Dienstleistungseinrichtung 
für die gesamte freie Kulturszene in Rheinland-
Pfalz und unterstützt das Ministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Jugend und Kultur beim Programm 
„Auf- und Ausbau von Jugendkunstschulen in 
Rheinland-Pfalz“ . Seit Februar 2006 ist das FSJ-
Kultur ein anerkannter Träger des Freiwilligen So-
zialen Jahres in der Kultur . Seit August 2007 kann 
innerhalb des FSJ Kultur das Freiwillige Soziale 
Jahr an über 60 Ganztagsschulen im nördlichen 
Rheinland-Pfalz angeboten und durchgeführt 
werden . 
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Abb. 131:  Teilnehmende Schulen Mai/Juni 2009

Quelle: FSJ-Kultur (http://www .fsj-ganztagsschule .de)
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Insgesamt werden in 11 verschiedenen Bereichen 
75 Einsatzstellen erfasst . Die Landkreise mit den 
meisten Einsatzgebieten sind 2009 Bad Kreuz-
nach (9) und Südliche Weinstraße (11) . Insgesamt 
gibt es mit 24 % die meisten Einsatzstellen in Bil-
dungseinrichtungen wie Seminarhäusern, Natur-
schutzzentren und Museen (siehe Abb . 133) . 

Erwähnung finden soll auch die Ehemaligenarbeit 
des FÖJ, da sie zeigt, dass das Interesse der Be-
teiligten weit über das eigentliche freiwillige Jahr 
hinausgehen kann . Seit 1997 gibt es regelmäßig 
stattfindende Ehemaligentreffen als selbstorgani-
sierte Seminargruppen an gemeinsam veranstal-
teten Wochenenden . Darüber hinaus wurde 
1999 die Grundlage zu einer „Berufs-Info-Börse“ 
geschaffen, die es FÖJ’lerinnen und FÖJ’lern 
ermöglicht, in den gegenseitigen Austausch zu 
treten . Hier können Interessierte nicht nur Inhalte 
wie Ausbildung und Studium der Ehemaligen 
abrufen, sondern auch über deren Kontaktdaten 
weitere Informationen zu ihrer Berufsorientierung 
erhalten . 

Wie das FSJ ist auch das FÖJ als ein Bildungsjahr für 
junge Menschen zwischen 16 und 27 Jahren ange-
legt .115 Bezüglich des aktuellen Standes des FÖJ in 
Rheinland-Pfalz soll hier auf die Internetplattform 
des FÖJ-Rheinland-Pfalz116 verwiesen werden . Die 
dort verzeichneten Daten sind in  Abb . 132 darge-
stellt .

115 http://www .mufv .rlp .de/index .php?id=5036
116 http://www .foej-rlp .de
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Abb. 132:  Einsatzstellen FÖJ 2009

Quelle: FÖJ-Rheinland-Pfalz 2009 (http://www .foej-rlp .de)
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Systems . Die Juniorwahl sollte einen Beitrag zur 
politischen Sozialisation von Jugendlichen leisten 
und die Beteiligung junger Menschen an Demo-
kratie steigern . Unter den teilnehmenden Schulen 
waren 13 Gymnasien, 10 Realschulen sowie 6 
Hauptschulen . Die Durchführung geschah in der 
Woche vor dem jeweiligen Wahlsonntag als On-
line-Wahl am Computer . Die Ergebnisse wurden 
von Kumulus e . V . anonymisiert bekannt gegeben . 

Politisches Engagement – Wahlverhalten und 
Wahlwünsche Jugendlicher 
Aktuell sind Fragen nach der politischen Beteili-
gung junger Menschen bzw . ihrer Distanz zur 
Politik für Rheinland-Pfalz eingehend und fundiert 
im Bericht der Enquete-Kommission „Jugend und 
Politik – Distanz zwischen jungen Menschen und 
Politik überwinden – Beteiligung weiter entwi-
ckeln, Demokratie stärken“ thematisiert worden 
(Landtag 2005a) . Die Enquete-Kommission hat 
sich 2004/05 eingehend und unter aktiver Be-
teiligung von Kindern und Jugendlichen mit dem 
Verhältnis von Jugend und Politik beschäftigt und 
eine Reihe von Empfehlungen erarbeitet . So wurde 
u . a . danach gefragt, wie junge Menschen ihr 
Leben gestalten möchten und an welchen Stellen 
sie sich an gesellschaftlichen Prozessen beteiligt 
fühlen oder bereit sind, für andere Verantwortung 
zu übernehmen . Vielfältige Beispiele, „die sich 
bei Befragungen sowie Besuchen vor Ort ergeben 
haben, zeigen, dass es möglich ist, das Verhältnis 
von jungen Menschen zu Gesellschaft und Politik 
positiv zu gestalten und vorhandene Distanzen 
immer mehr zu überwinden . Voraussetzung dafür 
ist ein ständiges Bemühen von Politik und Man-
datsträgerinnen und Mandatsträgern in Räten und 
Parlamenten, mit jungen Menschen in Kontakt 
zu kommen und in Kontakt zu bleiben“ (Landtag 
2005a, S . 11) .

Ein in der politischen Diskussion immer wieder 
interessierender Aspekt des politischen Engage-
ments junger Menschen ist ihre Wahlbeteiligung 
bzw . sind ihre Wahlwünsche . Im Jahr 2006 fand 
parallel zu den Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz 
eine fiktive Wahl mit 10 .000 Schülerinnen und 
Schülern an 55 Schulen statt . 

Die sogenannte Juniorwahl 2006 wurde durch das 
Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend, der 
Landeszentrale für politische Bildung und dem 
Landtag in Kooperation mit Kumulus e . V . durch-
geführt . Das erklärte Ziel war laut Landesjugend-
ring das Üben und Erlernen von Demokratie (ab 
Klasse 7) . Der Schwerpunkt lag auf der politischen 
Willensbildung und der Heranführung an die 
zukünftige Partizipation innerhalb des politischen 
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und SPD (25,4 %) . Anders als bei der Juniorwahl ist 
die CDU dabei führend . Die Ergebnisse der übrigen 
Parteien weichen hingegen kaum vom Bild der 
Juniorwahl ab . Die „sonstigen Parteien“ erreichen 
einen Wert von 19,2 % . Zu vermuten ist hier, 
wie schon bei der Juniorwahl, ein ausgeprägtes 
rechtsorientiertes Wahlverhalten . Außerdem kann 
festgestellt werden, dass die tatsächliche Wahlbe-
teiligung mit 40,3 bzw . 45,2 % in den Altersgrup-
pen 18 – 20 und 21 – 24 am niedrigsten war . Laut 
dem statistischen Landesamt könne dies z . T . mit 
ausbildungs- und berufsbedingter erhöhter Mobi-
lität und damit verbundenem Zeitmangel erklärt 
werden . Vermutet wird aber auch, dass die Stimm-
enthaltung als Form der Protesthaltung oder als 
mangelndes Vertrauen in die Problemlösungskom-
petenz der Parteien zum Ausdruck kommt (Statis-
tisches Landesamt 2009h, S . 15 ff .) .

Es gibt unterschiedliche Quellen, die einen deut-
lichen Rückgang der Wahlbeteiligung und des 
politischen Interesses junger Menschen aufzeigen .

Sowohl die Shell-Jugendstudie 2006 als auch die 
Auswertungen des statistischen Landesamtes 
Rheinland-Pfalz zeigen deutliche Abnahmen des 
politischen Interesses in Verbindung mit politi-
schen Parteien in den letzten Jahren; jedoch ist 
in jüngster Zeit eine wieder leicht ansteigende 
Tendenz erkennbar . Diese Entwicklung zeigt sich 
sowohl bundesweit als auch in Rheinland-Pfalz 
(Shell 2006, S . 105, Statistisches Landesamt 
2009g, Statistisches Landesamt 2009h) . 

Abschließend kann zum Themenfeld Partizipation 
und bürgerschaftliches Engagement festgehalten 
werden, dass es auf breites Interesse stößt, in den 
Medien, wie in Politik und Wissenschaft . Welche 
konkrete Bedeutung allerdings Partizipationspro-
jekte und freiwilliges Engagement für die Gestal-
tung der Lebenswirklichkeit junger Menschen 
haben, lässt sich aus vorliegenden Daten weder 
auf Bundesebene noch für Rheinland-Pfalz und  
seine Regionen beantworten . Es muss daher offen 
bleiben, wie Kinder und Jugendliche das vorliegende 
Partizipations- und Engagementangebot wahr-
nehmen und beurteilen . Insbesondere wäre von 

Obwohl die Juniorwahl nicht als eine repräsentati-
ve Umfrage anzusehen ist, sondern als Instrument 
zur politischen Bildung, wurde auf die hohe Pro-
zentzahl von Schülerinnen und Schülern, die 2006 
rechte Parteien gewählt hatten (5,57 % NPD und 
2,04 % Republikaner), hingewiesen .117

Im Unterschied zur fiktiven Juniorwahl zeigen die 
Auswertungen des Statistischen Landesamtes 
Rheinland-Pfalz zur Europawahl 2009 ein relativ 
ausgewogenes Wahlergebnis von CDU (31,8 %) 

117 Bezieht sich auf die Erläuterungen des Landesjugendrings Rhein-
land-Pfalz e . V . (http://www .ljr-rlp .de/cms/upload/pdf/Info-Aktuell/
Ausgabe_2006-03 .pdf) .
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Interesse, ob Kinder und Jugendliche sich dabei als 
selbstwirksam und handlungsmächtig erfahren . 
Die besondere Bedeutung solcher Erfahrungen 
wird in den folgenden Berichtsteilen nochmals 
ausführlicher gewürdigt und ist auch ein zentraler 
Baustein für das für diesen ersten Kinder- und  
Jugendbericht Rheinland-Pfalz entwickelte Konzept 
einer regional differenzierenden Sozialbericht-
erstattung .
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zweIter blIcK 
Von der beschreIbung zur deutung:  
regIonal dIfferenzIerende sozIalberIcht- 
erstattung zu lebenssItuatIonen  
und lebenschancen Junger menschen



4. das KonzePt für eIne  
regIonal dIfferenzIerende  
sozIalberIchterstattung

Darauf folgend wird das Daten- und Indikatoren-
konzept des ersten Kinder- und Jugendberichts 
Rheinland-Pfalz erläutert . Um die Auswahl der 
Daten sowie Prozeduren und Intentionen ihrer 
Analyse nachvollziehbar und transparent abzu-
bilden, wird im Weiteren eine detaillierte Dar-
stellung der Indices und Indikatoren präsentiert . 
Dieses entspricht zugleich dem Auftrag an die 
Projektgruppe, ein Datenkonzept und Empfehlun-
gen für künftige rheinland-pfälzische Kinder- und 
Jugendberichte zu erarbeiten . 

Im Folgenden wird der Blick auf die 36 Landkreise 
und kreisfreien Städte gelenkt . Dieser „zweite Blick“ 
soll im Unterschied zum nach Themenfeldern  
geordneten ersten Teil des Berichts insbesondere  
die Vielfalt der auf Kreisebene bzw . Ebene der 
kreisfreien Städte vorliegenden Daten gebündelt 
vorstellen . Hier stehen also nicht mehr einzelne 
Themenbereiche im Vordergrund, sondern eine 
begründete Zusammenschau . 

Die in Kapitel 2 und 3 bereits verwendeten Kenn-
zahlen, die auch hier berücksichtigt werden, sind 
durch Markierungen gekennzeichnet . Somit wer-
den nicht alle dort verwendeten Daten, über die 
ausführlich berichtet wurde, auch hier angeführt 
– und umgekehrt . Eine Entsprechung der verwen-
deten Kennzahlen hätte nicht nur den Rahmen 
dieses Berichts gesprengt, sondern ist auch ange-
sichts der unterschiedlichen Fokussierungen der 
Kapitel – nach Themenfeldern geordnete Daten 
und Fakten einerseits und zu einem regional dif-
ferenzierenden Konzept verdichtete Kennzahlen 
andererseits – wenig zielführend . Allerdings ist 
darauf hinzuweisen, dass in den Kapiteln 2 und 3 
z . T . aktuellere Daten verwendet wurden; dies ist 
der Arbeitsweise der Projektgruppe geschuldet . 
Die Kapitel 2 und 3 wurden im Anschluss an das 
Konzept für eine regional differenzierende Sozial-
berichterstattung erstellt, Einzeldaten konnten 
darüber hinaus bis kurz vor Fertigstellung des Be-
richts ausgetauscht werden . 

Bevor allerdings auf die Erstellung des Indikato-
renmodells, ausgewählte Kennzahlen und Be-
rechnungen eingegangen wird, werden zunächst 
Konzepte, Traditionen und aktuelle Ansätze einer 
Sozialberichterstattung vorgestellt . 

251

Abb. 136:  Kapitel 4 im Überblick
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Vergleich lediglich einen Platz im Mittelfeld . Auch 
die UNICEF-Studie (Bertram 2006, 2008) bestä-
tigt, dass in Deutschland viele Kinder in relativer 
Armut leben und kritisiert, dass die doch erheb-
lichen monetären Transferleistungen für Familien 
lediglich zu „mittelmäßigen Ergebnissen“ für die 
Lebenssituationen der Kinder führen . 

Die Diskurse um Kindeswohlgefährdung und 
Kinderschutz, Eltern- und Familienbildung sowie 
Ganztagsschule vermitteln den Eindruck, dass  
viele Familien und Schulen in ihrer herkömmlichen 
Form den Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungs-
anforderungen aufgrund steigender Anforderun-
gen und struktureller Überlastung immer weniger 
gewachsen sind . 

Sozialberichte über Kinder greifen diese Themen, 
Dilemmata und Problemlagen in unterschiedli-
chen Fokussierungen auf . So sorgte der 10 . Kinder- 
und Jugendbericht der Bundesregierung durch die 
Thematisierung der wachsenden Kinderarmut in 
Deutschland für große Aufregung (BMFSFJ 1998) . 
Auch die 1 . World Vision Kinderstudie (2007) hält 
es für bemerkenswert, wie nachhaltig bereits im 
Kindesalter die sozialen Unterschiede sind und 
wie maßgeblich die soziale Herkunft den Alltag 
der Kinder prägt: 

„Kinder haben je nach Schichtzugehörigkeit unter-
schiedliche Gestaltungsspielräume . Die schlech-
teren Startchancen von Kindern aus den unteren 
Herkunftsschichten ziehen sich wie ein roter Faden 
durch den Alltag und wirken wie ein Teufelskreis . 
Armutsrisiken und fehlende häusliche Ressourcen 
führen zu geringeren Teilhabemöglichkeiten: in 
der Familie, in der sich materieller Druck und 
existentielle Sorgen auswirken und die dann häu-
fig überfordert ist, in der Schule, in der die meist 
notwendige Zeit und die Möglichkeiten für eine 
individuelle Förderung zum Ausgleich von Nach-

4.1 Wie kann über Lebenssituationen von Kindern und  
Jugendlichen berichtet werden? Konzepte, Traditionen  
und aktuelle Ansätze einer Sozialberichterstattung

Kinder werden in alternden Gesellschaften zu 
einem knappen Gut . Sie erleben auf der einen 
Seite ein beispielloses Maß an Aufmerksamkeit, 
was sich auch in der Zunahme an Berichten über 
die Lebenslagen von Kindern manifestiert . Kinder 
haben als Forschungsgegenstand „Konjunktur“ 
(Rauschenbach 2009) . Dies kann nicht zuletzt 
daran abgelesen werden, dass in kurzer Zeit meh-
rere Überblicksstudien über Kinder erschienen 
sind (DJI-Kinderpanel 2005; DJI-Betreuungsstudie 
2007; World Vision Kinderstudie 2007; LBS-Kinder-
barometer 2008; KiGGS-Gesundheitsstudie 2006; 
UNICEF-Report zur Lage der Kinder in Deutsch-
land 2007) . 

Das Kinderpanel des Deutschen Jugendinstitutes 
bescheinigt, dass es dem größten Teil der Kinder 
in Deutschland gut bis sehr gut zu gehen scheint 
und sich die meisten Kinder „wohlfühlen“ (Alt 
2005, 2006, 2009; Betz 2009) . Auch die 1 . World 
Vision Kinderstudie bestätigt, dass die große 
Mehrheit der Kinder mit ihren Lebensverhältnis-
sen in Familie, Schule, Freizeit und Freundeskreis 
zufrieden ist und sich wohlfühlt (World Vision e . V . 
2007) . 

Auf der anderen Seite zeigen die öffentlichen 
Debatten, dass nicht davon ausgegangen werden 
kann, dass es allen Kindern gut geht, und nicht 
alle Kinder unter Bedingungen aufwachsen, die 
ihre Entwicklung, ihr Wohlbefinden oder „Glück“ 
(Bucher 2001) begünstigen . Die wachsende soziale 
Ungleichheit in der Gesellschaft trifft vor allem 
Haushalte mit Kindern und insbesondere Familien 
mit mehreren Kindern sowie Alleinerziehende, 
was mit dem Begriff der „Infantilisierung von Armut“ 
zum Ausdruck gebracht wird . 

Die aktuelle OECD-Studie (2009) „Doing better 
for Children“ bescheinigt Deutschland im Hinblick 
auf die Kinderarmutsquote im internationalen 
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teilen fehlt (…) . Kinder aus gehobenen Schichten 
können hingegen von Anfang an ihre besseren 
Chancen nutzen . Sie verfügen im Vergleich be-
trachtet über mehr Gestaltungsspielräume, und 
ihr familiärer Bildungshintergrund eröffnet ihnen 
viel selbstverständlicher den Zugang zu einer 
vielfältigen und kreativen Form der Freizeitgestal-
tung . Fernsehen ist hier weitaus häufiger nur eine 
Aktivität neben anderen, und auch das Selbst-
vertrauen in die eigene Lernkompetenz ist höher 
ausgeprägt“ (World Vision e . V . 2007, S . 17) . 

Angesichts dieser Problemlagen wurde ein Argu-
mentationswechsel vollzogen: Anstatt die direkten 
ökonomischen Transfers an Eltern auszuweiten, 
wurde vielmehr empfohlen, in die soziale Infra-
struktur und die Dienstleistungen für Kinder und 
Familien direkt zu investieren (Bender 2002; 
BMFSFJ 2002b; Engelbert/Kaufmann 2003; Joos 
2006; Müncher/Andresen 2009, die dies am Bsp . 
der neuen Familienzentren in NRW aufzeigen) . 

Dieser Wechsel zeigt sich ebenfalls in den Argu-
mentationslinien des 10 . und 11 . Kinder- und 
Jugendberichts: Während im 10 . Kinder- und 
Jugendbericht noch vorrangig eine Unterstützung 
der materiellen Lebensbedingungen von Familien 
gefordert wurde (BMFSFJ 1998, S . 94; S . 290) – 
und somit ein eher familialistischer Kindheitsbe-
griff reproduziert wurde –, ging es dem 11 . Kinder- 
und Jugendbericht (BMFSFJ 2002) um eine Neu-
Justierung des Verhältnisses zwischen privater und 
öffentlicher Verantwortung für das Aufwachsen 
von Kindern und Jugendlichen und zwar vermittelt 
über den Ausbau der sozialen Infrastruktur für 
Kinder und Familien . Der Kinder- und Jugendhilfe 
kommt in diesem Zusammenhang die Aufgabe zu, 
die Lebensbedingungen von Kindern und Jugend-
lichen aktiv zu gestalten sowie Chancen der Teil-
habe zu eröffnen und nicht lediglich in Krisensitu-
ationen zu helfen . 

Das Aufwachsen in „öffentlicher Verantwortung“ 
ist zum Leitgedanken des 11 . Kinder- und Jugend-
berichts geworden: Familien soll eine umfassende 
soziale Infrastruktur zur Seite gestellt werden, um 
sie in der Erziehung ihrer Kinder zu stärken, die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf und damit 
auch Geschlechtergerechtigkeit zu ermöglichen 
sowie Kinder und Jugendliche in ihren vielfältigen 
Bildungs- und Lernprozessen zu unterstützen . Diese 
Thematik wurde im 12 . Kinder- und Jugendbericht 
umfassend dargestellt (BMFSFJ 2006a) . 

Nimmt man das Aufwachsen in öffentlicher 
Verantwortung ernst, so ist es wichtig, zu erfah-
ren, wie es den Kindern und Jugendlichen geht . 
Was brauchen Mädchen und Jungen, was bewegt 
sie? Wie gelangen wir zu Erkenntnissen über die 
Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen? In 
diesem Zusammenhang werden Berichte über 
die Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen 
relevant bzw . die Frage, wie überhaupt über diese 
Bevölkerungsgruppe berichtet werden kann . Wel-
che Traditionen bestehen bereits und wie kann 
sinnvollerweise daran angeknüpft werden? Neben 
der breiten sozial- und kulturwissenschaftlichen 
Forschung über Kinder und Jugendliche sowie den 
schul- und schulleistungsbezogenen international 
und national vergleichenden Studien hat sich in 
Deutschland eine empirisch fundierte regelmäßige 
öffentliche Berichterstattung über Kinder und 
Jugendliche etabliert .

Eine zentrale Tradition in Deutschland haben die 
Kinder- und Jugendberichte der Bundesregierung, 
die ca . alle vier Jahre erscheinen und wichtige The-
men der Lebenslagen von Jugendlichen beschrei-
ben wie auch in einem vorgegebenen Rhythmus 
einen Gesamtüberblick über die Situation der 
Kinder- und Jugendhilfe geben . 

Mittlerweile lassen sich in Deutschland auch auf 
der Ebene der Bundesländer erhebliche Anstren-
gungen beobachten, die spezifischen Gegeben-
heiten und Lebenssituationen der „Landeskinder 
und -jugendlichen“ vor Ort zu beschreiben . Hier 
wird – wie im ersten Kinder- und Jugendbericht 
Rheinland-Pfalz – ebenfalls davon ausgegangen, 
dass die Lebenslagen und die Bedingungen des 
Aufwachsens stark regional und kleinräumig ge-
prägt sind und es deshalb wichtig ist, die Situation 
vor Ort zu erfassen, um an dieser die Politiken für 
junge Menschen und Familien auszurichten . 
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4.1.1 Konzepte, Traditionen und aktuelle 
Ansätze der Berichterstattung über 
Kinder und Jugendliche in Deutschland 

Die Kinder- und Jugendberichte der Bundes-
regierung 
Seit dem Jahr 1965 werden im Auftrag der Bundes- 
regierung in jeder Legislaturperiode regelmäßig 
Kinder- und Jugendberichte erstellt . In den Jahren 
1968, 1972, 1978, 1980, 1984, 1986, 1990, 1994, 
1998, 2002, 2006 erschienen die weiteren Kinder- 
und Jugendberichte, der aktuellste im Jahr 2009 
(13 . Kinder- und Jugendbericht, BMFSFJ 2009c) . 

Kinder- und Jugendberichte sind gesetzlich vor-
geschrieben, die gesetzliche Grundlage findet 
sich in § 84 SGB VIII . Es gibt einen festgelegten 
Rhythmus, in dem Gesamtberichte und themen-
bezogene Berichte einander abwechseln (Lüders 
2006, S . 29) . In den Gesamtberichten werden das 
gesamte Spektrum der Lebenslagen von Kindern 
und Jugendlichen sowie die Angebote der Kinder- 
und Jugendhilfe in den Blick genommen, wie es im 
8 . und im 11 . Bericht der Fall war und im 14 . Bericht 
der Fall sein wird . 

Die Kinder- und Jugendberichte werden von einer 
unabhängigen Sachverständigenkommission 
erstellt, die seit der Reform des KJHG aus min-
destens sieben Mitgliedern besteht (Vertreter der 
Wissenschaft, der Fachpraxis und -verbände und 
verantwortliche Akteure, z . B . der Kommunen) . 
Nach Abgabe des Berichts erfolgt eine Stellung-
nahme der Bundesregierung unter Federführung 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) . 

Im Folgenden werden einige Titel der Jugendbe-
richte aufgezählt, um einen Eindruck über die 
breite Themenwahl zu vermitteln: Der 1 . Jugend-
bericht aus dem Jahr 1965 trug den Titel „Die Lage 
der Jugend und die Bestrebungen der Jugendhilfe“ . 
Der 4 . Jugendbericht (1978) untersuchte „Sozia-
lisationsprobleme der arbeitenden Jugend in der 
Bundesrepublik . Konsequenzen für Jugendhilfe 
und Jugendpolitik“ . Der 6 . Jugendbericht (1984) 

thematisierte die „Verbesserung der Chancen-
gleichheit von Mädchen in der BRD“ . Im Jahr  
1986 wurde im 7 . Jugendbericht das Verhältnis 
zwischen „Jugendhilfe und Familie“ erörtert, der 
8 . Jugendbericht (1990) entwickelte die zentralen 
Strukturmaximen der Jugendhilfe, während der  
9 . Jugendbericht (1994) die „Situation in den  
neuen Bundesländern“ zum Gegenstand hatte . 

Seit 1998 wird explizit von Kinder- und Jugend-
berichten gesprochen, davor sprach man von 
Jugendberichten bzw . Berichten über die Lage der 
Jugend . Die Leitthemen der vorangegangenen drei 
und des aktuellen Kinder- und Jugendberichtes 
waren bzw . sind: 

„Eine Kultur des Aufwachsens“ (BMFSFJ 1998), die 
im 10 . Kinder- und Jugendbericht entfaltet wird; in 
diesem Bericht wird erstmals explizit die Lebens-
situation der Kinder in den Blick genommen, nach 
den Leistungen und Herausforderungen der Kin-
der- und Jugendhilfe gefragt sowie systematisch 
das Verhältnis der Gesellschaft zu ihren Kindern 
analysiert . Im Bericht wird für Deutschland eine 
Kultur des Aufwachsens gefordert, die dafür sorgt, 
dass Kinder und die Aufgabe, für sie zu sorgen  
und ihnen Begleiter in ihrer Entwicklung zu sein, 
als eine primäre gesellschaftliche Verpflichtung 
gelten (BMFSFJ 1998, S . 20) . 

Unter einer Kultur des Aufwachsens versteht die 
Kommission „ein Personen und Kräfte stimulie-
rendes, organisatorisch in sich stimmiges und 
durch geteilte Bedeutungen plausibles Angebot, 
Kinder in die für ihr Leben und ihre Entwicklung 
wichtigen Sozialbeziehungen und Einrichtungen 
zu integrieren . Angesichts der Heterogenität der 
Situationen, in denen Kinder in diesem Land heute 
aufwachsen, kann es sich nicht um eine Einheits-
kultur handeln, sondern um eine Kultur, die die 
Vielfalt der Lebensformen und Sinnorientierungen 
achtet“ (BMFSFJ 1998, S . 19) . 

„Aufwachsen in öffentlicher Verantwortung“ 
(BMFSFJ 2002) bildete das Leitthema des 11 . Kinder- 
und Jugendberichtes; hier wurde der Fokus auf 
die Interventions- und Handlungsmöglichkeiten 
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der öffentlichen Institutionen der Kinder- und 
Jugendhilfe gelegt . Von zentraler Bedeutung für 
die Argumentationslinie des 11 . Kinderberichts ist 
die Überzeugung, dass der Staat den Auftrag habe, 
auf der sozialstaatlichen Basis garantierter indivi-
dueller Rechtsansprüche effektive soziale Transfer-
leistungen zu organisieren und eine im Hinblick 
auf soziale Risiken kompensatorische Infrastruktur 
von Unterstützungsleistungen bzw . Sozialisations-
instanzen bereitzuhalten . Dazu gehören auch 
Soziale Dienste wie die Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe . Wichtig ist dabei die Einsicht, dass 
finanzielle Transfers (an Familien) die Risiken 
des Aufwachsens zu Beginn des 21 . Jahrhunderts 
nicht alleine ausgleichen können, sondern dass 
es einer Bereitstellung sozialer Dienstleistungen in 
öffentlicher Verantwortung bedarf . Die öffentliche 
Verantwortung findet somit unter anderem auch 
in der Kinder- und Jugendhilfe ihren Ausdruck 
(BMFSFJ 2002, S . 248), deren gesellschaftsgestal-
tende Funktion gegenüber einer lediglich kom-
pensatorischen Funktion betont wird (Joos 2006) . 

„Bildung, Betreuung und Erziehung vor und neben 
der Schule“ waren Gegenstand des 12 . Kinder- und 
Jugendberichtes (BMFSFJ 2006a), in dem die viel-
fältigen informellen und non-formalen Bildungs-
prozesse beschrieben werden, die eben nicht nur 
in der Schule, sondern bereits vor und neben der 
Schule stattfinden (Rauschenbach u . a . 2005) . 
Das Zusammenwirken von Bildung, Erziehung und 
Betreuung und von verschiedenen Bildungsarran-
gements mit der Bildungsbiografie von Kindern 
stellte den zentralen Gegenstand dar . Die Auto-
rinnen und Autoren des Berichts forderten ange-
sichts der sehr heterogenen familialen Ressourcen 
eine stärkere öffentliche Verantwortung für Kinder 
(Andresen/Hurrelmann 2007, S . 56) . 

„Gesundheitsbezogene Prävention und Gesund-
heitsförderung in der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland“ (BMFSFJ 2009): Der 13 . Kinder- und 
Jugendbericht kann als Gesundheitsbericht ein-
geordnet werden, der für die unterschiedlichen 
Altersphasen der Kindheit und Jugend das Thema 
Gesundheit und gesundheitsrelevante Entwick-
lungsthemen beschreibt . Als Schwerpunktthema 

werden die Gesundheitsförderung sowie gesund-
heitsbezogene Prävention an der Schnittstelle von 
Kinder- und Jugendhilfe und Gesundheitssystem 
verfolgt . Das Neue an diesem Bericht ist, dass  
der Körper und die Leiblichkeit von Kindern als 
Voraussetzung und Medien für Bildungsprozesse 
thematisiert werden (BMFSFJ 2009c, S . 17) . 
Schließlich enthielt der Berichtsauftrag als wei-
teres Thema, die Heranwachsenden mit Behinde-
rungen bzw . von Behinderung bedrohte Kinder 
und Jugendliche und somit auch das System der 
Behindertenhilfe ausdrücklich in die Berichterstat-
tung einzubeziehen . 

Weitere wichtige Daten über die Lebenslagen 
von Kindern in Deutschland liefern auch die 
Familienberichte sowie die Armuts- und Reich-
tumsberichte der Bundesregierung . Im siebten 
Familienbericht „Familie zwischen Flexibilität 
und Verlässlichkeit . Perspektiven für eine lebens-
laufbezogene Familienpolitik“ (BMFSFJ 2006d) 
werden ausführlich die kulturellen und sozialen 
Veränderungen in Familien und die Bedeutung 
von unterschiedlichen Ressourcen für Kinder be-
schrieben . 

Im Hinblick auf die Tradition der öffentlichen 
Berichterstattung über Kinder und Jugendliche 
in Deutschland kann festgehalten werden, dass 
diese lange Zeit nahezu ausschließlich erwachse-
nen- und familienzentriert ausgerichtet gewesen 
ist . Dies wurde vor allem in Deutschland von Hans 
Bertram (1993) und Bernhard Nauck (1995; Bert-
ram/Nauck 1995) kritisiert . Sie forderten, Kinder 
und Jugendliche zur Analyse- und Interpretations-
einheit zu machen, und insbesondere Nauck und 
Klein konnten durch innovative Methodenent-
wicklungen die Sinnhaftigkeit der Differenzierung 
zwischen der Perspektive der Erwachsenen und 
der Kinder glaubwürdig darstellen (Nauck 1995; 
Klein 1995) . 

Erstmals im Jahr 1998 setzte sich ein Kinder- und 
Jugendbericht explizit mit Kindern und den ihnen 
zur Verfügung stehenden Hilfen auseinander  
und reflektierte die Notwendigkeit, sozialpolitisch 
stärker zwischen Kindern und Jugendlichen zu 
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differenzieren . Mittlerweile hat sich die Datenlage 
im Bereich der Berichterstattung über Kinder und 
Jugendliche enorm verbessert und es liegen auch 
theoretische Reflexionen und Weiterentwicklungen 
zur Kinderberichterstattung vor (Joos 2001, 2002, 
2006; Betz 2008) . Insgesamt ermöglicht die So-
zialberichterstattung wichtige Einsichten in die 
Bedingungen des Aufwachsens von Kindern und 
Jugendlichen sowie in die Qualität und Effizienz 
pädagogischer und sozialer Einrichtungen . Fest-
gehalten werden muss jedoch das Desiderat, dass 
häufig die Kinder und Jugendlichen selbst nicht 
befragt werden und die subjektive Perspektive auf 
ihre Lebenswelt selten erhoben wird . 

Im Hinblick auf die Erstellung des rheinland-pfäl-
zischen Kinder- und Jugendberichtes ist zu kons-
tatieren, dass die Kinder- und Jugendberichte des 
Bundes aufgrund ihrer thematischen Heterogeni-
tät und der sehr unterschiedlichen Zugänge kaum 
eine Folie zur Herausarbeitung eines Standard-
Datensatzes für Rheinland-Pfalz liefern können . 
Die Leitgedanken und theoretischen Konzepte der 
öffentlichen Kinder- und Jugendberichterstattung 
fließen jedoch durchaus an verschiedenen Stellen 
in die Argumentationslinie des rheinland-pfälzi-
schen Berichts ein . 

Die Kinder- und Jugendberichte auf Bundes-
länderebene 
Die meisten Bundesländer haben mittlerweile 
eigene Kinder- und Jugendberichte erstellt: 
Baden-Württemberg, Brandenburg, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, 
Saarland, Sachsen und Thüringen . D . h ., dass 
gegenwärtig acht der 16 Bundesländer über mehr 
oder weniger aktuelle Kinder- und Jugendberichte 
verfügen . Allerdings scheint es noch keine kom-
plette Übersicht über die Länderberichte zu geben . 
Im Folgenden sollen lediglich einige Beispiele näher 
vorgestell, dabei soll kein Anspruch auf Vollstän-
digkeit erhoben werden . Zu unterscheiden sind hier 
die offiziellen Kinder- und Jugendberichte der Bun-
desländer entsprechend dem Bundesjugendbericht 
und andere Berichtsformen zu den Bundesländern 
wie beispielsweise die LBS-Kinderbarometer . 

Landesjugendberichte Nordrhein-Westfalen 
Die Kinder- und Jugendberichte des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen haben die längste Tradition 
in der Bundesrepublik, weshalb sie an erster Stelle 
aufgeführt werden . Seit dem Jahr 1965 werden 
hier in regelmäßigen Abständen – einmal pro 
Legislaturperiode – Jugendberichte erstellt mit 
dem Auftrag, „die wichtigsten Entwicklungsten-
denzen der Kinder- und Jugendhilfe darzustellen, 
landespolitische Maßnahmen und Leistungen für 
Kinder und Jugendliche zusammenzufassen und 
einen Überblick über kinder- und jugendpolitische 
Zielvorstellungen der Landesregierung zu geben“ 
(Ministerium für Schule, Jugend und Kinder des 
Landes Nordrhein-Westfalen 2005) . Im Jahr 2003 
erschien bereits der 8 . Bericht, im Jahr 2009 wur-
de der 9 . Bericht vorgelegt, der u . a . eine Expertise 
zum Thema Migration enthält . 

Landesjugendberichte Baden-Württemberg 
Der erste Jugendbericht des Landes Baden-Würt-
temberg erschien im Jahr 2000 und ermittelte 
einen umfassenden Überblick über die Lage der 
Jugend und Jugendhilfe, indem auf Grundlage der 
amtlichen Kinder- und Jugendhilfestatistik eine 
quantitative Bestandsaufnahme erstellt wurde . 

Aufgabe des zweiten Landesjugendberichts 
(2004) war es, vertiefende Einblicke in einzelne 
Bereiche der Jugendhilfe in ihrer Breite zu geben . 
Dieser Bericht ist im Wesentlichen qualitativ 
orientiert, um an einzelnen Arbeitskonzepten 
Schwierigkeiten und vor allem Möglichkeiten einer 
wirksamen Praxis deutlich zu machen (Sozialmi-
nisterium Baden-Württemberg 2004, S . 5) . Das 
Konzept der lebensweltorientierten Jugendhilfe 
diente als theoretische Grundlage zum Zusam-
menhang zwischen gesellschaftlicher Funktion 
und den Strukturen von Jugendhilfe . Jugendbe-
richterstattung wird als „wichtiges Instrument zur 
Klärung und Transparenz der Jugendpolitik, der 
Jugendhilfe und ihrer fachlichen Aufgaben sowie 
der Auseinandersetzungen über die Ziele und 
Notwendigkeiten weiterer Anstrengungen“ an-
gesehen (Sozialministerium Baden-Württemberg 
2004, S . 8) . 
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Offensichtlich existierten jedoch erhebliche Wis-
sens- und Datenlücken in Baden-Württemberg, 
z . B . zur Jugendhilfeplanung, was die Erstellung des 
zweiten Berichts stark erschwerte (Landesjugend-
bericht Baden-Württemberg 2004, S . 8f .) .118 

Landesjugendberichte Sachsen  
Während der zweite Kinder- und Jugendbericht 
Sachsens (2003) einen Gesamtüberblick über die 
Lage junger Menschen und Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe lieferte, handelt es sich beim drit-
ten Landesjugendbericht (2009) um einen Bericht 
mit thematischem Schwerpunkt zu „Bildung und 
Jugendhilfe“ unter dem Titel „Kinder- und Jugend-
hilfe als Bildungsakteur – Biografieverläufe und 
Bildungszugänge junger Menschen in Sachsen“ . 

Die Sachverständigenkommission entwickelte in 
Anlehnung an Bourdieus Kapitaltheorie ein Modell, 
um die Beziehung zwischen Biografie und Bildung 
auf der einen Seite zu verdeutlichen und auf der 
anderen Seite aufzuzeigen, welche Möglichkeiten 
die Kinder- und Jugendhilfe in Sachsen hat, um Bil-
dungsbenachteiligung und Ausgrenzung auszuglei-
chen . Kinder- und Jugendhilfe wird als vermittelnde 
Instanz zwischen der Lebenswelt von Kindern und 
Jugendlichen und der Schule angesehen (Sächsi-
sches Staatsministerium für Soziales 2009, S . 23) . 

Die Kommission schlägt das Konzept des Über-
gangsmanagements vor, welches empfiehlt, sich 
am einzelnen Kind bzw . Jugendlichen bei der 
Zusammenarbeit bspw . von Schule und Jugend-
hilfe zu orientieren . Dies soll dem Ziel dienen, die 
individuellen Fähigkeiten und Bildungspotentiale 
des jungen Menschen bei den Übergängen in der 
Biografie als auch zwischen den Bildungsinstitu-
tionen gezielt zu fördern (Sächsisches Staatsmi-
nisterium für Soziales 2009, S . 5) . Die Gestaltung 
„gelingender Übergänge“ zieht sich somit als 
Kernbotschaft durch den gesamten Bericht .  

118 Im September 2004 veröffentlichte das baden-württembergische 
Sozialministerium den „Landesjugendbericht Baden-Württemberg 
für die 13 . Legislaturperiode“ als zweiten und, laut einer Drucksache 
des Landtags, auch letzten Landesjugendbericht .

Der Prognos-Familienatlas 2007  
Im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend erstellte das Wirt-
schaftsforschungsinstitut Prognos AG in den 
Jahren 2005 und 2007 je einen Familienbericht . 
Bereits aus dem Untertitel des Berichts, „Stand-
ortbestimmung, Potenziale, Handlungsfelder“, 
geht hervor, dass der Bericht nicht primär Famili-
en als seine Adressaten sieht; er soll vielmehr dazu 
dienen, dass „Stadt- und Landkreise eine differen-
zierte Analyse ihrer Stärken und Schwächen im 
Bereich der Familienpolitik erhalten und auf dieser 
Basis Handlungsfelder zur besseren Nutzung 
erkennbar werden“ (BMFSFJ 2007b, S . 7) . 

Um diese Aufgabe zu erfüllen, betrachtet der  
Familienatlas 2007 vier kommunalpolitische 
Handlungsfelder zur Beurteilung der Familien-
freundlichkeit von allen 439 Land- und Stadt- 
kreisen der Bundesrepublik, die, nach eigenen  
Angaben, „den unterschiedlichen Bedürfnissen 
von Familien Rechnung tragen“ (BMFSFJ 2007b,  
S . 6) . Als Handlungsfeld kann dabei nur gelten, 
was auch kommunalpolitisch „auf Ebene der 
Kommunen und Kreise zum guten Teil direkt ge-
staltbar oder zumindest mittelbar beeinflussbar 
(ist)“ (BMFSFJ 2007b, S . 7) . 

Als Handlungsfelder gelten daher: 
Handlungsfeld I: Vereinbarkeit von Familie und  ■
Beruf,
Handlungsfeld II: Wohnsituation und Wohn- ■
umfeld,
Handlungsfeld III: Bildung und Ausbildung, ■
Handlungsfeld IV: Freizeit- und Kulturangebote .  ■

Das Konzept des Familienatlas beruht auf der An-
nahme einer Kausalbeziehung zwischen der Qua-
lität der in den Handlungsfeldern dargestellten 
Grundlagen und ihren Auswirkungen auf die Fami-
lienfreundlichkeit von Kreisen: Je höher die Famili-
enfreundlichkeit eines Kreisgebietes,  desto größer 
die Wahrscheinlichkeit, dass sich dort Familien an-
siedeln bzw . dort Familien gegründet werden . 
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Um das erläuterte Konzept umzusetzen, wurden 
jedem Handlungsfeld 3 bis 7 Indikatoren zugeord-
net . Zu diesen Indikatoren wurden bereits vorhan-
dene quantitative Daten verschiedener Bundes-
ämter, Statistischer Landesämter und Verbände 
zusammengetragen . Abschließend wurde aus die-
sen Daten sowohl ein Index gebildet als auch ein 
Ranking aller 439 Stadt- und Landkreise erstellt . 
Ergänzt wurden hierbei die vier Handlungsfelder 
um einen Index zu Arbeitsmarkt und Demografie . 
Abschließend wurden nochmals alle vier Hand-
lungsfeld-Indices in einen gemeinsamen Index 
überführt, der mit dem Index zu Arbeitsmarkt 
und Demografie kreuztabelliert wurde, um einen 
Gesamteindruck über die „Attraktivität der Re-
gionen für Familien“ (BMFSFJ 2007b, S . 22f .) zu 
vermitteln . Eine auf den ersten Blick übersicht-
liche Darstellung der einzelnen Handlungsfelder 
und der Indexwerte für die jeweiligen Stadt- und 
Landkreise wurde durch entsprechend eingefärbte 
Deutschlandkarten ermöglicht . 

Wie lässt sich dieser Ansatz einer Berichterstattung 
über die „Familienfreundlichkeit“ von Kreisen  
und Regionen bewerten? Die Prognos AG ist ein 
Wirtschaftsforschungsinstitut, was sich im Famili-
enatlas und seiner sehr „technischen“ Perspektive 
auf die Lebensbedingungen von Familien doku-
mentiert . Aus einer pädagogischen Perspektive 
sind manche der ausgewählten Indikatoren, die 
die Familienfreundlichkeit von Regionen beschrei-
ben sollen, in ihrem Stellenwert zu hinterfragen:  
bspw . die Anzahl von Kinoleinwänden pro 
100 .000 Einwohner . Hinzu kommt, dass keinerlei 
Daten über die subjektive Sichtweise von Kindern, 
Jugendlichen oder Familien in den Atlas eingeflos-
sen sind .

Nichtsdestotrotz zeigt der Familienatlas auf, wie 
ein thematischer Bericht, der auf Sekundärdaten 
beruht, erstellt werden und aussehen kann . Die 
Vorgehensweise beim ersten Kinder- und Jugend-
bericht Rheinland-Pfalz ist ähnlich: Zwar ist ein  
theoretisches Modell leitend für den Bericht, 
jedoch werden auch hier Daten auf Kreisebene 
aggregiert und mittels Indices in Gruppen unter-
teilt . Insbesondere die grafische Darstellung dieser 

Unterteilung kann sich durchaus am Familienatlas 
2007 orientieren . Festzuhalten ist weiterhin, dass 
der Großteil der von der Prognos AG zusammen-
getragenen Daten auch im Datensatz des Kinder- 
und Jugendberichts Rheinland-Pfalz enthalten sind .

Kindersurveys als Teilbereich einer Sozial-
berichterstattung über Kinder  
Neben der öffentlichen Berichterstattung über 
Kinder und den Daten der amtlichen Statistik 
können über das Instrument der Kindersurveys – 
als Befragungen von Kindern (und ihren Eltern) 
zu den gegenwärtigen Bedingungen des Auf-
wachsens und Kinderlebens aus Sicht der Kinder 
– Einblicke in die Lebenssituationen von Kindern 
u . a . im familialen, freizeitbezogenen und institu-
tionellen Kontext gewonnen werden . Ziel ist es, 
Kindheit(en) in Deutschland anhand aussagekräf-
tiger Indikatoren zu beschreiben . 

Das Kinderpanel des Deutschen Jugend- 
instituts 
Beim Kinderpanel des Deutschen Jugendinstituts  
(z . B . Alt 2005) handelt es sich um eine (standardi-
sierte) Kinderbefragung von Kindern im Alter von 
5 bis 6 und 8 bis 9 Jahren und ihren Eltern, wobei 
die 5- bis 6-Jährigen nicht selbst befragt wurden, 
sondern ein Proxy-Interview mit der Mutter ge-
führt wurde . Es wurde eine repräsentative Stich-
probe mit n = 1 .561 Kindern gezogen . Insgesamt 
gab es drei Befragungswellen, um die Bildungs-
karrieren von Kindern und ihre Veränderung zu 
erfassen . Theoretisch orientiert sich das Kinder-
panel am Milieu-, Lebenslagen- und Habituskon-
zept, um die komplexen Interaktionen zwischen 
Individuum und Umwelt zu erfassen . Themen des 
DJI-Kinderpanels sind: 

familiäre Situation, ■
schulisches Wohlbefinden, ■
Schulleistungen,  ■
Einkommenssituation,  ■
Freizeitverhalten,  ■
Kinder und ihre Beziehungen zu Gleichaltrigen, ■
subjektives Wohlbefinden bzw . wie fühlen und  ■
erleben sich die Kinder selbst? 
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Einige zentrale Befunde zur Wohnsituation und zu 
den regional differenzierten Lebensverhältnissen 
von Kindern beschreibt Christian Alt (2006) auf 
der Basis des DJI-Kinderpanels, die im Zusammen- 
hang der Erstellung des ersten Kinder- und Jugend- 
berichtes für Rheinland-Pfalz relevant erscheinen: 

Das Wohnumfeld muss für ein Drittel der Kin- ■
der in Deutschland als nicht kindgerecht einge-
stuft werden . Durch hohe bauliche Verdichtung 
haben die Kinder wenig Platz in der Wohnung 
und kaum Spielplätze in unmittelbarer Nähe 
der Wohnung . 

Die soziale und wirtschaftliche Lage der Regio- ■
nen (Kreise und kreisfreie Städte) wurde anhand 
von Daten der amtlichen Statistik bewertet . Das 
soziale Klima und die öffentliche Infrastruktur 
sind in Regionen mit hoher Quote an Arbeits-
losen, Sozialhilfeempfängern, Schulabbrechern, 
wenig Abiturienten sowie einer geringen kom-
munalen Finanzkraft deutlich schlechter . 

Mehr als ein Viertel der Kinder lebt in solch so- ■
zial und wirtschaftlich belasteten Regionen, ein 
Drittel dagegen in privilegierten, die übrigen in 
durchschnittlichen Regionen . 

Der Anteil belasteter Regionen ist in Ost- ■
deutschland doppelt so hoch wie im Westen 
(50 % zu 24 %) . 

In belasteten Regionen leben überdurchschnitt- ■
lich viele Kinder in alternativen Familienformen; 
sind beide Eltern häufiger vollzeiterwerbstätig, 
befinden sich mehr Kinder in Ganztagesbetreu-
ung . Darüber hinaus müssen Betreuungslücken 
privat geschlossen werden, oftmals mit Hilfe 
der Großeltern . 

Das DJI-Kinderpanel hat den verdienstvollen 
Versuch umgesetzt, Kinder als Subjekte ernst zu 
nehmen und ihre subjektive Sichtweise auf ihre 
Lebenswelt zu erheben . Interessant für die Erstel-
lung des rheinland-pfälzischen Berichts ist der 
im DJI-Kinderpanel beleuchtete Zusammenhang 

zwischen den Lebenslagen von Kindern und den 
daraus resultierenden Handlungsspielräumen für 
Kinder . 

Die 1. World Vision Kinderstudie „Kinder in 
Deutschland 2007“  
Für diese repräsentative Kinderstudie von World 
Vision Deutschland e . V . (2007), ein Kinderhilfs-
werk, das sich weltweit für die Belange von Kindern 
einsetzt und versucht, deren Lebens bedingungen 
nachhaltig zu verbessern, wurden n = 1 .592 Kinder 
im Alter von 8 bis 11 Jahren aus den alten und 
neuen Bundesländern mit einem standardisierten 
Erhebungsinstrument befragt . 

Diese quantitative Studie wurde ergänzt durch 
eine qualitative Vertiefungsstudie, in der zwölf 
individuelle Fallstudien mit Kindern im Alter von  
6 bis 11 Jahren durchgeführt und in Porträts  
präsentiert wurden . Hier zeigt sich deutlich, dass 
die Shell-Jugendstudie für die Konzeption Pate  
gestanden hat . Wie das DJI-Kinderpanel kann 
auch die World Vision Kinderstudie durch die kind- 
zentrierte Perspektive charakterisiert werden . 

Die 1 . World Vision Kinderstudie kreist um die 
zentrale Frage, „Was bedeutet es heute, ein Kind 
zu sein?“ (Andresen/Hurrelmann 2007, S . 35) .  
Um dieser Fragestellung nachzugehen, deckt die 
Studie ein breites Spektrum von (Lebens-)Bereichen 
ab und die Kontextmerkmale der Lebenssituationen 
der Kinder stehen im Fokus . 

Die World Vision Kinderstudie fokussiert vorrangig 
die soziale Ungleichheit in den Lebensverhältnis-
sen von Kindern, die durch die unterschiedliche 
Kapitalausstattung der Familien begründet wird . 
Hierzu wurde ein Index der Schichtzugehörigkeit 
gebildet, der sich aus Wohnform, Bildungsab-
schluss der Eltern, Einkommenssituation und 
der Anzahl der im Haushalt verfügbaren Bücher 
zusammensetzt und als besonders bedeutsam für 
den schulischen Werdegang von Kindern ausge-
macht wurde . 
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Indikatoren (Auswahl) der World Vision Kinder-
studie:

Familienform, ■
Geschwisteranzahl, ■
Kontakt zu Großeltern, ■
Erwerbsbeteiligung der Eltern, ■
Schichtzugehörigkeit (selbst gebildeter Index), ■
Elternauskunft: Bewertung des verfügbaren  ■
 Einkommens,
Kinderauskunft: persönlich artikulierte   ■
Betroffenheit von Armut,
Siedlungsstruktur, ■
wohnliche Merkmale, ■
Kinderauskunft: persönliche Bewertung des  ■
Wohnumfeldes (zu viel Verkehr, ausreichend 
Spielfreunde, Spielplatz in der Nähe, schimp-
fende Nachbarn, Jugendbanden) und die Zu-
friedenheit mit der verfügbaren Zeit der Eltern, 
Migrationshintergrund, ■
Religiosität/Gottesdienstbesuch .  ■

Hier sollen nun knapp die Befunde zur Familie 
und zur Bedeutung von Familie für Kinder skizziert 
werden, die sich – so die Autoren der World Vision 
Kinderstudie – nach wie vor als Zentrum des Le-
bens für die jüngste Altersgruppe erweist . Ein Teil 
der Kinder in Deutschland erlebt, dass die Familie 
nicht verlässlich ist, was sich in Armut, Arbeits-
losigkeit und sozialer Ungleichheit äußern kann . 
Für knapp 10 % der Kinder diagnostizieren die 
Autoren eine akute Risikosituation (World Vision 
e . V . 2007, S . 108), d . h . prekäre Lebensverhältnis-
se, überforderte Eltern und die höchste geäußerte 
Unzufriedenheit der Kinder mit den gewährten 
familiären Spielräumen und der elterlichen (zeit-
lichen) Zuwendung . Ein zentraler Befund ist, dass 
es nicht die Kinder von erwerbstätigen Müttern 
und Vätern sind, die sich über mangelnde zeitliche 
Zuwendung beklagen, sondern vor allem die Kinder 
der unteren Herkunftsschichten (Arbeitslosigkeit  
der Eltern) und Kinder von alleinerziehenden 
Eltern äußern zu mehr als einem Drittel Defizite 
in der elterlichen Zuwendung . Vom Autorenteam 
wird hier eindeutig Handlungsbedarf für die Kinder-  
und Familienpolitik gesehen, um die Kinder und 
ihre Familien (häufig Ein-Eltern-Familien) in ihrer 
strukturellen Überforderungssituation zu unter-
stützen . 

LBS-Kinderbarometer  
Im Auftrag der LBS-Initiative „Junge Familie“ 
wurde vom ProKids-Institut für Kinder- und 
Jugendforschung der PROSOZ Herten GmbH ein 
Kinderbarometer als Instrument entwickelt, um 
„durch Befragungen von Kindern deren Einstellun-
gen, Wünsche und Meinungen zu unterschiedli-
chen Themenfeldern (zu) ermitteln“ (MBFJ 2002, 
S . 5) . Ziel war es, eine Datenbasis zu schaffen, 
„die ein Bild der Neun- bis Vierzehnjährigen in 
Deutschland zeichnet, das nicht aus der Sicht der 
Erwachsenen entstand, sondern aus dem ganz 
persönlichen Lebensgefühl der untersuchten 
Altersgruppe“ (LBS-Initiative Junge Familie 2007b, 
S . 7) . 

Das Instrument, welches aus einem umfangrei-
chen Fragebogen mit geschlossenen und offenen 
Fragen besteht, wurde erstmalig 1997 und danach 
jährlich in Nordrhein-Westfalen eingesetzt . In ei-
ner repräsentativen Auswahl wurden dabei jeweils 
zwischen 2 .000 und 2 .500 Kinder im Alter von 
9 bis 14 Jahren befragt (ProKids-Institut 2009) . 
Zusätzlich zu den Untersuchungen in NRW wur-
de das Instrument im Jahr 2000 im Auftrag des 
MBFJ in Rheinland-Pfalz sowie mit Unterstützung 
des hessischen Sozial- und des hessischen Kultus-
ministeriums seit 2003 in Hessen eingesetzt . Im 
„LBS-Kinderbarometer Deutschland 2007 . Stim-
mungen, Meinungen, Trends von Kindern in sieben 
Bundesländern“ wurden mehr als 6 .100 Kinder in 
Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Sach-
sen befragt (LBS-Initiative Junge Familie 2007b) . 
Eine zweite Erhebungswelle erfolgte im Herbst 
2008 . Ein Novum der zweiten Welle war eine Aus-
weitung der Erhebung auf rund 12 .000 Kinder aus 
allen 16 Bundesländern (PROSOZ Herten GmbH 
2008) . 

Das allgemeine Wohlbefinden von Kindern so-
wie das Wohlbefinden in den Lebensbereichen 
Familie, Schule und im Freundeskreis ist die zen-
trale Variable in allen bisherigen landesweiten 
Kinderbarometern ebenso wie im bundesweiten 
Kinderbarometer . Erfragt wird das Wohlbefinden 
von Kindern mittels einer siebenstufigen Barome-
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terskala, die von „sehr schlecht“, visualisiert durch 
Gewitter, bis zu „sehr gut“, visualisiert durch einen 
wolkenlosen Sonnenhimmel, reicht . 

LBS-Kinderbarometer Rheinland-Pfalz  
Das Kinderbarometer Rheinland-Pfalz befasst sich 
ebenfalls mit dem Wohlbefinden von Kindern . 
Befragt wurden insgesamt 1 .978 Schülerinnen 
und Schüler der vierten bis siebten Klasse aus 98 
Schulklassen . Wie bei allen Kinderbarometern 
wurde auch hier in Rheinland-Pfalz die Ge-
schlechtsverteilung der Altersgruppe sowie der 
Anteil der Schülerinnen und Schüler an den einzel-
nen Schulformen beachtet (27 % Hauptschüler/ 
-innen, 23,5 % Realschüler/-innen, 37,7 % 
Gymnasiast/-innen) . Zusätzlich wurden auch 
73 Schülerinnen und Schüler aus Förderschulen 
für Lern- bzw . Körperbehinderte befragt, deren 
Angaben jedoch, aufgrund der niedrigen Fallzahl, 
nicht repräsentativ sind (Leitstelle Partizipation 
des Ministeriums für Bildung, Frauen und Jugend 
Rheinland-Pfalz 2002, S . 10ff .) . 

Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass sich Kin-
der in Rheinland-Pfalz mit einem Mittelwert von 
5,8 „gut“ fühlen, das Wohlbefinden mit steigen-
dem Alter jedoch zurückgeht (bis auf einen Wert 
von 5,4; Abbildung auf einer siebenstufigen Skala) . 
Auf die einzelnen Lebensbereiche aufgeteilt lässt 
sich feststellen, dass sich Kinder am wohlsten im 
Freundeskreis (AM = 6,5) fühlen, dicht gefolgt von 
ihrer Wohnumgebung (AM = 6,2) . Ebenfalls als 
„gut“ wird das Wohlbefinden in der Familie erlebt 
(AM = 6,2) . Schlusslicht bildet das Wohlbefinden 
in der Schule, das im Durchschnitt nur mit „eher 
gut“ (AM = 5,0) bewertet wird (Leitstelle Partizi-
pation des Ministeriums für Bildung, Frauen und 
Jugend Rheinland-Pfalz 2002, S . 15f .) . 

Auf Grundlage dieser Daten wurde des Weiteren 
untersucht, welche Lebensbereiche den stärksten 
Einfluss auf das allgemeine Wohlbefinden von 
Kindern haben . An der Spitze steht hierbei die 
Familie mit einer Korrelation von b =  .34 . Mit nur 
geringem Abstand folgt der Lebensbereich  Schule 
(b =  .27), während Freundeskreis (b =  .15) und 

Wohnumfeld (b =  .11) deutlich zurückliegen (Leit-
stelle Partizipation des Ministeriums für Bildung, 
Frauen und Jugend Rheinland-Pfalz 2002, S . 17f .) . 

Speziell die Befunde zur Wirkmächtigkeit der ein-
zelnen Lebensbereiche zeigen auf, dass die Indika-
toren zum Wohlbefinden von Kindern in Familie 
und Schule eine wichtige Rolle in der Erschließung 
des Wohlergehens von Kindern einnehmen . Diese 
Erkenntnis ist auch für die Betrachtung des Child 
Well-being im ersten Kinder- und Jugendbericht 
Rheinland-Pfalz von Interesse .  

4.1.2 Internationale Konzepte und  
Traditionen der Berichterstattung  
über Kinder – Indikatorenmodelle  
zur Messung und Beschreibung des  
Child Well-being 

Eine internationale Literaturrecherche zeigt, dass 
immer mehr Länder Anstrengungen unternehmen, 
um die Lebensbedingungen und die Veränderungen 
in den Lebenssituationen von Kindern zu beobach-
ten, zu beschreiben und zu bewerten .119 Es  könnte 
von einer „globalen Bewegung“ gesprochen 
werden, das Well-being von Kindern über ausge-
wählte Indikatoren zu erfassen und über die Zeit 
oder mit anderen Ländern zu vergleichen . Diese 
Entwicklung steht sicherlich in Zusammenhang 
mit der UN-Konvention der Rechte von Kindern 
(1989) und den regelmäßig erscheinenden Kinder-
berichten von UNICEF „The State of the World’s 
Children“, wovon der erste Bericht im Jahre 1979, 
der aktuellste im Jahr 2008 erschienen ist .

Die „Child-Indicators-Bewegung”  
Tatsächlich wird im internationalen Rahmen 
von einem „Child Indicator Movement” gespro-
chen (Ben-Arieh 2008) . Im Jahr 2005 wurde die 
International Society of Child Indicators (ISCI) 
gegründet (www .childindicators .org) . Das interna-

119 So hat bspw . Irland im Jahr 2006 seinen ersten nationalen Kinder-
bericht vorgelegt, den „State of the Nation’s Children report“ by the 
Office of the Minister for Children and Youth Affairs (Hanafin/Brooks 
2009) .
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tionale Journal Child Indicators Research erschien 
erstmals im Jahr 2008 . Asher Ben-Arieh und Ivar 
Frones sind hier die treibenden Kräfte . Weiterhin 
sind in den Jahren 2007 und 2008 drei Themen-
hefte zu Indikatoren über Kinder im Journal Social 
Indicators Research erschienen . 

Ben-Arieh (2008) identifiziert drei zentrale Verän-
derungen auf der normativen bzw . theoretischen 
sowie auf der methodologischen Ebene, die zur 
Entstehung der Child-Indicators-Bewegung beige-
tragen haben: 

(1) das normative Konzept der Kinderrechte, 

(2)  die neue Soziologie der Kindheit, die Kindheit 
als eigenständige Lebensphase und als eigenes 
Lebensmuster betrachtet, sowie 

(3)  ökologische Theorien der kindlichen Entwick-
lung (Bronfenbrenner/Morris 2006), die Kinder 
als aktive Subjekte in ihren Interaktionen mit 
der räumlich-materiellen Umwelt und den sie 
umgebenen Umweltsystemen betrachten . 

In gleicher Weise haben drei methodologische 
und methodische Entwicklungen die Child-Indica-
tors-Bewegung unterstützt:

(1)  die zunehmende Bedeutung der subjektiven 
Perspektive,

(2)  das Kind als eigenständige Beobachtungs- und 
Analyseeinheit,

(3)  die steigende Nutzung von amtlichen Daten 
und die wachsende Vielfalt an Datenquellen . 

Ben-Arieh (2008) charakterisiert die wesentlichen 
Entwicklungen der Child-Indicators-Bewegung 
der letzten 30 Jahre, die sich in der Auswahl und 
Fokussierung der ausgewählten Indikatoren zeigt, 
wie folgt: 

vom Überleben zum Wohlbefinden   ■
(„from survival to well-being”),

vom Negativen zum Positiven   ■
(„from negative to positive“),

von der positiven, auf die Zukunft hin orientier- ■
ten Entwicklung des Kindes zum Wohlbefinden 
des Kindes in der Gegenwart  
(„from well-becoming to well-being“),

von der Erwachsenenperspektive zur Kinder- ■
perspektive („from an adult’s perspective to the 
child’s perspective”), 

von traditionellen zu neuen Lebensbereichen  ■
(„from traditional to new domains”; als Beispiele 
werden aufgeführt: Gesundheit, Bildung und 
Demografie auf der einen Seite und Lebens-
kompetenzen, Sicherheit und Aktivitäten von 
Kindern auf der anderen Seite), 

die unterschiedlichen kindbezogenen Indikato- ■
ren werden langfristig zu einem zusammenge-
setzten Index des Child Well-being entwickelt 
und verdichtet („towards a composite Index of 
Child Well-being“) . 

Es kann festgehalten werden, dass auf der inter-
nationalen Ebene für das Wohlergehen und das 
Wohlbefinden von Kindern der Terminus „Child 
Well-being“ verwendet wird und dass es gegen-
wärtig große Anstrengungen gibt, sich über an-
gemessene Indikatoren zur Erfassung des Child 
Well-being in den Fachkreisen auszutauschen . Wie 
kann der Begriff „Child Well-being“ angemessen 
definiert werden?  



263

Zum Begriff „Child Well-being“ 
Der Begriff „Child Well-being“ ist komplex und 
schwer zu definieren: 

„Well-being ist ein wichtiger, aber auch ein un-
scharfer Begriff . Wie der Armutsbegriff ist er für 
unterschiedliche Definitionen, Konzeptualisie-
rungen und methodische Ansätze offen . Unsere 
zugrundeliegende Annahme über Child Well-being 
spiegelt unsere Sicht auf Kindheit – sodass Well-
being als sozial kontingentes, kulturell verankertes 
Konstrukt erscheint, das sich über die Zeit verän-
dert und zwar sowohl im individuellen Lebens-
verlauf als auch im sozio-kulturellen Kontext“ 
(Crivello u . a . 2009, S . 53; Übersetzung M . Joos) .120  

Neben den begrifflichen Schwierigkeiten existiert 
das Problem, dass auf der einen Seite viele Studien 
und Berichte zum Child Well-being die  Perspektive 
von Kindern nicht berücksichtigen und auf der 
anderen Seite unterschiedliche Perspektiven auf 
Child Well-being nicht notwendigerweise kongruent 
sein müssen . Ben-Arieh u . a . (2009) haben dies  
am Beispiel von Sicherheit („Safety“) und den Be-
ziehungen zwischen Familie und Schule („Home-
School-Relations“) als Indikatoren für kindliches 
Well-being illustriert . Die Autoren fragen deshalb 
zu Recht, wessen Perspektive zählt . 

Zum Begriff „Child Well-being“ kann bilanziert 
werden: 

dass es sich um einen komplexen Begriff han- ■
delt, der häufig nicht eindeutig definiert wird, 

dass es sich um einen Sammelbegriff handelt,  ■
unter den sehr viele unterschiedliche Aspekte 
zum Wohlergehen von Kindern und Jugendli-
chen subsumiert werden,  

120 „Wellbeing is an important but somewhat elusive concept . Like the 
concept of poverty, it is open to numerous definitions, conceptualisa-
tions and methodological approaches . Our underlying assumption re-
garding child wellbeing mirrors our view of childhood – that wellbeing 
is a socially contingent, culturally anchored construct that changes 
over time, both in terms of individual life course changes as well as 
changes in socio-cultural context” (Crivello u . a . 2009, S . 53) .

dass in einigen Berichten der Begriff nicht theo- ■
retisch hergeleitet wird, sondern lediglich über 
Indikatorenmodelle operationalisiert wird, 

dass in vielen Studien zum Child Well-being die  ■
Perspektive von Kindern nicht berücksichtigt wird, 

dass darüber hinaus die Schwierigkeit existiert,  ■
dass unterschiedliche Perspektiven auf Child 
Well-being nicht notwendigerweise deckungs-
gleich sein müssen, sodass sich die Frage stellt, 
wessen Perspektive zählt – die der Eltern, die 
der Kinder oder andere Perspektiven?

Trotz dieser kritischen Annäherung an das Konst-
rukt „Child Well-being“ muss konstatiert werden, 
dass es sich dabei um das international etablierte 
und verwendete Konzept handelt . Deshalb soll 
diesem im Folgenden in verschiedenen Ansätzen 
und Zugängen nachgegangen werden, um zu 
untersuchen, wie Child Well-being in den unter-
schiedlichen Studien bestimmt wird und welche 
Indikatorenmodelle zur Operationalisierung des 
Child Well-being im internationalen Kontext vor-
liegen . 

1. Vorschlag für die Bildung eines Index des 
Well-being von Kindern in der Europäischen 
Gemeinschaft von Jonathan Bradshaw u. a. 
(2007)121

Im ersten untersuchten Ansatz wird das Konzept 
Child Well-being normativ über die Erfüllung und 
Umsetzung der Rechte von Kindern bestimmt .  
Es fehlt jedoch eine theoretische Begründung der 
Auswahl der Indikatoren . Der Index basiert auf  
bereits vorhandenen Daten, es wurden keine eige-
nen Daten erhoben . Dieser Ansatz kann als „data 
driven approach“ eingeordnet werden (vgl . Betz 

121 Bradshaw u . a . (2007) kritisieren den Ansatz der EU zum Well-
being von Kindern, weil dieser das Wohlbefinden von Kindern auf den 
Armutsindikator reduziert habe . Bradshaw will dagegen mit seinem 
Team illustrieren, wie eine umfassendere und aussagekräftigere 
Umsetzung des Child Well-being auf derselben Datenbasis möglich 
gewesen wäre .
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2008 und ihre Übersicht über die unterschiedli-
chen Ansätze einer Sozialberichterstattung über 
Kinder) . 

Child Well-being bedeutet hier die Umsetzung der 
Rechte von Kindern . Dies kann gemessen werden 
als „positive child outcomes“ und als „negative 
child outcomes“ und Deprivation . Well-being und 
Deprivation bilden zwei Seiten einer Medaille,  
wobei Letzteres als Verstoß gegen die Kinderrechte 
gewertet wird . 

„Outcomes für Kinder sind nicht statisch . Sie sind 
das Resultat einer Interaktion zwischen Ressourcen 
und Risikofaktoren, die die persönliche Lebenssi-
tuation des Kindes, seine Familie und Freunde, die 
schulische Situation und die Gesellschaft betreffen . 
Diese Faktoren sind in ständigem Wandel begrif-
fen . Kinder bringen mit ihren sich entwickelnden 
Kompetenzen und Fähigkeiten ihr Well-being ak-
tiv hervor, indem sie diese verschiedenen Schutz- 
und Risikofaktoren aufeinander beziehen, ausglei-
chen, vermitteln und moderieren“ (Bradshaw u . a . 
2007, S . 135, Übersetzung M . Joos) . 

Wichtig an diesem Zugang zum Child Well-being 
erscheint, 
(1)  dass die Rechte von Kindern die Grundlage für 

das Well-being schaffen, 
(2)  dass die „outcomes“, also die Wirkungen und 

Effekte von Bedingungen, Strukturen und Vor-
aussetzungen, betrachtet werden und 

(3)  dass die Kinder aktiv an der Herstellung ihres 
Wohlbefindens beteiligt sind . Hierbei sind Res-
sourcen, Risiko- und Schutzfaktoren in ihren 
unterschiedlichen Wirkungen auf die Hervor-
bringung von Well-being zu unterscheiden . 

Cluster des Child Well-being  
Das Autorenteam um Bradshaw hat folgende acht 
Cluster des Well-being von Kindern entwickelt: 

die materielle Lebenssituation,  ■
die Wohnsituation, ■
Gesundheit, ■
das subjektive Wohlbefinden, ■
Bildung, ■

Beziehungen/Bindungen/Integration, ■
Partizipation, ■
Risiken und Sicherheit .  ■

Im Folgenden soll an einem Beispiel – dem Cluster 
Beziehungen von Kindern – dargestellt werden, 
mit welchen Indikatoren das Forscherteam das 
Well-being von Kindern im Lebensbereich „Bezie-
hungen“ operationalisiert: 

Familienstruktur (Ein-Eltern-Familien, Stief- ■
familien),
Beziehungen zu den Eltern (Häufigkeit von  ■
gemeinsamen Mahlzeiten in der Woche, Häu-
figkeit von Gesprächen mit den Eltern in der 
Woche, wobei hier Deutschland und Luxem-
burg die niedrigsten Plätze belegen), 
Beziehungen zu Gleichaltrigen („Erlebst du   ■
deine Peers als freundlich und hilfsbereit?“) . 

Auf der Basis einer sekundäranalytischen Daten-
auswertung werden auf einer ersten Stufe die 
europäischen Mitgliedsländer im Hinblick auf die 
Einzelindikatoren miteinander verglichen und in 
übersichtlichen Grafiken in Form eines Rankings 
dargestellt . In der zweiten Stufe werden für die 
einzelnen Cluster europäische Ländervergleiche 
durchgeführt und schließlich erfolgt ein Vergleich 
des Gesamtindex Child Well-being, welcher eine 
Verdichtung aller acht Cluster darstellt . 

Deutschland belegt beim Child-Well-being-Index 
den neunten Platz von 25 Ländern . Zypern, die 
Niederlande und Schweden weisen das höchste 
Wohlbefinden ihrer Kinder und Jugendlichen auf, 
Lettland, Estland und Litauen das niedrigste .  

2. Der UNICEF-Bericht zur Lage der Kinder in 
Deutschland (Bertram 2006, 2008) 

Im Folgenden soll der Ansatz der UNICEF-Studie 
vorgestellt werden, die unter der Leitung von 
Hans Bertram durchgeführt wurde . Hier wird 
nicht mit dem Begriff des Child Well-being ope-
riert, sondern mit dem der „Lebenslage“ von Kin-
dern . Im Rahmen einer Sekundärauswertung von 
repräsentativen Befragungen von Kindern und  
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Jugendlichen im Alter zwischen 0 und 18 Jahren 
(bzw . deren Bezugspersonen) wurden Themen-
felder wie Bildung, Gesundheit, Lebenssituation, 
Migration, Familie, Betreuung, Wohlbefinden und 
die Entwicklungschancen von Kindern untersucht .   

In der Studie wurde mit sechs zentralen Indikato-
ren gearbeitet, die alle auch im bereits vorgestell-
ten Modell von Bradshaw u . a . (2007) verwendet 
werden: 

Dimension 1: Materielle Lage (Material well- ■
being), 
Dimension 2: Gesundheit und Sicherheit  ■
(Health and safety), 
Dimension 3: Bildung (Educational well-being), ■
Dimension 4: Beziehungen zu Eltern und   ■
Freunden (Family and peer relationships),
Dimension 5: Verhalten und Risiken   ■
(Behaviours and risks), 
Dimension 6: Subjektives Befinden   ■
(Subjective well-being) . 

Der Fokus der UNICEF-Studie ist etwas einge-
schränkter als der der EU-Studie von Bradshaw 
(2007), weil die Indikatoren „Wohnsituation“  
und „Partizipation von Kindern und Jugendlichen“ 
nicht in das Auswertungsmodell zu den Lebens-
lagen von Kindern eingegangen sind . 

Im internationalen Vergleich erlangt Deutschland 
in dieser Studie lediglich Platz 11 von 21 Ländern, 
weil es in allen Einzeldimensionen nur durch-
schnittliche Werte erreicht . „Den besten Wert 
erreicht Deutschland noch bei der Einschätzung 
der Jugendlichen und Kinder zur eigenen Lebens-
situation (…)“ (Bertram 2006, S . 10) .

Der Ansatz ist für den ersten Kinder- und Jugend-
bericht Rheinland-Pfalz insofern interessant,  
als hier ein Bundesländervergleich durchgeführt 
und somit eine Einordnung von Rheinland-Pfalz 
möglich wird (siehe Abbildung 139: „Zur Lage 
der Kinder in Deutschland – die Bundesländer im 
Vergleich“; Bertram 2006, S . 36) . Das Bundesland 
Rheinland-Pfalz liegt insgesamt an 6 . Stelle von 
16 Bundesländern, Baden-Württemberg liegt auf 
Platz 1, Bremen auf dem letzten Platz . Im Hinblick 

auf die Dimension 2 „Gesundheit und Sicherheit“ 
belegt Rheinland Pfalz jedoch lediglich den 13 . 
Platz, in der Dimension „Bildung“ sogar nur den 
14 . Platz und liegt an vorletzter Stelle, während 
die „Materielle Lage“ und die „Beziehungen zu El-
tern und Freunden“ in Rheinland-Pfalz sehr positiv 
ausgeprägt sind und im Bundesländervergleich 
den dritten Platz belegen .  

Es zeigt sich, dass es in Deutschland erhebliche 
(bundes-)länderspezifische Differenzierungen im 
Hinblick auf die Lebenslagen von Kindern gibt,  
sodass davon auszugehen ist, dass die regionale 
und die soziale Herkunft von Jungen und Mädchen 
in entscheidender Weise über ihre Bildungs- und 
Zukunftschancen mitbestimmt .   

Darüber hinaus fällt in der UNICEF-Studie auf, 
dass es in keinem Bundesland Angaben zum  
„Subjektiven Befinden“ von Kindern und Jugend-
lichen gibt (Dimension 6) und zu „Verhalten und 
Risiken“ (Dimension 5) des Child Well-being  
lediglich für 6 von 16 Bundesländern Angaben 
vorliegen . Hier scheinen erhebliche Datenlücken 
zu existieren, die auch für die Erstellung des 
rheinland-pfälzischen Kinder- und Jugendberichts 
problematisch werden können . 
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Abbildung 137: Zur Lage der Kinder in Deutschland –  
die Bundesländer im Vergleich 
 
Die Bundesländer sind in der Reihenfolge aufgelistet, die ihrem durchschnittlichen Rang in vier  
Dimensionen entspricht . Zum „Subjektiven Befinden“ der Kinder gibt es keine Daten auf Ebene  
der Bundesländer, in der Dimension „Verhalten und Risiken“ liegen nur für sechs Bundesländer Daten 
vor . Ein hellgrauer Hintergrund steht für einen Platz im oberen Drittel der Rangliste, helles Grün  
zeigt das mittlere Drittel an und Grün steht für ein Abschneiden im unteren Drittel der Bundesländer . 

3. Vorschlag für einen evidenzbasierten  
Ansatz zur Messung des Child Well-being 
(Land u. a. 2007)

Dieser evidenzbasierte Ansatz zur Messung von 
Child Well-being lässt sich dadurch kennzeichnen, 
dass objektive soziale Indikatoren und Indikatoren 
zum subjektiven Wohlbefinden miteinander 
verknüpft werden . Unter subjektivem Well-being 
wird die persönliche Bewertung bzw . Bilanzierung 
der im Leben gemachten positiven Erfahrungen 
verstanden . Diese setzt sich aus drei Komponen-
ten zusammen: 

Dimension 1 Dimension 2 Dimension 3 Dimension 4 Dimension 5 Dimension 6

Bundesländer Durchschnitt-
licher Rang (nach  
4 Dimensionen)

Materielle 
Lage

Gesundheit 
und  

Sicherheit

Bildung Beziehung zu 
Eltern und 
Freunden

Verhalten 
und Risiken

Subjektives 
Befinden

Baden-Württemberg 2,3 1 1 3 4 n/a n/a

Bayern 4,0 2 5 8 1 2 n/a

Hessen 5,3 4 7 5 5 4 n/a

Nordrhein-Westfalen 5,3 7 10 2 2 n/a n/a

Sachsen 7,3 12 3 1 13 n/a n/a

Rheinland-Pfalz 8,3 3 13 14 3 n/a n/a

Hamburg 8,5 10 2 16 6 n/a n/a

Niedersachsen 8,5 6 12 6 10 n/a n/a

Brandenburg 8,8 11 8 4 12 1 n/a

Saarland 9,0 8 14 7 7 n/a n/a

Schleswig-Holstein 9,5 5 6 12 15 n/a n/a

Thüringen 10,0 9 11 11 9 3 n/a

Berlin 11,0 14 4 10 16 6 n/a

Mecklenburg-Vorp . 11,3 13 9 9 14 5 n/a

Sachsen-Anhalt 13,5 15 15 13 11 n/a n/a

Bremen 13,8 16 16 15 8 n/a n/a
 
Quelle: Bertram 2006, Zur Lage der Kinder in Deutschland, Innocenti Working Paper, UNICEF, S . 36

der Lebenszufriedenheit insgesamt,  ■
den positiven Gefühlen und ■
den negativen Gefühlen   ■
(Land u . a . 2007, S . 109f .) . 

Ausgangspunkt für die zentrale Fragestellung die-
ses Ansatzes sind die Studien von Cummins (1996, 
1997), der zeigen konnte, dass es eine große Über-
einstimmung zwischen den für das Well-being re-
levanten Lebensbereichen gibt, die in den Studien 
zum subjektiven Wohlbefinden identifiziert, und 
denjenigen, die in den Experten-Panels mit objek-
tiven sozialen Indikatoren ausgemacht wurden . 
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Der CWI ist ein zusammengesetztes Maß aus 
Trends bzw . Zeitreihen zum Well-being von Kindern 
und Jugendlichen in Amerika . Dieses setzt sich aus 
mehreren, aufeinander bezogenen summarischen 
Indices aus jährlichen Zeitreihen von zahlreichen 
Sozialindikatoren zum Well-being von Kindern 
und Jugendlichen in den Vereinigten Staaten zu-
sammen .123 

In der folgenden Tabelle 37 werden die sieben  
zentralen Lebensbereiche des Well-being von  
Kindern und Jugendlichen sowie die dazugehörigen 
Schlüsselindikatoren aufgezeigt . 

123 Der Child-Well-being-Index ist „a composite measure of trends 
over time in the well-being of America’s children and young people, 
that consists of several interrelated summary indices of annual time 
series of numerous social indicators of the well-being of children and 
youth in the United States“ (Land u . a . 2007, S . 111) .

So lautet denn auch die zentrale Frage dieses 
Aufsatzes, ob Studien, die sich auf das subjektive 
Well-being beziehen, nicht herangezogen werden 
könnten, um zusammengesetzte oder summari-
sche Lebensqualitätsindices stärker evidenzbasiert 
auszurichten, nicht nur im Hinblick auf die Nutzung 
empirischer Daten, sondern gerade auch in der 
Auswahl von Bereichen des Well-being und der 
konstruierten Indikatoren .122 Die Autoren bejahen 
diese Frage und demonstrieren dies am „Child and  
Youth Well-being Index“ (CWI) (Land u . a . 2007, 
S . 111) . 

122 „Can subjective well-being studies be used to make composite 
or summary quality-of-life indices more evidence-based not only in 
the use of empirical data, but also in the selection of the domains of 
well-being and indicators used in their construction?” (Land u . a . 2007, 
S . 111) .

Tabelle 37: Die 28 Indikatoren des FCD-Land-Index (The 28 key measures used in the FCD-Land Index) 
 

Domain Key measures

Family economic
well-being domain

Poverty rate (all families with children)
Secure parental employment rate
Median annual income (all families with children)
Rate of children with health insurance

Health domain Infant mortality rate
Low birth weight rate
Mortality rate (ages 1 – 19)
Rate of children with very good or excellent health (as reported by parents)
Rate of children with activity limitations (as reported by parents)
Rate of overweight children and adolescents (ages 6 – 19)

Safety / behavioral domain Teenage birth rate (ages 10 – 17)
Rate of violent crime victimization (ages 12 – 19)
Rate of violent crime offenders (ages 12 – 17)
Rate of cigarette smoking (grade 12)
Rate of alcohol drinking (grade 12) 
Rate of illicit drug use (grade 12)

Educational attainment
domain

Reading test scores (Ages 9, 13, and 17)
Mathematics test scores (ages 9, 13, and 17)
Rate of persons who have received a high school diploma (ages 18 – 24)

Community connectedness Rate of youths not working and not in school (ages 16 – 19)
Rate of pre-kindergarten enrolment (ages 3 – 4)
Rate of persons who have received a bachelor’s degree (ages 25 – 29)
Rate of voting in presidential elections (ages 18 – 20)

Social relationships domain Rate of children in families headed by a single parent
Rate of children who have moved within the last year (ages 1 – 18)

Emotional /spiritual
well-being domain

Suicide rate (ages 10 – 19)
Rate of weekly religious attendance (grade 12)
Percent who report religion as being very important (grade 12)

 
Unless otherwise noted, indicators refer to children ages 0 – 17 .  Quelle: Land (2006), S . 24
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Es werden sieben Lebensbereiche unterschieden, 
die in ähnlicher Begrifflichkeit auch im Index von 
Bradshaw u . a . (2007) und in der UNICEF-Studie 
(2006) verwendet werden: 

das materielle familiäre Wohlergehen,  ■
Gesundheit,  ■
Sicherheit und Verhalten, ■
Bildung(serfolg),  ■
soziale Integration in die Gemeinschaft/  ■
Gesellschaft, 
soziale Beziehungen,  ■
emotionales/religiöses Wohlbefinden .  ■

Lediglich das emotionale bzw . spirituelle/religiöse 
Wohlbefinden bildet eine Kategorie, die in den 
anderen Ansätzen bisher nicht auftauchte . 

Folgende Fragen können an den CWI adressiert 
werden: 

Wie hat sich das Well-being in den vergangenen  ■
20 Jahren in den USA verändert?
Hat es sich verbessert oder verschlechtert? ■
In welchen Lebensbereichen?  ■
Für bestimmte Altersgruppen? ■
Für bestimme ethnische Gruppen? ■
Für beide Geschlechter gleichermaßen? ■
Haben sich die ethnischen und Geschlechter- ■
disparitäten vergrößert oder reduziert? 

Land und sein Team erstellen zu den sieben Indi-
katoren zum Child Well-being Zeitreihen ab dem 
Jahr 1975 bis ins Jahr 2003, die alle zusammen in 
eine Grafik eingetragen werden . Das Ausgangs-
jahr 1975 wird als Basiswert (100) verwendet und 
davon ausgehend wird die positive bzw . negative 
Entwicklung der Indikatoren in den einzelnen Le-
bensbereichen abgetragen . 

Auffällig in den Vereinigten Staaten ist insbeson-
dere der Indikator „Gesundheit“, der seit dem Jahr 
1979 permanent sinkt . Dies hat mit der Variable 
„Rate of overweight children and adolescent“ 
(Übergewicht der 6- bis 19-Jährigen) zu tun . Auch 
der Indikator „Social relationship domain“ (Soziale 
Beziehungen) nimmt im Zeitverlauf eine bedenk-
lich negative Entwicklung, scheint jedoch seit 
Ende der 1990er Jahre wieder zu steigen . 

An den bislang hier vorgestellten Studien zum 
Child Well-being wird jedoch von sogenannten 
„kindzentrierten Ansätzen“ (z . B . Fattore u . a . 2007) 
Kritik geübt, die sich auf folgende Punkte beläuft: 

Kinder werden als „Werdende” betrachtet unter  ■
der Perspektive, ob und wann sie die „Meilen-
steine“ der Entwicklung erreichen . Die Gültig-
keit traditioneller altersbasierter Entwicklungs-
marker und ihre behauptete Relevanz für ein 
„erfolgreiches Erwachsenenleben” wird von den 
„kindzentrierten Ansätzen“ in Frage gestellt 
(Fattore u . a . 2007, S . 8) . Kinder mit den norma- 
tiven Maßstäben einer „normalen Entwicklung“ 
zu messen wird zurückgewiesen . 

Die Defizit- und Problemperspektive auf Kinder  ■
wird kritisiert: In den herkömmlichen Ansätzen 
bedeute Well-being von Kindern und Jugend-
lichen, dass keine Entwicklungs- oder gesund-
heitlichen Probleme bzw . keine „negativen Er-
gebnisse“ auftreten . Kinder werden als Objekte, 
als abhängige Variablen von (internen und ex-
ternen) Determinanten aufgefasst und weniger 
als soziale Akteure, die ihre soziale Umgebung 
mit gestalten und Probleme und Entwicklungs-
schwierigkeiten auch als Herausforderung be-
greifen können (Stichwort: Resilienz) . 

Das Well-being von Kindern wird als Erfolg oder  ■
Scheitern der Institutionen für Kinder bewertet . 

Die Konzeptualisierung und Erfassung von  ■
kindlichem Well-being aus einer erwachsenen-
zentrierten Perspektive wird problematisiert . 
Well-being sollte vielmehr aus der Perspektive 
der Kinder selbst erforscht werden . 

Vor dem Hintergrund dieser kritischen Einschät-
zung bislang existierender Ansätze zur Bestim-
mung des Well-being von Kindern soll hier ein 
Vorschlag vorgestellt werden, wie ein Indikatoren-
modell aussehen könnte, welches Kinder in den 
Fokus der Forschung rückt . 
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4. Vorschlag für ein Indikatorenmodell, 
welches Well-being aus der Perspektive von 
Kindern berücksichtigt 

Die im Folgenden vorgestellten Ansätze von Fat-
tore u . a . (2007, 2009) und Crivello u . a . (2009) 
sind dadurch gekennzeichnet, dass eine Annähe-
rung an die Perspektive der Kinder vorgenommen 
wird, um das Well-being aus ihrer Sicht zu verstehen . 
Die Bedeutung von zentralen Lebensbereichen für 
kindliches Well-being soll erkannt und auf dieser 
Basis sollen aussagekräftige Indikatoren entwickelt 
werden . Die Lebenswelt, die Erfahrungen und die 
Sichtweisen der Kinder und Jugendlichen selbst 
sollen in den Fokus der Forschung rücken, während 
die adultistische Perspektive abgelehnt wird .  

Im Zentrum des Erkenntnisinteresses steht die Fra-
ge: Was heißt „positives” Well-being von Kindern, 
wenn Kinder als Teilnehmende in die Forschung 
einbezogen werden („children as participants in 
the research“)? Dies erfordere einen anderen epi-
stemologischen Ansatz, so die Autoren, der sich 
deutlich von der bisherigen Forschung über Well-
being unterscheide (Fattore u . a . 2007, S . 6) . Kinder 
werden hier als soziale Akteure verstanden, als 
aktiv Handelnde . 

„Das fundamentale Prinzip, welches die Arbeit 
der Kommission leitete, war das zentrale Ziel des 
Projektes, Kinder in das Zentrum zu rücken, um 
zu explorieren, was Well-being aus ihrer Sicht 
ausmacht . Ausgehend von der Bedeutung, die sie 
dem Konzept beimessen, sollen die zentralen 
Lebensbereiche identifiziert und operationalisiert 
werden, um wichtige Aspekte des Well-being der 
Bevölkerungsgruppe Kinder zu beobachten und  
zu messen“ (Fattore u . a . 2008, S . 6, Übersetzung 
M . Joos) .124

124 „The principal governing the work of the Commission (…) was the 
significant factor influencing the fundamental aim of the project to 
place children centrally in exploring their views of what constitutes 
their well-being and, from the meanings they attach to the concept, 
to identify key domains that can be operationalised for monitoring 
and measuring important aspects of well-being at a population 
level” (Fattore u . a . 2007, S . 6) . 

Kinder in den Fokus der Forschung rücken –  
„Placing Children centrally”

Für diesen Zugang zum Child Well-being werden 
qualitative Methoden als zentral erachtet . Ins-
besondere der ethnografischen Forschung wird 
ein großes Potential zugesprochen und es wird 
ein Bezug zur phänomenologischen Tradition 
hergestellt . Dementsprechend wird ein positivis-
tischer bzw . objektivistischer Zugang zur Erfor-
schung des Well-being von Kindern abgelehnt . 
Stattdessen wird ein konstruktivistischer Zugang 
gewählt, davon ausgehend, dass Child Well-being 
ein soziales Konstrukt darstellt und dass Wissen 
und Erkenntnisse in der Interaktion zwischen 
Forschern und Beforschten hergestellt werden . In 
diesem Ansatz zur Bestimmung des Child Well-
being wird eindeutig Bezug auf die „Neue Sozio-
logische Kindheitsforschung“ genommen, welche 
die konzeptuelle Autonomie von Kindern entdeckt 
und die Differenz der Perspektive von Kindern 
eingefordert hat . Darüber hinaus betont dieser die 
Bedeutung der Gegenwart von und für Kinder – im 
Unterschied zur Zukunftsorientierung der erwach-
senen- bzw . expertokratischen Sichtweise in der 
Sozialindikatorenforschung . 

Werden Kinder an der Forschung über ihr Well-
being beteiligt, so zeigt sich, dass Well-being von 
Kindern durch Gefühle wie Glücklichsein, aber 
auch Traurigsein definiert wird . Insbesondere 
bedeutet Well-being für Kinder, sich in sozialen 
Beziehungen sicher und geborgen zu fühlen, was 
dann eintritt, wenn Kinder Beziehungen als har-
monisch erleben . Well-being aus der Perspektive 
von Kindern meint auch, eine moralisch handelnde 
Person zu sein, d . h . die eigenen Interessen zu ver-
folgen, aber gleichzeitig das Wohlergehen der an-
deren im Blick zu haben (Fattore u . a . 2007, S . 18) . 
Erwachsene handeln aus Sicht der Kinder dann 
moralisch, wenn sie Entscheidungen im Sinne der 
Kinder treffen . 
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Vorschlag für ein Indikatorenmodell aus der 
Perspektive von Kindern (nach Fattore u. a. 
2007, 2009): 

Autonomie und Handlungsfähigkeit („Auto- ■
nomy and Agency“); Well-being bedeutet für 
Kinder, Spielräume zu haben, in denen sie frei 
handeln können, Entscheidungs- und Wahl-
möglichkeiten zu haben sowie zu erleben, dass 
sie ihren Alltag beeinflussen können . Mit die-
sem Indikator ist die Handlungsbefähigung und 
Selbstwirksamkeit von Kindern und Jugendli-
chen angesprochen, denen gerade auch im 13 . 
Kinder- und Jugendbericht für das Wohlergehen 
und die Gesundheitsförderung ein zentraler 
Stellenwert zugesprochen wird (BMFSFJ 2009) . 

Sicherheit und Geborgenheit („Keeping safe  ■
and feeling secure“); Ängste und Unsicherheiten 
schränken das Wohlbefinden ein, insbesondere 
Begrenzungen der Partizipations- und Hand-
lungsmöglichkeiten werden von Kindern negativ 
betont . Die bauliche Gestaltung der Umwelt 
sowie die kindliche Aktivitäten eingrenzenden 
Sorgen und Ängste der Eltern werden explizit 
genannt .   

Selbst/Selbstwert („Positive Sense of Self“); hier  ■
ist ein positives Selbstwertgefühl angesprochen 
sowie die Anerkennung durch andere . Kinder 
fühlen sich wohl, wenn sie Wertschätzung durch 
andere erfahren und sich selbst „okay“ finden . 

Aktivitäten und Aktivsein („Activities and Being  ■
Active“); dieser Lebensbereich findet sich auch 
in vielen „klassischen“ Sozialindikatorenansätzen 
und wird häufig mit „Aktivitäten von Kindern“ 
überschrieben . Aktivitäten sind aus der Pers-
pektive von Kindern wichtig, weil sie ihnen die 
Gelegenheit geben, ihre eigenen Kompetenzen 
zu erfahren, die Wirksamkeit ihres Handelns zu 
erleben, weil sie Gelegenheiten zum Lernen fin-
den und sich darüber weiterentwickeln können . 
Wichtig für Kinder ist ebenfalls, dass Aktivitäten 
in ein Netz von Beziehungen zu Gleichaltrigen, 
aber auch zu Erwachsenen eingebettet sind .  

Mit Schwierigkeiten und Widrigkeiten umgehen  ■
zu können („Adversity-Dealing with Difficult 
Times“); Kinder beschreiben hier vor allem, wie 
ihre Möglichkeiten, mit Schwierigkeiten umzu-
gehen, von der Unterstützung ihres (sozialen) 
Umfeldes abhängt . Hier sind Schutzfaktoren 
angesprochen wie bspw . eine unterstützende 
und sorgende Familie oder Freunde, die Kindern 
dabei helfen, mit Problemen und Schwierigkeiten 
fertig zu werden . 

Materielle und ökonomische Ressourcen; Kindern  ■
ist durchaus bewusst, dass Geld den Zugang zu 
kulturellen Aktivitäten und kulturellem Kapital 
eröffnet . Die für Kinder zentrale Verbindung 
zum eigenen Wohlbefinden verläuft nicht auf 
einer individuellen Ebene, d . h . darüber, mög-
lichst viele Dinge zu besitzen, sondern über den 
Lebensstandard des familiären Haushaltes . Die 
negative Seite der materiellen Möglichkeiten ist 
die von Kindern erlebte relative Armut, die ihr 
Wohlbefinden belastet, indem sie sich z . B .  
Sorgen darüber machen, ob ihre Familie „über 
die Runden“ kommt, oder dass sie sich vor an-
deren Kindern schämen . 

Wohnung und Wohnumfeld; lärmige, unhy- ■
gienische und verkehrsbelastete Wohnumge-
bungen werden von Kindern als belastend und 
ihrem Wohlbefinden abträglich erlebt . 

Gesundheit („Physical Health: Eat Well and Be  ■
Active”); Für Kinder ist es wichtig, körperlich 
fit und gesund zu sein, weil dies die Vorausset-
zung für die Teilhabe an Aktivitäten darstellt . 
Dies wiederum ist entscheidend für das Wohl-
befinden von Kindern . Die befragten Kinder 
und Jugendlichen wissen, dass sie durch ihre 
Ernährung, Sport, Bewegung und angemessene 
Selbstsorge zu ihrer Gesundheit beitragen . 

Soziale Verantwortung und moralisches Han- ■
deln („Social Responsibility and Moral Agency – 
being a good person”) (Fattore u . a . 2009,  
S . 71); entscheidend für das Wohlbefinden von 
Kindern ist es, Verantwortung für sich und 
andere zu übernehmen und davon überzeugt 
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zu sein, dass sie das „Richtige“ tun . Für Kinder 
scheint es bedeutsam zu sein, in ihrem Alltag  
nach ihren Werten und Überzeugungen zu 
handeln und somit ein Gefühl der emotionalen 
Integrität zu erleben . Hier spielen Aushand-
lungen und die elterliche Unterstützung in der 
Aushandlung von moralischen Situationen eine 
zentrale Rolle, weil diese Kindern die Gelegen-
heit bieten, sich ihrer eigenen Werthaltungen 
bewusst zu werden .

Insgesamt „zeigt sich, dass zwischenmenschliche 
Beziehungen für das subjektive Well-being von 
Kindern von zentraler Bedeutung sind . Wie gut es 
ihnen geht, hängt in starkem Maße von der Qua-
lität und der Stärke der unmittelbaren sozialen  
Beziehungen in der Familie und der Peer-Gruppe 
ab . In vielen Fällen war das Well-being von Kindern 
auch verknüpft mit dem Zugang zu institutionellen 
Angeboten und Diensten, insbesondere im Bezug 
zur Schule” (Crivello u . a . 2009, S . 69; Übersetzung 
M . Joos) . 

Es lässt sich resümieren, dass der Einbezug der 
Perspektive von Kindern in die Erforschung des 
Well-being die bereits existierenden Sozialindika-
torenansätze validieren kann, indem die Bedeut-
samkeit bestimmter Lebensbereiche unterstrichen 
wird (Aktivitäten von Kindern, Wohnung und 
Wohnumfeld, materielle Ressourcen, Gesundheit, 
Sicherheit), und vervollständigen kann, indem 
bestimmte, bislang übersehene Bereiche zusätz-
lich aufgegriffen werden (Autonomie und Agency, 
Selbst(wert), mit Schwierigkeiten umzugehen/
Problembewältigung, soziales und moralisches 
Handeln) . Hierfür bilden jedoch Befragungen  
von Kindern und Jugendlichen selbst eine unab-
dingbare Voraussetzung . 

4.1.3 Fazit: zentrale Ergebnisse und 
Perspektiven

In Kapitel 4 .1 erfolgte ein theoriegeleiteter Zugang 
zu einer Kinder- und Jugendberichterstattung  
unter folgenden Fragestellungen: 

„Welche Formen und Traditionen der Berichter-
stattung über Kinder und Jugendliche existieren 
bereits? Kann im Hinblick auf die Erstellung des 
rheinland-pfälzischen Kinder- und Jugendberichts 
darauf aufgebaut werden? Welche anerkannten 
theoretischen Konzepte sind auf den Kinder- und 
Jugendbericht Rheinland-Pfalz übertragbar?  
Und welche anerkannten Indikatorenmodelle  
zum Child Well-being existieren bereits?“

Die Erarbeitung erfolgte dabei auf mehreren Ebe-
nen: Es wurde sowohl auf der nationalen und der 
internationalen Ebene, auf der Ebene der öffent- 
lichen Berichterstattung über Kinder und Jugendli-
che sowie der sozialwissenschaftlichen Forschung 
über Kinder (z . B . Kindersurveys) recherchiert . 

Daraus resultieren nun folgende Hinweise für die 
Konzipierung des rheinland-pfälzischen Kinder- 
und Jugendberichtes: 

Die letzten Kinder- und Jugendberichte der  ■
Bundesregierung unterstreichen allesamt die 
herausragende Bedeutung des aufeinander ab-
gestimmten Zusammenspiels zwischen öffent-
licher und privater Verantwortung für das gelin-
gende und gerechte Aufwachsen von Kindern in 
Deutschland . 

Die Kinder- und Jugendberichte auf Bundes- ■
länderebene erscheinen – mit Ausnahme der 
Berichte von Nordrhein-Westfalen – als eher 
unsystematische und unregelmäßige Angele-
genheiten . Regional differenzierte Länderbe-
richte liegen nicht vor . Es gibt in den Bundes-
ländern kaum eine Tradition der regelmäßigen 
und systematischen Berichterstattung zu den 
Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen, auf 
der aufgebaut werden könnte .
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von Child Well-being bilden . Da aber die Daten 
zur subjektiven Perspektive von Kindern für 
Rheinland-Pfalz nicht vorliegen, entschied sich 
die Projektgruppe für den Begriff der Hand-
lungsräume, da dieser die objektivierbaren Vor-
aussetzungen der Handlungsmöglichkeiten von 
Kindern fokussiert . 

In zukünftigen rheinland-pfälzischen Kinder-  ■
und Jugendberichten ist eine Stärkung der sub-
jektiven Perspektive von Kindern unerlässlich, 
um auch das Wohlbefinden in das Konzept des 
Child Well-being aufnehmen zu können . 

Dies ist als Desiderat zu markieren, und für die  ■
nächsten rheinland-pfälzischen Kinder- und 
Jugendberichte ist als Forschungsperspektive 
festzuhalten, dass Kinder- und Jugendbefra-
gungen in den Regionen von Rheinland-Pfalz 
durchgeführt werden sollten .

Auf der Grundlage der internationalen Forschung  ■
zeichnet sich die Perspektive ab, dass (a) ein 
Gesamtindex für das Child Well-being entwickelt 
wird und (b) Längsschnittbetrachtungen ange-
strebt werden . Das bedeutet, dass der Gesamt-
index zum Well-being von Kindern vor allem 
in Zeitreihen aussagefähig ist, um langfristige 
Entwicklungen im Wohlbefinden von Kindern 
und Jugendlichen erfassen, vergleichen und 
einordnen zu können . Dieser längsschnittliche 
Ansatz macht jedoch eine Auf-Dauer-Stellung 
einer Berichterstattung über Kinder- und Ju-
gendliche notwendig . 

Als Fazit kann festgehalten werden, dass das Child- 
Well-being-Konzept international anerkannt 
und etabliert ist . Es bietet eine gute theoretische 
Grundlage, die Lebensbedingungen von Kindern 
– auch aus ihrer subjektiven Perspektive – zu 
analysieren . Das Konzept verfolgt als zentralen 
Analysefokus, Angebote und Infrastrukturen für 
Kinder und Familien unter dem Blickwinkel der 
Handlungserweiterung (Autonomie und Partizipa-
tion) und der Handlungsbegrenzung (soziale Un-
gleichheit, Deprivation und Knappheit in jeglicher 
Hinsicht und somit als Begrenzung der Verwirkli-
chungschancen von Kindern) zu evaluieren .

Das bedeutet für den ersten Kinder- und Jugend-  ■
bericht Rheinland-Pfalz, dass ein eigener theo-
retischer und empirischer Ansatz einer regional 
differenzierenden Sozialberichterstattung über 
Kinder und Jugendliche entwickelt werden muss .

Die Projektgruppe des rheinland-pfälzischen  ■
Kinder- und Jugendberichts versucht, sowohl 
theoretisch als auch methodisch ein eigenes 
Konzept umzusetzen: Auf der Basis von Recher-
chen zum internationalen Konzept des „Child 
Well-being“ wurden theoretische Zugänge, 
Konzepte zur Messung, Operationalisierung 
und Beschreibung des Child Well-being heran-
gezogen, diskutiert und geprüft . 

Es stellte sich jedoch heraus, dass der interna- ■
tional verwendete und etablierte Begriff des 
„Child Well-being“ nicht eindeutig bestimmt ist . 
Dennoch entschied sich die Projektgruppe für 
die Verwendung des Begriffs – gerade auch weil 
dieser im deutschen Kontext weniger besetzt 
und konnotiert ist als bspw . der Begriff der  
„Lebensqualität“ oder der des „Guten Lebens“ . 

Der Begriff des „Child Well-being“ wird von der  ■
Projektgruppe nicht direkt übersetzt, sondern 
in drei Dimensionen aufgespalten und somit 
indirekt in folgende Begriffe übersetzt: Lebens-
bedingungen, Wohlfahrt und Handlungsräume . 
Wohlfahrt steht für die in öffentlicher Verant-
wortung bereitgestellte Infrastruktur für Kinder 
und ihre Familien (z . B . Betreuung und Bildung); 
Lebensbedingungen sind z . B . demografische 
und ökonomische Faktoren der Regionen, in  
denen Kinder leben . Handlungsräume stehen 
für die Handlungsmöglichkeiten von Kindern 
bzw . die Befähigung zum Handeln („agency“), 
die sich aus der Wohlfahrt und den Lebens-
bedingungen ergeben und durch eine aktive 
Herstellungsleistung der Kinder entstehen  
(vgl . hierzu ausführlicher Kap . 4 .2) .

Streng genommen sollte das subjektive Wohl- ■
befinden von Kindern und Jugendlichen, ihre 
Sichtweise auf ihre Lebensbedingungen und die 
vorfindliche Infrastruktur die dritte Dimension 
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en Städten von Rheinland-Pfalz . Die Datenlage 
erwies sich vor allem deshalb als defizitär, weil so 
gut wie keine Informationen zur subjektiven Sicht 
der Kinder vorliegen . Deshalb sind für weitere 
Berichte Kinder- und Jugendbefragungen dringend 
erforderlich .

Da der Landtag von Rheinland-Pfalz eine regional 
differenzierte Analyse wünschte, empfahl sich 
methodisch ein empirisch quantitativer indi-
katorengestützter Ansatz . Dieser ermöglicht in 
komprimierter Form eine Beschreibung des Child 
Well-being in den 36 Landkreisen und kreisfrei-

4.2 Annäherungen an ein Daten- und Indikatoren- 
konzept für die Kinder- und Jugendberichte des Landes 
Rheinland-Pfalz

In diesem Kapitel wird das für den ersten Kinder- 
und Jugendbericht des Landes Rheinland-Pfalz 
entwickelte Daten- und Indikatorenkonzept 
vorgestellt und erläutert . Mit dem Indikatoren-
konzept soll dem Berichtsauftrag des Landtages 
Folge geleistet werden, „solide Daten über die 
Lebenswirklichkeit junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz“ so aufzubereiten, dass sie „Basis einer 
kinderfreundlichen Politik“ sein können (Landtag 
Rheinland-Pfalz 2007f) . Gefordert wird von dieser 
regelmäßigen Berichterstattung sowohl ein Über-
blick zu einer Vielzahl bedeutsamer Themenge-
biete als auch eine nach Landkreisen und Städten 
differenzierte Analyse . Um in der Flut möglicher 
Daten und Informationen nicht zu „ertrinken“, 
ist es erforderlich, diese Fülle begründet so zu 
verdichten, dass ein Bild der spezifischen Lebens-
bedingungen junger Menschen in den Regionen 
des Landes erkennbar wird . Gleichzeitig soll dieses 
Bild aber hinreichend komplex bleiben, um die 
Eigenheiten der Regionen mit ihren Stärken und 
Schwachpunkten angemessen wiederzugeben . 
Nur so können daraus Anhaltspunkte für eine kin-
derfreundliche Politik im Land und in den Kom-
munen gewonnen werden .

Das theoretische Konstrukt für diese Reduktion 
und Konzentration ist unter dem Titel „Child Well-
being“ als international anschlussfähig im vorher-
gehenden Kapitel vorgestellt und begründet wor-
den . In diesem Kapitel muss nun dargestellt und 
begründet werden, wie dieses Konstrukt plausibel 
umgesetzt und für den Untersuchungsauftrag des 
ersten Kinder- und Jugendberichtes Rheinland-

Pfalz operationalisiert werden kann . Die Dar-
stellung folgt hier der Logik vom Gesamten zum 
Einzelnen: Zunächst wird das Gesamtkonzept mit 
dem Gesamtindex für das Child well-being dar-
gestellt, anschließend werden die „Bestandteile“ 
des Gesamtkonzepts bis hin zu den Kennzahlen 
präsentiert .

Drei Dimensionen des Child Well-being stellen 
wesentliche Aspekte internationaler und auch tra-
ditioneller Berichterstattung dar (siehe Abb . 138) .

Abb. 138:  Die drei Dimensionen  
des Child-Well-being-Index

Quelle: eigene Darstellung
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Nach diesem ersten Überblick des Gesamtkonzepts 
Child Well-being soll zunächst der Prozess der 
Entwicklung „vom Rohdatum zum Indikatorenkon-
zept“ beschrieben und ein Überblick zu Definition 
und Aussagefähigkeit von Indikatoren und Index-
werten gegeben werden . Im Anschluss werden die 
drei Dimensionen des Child-Well-being-Konzeptes, 
nämlich Lebensbedingungen von Kindern, Jugend- 
lichen und Familien, Wohlfahrt (verstanden als 
Beitrag zu Verwirklichungschancen junger Men-
schen) sowie Handlungsräume von Kindern und 
Jugendlichen, eingehender vorgestellt . 

Diese drei Dimensionen sollen möglichst detailliert 
und transparent beschrieben werden, da hier nicht 
nur die Befunde, sondern auch das Konzept selbst 
als mögliche Orientierung für weitere Kinder- und 
Jugendberichte des Landes von Interesse sind . 
So werden pro Dimension zunächst theoretische 
Grundlagen skizziert, dann Indices, Indikatoren 
und Kennzahlen dargestellt . Die im Datenkonzept 
verwendeten und empfohlenen Daten können so 
im Einzelnen nachvollzogen werden . Abschließend 
werden Empfehlungen für Datenkonzepte zukünf-
tiger Kinder- und Jugendberichte in Rheinland-
Pfalz gegeben . 

Zur regionalen Differenzierung ist wichtig anzu-
merken, dass die hier untersuchten 36 Landkreise 
und kreisfreien Städte durch kommunale Grenzen 
bestimmt sind . Diese kommunalen Grenzen  
sind historisch und politisch bedingt und wurden 
nicht mit Rücksicht auf Faktoren der Lebens-
bedingungen von Kinder und Familien gezogen . 
Die Landkreise und kreisfreien Städte sind in sich 
wiederum heterogene und vielfach untergliederte 
Territorien . Der vorliegende Bericht kann dieser 
Vielfalt kleinräumig nicht gerecht werden, sondern 
hat das Ziel, aus Landesperspektive Gemeinsam-
keiten ebenso wie Besonderheiten der kreisfreien 
Städte und Landkreise als Bezugspunkte für landes- 
politische Entscheidungen zu identifizieren . Kon-
zeption und Befunde dieses Berichtes können aber 
auch eine mögliche Grundlage sein, an die klein-
räumigere und kommunale Berichte anknüpfen .

Zu den Dimensionen, ihren jeweils leitenden  
Fragestellungen und den dabei zurzeit zu berück-
sichtigenden Daten im Einzelnen:

Zu I:  ■ Was prägt die Lebensbedingungen, unter 
denen Kinder und Jugendliche in Rheinland-
Pfalz groß werden? 
Bevölkerungsstruktur und -entwicklung be-
stimmen die aktuelle und prognostizierte 
Zusammensetzung der Bevölkerung und haben 
wesentlichen Einfluss auf die Anforderungen an 
wohlfahrtsstaatliche Angebote und Leistungen 
sowie die Handlungsräume junger Menschen .
Dieser Aspekt findet noch stärkere Bedeutung in 
Bezug auf die materielle Lage einer Gebietskörper- 
schaft . Ist diese beispielsweise durch zahlreiche 
belastende Lebenssituationen geprägt, obliegt 
es der staatlichen Verantwortung, für einen 
Ausgleich Sorge zu tragen . 

Zu II: ■  Welchen Beitrag leisten wohlfahrts-
staatliche Angebote, Leistungen und Versor-
gungsstrukturen zu Verwirklichungschancen 
junger Menschen? 
Unter Wohlfahrt sollen hier Effekte und Wir-
kungen der sozialstaatlichen Leistungen und 
Strukturen verstanden werden, mit denen direkt 
und indirekt ein „Aufwachsen in öffentlicher 
Verantwortung“ gestaltet wird . Die Dimension 
berücksichtigt nicht nur die Beiträge zu Ver-
wirklichungschancen junger Menschen, sondern 
auch zu deren Wiederherstellung oder Erhalt . 

Zu III: ■  Was kann über die Handlungsräume  
junger Menschen ausgesagt werden? 
Der Begriff berücksichtigt die als zentral ange-
sehene eigenständige Handlungsperspektive 
von Kindern und Jugendlichen sowie die Ver-
wirklichungschancen, die sie dafür haben und 
bezieht diese im Wesentlichen auf die sozialen 
und territorialen Räume des Aufwachsens .  
Die Dimension fasst sowohl Möglichkeiten, die 
Kindern und Jugendlichen vor Ort zur Verfü-
gung stehen als auch die Einschränkungen ihrer 
Handlungsräume .
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gleichsstudien im Verhältnis des Bundesdurch-
schnitts zur Situation in den Bundesländern  
bekannt (u . a . Deutsches PISA-Konsortium 2002) . 

Wie in anderen Studien auch, haben diese Bedin-
gungen erheblichen Einfluss auf die Datenauswahl: 
Sie „reduzierte sich (…) zwangsläufig vom theo-
retisch ‚Wünschbaren‘ auf das aus Datenverfüg-
barkeitsgründen statistisch ‚Machbare‘“ (Prognos 
2007a, S .5) . Auf im dargestellten Datenkonzept 
derzeit nicht verfügbare Daten wird detailliert im 
letzten Punkt dieses Unterkaptitels eingegangen 
und es werden hierzu Empfehlungen für eine  
Weiterentwicklung des Datenkonzeptes gegeben .

4.2.1 Vom Datum über die Indikatoren 
zum Indexwert

Bevor das Daten- und Indikatorenkonzept im Ein-
zelnen dargestellt und erläutert wird, soll zumin-
dest skizziert werden, welche Abstimmungs- und 
Auswertungsprozesse hierzu erforderlich waren . 
Abbildung 139 zeigt diese sechs Schritte im Über-
blick .

Für einen ersten Kinder- und Jugendbericht Rhein-
land-Pfalz war es wichtig, zunächst explorierend 
vorzugehen, um den Blick nicht von vorneherein 
auf bestimmte Phänomene und Aspekte einzu-
schränken . So wurden alle zugänglichen Rohdaten, 
in denen das Land Rheinland-Pfalz insgesamt 
und/oder regional differenziert eine Rolle spielt, 
zusammengetragen . Dies ermöglichte einerseits 
einen bundesweit vergleichenden Blick auf Rhein-
land-Pfalz und den Austausch über die in den 
Untersuchungen zugrunde liegenden Indikatoren-
modelle sowie andererseits die Diskussion und 
Abstimmung der theoretischen Annahmen und 
Zugänge in der universitären Berichtsgruppe . 

Deutlich wurde hierbei auch, dass Rheinland-Pfalz 
im Vergleich zum Bundesdurchschnitt kaum 
deutliche/extreme Abweichungen nach oben oder 
unten zeigt . Vielmehr liegt das Bundesland in der 
Mehrheit der Studienbefunde und Themenfelder 
leicht über bzw . unter dem Durchschnitt . Lenkt 
man den Blick jedoch auf die kreisfreien Städte 
und Landkreise, ergeben sich im bundesweiten 
kommunalen Vergleich deutliche Unterschiede; 
ähnliche Befunde sind aus internationalen Ver-

Abb. 139:  Auf dem Weg zum Datenkonzept

Quelle: eigene Darstellung
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4.2.2 Die unterschiedlichen  
Verdichtungsebenen:  
Kennzahlen – Indikatoren – Indexwerte

Wie die Grafik in Abb . 140 zeigt, wurden die erho-
benen Daten zunächst zu insgesamt 14 Indikatoren, 
dann je einem Indexwert für jede Dimension  
und diese schließlich zu einem Gesamtindexwert 
für das Child Well-being zusammengeführt . 

Die vorliegenden Rohdaten – in der Regel absolute 
Werte, wie beispielsweise die Anzahl der unter 
3-jährigen Kinder in den Landkreisen und kreis-
freien Städten oder die Anzahl der Kinder in 
Ganztagsschulen – wurden danach geordnet, zu 
welchen der drei Dimensionen des Child-Well-
being-Konzepts sie relevante Informationen ent-
halten . Absolute Zahlen sind für sich betrachtet 
wenig aussagekräftig; daher wurden die absoluten 
Werte in Verhältniszahlen umgerechnet, z . B .  
die Zahl der unter 3-Jährigen in Relation zur 
Gesamtbevölkerung des Kreises/der Stadt . Die 
so gewonnenen Kennzahlen ermöglichen einen 
ersten Vergleich der 36 Regionen; regionale Ge-
meinsamkeiten sowie Besonderheiten im Hinblick 
auf einzelne Merkmale können herausgearbeitet 
werden .

Im Weiteren wurden in einer explorativen Daten-
recherche insbesondere regional differenzierte, 
d . h . für die 36 kreisfreien Städte und Landkreise 
des Landes vorliegende Daten zu mehr als 350 
Einzelthemen die Lebenssituation sowie Angebote 
und Leistungen für junge Menschen und Familien 
betreffend erhoben . Die wichtigste Quelle war 
hierbei das Statistische Landesamt Rheinland-
Pfalz in Bad Ems . Zusammengetragen wurden 
ebenfalls vielfältige Materialien und Berichte von 
Verbänden, aus anderen Forschungsprojekten 
sowie Berichte, Broschüren und Drucksachen des 
Landtags und der Landesministerien . 

Im Hinblick auf die in dieser Projektphase deutlich 
werdende notwendige Reduktion wurden zwei 
Zugänge für das weitere Vorgehen verabredet: 

Zum einen ein theoretisch fundierter Zugang,  ■
der verschiedene theoretische – insbesondere 
internationale Konzepte – zur Beschreibung 
und Messung von Child Well-being berücksich-
tigt, die auf Rheinland-Pfalz übertragbar sind; 
die Ergebnisse sind in Kap . 4 .1 vorgestellt wor-
den . 

Zum anderen eine empirisch begründete Aus- ■
wahl von Daten; hierzu sind die vorliegenden 
Daten mit statistischen Analyseverfahren 
(insbes . Faktoren- und Clusteranalyse) auf Ver-
teilungsparameter und Zusammenhänge hin 
untersucht worden . 

Auf Basis dieser Zwischenergebnisse wurde das 
hier vorliegende Datenkonzept erarbeitet . Leitend 
war dabei vor allem die Fragestellung, wie der 
Begriff des „Child Well-being“ unter Berücksichti-
gung der theoretischen und statistischen Erkennt-
nisse übersetzt und operationalisiert werden kann . 

Abb. 140:  Child Well-being  
auf unterschiedlichen Verdichtungsebenen

Quelle: eigene Darstellung
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Diese Standardisierung der Kennzahlen erfolgt 
hier – wie auch in zahlreichen anderen Modellen 
oder bspw . den Landesberichten zu Hilfen zur 
Erziehung in Rheinland-Pfalz – durch die Berech-
nung der Standardpunktzahl. Sie geht auf die 
amerikanischen Soziologen Eshref Shevky und 
Wendell Bell – die als Pioniere der Sozialraum-
analyse (u . a . Riege 2002, S . 12) bezeichnet wer-
den – zurück . „Die Leistung der Standardpunktzahl 
besteht darin, dass jeder (…) (Kennzahl) auf einer 
kontinuierlichen Skala von 0 bis 100 ein Wert 
zugewiesen wird, wobei die Werte 0126 und 100 in 
jeder Skala besetzt werden, während sich die üb-
rigen Werte zwischen 0 und 100 verteilen“(Jordan 
1998, S . 368) .127 Besonders hervorzuheben ist, 
dass sich mit der Transformation der Kennzahlen 
in Standardpunktzahlen also nur „die Bezeichnung 
der Ursprungswerte und nicht ihr Verhältnis zu-
einander“ ändert; der relative Abstand der kreis-
freien Städte und Landkreise, wie er sich in den 
Rohdaten zeigt, bleibt auch nach der Transforma-
tion in Standardpunktzahlen erhalten (MASGFF 
2007d, S . 323) .

126 Die Angabe „0 ist also nicht gleichzusetzen mit einer inhaltlichen 
Aussage wie ‚keine Fälle‘ oder ‚keine Angaben‘, sondern steht lediglich 
für den kleinsten Wert der Ursprungsdaten“ (MASGFF 2007d, S . 322 f .) .
127 Auf eine tiefer gehende Darstellung und Erläuterung der Berech-
nungsformel soll an dieser Stelle verzichtet werden, hier sei insbe-
sondere auf die Quelle Jordan 1998, S . 367 ff . verwiesen .

Aus diesen Daten können Indikatoren gebildet 
werden, mit deren Hilfe „direkt nicht wahrnehm-
bare bzw . komplexe und unmittelbar nicht zu 
operationalisierende Aspekte der sozialen Realität 
ausschnittsweise bzw . stellvertretend“ (Jordan 
1998, S . 340) abgebildet werden können . Die 
Beziehung zwischen dem interessierenden Sach-
verhalt und dem entsprechenden Indikator ist 
immer durch Annahmen begründet, die hier für 
die ausgewählten Indikatoren ausführlich dar-
gestellt werden . Indikatoren „messen“ also den 
ausgewählten Aspekt nicht „objektiv“, sondern 
werden vielmehr als ein plausibler Anzeiger für 
einen nicht unmittelbar messbaren Zusammen-
hang der sozialen Wirklichkeit genommen . Ein im 
Alltag oft benutzter Indikator ist die Intelligenz, 
ein komplexes psychosoziales Konzept, das durch 
Intelligenztests nicht gemessen, sondern besten-
falls in einem für plausibel gehaltenen Zahlenwert 
„angezeigt“ wird . 

Auf einer dritten Verdichtungsebene werden aus 
den Indikatoren Indexwerte125 errechnet . Der 
bekannteste Indexwert, der hier als Beispiel ange-
führt werden kann, ist der deutsche Aktienindex 
(DAX) . Indexwerte dienen – ähnlich wie Indika-
toren – als Anzeiger für komplexe Phänomene; 
während Indikatoren einzelne Aspekte eines 
komplexen Untersuchungsgegenstandes anzeigen, 
sollen Indexwerte den gesamten Untersuchungs-
gegenstand zugleich möglichst umfassend und 
auf einen zentralen Wert hin verdichtet abbilden . 

Bei der Berechnung von Indikatoren und Index-
werten aus verschiedenen Daten und Kennzahlen 
müssen unterschiedliche Maßeinheiten zusam-
mengefasst werden – wie beispielsweise Euro-, 
Prozent- und Promille-Werte . Hier ist zunächst 
eine Standardisierung der Kennzahlen bzw . „der 
‚echten‘ Werte (…) notwendig, damit einzelne 
Indikatoren zueinander in Bezug gesetzt werden 
können“ (MASGFF 2007d, S . 322) . 

125 Die Begriffe Indexwerte und Indices werden hier synonym ver-
wendet .

Abb. 141:  Modell zur Bildung von 
 Standardpunktzahlen (Beispiel)

Quelle: MASGFF 2007d, S . 323
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Erst diese Indikatoren und vor allem die Index-
werte ermöglichen einen Vergleich der Regionen 
des Landes Rheinland-Pfalz über mehrere Einzel-
merkmale, sowohl im Hinblick auf jede der drei 
Dimensionen als auch durch den Gesamtindex für 
das Child Well-being . Anzumerken ist noch, dass 
solche Indikatorenvergleiche ein gebräuchliches 
Verfahren in sozialwissenschaftlichen Analysen 
regionaler Unterschiede sind . Die bekanntesten 
Untersuchungen dieser Art sind aktuell der „Fami-
lienatlas 2007 . Standortbestimmung, Potenziale, 
Handlungsfelder“ vom Institut Prognos im Auf-
trag des Bundesfamilienministeriums oder der Be-
richt aus dem Berlin-Institut für Bevölkerung und 
Entwicklung „Die demografische Lage der Nati-
on“ aus dem Jahr 2006 . In diesen bundesweit viel 
beachteten Vergleichsstudien sind 20 (Familienat-
las) bzw . 22 (Demografiebericht) Indikatoren be-
rechnet worden, um jeweils alle kreisfreien Städte 
und Landkreise der Bundesrepublik zu zentralen 
Dimensionen der Lebenswirklichkeit von Familien 
und jungen Menschen zu vergleichen . Im Gegen-
satz dazu haben wir in diesem Datenkonzept zur 
vergleichenden Analyse der Lebenswirklichkeiten 
junger Menschen in den Städten und Kreisen des 
Landes Rheinland-Pfalz 101 verschiedene Daten, 
verdichtet zu 14 Indikatoren und vier Indexwerten, 
genutzt . Dies zeigt auch quantitativ den großen 
Aufwand und die differenzierte Arbeitsweise  
dieser Konzeption einer regional differenzierenden  
Sozialberichterstattung, die wir trotzdem als eine 
„Annäherung“ bezeichnen, da für zahlreiche wich-
tige Fragestellungen erforderliche und zuverlässige 
Daten (noch) nicht zur Verfügung stehen . In den 
abschließenden Empfehlungen dieses Kapitels 
zu einem für weitere Kinder- und Jugendberichte 
zukünftig zu entwickelnden Datenkonzept werden 
diese „Fehlstellen“ näher erläutert . 

Leitend für die Entwicklung der Indikatoren sind 
immer wieder die zentralen Fragestellungen, wie 
sie im entsprechenden Landtagsbeschluss (Land-
tag Rheinland-Pfalz 2007f) als Auftrag an diesen 
Bericht aufgegeben wurden: 

(I)  Was prägt die Lebensbedingungen von Kin-
dern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz?

In dem für diesen Bericht entwickelten Konzept 
einer regional differenzierenden Sozialbericht-
erstattung wurden für die gewählten drei Dimen-
sionen folgende Indikatoren und Indexwerte 
erarbeitet: 

I.  Lebensbedingungen mit insgesamt  
 4 Indikatoren:

 Demografie, Materielle Lage, Wohnumfeld •	
und Migration .

II.  Wohlfahrt mit 5 Indikatoren:
 Elterngeld, Partizipationsangebote, Gesund-•	
heit, Verhalten & Risiken sowie Bildung, 
Betreuung & Erziehung .

III. Handlungsräume mit 5 Indikatoren:
 Aktivitäten, Beziehung zu den Eltern, ver-•	
schlossene Teilhabechancen, Gesundheit/
Stress sowie Sicherheit in Kita & Schule .

Aus diesen Indikatoren ist dann für jede Dimensi-
on ein Indexwert berechnet worden und aus die-
sen drei Indexwerten dann im letzten Schritt der 
Gesamtindex für das Child Well-being .

Abb. 142:   
Das Gesamtkonzept „Child Well-being“

Quelle: eigene Darstellung

IV Child-
Well-being-

Index

Indikatoren

Kennzahlen

1. Demografie

3. Wohnumfeld7. Gesundheit

10. Aktivitäten

5. Elterngeld

4. Migration

2. Materielle
Lage

6. Partizipations-
angebote

11. Beziehung
zu den Eltern

12. verschlossene
Teilhabechancen

14. Sicherheit in Kita 
und Schule

8. Verhalten
& Risiken

9. Bildung,
Betreuung

& Erziehung

13. Gesundheit/Stress

Wohlfahrt

HandlungsräumeIII

II
Lebensbedingungen I



279

in der Mehrheit zum Stichtag 31 . 12 . 2007 vor . 
Daten, die zu diesem Zeitpunkt (noch) nicht 
verfügbar waren, wurden durch solche älteren 
Datums ersetzt . Insbesondere bei sehr geringen 
Fallzahlen wurden aus Datenschutzgründen 
– bspw . bei den Daten zu Krebserkrankungen 
der unter 14-Jährigen des Kinderkrebsregisters 
Mainz – mehrere Jahrgänge zusammengefasst .

Im Hinblick auf den  ■ Raumbezug der Daten ist 
zu sagen, dass die relevanten Daten – aufgrund 
der hohen Bandbreite innerhalb des Landes 
Rheinland-Pfalz – auf Ebene der 36 Landkreise 
und kreisfreien Städte abgefragt, aufbereitet 
und zusammengestellt wurden .128

128 Weitere Daten zu zentralen Aspekten und zu z . T . gesamten  
Themenbereichen, die zurzeit nicht auf Ebene der 36 Verwaltungs-
bezirke vorlagen, werden insbesondere im ersten Blick dieses  
Berichtes, aber auch in den Vertiefungen ergänzend bzw . weiter-
führend auf Landesebene berichtet . 

(II)  Welchen Beitrag leisten wohlfahrtsstaatliche 
Angebote, Leistungen und Versorgungs-
strukturen zu Verwirklichungschancen junger 
Menschen?

(III)   Was kann über Handlungsräume junger 
Menschen ausgesagt werden?

Die Daten bzw . Kennzahlen, die im Folgenden 
benannt und im Indikatorenmodell verarbeitet 
wurden, sollen folgende Bedingungen erfüllen:

Der  ■ Zeitbezug der Daten ist so aktuell wie 
möglich; die während der Erarbeitung dieses 
Berichtes verfügbaren Daten, die vorwiegend 
aus den Ministerien für Bildung, Wissenschaft, 
Jugend und Kultur und für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Familie und Frauen Rheinland-Pfalz, 
dem Statistischen Landesamt Rheinland-Pfalz 
sowie den Jugendhilfedaten der rheinland- 
pfälzischen Jugendämter entstammen, lagen 

4.3 Das Konzept der Indikatoren und  
Indexwerte für das Child Well-being

Die insgesamt 14 Indikatoren des Datenkonzeptes 
für den ersten Kinder- und Jugendbericht des 
Landes Rheinland-Pfalz sollen im Folgenden unter 
zwei Aspekten vorgestellt und erläutert werden:

Zum einen werden sie theoretisch begründet .  ■
Wie bereits oben ausgeführt, liegen Indikato-
ren, verstanden als indirekte Anzeiger, immer 
hypothetische Annahmen zugrunde, die der 
Frage Rechnung tragen: Für welche bedeutsa-
men Aspekte kann dieser Indikator als Anzeiger 
verstanden werden? 

Zum anderen wird in tabellarischer Übersicht  ■
jeweils die empirische Datengrundlage erläutert . 

4.3.1 Lebensbedingungen: Indikatoren 
und Kennzahlen

Unter Lebensbedingungen sollen hier solche 
Merkmale zusammengeführt werden, welche jene 
(objektiven) Voraussetzungen sowie die materielle 
und strukturelle Ausstattung einer Region kenn-
zeichnen, die für das Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen bedeutsam sind . Im Unterschied 
zum Konzept der „Lebenslage“ 129 wird noch keine 
bewertende Zusammenfassung objektivierbarer 
Daten und subjektiver Einschätzungen angeboten, 
sondern eine Annäherung über beschreibende 
Merkmale . Die konkrete Auswahl dieser Merkmale 
ist allerdings – wie in den beiden anderen Dimen-
sionen auch – weniger von theoretischen Vorgaben 
abhängig, sondern von dem für alle 36 Kreise und 
kreisfreien Städte zugänglichen Datenmaterial . 

129 Vgl . zum Überblick Voges, W . u . a . 2003 .
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Hohe Werte des Indikators „Demografie“ zeigen 
an, dass Kinder und Jugendliche in der Bevölke-
rung eines Kreises/einer Stadt eine vergleichswei-
se gewichtige Rolle spielen und dass die Bevölke-
rung als relativ „jung“ angesehen werden kann . 
Niedrige Werte weisen demgegenüber auf eine 
stärker gealterte Bevölkerungsstruktur hin .

2. Materielle Lage 
Die materielle Lage der Familien sowie der Kinder 
und Jugendlichen hat entscheidenden Einfluss 
auf die Entwicklungschancen junger Menschen in 
den einzelnen Kreisen und kreisfreien Städten . In 
diesem Zusammenhang zeigten die PISA-Studien 
wiederholt, dass auch die Bildungschancen und 
damit verbunden die späteren beruflichen Mög-
lichkeiten der jungen Generation im Allgemeinen 
wesentlich von der wirtschaftlichen Lage der 
Herkunftsfamilien abhängen (Deutsches PISA-
Konsortium 2002; PISA-Konsortium Deutschland 
2005; PISA-Konsortium Deutschland 2008) . 
Daher werden nicht nur materielle Ressourcen, 
sondern auch Anzeiger für Armut berücksichtigt . 

Gleichwohl bieten die hier angebotenen Infor-
mationen einen aussagefähigen Zugang zu eben 
den Bedingungen, die das Leben und Aufwachsen 
junger Menschen in Rheinland-Pfalz prägen . 

Die Beschreibung und Typisierung der unter-
schiedlichen Lebensbedingungen von Kindern 
und Jugendlichen in den 36 kreisfreien Städten 
und Landkreisen von Rheinland-Pfalz kann auf 
der Grundlage der verfügbaren Daten zurzeit über 
Indikatoren zu vier Themenfeldern erfolgen .

1. Demografie 
Mit dem Indikator „Demografie“ sollen zentrale 
Strukturmerkmale der relevanten Altersgruppe für 
die Kreise und Städte angezeigt werden; bisher ist 
dies möglich zu den Anteilswerten der Gruppe der 
Kinder und Jugendlichen in der Alterstruktur der 
Bevölkerung in den 36 Verwaltungsbezirken von 
Rheinland-Pfalz, zum Zuwachs junger Menschen 
durch Wanderungsbewegungen sowie zur voraus-
sichtlichen mittelfristigen Entwicklung des Anteils 
junger Menschen in den einzelnen Regionen .

Tabelle 38: Kennzahlen zum Indikator 1 „Demografie“1) 
 

lfd.
Nr.

 
Kennzahlen

 
Maßstab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 2) 

1 .1 Anteil der 0- bis 6-Jährigen 
an Gesamtbevölkerung

% 5,9 5,0 6,4 –

1 .2 Anteil der 14- bis 18-Jährigen  
an Gesamtbevölkerung

% 5,8 4,2 6,7 –

1 .3 Geburten pro Jahr bezogen auf die  
Gesamtbevölkerung

% 0,80 0,65 0,99 –

1 .4 Anteil der Zu- und Umzüge der unter 
18-Jährigen an der unter 18-jährigen  
Gesamtbevölkerung

% 6,8 4,9 10,95 –

1 .5 Bevölkerungsvorausberechnung für unter 
21-Jährige im Zeitraum 2006 – 2020

% - 17,5 - 27,5 - 9 –

 
1) Weitere Quellenangaben zu den im Konzept verwendeten Daten finden sich im Anhang des Berichts, siehe Datenquellen .
2) Als fehlende Werte werden im Folgenden nur nicht vorliegende Werte bezeichnet . D . h ., gibt es in einem Landkreis/einer kreisfreien 
Stadt auf Basis der Datengrundlage beispielsweise keine Angebote, wird die Angabe (= 0) in die Berechnung mit einbezogen . Dies hat zur 
Folge, dass der Mittelwert mehrerer Kennzahlen niedriger ausfällt/ausfallen kann . Ist in der Datengrundlage nichts angegeben, d . h . nicht 
zu erschließen, ob es ein Angebot gibt bzw . ob es mit Sicherheit keines gibt, wurde der Wert nicht in den Berechnungen berücksichtigt . In 
diesem Fall hat die Kennzahl mit fehlendem Wert für den Landkreis/die kreisfreie Stadt keine Auswirkungen auf den Indikator .
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Tabelle 39: Kennzahlen zum Indikator 2 „Materielle Lage“ 
 

Spezifizierung der  
materiellen Lage

Untersuchungseinheiten

Familien mit Kindern 0- bis 14-Jährige  
(Kinder)

15- bis 25-Jährige (Jugendliche/ 
 junge Erwachsene)

Materielle Ressourcen 
allgemein

2.1 Durchschnittliches Elterngeld  
pro Monat
2.2 Anteil sozialversicherungs- 
pflichtig beschäftigter Frauen
2.3 Durchschnittlich verfügbares 
Einkommen pro Einwohner

Indizien für Armut 2.4 Alleinerziehende in 
 Bedarfsgemeinschaften 
2.5 Wohngeldempfänger/-innen 
(hier alle Haushalte) 

2.6 Unter 15-jährige 
Sozialgeldempfänger/ 
-innen

2.7 Arbeitslose unter 25 Jahren
2.8 Alleinerziehende unter 18 
Jahren in Bedarfsgemeinschaften 

 

 

lfd. 
Nr.

 
Kennzahlen

 
Maßstab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

2 .1 Durchschnittliches  
Elterngeld pro Monat

Euro 613 452 702 –

2 .2 Anteil sozialver-
sicherungspflichtig 
beschäftigter Frauen

% 45,3 34,4 53,6 –

2 .3 Durchschnittlich ver-
fügbares Einkommen 
pro Einwohner  

Euro 17 .530 15 .690 20 .724 –

2 .4 Alleinerziehende in 
Bedarfsgemeinschaften

% 0,63 0,3 1,2 –

2 .5 Wohngeldempfänger/ 
-innen  
(hier alle Haushalte)

% 0,6 0,3 1,0 –

2 .6 Unter 15-jährige  
Sozialgeldempfänger/ 
-innen

% 13,7 5,7 31 –

2 .7 Anteil Arbeitslose  
unter 25 Jahren an der 
15- bis unter 25-jährigen 
Bevölkerung

‰ 35,5 21,5 75,4 –

2 .8 Alleinerziehende unter 
18 Jahren in Bedarfs-
gemeinschaften

‰ 0,2 0 0,8 Werte unter drei (Anzahl) waren 
in der Quelle aus Datenschutz-
gründen nicht angegeben und 
zur Berechnung mit 2 ersetzt: 
dies gilt für Alzey-Worms, Bad 
Dürkheim, Bernkastel-Wittlich, 
Birkenfeld, Germersheim, 
Rhein-Lahn-Kreis, Südliche 
Weinstraße, Südwestpfalz und 
Zweibrücken . 
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körperschaft bezieht, auch die durchschnittliche 
finanzielle Lage von Familien mit Kindern wider-
spiegeln .

Die Daten zu 2 .4 bis 2 .8 werden als Indizien dafür 
gewertet, dass Familien bzw . speziell Kinder und 
Jugendliche/junge Erwachsene zumindest von Ar-
mut bedroht sind oder aber bereits unterhalb der 
Armutsgrenze leben .

3. Wohnumfeld 
Im Bereich Wohnumfeld werden einerseits die Be-
rufspendler berücksichtigt, die sowohl etwas über 
die Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur einer 
Region aussagen als auch die mit dem Erreichen 
eines weiter entfernten Arbeitsplatzes verbun-
denen Belastungen von Erwachsenen bzw . Eltern 
anzeigen . Darüber hinaus ist mit dieser Kennzahl 
eine Annäherung an die Risiken von Kindern und 
Jugendlichen beabsichtigt, indem Unfälle auf 
dem Weg zu Kita und Schule abgebildet werden . 
Diese werden als ein Anzeiger für die subjektiv 
empfundene Sicherheit in der Lebenswelt und 
dem Wohnumfeld von Kindern und Jugendlichen 
gewertet (siehe Tabelle 40) .

Menschen, die zum Erreichen ihres Arbeitsplatzes 
längere Wegstrecken (3 .1 Berufspendler, hier: über 
Kreisgrenzen) zurücklegen müssen – pendeln –,  
haben immer besondere zeitliche, physische und 
finanzielle Belastungen zu tragen, dies gilt in 
besonderer Weise für berufstätige Eltern . Zudem 
geben diese Daten einen indirekten Hinweis auf 
die Wirtschafts- und Arbeitsmarktsituation einer 
Region .131

Die Befunde der beiden „Kinderbarometer“ für 
Rheinland-Pfalz (MBFJ 2002a) und Nordrhein-
Westfalen (LBS-Initiative Junge Familie 2007a) 
legten es nahe, beim Indikator „Wohnumfeld“ 
auch aus der Sicht von Kindern und Jugendlichen 
zu argumentieren . Wichtig ist Kindern und Ju-

131 Der Indikator vernachlässigt allerdings diejenigen Personen, deren 
Wohnort nahe einer Kreisgrenze liegt und bei denen somit die Ent-
fernung zum Arbeitsort über die Kreisgrenze hinweg geringer ist als 
bei einem Arbeitsort innerhalb der Gebietskörperschaft . 

Der Indikator „Materielle Lage“ enthält Kennzahlen 
auf zwei Ebenen (siehe Tabelle 39) . Auf der einen 
Ebene wird die ökonomische Lage danach spezifi-
ziert, ob sie eher allgemeine Informationen zu den 
Familien zur Verfügung stehenden materiellen 
Ressourcen bietet oder ob sie belastbare Indizien 
für Armutsgefährdung darstellt . Auf der zweiten 
Ebene werden die Kennzahlen danach spezifiziert, 
auf welche „Untersuchungseinheiten“ zur mate-
riellen Lage sich diese beziehen . Diese Einheiten 
können der Haushalt, in dem die jungen Menschen 
leben, oder aber die Kinder (0- bis 14-Jährige) 
bzw . die Jugendlichen/jungen Erwachsenen (15-  
bis 25-Jährige) selbst sein .

Zur „materiellen Lage von Familien mit Kindern“ 
sowie speziell von Kindern und Jugendlichen/
jungen Erwachsenen sind nur wenige Daten 
verfügbar, die nach den 36 Verwaltungsbezirken 
in Rheinland-Pfalz aufgeschlüsselt werden kön-
nen .130 Indizien für die Familien mit Kindern allge-
mein zur Verfügung stehenden materiellen Res-
sourcen in einer Gebietskörperschaft bieten: 

2 .1  das durchschnittlich pro Monat gezahlte  
Elterngeld nach der Geburt eines Kindes, 

2 .2  der Anteil der Frauen an den sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten sowie 

2 .3  das durchschnittlich verfügbare Einkommen 
pro Einwohner .

Daten zu 2 .1 bilden die wirtschaftliche Lage von 
Familien vor der Geburt eines Kindes sehr gut 
ab, weil es sich beim Elterngeld um eine Lohner-
satzleistung handelt, die sich nach der Höhe des 
letzten Einkommens richtet . Bei den Daten zu 2 .2 
wird davon ausgegangen, dass sie auch darüber 
informieren, inwieweit die Mütter in den Familien 
erwerbstätig sind und zu einem (höheren) Fami-
lieneinkommen beitragen . Kennzahl 2 .3 dürfte, 
obwohl sie sich auf alle Einwohner einer Gebiets-

130 Im Prinzip werden durch den jährlichen Mikrozensus zentrale 
Daten zur materiellen Lage von Familien und jungen Menschen er-
hoben . Weil die Stichprobe des Mikrozensus aber insgesamt lediglich 
rund 18 .000 Haushalte in Rheinland-Pfalz enthält, sind regionale 
Analysen nach kreisfreien Städten und Landkreisen wegen zu kleiner 
Fallzahlen nicht möglich .
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sches PISA-Konsortium 2002; PISA-Konsortium 
Deutschland 2005; PISA-Konsortium Deutschland 
2008) . Kinder und Jugendliche aus Familien mit 
Zuwanderungsgeschichte haben im Allgemeinen 
größere Schwierigkeiten als junge Menschen ohne 
Migrationshintergrund, ihre Sprachkompetenzen so 
zu entwickeln, dass sie ihre Schullaufbahn erfolg-
reich beenden und ihnen später vielfältige beruf-
liche Möglichkeiten offen stehen . Diese größeren 
Schwierigkeiten beim Kompetenzerwerb treten vor 
allem dann auf, wenn in den Familien mit Zuwan-
derungsgeschichte die Sprache des Einwanderungs-
landes nicht die Umgangssprache ist (Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 2008a) .

„Migrationshintergrund“ wird im Mikrozensus der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, 
bei den PISA-Studien, in der Kinder- und Jugend-
hilfestatistik sowie in der Schulstatistik unter-
schiedlich definiert . An dieser Stelle des Kinder- 
und Jugendberichts bietet sich die Schulstatistik 
mit ihrer Definition an, weil Mikrozensus und 
PISA-Studie für regionale Analysen in Rheinland-
Pfalz zu klein sind und weil sich die Kinder- und 
Jugendhilfestatistik lediglich auf Kinder in Kinder-
tageseinrichtungen bezieht . Als Schülerinnen und 
Schüler mit Migrationshintergrund werden in der 

gendlichen, dass sie vor Ort mit Gleichaltrigen zu-
sammenkommen und gemeinsamen Aktivitäten 
nachgehen können . Beide Befragungen stellten 
heraus, dass die subjektiv empfundene Sicherheit 
in diesen Spiel- und Bewegungsräumen dabei für 
Kinder und Jugendliche eine große Rolle spielt .

Diese subjektiv empfundene Sicherheit korres-
pondiert wahrscheinlich mit den objektiven Risi-
ken, die Kinder und Jugendliche eingehen, wenn 
sie sich mit Gleichaltrigen treffen möchten . Die 
Unfallkasse Rheinland-Pfalz bietet in diesem Zu-
sammenhang regional gegliederte Daten zu den 
Unfällen auf dem Weg zu Kindertagesstätten und 
Schulen . Diese können als Indiz dafür gelten, wie 
ungefährlich bzw . wie riskant es für Kinder und 
Jugendliche in den einzelnen Kreisen und Städten 
ist, in ihren (Spiel-)Räumen mit Gleichaltrigen zu-
sammenzukommen und altersgruppenspezifische 
Aktivitäten zu verfolgen .

4. Migration 
Auch hier machten u . a . die PISA-Studien mehr-
fach darauf aufmerksam, dass die Bildungschancen 
und Entwicklungsmöglichkeiten junger Menschen 
stark davon abhängen, ob sie in Familien mit oder 
ohne Migrationshintergrund aufwachsen (Deut-

Tabelle 40: Kennzahlen zum Indikator 3 „Wohnumfeld“ 
 

lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

 
Maßstab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

3 .1 Berufspendler – Anteil der 
sozialversicherungspflichtig 
beschäftigten Auspendler 
über die Kreisgrenzen an 
allen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten am 
Wohnort

% 50,3 23,7 79,7 –

3 .2 Anteil der Unfälle auf dem 
Weg zu Kindertagesstätten 
und Schulen an der unter 
20-jährigen Bevölkerung

‰ 5,4 4,3 6,9 Die Unfälle lagen nicht auf Ebe ne 
der 36 Verwaltungsbezirke vor .  
Kreisfreie Städte waren den Land  - 
kreisen zugeordnet (Bsp .: Koblenz zu 
Mayen-Koblenz) . Die Anteils werte 
wurden an der Summe der gleich-
altrigen Bevölkerung der zu sam men-
gefassten Gebiete errechnet .1)

1) Dies hat zur Folge, dass falls erhebliche regionale Unterschiede bestehen, diese in den Gebieten, in denen zusammengefasste Werte vorlagen, 
nivelliert bzw . zumindest verringert werden . 
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Schulstatistik gemäß einer Vereinbarung der Kul-
tusministerkonferenz gezählt:

Ausländerinnen und Ausländer, ■
im Ausland geborene Deutsche sowie ■
Schülerinnen und Schüler, in deren häuslichem  ■
Umfeld überwiegend kein Deutsch gesprochen 
wird, auch wenn die Schülerin / der Schüler die 
deutsche Sprache beherrscht .

Der „Migrationshintergrund“ wird in offiziellen 
Statistiken nach einer Vereinbarung der Statis-
tischen Ämter als eine Ordnungskategorie ver-
wendet . Wegen der internen Differenziertheit der 
erfassten Gruppen ist er sozialwissenschaftlich 
wenig aussagefähig (vgl . Kapitel 7 .9); neben der 
Statistik wird er aber in der öffentlichen Kom-
munikation sehr häufig verwendet und dient zur 
Orientierung in der Wahrnehmung von Einwande-
rungsprozessen . In diesem pragmatischen Sinne 
wird er auch im Zusammenhang des Berichtes 
zum einen als Anzeiger für soziale Belastungen der 
Lebensbedingungen von Kindern und Jugendli-
chen in einer Region verwendet . Wichtig ist hierzu 
nochmals anzumerken, dass Menschen mit Mig-
rationshintergrund per se keine soziale Belastung 
darstellen! Allerdings kann ein erhöhter Anteil von 
z . B . Schülerinnen und Schülern mit Migrations-
hintergrund als Anzeiger für höhere soziale Belas-
tungen für Kinder und Jugendliche, wie sie sich in 
vielfach beobachtbaren Segregationsprozessen in 
solchen Regionen niederschlagen, gewertet werden . 

Gleichzeitig setzt sich seine Verwendung im ersten 
Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz auch 
von diesem weit verbreiteten Verständnis ab: Der 
„Migrationshintergrund“ dient im Alltagsbewusst-
sein insbesondere zur (negativen) Bewertung . Ein 
Stadtteil wird als problembelastet angesehen, 

eine Schule als nicht attraktiv, wenn viele Men-
schen mit Migrationshintergrund zu ihm bzw . zu 
ihr gehören . In dieser Verwendungsweise hat der 
Begriff den des „Ausländers“ ersetzt . Wir dagegen 
verstehen den Indikator Migrationshintergrund als 
Ausdruck einer besonderen Herausforderung und 
Chance: eine Herausforderung dahingehend, die 
mit Migration verbundenen Belastungen (Zwei-
sprachigkeit, Diskriminierungserfahrungen) für 
Kinder und Jugendliche wahrzunehmen und sie 
bei der Bewältigung zu unterstützen . Unterstüt-
zung brauchen auch Kinder und Jugendliche ohne 
Migrationshintergrund dabei, die Transformation 
der Gesellschaft durch Migration produktiv verar-
beiten zu können . Eine Chance ist mit Migration 
außer Zweifel auch dadurch gegeben, dass sie den 
Arbeitskräftebedarf der Gesellschaft sichert und 
dass durch die erweiterte Pluralität an kulturellen 
Formen die Modernität und Diversität der Gesell-
schaft gestärkt wird . Der Migrationshintergrund 
steht demnach zwar neben Belastungs- und Un-
gleichheitsfaktoren, ist aber zugleich ein Indikator 
für eine demokratisch zu verarbeitende Differenz . 
Diese Überlegung konkretisiert sich im Rahmen 
des Berichtes am spezifischen Indikator „Anteil 
der Schülerinnen und Schüler mit Migrationshin-
tergrund an Grundschulen“; denn diese Kinder 
brauchen nicht generell, sondern nur teilweise, 
wie ihre Mitschülerinnen und Mitschüler auch, 
besondere Förderung, vielleicht auch „nur“ päda-
gogische Achtsamkeit und anerkennende Zuwen-
dung . Sie sind aber als zukünftige Bürgerinnen 
und Bürger sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer Teil der demokratischen Gesellschaft . 

Für die Interpretation der Werteausprägung be-
deutet dies: Je niedriger der Wert ausfällt, desto 
höher ist die Herausforderung und Chance .

Tabelle 41: Kennzahlen zum Indikator 4 „Migration“ 
 

lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

 
Maßstab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

4 .1 Anteil der Schülerinnen und 
Schüler in Grundschulen mit 
Migrationshintergrund

% 14,6 3 45 –
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4.3.2 Wohlfahrt: Indikatoren und  
Kennzahlen

Mit den Indikatoren für die Dimension Wohlfahrt 
sollen hier Effekte und Wirkungen sozialstaatlicher 
Leistungen und Strukturen angezeigt werden, mit 
denen direkt und indirekt ein „Aufwachsen in 
öffentlicher Verantwortung“ gestaltet wird . Be-
trachtet werden daher nicht so sehr sozialstaat-
liche Interventionen und Maßnahmen, sondern 
vor allem (messbare) Auswirkungen und Effekte 
solcher Leistungen und Strukturen auf die Lebens- 
gestaltung von Eltern und Kindern . Solche Aus-
wirkungen und Effekte wohlfahrtsstaatlicher 
Leistungen und Strukturen können aus den regio-
nal verfügbaren Daten zu fünf Aspekten angezeigt 
werden .

5. Elterngeld 
Die Verbreitung des Bezugs von Elterngeld insge-
samt in einer Region wird als Hinweis auf die rea-
lisierte Möglichkeit verstanden, Erwerbstätigkeit 
und den Willen, eine Familie zu gründen, mitein-
ander vereinbaren zu können . Die Verbreitung des 
Bezugs von Elterngeld durch Väter wird als reali-

sierte Chance verstanden, die Geschlechterrollen 
nicht maßgeblich zu Lasten von Frauen definiert 
ausfüllen zu müssen .

6. Partizipationsangebote 
Angebote für Beteiligung und Mitwirkung von 
Kindern und Jugendlichen sollen hier als Hinweis 
auf die gewollten Möglichkeiten zur eigenverant-
wortlichen Betätigung und für Erfahrungen der 
Selbstwirksamkeit junger Menschen gewertet 
werden . Weitere Begründungen zur Bedeutung 
dieses Indikators sind bereits in Kapitel 3 .4 aus-
führlicher vorgestellt worden . 

Nach Auskunft des BMFSFJ sind „repräsentative 
Beteiligungsformen“ Gremien mit gewählten oder 
delegierten Vertreterinnen und Vertretern unter-
schiedlicher Altersstufen, dazu gehören Jugend-
gemeinderäte, Jugendstadträte, Jugendbeiräte, 
Stadtjugendräte sowie Kinder- und Jugendparla-
mente (BMFSFJ 1999, S . 29) . Die Internetplattform 
www .net-part .rlp .de verfügt über detaillierte Anga-
ben zu den angebotenen Jugendpartizipationspro-
jekten in den Bereichen „Jugendrat, Jugendforum, 
Jugendparlament und Jugendstadtplanung“ . 

Tabelle 42: Kennzahlen zum Indikator 5 „Elterngeld“ 
 

lfd.  
Nr.

 
Daten

 
Maßstab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

5 .1 Elterngeld pro Monat Euro 613 452 702 –

5 .2 Elterngeld Anteil Väter % 12 7,7 18 –

Tabelle 43: Kennzahlen zum Indikator 6 „Partizipationsangebote“ 
 

lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

 
Maßstab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

6 .1 Anteil aller Beteiligungsprojekte veröffent-
licht vom Netzwerk Partizipation an der 
unter 18-jährigen Bevölkerung

‰ 0,4 0,04 1,3 –

6 .2 Anteil der Angebote veröffentlicht vom Netz-
werk Partizipation, die sich ausschließlich  
mit Kinder- und Jugendpolitik beschäftigen, 
an der unter 18-jährigen Bevölkerung

‰ 0,1 0 0,6 –
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Aus dieser Datenbasis sind die oben genannten 
Kennzahlen ausgewählt worden, da sie zum einen 
(6 .1) die Beteiligungsstruktur insgesamt abbilden 
und zum anderen (6 .2) spezifisch kinder- und 
jugendpolitische Aktivitätsangebote zusammen-
fassen . Diese beiden Kennzahlen werden hier der 
Dimension Wohlfahrt zugeordnet, da sie spezifi-
sche Merkmale der Infrastruktur abbilden . 

7. Gesundheit 
Lebensumstände, die als Hinweis auf die Einschrän-
kung von Gesundheit (verstanden als Fähigkeit, 
individuelle und soziale Wertpräferenzen zu rea-
lisieren) interpretiert werden können, sollen als 
Hinweis auf Begrenzungen von Verwirklichungs-
chancen junger Menschen gesehen werden . Auch 
zu diesem Indikator wurden bereits in Kap . 3 .1 . 
ausführlichere Begründungen aufgeführt .

Tabelle 44 zeigt die Kennzahlen zum Indikator 7  
„Gesundheit, Krankheit und Behinderung“ im 
Einzelnen . 

Der Indikator „Gesundheit, Krankheit und Behin-
derung“ beinhaltet zum einen Daten, die Aufschluss 
über den Gesundheitszustand von Kindern und 
Jugendlichen geben, und zum anderen Daten zu 
den Strukturen der Gesundheitsversorgung und 
Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen .

Ein niedriges Geburtsgewicht (7 .1) gibt zum einen 
Hinweise auf die Versorgung werdender Mütter 
bzw . Eltern im Hinblick auf Beratungs- und Auf-
klärungsangebote vor und während der Schwan-
gerschaft . Zum anderen zählt ein niedriges Ge-
burtsgewicht zu den biologischen Risikofaktoren 
für die spätere Entwicklung des Kindes selbst – 
konkret besteht beispielsweise ein erhöhtes Risiko 
zum plötzlichen Kindstod (BMFSFJ 2009c, S . 66 
und S . 85) .

Die Zahl der Kinder und Jugendlichen mit Behinde-
rungen ist nur schwer erfassbar . Daher kann hier 
lediglich der Anteil der Menschen mit schweren 
Behinderungen (7 .2), die zugleich einen Ausweis 
nach dem Schwerbehindertengesetz beantragt 
haben, dargestellt werden . Wird Behinderung 
nicht nur als körperliche und gesundheitliche 
Dimension, sondern vielmehr unter dem Aspekt 
der Förderung der Teilhabe, Selbstständigkeit 
und Inklusion in der Gesellschaft verstanden, so 
wird zugleich die gesellschaftliche Verantwortung 
deutlich: „Unter dem Gesichtspunkt der Teilhabe-
möglichkeiten von Kindern mit Behinderungen 
kommt im sozialen Nahraum vor allem den Kinder- 
tageseinrichtungen eine bedeutsame Rolle zu“ 
(BMFSFJ 2009c, S . 108) . 

Tabelle 44: Kennzahlen zum Indikator 7 „Gesundheit, Krankheit und Behinderung“ 
 

lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

 
Maßstab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

7 .1 Lebendgeborene bis 1 .499 g / bis 2 .499 g ‰ 12,5 / 74,4 0 / 50,5 23,7 / 108 –

7 .2 Behinderte junge Menschen unter 18 Jahren mit 
Grad der Behinderung von 50 und mehr an  
gleichaltriger Bevölkerung (deutsch/ausländisch)

% 1,1 / 1,0 1 / 0,1 1,6 / 3,5 – / 
Südwest-

pfalz

7 .3 Anteil der pflegebedürftigen jungen Menschen  
an gleichaltriger Bevölkerung

‰ 5,3 2,8 9 –

7 .4 Rehabilitationsmaßnahmen und sonstige  
Leistungen zur Teilhabe unter 20-Jähriger  
je 100 .000 aktiv Versicherte

Pro 
100 .000

113 0 272 –

7 .5 Quote der ambulanten und stationären  
Versorgung an der Gesamtbevölkerung

‰ 0,2 / 1,3 0,1 / 0 0,6 / 4,9 –
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Der Anteil der pflegebedürftigen jungen Menschen 
(7 .3) deutet ebenfalls auf eingeschränkte Teilhabe- 
chancen und -möglichkeiten hin, wohingegen die 
Rehabilitationsmaßnahmen die – u . a . berufliche 
– Teilhabe fördern und darauf abzielen, eine dro-
hende bzw . bestehende Behinderung und Pflege-
bedürftigkeit abzuwenden bzw . zu mildern . 

Die Kennzahl zu 7 .5 – die Quote der ambulanten 
und stationären Versorgung – zielt darauf ab, Teile 
der gesundheitlichen Versorgungsstruktur in 
Rheinland-Pfalz abzubilden . Diese Versorgung ist 
Teil des Gesundheitssystems, welches den Auftrag 
hat, „in seinen unterschiedlichen Handlungsfel-
dern und durch seine Einrichtungen und Maßnah-
men gesundheitliches Wohlbefinden der Bevöl-
kerung oder einzelner Zielgruppen zu verbessern, 
Erkrankungsrisiken zu minimieren und durch 
professionelle Dienste und Einrichtungen der Er-
kennung und Therapie von Krankheiten zu dienen“ 
(Schwartz/Janus, zit . in BMFSFJ 2009c, S . 160) . 

In dieser Kennzahl wurden auch Daten zu ambu-
lanten und stationären Angeboten zusammenge-
fasst, die speziell für Kinder und Jugendliche sowie 
Familien von Bedeutung sind: für den stationären 
Bereich die Daten der Krankenhäuser nach Fachab-
teilungen und aufgestellten Betten (Neonatologie, 
Kinderchirurgie, Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
Kinderheilkunde und Frauenheilkunde) sowie für 
den ambulanten Bereich praktizierende Ärzte nach 
Fachrichtungen (Frauenheilkunde und Geburtshilfe, 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, Kinderheilkunde) .

8. Verhalten und Risiken 
Das Ausmaß an Unfällen (von Kindern und Ju-
gendlichen selbst herbeigeführt oder bei denen 
Kinder und Jugendliche zum Opfer von Umstän-
den oder Handlungen anderer werden) wird 
stellvertretend für vielfältige nicht abzubildende 
Faktoren als ein Hinweis auf Einschränkung der 
Fähigkeiten oder Möglichkeiten von Kindern und 
Jugendlichen betrachtet, eigene Lebensentwürfe 
gefahrlos realisieren zu können . 

Tabelle 45: Kennzahlen zum Indikator 8 „Verhalten und Risiken“ 
 

lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

 
Maßstab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

8 .1 Anteil der Unfallbeteiligten, getöteten und  
verletzten Personen unter 20 Jahren an  
gleichaltriger Bevölkerung

% 2 1,4 3,3 –

8 .2 Anzahl der gerichtlichen Maßnahmen zum 
Entzug der elterlichen Sorge pro 1 .000  
junge Menschen im Jahr 2007

‰ 0,9 0 2 –

8 .3 Inobhutnahmen gem . § 42 SGB VIII je 1 .000  
junge Menschen unter 18 Jahren im Jahr 2007

‰ 1,24 0,11 3,7 –

8 .4 Anteil der Krankenhausfälle infolge von Verlet-
zungen und Vergiftungen bei Jugendlichen im 
Alter von 15 bis unter 19 Jahren an gleichaltriger 
Bevölkerung

‰ 21,2 14,5 36 –

8 .5 Anteil der Krankenhausfälle infolge von  
Verletzungen und Vergiftungen bei Kindern  
(Altersklassen: unter 1 und 1 bis 5 Jahre)  
an gleichaltriger Bevölkerung

‰ 36 / 22,4 14,5 / 15 78,1 / 46,1 –

8 .6 Krankenhausfälle Pro 100 .000 7 .387,35 6 .118,7 11 .710,2 –

8 .7 Sterbefälle Pro 100 .000 31,8 9,8 55,4 –
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Die Kennzahlen zum Indikator 8 „Verhalten und 
Risiken“ sind der Dimension Wohlfahrt zugeordnet, 
da sie hier als Anzeiger für wohlfahrtsstaatliche 
Infrastrukturen interpretiert werden . Zum Teil 
werden sie auch in der Dimension Handlungs-
räume (Kennzahlen 8 .3 und 8 .4) verwendet . Aus-
führliche Begründungen hierfür finden sich an  
den entsprechenden Stellen (Indikator 11) . 

Unfallgefahren stellen ein hohes gesundheitliches 
Risiko junger Menschen dar . Wie in der Veröffent-
lichung „Kinder und Gesundheit – Gesundheits-
förderung als gesamtgesellschaftliche Aufgabe“ 
deutlich wurde, erfolgen „ein Drittel aller Todes-
fälle in der Altersgruppe der 1- bis 15-Jährigen 
durch Vergiftungen sowie durch Verletzungen – 
zum größten Teil in Folge von Verkehrsunfällen“ 
(MASFG 2005b, S . 17) . Hierbei sind jedoch Ein-
schränkungen der Handlungsmöglichkeiten  
von Kindern als indirekter Anzeiger mangelnden 
Schutzes von u . a . bewusstem Risikoverhalten 
Jugendlicher bzw . junger Erwachsener zu unter-
scheiden, wie die folgenden Indikatoren deutlich 
machen . Im Kontext der wohlfahrtsstaatlichen 
Verantwortung erfordert und belegt dies „einen 
hohen Handlungsbedarf an Aufklärungs- und 
Erziehungsarbeit, die in vielen Handlungsfeldern 
geleistet werden könnte und müsste“ (ebd .) .

Kennzahl 8 .1 zeigt zum einen das Risikoverhalten 
der Kinder und Jugendlichen selbst an, zum ande-
ren aber auch, wie „gefährlich“ bestimmte Regio-
nen in Rheinland-Pfalz für Kinder und Jugendliche 
sein können (z . B . Verkehrssituation) . Diese Kenn-
zahl steht für die Einschränkung von Handlungs-
möglichkeiten .

Bei den Kennzahlen 8 .2 und 8 .3 geht es um eine 
zentrale wohlfahrtsstaatliche Aufgabe, nämlich 
die Gefährdung des Kindeswohls abzuwenden 
und die Vorrangigkeit der elterlichen Sorge und 
familialen Erziehung außer Kraft zu setzen, um die 
Lebens- und Verwirklichungschancen von Kindern 
zu schützen und zu unterstützen .

Die Krankenhausfälle werden im Indikatoren-
modell insgesamt sowie infolge von Verletzungen 

und Vergiftungen unterschiedlicher Altersklassen 
berücksichtigt . 

Die Kennzahl 8 .4 zielt auf das Risikoverhalten der 
Jugendlichen ab und vermag möglicherweise 
Hinweise auf Regionen zu geben, in denen die 
Gefährdungen Jugendlicher besonders hoch sind . 
In Bezug auf die Krankenhausfälle von Kindern im 
Alter von unter einem Jahr sind Kleinkinder hin-
gegen als „Opfer“ ihrer Umwelt zu betrachten . 
In Regionen, in denen dieser Indikator gehäuft 
auftritt, ist besondere Aufmerksamkeit auf das 
Kindeswohl zu lenken; hier wären Modellprojekte 
wie „Guter Start ins Kinderleben“ besonders sinn-
voll zu verankern . Vergleichbares gilt für Indikator 
8 .5: überdurchschnittliche Quoten an Kindern, 
die infolge von Verletzungen und Vergiftungen in 
ein Krankenhaus eingeliefert werden, weisen auf 
mangelnden Schutz ihrer Umwelt hin und bedeuten 
Einschränkungen der Verwirklichungschancen  
von Kindern . Die Krankenhausfälle der unter 
19-Jährigen insgesamt sind ein Anzeiger für die 
Gefährdungen und das Risikoverhalten von Kin-
dern und Jugendlichen in einer Region . 

Die Kennzahl 8 .7 – Sterbefälle im Kindes- und 
Jugendalter – bildet die negative Seite des Child 
Well-being ab, weil hier die eigenen Lebensentwürfe 
nicht mehr realisiert werden können . 

9. Bildung, Betreuung und Erziehung 
Das Ausmaß an Bildungs-, Betreuungs- und Erzie-
hungsangeboten gilt als Indikator für Möglichkei-
ten, jene Fähigkeiten zu erwerben, die zur Realisie-
rung selbstbestimmter wie auch gesellschaftlich 
anerkannter Lebensentwürfe für junge Menschen 
unbedingt erforderlich sind: In einer „Wissensge-
sellschaft“ sind Schulabschlüsse die „Eintrittskarte“ 
zu gesellschaftlicher Teilhabe; das Fehlen solcher 
Qualifikationsnachweise verschließt solche Teil-
habe weitgehend . Auch hierzu ist in Kapitel 3 .3 
ausführlich berichtet worden . Für diesen Indikator 
sind insgesamt 43 Kennzahlen verwendet wor-
den, die meisten im Vergleich aller Indikatoren 
dieses Konzeptes . Dies ist damit begründet, dass 
die Aspekte der Bildung, Betreuung und Erziehung 
zentral für diesen ersten Kinder- und Jugendbe-
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Sprachförderung und zum Anteil der Kinder in 
Sprachförderung . Mit diesem Datenset können 
Aussagen zum Ausbau- und Ausdifferenzierungs-
grad der Kindertagesstättenangebote sowie zu 
deren Inanspruchnahme getroffen werden . Die 
Verfügbarkeit über ein differenziertes und quali-
fiziertes Angebot der Kindertagesbetreuung stellt 
nicht nur eine zentrale Infrastrukturleistung zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
sondern auch zur Schaffung günstigerer Sozialisa-
tions- und Bildungsbedingungen junger Menschen 
dar . 

Die Kennzahlen 9 .6a bis 9 .6e beziehen sich auf die 
Inanspruchnahmequoten der unterschiedlichen 
Beratungsleistungen, die die Kinder- und Jugend-
hilfe regelhaft vorhält . Dazu gehören Angebote 
zur allgemeinen Förderung der Erziehung in der 
Familie (§ 16 SGB VIII), zur Beratung in Fragen der 
Partnerschaft, Trennung und Scheidung  
(§ 17 SGB VIII) sowie bei der Ausübung der Perso-
nensorge und des Umgangsrechts und schließlich 
Erziehungsberatungen (§ 28 SGB VIII) sowie Bera-
tungen für junge Volljährige (§ 41 SGB VIII) . Diffe-
renziert nach Leistungsarten wird auch der ge-
samte Bereich der erzieherischen Hilfen sowie der 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder 
und Jugendliche (§ 35a SGB VIII) erfasst . Ein An-
spruch auf eine erzieherische Hilfe besteht, wenn 
eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen 
entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist 
und die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und 
notwendig ist . D . h ., die Inanspruchnahmequote 
von erzieherischen Hilfen gibt sowohl Auskunft 
über die Ausprägung von Erziehungsschwierig-
keiten in den einzelnen Kreisen und kreisfreien 
Städten als auch zum Ausbaugrad einer differen-
zierten einzelfallbezogenen Hilfeinfrastruktur und 
der Hilfegewährungspraxis der Jugendämter . Der 
Indikatorenbereich 9 .10 bildet zu ausgewählten 
Leistungssegmenten der Kinder- und Jugendhilfe 
die Personalausstattung ab und gibt damit zu-
gleich Auskunft über die zur Verfügung stehenden 
Ressourcen in ausgewählten Handlungsfeldern 
wie z . B . den Sozialen Diensten der Jugendämter, 
der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit .

richt Rheinland-Pfalz sind und dass sie auf ur-
sächliche Zusammenhänge mit „bestmöglichen 
Lebensbedingungen und Perspektiven für Kinder 
und Jugendliche“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2007f) 
hinweisen . Eine möglichst differenzierte Abbil-
dung dieser Aspekte in einem Indikator schien 
daher geboten und begründet . 

Der Indikator 9 „Bildung, Betreuung und Erzie-
hung“ gibt somit Auskunft darüber, wie über die 
zentralen Sozialisationsinstanzen „Kindertages-
einrichtungen“, „Schule“ und die „Kinder- und 
Jugendhilfe“ die öffentliche Verantwortung für das 
Aufwachsen junger Menschen wahrgenommen 
und gestaltet wird, und fasst daher eine Vielzahl 
einzelner Kennzahlen zusammen, wie Tabelle 46 
zeigt .

Dieser Indikator umfasst also aus den dargestellten  
Gründen ein breites Spektrum an Kennzahlen, 
die den Gesamtzusammenhang von Bildung, 
Betreuung und Erziehung differenziert in den 
Blick nehmen und analysierbar machen . Zu die-
sem Indikator gehören zum einen Kennzahlen für 
den schulischen Erfolg junger Menschen, da an 
schulischen Bildungserfolgen zentrale Zugänge 
zu gesellschaftlicher Teilhabe und Bedingungen 
zur Verwirklichung persönlicher Lebensentwürfe 
festgemacht werden können (siehe dazu ausführ-
lich Kap . 3 .3) . Angezeigt werden diese Zusam-
menhänge hier durch Daten zu den Abschlüssen 
von Schulabgängerinnen und -abgängern (9 .1) 
sowie zur Wahl der weiterführenden Schule nach 
der Grundschule (9 .2) . In diesem Indikatoren-
bereich können die Bildungschancen von jungen 
Menschen mit Migrationshintergrund differen-
ziert ausgewertet werden . Ebenso wird auch der 
Anteil junger Menschen in Förderschulen mit 
dem Schwerpunkt „sozial-emotionale Entwick-
lung“ ausgewiesen (9 .4) . Die Kennzahlen 9 .5 bis 
9 .10 beziehen sich auf das Leistungsspektrum der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie auf deren Nutzung . 
Die Kennzahlen 9 .5a bis 9 .5j bilden den Bereich 
der Kindertagesbetreuung ab . Hierzu gehören 
Angaben zur Kita-Besuchsquote, zu den verfügba-
ren Plätzen für die unterschiedlichen Altersgruppen, 
zur Personalausstattung, zum Finanzbudget der 
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Tabelle 46: Kennzahlen zum Indikator 9 „Bildung, Betreuung und Erziehung“  
lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

Maß-
stab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

9.1 Schulabgänger/-innen (Schulerfolg/Misserfolg)

9 .1a Schulabgänger/-innen mit (Fach-)Hochschulreife 
gesamt an allen Schulabgänger/-innen

% 27,6 7,8 49,5 –

9 .1b Schulabgänger/-innen mit Migrationshintergrund mit 
(Fach-)Hochschulreife an allen Schulabgänger/-innen 
mit Migrationshintergrund

% 15,1 0 34,5 –

9 .1c Schulabgänger/-innen aus allgemeinbildenden  
Schulen ohne Hauptschulabschluss 

% 7,4 3,5 15 –

9 .1d Schulabgänger/-innen aus allgemeinbildenden  
Schulen mit Migrationshintergrund ohne Hauptschul-
abschluss

% 13 3,7 25 –

9 .1e Schulentlassene mit Abitur % 26,1 7,3 45,5 –

9.2 Schulwahl

9 .2a Schulwahl Hauptschule Grundschulabsolvent/-innen % 11,7 1,5 30,5 –

9 .2b Schulwahl Gymnasium Grundschulabsolvent/-innen % 39,1 16,4 52,2 –

9.3 Gymnasialquote: Anteil Gymnasien an  
allgemeinbildenden Schulen

% 9,6 2 25 –

9.4 Schulen mit Förderschwerpunkt

9 .4a Besuch einer Schule mit Förderschwerpunkt  
„sozial-emotionale Entwicklung“ je 1 .000 junge  
Menschen zwischen 6 und unter 15 Jahren im  
Jahr 2007 (nur Kinder in HzE)

‰ 2,3 0 7,9 –

9 .4b Besuch einer Schule mit Förderschwerpunkt „sozial-
emotionale Entwicklung“ je 1 .000 junge Menschen 
unter 18 Jahren im Jahr 2007 (nur Kinder in HzE)

‰ 1,2 0 4 –

9 .4c Anteil der SFE-Beschulungen an den Hilfen zur  
Erziehung im Jahr 2007

% 3,7 0 9,6 –

9.5 Kita

9 .5a Kita-Besuchsquote Kinder unter 3 Jahren % 13,9 7,4 23,7 –

9 .5b Kita-Besuchsquote 6- bis 13-Jährige % 9,4 6,4 15,5 –

9 .5c Tagespflege öffentlich gefördert unter 3 Jahren % 1,4 0,2 6,7 –

9 .5d 1) Sprachförderung Anteil Kita-Kinder  % 10,5 6 15 –

9 .5e Sprachförderbudget pro Kind in Kindertages- 
einrichtung

Euro 41,6 24,5 69,1 –

9 .5f 2) Personal Kita pro Kind  Personal/
Kind

0,19 0,16 0,24 –



291

lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

Maß-
stab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

9.5 Kita

9 .5g Kita-Plätze für unter 3-Jährige (ohne Plätze in Spiel- 
und Lernstuben) pro 1 .000 Kinder unter 3 Jahren im 
Jahr 2007

‰ 114,2 49,9 241,3 –

9 .5h Kita-Plätze für 6- bis unter 15-Jährige (ohne Plätze  
in Spiel- und Lernstuben) pro 1 .000 Kinder zwischen  
6 und unter 15 Jahren im Jahr 2007

‰ 23 0 85,5 Donners-
bergkreis

9 .5i Ganztagsplätze für Kinder zwischen 3 und unter  
6 Jahren in Kitas pro 1 .000 Kinder zwischen 3 und 
unter 6 Jahren im Jahr 2007

‰ 357,5 150,3 639,4 Ludwigs-
hafen

9 .5j Anzahl der vom Jugendamt mitfinanzierten Tagespfle-
gen pro 1 .000 Kinder bis unter 15 Jahren im Jahr 2007

‰ 6,8 0,9 16,6 Pirmasens

9.6 Familienberatung

9 .6a Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen  
nach § 16 SGB VIII je 1 .000 Personen im Alter von 
unter 18 Jahren im Jahr 2007

‰ 0,9 0 5,3 –

9 .6b Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen  
nach §§ 17, 18 SGB VIII je 1 .000 Personen im Alter von 
unter 18 Jahren im Jahr 2007

‰ 9,0 1,5 17,7 –

9 .6c Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen  
nach § 28 SGB VIII je 1 .000 Personen im Alter von 
unter 18 Jahren im Jahr 2007

‰ 20,3 0,1 45,4 –

9 .6d Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen nach  
§ 41 SGB VIII je 1 .000 Personen im Alter von 18 bis 
unter 21 Jahren im Jahr 2007 (laufend, beendet und 
Einmalberatungen)

‰ 5,8 0 18,4 –

9 .6 .e Beratungsstellen: Eckwert der sonstigen Beratungen  
je 1 .000 Personen im Alter von unter 18 Jahren im  
Jahr 2007

‰ 7,6 0,0 62,3 –

9.7 HzE-Eckwerte/Inanspruchnahmequote

9 .7a Hilfen zur Erziehung gesamt (§§ 29 – 35, 41 SGB VIII) pro 
1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

‰ 25,5 13,4 48,2 –

9 .7b Ambulante Hilfen (§§ 29 – 31, 35 amb ., 41 amb .) pro 
1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

‰ 10,5 3,2 23,5 –

9 .7c Teilstationäre Hilfen (§§ 32, 35 teilstat ., 41 teilstat .) pro 
1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

‰ 2,8 0,4 10 –

9 .7d Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) pro 1 .000 
junge Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

‰ 6,8 1,2 15,4 –

9 .7e Vollzeitpflege (§ 33 in eigener Kostenträgerschaft) pro 
1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

‰ 5,3 2,1 12,5 –
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lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

Maß-
stab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

9.7 HzE-Eckwerte/Inanspruchnahmequote

9 .7f Fremdunterbringungen (§§ 33 in eigener Kosten-
trägerschaft, 34, 35 stat ., 41 stat .) pro 1 .000 junge 
Menschen unter 21 Jahren 2007

‰ 12,1 4,8 25,9 –

9 .7g Eingliederungshilfe für seel . beh . Kinder und Jugend-
liche (§ 35a) (inkl . Frühförderfälle) pro 1 .000 junge 
Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

‰ 6 1,1 15,2 –

9.8 Anteil der Fremdunterbringungen (§§ 33, 34, 35 
stat. und 41 stat.) an allen HzE im Jahr 2007

% 47,5 32,0 71,1 –

9.9 Ausgaben für Hilfen zur Erziehung

9 .9a Bruttoausgaben für Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29 – 35, 41 SGB VIII) pro Kind/Jugendliche/n unter 
21 Jahren im Jahr 2007

Euro 327,8 87,5 756,5 –

9 .9b Bruttoausgaben für Hilfen gem . § 35a inkl . Frühförder-
fälle pro Kind/Jugendliche/n unter 21 Jahren im Jahr 
2007

Euro 27,7 5,8 64 –

9.10 Personal in ASD, Jugendarbeit und Schulsozialarbeit

9 .10a Personalstellen in den Sozialen Diensten  
(ASD, JGH, PKD, TuS, HiH) pro 1 .000 junge Menschen 
unter 21 Jahren im Jahr 2007

‰ 0,6 0,3 1,1 –

9 .10b Personalstellen der pädagogischen Fachkräfte im  
Jugendamt und durch öffentliche Mittel mitfinanzierte 
Stellen für Aufgaben nach §§ 11 und 14 SGB VIII pro 
1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

‰ 0,6 0,0 2,2 –

9 .10c Personalstellen der pädagogischen Fachkräfte im  
Jugendamtsbezirk für Schulsozialarbeit (§ 13 SGB VIII) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren im Jahr 2007

‰ 0,2 0,1 0,5 –

9.11 Ausbildung

9 .11a Anteil der Schüler/-innen an Berufsschulen mit Vertrag 
an der 15- bis 19-jährigen Bevölkerung

% 37,4 0 133,6 Rhein-
Pfalz-Kreis

9 .11b Anteil der Schüler/-innen an Berufsschulen ohne  
Vertrag an der 15- bis 19-jährigen Bevölkerung

% 1,8 0,4 4,4 Rhein-
Pfalz-Kreis

9 .11c Anteil der ausl . Schüler/-innen an Berufsschulen  
mit Vertrag an der ausländischen 15- bis 19-jährigen 
Bevölkerung

% 31,4 0,0 118,3 Rhein-
Pfalz-Kreis

9 .11d Anteil der ausl . Schüler/-innen an Berufsschulen  
ohne Vertrag an der ausländischen 15- bis 19-jährigen 
Bevölkerung

% 4,9 0,7 16,2 Rhein-
Pfalz-Kreis

 
1) Da sich die Kennzahl auf alle Kinder bezieht, kann der Anteil in Regionen, in denen überproportional viele unter 3-jährige Kinder betreut 
werden, niedriger ausfallen .
2)  Diese Kennzahl bietet nur eine Annäherung an die tatsächliche Personalausstattung, da unterschiedliche Stellenumfänge nicht berück-
sichtigt werden; für die Kreise und Städte sind zurzeit keine genaueren Daten verfügbar .

Da die Daten nach Schulort und nicht nach Wohnort der Schüler aggre-
giert sind, können bei diesen Kennzahlen %-Werte über 100 entstehen .
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ermöglichen, sich selbst als wirkmächtig zu erfah-
ren . Gerade deshalb gewinnt alles, was Teilhabe 
und Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
ermöglicht, in diesem Zusammenhang zentrale 
Bedeutung“ (BMFSFJ 2009c, S . 72) . 

Im ersten Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz werden Handlungsräume junger Menschen 
zu den abgebildeten Lebensbedingungen und der 
Wohlfahrt von Kindern und Jugendlichen in den 
Städten und Landkreisen des Landes in Beziehung 
gesetzt . Dabei ist zu beachten, ob sich durch die 
Ressourcen und Risikofaktoren, die die Lebensbe-
dingungen von Kindern und Jugendlichen prägen, 
sowie durch die in öffentlicher Verantwortung 
bereitgestellten Möglichkeiten und gesellschaft-
lichen Bedingungen (Wohlfahrt) auch erkennbar 
Handlungsräume für Kinder eröffnen oder ver-
schließen, die ihnen Erfahrungen der Handlungs-
mächtigkeit ermöglichen . Nicht die subjektive 
Bewertung solcher Erfahrungen kann damit an 
dieser Stelle abgebildet werden, aber zumindest 
die Möglichkeiten und Optionen der Erfahrbarkeit .

Die vorliegenden Kennzahlen zur Dimension 
Handlungsräume konnten zu fünf Indikatoren  
zusammengefasst werden .

10. Aktivitäten 
Für das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen 
ist es notwendig, dass sie über die Möglichkeit 
verfügen, in Gemeinschaft mit anderen das eigene 
Leben aktiv gestalten zu können . Dazu gehört 
auch die Gestaltung der eigenen Freizeit sowie 
Kontaktmöglichkeiten zu Gleichaltrigen (Peers) . 
Im außerfamiliären, außerschulischen und außer-
betrieblichen Bereich vollziehen sich wichtige So-
zialisationsprozesse, die über den engeren Freizeit-
bereich hinaus für das gesamte Leben bedeutsam 
sind (Opaschowski 2001, S . 1059) . In der Freizeit 
werden soziale Kontakte geknüpft sowie kulturelle 
und soziale Kompetenzen erworben, die u . a . nach 
Opaschowski eine existentielle Bedeutung haben . 
Die Möglichkeit, die eigene freie Zeit kreativ zu 
gestalten, die Entwicklung von Selbstbestimmung 
und die Entfaltung von Eigeninitiative sind für das 

Der letzte hier erfasste Kennzahlenbereich 9 .11 
beschäftigt sich mit den Übergangschancen von 
der Ausbildung in den Beruf und kann daran 
festgemacht werden, ob nach der Ausbildung ein 
Arbeitsvertrag vorliegt oder nicht . 

4.3.3 Handlungsräume: Indikatoren 
und Kennzahlen

Handlungsräume bilden die dritte Dimension des 
Well-being von Kindern und Jugendlichen, neben 
den Dimensionen Wohlfahrt und Lebensbedingun-
gen . Der Begriff Handlungsräume wurde gewählt, 
um die für das Konzept Child Well-being notwen-
dige Dimension objektivierbarer Voraussetzungen 
für subjektives Wohlbefinden mit den verfügbaren 
Daten abzubilden . Für die Erstellung des ersten 
rheinland-pfälzischen Kinder- und Jugendberichtes 
lagen keine Daten vor, die aus der Perspektive 
von Kindern und Jugendlichen zu diesem Aspekt 
berichten, also z . B . aus Befragungen oder Beteili-
gungsprojekten gewonnene Einschätzungen junger 
Menschen . Wir haben uns daher für das Konstrukt 
„Handlungsräume“ entschieden, um den Blick auf 
die subjektiven Handlungsmöglichkeiten von Kin-
dern zu lenken, welche ihnen die in einer Region 
prägenden Lebensbedingungen und entwickelten 
Leistungen und Strukturen der Wohlfahrt eröffnen 
(können) . Handlungsräume sollen damit auf die 
objektivierbaren Voraussetzungen von subjektiven 
Handlungsmöglichkeiten aufmerksam machen . 

Auch im 13 . Kinder- und Jugendbericht (BMFSFJ 
2009c, S . 72) wird die zentrale Bedeutung der Er-
fahrung von „Handlungsmächtigkeit“ für Kinder- 
und Jugendliche herausgestellt: „Eine der zentralen 
Voraussetzungen dafür, dass das eigene Leben als 
kohärent im oben beschriebenen Sinne wahrge-
nommen wird, ist die Erfahrung, dass man sich 
selbst als handlungsmächtig erfährt . Sozialisation 
bedeutet deshalb nicht nur Kompetenzerwerb, 
sondern auch Handlungsbefähigung im Sinne des 
Erlebens und Erfahrens einer erfolgreichen Wirkung 
des eigenen Handelns (Grundmann 2006, S . 186 ff .) . 
Um diese Erfahrungen machen zu können, bedarf 
es Bedingungen, die es Kindern und Jugendlichen 
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kann nicht auf Kreisebene zur Verfügung gestellt 
werden, dies betrifft insbesondere Zahlen zu den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern in den unter-
schiedlichsten Projekten und Veranstaltungen für 
Kinder und Jugendliche (siehe ausführlich dazu 
das Kapitel 3 .2 .3 über Jugendarbeit) . 

Wie Tabelle 47 zeigt, setzt sich der Indikator  
„Aktivitäten“ aus sieben Kennzahlen zusammen,  
die auch nach Altersklassen differenziert werden 
können (10 .1 und 10 .2) .

Aufwachsen von jungen Menschen unabdingbar . 
Von daher ist es notwendig, dass ihnen in ihrem 
näheren Wohnumfeld ausreichende Möglichkeiten 
zur aktiven Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
und der persönlichen Freizeitgestaltung zur Verfü-
gung stehen . Angesprochen sind damit Aspekte, die 
die Dimension der Handlungsräume von Kindern 
und Jugendlichen näher bestimmen . 

Die Auswahl der Kennzahlen für den Indikator 
„Aktivitäten“ ist sehr stark von der Verfügbar-
keit der Daten geprägt . Eine Vielzahl von Daten 

Tabelle 47: Kennzahlen zum Indikator 10 „Aktivitäten“  
lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

Maß-
stab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

10.1 Teilnahme in Sportvereinen

10 .1a Teilnahme in Sportvereinen 0- bis  
6-Jähriger an gleichaltriger Bevölkerung

% 35,3 16,5 94,5 Da die Daten nach Lage 
der Vereine aggregiert 
sind, können %-Werte 
über 100 zustande 
kommen .

10 .1b Teilnahme in Sportvereinen 7- bis 
14-Jähriger an gleichaltriger Bevölkerung

% 90,5 53 219

10 .1c Teilnahme in Sportvereinen 15- bis 
18-Jähriger an gleichaltriger Bevölkerung

% 70,2 41,7 164,6

10.2 Teilnahme an Musikschulen

10 .2a Teilnahme an Musikschulen  
0- bis unter 6-Jähriger

% 4,4 0 13,2 –

10 .2b Teilnahme an Musikschulen  
6- bis 10-Jähriger

% 6,4 0 15,5 –

10 .2c Teilnahme an Musikschulen  
10- bis unter 15-Jähriger

% 7,1 0 17 –

10 .2d Teilnahme an Musikschulen  
15- bis unter 19-Jähriger

% 3 0 8,7 –

10 .3 kirchliche Jugendarbeit (Einrichtungen 
im Verhältnis zu der 6- bis 20-jährigen 
Bevölkerung)

‰ 0,65 0 3,1 –

10 .4 Jugendverbände (Anteil Jugendfeuer-
wehr an gleichaltriger Bevölkerung  
10 bis 18 Jahre)

% 3,4 0,3 8,6 –

10 .5 Bibliotheken: Entleihungen Kinder- und 
Jugendliteratur

% 0,24 0,06 1,3 –

10 .6 Kita-Besuchsquote 6- bis 13-Jährige % 9,4 6,4 15,5 –

10 .7 Teilnehmer/-innen in Ganztagsschulen 
an allen Schülern 

% 36,2 20,5 53,7 –
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Zugang zur sozialen Umwelt mitbestimmt und 
damit Handlungsräume eröffnet oder verschließt . 
Die Vermittlung eines grundlegenden Gefühls von  
Geborgenheit, Rückhalt sowie der Wertschätzung 
durch die Eltern (Erikson spricht hier von Ur-
Vertrauen; vgl . Erikson 1997) dient dem Kind als 
sichere Basis, von der aus es seine Umgebung 
explorieren und – ebenso wie im Umgang mit 
den Eltern – ein Gefühl von Selbstwirksamkeit, 
Selbstwert und Kompetenz erwerben kann . Dieses 
Gefühl ist unerlässlich, um Handlungsräume nicht 
nur wahrnehmen zu können, sondern auch aktiv 
in Anspruch zu nehmen und zu gestalten . Beson-
ders im Jugendalter ist mit der Entwicklung einer 
Identität eine wesentliche Aufgabe verbunden, die 
unter Zugewinn an Freiheit und dem Austesten 
von Grenzen bewältigt werden muss . Eine sichere 
Bindung zu Vater und Mutter kann in diesem 
Zusammenhang notwendige Stütze sein, um mit 
wachsenden Handlungsräumen und -unsicherhei-
ten selbstbewusst umzugehen . Die Beziehung zu 
den Eltern hat darüber hinaus eine sozialisatorische 
Komponente in dem Sinne, dass sie den Erwerb 
wichtiger gesellschaftlicher Normen, Werte und 
Traditionen und die Auseinandersetzung mit 
diesen in einem geschützten Rahmen ermöglicht . 
Hierbei geht es immer auch um die Frage, ob 
und in welcher Weise sich der junge Mensch als 
Mitglied und Teil der Gesellschaft verstehen wird 
und hierbei Handlungsräume entdeckt bzw . für 
sich nutzt . 

Dass Kindern die Beziehung zu den Eltern wichtig 
ist, zeigte sich auch im LBS-Kinderbarometer 
Rheinland-Pfalz 2000: Ein Mehr an gemeinsam  
verbrachter Zeit mit den Eltern wird hier als Wunsch 
seitens der Kinder formuliert (MBFJ 2002a, bspw . 
S . 6) . Auch die World Vision Kinderstudie (2007) 
bestätigt die zentrale Bedeutung von gemeinsamer 
Zeit für die Beziehungsgestaltung und -qualität 
zwischen Kindern und ihren Eltern . 

Die für das Land Rheinland-Pfalz in regionaler 
Verteilung verfügbaren Daten für den Indikator 
„Beziehung zu Eltern“ ermöglichen es zwar nicht, 
die Vielschichtigkeit des Indikators adäquat ab-
zubilden (z . B . Aussagen über die gemeinsam 

Der Anteil der unter 18-Jährigen (an der gleichalt-
rigen Bevölkerung), die Mitglied in einem Sport-
verein sind, „zeigt sowohl an, in welchem Ausmaß 
Kinder und Jugendliche in ein aktives, regionales 
Gemeinschaftsleben eingebunden sind als auch in 
welchem Maße ihre Gesundheit und motorische 
Entwicklung“ (Prognos 2007a) gefördert wird . 
Man kann davon ausgehen, dass eine entsprechend 
hohe regionale Partizipation besonders attraktiv 
für Familien ist . Die Teilnahme am Musikunterricht 
(10 .2) in den Musikschulen steht für ein kulturell 
anregendes regionales Freizeitangebot . Ein we-
sentlicher Aspekt der Handlungsräume für Kinder 
und Jugendliche (10 .3) ist die Jugendarbeit in 
Rheinland-Pfalz . Regional differenzierte Daten zu 
Angeboten der Jugendarbeit lagen zum Zeitpunkt 
der Datenerhebung hier nur für die kirchliche 
Jugendarbeit und die Jugendfeuerwehren vor, die 
damit stellvertretend für dieses Arbeitsfeld gewertet 
werden müssen . 

Die Zahl der Bibliotheksentleihungen je Ein-
wohner/-in an Kinder- und Jugendliteratur (10 .5) 
im Jahre 2007 wird auch in anderen Untersu- 
chungen als Kennzahl für ein gut funktionierendes  
lokales Bibliothekswesen bewertet (Prognos 
2007a) . Bibliotheken dienen nicht nur der Lese- 
und Sprachförderung von Kindern, sondern bieten 
Kindern und Jugendlichen auch eine anregende 
Form der Freizeitgestaltung . 

10 .6, die Kita-Besuchsquote der 6- bis 13-Jährigen, 
und 10 .7, der Anteil Ganztagsschülerinnen und 
-schüler an allen Schülerinnen und -schülern, be-
rücksichtigen darüber hinaus die Kontakte zu den 
Peers, die in den oben stehenden Ausführungen 
bereits als äußerst bedeutsam für Handlungsräume 
junger Menschen benannt wurden .

11. Beziehung zu den Eltern 
Handlungsräume junger Menschen umfassen 
physische, psychische wie soziale Komponenten . 
So meint auch die Beziehung zu zentralen Bezugs-
personen wie den Eltern nicht nur Aspekte der 
Versorgung und Ernährung, sondern sie spielt 
ebenfalls eine entscheidende Rolle im Hinblick auf 
psychosoziale Aspekte, indem sie den kindlichen 
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fahrt im Indikator „Bildung, Betreuung, Erziehung“ 
angezeigt werden, soll hier die negative Seite 
verschlossener oder verweigerter Bildungsteilhabe 
thematisiert werden . Ausgewertet wurden dazu 
Daten über Abbrüche der Schullaufbahn . Davon 
ausgehend, dass die Handlungsräume junger 
Menschen (auch) in engem Zusammenhang mit 
den real zur Verfügung stehenden Chancen auf ein 
erfülltes schulisches und (künftiges) berufliches 
Leben stehen, wurden in diesem Indikator solche 
verfügbaren Kennzahlen einbezogen, mit denen 
sich „verschlossene“ schulische oder berufliche 
Teilhabechancen abbilden lassen . Interpretiert 
werden die hierzu angezeigten Kennzahlen so, 
dass im Verhältnis weniger verschlossene Teilhabe-
chancen auf positive Handlungsräume für junge 
Menschen hinweisen (siehe Tabelle 49) .

Kennzahlen zu den Schulentlassenen ohne Schul-
abschluss (13 .2) beschreiben den Anteil der jungen 
Menschen eines Schulabschlussjahres, die die 
Schule ohne Schulabschluss verlassen, und misst 
damit negativ gesellschaftliche Teilhabechancen, 
hier zu den Zugangsvoraussetzungen für junge 
Menschen in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt . 
Entsprechend umfasst die Kennzahl 13 .1 den An-
teil der jungen Menschen im Alter von 15 bis 25, 
die gemäß der Statistik der Agentur für Arbeit im 
Berichtsjahr arbeitslos gemeldet waren . Diese 
Kennzahl bezieht sich auf die Gruppe der Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen, denen es nach 
der Schulzeit (noch) nicht gelungen ist, einen Aus-
bildungs- bzw . Arbeitsplatz zu finden . Auch mit 
dieser Kennzahl werden Teilhabechancen junger 
Menschen am beruflichen und gesellschaftlichen 
Leben gemessen, die in Rheinland-Pfalz regional-
spezifisch unterschiedlich verteilt sind .

verbrachte Zeit, die Beziehungsqualität oder über 
das familiäre Klima zu machen) . Sie verweisen 
vielmehr auf Gefährdungen bzw . Störungen der 
Beziehung zwischen Eltern und Kind, die so inter-
pretiert werden, dass wenige Störungen eine  
positive Beziehung anzeigen (siehe Tabelle 48) .

Die Inobhutnahmen (11 .1) von Kindern und Jugend-
lichen zeigen akute Krisen in Familien an; familien- 
gerichtliche Maßnahmen zum Entzug der elter-
lichen Sorge von Kindern und Jugendlichen (11 .2) 
lassen auf gravierendere Störungen der Beziehung 
zu den Eltern und eine Gefährdung des Kindeswohls 
schließen . Die für die Entwicklung notwendige 
Unterstützung durch die Eltern ist nicht mehr ge-
geben und muss stellvertretend durch die „staat-
liche Gemeinschaft“ übernommen werden . Zu 
hoffen ist allerdings, dass sich durch den Entzug 
der elterlichen Sorge neue Handlungsräume und 
Verwirklichungschancen für junge Menschen er-
öffnen . 

Der Anteil der Kinder in geschiedenen Ehen (11 .3) 
kann als Hinweis zumindest auf eine belastende  
Beziehung zu den Eltern verstanden werden . Leitende 
Annahme ist, dass die durch die Scheidung offen-
kundig werdende konfliktbeladene Partnerschaft 
der Eltern Auswirkungen auf das familiäre System 
hat, mithin die Beziehung zu den Kindern zumindest 
zeitweilig verändert ist (Walper/Krey 2009) . 

12. Verschlossene Teilhabechancen 
Als weiterer Indikator zur Beschreibung vorhande-
ner Handlungsräume wurde der Indikator „ver-
schlossene Teilhabechancen“ aufgenommen . Im 
Unterschied zu den vielfältigen positiven Möglich-
keiten der Bildung, die unter der Dimension Wohl-

Tabelle 48: Kennzahlen zum Indikator 11 „Beziehung zu den Eltern“  
lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

Maß-
stab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

11 .1 Inobhutnahmen ‰ 1,2 0,1 3,7 –

11 .2 Gerichtliche Maßnahmen ‰ 0,9 0 2,0 –

11 .3 Anteil der Kinder in geschiedenen Ehen an allen  
Kindern unter 18 Jahren

% 1,2 0,9 1,6 –



297

Jugendlichen ein kontinuierlicher Anstieg festzu-
stellen (ist)“ (Späth 2002, S . 145) . Während sich 
diese Aussage auf den 11 . Kinder- und Jugend-
bericht bezieht, stellt der 13 . Jugendbericht sieben 
Jahre später fest, dass es zu einer Verschiebung 
von den akuten hin zu den chronischen Erkrankun-
gen gekommen ist (BMFSFJ 2009c, S . 78) . Wichtig 
ist hier zu erkennen, dass speziell chronische Er-
krankungen, von denen laut Kinderbarometer im 
Jahr 2000 38 % der rheinland-pfälzischen Kinder 
betroffen waren (MBFJ 2002a, S . 56), gerade bei 
Kindern und Jugendlichen (und den Eltern) zu Be-
lastungen/Stress führen . Das bedeutet weiterhin, 
dass die Handlungsräume junger Menschen durch 

13. Gesundheit /Stress 
Der Indikator Gesundheit /Stress von Kindern 
und Jugendlichen zeigt wichtige Faktoren für 
die Handlungsmöglichkeiten und Handlungsbe-
grenzungen an . Auch das LBS-Kinderbarometer 
Rheinland-Pfalz 2000 hat ein Kapitel der Gesund-
heit von Kindern gewidmet und stellte Kindern 
gezielt die Frage, wie häufig sie sich krank fühlen . 
Obwohl die Antworten darauf aufzeigten, dass 
sich nur 6 % der rheinland-pfälzischen Kinder oft 
oder immer krank fühlen (MBFJ 2002a, S . 54f .), 
ist festzuhalten, dass bundesweit „sowohl bei den 
chronischen körperlichen Erkrankungen als auch 
bei psychischen Erkrankungen von Kindern und 

Tabelle 49: Kennzahlen zum Indikator 12 „verschlossene Teilhabechancen“  
lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

Maß-
stab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

12 .1 Arbeitslose unter 25 Jahren pro 1 .000 15- bis unter 
25-Jährige 1)

‰ 35,5 21,5 75,4 –

12 .2 Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss2) % 7,4 3,5 15 –
 
1) Die hier verwendete Kennzahl wird im Unterschied zur Arbeitslosenquote in ‰-Werten ausgedrückt . Sie bezieht sich auf die 15- bis unter 
25-jährige Bevölkerung insgesamt und fällt daher auch niedriger aus .
2) Die Werte beziehen sich hier auf das Schuljahr 2006/07, wohingegen in Kap . 3 .3 Schule bereits die Werte aus dem Jahr 2008 verwendet 
werden konnten . 

Tabelle 50: Kennzahlen zum Indikator 13 „Gesundheit/Stress“  
lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

Maß-
stab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

13 .1 Krankenhausfälle aufgrund von  
Diabetes pro 1 .000 unter 19-Jährige

‰ 0,64 0,12 1,5 –

13 .2 Krankenhausfälle infolge von  
Krankheiten des Atmungssystems pro 
1 .000 unter 19-Jährige

‰ 20,6 15,4 43,2 –

13 .3 Anteil der Kinder unter 15 Jahren mit 
Krebserkrankungen in den Jahren 
2004 – 2008 an 1 .000 Gleichaltrigen

‰ 0,9 0,4 1,8 In der Datengrundlage sind die 
Werte für Zweibrücken in „Süd-
westpfalz“ und die Werte für 
Neustadt in „Südliche Weinstra-
ße“ enthalten . Die absoluten 
Zahlen wurden an der gleich-
altrigen Bevölkerung beider 
Verwaltungsbezirke berechnet .

13 .4 Anteil der Krankenhausfälle infolge 
psych . und Verhaltensstörungen unter 
19-Jähriger an 1 .000 Gleichaltrigen 

‰ 7,2 5,6 11,6 –
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„Sicherheit in Kita und Schule“ entwickelt worden 
mit der Begründung: „Kinder teilten uns mit, dass 
Angst und Unsicherheit ihr Wohlbefinden beein-
trächtigen und dass Sicherheit ein wichtiger Be-
standteil von Wohlbefinden ist“ (Fattore u . a . 2007, 
S . 18, Übersetzung U . Petry) .132

Daten zu einer durch junge Menschen wahrge-
nommenen „Sicherheit an Schulen und in Kinder-
gärten“ liegen nicht vor, sollen hier jedoch aus 
den Angaben der Unfallkasse Rheinland-Pfalz 
erschlossen werden . Angegeben werden kann, wie 
häufig Kinder und Jugendliche auf dem Weg zu 
und in Kindergärten und Schulen in den einzelnen 
kreisfreien Städten und Landkreisen in Unfälle 
verwickelt sind . Für den Indikator „Sicherheit in 
Kita und Schule“ ergeben sich daraus folgende 
Kennzahlen, die wiederum so interpretiert werden, 
dass wenige Unfälle auf eine höhere Sicherheit 
hinweisen .

132 „Children told us fear and insecurity affects their well-being and 
that being safe is an important part of well-being” (Fattore u . a . 
2007, S . 18)

langfristige Erkrankungen beeinträchtigt sein kön-
nen, ihre Möglichkeiten der Selbstverwirklichung 
begrenzt erscheinen .

Chronische Erkrankungen sind jedoch bei Weitem 
nicht der einzige Faktor, der Stress bei Kindern und 
Jugendlichen erzeugen kann . Der 13 . Kinder- und 
Jugendbericht benennt hierzu weitere Faktoren, 
die auf die Entstehung bzw . Persistenz von Stress 
Einfluss haben . Beispiele hierfür wären kritische 
Lebensereignisse, Entwicklungsaufgaben (BMFSFJ 
2009c; genannt werden u . a . das Erbringen  
von Leistungen in der Schule oder das Eingehen 
von Beziehungen) oder alltägliche Belastungen 
(BMFSFJ 2009c, S . 108 f .; bspw . eine Erkrankung 
der Eltern/eines Elternteils) (siehe Tabelle 50) . 

Die ersten hierzu vorliegenden vier Kennzahlen 
zum Indikator „Gesundheit/Stress“ thematisieren 
chronische Krankheiten, die zum einen eine dauer- 
hafte Belastung darstellen und unter anderem 
auch Stress verursachen . 

14. Sicherheit in Kita und Schule 
Auch für den ersten Kinder- und Jugendbericht 
Rheinland-Pfalz wäre es wünschenswert gewesen, 
auf Angaben von Kindern und Jugendlichen über 
ihre subjektive Wahrnehmung und Bewertung von 
Handlungsräumen in Kindergarten und Schule 
zurückgreifen zu können . Da diese jedoch – insbe-
sondere für die Ebene der Kreise und Städte – nicht 
verfügbar sind, ist stellvertretend der Indikator 

Tabelle 51: Kennzahlen zum Indikator 14 „Sicherheit in Kita und Schule“  
lfd.  
Nr.

 
Kennzahlen

Maß-
stab

Mittelwert 
Rheinland-Pfalz

min. 
Wert

max. 
Wert

fehlende 
Werte 

14 .1 Unfälle auf dem Weg zu Kita 
und Schule

‰ 5,4 4,3 6,9 Die Unfälle lagen nicht für alle 
Regionen auf Ebene der 36 Verwal-
tungsbezirke vor . Kreisfreie Städte 
waren den Landkreisen zugeordnet 
(Bsp .: Koblenz zu Mayen-Koblenz) . 
Die Anteilswerte wurden entspre-
chend der Anteile der gleichaltrigen 
Bevölkerung der zusammenge-
fassten Gebiete für diese Regionen 
errechnet . 

14 .2 Unfälle in Kita und Schule ‰ 79 66,3 96,2
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sicher eingeschätzt wird, in herausragender Weise 
zu ihrem Wohlbefinden beiträgt, und dass diese 
Einschätzung Hinweise auf kindliche Bedürfnisse 
nach Geborgenheit, Rückzugsmöglichkeiten und 
Ästhetik gibt . 

Die für die 36 kreisfreien Städte und Landkreise 
in Rheinland-Pfalz zur Verfügung stehenden Daten 
der amtlichen Statistik sind wenig(er) geeignet, 
unterschiedliche Wohnbedingungen für den Kinder- 
und Jugendbericht angemessen zu erfassen . Daten 
beispielsweise zur Bevölkerungsdichte, zu den 
unbebauten Freiflächen oder zur Wohnfläche pro 
Einwohner bieten kaum aussagekräftige Infor-
mationen, um die kleinräumigen Lebenswelten 
junger Menschen in den Städten und Landkreisen 
zu kennzeichnen . Für Rheinland-Pfalz liegen au-
ßerdem keine aktuellen empirischen Befunde vor, 
wie diese unterschiedlichen Lebensräume von den 
Familien mit Kindern bzw . von den Kindern und 
Jugendlichen selbst eingeschätzt werden .

Dass künftige Kinder- und Jugendberichte auf neue 
empirische Befunde zu den Wohnbedingungen von 
Familien, Kindern und Jugendlichen in Rheinland-
Pfalz angewiesen sind, wurde auch in Bezug auf 
das Kapitel 2 .3 dargestellt und erläutert .

In der Dimension Wohlfahrt zeigen sich insbe-
sondere in Bezug auf zwei Punkte bedeutsame 
Leerstellen in der Datenbasis . 

Zum einen liegen derzeit zu Partizipationsprojek-
ten keine ausreichenden Erkenntnisse über die 
Nutzung, d . h . Teilnehmerzahlen vor . Aus diesem 
Grund ist der verwendete Indikator 6 „Partizipa-
tion“ auch nur bedingt aussagekräftig, da er die 
vorgehaltenen Angebote ins Verhältnis zur ent-
sprechenden Altersgruppe setzt . Auch wäre es 
wünschenswert, über differenzierte Erkenntnisse 
im Bereich Ehrenamt zu verfügen . Derzeit existiert 
nur eine verlässliche Quelle für den Zusammen-
schluss aller freiwilligen Projekte in Deutschland . 

4.4 Empfehlungen zu einem Datenkonzept für zukünftige 
Kinder- und Jugendberichte in Rheinland-Pfalz

Einleitend soll noch einmal Bezug auf internatio-
nale Konzepte des Child Well-being genommen 
werden . Will man das Well-being von Kindern 
erfassen, ist es notwendig, sich damit zu beschäf-
tigen, was Well-being für Kinder selbst bedeutet . 
Während objektiv messbare Faktoren, wie die  
materielle Situation oder Arbeitslosigkeit der 
Eltern, auch subjektiv für Kinder eine große Rolle 
spielen133, konnten Crivello u . a . (2009) und  
Fattore u . a . (2007) aufzeigen, dass diese nicht 
ausreichen, um Well-being von Kindern und 
Jugendlichen in der regionalen Differenzierung 
angemessen zu erfassen . Zunächst werden hier 
zentrale Probleme und Leerstellen unter Berück-
sichtigung der drei Dimensionen des Konzeptes 
Child Well-being herausgearbeitet, abschließend 
zusammenfassend Empfehlungen für zukünftige 
Datenkonzepte rheinland-pfälzischer Kinder- und 
Jugendberichte erläutert .

4.4.1 Aktuelle Leerstellen in der Ab-
bildung von Child Well-being in einer 
regional differenzierenden Sozial- 
berichterstattung 

Zu den Lebensbedingungen junger Menschen 
zeigt sich insbesondere im Bereich Wohnbedin-
gungen, dass derzeit kaum aussagekräftige regio-
nale Daten vorliegen, die im Child-Well-being-
Index berücksichtigt werden konnten . Gleichwohl 
zählt das Wohnumfeld zu den wesentlichen Ein-
flussfaktoren für junge Menschen (Kap . 2 .3) .

Die internationalen Studien zum Well-being von 
Kindern haben den zentralen Befund erbracht, 
dass ein Wohnumfeld, das von den Kindern und 
Jugendlichen als gepflegt, ästhetisch und als  

133 Unter anderem konnten Crivello u . a . innerhalb der „Young-Lives-
Studie“ zeigen, dass die in den Punkten Lebensbedingungen und 
Wohlfahrt beschriebenen Indikatoren von Kindern nicht nur wahrge-
nommen werden, sondern auch Einfluss auf ihr Well-being nehmen 
(Crivello u . a . 2009) .
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Am zahlreichsten sind Leerstellen in Bezug auf 
die Dimension Handlungsräume erkennbar . 
Hier konnten die „Beziehungen zu Peers“ nicht in 
einem einzelnen Indikator erfasst werden, ob-
wohl sie als bedeutsamer Indikator für das Child 
Well-being anzusehen sind . Im vorliegenden 
Datenkonzept sind die Gleichaltrigen lediglich 
unter den Aktivitäten einbezogen . Gleichaltrige 
Freunde gehören jedoch neben der Familie zu den 
elementarsten Bezugsgruppen von Kindern und 
Jugendlichen, weshalb anzunehmen ist, dass die 
„Beziehungen zu Peers“ einen wichtigen Indikator 
für das Wohlbefinden von Kindern und Jugend-
lichen darstellen . So konnten bspw . Rigby und 
Slee nachweisen, dass positive Beziehungen zu 
Peers zum Teil hochsignifikant mit einem hohen 
Wohlbefinden und einem starken Selbstvertrauen 
korrelieren (Rigby/Slee 1993, S . 39) . 

Um Daten für den Indikator „Beziehungen zu 
Peers“ zu erfassen, sind verschiedene Strategien 
möglich . Im Rahmen der LBS-Kinderbarometer 
wurden Kinder gezielt befragt, ob sie über einen 
besten Freund/eine beste Freundin und/oder 
einen festen Freundeskreis verfügen und wie ihr 
Wohlbefinden in Bezug auf Freunde/Freundes-
kreis aussieht (u . a . MBFJ 2002a, S . 39 f .) . Andere 
Studien, wie die von Rigby und Slee, nutzen einen 
Index aus verschiedenen Einzelfaktoren .134 Für den 
EU25-Index von Bradshaw u . a . sind die Beziehun-
gen von Kindern und Jugendlichen zu ihren Peers 
ebenfalls von Bedeutung . Bradshaw u . a . nutzen 
dabei Sekundärdaten des HBSC-Surveys 2001/02, 
und zwar das Item „Junge Menschen finden ihre 
Peers freundlich und hilfsbereit“ . Zuverlässige 
Vergleichsdaten zur Qualität kindlicher Gleich-
altrigenbeziehungen sind jedoch rar (Bradshaw  
u . a . 2007, S . 158, Übersetzung U . Petry) .135 

134 Der Index für „peer-relations“ wird von Rigby und Slee auch als 
„prosocial-tendency-index“ bezeichnet und umfasst die Items  
„Enjoy helping others“, „Help harrassed children“, „Like to make 
friends“ und „Share things“ (Rigby/Slee 1993, S . 37) . 
135 „Young people finding their peers kind and helpful“ (Bradshaw u . a . 
2007, S . 158) . „Reliable comparative data on the quality of children’s 
peer relationships“ sei jedoch, so die Autoren, „scarce” .

Es ist die Landesstudie „Freiwilliges Engagement 
in Rheinland-Pfalz 1999 bis 2004 im Trend“, die 
im Auftrag des Ministeriums des Inneren und 
für Sport von dem Sozialforschungsinstitut TNS 
Infratest München erarbeitet wurde und auf den 
Ergebnissen des bundesweiten Freiwilligensurveys 
von 2004 basiert . Diese Studie ist einerseits sehr 
umfangreich, jedoch nur teilweise auf Bundes-
länderebene dokumentiert . Die 36 Landkreise in 
Rheinland-Pfalz werden nicht getrennt behandelt . 
Auch die Alterskategorien von „14 bis 30“ bzw .  
„14 bis 35“ sind nur eingeschränkt zur Abbildung 
der Kinder- und Jugendsituation einsetzbar,  
um die Altersgruppe der unter 18- bzw . unter 
21-Jährigen jungen Menschen abzubilden . 

Zum anderen zeigt sich in Bezug auf den Indikator 
7 „Gesundheit, Krankheit und Behinderung“ eine 
insbesondere um die Inhalte aktueller Veröffentli-
chungen ausbaufähige Datenbasis . Diese betonen, 
den Gesundheitsstatus nicht mehr bzw . nicht al-
lein über Abwesenheit von Krankheit abzubilden . 
Vielmehr ist die Einschätzung der eigentlichen  
Akteure gefragt: Wie gesund bzw . wie wohl fühlen 
sich Kinder und Jugendliche, unabhängig von 
nachweisbaren Erkrankungen oder messbaren 
Größen wie beispielsweise Krankenhausaufent-
halten? Auch spielen in themenbezogenen Veröf-
fentlichungen des rheinland-pfälzischen Ministe-
riums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und 
Frauen sowie im 13 . Kinder- und Jugendbericht 
die Gesundheitsförderung und ein positives Ver-
ständnis von Gesundheit eine wesentliche Rolle . 
Im Bericht der Bundesregierung ist „Gesund-
heitsförderung im Sinne einer Ermöglichung von 
Selbstbestimmung über die eigene Gesundheit als 
körperliches, seelisches und soziales Wohlergehen 
zu verstehen“ (BMFSFJ 2009c, S . 78) . Die Daten-
lage in Rheinland-Pfalz ermöglicht es zurzeit nicht, 
dieser positiven Abbildung von Gesundheit auf 
regional differenzierter Ebene gerecht zu werden . 
Insbesondere Einschätzungen der Kinder und  
Jugendlichen selbst und Daten über die Inanspruch- 
nahme gesundheitsfördernder Maßnahmen sowie 
die Nutzung präventiver Angebote sind wün-
schenswert .
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der Tatsache, dass Rheinland-Pfalz Vorreiter im 
Ausbau des Ganztagsschulwesens ist (Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung 2004), 
führt zu der Forderung, dem Wohlbefinden von 
Kindern und Jugendlichen in der Schule – d . h . 
seiner Erforschung – einen adäquaten Stellenwert 
zuzuweisen: nicht nur um eine angenehme Lern- 
und Arbeitsatmosphäre für Schüler/-innen und 
Lehrer/-innen zu schaffen, sondern auch, weil das 
Wohlbefinden von Schüler/-innen einen positiven 
Einfluss auf ihre Leistungen in der Schule und ihre 
Zukunftschancen nach der Schulzeit haben kann 
(Fend 2001, S . 366 ff ., Opdenakker/van Damme 
2000, S . 184 ff .) .

Eine ähnliche Forderung richtet ihr Augenmerk auf 
die Erforschung des Wohlbefindens von Kindern in 
Kindergärten . In der Forschung gilt häufig die An-
nahme, dass „jüngere Kinder keine verlässlichen 
Datenquellen seien oder die Fachkräfte ‚es am 
besten wissen‘ und deshalb in ihrem Namen spre-
chen könnten“ (Crivello u . a . 2009, S . 57, Überset-
zung U . Petry) .137 Gleichzeitig stellen Crivello u . a . 
im Rahmen der Young-Lives-Studie verschiedene 
Methoden vor, die sich gerade für den Einsatz bei 
jüngeren Kindern eignen .138 Dass das subjektive 
Wohlbefinden von Kindern im Kindergarten einen 
positiven Einfluss auf ihr Gesamtwohlbefinden 
und auch auf ihre Entwicklung hat, ist zwar bisher 
nicht durch Studien erforscht worden, stellt aller-
dings ein bedeutsames Argument für den Ausbau 
einer kindzentrierten Forschung und im Rahmen 
der Qualitätsentwicklung von Kindergärten dar . 

137 „That young children cannot be reliable sources of data, or an 
assumption that caregivers ‚know best‘ so can speak of children on 
their behalf“ (Crivello u . a . 2009, S . 57) .
138 Im Rahmen von „Young Lives“ wurden einige Methoden konzipiert, 
die selbst bei und mit 3- bis 4-Jährigen angewendet werden konnten 
(Crivello u . a . 2009, S . 58) .

Im Rahmen des ersten Kinder- und Jugendberichts 
Rheinland-Pfalz wäre es wünschenswert, Selbst-
auskünfte von Kindern und Jugendlichen zu ihren 
Peer-Beziehungen einbeziehen zu können – solche 
Daten sind jedoch zur Zeit nicht auf Stadt- und 
Landkreisebene vorhanden . 

Die vorhandenen Daten zum Indikator 11 „Be- 
ziehungen zu den Eltern“ zeichnen jetzt nur ein 
Bild, das die Eltern-Kind-Beziehung mit Hilfe  
einer „Negativschablone“ und damit dem Nicht-
Gelingen familiärer Interaktion bestimmt . Umso 
notwendiger wird es, zukünftig ebenfalls Aspekte 
wie die gemeinsame Gestaltung des Alltags und 
der Freizeit von Eltern und Kind in den Blick zu 
nehmen . So ist beispielsweise davon auszugehen, 
 dass das gemeinschaftliche Mittagessen ein Ort 
des Familiären ist, der nicht nur als Möglichkeit 
des Gesprächs, sondern auch der Pflege der 
Eltern-Kind-Beziehung verstanden werden kann 
(Bradshaw 2007, S . 157) . Gleiches gilt für ge-
meinschaftliche Aktivitäten, die kindlichen Hand-
lungsräumen und Wohlbefinden, dem Gefühl 
der Wertschätzung und der Gewahrwerdung der 
elterlichen Fürsorge zuträglich sein können . 

Daten, die zum Indikator 12 „verschlossene Teil-
habechancen“ über problematische schulische/
berufliche Integration bzw . Erfolg hinausgehend 
Auskunft geben könnten, sind – aufgeschlüsselt 
nach den 36 kreisfreien Städten und Landkreisen – 
kaum verfügbar . So wären z . B . auch Informationen 
über delinquente Handlungen von jungen Men-
schen bzw . Kriminalstrafen, die für junge Men-
schen im Berichtsjahr verhängt wurden, weitere 
geeignete Kennzahlen, mit denen Problemlagen 
gesellschaftlicher Ausgrenzung beschrieben wer-
den könnten . Diese Daten sind aber auf der Ebene 
der Städte und Kreise derzeit nicht verfügbar .136

Gerade der zum Indikator „Sicherheit in Kita und 
Schule“ benannte Aspekt, dass Schüler einen  
nicht unerheblichen Teil ihres Tages innerhalb 
der Institution Schule verbringen, gekoppelt mit 

136 Diese Angaben sind derzeit nur auf der Ebene der rheinland-pfälzi-
schen Polizeipräsidien verfügbar .
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Jugendlichen in Rheinland-Pfalz als Basis einer 
kinderfreundlichen Politik zu gewinnen, da das 
Well-being junger Menschen zu einem erheb-
lichen Teil durch die örtlichen Bedingungen 
des Aufwachsens geprägt und gestaltet wird .  

(2)  Eine Fortschreibung des Indikatorenmo-
dells muss eine regional differenzierende 
Beobachtung und Bewertung der Lebens-
chancen junger Menschen und ihres Child 
Well-being ermöglichen. 
 
Das Ziel der ausgewählten Indikatoren und 
Indices besteht nicht nur darin, die gegen-
wärtige Lebenssituation von Kindern und 
Jugendlichen adäquat zu erfassen und zu 
beschreiben, sondern auch zukunftsgerich-
tet Herausforderungen und Perspektiven für 
eine kinderfreundliche Politik im Land deut-
lich zu machen . Mit Hilfe eines zentralen 
Indexwertes, hier die Entwicklung des Child 
Well-being in den einzelnen Regionen, können 
dafür immer wieder bedeutsame Hinweise 
aber auch Bezugspunkte und Kriterien für eine 
Evaluation politischer Programme gewonnen 
werden .  
 
Wird in den nachfolgenden rheinland-pfälzi-
schen Kinder- und Jugendberichten das hier in 
den Grundlagen entwickelte Indikatorenmodell 
weiterentwickelt und genutzt, könnten erst-
malig empirisch vergleichbare Entwicklungen 
– im Hinblick auf die vorgestellten Zugänge: 
Lebensbedingungen, Wohlfahrt und Hand-
lungsräume – aufgezeigt werden . Hier werden 
insbesondere folgende Fragen von Bedeutung 
sein: In welchen Gebietskörperschaften zeigen 
sich deutliche Veränderungen? Haben sich 
hier bestimmte Bedingungen verändert? Blei-
ben bestimmte Indikatoren eher unverändert 
und gibt es Indikatoren mit hohen Schwan-
kungen? Und weiterhin: Was bedeuten die 
Entwicklungen für die Kinder, Jugendlichen 
und Familien selbst? Gibt es Bevölkerungs-
gruppen (z . B . Mädchen, Jungen, Jugendliche 
mit Migrationshintergrund etc .), die von be-
stimmten Entwicklungen besonders betroffen 

4.4.2 Empfehlungen für ein Daten- 
konzept zukünftiger Kinder- und  
Jugendberichte in Rheinland-Pfalz

Die vorgestellten Überlegungen lassen sich zu 
drei wesentlichen Empfehlungen für die Weiter-
entwicklung und empirische Fundierung künftiger 
Datenkonzepte für eine regelmäßige Berichter-
stattung über die Lebenswirklichkeiten und Pers-
pektiven junger Menschen in Rheinland-Pfalz als 
Basis einer kinderfreundlichen Politik zusammen-
fassen: 

(1)  Eine regional differenzierte Betrachtung 
der Bedingungen des Aufwachsens von 
Kindern und Jugendlichen mindestens auf 
Basis der 36 kreisfreien Städte und Land-
kreise ist dringend erforderlich und muss 
weiterentwickelt werden. 
 
In der Mehrheit der ausgewählten Indikatoren 
fällt die große Bandbreite in den Lebensbedin-
gungen, der wohlfahrtsstaatlichen Ausgestal-
tung und den Handlungsräumen innerhalb 
von Rheinland-Pfalz auf . Zwar bewegt sich das 
Bundesland im Vergleich zu den übrigen Bun-
desländern in einer Vielzahl von Studien und 
Untersuchungen nahe dem bundesweiten 
Durchschnitt, zeigt aber in den vorliegenden 
kleinräumigeren Betrachtungen z . T . erhebliche 
Abweichungen der Situationen in den Städten 
und Landkreisen nach oben und unten . Hier 
werden regionale Ungleichheiten und Dispari-
täten in den Lebensverhältnissen von Kindern, 
Jugendlichen und Familien sichtbar, denen 
weiter nachgegangen werden muss . Besondere 
Beachtung ist dabei dem Verhältnis zwischen 
den Städten und Landkreisen zu schenken, 
welches jedoch nicht für sich allein die großen 
Unterschiede innerhalb der Landkreise bzw .  
Städte erklären kann . Von Bedeutung sind hier 
neben den spezifischen Gegebenheiten vor  
Ort auch die wohlfahrtsstaatlichen Angebote  
sowie die kommunale Gewährungs- und 
Versorgungsstruktur . Nur über einen regiona-
lisierten Berichtsansatz sind valide Aussagen 
über die Lebensqualität von Kindern und 
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Befragungen stellen nicht nur eine besondere 
Form der Beteiligung junger Menschen dar, son-
dern bieten zugleich eine wesentliche Erweite-
rung des Berichts um die Perspektive der Kinder 
und Jugendlichen als Experten ihrer selbst . Gleich-
zeitig wäre über einen adäquaten forschungs- 
methodischen Zugang nachzudenken, der es  
erlaubt, sich dem Well-being von Vorschulkindern 
anzunähern . Dies wird eher über andere (qua-
litative, ethnografische) Ausdrucksformen und 
Forschungszugänge zu erreichen sein als über 
eine standardisierte Befragung . Hier könnte die 
rheinland-pfälzische Kinder- und Jugendbericht-
erstattung beispielgebend und zukunftsweisend 
werden .  

sind? Und welche Konsequenzen können für 
die Kinder-, Jugend- und Familienpolitik  
des Landes Rheinland-Pfalz daraus gezogen 
werden?

(3)  Selbstauskünfte von Kindern und Jugendli-
chen sind kaum verfügbar, aber unbedingt 
erforderlich, um das Child Well-being der 
jungen Bevölkerung in Rheinland-Pfalz er-
fassen und einschätzen zu können.  
 
Wie zu Beginn in Kap . 4 .1 . ausführlich dar-
gestellt, gewinnt die subjektive Perspektive 
von Kindern und Jugendlichen zunehmend 
an Bedeutung und nimmt – insbesondere 
mit Blick auf internationale Konzepte – einen 
wesentlichen Stellenwert in der Berichterstat-
tung ein . Insgesamt hat sich in der Sozialin-
dikatorenforschung der Konsens herausgebil-
det, dass die Lebensqualität von bestimmten 
Bevölkerungsgruppen nicht alleine über 
objektive Daten zu erfassen ist, sondern dass 
gerade auch die subjektive Sichtweise und die 
persönliche Einschätzung der vorfindbaren 
Bedingungen eine hohe Relevanz für den Grad 
an Wohlbefinden der Individuen haben . Diese 
Erkenntnis kann auf die Gruppe der Kinder 
und Jugendlichen erweitert werden .   
 
Bislang konnten im vorliegenden Bericht 
jedoch vornehmlich objektivierbare Voraus-
setzungen für das Well-being von jungen 
Menschen abgebildet werden . Diese sind nur 
vorsichtige und indirekte Anzeiger – insbe-
sondere in der Dimension „Handlungsräume“ . 
Wie in den oben angeführten Empfehlungen 
für künftige Datenkonzepte sowie den der-
zeitigen Leerstellen deutlich wurde, liegen 
darüber hinaus zu den Themen Wohnen, Ge-
sundheit, Partizipation, Freizeit, Freunde und 
Familie kaum regional differenzierte Einschät-
zungen von Kindern und Jugendlichen vor . 
Insgesamt wäre hier eine umfassende Befra-
gung und Beteiligung der jungen Menschen an 
künftigen rheinland-pfälzischen Kinder- und 
Jugendberichten äußerst wertvoll . 
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kleinere regionale Einheiten die relevante Ebene 
einer räumlich differenzierenden Berichterstat-
tung . 

Unterschiede der Lebensverhältnisse zwischen 
den Regionen des Landes sind aber nicht nur ein 
interessanter Gegenstand analytisch ambitionierter 
Berichterstattung, sie sind auch eine unmittelbare 
Herausforderung für jede Landespolitik . Bereits 
das Grundgesetz gebietet „die Wahrung der Ein-
heitlichkeit der Lebensverhältnisse“ (Art . 72 Abs . 2 
Nr . 3 GG) und meint damit nicht nur die Verhält-
nisse zwischen den Bundesländern, sondern auch 
innerhalb der Länder und für die auf Länderebenen 
verankerten Verantwortungsbereiche . Auch die 
Verfassung des Landes Rheinland-Pfalz formuliert 
einen vergleichbaren Auftrag an die Politik des 
Landes im Freiheits- und Gleichheitsgebot der 
Artikel 1 und 17 .139 

Relevante Informationen und Einschätzungen 
zu den Lebensverhältnissen und Lebenschancen 
junger Menschen in den Regionen des Landes 
werden damit zu einer unverzichtbaren Grund-
lage verantwortlicher Politik im und für das Land . 
Die Eigenart und Unterschiedlichkeit der Lebens-
verhältnisse in Städten und Landkreisen soll dazu 
herausgearbeitet werden und vor allem sollen Zu-
sammenhänge zwischen Lebensverhältnissen und 
Leistungen für Kinder und Familien aufgezeigt und 
in ihrer Bedeutung für ein „Aufwachsen in öffentli-

139 Art . 1 Satz 2: „Der Staat hat die Aufgabe, die persönliche Freiheit 
und Selbständigkeit der Menschen zu schützen sowie das Wohlerge-
hen des einzelnen und der innerstaatlichen Gemeinschaften durch 
die Verwirklichung des Gemeinwohls zu fördern“ . Art . 17 Satz 1: „Alle 
sind vor dem Gesetz gleich .“ (Verfassung für Rheinland-Pfalz vom 
18 . 05 . 1947 i . d . Fassung vom 30 . 11 . 1982) .

Die Aufforderung im Landtagsbeschluss, „der Kin-
der- und Jugendbericht soll nach Möglichkeit nach 
Landkreisen (und Städten) differenzierte Daten 
enthalten“ (Landtag Rheinland-Pfalz 2007f), ist 
komplexer als auf den ersten Blick erkennbar . Die 
begrenzt verfügbaren Daten und Informationen 
nach den Regionen des Landes differenziert – hier 
nach den Landkreisen und kreisfreien Städten – 
zeichnen bereits in den vorhergehenden Kapiteln 
ein ausgesprochen vielgestaltiges Bild der Lebens-
bedingungen und Lebenschancen junger Men-
schen in diesem Land . Es macht für Mädchen und 
Jungen einen erheblichen Unterschied, in welcher 
Region von Rheinland-Pfalz sie geboren werden 
und aufwachsen . Aber wie sollen diese Unter-
schiede übersichtlich dargestellt und mit Erkennt-
nisgewinn bewertet werden? 

Die jeweils regional spezifischen Ausprägungen der 
Lebensverhältnisse sind für Kinder, Jugendliche 
und Familien von herausragender Bedeutung, 
prägt doch das unmittelbare Umfeld von Wohnung 
und im Wohnort entscheidend die Bedingungen 
und Möglichkeiten, aber ggf . auch die Einschrän-
kungen und Belastungen für das Aufwachsen . 
Wohnblock, Straße, Viertel, Stadtteil oder Ortsge-
meinde sind die regional bedeutsamen Einheiten 
für das Leben junger Menschen und ihrer Familien; 
je jünger die Kinder sind, umso kleiner ist der Ra-
dius um die eigene Wohnung, in dem wesentliche 
Funktionen und Leistungen erreichbar sein müssen . 
Aus der Landesperspektive ist eine kleinräumige 
Betrachtung örtlicher Lebensverhältnisse kaum 
möglich und nur exemplarisch sinnvoll, hier ist 
die Gestaltungsverantwortung der Landkreise und 
Städte gefragt . Für das Land sind daher diese 36 
kommunalen Gebietskörperschaften als nächst- 

5. der blIcK In dIe regIonen  
des landes rheInland-Pfalz
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bedeutsame Zusammenhänge für das Leben und 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen in den 
Regionen des Landes Rheinland-Pfalz angemessen 
abzubilden und zu erklären .

cher Verantwortung“ bewertet werden . Im Folgen-
den wird versucht, auf Grundlage der im vorherge-
henden Kapitel erläuterten Konzeption des Child 
Well-being die Komplexität der Verhältnisse und 

5.1 Die Regionen des Landes im Vergleich 

Für einen vergleichenden Blick auf die Eigenarten 
und Unterschiedlichkeiten der Regionen des Landes 
werden zuerst in einer Tabelle die zusammen-
fassenden Indexwerte jeweils für die im vorher-
gehenden Kapitel theoretisch begründeten und 
empirisch fundierten Dimensionen des Child Well-
being – Lebensbedingungen, Wohlfahrt, Hand-
lungsräume – sowie der Gesamtindex Child Well-
being vorgestellt . Auch die Zusammensetzung der 
Indexwerte und die Herkunft der verwendeten 
Rohdaten sind hier eingehend erläutert . Die Werte 
sind in sog . Standardpunktzahlen ausgedrückt, die 
eine Zusammenführung unterschiedlicher Werte-
bereiche ermöglichen und damit erst für diesen 
Vergleich nutzbar sind (vgl . dazu ausführlich Kapi-
tel 4 .2 .2 .) .

Anschließend werden die Befunde einer Gruppen-
bildung von Regionen mit ähnlichen Bedingungen 
und Verhältnissen in einer Karte präsentiert . Funk-
tion dieser Gruppenbildung ist es, für die weiteren 
Vergleiche der Regionen nur solche Regionen 
einzubeziehen, die insgesamt für diese Dimension 
größere Ähnlichkeit aufweisen und sich deutlicher 
von den anderen Regionen unterscheiden . Kriterium 
für die Gruppenbildung ist ein deutlich größerer Ab-
stand in der Rangfolge der Indexwerte; wie in den 
Tabellen kenntlich gemacht durch jeweils andere 
Farben (zur Begründung siehe auch Kapitel 4 .2 .1) . 
In einer entsprechend eingefärbten Karte des Lan-
des wird nochmals die Gruppenzugehörigkeit der 
Regionen deutlich gemacht .

In einem dritten Analyseschritt werden jeweils zwei 
Dimensionen des Child Well-being miteinander 
verglichen . In einer Vier-Felder-Matrix werden 
dazu die Abweichungen der Regionen vom Landes- 
durchschnitt angeführt . Die Abweichungen vom 
Landesdurchschnitt können nicht einfach als „gut“ 

oder „schlecht“ interpretiert werden, sondern 
zeigen die Positionen der Regionen für die abge-
bildeten Dimensionen . Sie bieten damit Hinweise 
für Nachfrage und Erklärung, um Begründungen 
für den Status Quo oder Entwicklungspotentiale 
herauszuarbeiten, können Anlass sein für die 
Erklärung regionaler Besonderheiten, Stärken 
und Schwachpunkte sowie Ausgangspunkte und 
Orientierung für Weiterentwicklung und Verände-
rung . Eine vergleichbare Aufbereitung kommunaler 
Daten ist für die Arbeit in sog . Vergleichsringen  
ein in der kommunalen Familie inzwischen über 
gut zehn Jahre entwickeltes und eingeführtes  
Verfahren .140 

Auftrag dieses ersten Kinder- und Jugendberichtes 
Rheinland-Pfalz ist es, einen Vergleich verfügbarer 
Infrastruktur für das Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen mit gezielten Leistungen für einzelne 
junge Menschen (Interventionen) zu erarbeiten . 
Hierzu wird in einem vierten Schritt für alle Regio-
nen ein zusammenfassender Indikator für solche 
Interventionsleistungen vorgestellt und mit dem 
Indexwert für das Child Well-being in Beziehung 
gesetzt . 

5.1.1 Lebensbedingungen

Der Indexwert für die Dimension Lebensbedin-
gungen setzt sich zusammen aus vier Indikatoren, 
die nach ihrer Bedeutung für die Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen gewichtet wurden:

Demografie (mal 2), ■
Materielle Lage (mal 3), ■
Wohnumfeld (mal 1), ■
Migration (mal 1) . ■

140 www .kgst .de/dotAsset/1088223 .pdf



306

ausführlich Kap . 4 .2 bis 4 .4), nicht der prinzipiel-
len Bedeutung dieser Aspekte (siehe Abb . 143) . 

In der Gruppe A (76,3 bis 70,6) finden sich aus-
schließlich Landkreise . Hier sind die Lebensbedin-
gungen überwiegend durch hohe Kinderzahlen, 
geringen Bevölkerungsrückgang und eine gute 
materielle Situation geprägt . Selbiges gilt für die 
Gruppe B (68,6 bis 65,9) jedoch etwas gerin-
ger ausgeprägt . In Gruppe C (64,4 bis 59,9) sind 
einige Städte, wie Neustadt a . d . Weinstraße und 
Worms, aber überwiegend Landkreise enthalten . 
Hier sind die Werte der Indices nahe dem rhein-
land-pfälzischen Durchschnitt (siehe Abb . 144)

In Gruppe D und E befinden sich die übrigen 
Städte und lediglich die Kreise Ahrweiler und 
Südwestpfalz . Im Vergleich mit den vorgenannten 
Gruppen wird ein typisches „Stadt-Land-Gefälle“ 
erkennbar: Die Städte sind durch mehr Fluktua-
tion der Bevölkerung, niedrigere Kinderzahlen 
und eine deutlich größere Spannbreite zwischen 
materiellen Ressourcen und Belastungen gekenn-
zeichnet . 

Kriterien für die vorgenommene Gewichtung  
sind nicht „objektiv“ zwingend, sondern sind aus 
theoretisch begründeten Einschätzungen zur 
Bedeutung der in den verfügbaren Daten abgebil-
deten Aspekte der Dimension Lebensbedingungen 
und Lebenschancen von Kindern und Jugendlichen 
gewonnen worden . So wird den Aspekten der 
materiellen Lage die höchste Bedeutung zuge-
messen, auch demografische Faktoren sind noch 
bedeutsam, die Aspekte des Wohnumfelds und 
vor allem der Faktor Migration in diesem Kontext 
zwar erwähnenswert, aber im Vergleich zu den 
anderen Aspekten doch weniger gewichtig . Diese 
Gewichtung ist eine Einschätzung der Bedeutung 
auf Basis der konkret verfügbaren Daten (siehe 
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Abb. 143:  Index Lebensbedingungen I
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Abb. 144:  Index Lebensbedingungen

Quelle: Kartenmaterial GfK GeoMarketing

I
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Im Vergleich zu dem vorangegangenen Index 
Lebensbedingungen lässt sich hier eine Verschie-
bung – bzw . z . T . eine Umkehr – der Gruppenzuge-
hörigkeit von Landkreisen und kreisfreien Städten 
feststellen .

In Gruppe A – die Gruppe mit den höchsten Merk-
malsausprägungen – finden sich nahezu aus-
schließlich Städte . Lediglich Mainz-Bingen ist in 
dieser Gruppe als Landkreis vertreten . Hier sind 
die ausgewählten Indikatoren, verstanden als Bei-
trag zu Verwirklichungschancen junger Menschen, 
überdurchschnittlich gut . 

Deutlich wird darüber hinaus die große Spann-
breite zwischen den Städten, die in Bezug auf den 
Index Wohlfahrt nicht mit dem schon erwähnten 
„Stadt-Land-Gefälle“ erklärt werden kann .  
Denn: Ein weiterer Teil der Städte (Ludwigshafen, 
Kaiserslautern, Worms und Pirmasens) befindet 
sich in Gruppe E, in denen die Indikatoren wie z . B . 
Gesundheit, Bildung, Erziehung und Betreuung 
deutlich unter dem rheinland-pfälzischen Durch-
schnitt liegen . 

Damit ist erkennbar, dass sich die Landkreise und 
Städte des Landes nicht insgesamt zwei Gruppen 
zuordnen lassen, sondern sich bereits innerhalb 
dieser beiden Gruppen erhebliche Unterschiede 
im Umfang und, soweit in diesen Daten erkennbar, 
in der Qualität wohlfahrtsstaatlicher Leistungen 
zeigen .

Im Folgenden sollen daher die beiden bisher vor-
gestellten Dimensionen Lebensbedingungen und 
Wohlfahrt im Zusammenhang dargestellt werden . 
Dazu werden die jeweiligen Ausprägungen der 
36 Regionen hier in ihrer prozentualen Abwei-
chung vom Landesdurchschnitt dargestellt und 
untersucht . Die Mittellinien der x- und y-Achse 
markieren jeweils den Durchschnitt für das Land 
Rheinland-Pfalz . Die Position der einzelnen Städte 
und Landkreise in der dadurch entstehenden Vier-
Felder-Matrix zeigt ihre relativen Abweichungen 
und lässt so zu, mögliche Zusammenhänge dieser 
beiden Dimensionen bildlich zu erfassen (siehe 
Abb . 147) . 

5.1.2 Wohlfahrt

Der Index Wohlfahrt fasst sowohl Angaben über 
Angebote für Kinder, Jugendliche und Familien 
als auch Kennzahlen zu wohlfahrtsstaatlichen 
Aufgaben in den Bereichen Gesundheit, Bildung, 
Erziehung und Betreuung zusammen . Im Einzel-
nen sind dies folgende Indikatoren, wiederum mit 
einer unterschiedlichen Gewichtung, begründet 
durch die Bedeutung der verfügbaren Daten (s . o .) 
für den Gesamtwert:

Elterngeld (mal 1), ■
Partizipation (mal 1), ■
Gesundheit (mal 2), ■
Verhalten und Risiken (mal 2), ■
Bildung, Betreuung und Erziehung (mal 3) . ■
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Abb. 145:  Index Wohlfahrt II
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durchschnittlicher Wohlfahrt (Diagrammfeld: 
rechts unten) deutlich erkennbar ist, zeigt sich 
für den anderen Teil der Gebietskörperschaften 
ein verändertes, weniger plausibles Bild: Im Dia-
grammfeld rechts oben befinden sich diejenigen 
Gebietskörperschaften, die sowohl überdurch-
schnittliche Werte in Bezug auf die Lebensbedin-
gungen als auch auf die Wohlfahrtsdimension 
zeigen . Hier fällt vor allem Mainz-Bingen auf: Der 
Landkreis liegt in beiden Dimensionen mit 20 % 
über dem Durchschnitt .

Die geringste Anzahl an Gebietskörperschaften 
befindet sich im linken unteren Feld: Hier sind die 
Indexwerte beider Dimensionen im Vergleich zum 
Land unterdurchschnittlich . Deutlich unterdurch-
schnittliche Werte zeigt hier insbesondere Pirma-
sens: Die kreisfreie Stadt liegt um 40 % unter dem 
Durchschnitt .

Zunächst wird deutlich, dass sich auf der linken 
Seite des Diagramms – der Bereich unterdurch-
schnittlicher Lebensbedingungen – überwiegend 
kreisfreie Städte finden, während sich auf der 
rechten Seite – überdurchschnittliche Lebensbe-
dingungen – in der Mehrheit die Landkreise po-
sitionieren . Für die Dimension Lebensbedingun-
gen verweist dieses Stadt-Land-Gefälle nicht auf 
grundsätzlich schlechtere Lebensbedingungen in 
den Städten . Vielmehr ist dies einerseits mit der 
größeren Spannbreite städtischer Lebensbedin-
gungen und andererseits mit der Anziehungskraft 
städtischer Lebensräume für Menschen mit weni-
ger Ressourcen und mehr Belastungen zu erklären 
(vgl . dazu ausführlich Baum 2007) . 

Während bei einem großen Teil der kreisfreien 
Städte und Landkreise der Zusammenhang  
zwischen unterdurchschnittlichen Lebensbedin-
gungen und überdurchschnittlicher Wohlfahrt 
(Diagrammfeld: links oben) oder überdurch-
schnittlichen Lebensbedingungen und unter-
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Der nachfolgende Vergleich der Indexwerte 
Wohlfahrt und Handlungsräume junger Men-
schen zeigt: Wenn die Dimension Wohlfahrt über 
dem Landesdurchschnitt liegt, sind auch die 
Handlungsräume junger Menschen überdurch-
schnittlich . Dies ist für die Mehrheit der Gebiets-
körperschaften, die sich im rechten oberen Feld 
befinden, zutreffend (siehe Abb . 150) .

5.1.3 Handlungsräume

Die dritte Dimension Handlungsräume junger 
Menschen soll abbilden, welche Potentiale und 
Möglichkeiten eine Region bieten kann, damit 
Kinder und Jugendliche ihre Lebenschancen 
verwirklichen können . Es geht also nicht um die 
subjektive Bewertung, sondern um die objekti-
vierbaren Voraussetzungen für positive Entwick-
lung und Wohlbefinden junger Menschen . Wie in 
Kapitel 4 .2 beschrieben, enthält der Gesamtindex 
Handlungsräume fünf Indikatoren gleicher Ge-
wichtung: 

Aktivitäten, ■
Beziehungen zu den Eltern, ■
Verschlossene Teilhabechancen, ■
Gesundheit/Stress, ■
Sicherheit in Kita und Schule . ■

Wie in Abb . 148 und auf der Karte in Abb . 149  
erkennbar, sind auch in Bezug auf diesen Index  
die Städte und Landkreise deutlich durchmischt 
und zeigen erhebliche Unterschiede .

In Gruppe A sind allerdings überwiegend Kreise 
vertreten – Mainz ist hier die einzige kreisfreie 
Stadt . Diese Gruppe ist durch überdurchschnittli-
che Werte gekennzeichnet . Nahe dem rheinland-
pfälzischen Durchschnitt befinden sich die Städte 
Neustadt und Koblenz wie auch die Landkreise 
Altenkirchen und Südliche Weinstraße .

Unterdurchschnittliche Werte sind insbesondere 
in Gruppe E erkennbar: Dies betrifft vor allem die 
Städte Pirmasens, Ludwigshafen und Frankenthal . 
Auffallend sind in Bezug auf Gruppe E die weit-
gehend mit dem Index Lebensbedingungen 
vergleichbaren Gruppenzughörigkeiten . Dieser 
Zusammenhang gibt erste Hinweise auf Bezie-
hungen zwischen belastenden Lebenssituationen 
– wie mangelnden finanziellen Ressourcen, einem 
großen Integrationsbedarf und hoher Fluktuation 
– sowie einem erhöhten Aufkommen von gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen, verminderten  
Bildungschancen und hoher familialer Belastung . 
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5.1.4 Der Gesamtindex Child  
Well-being

Der Gesamtindex Child Well-being wird aus einer 
Addition der vorangegangen drei Indexwerte er-
rechnet . 

Auch hier bilden sich die beiden aus den vorher-
gehenden Indexwerten bekannten Phänomene 
ab: Einerseits zeigt sich ein breites Mittelfeld eng 
beieinander liegender Regionen, andererseits 
erstaunt die erhebliche Spannbreite zwischen 
den höchsten und niedrigsten Ausprägungen – in 
Pirmasens sind die Chancen für Wohlbefinden und 
gesundes Aufwachsen von Kindern, soweit mit 
den verfügbaren Daten zu erfassen, nicht einmal 
halb so gut wie in Mainz-Bingen .

Auch in der Zusammenfassung ähnlicher Regio-
nen in Gruppen zeigt sich ein breites Mittelfeld 
mit einem eng beieinander liegenden Wertebe-
reich, von 57,6 bis 53,5, der in die Gruppen C 

Deutlich wird an dieser Stelle erneut die unter-
durchschnittliche Lage der kreisfreien Stadt Pir-
masens . Hier sind sowohl wohlfahrtsstaatliche 
Angebote und Leistungen um ein Drittel (37 %) 
niedriger als im Landesvergleich, und ebenso liegt 
der Wert Handlungsräume junger Menschen um 
fast zwei Drittel unter dem Landesdurchschnitt   
(64 %) . 

Bemerkenswert sind die Gebietskörperschaften, 
die sich im oberen rechten bzw . unteren linken 
Feld verorten: Bei überdurchschnittlicher Wohl-
fahrt zeigen sich unterdurchschnittliche Hand-
lungsräume junger Menschen (bspw . Bad Kreuz-
nach) bzw . bei unterdurchschnittlicher Wohlfahrt 
überdurchschnittliche Handlungsräume (bspw . 
Birkenfeld) . 
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Auch hier fallen in Bezug auf den Gesamtindex 
Child Well-being die Unterschiede zwischen 
Landkreisen und kreisfreien Städten auf: Während 
in Gruppe A ausschließlich Landkreise vertreten 
sind, sind in Gruppe E – bis auf den Kreis Neuwied 
– Städte enthalten (siehe Abb . 152) . Dies sind 
insbesondere Städte, die im Bereich Wohlfahrt 
bereits unterdurchschnittliche Werte aufwiesen . 

Im folgenden Vergleich wird nun der Gesamtindex 
Child Well-being mit der Dimension Lebensbe-
dingungen verglichen . Als plausibel kann ange-
nommen werden: Je höher die Punktzahl im Ge-
samtindex, desto überdurchschnittlicher sind die 
Lebensbedingungen in der Gebietskörperschaft 
und umgekehrt (siehe Abb . 153) .  

Deutlich ist auch hier wieder ein Stadt-Land-
Gefälle zu beobachten . So liegt eine Vielzahl der 
Landkreise im rechten oberen Viertel, wohingegen 
sich die kreisfreien Städte hauptsächlich im linken 
 unteren Viertel befinden . Bemerkenswert sind 
allerdings auch die Städte Koblenz, Mainz, Landau 
und Speyer . Trotz unterdurchschnittlicher Lebens-
bedingungen zeigen die Städte einen durch-
schnittlichen oder überdurchschnittlichen Child- 
Well-being-Index . Dies ist insbesondere auf die 
in diesen Regionen überdurchschnittlichen Werte 
im Bereich Wohlfahrt zurückzuführen . Im rechten 
unteren Feld befindet sich in diesem Vergleich kei-
ne der Gebietskörperschaften .141 Das heißt, keine 
Region hat einen unterdurchschnittlichen Child-
Well-being-Index bei überdurchschnittlichen 
Lebensbedingungen (siehe Abb . 153) . 

141 In diesem Feld befinden sich lediglich aus Darstellungsgründen 
und zur besseren Lesbarkeit die Namen der Landkreise, die nahe dem 
Durchschnittswert angesiedelt sind .

und D eingeteilt ist . Die Gruppe D – bestehend 
aus Bad Kreuznach, Donnersbergkreis, Ahrweiler, 
Altenkirchen und Südwestpfalz sowie der kreis-
freien Stadt Koblenz – liegt nur leicht unterhalb 
des rheinland-pfälzischen Wertes . Deutlichere 
Abweichungen gibt es vor allem in Gruppe A – 
Mainz-Bingen erreicht beispielsweise einen Wert 
von 67,3 – und in Gruppe E – Pirmasens liegt mit 
einem Wert von 28,3 um knapp 50 % unter dem 
Landesdurchschnitt . Darüber hinaus ist die Spann-
breite zwischen der Stadt und dem Kreis mit 
knapp 140 % sehr hoch . 
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die gerichtlichen Maßnahmen zum Entzug der  ■
elterlichen Sorge (mal 3) und
Inobhutnahmen (mal 3) . ■

Die Werte beziehen sich jeweils auf den Anteil pro 
1 .000 junge Menschen, und die Gewichtungen 
begründen sich wesentlich aus der Intensität der 
öffentlichen Intervention, sowohl im Hinblick auf 
den Eingriff in private Verantwortung als auch im 
Hinblick auf die dadurch entstehenden Kosten .

Diese Leistungen und z . T . Eingriffe in elterliches 
Bestimmungsrecht treffen zwar nur auf einen klei-
nen Teil der in Rheinland-Pfalz lebenden Kinder 
und Jugendlichen zu, allerdings sind es insgesamt 
immerhin nahezu 4 % der Jungbevölkerung .142 

142 Hier ist die Anzahl doppelter Fälle – z . B . junge Menschen, die im 
Jahr 2007 mehrere Hilfen/Leistungen in Anspruch genommen haben 
– nicht berücksichtigt . 

5.1.5 Interventionsleistungen und  
Infrastruktur

Interventionsleistungen werden hier verstanden 
als eine Summe der Aufgaben, in denen der Staat 
aktiv Verantwortung für einzelne Kinder und Ju-
gendliche übernehmen muss, um für ihre Rechte 
und Bedürfnisse einzutreten . Das Maß der Verant-
wortung schwankt zwischen der Unterstützung 
von Eltern, ihrem Recht und ihrer Pflicht, für das 
Kind/die Kinder nachzukommen, und Eingriffen in 
die elterliche Sorge, um Schutz zu gewährleisten . 
So wurden in den Interventionsleistungen folgende 
Kennzahlen mit unterschiedlicher Gewichtung 
wiederum im Standardpunktzahlverfahren zusam-
mengefasst und verdichtet: 

die Hilfen zur Erziehung insgesamt (mal 1),  ■
die stationären Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .)  ■
(mal 2), 
die Hilfen durch Pflegepersonen (§ 33) (mal 2)  ■
sowie 
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Abb. 153:  Indexwertevergleich: Lebensbedingungen junger Menschen – Child Well-being
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Wie deutlich die Lebensbedingungen mit den Inter-
ventionsleistungen zusammenhängen, wird im 
folgenden Vergleich der Indexwerte für Lebensbe-
dingungen und Interventionsleistungen deutlich . 
Die Gebietskörperschaften im unteren rechten 
Viertel zeigen überdurchschnittliche Lebensbedin-
gungen und unterdurchschnittliche Interventions-
leistungen . Im oberen linken Viertel verhält es sich 
genau umgekehrt: Hier sind die Interventionsleis-
tungen z . T . deutlich überdurchschnittlich (siehe 
Abb . 155) . 

Bemerkenswert sind jedoch vor allem die kreis-
freien Städte und Landkreise, die im unteren 
linken Viertel liegen: Bei unterdurchschnittlichen 
Lebensbedingungen zeigen sich ebenfalls unter-
durchschnittliche Interventionsleistungen . Dies 
sind möglicherweise solche Regionen, in denen 
unterdurchschnittliche Lebensbedingungen durch 
Indikatoren beeinflusst werden, auf die die Kinder- 
und Jugendhilfe keinen Einfluss hat . 

Interventionsleistungen werden hier positiv als 
ein Maß staatlicher Verantwortungsübernahme 
verstanden, entweder in Ergänzung oder als Ersatz 
für die elterliche Erziehungsleistung (siehe Abb . 
154) . 

Wie ein hoher oder niedriger Wert zu interpre-
tieren ist, ist nicht am Datum alleine abzulesen, 
sondern erschließt sich erst in einem doppelten 
Vergleich: Zum einen in Verbindung zu den Di-
mensionen Lebensbedingungen und Wohlfahrt, 
zum anderen im Vergleich der Bedingungsgefüge 
und Leistungsprofile der Kommunen unterein-
ander, da offensichtlich verschiedene Wege und 
Strategien gewählt und erprobt werden, mit öf-
fentlichen Interventionsleistungen auf Lebensbe-
dingungen einzuwirken . Die Lebensbedingungen 
in einer Gebietskörperschaft stellen spezifische 
Anforderungen an wohlfahrtsstaatliche Leistun-
gen, sind jedoch kaum durch diese zu beeinflussen . 
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Abb. 154:  Interventionsleistungen

Quelle: ISM – Eigenauskünfte der Jugendämter und eigene Berechnungen .
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(2)  Die Regionen des Landes Rheinland-Pfalz  
zeigen aber nicht nur eigenständige Potentiale 
in den Lebensbedingungen und Wohlfahrts-
leistungen, deutlich wird auch eine erhebliche 
Ungleichheit der Lebenschancen junger Men-
schen im Land . Vergleichsweise positive  
Lebensbedingungen und gute Wohlfahrtsleis-
tungen führen in einigen Regionen zu deutlich 
überdurchschnittlichen Chancen und in ande-
ren Regionen zu ebenso deutlich schlechteren 
Möglichkeiten junger Menschen, ihr Recht auf 
„Wohlergehen“, wie es in Art . 1 der Landesver-
fassung heißt, oder auf „Entwicklung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit“, wie es in § 1 SGB VIII 
genannt wird, zu verwirklichen . 

5.2 Erste Befunde einer regional differenzierenden  
Berichterstattung zu Lebensbedingungen und Lebens- 
chancen junger Menschen
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Abb. 155:  Indexwertevergleich: Lebenssituationen junger Menschen – Interventionsleistungen

Insgesamt macht die hier vorgestellte Zusammen- 
fassung und Zusammenschau wichtiger Aspekte 
für ein gelingendes Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen in den Regionen des Landes Rhein-
land-Pfalz mindestens deutlich: 

(1)  Die Regionen des Landes haben ein erkennbar 
eigenständiges Profil ihrer Bedingungen, Prä-
gungen und Potentiale für Kinder, Jugendliche 
und Familien . Soweit in ihrer Komplexität und 
Vielgestaltigkeit trotz über 300 verwendeter 
Daten überhaupt empirisch erfassbar, bieten 
die Regionen des Landes der weitaus größten 
Zahl von Kindern und Jugendlichen im Land in 
vielen Bereichen positive und förderliche Be-
dingungen und Chancen für ein gelingendes 
Aufwachsen .
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liegen . Dies relativiert territoriale Analysen 
nicht, denn sie eröffnen vor allem Möglich-
keiten der regionalen Planung von Verbesse-
rungen . Dabei können die durchschnittlichen 
Lebensbedingungen angehoben werden, so- 
dass alle Kinder eines lokalen Raums davon 
profitieren . Diese Perspektive ist im Kinder- 
und Jugendhilfegesetz mit der Zielvorgabe 
„Kinder und Jugendhilfe soll (…) dazu beitra-
gen, positive Lebensbedingungen für junge 
Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- 
und familienfreundliche Umwelt zu erhalten 
oder zu schaffen“ (§ 1 Abs . 3 Nr . 4 SGB VIII) 
ausdrücklich festgehalten . 

(6)  Insgesamt werfen diese Befunde die Frage 
auf: Welche individuellen sowie regionalen 
Belastungen und Problemlagen können und 
müssen durch öffentliche Leistungen aufge-
griffen bzw . ausgeglichen werden? Die Ver-
antwortung, sich solchen Fragen zu stellen, 
kann aber nicht alleine dem Land und der 
Landespolitik zugewiesen werden . Hier sind 
insbesondere die kommunalen Gebietskörper-
schaften als zuständige öffentliche Träger 
gefragt, die ihnen auch gesetzlich auferlegten 
Pflichten einer umfassenden Sozial- und 
Jugendhilfeplanung sachgerecht und ver-
antwortlich zu erfüllen, wie dies auch in den 
meisten Regionen des Landes geschieht . Die 
in diesem Bericht zusammengestellten und 
ausgewerteten Daten können auch für die 
Aufgaben vor Ort eine Anregung und Unter-
stützung sein . 

(7)  In den Übersichten dieses Kapitels schneidet 
die Stadt Pirmasens vielfach schlechter ab als 
alle anderen Städte und Kreise des Landes . 
Aber auch in Pirmasens wachsen viele Kinder 
unter guten Umständen auf, insbesondere 
wenn die Zuwendung ihrer Eltern, ihrer Lehre-
rinnen und Lehrer, ihrer Erzieherinnen und Er-
zieher intensiv und pädagogisch angemessen 
geschieht . Viele Kinder werden gut betreut, 
haben gute Bildungschancen und die Option 
des sicheren Aufwachsens . Jugendliche er-
werben Bildungsabschlüsse, die mit weitrei-

(3)  Beunruhigen muss auch der im Vergleich der 
Indexwerte für Lebensbedingungen und Inter-
ventionsleistungen deutlich werdende Zusam-
menhang, dass einzelne Städte und Landkreise 
aufgrund belastender Lebensbedingungen 
junger Menschen dazu genötigt sind, aus einer 
verpflichtenden Verantwortungsübernahme 
für einzelne Kinder und Jugendliche heraus 
umfangreiche Leistungen zu übernehmen, 
und damit Mittel für eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen kaum noch zur Verfügung 
haben – ein Teufelskreis?

(4)  Es ist allerdings wichtig, auf die Grenzen dieser 
Befunde hinzuweisen . Alle Dimensionen,die 
hier zusammenfassend beschrieben sind und 
miteinander ins Verhältnis gesetzt werden, 
können nur bruchstückhaft erfasst werden .  
Mit den verfügbaren Daten sind nur Teilaspekte 
der jeweiligen Dimensionen abzubilden ge-
wesen . Dies eröffnet Spielräume, die Befunde 
anzuzweifeln oder zu relativieren – zu Recht . 
Eine kritische Auseinandersetzung mit zusam-
mengefassten und in diesem Sinne „zuge-
spitzten“ Analysen ist immer berechtigt und 
notwendig, obwohl bei der Komprimierung 
wichtige Differenzierungen verloren gehen . 
Allerdings ist ohne Verdichtung keine weiter-
führende Erkenntnis möglich . Trotz aller Ein-
schränkungen der Datenlagen und Grenzen 
der Analysemethoden können die aufgezeigten 
Zusammenhänge wichtige Anhaltspunke für 
eine ernsthafte Auseinandersetzung mit den 
Lebensbedingungen und Lebenschancen junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz liefern . 

(5)  Wenn man sich auf eine territoriale Abbildung 
von sozialen Sachverhalten einlässt, muss 
man prinzipiell die territoriale Gliederung bis 
in die kleinsten Gebietseinheiten hinein fort-
setzen . Denn es gibt dort, wo durchschnittlich 
günstige Bedingungen für das Aufwachsen 
konstatiert werden, auch jeweils kleinere 
Einheiten, in denen diese Bedingungen schlecht 
sind; und in anderen lokalen Einheiten können 
günstige und ungünstige Lebensumstände 
von Kindern und Jugendlichen eng beieinander 
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(9)  Ebenso zeigen die Daten, dass die Lebensbe-
dingungen von jungen Menschen und Fami-
lien in der Mehrzahl der Landkreise deutlich 
weniger durch soziostrukturelle Belastungen 
geprägt sind . Insofern ist plausibel, dass auch 
die sozialstaatlichen Aktivitäten geringer 
ausfallen . Anhand der Daten lassen sich also 
zunächst einmal strukturelle Unterschiede 
zwischen kreisfreien Städten und Landkreisen 
feststellen . Aber auch die Landkreise bilden 
keine homogene Gruppe und auch innerhalb 
von Landkreisen gibt es gleichzeitig dünn 
besiedelte Regionen und urbanisierte Mittel-
zentren . Die Landkreise entlang der Rhein-
schiene zeigen andere soziostrukturelle 
Voraussetzungen als die Regionen in Eifel, 
Westerwald oder Südpfalz . Trotz aller Unter-
schiede stehen die meisten Landkreise vor 
ähnlichen Herausforderungen . Die Anzahl 
junger Menschen geht hier stärker zurück als 
in den Städten, mit erheblichen Folgewirkun-
gen für die dünn besiedelten Regionen . Ge-
sellschaftliche Modernisierungsprozesse (z . B . 
Veränderungen von Familienformen, sozialen 
Netzen, Berufsbiografien) sind hier ebenso zu 
finden wie in den Städten und erzeugen ähn-
liche Herausforderungen für die Gestaltung 
guter Bedingungen des Aufwachsens junger 
Menschen . Da die soziale Infrastruktur hier 
deutlich geringer ausgebaut ist und Mobili-
tätsanforderungen im Zugang zu Diensten 
und Unterstützungsleistungen erhöht sind, 
sinkt die Wahrscheinlichkeit, zum richtigen 
Zeitpunkt die richtige Hilfe zu erhalten . Da 
die Geschichte der Sozialen Arbeit vielfach 
städtisch geprägt ist, fehlen immer noch 
passgenaue Konzepte für ländliche Regionen .

(10)  Diese Erfahrung, Ungleichheit und Unterschied-
lichkeit kulturell, wirtschaftlich und sozial pro-
duktiv zu nutzen, wird bei der Diskussion über 
die Integration von Menschen mit Migrations-
hintergrund vielfach vergessen . Es werden 
vielmehr nicht selten „absolute“ Integrations-
vorstellungen vertreten, die das Recht und 
auch das Bedürfnis nach Unterscheidung und 
Unterschieden sowie dem Festhalten an je 

chenden Chancen verbunden sind . Auch gibt 
es in der Stadt Pirmasens Bezirke, in denen 
die Umstände insgesamt deutlich förderlicher 
für das Aufwachsen sind . Aber im Gesamt der 
Indikatoren und Dimensionen für ein gutes 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen 
schneidet die Stadt Pirmasens nicht gut ab, 
und das mit deutlichem Abstand zum Landes-
durchschnitt . Diese Befunde rechtfertigen 
die Forderung nach gezielten Aktivitäten, 
beispielsweise zur besonderen Ausstattung 
der vorschulischen Einrichtungen, der Schu-
len, der Freizeitstätten usw . Weil eine solche 
Forderung mit dieser Deutlichkeit kaum für 
eine andere Region erhoben werden kann, ist 
die Förderung einer einzelnen Stadt beson-
ders begründet und vor allem auch möglich . 
Denn selbst wenn die Mittel der Kinder- und 
Jugendpolitik begrenzt sind, für eine konzen-
trierte Förderung in einer besonders benach-
teiligten Region reichen sie allemal aus . Diese 
Chance, den Kindern und Jugendlichen in 
Pirmasens bessere Bedingungen zu schaffen, 
sollte als ein Resultat des vorliegenden Be-
richts unbedingt genutzt werden . 

(8)  Es wird an vielen Stellen in den vorgestellten 
Analysen sichtbar, dass die Lebensbedingungen 
und die darauf bezogenen sozialstaatlichen 
Aktivitäten in den Städten besonders präg-
nant sind: Hoher und niedriger Bildungserfolg, 
Reichtum und Armut, eingeschränktes und 
umfassendes Wohlbefinden liegen eng beiein-
ander und sind gegensätzlicher ausgeprägt als 
in den Landkreisen . Diese Optionen, Risiken 
und Möglichkeiten haben die Städte immer 
schon geboten . Ohne dieses Potential gerade 
städtischer Lebensräume, ein Zusammen-
wohnen und -leben auch bei großen Unter-
schieden zu ermöglichen, gäbe es wesentlich 
mehr Konflikte und gewalttätige Auseinander- 
setzungen . Die Kapazität des städtischen 
Zusammenlebens, Ungleichheiten und Unter-
schiede überwiegend konstruktiv „auszuhal-
ten“, hat wesentlich zur Stabilität moderner 
Gesellschaften beigetragen . 
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eigenen Traditionen negieren . Dabei ist genau 
zu differenzieren zwischen den Unterschie-
den zwischen Individuen und Gruppen und 
der Ungleichheit bzw . Benachteiligung oder 
Privilegierung von Individuen und Gruppen . So-
ziale Unterschiede können ausgeglichen, aber 
niemals völlig „zum Verschwinden gebracht 
werden“ – solche Vorstellungen sind ebenso 
illusionär wie idealistisch . Allerdings ist und 
bleibt der Abbau von Chancenungleichheit 
die Aufgabe, auf die sich sozialstaatliche und 
zivilgesellschaftliche Interventionen konzen-
trieren müssen, um dem demokratischen 
Anspruch der Chancengleichheit nahezukom-
men . Gleichzeitig gilt es immer wieder, den 
Respekt vor der Verschiedenheitzukultivieren, 
weil eben alle Mitglieder der Gesellschaft dar-
an interessiert sind, für ihre je eigene Identität 
Anerkennung zu finden . 

(11)  Die große Herausforderung angesichts der 
aufgezeigten Unterschiede der Lebensbe-
dingungen und Entwicklungschancen junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz heißt daher 
auch hier, Ungleichheit abzubauen und Diffe-
renz demokratisch zu kultivieren .
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Der „dritte Blick“ vertieft ausgewählte Aspekte der 
öffentlichen Verantwortung für das Aufwachsen 
junger Menschen . Zunächst wird die Altersgruppe 
der 0- bis unter 6-Jährigen (Kapitel 6), daran an-
schließend werden Jugendliche und junge Erwach-
sene (Kapitel 7) vertiefend betrachtet . Die erste 
Altersgruppe wird unter der Leitfrage „Wie sehen 
die Startbedingungen des Aufwachsens für Kinder 
aus?“ im Mittelpunkt stehen . Hier sind nicht nur 
die spezifischen Lebensverhältnisse von Bedeu-
tung, sondern auch die relevanten Leistungen und 
Angebote in öffentlicher Verantwortung . 

Die Leitfrage der zweiten Vertiefung fokussiert –  
ebenfalls unter Berücksichtigung der relevanten 
Angebote und Leistungen – die Übergänge zwi-
schen Schule, Ausbildung und Berufsleben . In  
einem Exkurs werden die spezifischen Bedingungen 
des Aufwachsens junger Menschen mit Migrations- 
hintergrund untersucht . 

In einer dritten Vertiefung (Kapitel 8) wird der 
Blick über den Zaun – d . h . auf die europäischen 
Nachbarn und Regionen – gelenkt . Die Grenzlage 
des Bundeslandes Rheinland-Pfalz ist ein cha-
rakteristischer Umstand des Aufwachsens vieler 
junger Menschen . Zwar sind im Zuge der europä-
ischen Einigung die politischen Grenzen immer 
durchlässiger und die ökonomischen Verflech-
tungen immer dichter geworden, doch nach der 
Bedeutung dieser Prozesse für die Kinder und 
Jugendlichen wird selten gefragt . 

drItter blIcK
VertIefungen

Abb. 156:  Vertiefungen

6.
Startbedingungen für 

das Aufwachsen junger 
Menschen

7.
Startbedingungen  

im Übergang zu  
Ausbildung und Beruf

8.
Aufwachsen in öffent-
licher Verantwortung  

im Vergleich der  
europäischen Nachbarn 

und Regionen
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6. wIe Kommen KInder Ins leben?  
startbedIngungen des aufwachsens  
In rheInland-Pfalz 
 

Die frühe Kindheit ist eine Lebensphase, die derzeit 
eine hohe Aufmerksamkeit genießt, sowohl in der 
politischen wie Fachöffentlichkeit als auch bei den 
Eltern . Aus der Perspektive lebenslanger Entwick-
lungs- und Verwirklichungschancen werden gute 
Startbedingungen und gerechte Bedingungen des 
Aufwachsens für alle Kinder, unabhängig von regio-
naler und sozialer Herkunft, als zentral erachtet . 

Dass die ersten Lebensjahre eine wichtige Zeit-
spanne in der Entwicklung eines Menschen dar-
stellen, ist durchaus keine neue Erkenntnis . Vor 
allem in der psychologischen Bindungstheorie der 
1950er Jahre (J . Bowlby) und der Entwicklungs-
psychologie (J . Piaget) ist diese Phase hervorge-
hoben worden . Neu ist derzeit allerdings, dass für 
die Bereitstellung geeigneter Entwicklungs- und 
Bildungsbedingungen nicht in erster Linie die 
Familie als erste und alleinige Instanz und als 
Garant für deren Realisierung angesehen wird . 
Spätestens seit dem 11 . Kinder- und Jugendbericht 
der Bundesregierung (BMFSFJ 2002) wurde dem 
„Aufwachsen in öffentlicher Verantwortung“ der 
Makel genommen – was keinesfalls eine Erset-
zung der Familien bedeutet, sondern vielmehr 
eine sinnvolle Ergänzung und verantwortungsvol-
le Unterstützung, die mehr ist als die steuerliche 
Freistellung des Existenzminimums .

Elternschaft im 21 . Jahrhundert wird als schwie-
rige und verantwortungsvolle Aufgabe wahrge-
nommen, die junge Eltern nicht mehr generell 
allein meistern . Das Aufwachsen in komplexen, 
wissensorientierten Gesellschaften unter den Be-
dingungen familialen, sozialen und ökonomischen 
Wandels wird als ein lang andauernder und vor-
aussetzungsvoller Prozess bezeichnet . Staatliche 
Verantwortung für die Bedingungen der frühen 
Kindheit wird also nicht mehr, wie noch bspw . vor 
vierzig Jahren, vor allem für all diejenigen über-
nommen, die sozial benachteiligt sind . Vielmehr 
wird derzeit in ganz Deutschland ein komplexes 
Unterstützungsnetz für alle Kinder und ihre Fami-
lien aufgebaut . 

Dieses Unterstützungsnetz kann auch als „sozial-
pädagogische Dienstleistungsinfrastruktur“ für 
Kinder, Jugendliche und ihre Eltern (Rätz-Heinisch 
u . a . 2009) bezeichnet werden, in der sich das 
sozialstaatliche Handeln für Kinder und Familien 
manifestiert . Dessen Ausbau – insbesondere der 
Ausbau der öffentlichen Betreuungsinfrastruktur 
für unter 3-Jährige – wird vorangetrieben, um die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ermögli-
chen und so einen Beitrag zur Geschlechtergleich-
heit und zur Armutsverhinderung zu leisten, um 
nur zwei Zielsetzungen zu nennen . 

6.1 Frühe Kindheit – eine bedeutsame und  
sensible Lebensphase 
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Aber auch das zunehmend empirisch gesicherte  
Wissen, v . a . der jüngeren Hirnforschung, und 
das gewachsene Bewusstsein um die besondere 
Bedeutung der ersten Monate und Jahre für die 
Bildungsprozesse und -biografie eines Menschen  
haben die Institutionen der Bildung und Erziehung 
in die öffentliche Aufmerksamkeit gerückt . Die 
Debatte um frühkindliche Bildung, in der die Be-
deutung von Anregungen, vielfältigen Erfahrungs-
möglichkeiten, sozialen Interaktionen, Förderung 
und Stimulation herausgestellt wird, hat den 
Fokus auf anregungs- und kinderarme familiale 
Milieus geschärft und den Stellenwert der sozial-
pädagogischen Erziehungs- und Bildungsinstituti-
onen der frühen Kindheit als sinnvolle Ergänzung 
des familialen Sozialisationsfeldes zusätzlich 
unterstrichen .

Ein anderes Argument im Zusammenhang des 
Ausbaus des Unterstützungsnetzwerkes für Fami-
lien ist der Kinderschutz, dessen Verbesserung v . a . 
für die frühe Kindheit gefordert wird, weil diese 
Lebensphase durch eine besondere Vulnerabilität, 
ein hohes Schutzbedürfnis und eine existentielle 
Abhängigkeit von den Eltern bzw . von erwach-
senen Bezugspersonen gekennzeichnet ist: „Tat-
sächlich sind es Säuglinge und Kleinkinder, die 
besonders gefährdet sind . Betrachtet man Statis-
tiken, wie sie etwa in den USA im Unterschied zu 
Deutschland regelmäßig geführt werden, dann 
ist die Gefahr von Vernachlässigung und Kindes-
wohlgefährdung am größten in den ersten fünf 
Lebensjahren“ (Fegert/Ziegenhain 2009, S . 11) . 

Das Wissen um die besondere Verwundbarkeit 
von Säuglingen und Kleinkindern unterstreicht die 
zentrale Bedeutung früher und rechtzeitiger Hilfen, 
weil Kinder auf umfassenden Schutz, Betreuung 
und Versorgung existentiell angewiesen sind . 
Versäumnisse, Nichtbeachtung, Vernachlässigung 
und Misshandlung in den ersten Lebensmonaten 
und -jahren haben schwerwiegende Folgen . 

Hiermit sind zwei zentrale Themenkomplexe der 
Lebensphase frühe Kindheit umrissen, die gleich-
zeitig die beiden inhaltlichen Schwerpunkte der 
vorliegenden Vertiefung bilden: 

„Erziehung, Bildung und Betreuung in den Insti- ■
tutionen der frühen Kindheit“,

„Förderung, Hilfe und Schutz in der frühen  ■
Kindheit“ .

Diese beiden Schwerpunkte spiegeln sich auch 
in der Kinder- und Jugendhilfe, die auf der einen 
Seite eine Regelversorgung und allgemeine För-
derung der Kinder und Jugendlichen vorsieht und 
auf der anderen Seite Intervention und Hilfe in 
Krisensituationen . 

Erziehung, Bildung und Betreuung  
in den Institutionen der frühen Kindheit 
Die Tagesbetreuung von Kindern ist das umfang-
reichste Handlungsfeld der Kinder- und Jugend-
hilfe geworden . Gleichzeitig scheint dieses Feld 
am stärksten unter Veränderungsdruck geraten zu 
sein, die Probleme und Chancen werden intensiv 
und kontrovers in der Öffentlichkeit wie in den 
zuständigen Fachdisziplinen diskutiert . 

Peukert (2005, S . 73) vertritt die These, dass sich 
die tief reichenden strukturellen Veränderungen  
der Gesellschaft gerade in diesem Bereich un-
mittelbar auswirken . Sie sieht das grundlegende 
Dilemma darin, „dass die herrschenden Rahmen-
bedingungen, die ökonomischen Erfolg sichern 
sollen, diejenigen Erziehungs- und Bildungspro-
zesse von Kindern behindern, durch die dieser 
ökonomische Erfolg auch für die Zukunft gesichert 
werden soll . Am Ende eines komplexen Prozesses 
seit dem Beginn der Industrialisierung ist deutlich, 
dass die Erziehung kleiner Kinder nicht mehr nur 
Sache der Familien und zwar im Wesentlichen der 
Frauen sein kann, sondern dass die Gesellschaft 
als ganze vor der Aufgabe steht, Verantwortung 
für das Aufwachsen von Kindern zu übernehmen 
und neben der Familie ein System von Einrich-
tungen für ihre Betreuung, Erziehung und Bildung 
bereit zu stellen und zuverlässig zu finanzieren“ 
(ebd ., S . 75) .
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Insofern ist es besonders relevant, welche Bildungs-
angebote für Kinder und welche Unterstützungs-
strukturen sowie institutionellen Betreuungsan-
gebote den Eltern zur Verfügung gestellt werden . 
Letztere spielen offensichtlich für die Entschei-
dungskalküle im Hinblick auf Betreuungs- und Er-
werbsarrangements in Familien eine bedeutsame 
Rolle, wie Klement u . a . (2005) auf der Basis der 
DJI-Kinderbetreuungsstudie in einem multinomi-
nalen Logitmodell zeigen konnten . Es ist anzuneh-
men, dass die bereitgestellte soziale Infrastruktur, 
insbesondere für Kinder unter 3 Jahren, auch in 
die Entscheidungsmodelle „potentieller Eltern“ 
einbezogen wird und die Entscheidung zur Eltern-
schaft mit beeinflussen kann . 

In diesem Zusammenhang beschäftigt sich die 
vorliegende Vertiefung ausführlich mit dem 
rheinland-pfälzischen Landesprogramm „Zu-
kunftschance Kinder – Bildung von Anfang an“ . 
Es beinhaltet, die Betreuungsangebote für Kinder 
unter 3 Jahren weiter auszubauen und ihre Bil-
dungschancen von Anfang an zu verbessern . Bes-
sere Bildungschancen für alle Kinder unabhängig 
von ihrer sozialen und regionalen Herkunft sollen 
unter anderem durch einen beitragsfreien und 
durch individuellen Rechtsanspruch gesicherten 
Zugang zu den Einrichtungen des Elementarbe-
reichs, durch Maßnahmen der Sprachförderung 
sowie durch eine reibungslosere Gestaltung des 
Übergangs zur Grundschule erreicht werden . 
Das Landesprogramm steht im Kontext der in 
Deutschland heftig geführten Qualitäts- und Bil-
dungsdebatte, die u . a . durch die ernüchternden 
Ergebnisse der internationalen PISA-Studie 2000 
ausgelöst wurde .

In dieser Debatte wird der frühkindlichen Bildung 
für den weiteren Lebenslauf und die sozialen 
Chancen junger Menschen eine zentrale Bedeu-
tung beigemessen – wobei wissenschaftlich 
durchaus konkurrierende Ansätze existieren . Auf 
der einen Seite wird das Konzept der Selbstbil-
dung, z . B . von G . E . Schäfer (2005), vertreten, 
auf der anderen Seite die sozialkonstruktivisti-
schen Ansätze, die vor allem im internationalen 
Rahmen, z . B . von Youniss (1994) und Corsaro 

Weiterhin geht die Autorin davon aus, dass sich 
inzwischen auch im allgemeinen Bewusstsein die 
Erkenntnis durchgesetzt habe, die durch die ent-
wicklungspsychologische sowie die neuro- und 
hirnphysiologische Forschung immer stärker 
betont werde, „dass die ersten Lebensjahre von 
fundamentaler Bedeutung sind und dass nur die 
Kompetenzen, die in der frühen Kindheit in lang-
dauernden intensiven und unmittelbaren Bezie-
hungen erworben werden müssen, die notwendige 
Basis für jene höherstufigen Fähigkeiten bilden, 
die den Einzelnen und einzelnen Gesellschaften 
in der mit steigender Geschwindigkeit sich verän-
dernden Weltgesellschaft auch eine ökonomische 
Erfolgschance sichern können“ (ebd ., S . 74f .) . 

Vernachlässigung von Kindern in dieser Phase 
führe zu „sukzessiven kumulativen Prozessen 
sozialer Benachteiligung“ im Lebenslauf (Kauf-
mann 2003a, S . 176, zit . in Peukert 2005, S . 75) . 
Zeit und Zuwendung sind Grundbedingungen 
dafür, dass Kinder nicht vernachlässigt werden . 
Allerdings scheint unter den Bedingungen erheb-
licher Beschleunigungs- und Entgrenzungspro-
zesse im Erwerbssystem die Ermöglichung von 
Beziehungszeit in Konflikt mit den Anforderungen 
an Eltern im Erwerbssystem zu geraten . „Die 
beruflich geforderte Mobilität und Flexibilität 
scheinen dann jedoch jenes Maß an Voraussicht 
und Planungssicherheit sowie die Art von langfris-
tigen Bindungen und Verpflichtungen, welche als 
Verantwortung für Kinder erforderlich ist, nicht 
mehr zuzulassen“ (Birg 2001, zit . in Peukert 2005, 
S . 74) . Intensive Zuwendung in zeitaufwendiger, 
zwangloser, dichter Kommunikation, die nicht mit 
technischen Mitteln beschleunigt werden kann, 
erhöht das Risiko von Eltern, im ökonomischen 
Spiel zum Verlierer zu werden . Kinder werden zum 
Armutsrisiko (OECD 2009), zum Risiko für gesell-
schaftliche Exklusion . Darauf deutet hin, dass die 
sozialen Unterschiede zwischen den Haushalten  
mit und ohne Kinder wachsen, die Zahl der kin-
derlosen Haushalte zunimmt und die Zahl der 
Geburten insgesamt abnimmt . 
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„Säuglinge und Kleinkinder sind (…) in existen-
zieller Weise abhängig von der Fürsorge und dem 
Funktionieren erwachsener Bezugspersonen wie 
in keiner anderen Entwicklungsphase später . 
Entwicklung vollzieht sich in Beziehungen und im 
Säuglings- und Kleinkindalter lassen sich Wohl-
befinden ebenso wie Verhaltensauffälligkeiten 
und -störungen überwiegend nur im Kontext 
mit nahestehenden Bindungspersonen oder von 
bestimmten Situationen interpretieren“ (Fegert/
Ziegenhain 2009, S . 12) .

Deshalb wird hier auch die Chance in der frühen 
Förderung der Beziehungs- und Erziehungskom-
petenz der Eltern gesehen . Die Wirksamkeit von 
Interventionen, die Eltern gezielt in ihren Erzie-
hungs- und Beziehungskompetenzen ansprechen, 
sei mittlerweile gut belegt, so Fegert/Ziegenhain 
(2009, S . 12) . Insbesondere für die frühe Kindheit 
hätten sich bindungstheoretisch konzeptualisierte 
Angebote zur Förderung elterlicher Sensitivität 
und Responsivität bewährt . 

Die Risiken für Kindeswohlgefährdung und Ver-
nachlässigung werden von Fegert/Ziegenhain 
(2009, S . 13) in zwei kritischen Aspekten zusam-
menfassend beschrieben: als eine chronische und 
schwerwiegende Überforderungssituation der 
Familie, wie sie als Ergebnis der Kumulation und 
Wechselwirkung von Risiken entstanden ist, und 
als eingeschränkte elterliche Beziehungs- und 
Erziehungskompetenzen in der Folge mangelnder 
beziehungsweise fehlender positiver Beziehungs-
vorerfahrungen der Eltern in ihrer eigenen Lebens-
geschichte . 

Die öffentliche Aufgabe besteht darin, das Wohl 
der Kinder wirksam und möglichst präventiv zu 
schützen sowie verlässliche und unterstützende  
Rahmenbedingungen für Eltern bzw . Familien  
bereitzustellen . Um einen zuverlässigen und 
funktionsfähigen Kinderschutz zu gewährleisten, 
brauche es jedoch empirisch abgesicherte Scree-
ning- und Diagnoseverfahren, so Fegert/Ziegen-
hain (2009) . Hier scheint es in Deutschland einen 
großen Bedarf zu geben, ebenso wie eine interdis-
ziplinäre Verständigung auf standardisierte und 

(1997), aber auch im nationalen Rahmen, z . B . von 
Fthenakis (2003; 2009), präsentiert werden . Das 
Wissen um die gesellschaftliche Bedeutung früh-
kindlicher Bildung und Erziehung hat in allen Bun-
desländern zu Bemühungen geführt, Bildungsziele 
für Kindertageseinrichtungen zu definieren und sie 
in Bildungsplänen zu konkretisieren .

Rheinland-Pfalz hat mit seinen „Bildungs- und 
Erziehungsempfehlungen für Kindertagestätten“ 
(2004) schon früh einen eigenen Bildungsplan 
vorgelegt . Das Land setzt bei der Umsetzung des 
Bildungsplans auf rechtliche Normierungen und 
Vereinbarungen, z . B . bezüglich der Beobachtung 
und Dokumentation in den Kindertagesstätten, 
und auf die Partizipation von Verantwortungsträ-
gern und Fachpraxis . Eine wesentliche Rolle spielt 
auch die Fortbildung der pädagogischen Fachkräf-
te in den Kindertageseinrichtungen . Der Bericht 
bietet in diesem Zusammenhang eine detaillierte 
Übersicht zu den vom Land geförderten Fortbil-
dungsmaßnahmen .

Förderung, Hilfe und Schutz in der frühen 
Kindheit 
Den zweiten Schwerpunkt der Vertiefung bildet 
der Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe, 
um Kindeswohlgefährdungen abzuwenden und zu 
vermeiden . In diesen Kontext gehört das breite 
Spektrum an Angeboten in Rheinland-Pfalz, 
welche Familien bei der Betreuung, Erziehung 
und Bildung ihrer Kinder unterstützen und be-
raten . Viele Studien belegen die Bedeutung der 
familiären Bindungen und Beziehungen für das 
Wohlbefinden, aber auch für die Bildungsprozesse 
von Kindern (vgl . hierzu z . B . den 13 . Kinder- und 
Jugendbericht, BMFSFJ 2009) . Aktuell gelten 
frühzeitige und interdisziplinäre Kooperations- 
und Hilfestrukturen innerhalb und außerhalb des 
Jugendhilfesystems als innovative und nachhal-
tige Garanten der Förderung von Familien (Rätz-
Heinisch u . a . 2009, S . 109) . Daran wird die An-
nahme geknüpft, dass mit der Unterstützung von 
Familien gleichsam das Wohlbefinden von Kindern 
gefördert sowie familiär bedingte Entwicklungs-
risiken und Ungleichheitslagen vermieden und 
ausgeglichen werden können .
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ungeklärt ist allerdings, inwieweit diese Angebote 
systematisch aufeinander bezogen und miteinan-
der vernetzt sind .

Die Rolle und Aufgabe der Kinder- und Jugend-
hilfe besteht nicht nur darin, in Krisensituationen 
zu intervenieren und Hilfe im Notfall zu leisten, 
sondern die Lebensbedingungen von Kindern und 
Jugendlichen (aktiv) zu gestalten . Kinder- und 
Jugendhilfe versteht sich selbst als soziale Dienst-
leistung, als soziale bzw . sozialpädagogische 
Infrastruktur . Nach Jordan (2005) kann Kinder- 
und Jugendhilfe als gesellschaftliche und sozial-
pädagogische Praxis verstanden werden, die sich 
in rechtlichen Regelungen, Aufgabenfeldern und 
Angeboten institutionalisiert . 

Es ist zu fragen, ob und in welchem Umfang diese 
Praxis einen Beitrag zur Verwirklichung des Rechts 
von Kindern und Jugendlichen auf Förderung ihrer 
Entwicklung und auf Erziehung zu eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeiten, zur Vermeidung bzw . zum Abbau von 
Benachteiligungen und zur Schaffung bzw . zur 
Erhaltung positiver Lebensbedingungen junger 
Menschen und ihrer Familien leistet (§ 1 SGB VIII) 
(Jordan 2005, S . 71) . Denn Rheinland-Pfalz hat 
bereits früh auf die internationalen und nationalen 
Bemühungen um die Durchsetzung der Rechte 
von Kindern reagiert, die seit der Verabschiedung 
der UN-Kinderrechtsdiskussion von 1989 und de-
ren Anerkennung in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Jahr 1992 politisch sukzessiv intensiviert 
wurden . Hervorzuheben ist an dieser Stelle ins-
besondere, dass im März 2000 ein neuer Artikel 
in die Landesverfassung aufgenommen wurde 
(Verfassungen der deutschen Bundesländer 2001, 
S . 392), um die Rechte von Kindern verfassungs-
mäßig zu verankern . Artikel 24 der Verfassung für 
Rheinland-Pfalz betont das Recht des Kindes auf 
Entwicklung, Entfaltung, Förderung und besonde-
ren Schutz:

wissenschaftlich geprüfte Verfahren und Vorge-
hensweisen fehle, die systematisch und verbind-
lich angewendet würden, und zwar sowohl inner-
halb der Kinder- und Jugendhilfe als auch in der 
Zusammenarbeit mit der Gesundheitshilfe, der in 
der Prävention früher und rechtzeitiger Hilfen in 
der frühen Kindheit eine wichtige Rolle zukomme . 
Insbesondere im Bereich der frühen Kindheit fehle 
ein leicht einsetzbares, aber doch aussagekräftiges 
Verfahren zur Risikoerkennung und -dokumenta-
tion (ebd ., S . 15)143 . Gerade auch an den Übergän-
gen von der Gesundheitshilfe, die ja in der Regel 
den ersten Kontakt zum Kind und zu den Eltern 
hat, zur Kinder- und Jugendhilfe fallen Familien, 
die frühe und präventive Unterstützung benötigen, 
durch die Systemlücken . Es fehle in der Regel eine 
verbindliche Verfahrensroutine, über die Eltern 
weitervermittelt werden können . 

Im Zusammenhang dieser Überlegungen zum Kin-
derschutz ist das Modellprojekt „Guter Start ins 
Kinderleben“ entstanden, an dem sich Rheinland-
Pfalz neben Baden-Württemberg, Bayern und 
Thüringen beteiligt (vgl . hierzu ausführlich Kap . 
6 .4 .3) . 

Rheinland-Pfalz verfügt seit 2008 als eines der 
ersten Bundesländer über ein spezielles Gesetz 
zum Schutz von Kindeswohl und Kindergesund-
heit („Landeskinderschutzgesetz“) . Das Gesetz 
verfolgt zwei zentrale Zielsetzungen: zum einen 
den Aufbau lokaler Netzwerke zum Schutz  
und zur Förderung der Kinder unter Leitung der 
Jugendämter, zum anderen die Förderung der 
Kindergesundheit durch ein spezielles Einladungs- 
und Erinnerungssystem zu den Früherkennungs-
untersuchungen U4 bis U9 . 

Darüber hinaus bietet Rheinland-Pfalz ein breites 
Spektrum familienunterstützender Angebote und 
Einrichtungen, z . B . Ehe-, Familien- und Lebensbe-
ratungsstellen, Erziehungsberatungsstellen, Fami-
lienzentren, Familienbildungsstätten, Häuser der 
Familie oder sozialpädiatrische Zentren . Empirisch 

143 Im Modellprojekt „Guter Start ins Kinderleben“ wurde ein so-
genannter „Anhaltebogen“ entwickelt . 
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frühen Kindheit realisiert wird . Es wird untersucht, 
welche Anstrengungen hierfür zum einen auf der 
Ebene der Erziehung, Bildung und Betreuung, zum 
anderen auf der Ebene des Schutzes, der Förde-
rung und Hilfe unternommen werden . Längerfris-
tig wären die Folgen dieser Anstrengungen für das 
Aufwachsen von Kindern zwischen 0 und 6 Jahren 
zu evaluieren – in Bezug darauf können wir in die-
ser Vertiefung erste Schlaglichter liefern, indem 
wir sowohl die aktuellen Landesprogramme als 
auch die über einen langen Zeitraum herausgebil-
deten Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe in 
den Blick nehmen . 

„Jedes Kind hat ein Recht auf Entwicklung und 
Entfaltung . Die staatliche Gemeinschaft schützt 
und fördert die Rechte des Kindes . Nicht eheliche 
Kinder haben den gleichen Anspruch auf Förde-
rung wie eheliche Kinder . Kinder genießen beson-
deren Schutz, insbesondere vor körperlicher und 
seelischer Misshandlung und Vernachlässigung .“

Damit sind der politische Handlungsrahmen so-
wie der Verfassungsauftrag zugrunde gelegt . Die 
vorliegende Expertise geht der Frage nach, wie 
in Rheinland-Pfalz das Recht des Kindes auf Ent-
wicklung, Entfaltung und Erziehung bereits in der 

6.2 Lebensbedingungen von  
0- bis 6-Jährigen in Rheinland-Pfalz

6.2.1 Kinder in der Altersstruktur  
der Bevölkerung

In Rheinland-Pfalz leben 4,04 Millionen Menschen . 
Darunter befanden sich Ende 2007 97 .566 unter 
3-Jährige und 104 .642 Kinder im Alter von 3 bis 
unter 6 Jahren . Von den unter 3-Jährigen waren 
32 .536 im Erhebungsjahr zur Welt gekommen . 
Der folgende Teil des Kinder- und Jugendberichts 
bezieht sich also auf insgesamt rund 202 .000 
rheinland-pfälzische Kinder im Vorschulalter .

Auf die Gesamtbevölkerung von Rheinland-Pfalz 
bezogen stellt die Altersgruppe der 0- bis 6-Jähri-
gen einen Anteil von 5 % (siehe Tabelle 52) . Die 
Quote dieser Altersgruppe ist allerdings regional  
sehr unterschiedlich und schwankt zwischen 
4,2 % (Südwestpfalz) und 5,5 % (Stadt Ludwigs-
hafen) . Von den 12 kreisfreien Städten weisen 3 
(25 %) überdurchschnittlich hohe Anteile 0- bis 
6-Jähriger auf: Ludwigshafen, Speyer und Worms . 
In 9 (38 %) von 24 Landkreisen ist die Altersgruppe 
besonders stark vertreten: Alzey-Worms, Donners- 
bergkreis, Eifelkreis Bitburg-Prüm, Germersheim, 
Mainz-Bingen, Mayen-Koblenz, Neuwied, Trier-
Saarburg und Westerwaldkreis .

Strukturell betrachtet fallen Verwaltungsbezirke 
mit einem hohen Kinderanteil durch eine hohe Le-
bendgeborenenquote (Korrelation r =  .64), beson-
ders viele Schulkinder mit Migrationshintergrund 
(r =  .44) und relativ viele Kinder, die in Sportver-
einen organisiert sind (r =  .42), auf . Statistisch 
negative Beziehungen bestehen demgegenüber 
beim Anteil von Frauen an den Erwerbstätigen 
(r = - .43) sowie bei der Quote unter 3-Jähriger, 
die institutionell betreut werden (r = - .43) . Keine 
statistisch signifikanten Unterschiede zeigen sich 
bei den verschiedenen Indikatoren zur materiellen 
Lage der Familien und insgesamt betrachtet beim 
Child-Well-being-Index, der die Lebensbedingun-
gen für Kinder, ihre Wohlfahrt und ihre Hand-
lungsräume beschreibt . Die unterschiedlich hohen  
Kinderquoten scheinen also vor allem durch das 
unterschiedliche generative Verhalten der Be-
völkerung in den Regionen und weniger durch 
die Lebensbedingungen für Familien mit Kindern 
begründet zu sein . Die vorliegenden Daten bieten 
ferner den Hinweis, dass das generative Verhalten  
nicht zuletzt durch die kulturelle Herkunft der 
Menschen in den Regionen geprägt wird: So 
weisen Frauen mit Zuwanderungsgeschichte in 
Rheinland-Pfalz eine wesentlich höhere Geburten- 
rate auf als Frauen ohne Migrationshintergrund 
(Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008, 
S . 34) .
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Tabelle 52: 0- bis 6-Jährige in den Verwaltungsbezirken von Rheinland-Pfalz 2007  

0- bis 6- 
Jährige

Prozent der 
Bevölkerung

Lebend-
geborene

Anzahl

Lebend- 
geborene  

je 1.000  
Einwohner

unter  
3-Jährige

Prozent der 
Bevölkerung

3- bis 6- 
Jährige

Prozent der 
Bevölkerung

Quote  
0- bis 6- 

Jährige  
über Ø

Frankenthal Stadt 4,8 380 8,1 2,3 2,5

Kaiserslautern Stadt 4,7 832 8,5 2,4 2,3

Koblenz Stadt 4,9 930 8,8 2,5 2,4

Landau Stadt 4,9 368 8,5 2,5 2,4

Ludwigshafen Stadt 5,5 1 .619 9,9 2,8 2,7 

Mainz Stadt 5,0 1 .825 9,3 2,6 2,4

Neustadt Stadt 5,0 413 7,7 2,4 2,6

Pirmasens Stadt 4,5 338 8,0 2,3 2,2

Speyer Stadt 5,2 407 8,0 2,5 2,7 

Trier Stadt 4,8 902 8,7 2,5 2,3

Worms Stadt 5,4 755 9,2 2,7 2,7 

Zweibrücken Stadt 4,6 268 7,7 2,2 2,4

Ahrweiler 4,6 941 7,3 2,2 2,4

Altenkirchen 5,0 1 .073 7,9 2,5 2,5

Alzey-Worms 5,3 1 .030 8,2 2,5 2,8 

Bad Dürkheim 4,7 899 6,7 2,2 2,5

Bad Kreuznach 4,9 1 .239 7,9 2,3 2,6

Bernkastel-Wittlich 4,9 877 7,7 2,3 2,6

Birkenfeld 4,7 679 7,8 2,3 2,4

Cochem-Zell 4,9 492 7,6 2,3 2,6

Donnersbergkreis 5,3 606 7,8 2,5 2,8 

Eifelkreis Bitburg-Prüm 5,2 801 8,4 2,5 2,7 

Germersheim 5,3 1 .122 8,9 2,6 2,7 

Kaiserslautern 5,0 837 7,7 2,4 2,6

Kusel 4,6 508 6,7 2,2 2,4

Mainz-Bingen 5,4 1 .721 8,6 2,6 2,8 

Mayen-Koblenz 5,1 1711 8,0 2,4 2,7 

Neuwied 5,2 1 .480 8,0 2,4 2,8 

Rhein-Hunsrück-Kreis 5,0 764 7,3 2,3 2,7

Rhein-Lahn-Kreis 4,8 934 7,4 2,3 2,5

Rhein-Pfalz-Kreis 4,7 1 .067 7,1 2,2 2,5

Südliche Weinstraße 4,7 802 7,3 2,2 2,5

Südwestpfalz 4,2 657 6,4 2,0 2,2

Trier-Saarburg 5,2 1 .145 8,1 2,5 2,7 

Vulkaneifel 4,9 504 8,0 2,4 2,5

Westerwaldkreis 5,4 1610 8,0 2,5 2,9 

Rheinland-Pfalz 5,0 32 .536 8,0 2,4 2,6
 
Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008g und eigene Berechnungen
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Den knapp 33 .000 Lebendgeborenen standen 
2007 in Rheinland-Pfalz gut 4 .000 Schwanger- 
schaftsabbrüche gegenüber (siehe Tabelle 53) . 
Rheinland-Pfalz zählt damit neben Bayern und 
Baden-Württemberg zu den Bundesländern mit 
den niedrigsten Abbruchquoten, bezogen auf 100 
Lebendgeborene . 

Bei Schwangerschaften Minderjähriger zeigt sich in 
Rheinland-Pfalz eine leicht höhere Abbruchquote als 
im Bundesdurchschnitt (siehe Tabelle 54) .

Zu den klassischen objektiven Indikatoren für das 
Well-being von Kindern, die vor allem auch in  
den UNICEF-Studien verwendet werden, gehören 
in internationalen Studien ein sehr geringes Ge-
burtsgewicht (< 2 .500g) und die Säuglingssterb-
lichkeit (Bertram 2006, 2008) . 

Tabelle 53: Lebendgeborene und Schwangerschaftsabbrüche nach Bundesländern 2007  

Bundesland Lebendgeborene Schwangerschaftsabbrüche
(Land des Wohnsitzes  

der Frauen)

Abbrüche auf  
100 Lebendgeborene

(Sortiermerkmal)

Berlin 31 .174 9 .621 30,9

Bremen 5 .591 1 .682 30,1

Sachsen-Anhalt 17 .387 4 .389 25,2

Mecklenburg-Vorpommern 12 .786 3 .094 24,2

Hamburg 16 .727 4 .011 23,9

Thüringen 17 .176 3 .966 23,1

Brandenburg 18 .589 4 .113 22,1

Saarland 7 .274 1 .380 18,9

Sachsen 33 .858 6 .353 18,8

Hessen 52 .616 9 .334 17,7

Deutschland 213.178 116.871 17,1

Nordrhein-Westfalen 151 .168 24 .500 16,2

Schleswig-Holstein 22 .961 3 .708 16,1

Niedersachsen 65 .326 9 .997 15,3

Rheinland-Pfalz 32 .536 4 .444 13,6

Baden-Württemberg 92 .823 12 .359 13,3

Bayern 106 .870 13 .364 12,5
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2008d und eigene Berechnungen

0 10

Sachsen
Mecklenburg-Vorp.

Hamburg
Bayern

Baden-Württemberg
Thüringen

Brandenburg

Hessen
Deutschland

Schleswig-Holstein
Berlin

Niedersachsen
Sachsen-Anhalt

Rheinland-Pfalz

Bremen
Saarland

Nordrhein-Westfalen

20 30 40 50 807060 90

in ‰

Quelle: Bertram 2006

Abb. 157:  Anteil Säuglinge mit geringem  
Geburtsgewicht 2002 (pro 1 .000 Geburten)
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Tabelle 54: Schwangerschaftsabbrüche nach 
Alter, Familienstand und Lebendgeborenen  
der Frauen 2007 (Prozent)  

Deutschland Rheinland-Pfalz

Anzahl Abbrüche 116 .871 4 .444

Altersgruppen

unter 15 0,4 0,6

15 bis 17 4,9 5,4

18 bis 19 7,5 7,5

20 bis 24 23,7 24,0

25 bis 29 22,6 22,4

30 bis 34 17,8 18,2

35 bis 39 15,5 15,1

40 bis 44 7,0 6,1

45 und älter 0,6 0,7

Familienstand

Ledig 52,9 49,5

Verheiratet 41,7 44,4

Verwitwet 0,3 0,3

Geschieden 5,1 5,8

Vorangegangene Lebendgeborene

Keine 41,0 40,0

1 26,0 24,7

2 22,7 24,0

3 7,5 8,0

4 2,0 2,2

5 und mehr 0,9 1,1
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2008d

Tabelle 55: Säuglingssterblichkeit pro 1.000 Lebendgeborene 1990 bis 2007  

1990 1995 2000 2005 2006 2007

Deutschland 7,0 5,3 4,4 3,9 3,8 3,9

Rheinland-Pfalz 8,1 5,5 5,1 3,8 4,3 4,6
 
Quelle: Gesundheitsberichterstattung des Bundes (www .gbe-bund .de)

Auffällig ist, dass Rheinland-Pfalz in Bezug auf das 
Geburtsgewicht von allen 16 Bundesländern im 
Jahr 2002 nur den 14 . Platz unter den Bundeslän-
dern belegt . Diese Situation bestätigt sich in dem 
letzten UNICEF-Bericht zur Lage der Kinder in 
Deutschland von 2008: in Rheinland-Pfalz hatten  
7 % der Neugeborenen (bundesweit 6,8 %) ein 
sehr geringes Geburtsgewicht (Bertram 2008, 
S . 240, 242) . Zur Einordung sei an dieser Stelle 
erwähnt, dass bei einem Vergleich aller 21 OECD-
Staaten Deutschland beim geringen Geburtsge-
wicht lediglich den 14 . Platz (6,8 %) einnimmt 
(Kohl, in: Bertram 2008, S . 242) .

Da aus den Daten über das Geburtsgewicht nicht 
hervorgeht, inwieweit es sich hierbei um früh- 
geborene Kinder handelt, wäre in Zukunft die spe-
zifische rheinland-pfälzische Problematik genauer 
zu betrachten . Hierbei sollte auch in Betracht 
gezogen werden, wie die nachgeburtliche Betreu-
ung dieser Kinder und deren Eltern organisiert und 
professionell gerahmt ist .

Schaut man sich die Säuglingssterblichkeit an, 
gehört auch hier Rheinland-Pfalz zu den Bundes-
ländern mit einer etwas höheren Rate . Rheinland-
Pfalz liegt von allen 16 Bundesländern an 11 . Stelle 
(Bertram 2006) . Nach Daten der Gesundheits-
berichterstattung des Bundes hatte die Säuglings-
sterblichkeit im Bundesgebiet seit 1990 insgesamt 
eine rückläufige Tendenz und scheint nun zu stag-
nieren (siehe Tabelle 55) . Rheinland-Pfalz lag im 
Beobachtungszeitraum allerdings fast immer über 
den durchschnittlichen Promillewerten . Nach  
einem Rückgang der Säuglingssterblichkeit im Jahr 
2005 ist derzeit wieder ein leichter Anstieg zu  
beobachten . Inwieweit sich diese Tendenz fort-
setzt und wo die Ursachen hierfür liegen, sollte 
beobachtet und gesondert ausgewertet werden .
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6.2.2 Sozioökonomische Lage  
der Familien mit Kindern

Familienformen 
In Deutschland wächst die überwiegende Mehr-
heit der Kinder unter 18 Jahren in Familien mit 
verheirateten Eltern auf (siehe Tabelle 56) . In so- 
genannten alternativen Familienformen leben 
Kinder vor allem in Berlin und den neuen Bundes-
ländern . Rheinland-Pfalz zählt zu den 7 Bundes-
ländern, in denen überdurchschnittlich viele Kinder 
in Familien mit verheirateten Eltern groß werden .

Von den sogenannten alternativen Familienfor-
men hat die Gruppe der alleinerziehenden Mütter 
die größte Bedeutung (siehe Abb . 158) . Unter  
den rund 621 .000 Familien mit Kindern gibt es in 
Rheinland-Pfalz ca . 113 .000, in denen Mütter ihre 
Kinder ohne Partner erziehen, rund 18 .500 alleiner-
ziehende Väter und 33 .800 Lebensgemeinschaften .

Tabelle 56: Formen von Familien mit Kindern unter 18 Jahren nach Bundesländern 2006 (Prozent)  

Bundesland Ehepaare
(Sortiermerkmal)

alternative  
Familienformen

Baden-Württemberg 80,1 19,9

Nordrhein-Westfalen 77,9 22,1

Bayern 77,8 22,2

Hessen 77,5 22,5

Niedersachsen 77,3 22,7

Saarland 77,3 22,7

Rheinland-Pfalz 76,8 23,2

Deutschland 73,9 26,1

Schleswig-Holstein 73,2 26,8

Hamburg 68,0 32,0

Bremen 66,7 33,3

Thüringen 61,4 38,6

Brandenburg 59,4 40,6

Sachsen 58,4 41,6

Sachsen-Anhalt 58,4 41,6

Mecklenburg-Vorpommern 56,1 43,9

Berlin 53,0 47,0
 
Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2007a
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2009p und 
eigene Darstellung

Abb. 158:  Formen von Familien mit Kindern  
unter 18 Jahren in Rheinland-Pfalz 2008
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Erwerbsbeteiligung von Müttern 
Im Vergleich mit den westlichen Bundesländern 
insgesamt ist die Erwerbsbeteiligung von Müttern 
in Rheinland-Pfalz unterdurchschnittlich (siehe 
Tabelle 57) . Die Differenzen betragen bei Frauen 
mit 3- bis 5-Jährigen 3,8 Prozentpunkte, 6- bis  
9-Jährigen 6,1, 10- bis 14-Jährigen 5,4 sowie  
15- bis 17-Jährigen 4,6 Prozentpunkte .

Ökonomische Lage 
Alleinerziehende und Familien mit drei und mehr 
Kindern weisen in Rheinland-Pfalz besonders hohe 
Armutsgefährdungsquoten auf (siehe Tabelle 58) . 
Außerdem tragen Familien mit Zuwanderungs-
geschichte ein relativ großes Armutsrisiko . Ursa-
chen dafür sind unter anderem große Familien 
mit relativ vielen Kindern, geringe Qualifikation 
und niedriges Einkommen der Haupterwerbs-
person sowie eine besonders niedrige Erwerbs-
beteiligung der Mütter (Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 2008) .

Tabelle 57: Erwerbsbeteiligung von Müttern nach Alter des jüngsten Kindes (Prozent) 

Alter des jüngsten Kindes Erwerbstätige
insgesamt

Vollzeittätige Teilzeittätige

Westdeutschland

unter 3 30,6 9,7 20,9

3 bis 5 53,7 11,0 42,6

6 bis 9 64,6 12,9 51,7

10 bis 14 70,9 18,6 52,3

15 bis 17 73,9 27,3 46,5

Rheinland-Pfalz

unter 1 21,7 5,2 16,5

1 bis 2 34,4 6,6 27,8

3 bis 5 49,9 9,3 40,6

6 bis 9 58,5 10,6 47,9

10 bis 14 65,5 14,1 51,4

15 bis 17 69,3 21,2 48,1
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2006a; Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008 und eigene Berechnungen

Tabelle 58: Armutsgefährdungsquoten in 
Rheinland-Pfalz nach soziodemografischen  
Merkmalen 2007 (Prozent)

Alter

Unter 18 17,1

18 bis unter 25 19,2

35 bis unter 50 11,1

Haushaltstyp

Ein Erwachsener und ein oder 
mehrere Kinder

40,7

Zwei Erwachsene und ein Kind 9,2

Zwei Erwachsene und zwei Kinder 8,9

Zwei Erwachsene und drei oder 
mehr Kinder

22,7

Migrationshintergrund

Mit Migrationshintergrund 25,8

Ohne Migrationshintergrund 10,7

Rheinland-Pfalz 13,5
 
Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008c
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Einen sehr negativen Einfluss auf die Höhe des 
Elterngeldes in den Regionen von Rheinland-Pfalz 
haben demgegenüber eine hohe Arbeitslosen-
quote (r= - .65) sowie eine starke Industriedichte 
(r= - .49) . Mit anderen Worten: In den rheinland-
pfälzischen Regionen, wo besonders viele Men-
schen Arbeit suchen und wo besonders viele in 
Industriebetrieben beschäftigt sind, ist die Wahr-
scheinlichkeit groß, dass das Elterngeld niedrig 
ausfällt . Die Gebiete, welche in früheren Zeiten 
sehr viele Arbeitsmigranten angezogen haben, 
zählen also aus heutiger Sicht nicht mehr zu den 
Regionen mit großem Arbeitsplatzangebot und 
relativem Wohlstand . Die Industriedichte indiziert 
unter den „Produktionsbedingungen“ einer  
„Wissensgesellschaft“ auch in Rheinland-Pfalz 
eher schwierige materielle Lebensbedingungen  
für Familien mit Kindern (siehe Tabelle 59) .

Der Mikrozensus mit insgesamt rund 18 .000 
befragten Haushalten in Rheinland-Pfalz bietet 
wegen zu kleiner Fallzahlen keine Möglichkeit, 
die materielle Lage der Familien mit Kindern in 
den 36 Verwaltungsbezirken genauer zu bestim-
men . Es liegen aber seit 2007 jährlich Daten aus 
den Vollerhebungen zum Bezug des Elterngeldes 
vor (Statistisches Bundesamt 2008) . Der durch-
schnittliche monatliche Elterngeldbetrag in den 
Regionen von Rheinland-Pfalz ist ein guter Indi-
kator für die wirtschaftliche Lage von Familien vor 
der Geburt eines Kindes, weil es sich beim Eltern-
geld um eine, allerdings nach oben begrenzte, Lohn-
ersatzleistung handelt, die sich nach der Höhe des 
letzten Einkommens richtet . „Erwerbstätige, die 
ihre Berufstätigkeit bei der Geburt eines Kindes 
unterbrechen oder auf höchstens 30 Stunden 
wöchentlich reduzieren, erhalten 67% ihres Ein-
kommens, maximal 1800 Euro . Das Elterngeld be-
trägt mindestens 300 Euro, auch wenn zuvor kein 
Einkommen erzielt wurde . (…) Bei über 99 % der 
neu geborenen Kinder nehmen Eltern die Leistung 
in Anspruch“ (Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales 2009, S . 94) .

Für die im Jahr 2007 geborenen Kinder betrug 
das Elterngeld in Rheinland-Pfalz im Durchschnitt 
613 Euro pro Monat (siehe Tabelle 59) . Besonders 
hohe Elterngeldbeträge wurden in den kreisfreien 
Städten Landau und Mainz sowie in den Land-
kreisen Mainz-Bingen und Südliche Weinstraße 
ausgezahlt . Demgegenüber war das durchschnitt-
liche Elterngeld in der kreisfreien Stadt Pirmasens 
sowie in den Landkreisen Altenkirchen, Birkenfeld 
und Neuwied besonders niedrig .

Die Höhe des Elterngeldes steht in einem hohen 
positiven statistischen Zusammenhang mit dem 
Child-Well-being-Index, der die Lebensbedingun-
gen, die Wohlfahrt und die Handlungsräume  
von Kindern in den einzelnen Verwaltungsbezirken 
zusammenfassend beschreibt (r=  .72) . Starke 
positive Beziehungen zeigen sich außerdem 
bezüglich des Anteils der Väter, die Elterngeld in 
Anspruch nehmen (r=  .72), bezüglich des Anteils 
der Mütter, die vorher erwerbstätig waren (r=  .67), 
sowie bezüglich des durchschnittlich verfügbaren 
Einkommens pro Einwohner (r=  .53) .
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Tabelle 59: Elterngeld für 2007 geborene Kinder nach Verwaltungsbezirken  

durchschnittlicher 
 Elterngeldbetrag pro Monat 

in Euro (Sortiermerkmal)

vor der Geburt  
erwerbstätige Mütter

in Prozent

Väter, die  
Elterngeld beziehen,

in Prozent

Mainz-Bingen 702 59,2 13,2

Landau Stadt 695 60,2 17,9

Südliche Weinstraße 691 60,8 15,2

Mainz Stadt 684 53,4 16,4

Rhein-Pfalz-Kreis 683 56,5 11,6

Speyer Stadt 656 46,6 11,5

Alzey-Worms 654 55,2 14,8

Südwestpfalz 649 61,8 13,8

Trier-Saarburg 639 61,7 10,9

Cochem-Zell 632 62,3 12,9

Bad Dürkheim 631 48,5 14,4

Bernkastel-Wittlich 631 57,4 16,3

Rhein-Hunsrück-Kreis 625 57,5 10,8

Koblenz Stadt 619 46,5 14,5

Kusel 617 52,4 12,3

Rheinland-Pfalz 613 52,1 12,0

Ahrweiler 608 53,8 15,0

Bad Kreuznach 606 47,6 11,6

Kaiserslautern 605 55,0 12,2

Mayen-Koblenz 603 53,8 9,9

Rhein-Lahn-Kreis 602 51,2 14,2

Westerwaldkreis 596 53,5 8,6

Germersheim 594 53,1 10,6

Eifelkreis Bitburg-Prüm 588 52,7 10,6

Trier Stadt 585 50,9 14,3

Frankenthal Stadt 584 51,9 11,6

Zweibrücken Stadt 582 45,1 12,1

Vulkaneifel 581 55,5 11,2

Donnersbergkreis 576 48,9 10,8

Neustadt Stadt 572 69,0 10,1

Worms Stadt 567 45,9 9,4

Kaiserslautern Stadt 563 42,1 10,0

Ludwigshafen Stadt 562 41,4 9,0

Neuwied 561 47,8 9,4

Birkenfeld 537 40,8 10,2

Altenkirchen 536 45,0 7,8

Pirmasens Stadt 452 31,6 7,7
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2008b
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6.3 Erziehung, Bildung und Betreuung  
in den Institutionen der frühen Kindheit

6.3.1 Angebot an  
Kindertageseinrichtungen

Rheinland-Pfalz verfügt über rund 2 .400 Kinder-
tageseinrichtungen, welche den Familien gemäß 
ihrer Betriebserlaubnis ca . 160 .000 Betreuungs-
plätze anbieten können (siehe Tabelle 60) . Unter  
den Tageseinrichtungen befinden sich 26 Förder- 
kindergärten speziell für behinderte Kinder und 67 
integrative Kindertagesstätten (Landtag Rheinland- 
Pfalz 2009c) . Mindestens zwei Förderkinder- 
gärten stehen den Familien in den Städten Landau 
und Ludwigshafen sowie in den Landkreisen Bad 
Kreuznach, Donnersbergkreis, Neuwied sowie 
Trier-Saarburg zur Wahl . Als weitere spezialisierte  
Einrichtungen sind rund 30 „Spiel- und Lernstu-
ben“144 zu nennen, die mit ihrem Angebot auf die 
Bedürfnisse von Kindern und Familien in sozialen 
Brennpunkten zugeschnitten sind .

144 Hierbei handelt es sich um Tageseinrichtungen für Kinder und 
Jugendliche, die in sozial benachteiligten Wohngebieten leben  
(www .kita .bildung-rp .de) . 

Im Frühjahr 2008 wurden nach der Kinder- und 
Jugendhilfestatistik rund 143 .000 Kinder institu-
tionell betreut . Gemessen an der Zahl der ange-
botenen Betreuungsplätze waren die rheinland-
pfälzischen Kindertageseinrichtungen im Schnitt 
zu 89 % ausgelastet . Es gab rein rechnerisch und 
ohne Berücksichtigung der lokalen Nachfrage der 
Eltern im Land ca . 17 .000 freie Betreuungsplätze . 
Die Einrichtungen sind in dicht besiedelten Regio-
nen (r =  .65), in Gebieten mit vielen Migrantenkin-
dern (r =  .58) und dort besonders gut ausgelastet, 
wo relativ viele Schulkinder Tageseinrichtungen 
besuchen (r =  .49) .

Betrachtet man nicht nur allgemein die Anzahl 
der genehmigten Plätze, sondern gezielt die Ent-
wicklung der Ganztagsplätze, so kann von 2005 
bis 2009 eine deutliche Erhöhung der Zahlen für 
diese verzeichnet werden (+ ca . 64 %) . Ergänzt 
wird die Zahl der Ganztagsplätze durch eine um 
ca . 115 % angestiegene Anzahl bei Plätzen mit ver-
längertem Vormittagsangebot (siehe Abb . 159) . 

0% 90%80%70%60%50%40%30%20%10% 100%

02/2005

02/2009

25.513 23.259 andere Teilzeitangebote

andere Teilzeitangebote
verlängertes 
Vormittagsangebot 
50.090 Plätze

Ganztagsplätze 
42.013

Quelle: MBWJK 2009

Abb. 159:  Ganztagsplätze in rheinland-pfälzischen Kindergärten
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Tabelle 60: Kindertageseinrichtungen, genehmigte Plätze und betreute Kinder nach  
Verwaltungsbezirken 2008  

Einrichtungen
Anzahl

genehmigte Plätze
Anzahl

betreute Kinder
Anzahl

Förderkindergärten
Anzahl

Frankenthal Stadt 21 1 .602 1 .516 0

Kaiserslautern Stadt 58 3 .600 3 .444 0

Koblenz Stadt 58 3 .927 3 .606 1

Landau Stadt 29 1 .740 1 .603 2

Ludwigshafen Stadt 89 6 .710 6 .480 2

Mainz Stadt 101 6 .954 6 .682 1

Neustadt Stadt 35 2 .023 1 .899 0

Pirmasens Stadt 30 1 .480 1 .375 0

Speyer Stadt 27 2 .116 2 .030 0

Trier Stadt 71 4 .378 3 .952 1

Worms Stadt 48 2 .993 2 .868 0

Zweibrücken Stadt 29 1 .335 1 .234 0

Ahrweiler 65 4 .795 4 .165 1

Altenkirchen 78 4 .656 4 .261 1

Alzey-Worms 83 5 .273 4 .832 0

Bad Dürkheim 94 5 .366 4 .952 0

Bad Kreuznach 100 6 .222 5456 2

Bernkastel-Wittlich 82 4 .713 3 .874 1

Birkenfeld 51 3 .098 2 .692 1

Cochem-Zell 47 2 .608 2 .168 1

Donnersbergkreis 50 3 .063 2 .762 2

Eifelkreis Bitburg-Prüm 58 4 .069 3 .320 0

Germersheim 78 6 .645 5 .186 1

Kaiserslautern 66 4 .470 4 .015 1

Kusel 47 2 .798 2 .370 0

Mainz-Bingen 125 8 .282 7 .790 1

Mayen-Koblenz 123 8 .879 7 .730 0

Neuwied 87 6 .790 6 .348 2

Rhein-Hunsrück-Kreis 55 4 .053 3 .578 1

Rhein-Lahn-Kreis 75 4 .759 4 .282 0

Rhein-Pfalz-Kreis 85 5 .680 5 .084 0

Südliche Weinstraße 71 4 .153 3 .633 1

Südwestpfalz 70 4 .160 3 .492 0

Trier-Saarburg 79 5 .993 4 .825 3

Vulkaneifel 31 2 .398 1 .996 0

Westerwaldkreis 118 8 .088 7 .121 0

Rheinland-Pfalz 2 .414 159 .869 142 .621 26
 
Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008g und eigene Berechnungen
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Die Bertelsmann Stiftung hat versucht, mit Daten 
der Kinder- und Jugendhilfestatistik rein rechne-
risch die Fachkraft-Kind-Relationen in den Tages-
einrichtungen der einzelnen Bundesländer zu 
beziffern (Bertelsmann Stiftung 2009) . Obwohl 
diese Berechnungen die tatsächlichen Betreuungs- 
verhältnisse in den Kindergruppen nur unzu-
reichend abbilden dürften, machen sie dennoch 
Tendenzen bei der Personalausstattung deutlich 
(siehe Tabelle 61) .

Rheinland-Pfalz weist im bundesweiten Vergleich 
eine überdurchschnittlich gute Fachkraft-Kind- 
Relation auf, wenn man ermittelt, wie viele Kinder 
in Ganztagsbetreuung rein rechnerisch auf eine 
vollzeitbeschäftigte Erzieherin entfallen . In den 
neuen Bundesländern, in denen insgesamt be-
trachtet ein größerer Anteil Kinder als in den alten 
Ländern institutionell betreut wird, ist die Perso-
nalausstattung demgegenüber deutlich schlechter .

Ob also der Ausbau von Kitaplätzen, vor allem der 
der unter 3-Jährigen, unter der derzeit schwierigen 
konjunkturellen Situation und angesichts der 
steuerpolitischen Entscheidungen der Bundesre-
gierung auch in Rheinland-Pfalz zu ungünstigeren 
Fachkraft-Kind-Relationen führen wird, bleibt 
abzuwarten . 

6.3.2 Inanspruchnahme von Kinder-
tageseinrichtungen

In Rheinland-Pfalz besuchen rund 143 .000 Kinder 
Tageseinrichtungen (siehe Tabelle 62) . Die institu-
tionelle Kinderbetreuung in Rheinland-Pfalz unter-
scheidet sich vom Bundesdurchschnitt dadurch, 
dass in Rheinland-Pfalz relativ wenige Schulkinder 
vom Angebot der Kindertagesstätten Gebrauch 
machen . Dies könnte zum einen damit zusam-
menhängen, dass die Erwerbsbeteiligung rhein-
land-pfälzischer Mütter in der Phase, in welcher 
ihre Kinder die Grundschule besuchen, vergleichs-
weise niedrig ist (vgl . Kapitel 2 .2) . Zum anderen 
könnte dies aber auch daran liegen, dass die Ganz-
tagsangebote der Schulen stärker in Anspruch 
genommen werden .

Personalausstattung 
Die Qualität der Betreuung, Bildung und Erziehung 
in Kindertageseinrichtungen ist wesentlich davon 
abhängig, dass sich genügend Fachkräfte um die 
pädagogische Gestaltung des Kinderlebens in 
den Einrichtungen kümmern können . Auch die in 
den neuen Bildungsplänen geforderte Förderung 
der Bildung der Kinder erfordert eine günstige 
Fachkraft-Kinder-Relation, die den Erzieherinnen 
und Erziehern Zeit lässt, auf das einzelne Kind 
einzugehen und es gezielt zu fördern . Befragungen 
von Fachkräften aus rheinland-pfälzischen Kinder-
tagesstätten erbrachten in diesem Zusammen-
hang, dass eine der größten Arbeitsbelastungen 
der Erzieherinnen und Erzieher darin besteht, zu 
wenig Zeit für die Kinder zu haben (Honig u . a . 
2004, S . 104) .

Tabelle 61: Rechnerische Fachkraft-Kind- 
Relation in Gruppen mit Kindern von 3 Jahren 
bis zum Schuleintritt nach Bundesländern 
2008 (Mittelwerte)
 

Bundesland auf 1 Fachkraft Vollzeit entfallen 
rechnerisch Kinder in Ganztags-

betreuung (Sortiermerkmal)

Bremen 8,0

Rheinland-Pfalz 8,2

Baden-Württemberg 8,9

Nordrhein-Westfalen 9,1

Niedersachsen 9,2

Saarland 9,3

Hamburg 9,4

Schleswig-Holstein 9,5

Bayern 9,6

Deutschland 9,8

Hessen 9,8

Sachsen-Anhalt 11,6

Brandenburg 12,1

Sachsen 12,6

Thüringen 12,6

Mecklenburg-Vorpommern 13,4
 
Quelle: Bertelsmann Stiftung 2009a; für Berlin liegen keine  
Vergleichsdaten vor
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Tabelle 62: Kinder in Tageseinrichtungen nach Alter und Betreuungsumfang 2008

Deutschland Rheinland-Pfalz

absolut Prozent absolut Prozent

Insgesamt 3 .017 .896 100 142 .621 100

Alter in Jahren

unter 3 313 .114 10,4 13 .467 9,4

3 bis 6 (ohne Schulkinder) 2 .294 .890 76,0 120 .010 84,1

7 und älter (ohne Schulkinder) 10 .155 0,3 546 0,4

5 bis 13 (Schulkinder) 399 .737 13,2 8 .598 6,0

Betreuungsumfang

bis zu 5 Stunden 933 .894 30,9 33 .370 23,4

mehr als 5 bis zu 7 Stunden 933 .606 30,9 44 .752 31,4

mehr als 7 Stunden (Ganztagsbetreuung) 839 .295 27,8 34 .185 23,9

vor- und nachmittags ohne Mittagsbetreuung 311 .101 10,3 30 .314 21,2
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2008e und eigene Berechnungen

Bezüglich des mit den Eltern vereinbarten Be-
treuungsumfangs fällt auf, dass in Rheinland-
Pfalz zwar das kleinste Zeitkontingent (bis zu 5 
Stunden) seltener gewählt wird, dass aber die 
Quote der Kinder, die vor- und nachmittags die 
Einrichtungen ohne Mittagsbetreuung besuchen, 
mit 21 % relativ hoch ist . Mangels Daten für 
Rheinland-Pfalz muss die Frage unbeantwortet 
bleiben, ob diese Betreuungsform von den Eltern 
gewünscht ist oder aber durch das Angebot be-
stimmt wird . Wie die Kinderbetreuungsstudie 
des Deutschen Jugendinstituts für das Bundes-
familienministerium zeigte, ist die fehlende Über-
Mittag-Betreuung für viele Eltern ein wesentlicher 
Grund ihrer Unzufriedenheit mit den Öffnungs-
zeiten der Einrichtungen (Bien u . a . 2007, S . 215) .

In Deutschland hat zurzeit gut ein Viertel der 
Eltern mit den Kindertageseinrichtungen eine 
Ganztagsbetreuung (> 7 Stunden) für ihr Kind 
vereinbart . Der Vergleichswert für Rheinland-Pfalz 
liegt lediglich 4 Prozentpunkte unter dem Bundes-
durchschnitt . Zur Gesamtnachfrage der Eltern 
nach Ganztagsbetreuung in Tageseinrichtungen 
liegen weder für das Bundesgebiet noch speziell 
für Rheinland-Pfalz Zahlen vor .

In Rheinland-Pfalz wurden 2009 gut 15 .000 unter 
3-Jährige in Tageseinrichtungen betreut . Der Anteil 
unter 3-Jähriger, welche Einrichtungen besuchen, 
ist regional äußerst unterschiedlich und variiert 
zwischen 7,8 % (Stadt Worms) und 26,4 % (Süd-
westpfalz) (siehe Tabelle 63) . Verwaltungsbezirke, 
in denen besonders viele unter 3-Jährige Tagesein-
richtungen besuchen, zeichnen sich durch einen 
hohen Frauenanteil an den abhängig Beschäftigten 
(r =  .44), einen geringen Anteil 0- bis 6-Jähriger  
an der Gesamtbevölkerung (r = - .43) und durch  
ein relativ hohes durchschnittliches Elterngeld  
(r =  .36) aus .
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Die kreisfreien Städte Frankenthal, Ludwigshafen 
und Worms sowie 8 Landkreise zählen zu den 
rheinland-pfälzischen Regionen, in denen die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen und zugleich die 
institutionelle Betreuung unter 3-Jähriger be-
sonders niedrig sind (siehe Tabelle 65) . In den 
kreisfreien Städten Neustadt und Trier sowie im 
Landkreis Kusel ist demgegenüber eine relativ 
hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen mit einer 
vergleichsweise hohen institutionellen Betreuung 
der jüngsten Altersgruppe verbunden .

In allen Landesteilen gehört es heute zur Normal-
biografie von Kindern, dass sie im Kindergarten-
alter Tageseinrichtungen besuchen . Die Besuchs-
quoten variieren auf hohem Niveau zwischen 
91 % (Landkreis Altenkirchen) und 102,7 % (Stadt 
Landau) . Besuchsquoten von 100 und mehr Pro-
zent kommen rechnerisch dadurch zustande, dass 
sich auch Kinder aus benachbarten Verwaltungs-
bezirken in den Einrichtungen befinden .

Tabelle 63: Unter 3-Jährige in Kindertages- 
einrichtungen nach Verwaltungsbezirken  
2008/09 (Prozent der Altersgruppe) 

2008 2009

Frankenthal Stadt 10,6 11,6

Kaiserslautern Stadt 18,3 19,8

Koblenz Stadt 13,1 14,4

Landau Stadt 14,4 16,0

Ludwigshafen Stadt 11,2 12,7

Mainz Stadt 10,6 11,5

Neustadt Stadt 16,2 18,6

Pirmasens Stadt 9,5 11,9

Speyer Stadt 13,2 14,2

Trier Stadt 23,7 21,9

Worms Stadt 7,4 7,8

Zweibrücken Stadt 14,9 18,9

Ahrweiler 12,9 15,9

Altenkirchen 8,5 11,8

Alzey-Worms 15,6 17,1

Bad Dürkheim 20,2 23,5

Bad Kreuznach 14,9 16,2

Bernkastel-Wittlich 11,6 12,9

Birkenfeld 12,8 14,5

Cochem-Zell 11,8 14,1

Donnersbergkreis 11,9 15,0

Eifelkreis Bitburg-Prüm 11,6 14,3

Germersheim 13,7 15,2

Kaiserslautern 19,4 24,2

Kusel 16,2 16,6

Mainz-Bingen 16,1 20,4

Mayen-Koblenz 15,8 18,3

Neuwied 10,8 13,9

Rhein-Hunsrück-Kreis 10,7 13,2

Rhein-Lahn-Kreis 13,4 16,8

Rhein-Pfalz-Kreis 18,5 19,4

Südliche Weinstraße 16,8 20,1

Südwestpfalz 22,2 26,4

Trier-Saarburg 13,5 17,7

Vulkaneifel 9,4 11,2

Westerwaldkreis 8,7 11,4

Rheinland-Pfalz 13,8 16,1

Zum Vergleich 2007 11,3
 
Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2009a
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Tabelle 64: Besuch der Kindertageseinrichtungen (Besuchsquote) nach Altersgruppen und  
Verwaltungsbezirken 2008 (Prozent)1)

unter 
3-Jährige

3- bis unter 
6-Jährige

6- bis 13- 
Jährige

Werte über Landesdurchschnitt

unter 3 3 – 5 6 – 13

Frankenthal Stadt 10,6 94,6 8,5

Kaiserslautern Stadt 18,3 94,7 13,9  

Koblenz Stadt 13,1 96,2 11,4  

Landau Stadt 14,4 102,7 11,4   

Ludwigshafen Stadt 11,2 93,9 14,4 

Mainz Stadt 10,6 93,6 12,6 

Neustadt Stadt 16,2 96,6 9,3   

Pirmasens Stadt 9,5 95,9 12,8  

Speyer Stadt 13,2 93,5 15,5 

Trier Stadt 23,7 100,5 14,4   

Worms Stadt 7,4 93,6 10,0 

Zweibrücken Stadt 14,9 93,2 12,3  

Ahrweiler 12,9 93,9 7,9

Altenkirchen 8,5 91,0 7,4

Alzey-Worms 15,6 96,7 8,1  

Bad Dürkheim 20,2 96,5 10,4   

Bad Kreuznach 14,9 95,5 7,8  

Bernkastel-Wittlich 11,6 97,5 7,0 

Birkenfeld 12,8 94,2 6,6

Cochem-Zell 11,8 91,5 8,3

Donnersbergkreis 11,9 96,7 6,6 

Eifelkreis Bitburg-Prüm 11,6 96,2 6,8 

Germersheim 13,7 100,1 12,1  

Kaiserslautern 19,4 100,7 7,3  

Kusel 16,2 93,8 7,3 

Mainz-Bingen 16,1 95,5 8,7  

Mayen-Koblenz 15,8 94,8 8,8 

Neuwied 10,8 91,9 7,6

Rhein-Hunsrück-Kreis 10,7 96,1 7,3 

Rhein-Lahn-Kreis 13,4 96,0 8,7 

Rhein-Pfalz-Kreis 18,5 94,7 8,2 

Südliche Weinstraße 16,8 96,1 6,6  

Südwestpfalz 22,2 97,2 11,1   

Trier-Saarburg 13,5 94,6 6,4

Vulkaneifel 9,4 94,1 6,6

Westerwaldkreis 8,7 93,8 6,9

Rheinland-Pfalz 13,8 95,3 9,0

Zum Vergleich 2007 11,3 94,6 8,8
 
1) Besuchsquoten von über 100 % kommen dadurch zustande, dass Kinder aus anderen Verwaltungsbezirken die Einrichtungen besuchen . Die 
Besuchsquote bezieht sich auf die Zahl der Kinder, die in einem Verwaltungsbezirk wohnen . 

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008d
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der Ausbau der Betreuungsangebote für unter  ■
3-Jährige,
die Öffnung der Kindergärten für 2-Jährige, ■
ein Rechtsanspruch für 2-Jährige auf einen   ■
Kindergartenplatz ab 01 . 08 . 2010,
ein Programm zur Sprachförderung und Schul- ■
vorbereitung sowie
die Verbesserung des Übergangs vom Kinder- ■
garten in die Grundschule .

Seit 2004 verfügt Rheinland-Pfalz als eines der 
ersten Bundesländer über einen eigenen Bildungs-
plan unter der Bezeichnung „Bildungs- und Er-
ziehungsempfehlungen für Kindertagesstätten in 
Rheinland-Pfalz“ (MBFJ 2004) . Im bundesweiten 
Vergleich zählt Rheinland-Pfalz zu den Bundeslän-
dern, welche die Umsetzung ihrer Bildungspläne 
vor allem durch Fortbildungsangebote für ihre 
pädagogischen Fachkräfte unterstützen (Bertels-
mann Stiftung 2008) .

6.3.3 Das Landesprogramm „Zukunfts-
chance Kinder – Bildung von Anfang an“

6.3.3.1 Ziele und Maßnahmen  
im Landesprogramm

Im Mittelpunkt des Landesprogramms „Zukunfts-
chance Kinder – Bildung von Anfang an“ (Start: 
2005) stehen die Ziele, die Betreuungsangebote 
für Kinder weiter auszubauen und ihre Bildungs-
chancen von Anfang an zu verbessern . Um mög-
lichst allen Kindern den Besuch von Kindertages-
einrichtungen zu ermöglichen, wurde bereits 
2006 die Beitragsfreiheit für das letzte Kinder-
gartenjahr realisiert . 2008 wurde das vorletzte 
Kindergartenjahr beitragsfrei . Ab 01 . 08 . 2010 
besteht Beitragsfreiheit ab dem zweiten Lebens-
jahr bis zum Schuleintritt . Weitere Maßnahmen 
im Rahmen des Landesprogramms sind:

Tabelle 65: Anteil Frauen an sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und Anteil unter  
3-Jähriger in Kindertageseinrichtungen nach Verwaltungsbezirken 2008  

Anteil Frauen an  
sozialversicherungs-
pflichtig  
Beschäftigten

Anteil unter 3-Jähriger in Kindertageseinrichtungen

Unteres Drittel
der Bezirke
bis 12 %

Mittleres Drittel
der Bezirke
13 % bis 15 %

Oberes Drittel
der Bezirke
16 % und mehr

Unteres Drittel
der Bezirke bis 43 %

Frankenthal Stadt
Ludwigshafen Stadt
Worms Stadt
Altenkirchen
Bernkastel-Wittlich
Donnersbergkreis
Bitburg-Prüm
Neuwied
Rhein-Hunsrück
Vulkaneifel
Westerwaldkreis

Zweibrücken Stadt
Germersheim
Mayen-Koblenz
Trier-Saarburg

Kaiserslautern Stadt

Mittleres Drittel
der Bezirke
44 % bis 48 %

Pirmasens Stadt
Ahrweiler
Birkenfeld
Cochem-Zell

Koblenz Stadt
Alzey-Worms
Bad Kreuznach  
Rhein-Lahn

Bad Dürkheim
Kaiserslautern
Mainz-Bingen
Rhein-Pfalz
Südliche Weinstraße
Südwestpfalz

Oberes Drittel
der Bezirke
49 % und mehr

Mainz Stadt Landau Stadt
Speyer Stadt

Neustadt Stadt
Trier Stadt
Kusel

 
Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008d, 2008g und eigene Berechnungen
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6.3.3.3 Bildungs- und Erziehungsempfehlungen 
für Kindertagesstätten

Die „Bildungs- und Erziehungsempfehlungen 
für Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz“ (BEE) 
(MBFJ 2004) wurden gemeinsam mit den Träger- 
organisationen, dem Landkreistag und dem  
Landeselternausschuss erarbeitet und in Kraft 
gesetzt . „Durch ihre Unterschrift haben sich alle 
Beteiligten verpflichtet, auf der Basis der ihnen 
gegebenen Möglichkeiten und unter Berücksichti-
gung der jeweiligen Strukturen die Umsetzung der 
BEE zu unterstützen“ (Landtag Rheinland-Pfalz 
2008, S . 35) . Seit Einführung der BEE sind die Ein-
richtungen verpflichtet, Bildungs- und Lerndoku-
mentationen zu den von ihnen betreuten Kindern 
zu führen . Die Umsetzung der BEE in der Fach-
praxis wird jährlich in einer Konferenz mit allen 
rheinland-pfälzischen Fachberatungen überprüft .

Die Einführung des rheinland-pfälzischen Bildungs- 
plans wurde 2005 durch eine Befragung aller  
Einrichtungen sowie von Eltern, deren Kinder 
Tageseinrichtungen besuchen, wissenschaftlich 
begleitet (Honig u . a . 2006) .

6.3.3.2 Ausbau des Betreuungsangebots für 
unter 3-Jährige

Rheinland-Pfalz hat sein institutionelles Betreu-
ungsangebot für die unter 3-Jährigen zwischen 
2005 und 2009 vervierfacht (siehe Tabelle 66) . 
Im August 2009 standen landesweit für 20,5 % 
dieser Altersgruppe Plätze in Kindertageseinrich-
tungen zur Verfügung . Besonders gut versorgt 
waren die kreisfreie Stadt Speyer (32,7 %) sowie 
die Landkreise Südwestpfalz (32,7 %) und Mainz-
Bingen (30,6 %) .

Das Kinderförderungsgesetz des Bundes sieht vor, 
bis 2013 für 35 % der unter 3-Jährigen Betreuungs-
plätze vorzuhalten (BMFSFJ 2009) . 

Nach Berechnungen der Bertelsmann Stiftung auf 
der Grundlage der 11 . koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung und gemessen am Ausbaustand 
von März 2008 ergibt sich daraus für Rheinland-
Pfalz ein Ausbaubedarf in Höhe von rund 18 .000 
Plätzen (Bertelsmann Stiftung 2009) .

Tabelle 66: Genehmigte Plätze für unter 3-Jährige in Kindertageseinrichtungen von  
Rheinland-Pfalz 2005 bis 2009 

Zeitpunkt Anzahl genehmigter Plätze Versorgungsquote Plätze für  
unter 3-Jährige (Prozent)

Februar 2005 4 .965 4,8

Juli 2005 6 .427 6,2

Februar 2006 7 .755 7,5

August 2006 9 .641 9,5

Dezember 2006 10 .452 10,3

August 2007 12 .697 12,9

Februar 2008 13 .287 13,5

August 2008 15 .906 16,1

Februar 2009 16 .888 17,3

August 2009 19 .907 20,5
 
Quelle: MBWJK 2009
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Tabelle 67) . In Rheinland-Pfalz wurde hierfür ein 
eigenes Verfahren der Einschätzung des Sprach-
förderbedarfs entwickelt, das auf Kinder zielt, die 
vor der Grundschule keine Kindertageseinrichtung 
besucht haben .

Das Landesprogramm „Zukunftschance Kinder 
– Bildung von Anfang an“ beinhaltet schon jetzt 
Sprachförderung vor der Einschulung . Dabei wer-
den zwei Module unterschieden:

Die Basisförderung (Sprachfördermodul I) be- ■
inhaltet eine Sprachförderung von 100 Zeit-
stunden in einer Gruppe von mindestens fünf 
Kindern .

Das Sprachfördermodul II ist zeitlich intensiver  ■
(200 Zeitstunden) und soll in einer Gruppe für 
mindestens vier und höchstens sechs Kinder 
angeboten werden .

6.3.3.4 Maßnahmen der Sprachförderung

Auf dem sogenannten „Bildungsgipfel“ in Dresden 
haben sich Bund und Länder im Oktober 2008 
auf ein bundesweites Sprachförderprogramm im 
Vorschulbereich geeinigt . „Die Länder werden 
bis 2010 die Voraussetzung für verbindliche, auf 
alle Kinder rechtzeitig vor der Einschulung an-
zuwendende Sprachstandsbeobachtungen bzw . 
-feststellungsverfahren schaffen . Sie werden bis 
2012 eine bedarfsgerechte intensivierte Sprach-
förderung vor der Einschulung sicherstellen“ (Die 
Bundesregierung/Die Regierungschefs der Länder 
2008, S . 7) .

Entsprechend der Kulturhoheit der Bundesländer 
verfügt heute nicht nur jedes Bundesland über 
seinen eigenen Bildungsplan für den Elementarbe-
reich, es werden auch unterschiedliche Verfahren 
der Sprachstandsfeststellung praktiziert (siehe 

Tabelle 67: Verfahren der Sprachstandsfeststellung und Alter der Kinder zum 
Erhebungszeitpunkt nach Bundesländern 

Bundesland Verfahren Erhebungszeitpunkt
Alter der Kinder in Jahren

Baden-Württemberg HASE SETK 3-5 4 bis 5

Bayern SISMIK 4 bis 5

Berlin Deutsch Plus 4 5

Brandenburg KISTE 5

Bremen Bremer Sprachschatz/CITO-Sprachtest 5

Hamburg HAVAS-5 5 bis 6

Hessen KISS 5

Mecklenburg-Vorpommern HAVAS-5 5 bis 6

Niedersachsen Fit in Deutsch 4 bis 5

Nordrhein-Westfalen Delfin 4 4

Rheinland-Pfalz eigenes Verfahren  
(Entwicklung: Universität Koblenz-Landau, 
Campus Landau)

5  
(nur Kinder, die keine Kindertages-
einrichtung besuchen)

Saarland HAVAS-5 5

Sachsen SSV 4 bis 5

Sachsen-Anhalt Delfin 4 4

Schleswig-Holstein HAVAS-5 3 bis 5

Thüringen –
 
Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008 und eigene Recherchen
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Außerdem weist der Child-Well-being-Index, der 
die Lebensbedingungen, die Wohlfahrt und die 
Handlungsräume der Kinder zusammenfassend 
beschreibt, in diesen Regionen von Rheinland-Pfalz 
auf ziemlich ungünstige Verhältnisse hin (r= -  .47) .

Für die Durchführung der Sprachfördermaßnah-
men steht jedem Jugendamtsbezirk jährlich ein 
bestimmtes finanzielles Budget zur Verfügung . 
Dieses Budget richtet sich zu 60 % nach dem 
Anteil des Jugendamtsbezirks an den 5-Jährigen in 
Rheinland-Pfalz und zu 40 % nach seinem Anteil 
an den Grundschülern nicht deutscher Mutter-
sprache im Land . Die Berechnungsgrundlage für 
die zur Verfügung stehenden Mittel ist also klar .

Ungeklärt ist allerdings zurzeit, wie viele Kinder 
vor der Einschulung im Sinne des Bildungsgipfels 
von Dresden der gezielten Sprachförderung be-
dürfen . Erste Anhaltspunkte dazu bieten die jähr-
lichen Erhebungen im Rahmen der Kinder- und 
Jugendhilfestatistik . In Rheinland-Pfalz wachsen 
nach dieser Statistik rund 20 .000 Kinder im 
Kindergartenalter, die Tageseinrichtungen besu-
chen, in Familien auf, in denen überwiegend nicht 
deutsch gesprochen wird (Bertelsmann Stiftung 
2009) . Es ist anzunehmen, dass aus dieser Gruppe 
ein sehr großer Teil der Kinder einer gezielten 
Sprachförderung bedarf . Die zweite Gruppe, deren 
Größe bisher allerdings kaum bekannt ist, ist die 
der Kinder ohne Migrationshintergrund, deren 
Sprachkompetenzen mit Blick auf die Einschulung 
als unzureichend angesehen werden müssen .

Der Anteil 5-Jähriger, welche 2008/09 an Sprach-
fördermaßnahmen der Module I und II teilgenom-
men haben, variiert regional erheblich zwischen 
19 % und 54 % (siehe Tabelle 68) . Besonders hohe 
Teilnahmequoten sind in den kreisfreien Städten 
Speyer und Pirmasens sowie in den Landkreisen 
Birkenfeld und Donnersbergkreis zu verzeichnen . 
Demgegenüber wurden die Sprachfördermaß-
nahmen in der Stadt Landau sowie in den Kreisen 
Cochem-Zell und Mainz-Bingen besonders selten 
in Anspruch genommen .

Strukturell zeichnen sich Gebiete mit vielen  
Kindern in Sprachfördermaßnahmen durch

hohe Arbeitslosigkeit (r =  .56), ■
niedrige durchschnittliche Elterngeldbeträge  ■
(r = -  .55) und
eine große Industriedichte (r =  .45) aus . ■

Tabelle 68: Anteil 5-Jähriger in Maßnahmen  
der Sprachförderung 2008/09 

Verwaltungsbezirk Prozent

Speyer Stadt 54

Birkenfeld 51

Pirmasens Stadt 48

Donnersbergkreis 46

Ludwigshafen Stadt 45

Koblenz Stadt 44

Trier Stadt 43

Kaiserslautern Stadt 42

Westerwaldkreis 40

Worms Stadt 40

Neustadt Stadt 39

Vulkaneifel 37

Rhein-Hunsrück-Kreis 36

Rhein-Lahn-Kreis 36

Zweibrücken Stadt 36

Südwestpfalz 35

Germersheim 33

Mainz Stadt 33

Altenkirchen 32

Bernkastel-Wittlich 32

Eifelkreis Bitburg-Prüm 32

Kaiserslautern 32

Neuwied 32

Ahrweiler 31

Mayen-Koblenz 31

Rhein-Pfalz-Kreis 31

Südliche Weinstraße 30

Bad Kreuznach 29

Frankenthal Stadt 29

Alzey-Worms 27

Bad Dürkheim 27

Kusel 26

Trier-Saarburg 25

Cochem-Zell 23

Mainz-Bingen 23

Landau Stadt 19
 
Quelle: MBWJK 2009
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ung von lernmethodischer Kompetenz“ bei den 
pädagogischen Fachkräften in Rheinland-Pfalz auf 
wachsendes Interesse gestoßen .

2008 entfielen etwa gleich große Anteile der 
Teilnehmenden auf die drei Fortbildungsmodule 
„Arbeiten mit Zweijährigen“, „Beobachtung und 
Dokumentation“ sowie „Lernmethodische Kom-
petenz“ . Die Inhalte der BEE, welche nach den 
Ergebnissen der wissenschaftlichen Begleitung bei 
der Bildungsarbeit in den Einrichtungen eine sehr 
geringe Rolle spielen, nämlich Medienerziehung 
und der Bereich Mathematik, Naturwissenschaft, 
Technik (Honig u . a . 2006), waren auch bei der 
Weiterqualifizierung in den Jahren 2006 bis 2008 
wenig gefragt .

Das geringere Interesse der pädagogischen Fach-
kräfte an Medienerziehung wird auch durch eine 
neuere Befragung von Erzieherinnen und Erziehern 
in Nordrhein-Westfalen unterstrichen . „Medien-
erziehung wird von den Erzieherinnen zwar für 
einigermaßen wichtig angesehen, rangiert dabei 
jedoch auf dem letzten Rang unter allen in der 
Befragung thematisierten Förderbereichen“ (Six/
Gimmler 2007, S . 3) .

Dass die Vermittlung von Medienkompetenz in 
den Bildungskonzepten der Fachkräfte eine so ge-
ringe Rolle spielt, dürfte auch damit zusammen-
hängen, dass dieser Bildungsbereich im Rahmen-
plan zur Erzieherausbildung bis jetzt keine zentrale 
Rolle spielt (Kultusministerkonferenz 2000) . 
Immerhin haben sich im Zeitraum von 2006 bis 
2008 in Rheinland-Pfalz rund 800 Erzieherinnen 
und Erzieher mit dem Thema Kinder und (neue) 
Medien intensiver befasst .

Wider Erwarten zeigt sich kein signifikanter Zu-
sammenhang zwischen dem Anteil der Kinder 
in Sprachfördermaßnahmen und der Quote 
der Kinder mit Migrationshintergrund . Danach 
scheint in vielen Gebieten von Rheinland-Pfalz die 
Sprachförderbedürftigkeit von Kindern eher aus 
der benachteiligten sozialen Lage ihrer Familien 
als aus einem Migrationshintergrund zu resultie-
ren . Zumindest lassen die vorliegenden Daten den 
Schluss zu, dass sich die aktuelle Sprachförderpra-
xis nicht in erster Linie daran orientiert, ob in den 
Familien überwiegend deutsch gesprochen wird 
oder nicht .

Für die Maßnahmen zur Sprachförderung und 
Schulvorbereitung stellt das Land jährlich über  
6 Mio . Euro bereit (nach Auskünften des MBWJK) .

6.3.3.5 Qualifizierung der pädagogischen 
Fachkräfte

Rheinland-Pfalz zählt zu den Bundesländern, die 
bei der Umsetzung ihrer Bildungspläne vor allem 
auf die Fortbildung der pädagogischen Fachkräfte 
in den Einrichtungen setzen (Bertelsmann Stiftung 
2009) . Für die Weiterqualifizierung der Erzieherin-
nen und Erzieher in den Kindertagesstätten gibt 
das Land jährlich 2 Mio . Euro aus (MBWJK 2007, 
S . 25) . Die Zahl der Teilnehmenden an vom Land 
geförderten Fortbildungsmaßnahmen zu den 
„Bildungs- und Erziehungsempfehlungen“ (BEE) 
ist mit Einführung des Landesprogramms „Zu-
kunftschance Kinder – Bildung von Anfang an“ ab 
2006 bis 2008 von rund 14 .000 auf über 25 .000 
gestiegen . Diese Zahlen belegen die hohe Weiter-
bildungsbereitschaft der Erzieherinnen und Erzie-
her in den Kindertagesstätten von Rheinland-Pfalz . 

2006 wurden die drei Fortbildungsmodule „Ar-
beiten mit Zweijährigen in Kindergartengruppen“, 
„Beobachtung und Dokumentation der Entwick-
lung von Kindern“ sowie „Musik“ von den Fort- 
bildungsinteressenten am häufigsten gewählt 
(siehe Tabelle 69) . In den beiden Folgejahren ver-
lor die musikalische Fortbildung anteilmäßig an 
Bedeutung . Im Gegenzug ist das Thema „Förder-
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Tabelle 69: Teilnehmende an geförderten Fortbildungsmaßnahmen zu den „Bildungs- und  
Erziehungsempfehlungen“ nach Veranstaltungsmodulen 2006 bis 2008

Modul 2006 2007 2008

Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent

P1 Beobachtung und Dokumentation 2 .380 17,2 2 .646 14,3 2 .450 11,2

P2 Sprachförderung und  
interkulturelle Kompetenz

1 .119 8,1 1 .707 9,2 1 .628 7,4

P3 Arbeiten mit Zweijährigen  
in KiGa-Gruppen

2 .464 17,8 2 .426 13,1 2 .478 11,3

P4 Lernmethodische Kompetenz 1 .019 7,3 1 .827 9,9 2 .567 11,7

P5 Kooperation, Kommunikation und 
Koordination

805 5,8 1 .504 8,1 2 .334 10,7

W1 Sozioökonomische Lebenslagen 285 2,0 221 1,2 357 1,6

W2 Geschlechtssensible Pädagogik 535 3,8 415 2,2 452 2,1

W3 Krippenpädagogik 361 2,6 454 2,4 728 3,3

W4 Hortpädagogik 41 0,3 108 0,6 206 0,9

W5 Altersgemischte Gruppen 179 1,3 482 2,6 782 3,6

T1 Wahrnehmung 308 2,2 349 1,9 675 3,1

T2 Sprache 53 0,4 623 3,4 757 3,4

T3 Bewegung 278 2,0 499 2,7 378 1,7

T4 Künstlerische Ausdrucksformen 253 1,8 195 1,0 165 0,8

T5 Gestalterisch-kreativer Bereich 89 0,6 213 1,1 434 1,9

T6 Musikalischer Bereich 1 .140 8,2 459 2,5 582 2,6

T7 Theater, Mimik, Tanz 202 1,4 194 1,0 259 1,2

T8 Religiöse Bildung 369 2,6 327 1,8 265 1,2

T9 Gestaltung von Gemeinschaft, 
Beziehungen

103 0,7 561 3,0 499 2,2

T10 Interkulturelles/  
interreligiöses Lernen

196 1,4 140 0,8 151 0,7

T11 Mathematik, Naturwissenschaft, 
Technik

156 1,1 1 .013 5,5 810 3,7

T12 Naturerfahrung, Ökologie 397 2,9 379 2,0 364 1,7

T13 Körper, Gesundheit, Sexualität 136 0,9 394 2,1 971 4,4

T14 Medien 349 2,5 99 0,5 339 1,5

Praxisanleitung 659 4,7 1 .252 6,8 1 .253 5,7

Teilnehmende insgesamt 13.876 100 18.487 100 21.884 100
 
Quelle: MBWJK 2009 und eigene Berechnungen; die drei am häufigsten gewählten Module sind markiert
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6.3.3.6 Ausbau der Kindertagespflege

Im Vergleich mit der Kinderbetreuung in Tages-
einrichtungen spielt die Kindertagespflege in 
Deutschland eine untergeordnete Rolle . Die Kin-
der- und Jugendhilfestatistik erfasst ausschließlich 
Kinder in öffentlich geförderter Tagespflege nach 
den Meldungen der Jugendämter . 2008 befanden 
sich in Deutschland rund 86 .000 Kinder in öffent-
licher Tagespflege; in Rheinland-Pfalz waren dies 
knapp 3 .000 (siehe Tabelle 71) . Bezogen auf die 
rund 143 .000 rheinland-pfälzischen Kinder in 
Tageseinrichtungen handelt es sich also um eine 
sehr kleine Gruppe von knapp 2 % .

Rheinland-Pfalz zählt neben Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen zu den drei Bundesländern, in 
denen die Gruppe der Kinder in öffentlicher Tages- 
pflege zwischen 2007 und 2008 einen außerge-
wöhnlich großen Zuwachs erhalten hat . In fast 
allen neuen Bundesländern sowie in den deutschen 
Stadtstaaten sind demgegenüber nur mäßige 
Steigerungsraten zu beobachten, wobei zu beach-
ten ist, dass in den Stadtstaaten Hamburg und 
Bremen das Ausgangsniveau vergleichsweise hoch 
war . 

Um Anregungen und Praxisbeispiele für die Um-
setzung des Bildungsplans in ihren Einrichtungen 
zu erhalten, stehen den pädagogischen Fachkräf-
ten in Rheinland-Pfalz zurzeit insgesamt 10 so- 
genannte „Konsultationskindertagesstätten“145 
zur Verfügung (siehe Tabelle 70) . Für den Zeit-
raum 2011 bis 2013 können sich schon jetzt neue 
Referenzeinrichtungen bewerben .

Die Konsultationskindergärten werden mit einem 
Landeszuschuss von bis zu 15 .000 Euro pro Jahr 
unterstützt . Zur Inanspruchnahme dieser beispiel-
haften Einrichtungen durch die Fachkräfte liegen 
allerdings keine Zahlen vor .

145 Als Ergänzung zu der Landesförderung von Weiterbildungskursen 
und -seminaren für Erzieherinnen und Erzieher hat das Land im Rah-
men der mit zwei Millionen Euro pro Jahr ausgestatteten Qualifizie-
rungsoffensive im Programm „Zukunftschance Kinder – Bildung von 
Anfang an“ ein Netz von Konsultationskindertagesstätten installiert, 
welche sich durch besondere Kompetenzen und Erfahrungen auf 
verschiedenen Feldern auszeichnen (www .kita .bildung-rp .de) . 

Tabelle 70: Konsultationskindertagesstätten nach Verwaltungsbezirken,  
Orten und Themenschwerpunkten 

Verwaltungsbezirk Ort Themenschwerpunkt

Kaiserslautern, Stadt Kaiserslautern Integration von Zweijährigen im Kindergarten

Ludwigshafen, Stadt Ludwigshafen Sprachentwicklung und Sprachförderung

Mainz, Stadt Mainz Partizipation von Kindern

Speyer, Stadt Speyer Integration von beeinträchtigten Kindern

Bernkastel-Wittlich Wittlich-Neuerburg Beobachtung und Dokumentation  
von Bildung und Entwicklung

Eifelkreis Bitburg-Prüm Bitburg Beobachtung und Dokumentation  
von Bildung und Entwicklung

Mainz-Bingen Stadecken-Elsheim Medienerziehung und Medieneinsatz in Kindertagesstätten

Neuwied Melsbach Integration von Zweijährigen im Kindergarten

Rhein-Lahn-Kreis Altendiez Übergang Kindergarten – Grundschule

Rhein-Pfalz-Kreis Lambsheim Beobachtung und Dokumentation  
von Bildung und Entwicklung

 
Quelle: MBWJK 2008 und eigene Darstellung
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zur Kindertagespflege teilgenommen . Nach einer 
Umfrage unter den rheinland-pfälzischen Jugend-
ämtern bewegte sich die durchschnittliche Ver-
gütung einer Tagespflegeperson 2007 zwischen 
2,14 und 4,76 Euro pro Stunde und Kind (Landtag 
Rheinland-Pfalz 2007, S . 5) .

Im Bereich der öffentlich geförderten Kindertages- 
pflege sind in Rheinland-Pfalz zurzeit rund 1 .500 
Tagespflegepersonen registriert . Nach einer  
Umfrage unter den Jugendämtern werden derzeit 
in den rheinland-pfälzischen Tagespflegestellen 
durchschnittlich 1,9 Kinder für 4,8 Stunden pro 
Tag betreut (Landtag Rheinland-Pfalz 2007, S . 3) .

Seit 2005 fördert das Land im Rahmen des Lan-
desprogramms „Zukunftschance Kinder – Bildung 
von Anfang an“ die Qualifizierung von Tagespflege- 
personen (Landtag Rheinland-Pfalz 2007) . Die 
Qualifizierungsmaßnahmen richten sich nach 
dem vom Deutschen Jugendinstitut entwickelten 
Curriculum zur Fortbildung von Tagespflegeperso-
nen mit 160 Unterrichtseinheiten . Für das Quali-
fizierungsprogramm stellt das Land pro Jahr rund 
170 .000 Euro zur Verfügung; rund 140 .000 Euro 
kommen jährlich aus dem Europäischen Sozial-
fonds (ESF) hinzu . Bis Herbst 2009 haben insge-
samt rund 3 .400 Personen an den Fortbildungen 

Tabelle 71: Kinder in öffentlich geförderter Kindertagespflege nach Bundesländern 2007/08 

Bundesland 2007 2008 Zuwachs
Anzahl

Zuwachs in Prozent
(Sortiermerkmal)

Schleswig-Holstein 2 .775 4 .708 1 .933 69,6

Niedersachsen 4 .724 7 .146 2 .422 51,3

Rheinland-Pfalz 1.873 2.751 878 46,9

Nordrhein-Westfalen 14 .509 17 .852 3 .343 23,0

Bayern 6 .409 7 .866 1 .457 22,7

Saarland 507 616 109 21,5

Sachsen 3 .225 3 .893 668 20,7

Deutschland 72.890 86.072 13.182 18,1

Thüringen 653 762 109 16,7

Brandenburg 3 .554 3 .905 351 9,9

Baden-Württemberg 13 .287 14 .411 1 .124 8,4

Sachsen-Anhalt 299 317 18 6,0

Berlin 4 .350 4 .569 219 5,0

Hessen 5 .856 6 .141 285 4,9

Mecklenburg-Vorpommern 4 .680 4 .845 165 3,5

Bremen 737 756 19 2,6

Hamburg 5 .452 5 .534 82 1,5
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2009b und eigene Berechnungen
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Bemerkenswert an dieser Entwicklung ist, dass 
bundesweit wie auch in Rheinland-Pfalz die poli-
tischen Vorstöße zum Kinderschutz anscheinend 
eine erste Wirkung zeigen . Mit dem Kinderför-
derungsgesetz (KICK) von 2005 sowie mit dem 
Landeskinderschutzgesetz von 2008 sind anschei-
nend strukturelle Bedingungen geschaffen wor-
den, unter denen mehr Aufmerksamkeit auf die 
innerfamiliären Bedingungen gelenkt wird . Ob die 
Tatsache, dass in Rheinland-Pfalz mehr Kinder 
zwischen 0 und 6 Jahren in Obhut genommen 
werden als im Bundesdurchschnitt, eine Folge des 
im nächsten Absatz ausgeführten Landeskinder-
schutzgesetzes von 2008 ist, bleibt zu prüfen und 
langfristig zu evaluieren .

6.4.2 Landesgesetz zum Schutz von  
Kindeswohl und Kindergesundheit

Nachdem in der Folge der Verabschiedung des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG) von 1990 
die eingreifenden staatlichen Maßnahmen reduziert 
und vor allem freiwillige familienunterstützende 
Maßnahmen etabliert worden waren, ist es ange-
sichts einiger tragischer Fälle von Kindstötungen 
sowie von Kindesvernachlässigung erneut zu einer 
Diskussion um das staatliche Wächteramt auf der 
einen Seite und um den Schutz von Kindern in der 
Familie gekommen . 2005 ist auf Bundesebene das 
Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz 
(KICK) verabschiedet worden, dass unter anderem 
über die Ausführungen in § 8a KJHG die Wächter-
funktion des Jugendamtes stärkt und die freien  

6.4 Förderung, Hilfe und Schutz in der frühen Kindheit

Zu Beginn der Vertiefung war formuliert worden, 
dass es in dem landes- und kommunalpolitischen 
Engagement für Kinder um die Gestaltung von 
Bedingungen für ein gelingendes Aufwachsen und 
eine positive Entwicklung sowie um den Ausgleich 
von Benachteiligungen in der frühen Kindheit geht . 
War in dem vorangegangenen Kapitel der Blick 
auf die Erziehungs-, Bildungs- und Betreuungsbe-
dingungen in Kindertageseinrichtung und Tages-
pflege gelenkt worden, wird nun im Folgenden 
herausgearbeitet, wie Kinder geschützt und Eltern 
unter den heutigen schwierigen Bedingungen ver-
antworteter Elternschaft im Alltag und vor allem 
auch in Krisen unterstützt werden . Hierbei sollen 
sowohl die eingreifenden und kontrollierenden 
wie auch die unterstützenden Maßnahmen und 
Angebote betrachtet werden .

6.4.1 Erste Hilfe im Notfall:  
Inobhutnahmen

Der Kinderschutz umfasst nicht allein präventive 
Maßnahmen, die die Gefährdung von Kindern 
langfristig verhindern sollen, sondern vor allem 
auch Maßnahmen, die in akuten Gefährdungssi-
tuationen Kinder vor direkten schädigenden Ein-
flüssen schützen . Die Inobhutnahme junger Men-
schen durch das Jugendamt (§ 42 KJHG) ist hier 
die zentrale Maßnahme, durch die Kinder (und 
Jugendliche) einer kritischen Situation direkt ent-
zogen und bei geeigneten Personen, in Einrichtun-
gen oder in anderen Wohnformen untergebracht 
werden können .

Seit 1995 werden die Inobhutnahmen durch die 
amtliche Statistik erfasst . Die Zahl der Inobhut-
nahmen variierte zwischen 23 .271 im Jahr 1995 
und 31 .890 im Jahr 2008 (Statistisches Bundes-
amt 2009) . Seit 2006 ist in Deutschland wieder 
eine steigende Zahl an Inobhutnahmen zu beob-
achten (siehe Tabelle 72) . Die Steigerungsrate 
betrug im Bundesgebiet zwischen 2005 und 2008 
25 % . In Rheinland-Pfalz war der Zuwachs mit 
72 % deutlich überdurchschnittlich .

Tabelle 72: Anzahl der Inobhutnahmen  
2005 bis 2008  

Deutschland Rheinland-Pfalz

2005 25 .442 524

2006 25 .847 567

2007 27 .757 744

2008 31 .890 901
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2009
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(Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung 
Rheinland-Pfalz 2008) .

Als ein innovatives Element des rheinland-pfäl-
zischen Kinderschutzgesetzes kann angesehen 
werden, dass es in § 11 eine regelmäßige Überprü-
fung der Wirkungen der Gesetzgebung vorsieht . 
In jeder Wahlperiode hat die Landesregierung 
einen Bericht zum Kinderschutz vorzulegen . Der 
Bericht soll auf Daten der zuständigen Ämter 
und auf den Ergebnissen einer wissenschaftlichen 
Evaluation beruhen . Für die Umsetzung des Lan-
deskinderschutzgesetzes stellt Rheinland-Pfalz in 
den Haushaltsjahren 2009 und 2010 pro Jahr 2,77 
Millionen Euro zur Verfügung (Landtag Rheinland-
Pfalz 2008) .

Bis Ende 2008 hatten bereits zwei Drittel der  
41 rheinland-pfälzischen Jugendämter lokale 
Netzwerke gemäß § 3 LKindSchuG aufgebaut 
(MASGFF 2009b, S . 9) . In über 90 % der örtlichen 
Netzwerke waren Hebammen, Dienste der Hilfen 
zur Erziehung, Polizeidienststellen, Erziehungs- 
und Familienberatungsstellen, Kindertageseinrich-
tungen und Gesundheitsämter fest eingebunden 
(siehe Tabelle 73) .

Im Vergleich mit Daten einer aktuellen bundeswei-
ten Erhebung zur Zusammenarbeit der Jugendäm-
ter im Bereich Früher Hilfen (Deutsches Institut für 
Urbanistik 2009) fällt auf, dass in Rheinland-Pfalz 
vor allem Hebammen, Polizei und Gesundheits-
ämter stärker in die Hilfssysteme vor Ort integriert 
sind . Andererseits zeigt der Vergleich, dass zumin-
dest bis Ende 2008 in Rheinland-Pfalz Kinderklini-
ken und Sozialämter noch weniger in die Netzwerke 
zum Kinderschutz einbezogen waren .

Von Oktober bis Dezember 2008 wurden den 24 
Gesundheitsämtern in Rheinland-Pfalz insgesamt 
1 .110 Fälle gemeldet, in denen Kinder nicht an 
Früherkennungsuntersuchungen teilgenommen 
hatten (MASGFF 2009b, S . 16) . Die Zahlen vari-
ieren zwischen zehn Fällen beim Gesundheitsamt 
Cochem-Zell und 140 beim für die Stadt Ludwigs-
hafen und den Landkreis Rhein-Pfalz zuständigen 
Gesundheitsamt .

und öffentlichen Träger zur Meldung im Falle ver-
muteter Kindeswohlgefährdung verpflichtet . Im 
März 2008 trat ergänzend hierzu in Rheinland-
Pfalz das Landesgesetz zum Schutz von Kindes-
wohl und Kindergesundheit (LKindSchuG) in 
Kraft . Mit diesem Gesetz ist der kontrollierende 
Charakter des Kinderschutzes unterstützt worden,  
wenn auch nicht in einem traditionellen ein-
greifenden Charakter – kombiniert sind unter-
stützende und kontrollierende Elemente . Die 
Lebensbedingungen sehr kleiner Kinder geraten 
damit stärker in die Aufmerksamkeit und Verant-
wortlichkeit der Öffentlichkeit . Das Gesetz hat 
zwei zentrale Zielsetzungen: 1) den Aufbau lokaler 
Netzwerke zum Schutz und zur Förderung der  
Kinder unter Leitung der Jugendämter sowie 2) die 
Förderung der Kindergesundheit durch ein spezi-
elles Einladungs- und Erinnerungssystem zu den 
Früherkennungsuntersuchungen U4 bis U9, das an 
die Erziehungsberechtigten adressiert ist . Dadurch 
soll eine größere und möglichst vollständige Be-
teiligung der Kinder an den Früherkennungsunter-
suchungen erreicht werden .

Zu den lokalen Netzwerken heißt es in § 3 LKind-
SchuG: „Die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe stellen in ihrem jeweiligen Bezirk die 
Bildung eines lokalen Netzwerkes sicher mit dem 
Ziel, umfassend durch Früherkennung von Risiken 
für Fehlentwicklungen sowie durch rechtzeitige 
Förderung und Hilfe einen wirksamen Schutz von 
Kindern vor Vernachlässigung, Missbrauch und 
Misshandlung zu erreichen . (…) Beteiligte der 
lokalen Netzwerke sind insbesondere Einrichtun-
gen und Dienste der freien Jugendhilfe, Gesund-
heitsämter, Sozialämter, Schulen, Polizei- und 
Ordnungsbehörden, Agenturen der Arbeit, Kran-
kenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Beratungs-
stellen, Einrichtungen und Dienste zum Schutz 
gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, 
Familienbildungsstätten, Familiengerichte und 
Angehörige der Heilberufe und der Gesundheits-
fachberufe sowie weitere geeignete Personen, 
Behörden und sonstige Organisationen .“ Zum 
Aufbau lokaler Netzwerke unter Leitung der zu-
ständigen Jugendämter hat das Landesjugendamt 
Ende 2008 eine spezielle Handreichung vorgelegt 
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Rheinland-Pfalz beteiligt sich mit den Bundeslän-
dern Baden-Württemberg, Bayern und Thüringen 
am Modellprojekt „Guter Start ins Kinderleben“ . 
Die Ziele des Modellprojekts werden in einer 
Übersicht des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen 
so beschrieben: „‚Guter Start ins Kinderleben‘ ist 
ein Modellprojekt zur frühen Förderung elterlicher 
Erziehungs- und Beziehungskompetenzen in pre-
kären Lebenslagen und Risikosituationen . Es dient 
insbesondere der Prävention von Vernachlässigung 
und Kindeswohlgefährdung im frühen Lebensalter . 
Ziel des Modellprojekts ist es, belastete Eltern, 
wie etwa sehr junge und alleinerziehende Mütter, 
früh zu unterstützen“ (Nationales Zentrum Frühe 
Hilfen 2008, S . 19) .

6.4.3 Spezielle Landesprogramme im 
Bereich Früher Hilfen

Bereits in der Einleitung der Vertiefung zur frühen 
Kindheit ist hervorgehoben worden, dass es in 
Bezug auf den Schutz von Kindern nicht allein um 
kontrollierende obrigkeitsstaatliche Maßnahmen 
geht, sondern dass vor allem auch Eltern unter 
den heute schwierigen Bedingungen der Eltern-
schaft unterstützt werden sollen, damit Eingriffs-
situationen langfristig vermieden werden können . 
Seit den umfassenden Diskussionen um die Le-
bensbedingungen der frühen Kindheit ist auch in 
Rheinland-Pfalz eine ganze Reihe spezieller Landes- 
programme eingeführt worden . 

Tabelle 73: Kooperationspartner im Bereich Früher Hilfen 2008 (Prozent) 

Rheinland-Pfalz:
Mitglieder in den  

lokalen Netzwerken
n = 27

Deutschland:
Kooperationspartner 

der Jugendämter
n = 365

+/- für  
Rheinland-Pfalz in 

Prozentpunkten

Hebammen 100 87 + 13

Dienste der Hilfen zur Erziehung 100 Keine Angabe

Polizei 96 86 + 10

Erziehungs- und Familienberatungsstellen 93 94 - 1

Kindertageseinrichtungen 93 93 0

Gesundheitsämter 93 80 + 13

Kinderärzte 89 90 - 1

Schwangerschaftsberatungsstellen 89 78 + 11

Schulen 85 79 + 6

Kinderschutzzentren/Kinderschutzdienst 85 46 + 39

Geburtskliniken 74 81 - 7

Suchtberatungsstellen 70 77 - 7

Frauenärzte 70 51 + 19

Frauenhäuser 67 71 - 4

Familienbildungsstätten 59 52 + 7

ARGE 56 77 - 21

Kinderkliniken 52 86 - 34

Kinder- und Jugendpsychiatrien 48 77 - 29

Kinder- und Jugendpsychiater 48 67 - 19

Sozialämter 44 71 - 27
 
Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik 2009; Institut für Sozialpädagogische Forschung Mainz 2009
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6.4.4 Familienunterstützende Ange-
bote, Einrichtungen und Netzwerke  
und die Bedarfslagen junger Familien

Neben den zuvor aufgeführten klassischen 
Schutzmaßnahmen sowie den speziellen Landes-
programmen bietet Rheinland-Pfalz ein breites 
Spektrum präventiver familienunterstützender 
Angebote und Einrichtungen (Landtag Rheinland-
Pfalz 2009a) . Kenntnisse zur Vernetzung und Ko-
operation dieser Angebote liegen zurzeit nur un-
zureichend vor und auch eine regional gegliederte 
Statistik zu familienunterstützenden Einrichtun-
gen war bislang nicht vorhanden . Auf Basis von 
Adressenlisten der verschiedensten Stellen konnte 
eine solche aufgebaut werden, um einen regional 
gegliederten Überblick zu den Angebotsstrukturen 
zu erhalten . Hierbei schauen wir aus der Perspek-
tive von Familien lediglich auf das Vorhandensein 
oder das Fehlen von Institutionen – denn es geht 
darum, ob in individuellen und familialen Prob-
lemlagen überhaupt eine Institution erreichbar 
ist, die niedrigschwellig Hilfe leisten kann . 

Die folgende Analyse konzentriert sich daher auf 
zentrale, grundlegende, präventive familienunter-
stützende Angebote in Rheinland-Pfalz . Ausge-
wählt wurden solche Einrichtungen und Netzwerke, 
die Eltern und Kindern im Erziehungs- und Fami-
lienalltag eine leicht zugängliche Hilfe anbieten . 
Es sind also präventive, teils niedrigschwellige und 
vor allem für jedermann ohne vorherige Bedarfs-
prüfung erreichbare Angebote und Einrichtungen 
ausgewählt worden, in denen Unterstützung und 
Beratung in allen den Familien-, Partnerschafts- 
und Erziehungsalltag betreffenden Angelegenheiten 
geleistet werden kann . Der zentrale Unterschied 
zu den Hilfen zur Erziehung besteht darin, dass 
es hier nicht um ein bedarfsgeprüftes, durch das 
Jugendamt auf der Basis eines Hilfeplans vermit-
teltes individuelles Hilfeangebot geht . In diesem 
Sinne wurden folgende Angebote, Einrichtungen 
und Netzwerke einbezogen:

Das Modellprojekt steht unter wissenschaftlicher 
Leitung von Prof . Jörg M . Fegert und Prof . Ute 
Ziegenhain . Es beinhaltet eine wissenschaftliche 
Begleitung, bei der die Wirksamkeit verbesserter 
Versorgungsstrukturen und Netzwerke empirisch 
überprüft wird . In Rheinland-Pfalz wurden die 
kreisfreien Städte Ludwigshafen und Trier als Pro-
jektstandorte ausgewählt . Das Modellprojekt wird 
mit Mitteln des Landes und des BMFSFJ gefördert .

An „Guter Start ins Kinderleben“ sind seit Herbst 
2009 neben vier Kliniken in den Städten Ludwigs-
hafen und Trier 13 weitere Geburtskliniken betei-
ligt . Sie befinden sich in den kreisfreien Städten 
Frankenthal, Kaiserslautern, Landau, Ludwigshafen, 
Mainz, Pirmasens und Speyer sowie in den Land-
kreisen Cochem-Zell, Donnersbergkreis, Mainz-
Bingen, Neuwied (2 Kliniken) und Westerwaldkreis . 
Das MASGFF fördert die am Modellprojekt teil-
nehmenden Kliniken mit jeweils 20 .000 Euro . 
In diesen insgesamt 17 rheinland-pfälzischen 
Geburtskliniken wird bei allen Geburten ein so-
genannter „Screening-Bogen“ eingesetzt, um 
frühzeitig zu erkennen, ob die betreffenden Eltern 
Unterstützung und Förderung benötigen .

Ein bundesweiter Überblick des Deutsches Ju-
gendinstituts zu Frühen Hilfen nennt für Rhein-
land-Pfalz zwei weitere Programme: „Hebammen 
und andere Gesundheitsberufe beraten Familien“ 
und „Frühkindliche entwicklungspsychologische 
Beratung“ (Deutsches Jugendinstitut 2006) . Im 
Rahmen des ersten Programms werden landes-
weit Hebammen dafür fortgebildet, junge Eltern 
auch nach der Geburt ihres Kindes weiter zu  
begleiten und ihnen mit Rat und Tat zur Seite zu 
stehen . Adressaten sind vor allem junge Familien 
und junge Mütter, die besonders auf Unterstüt-
zungsstrukturen und individuelle Hilfestellungen 
angewiesen sind . Im Rahmen von „Hebammen 
und andere Gesundheitsberufe beraten Familien“ 
wurden bis jetzt rund 250 Fachkräfte fortgebildet 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2009a, S . 36) .
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2008 für Schwangerschaftsberatungsstellen  
4,4 Mio . Euro, für Erziehungsberatungsstellen  
2,3 Mio . Euro und für Ehe-, Familien- und Lebens-
beratungsstellen 1,3 Mio . Euro zur Verfügung 
(MBWJK 2007a) . Die auf ehrenamtlicher Basis 
tätigen Familienzentren wurden lediglich mit 
50 .000 Euro gefördert (Abbildung 160) .

Insgesamt betrachtet ist Rheinland-Pfalz am  
besten mit Schwangerschaftsberatungsstellen, 
Erziehungsberatungsstellen sowie Ehe-, Familien-  
und Lebensberatungsstellen versorgt (siehe Ta-
belle 74) . Das Angebot an Familienzentren und 
Familienbildungsstätten ist demgegenüber nicht 
flächendeckend; das heißt, es gibt einige Verwal-
tungsbezirke, in denen diese Institutionen unter-
stützungsbedürftigen Familien nicht zur Verfü-
gung stehen .

1 . Schwangerschaftsberatungsstellen,
2 .  Sozialpädiatrische Zentren mit Frühförder- 

stellen (SPZ/FF)146,
3 . Ehe-, Familien- und Lebensberatungsstellen,
4 . Erziehungsberatungsstellen,
5 . Familienzentren,
6 . Häuser der Familie,
7 . Lokale Bündnisse für Familie147 sowie
8 . Familienbildungsstätten .

Bei „Familienzentren“ und „Häusern der Familie“ 
handelt es sich um spezifisch rheinland-pfälzische 
Angebote . Als „Familienzentren“ werden in 
Rheinland-Pfalz, anders als etwa in Nordrhein-
Westfalen (Ministerium für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen 2007), Einrichtungen bezeichnet, in 
denen Familien für andere Familien ehrenamtlich 
aktiv werden . Diese Familienzentren bieten Eltern 
eine Begegnungsstätte, bei denen es neben ge-
meinsamer Freizeitgestaltung auch um Unterstüt-
zung und Hilfe gehen kann . Ein „Vernetzungsbüro“ 
bietet landesweit Hilfen zum Aufbau dieser Zent-
ren . Die „Häuser der Familie“ bieten generationen- 
übergreifend Dienste für Familien „unter einem 
Dach“ an (MASGFF 2006a, 2009a) .

Zur finanziellen Förderung familienunterstützender 
Dienste durch das Land liegen nur teilweise  
Zahlen vor . Nach dem Landesjugendplan standen 

146 In den acht rheinland-pfälzischen SPZ/FF können Kinder und 
Jugendliche aller Altersstufen mit Auffälligkeiten in allen Entwick-
lungsbereichen, drohenden und bereits bestehenden Behinderungen 
ambulant vorgestellt werden .
147 Bei der Erstellung des Berichts hat die Einbeziehung der „Lokalen 
Bündnisse für Familien“ als ein familienunterstützendes Angebot 
Irritationen hervorgerufen . In der Tat entspricht dieses Bündnis nicht 
dem üblichen Angebotskatalog, wie er bspw . im KJHG zu finden  
ist . Allerdings haben diese freiwilligen Bündnisse, in die regional- 
spezifisch bspw . Wohlfahrtsverbände, Kirchengemeinden, Kinderta-
gestätten, Kulturvereine, Schulen, Wohnungsunternehmen, Betriebe 
etc . einbezogen sind, durchaus einen familienunterstützenden 
Charakter: So werden bspw . Dienstleistungsbörsen, Betreuungs-
börsen, Babysittervermittlungen und -schulungen, Fahrdienste, 
Veranstaltungsreihen und Informationsdienste angeboten (http://
www .familienservice-rlp .de) . Die Möglichkeit, auf solche regiona-
len Unterstützungsleistungen zurückgreifen zu können, wertet die 
Projektgruppe als eine wichtige und vor allem wohnortnahe Quelle 
der Entlastung für Familien mit kleinen Kindern .

Schwangerschafts-
beratungsstellen
4.400.000 Euro

Familienzentren auf ehrenamtlicher Basis
50.000 Euro

Ehe-, Familien- und 
Lebensberatungsstellen

1.300.000 Euro

Erziehungsberatungsstellen
2.300.000 Euro

Quelle: MBWJK 2007a und eigene Darstellung

Abb. 160:  Finanzielle Förderung familienunter-
stützender Dienste nach Landesjugendplan 2008



355

Tabelle 74: Familienunterstützende örtliche Institutionen nach Verwaltungsbezirken

1 2 3 4 5 6 7 8
Schwan-

gerschafts-
beratungs-

stellen

SPZ/FF1 Ehe-, 
Familien-, 

Lebens-
beratung

Erziehungs-
beratungs-

stellen1

Familien-
zentren

Häuser der
Familie

Lokale 
Bündnisse 
für Familie

Familien-
bildungs-
stätten

Frankenthal Stadt     

Kaiserslautern Stadt       

Koblenz Stadt       

Landau Stadt      

Ludwigshafen Stadt       

Mainz Stadt       

Neustadt Stadt      

Pirmasens Stadt      

Speyer Stadt       

Trier Stadt        

Worms Stadt      

Zweibrücken Stadt    

Ahrweiler       

Altenkirchen     

Alzey-Worms    

Bad Dürkheim    

Bad Kreuznach       

Bernkastel-Wittlich      

Birkenfeld    

Cochem-Zell     

Donnersbergkreis      

Eifelkreis Bitburg-Prüm      

Germersheim      

Kaiserslautern     

Kusel     

Mainz-Bingen      

Mayen-Koblenz        

Neuwied       

Rhein-Hunsrück-Kreis       

Rhein-Lahn-Kreis       

Rhein-Pfalz-Kreis     

Südliche Weinstraße   

Südwestpfalz   

Trier-Saarburg     

Vulkaneifel    

Westerwaldkreis       

Anzahl Bezirke 34 30 26 32 10 36 26 14
 
 mindestens eine Einrichtung dieser Art vorhanden 
 1) Einschließlich Außenstellen . 
Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2009a; www .fruehgeborene-rlp .de; eigene Berechnungen



356

Gebiete mit gut ausgebauten Unterstützungs-
strukturen zeichnen sich durch eine hohe Ge-
burtenquote (r =  .48), einen hohen Anteil unter 
3-Jähriger an der Gesamtbevölkerung (r =  .47), 
große Bevölkerungsdichte (r =  .37) sowie relativ 
viele Kinder mit Migrationshintergrund (r =  .40) 
aus . Mit anderen Worten: Die Hilfsangebote für 
Familien sind in der Regel dort besonders vielfäl-
tig, wo – speziell in Familien mit Zuwanderungs-
geschichte – relativ viele Kinder geboren werden 
und wo besonders viele Familien mit Kleinkindern 
leben . Die Unterstützungsstrukturen entsprechen 
also im Allgemeinen der erwartbaren Bedarfslage 
junger Familien mit kleinen Kindern .

Die Mehrheit der kreisfreien Städte bietet ein 
breites Spektrum an familienunterstützenden 
Einrichtungen . Schwach ausgebaute Unterstüt-
zungsstrukturen zeigen sich lediglich in den kreis-
freien Städten Frankenthal und Zweibrücken 
(lediglich 4 von 7 Angeboten) . In den Landkreisen 
von Rheinland-Pfalz befinden sich die Unterstüt-
zungsstrukturen in der Regel auf einem mittleren, 
durchschnittlichen Niveau . Die Landkreise Ahr-
weiler, Bad Kreuznach, Mayen-Koblenz, Neuwied, 
Rhein-Hunsrück, Rhein-Lahn und Westerwald 
verfügen demgegenüber mit mindestens 6 von 7 
Angeboten über relativ gut ausgebaute Unterstüt-
zungssysteme, welche dem Regelangebot in den 
Großstädten von Rheinland-Pfalz entsprechen 
(siehe Tabelle 75) .

Tabelle 75: Vielfalt familienunterstützender Einrichtungen nach Verwaltungsbezirken 

von 8 Arten familienunterstützender Einrichtungen
sind im Verwaltungsbezirk vorhanden

3 bis 4 5 bis 6 7 bis 8

Kreisfreie Städte Frankenthal
Zweibrücken

Landau
Neustadt
Pirmasens

Kaiserslautern
Koblenz
Ludwigshafen
Mainz
Speyer
Trier
Worms

Anteil der Städte 17 % 25 % 58 %

Landkreise Alzey-Worms
Birkenfeld
Cochem-Zell
Kusel
Rhein-Pfalz
Südliche Weinstraße
Südwestpfalz
Vulkaneifel

Ahrweiler
Altenkirchen
Bad Dürkheim
Bernkastel-Wittlich
Donnersbergkreis
Eifelkreis Bitburg-Prüm
Germersheim
Kaiserslautern
Mainz-Bingen
Neuwied
Rhein-Hunsrück
Rhein-Lahn
Trier-Saarburg
Westerwaldkreis

Bad Kreuznach
Mayen-Koblenz

Anteil der Kreise 33 % 58 % 8 %

Summe der Bezirke 10 17 9
 
Quelle: Landtag Rheinland-Pfalz 2009a und eigene Berechnungen
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Die Lebensbedingungen, die Wohlfahrt und die 
Handlungsräume von Kindern befinden sich nach 
dem Child-Well-being-Index in 13 Verwaltungs-
bezirken von Rheinland-Pfalz im unteren Drittel . 
Würde das Unterstützungssystem für junge Fa-
milien angemessen auf diese Situation reagieren, 
müssten die Unterstützungsstrukturen hier be-
sonders gut ausgebaut sein (mindestens 6 von 
7 Angeboten) . Daran gemessen zeigt sich aber 
faktisch in den kreisfreien Städten Frankenthal, 
Pirmasens und Zweibrücken sowie in den Land-
kreisen Altenkirchen und Südwestpfalz ein gering 
ausgebautes Unterstützungssystem für junge 
Familien .

Von diesen fünf Regionen kann die kreisfreie Stadt 
Frankenthal aus der weiteren Betrachtung ausge-
schlossen werden, weil sich in unmittelbarer Nähe 
die Großstadt Ludwigshafen mit gut ausgebauten 
Unterstützungsstrukturen befindet (siehe Tabelle 
76) . 

Ein anderes Bild zeigt sich, wenn man die Unter-
stützungsstrukturen vor dem Hintergrund der 
Lebenslagen von jungen Familien und Kindern in 
den jeweiligen Regionen betrachtet . Zunächst ist 
festzustellen, dass das Angebot an familienunter-
stützenden Einrichtungen in keinem statistisch  
signifikanten Zusammenhang mit dem Child-
Well-being-Index steht, der die Lebensbedingun-
gen, die Wohlfahrt und die Handlungsräume von 
Kindern in den einzelnen Regionen zusammen-
fassend beschreibt . Das heißt also: Das rheinland- 
pfälzische Unterstützungssystem für junge Familien 
reagiert zwar auf das unterschiedliche generative 
Verhalten in den Regionen, es ist aber im Allge-
meinen unsensibel für die Problemlagen der dort 
wohnenden jungen Familien . Diese Aussage wird 
im Folgenden empirisch belegt .148

148 Anzumerken sei an dieser Stelle, dass in allen Jugendamtsbezirken der 
Rechtsanspruch von Eltern auf Hilfen zur Erziehung realisiert wird, aller-
dings sind diese – wie bereits oben formuliert – bedarfsgeprüfte und über 
das Jugendamt vermittelte Maßnahmen, die nicht den hier zugrunde-
gelegten Kriterien des offenen Angebots für jedermann entsprechen .

Tabelle 76: Child-Well-being-Index und Angebot familienunterstützender Einrichtungen nach 
Verwaltungsbezirken  

Child-Well-being-Index:  
Lebensbedingungen, Wohlfahrt und 
Handlungsräume von Kindern

von 8 Arten familienunterstützender Einrichtungen
sind im Verwaltungsbezirk vorhanden

bis 5 6 und mehr

Unteres Drittel
der Bezirke

Frankenthal Stadt
Pirmasens Stadt
Zweibrücken Stadt
Altenkirchen
Südwestpfalz

Kaiserslautern Stadt
Koblenz Stadt
Ludwigshafen Stadt
Worms Stadt
Ahrweiler
Bad Kreuznach
Donnersbergkreis
Neuwied

Mittleres Drittel
der Bezirke

Landau Stadt
Neustadt Stadt
Birkenfeld
Kaiserslautern
Kusel
Rhein-Pfalz
Südliche Weinstraße
Vulkaneifel

Speyer Stadt
Trier Stadt
Mayen-Koblenz

Oberes Drittel
der Bezirke

Alzey-Worms
Bad Dürkheim
Cochem-Zell
Eifelkreis Bitburg-Prüm
Mainz-Bingen
Trier-Saarburg

Mainz Stadt
Bernkastel-Wittlich
Germersheim
Rhein-Hunsrück
Rhein-Lahn
Westerwaldkreis

Quellen: landtag rheinland-Pfalz 2009a und eigene berechnungen
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Es bleiben der Landkreis Altenkirchen im Wester-
wald (642 km2) und ein sehr großes Gebiet im 
Südwesten von Rheinland-Pfalz mit den kreis-
freien Städten Pirmasens und Zweibrücken sowie 
dem Kreis Südwestpfalz (insgesamt 10 .886 km2) 
als Regionen, in denen die Unterstützungssysteme 
für junge Familien dem Bedarf wahrscheinlich 
nicht entsprechen . Gleicht man also die Daten 

aus dem Child-Well-being-Index und die Daten 
zu den Unterstützungsstrukturen in den Regionen 
ab, kommt man zu dem Ergebnis der  strukturellen 
Unterversorgung in einigen Regionen . Es gibt also 
zumindest nach den Maßen des Child-Well-being-
Index in Rheinland-Pfalz erkennbar Regionen, 
 deren Unterstützungssysteme gezielt weiter aus-
gebaut werden sollten .

6.5 Zusammenfassung und Empfehlungen

Die vorangegangenen Ausführungen in Bezug auf 
die Dimension der Erziehung, Bildung und Be-
treuung in den Institutionen der frühen Kindheit 
sowie in Bezug auf die Dimension der Förderung, 
der Hilfe und des Schutzes in der frühen Kindheit 
haben Erkenntnisse hervorgebracht, die für die 
Realisierung des verfassungsmäßigen Auftrags der 
Landespolitik, strukturelle Bedingungen zur Um-
setzung der Rechte von Kindern auf Bildung und 
Entwicklung, Entfaltung und Schutz zu schaffen, 
von großer Bedeutung sind . 

Ein wesentliches Ergebnis der Studie ist, dass 
das Land Rheinland-Pfalz bei der Kindertages-
betreuung eine hohe Versorgungsquote aufweist 
und dass der Betreuer-Kind-Schlüssel überdurch-
schnittlich gut ausfällt . Auch die Anstrengungen 
im Bereich der Fortbildung der Fachkräfte – zum 
Beispiel in Hinblick auf Fortbildungen im Bereich 
der Beobachtung und Dokumentation – sind her-
vorzuheben . 

Die Vertiefung hat durch den regional differenzie-
renden Ansatz als weiteres ergeben, dass die dar-
über hinausgehenden Hilfs- und Unterstützungs-
angebote für Familien in der Regel dort besonders 
vielfältig sind, wo relativ viele Kinder geboren 
werden und wo besonders viele Familien mit 
Kleinkindern leben . Die familienunterstützenden 
Strukturen entsprechen also im Allgemeinen der 
erwartbaren Bedarfslage junger Familien . Viele 
Kinder und Familien treffen daher auf vergleichs-
weise gute strukturelle Bedingungen der Bildung, 
Erziehung, Betreuung, des Schutzes und der Hilfe .

Ein verändertes Bild zeigt sich hingegen, wenn 
man die Unterstützungsstrukturen vor dem Hin-
tergrund der Lebenslagen von jungen Familien 
und Kindern in den jeweiligen Regionen betrach-
tet . Zunächst ist festzustellen, dass das Angebot 
an familienunterstützenden Einrichtungen in 
keinem statistisch signifikanten Zusammenhang 
mit dem Child-Well-being-Index steht, der die 
Lebensbedingungen, die Wohlfahrt und die Hand-
lungsräume von Kindern in den einzelnen Regio-
nen zusammenfassend beschreibt . Das heißt also: 
Das rheinland-pfälzische Unterstützungssystem 
für junge Familien reagiert zwar auf das unter-
schiedliche generative Verhalten in den Regionen, 
es entspricht aber nicht im gleichen Maße den 
regionalen Bedarfs- und Problemlagen von Familien 
mit kleinen Kindern .

Dies betrifft insbesondere einige Regionen, die 
nach dem Child-Well-being-Index verhältnismä-
ßig ungünstige Rahmenbedingungen für Familien 
mit Kindern aufweisen . Die Förderbedingungen 
weisen häufig keine regionale Sensibilität auf, die 
auf einen Ausgleich der strukturellen Benachteili-
gungen einiger Regionen abzielen . Insofern treffen 
benachteiligte Familien in bestimmten Regionen, 
wie im einzelnen gezeigt werden konnte, auf 
unzureichende Unterstützungsstrukturen – die 
Möglichkeiten einer Verbesserung struktureller 
Bedingungen des Aufwachsens durch eine ent-
sprechende politische Steuerung und Gestaltung 
des Unterstützungssystems wären zukünftig zu 
nutzen .
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Frauen erheblich verändert . Dies trifft zum an-
deren aber auch auf die Betreuung der Kinder 
zwischen 3 und 6 Jahren zu, denn ein Halb-
tagsplatzangebot, späte Öffnungs- und frühe 
Schließzeiten, wie auch die Schließung über 
Mittag, sind nicht auf die Bedürfnisse von be-
rufstätigen Müttern und Vätern zugeschnitten . 
Es geht also darum, auf den zukünftigen Bedarf 
an Betreuungsplätzen und Betreuungszeiten 
angemessen und rechtzeitig zu reagieren . Bei 
einem solchen komplexen landesweiten Ausbau 
sind allerdings folgende Perspektiven zu  
berücksichtigen: 

 a)  Es geht aus der Perspektive von Eltern um 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, um 
Geschlechtergerechtigkeit und eine partner-
schaftliche Arbeitsteilung, 

 b)  aus der Perspektive von Kindern um einen 
lebbaren und stressfreien Alltag in Familie 
und Kindertageseinrichtung bzw . Tagespflege 
sowie 

 c)  aus der Perspektive der pädagogischen Ein-
richtungen um Arbeitsstrukturen im Alltag 
sowie im Jahresverlauf, in denen die pädago-
gischen Zielsetzungen auch bei größtmögli-
cher Flexibilisierung von Angebotsstrukturen 
realisierbar bleiben müssen . 

  Eine Balance zwischen den Interessen der drei 
Gruppen muss gewahrt werden . Es kann davon 
ausgegangen werden, dass eine solche Balance 
Stress in Familien, im Alltagsleben von Kindern 
und in den Institutionen der frühkindlichen Bil-
dung, Erziehung und Betreuung reduziert und 
die Zusammenarbeit erleichtert . Eine Lebens-
welt, in der die einzelnen Bereiche aufeinander 
abgestimmt sind und Kontinuität und Kohärenz 
für die Kinder herstellen, ist für die gesunde 
Entwicklung und Entfaltung von Kindern von 
hoher Bedeutung .

3 .  Angesichts der ausgesprochen heterogenen 
regionalen Lebensbedingungen in der frühen 
Kindheit sollte ein dauerhaftes Monitoring 
des Child Well-being für die Gruppe der 0- bis 
6-Jährigen sowie der institutionellen Strukturen 

1 .  Vor diesen Hintergrund erscheint es dringend 
geboten, dass beim fortschreitenden quantita-
tiven und qualitativen Ausbau des Netzes von 
Kindertagesstätten und Tagespflege auf der 
einen Seite sowie von weiteren familienbezo-
genen Unterstützungssystemen auf der ande-
ren Seite die regionalen Bedarfslagen besser 
berücksichtigt werden . Insbesondere in struk-
turschwachen Regionen sowie in Regionen, in 
denen der Child-Well-being-Index vergleichs-
weise ungünstige Rahmenbedingungen des 
Aufwachsens anzeigt, muss der Ausbau der 
Kindertageseinrichtungen in mehrfacher Pers-
pektive besondere Aufmerksamkeit erfahren . 
Es sollten hinsichtlich der Bedarfslagen der  
Familien der Stellenschlüssel, die Personal-
struktur (Qualifikationen), die Öffnungszeiten 
sowie die pädagogischen Angebots- und Förder- 
strukturen den jeweils besonderen regionalen 
Bedarfslagen angepasst werden . Weitere den 
Familienalltag unterstützende Systeme müssen 
teilweise erst aufgebaut werden . Hierfür sind 
unter Umständen regionalbedarfsbezogene 
Sondermittel zur Verfügung zu stellen, um be-
reits stark belastete Kommunen und Gemeinden 
zu unterstützen . Auf Landesebene sollten hier 
bedarfssensible Förderstrukturen und -instru-
mente entwickelt werden . Daran schließt sich 
die Empfehlung an, dass die derzeitige Vergabe- 
praxis von Landesmitteln und speziell von  
einmaligen Sondermitteln geprüft werden soll-
te . Es entsteht teilweise der Eindruck, dass in 
Regionen, in denen historisch gewachsene und 
stabile Unterstützungsnetzwerke bestehen, 
besonders viele Fördermittel abgerufen werden 
(können) . Dies hat insgesamt Konsequenzen 
für Kinder in benachteiligten Regionen .

2 .  Die Analysen der unterschiedlichen institu-
tionellen Betreuungsarrangements sowie der 
Bedarfslagen von Familien haben gezeigt, dass 
damit zu rechnen ist, dass der Bedarf an außer-
familialer Betreuung und Erziehung steigen 
wird . Dies gilt zum einen für Kinder unter drei 
Jahren – insbesondere in den Städten haben 
sich die Lebensplanungsmuster von jungen 
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6 .  Erfreulicherweise werden die zentralen, in den 
letzten Jahren im Bereich der frühen Kindheit 
etablierten Programme und Maßnahmen im 
einzelnen evaluiert oder aber wissenschaftlich  
begleitet; zu benennen sind hier vor allem  
„Zukunftschance Kinder – Bildung von Anfang 
an“, „Bildungs- und Erziehungsempfehlungen 
für Kindertagestätten“, „Guter Start ins Kinder-
leben“ und das Landeskinderschutzgesetz . 
 
Aus der Perspektive der Lebens- und Aufwachs-
bedingungen der Kinder zwischen 0 und 6 Jah-
ren sollten alle diese Maßnahmen im Hinblick 
auf ihre strukturellen Wirkungen in ihrem Zu-
sammenspiel untersucht werden . Dabei sollten 
die langfristigen, erwarteten und nicht inten-
dierten Folgen aller Maßnahmen für Kinder und 
deren Familien, für die in den Einrichtungen  
der frühen Kindheit beschäftigten Personen so-
wie für die Kommunen und Gemeinden selbst 
in den Blick genommen werden . Eine solche 
integrierte Evaluation sollte in zukünftige 
rheinland-pfälzische Kinder- und Jugendberich-
te einfließen, um die weitere Landespolitik für 
diese Altersgruppe im Sinne einer bedarfsge-
rechten Infrastruktur immer wieder verbessern 
und an die sich verändernden Bedingungen des 
Aufwachsens anpassen zu können .

der frühen Kindheit aus regional differenzierter 
Perspektive eingeführt werden, damit Kinder 
überall in Rheinland-Pfalz unter guten Bedin-
gungen ins Leben starten können .

4 .  Auch wenn die Säuglingssterblichkeit und das 
geringe Geburtsgewicht bei einem Teil der 
Lebendgeborenen im internationalen Vergleich 
vergleichsweise gering erscheinen, so gibt doch 
der seit Jahren im Bundesvergleich höhere Pro-
millewert Anlass zum Nachdenken . Zum einen  
sollte hier eine regional differenzierte Forschung 
etabliert werden, die dieses Phänomen zu 
erklären sucht . Zum anderen ist es dringend 
geboten, die vor- und nachgeburtliche Betreu-
ung von Familien vor allem in den Regionen zu 
verbessern, in denen nachgewiesenermaßen 
ein ausgesprochen weitmaschiges Netz an  
familienunterstützenden Maßnahmen besteht .

5 .  In den letzten Jahren wurden sowohl im Be-
reich der „Erziehung, Bildung und Betreuung“ 
als auch im Bereich „Förderung, Hilfe und Schutz 
in der frühen Kindheit“ verschiedene kurz- und 
langfristige Sonderprogramme und Fördermaß- 
nahmen neu eingeführt . Vor allem in Bezug 
auf die familienunterstützenden Programme 
sind hier erfreuliche konzeptionelle Entwick-
lungen wie auch neue Finanzierungsräume 
entstanden . Allerdings ist die Antrags- und 
Förderungsstruktur des Landes Rheinland-Pfalz 
derzeit für die potentiellen Antragsteller und 
Nutzer in den Kommunen und in den unter-
schiedlichen betroffenen Berufsgruppen zum 
Teil schwer durchschaubar . Es wäre angemes-
sen, hier eine landespolitisch verantwortete 
Koordinierungspolitik sowie eine aufklärende 
Öffentlichkeitsarbeit in den beiden zustän-
digen Ministerien (MASGFF und MBWJK) zu 
betreiben .  
 
Als Weiteres erscheint es sinnvoll, in Zukunft 
die einzelnen Förderprogramme besser auf-
einander abzustimmen . Die Antragsmöglich-
keiten, Förderziele und Programme, die Zu-
ständigkeiten und Aufgabenteilungen sollten 
transparent gemacht werden . 
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gerecht zu werden . Es wird deutlich werden, wel-
che These dem Kapitel zugrunde liegt: Soziale Un-
gleichheit148 bzw . mangelnde Chancengleichheit 
sind weiterhin deutlich ausgeprägt und ein rele-
vantes Problem, das in der Phase des Übergangs 
ins Erwerbsleben offenkundig zu Tage tritt .

Die Situation junger Menschen in Rheinland-Pfalz 
wird hinsichtlich Schule, Ausbildung und Erwerbs-
tätigkeit dargestellt . Insbesondere wird stellver-
tretend die Gruppe der jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund Erwähnung finden (siehe 
Exkurs), denn hier wird das Phänomen sozialer Be-
nachteiligung weiterhin allzu deutlich . In diesem 
Zusammenhang kann auch für Rheinland-Pfalz 
ironisch festgehalten werden: „Sei weder ein jun-
ger Mensch mit Migrationshintergrund, männlich 
noch Mitglied einer sozial deprivierten Familie . Sei 
weder ohne Abschluss noch lediglich mit Sonder- 
oder Hauptschulabschluss . Such Dir am besten  
aus, woher Du kommst und wo Du lebst .“ Es geht  
um Voraussetzungen (bestimmte Regionen, 
familiärer und sozialer Hintergrund, schulische 
Bildung), die einen jungen Menschen unabhängig 
seiner persönlichen Fähigkeiten und Charakte-
ristika in der Weise festlegen, dass der Übergang 
in Ausbildung und Beruf deutlich erschwert sein 
oder erfolgreich verlaufen kann . 

148 Zum Begriff der sozialen Ungleichheit vgl . Hradil 2005.

Im Folgenden wird es um junge Menschen, deren 
Startbedingungen und vorhandene bzw . möglichst 
zu erwerbende „Startkapitalien“ gehen . Dies ist 
insbesondere im Hinblick auf das Erwerbsleben 
zu verstehen . Vorrangig geht es um den Übergang 
von der Schule in eine weiterführende Ausbildung, 
ebenso wie den in eine Erwerbstätigkeit (die so-
genannte 1 . und 2 . Schwelle) . Mit diesen Über-
gängen wird – über kurz oder lang – der Weg in 
ein eigenständiges, vom Elternhaus unabhängiges 
Leben bereitet . Das betrifft die selbstständige  
materielle Existenzsicherung und die Anerkennung 
als Mitglied der Gesellschaft . Ausbildung und 
Erwerbstätigkeit haben außerdem einen hohen 
Stellenwert für die Entwicklung der Persönlich-
keit . Damit ist ein Merkmal angesprochen, das die 
Phase der Jugend an sich kennzeichnet: das der 
Identitätsfindung . 

Es werden der Begriff der Jugend näher erläutert 
und die Frage nach Herausforderungen gestellt, 
die mit dem „Jugendlich-Sein heute“ verbunden 
sind . Vor diesem Hintergrund kann geklärt wer-
den, welche Bedingungen einen jungen Menschen 
in die Lage versetzen, erfolgreich ins Ausbildungs- 
und Erwerbsleben zu starten und einen wesentli-
chen Schritt der Persönlichkeitsentwicklung und 
gesellschaftlichen Integration zu bewältigen, und 
welche „Startkapitalien“ im Sinne individueller 
Kompetenzen und Befähigungen des Weiteren 
notwendig sind, um den gestellten Anforderungen 

7. wIe Kommen Junge menschen  
Ins erwerbsleben?  
zu den startbedIngungen Im übergang 
zu ausbIldung und beruf

7.1 Junge Menschen und ihr Start ins (Erwerbs-)Leben
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ins (Erwerbs-)Leben von Bedeutung: Bestimmte 
Lebensbedingungen und staatliche Maßnahmen, 
wie sie im Folgenden dargestellt werden, wirken 
sich förderlich oder hemmend auf die Teilhabe 
am und Integration der jungen Menschen ins 
Erwerbsleben aus . Daraus ergibt sich die Frage, 
welche Bedeutung der Einstieg in Ausbildung und 
Beruf für den Einzelnen gewinnt und in welcher 
Art dieser Übergang das individuelle Identitäts-
konzept beeinflusst . Dies betrifft mögliche Hand-
lungsräume, die beim Übergang ins Erwerbsleben 
vorhanden sind – oder aber eben fehlen . 

Vor dem Hintergrund der dargestellten Startbe-
dingungen und der daraus folgenden Frage nach 
erforderlichen Startkapitalien werden zum Schluss 
die Frage nach notwendiger Unterstützung seitens 
der Jugendhilfe aufgeworfen und Empfehlungen 
formuliert .

Das Kapitel ist eingebettet in den ersten Kinder- 
und Jugendbericht Rheinland-Pfalz und damit in 
das theoretische Konzept des Child Well-being . 
Die drei Dimensionen der Lebensbedingungen, 
der Wohlfahrt und Handlungsräume für Kinder 
und Jugendliche sind auch in Bezug auf den Start 

7.2 Zum Begriff der „Jugend“

Jugend ist zu einem Begriff mit einer weiten Al-
tersspanne geworden . Zunächst war der Begriff 
bezogen auf eine Phase von der Pubertät bis hin 
zum Eintritt ins Erwachsenenalter . Dieser Eintritt 
war durch Merkmale wie Berufstätigkeit, Heirat 
und politisch-rechtliche Anerkennung der Auto-
nomie charakterisiert, die zwar nicht zum gleichen 
Zeitpunkt erworben wurden, die aber von der 
Mehrheit der Gesellschaftsmitglieder zu eng bei-
einander liegenden Zeitpunkten erfüllt wurden .

Die Jugendphase hat sich dadurch verlängert, dass 
die Pubertät früher eintritt . Zudem haben Kon-
sumentenstatus und kulturelle Veränderungen  
zwischen Kindheit und Jugend einen neuen Typus  
„Kid“ entstehen lassen, der jugendkulturelle  
Accessoires zur Schau trägt: „Kids“ sind Modepro-
dukte, Gegenstand der Werbung und subjektive 
Übergangsgebilde .

Auf der anderen Seite ist der Übergang zum Er-
wachsenenstatus deutlich verändert . Jugend ist 
verlängerte Schuljugend durch erhebliche Steige- 
rung der Bildungsteilhabe, Verlängerung der 
Schulzeit, Erhöhung des Studierendenanteils an 
einer Alterskohorte, Übergang eines erheblichen 
Teils von Schulabgängerinnen und Schulabgän-
gern in das „Übergangssystem“ und Verlängerung 
der Berufseinmündung für Abgängerinnen und 
Abgänger auf allen Stufen des Allgemeinbildungs-

systems . Dies hat vielfach eine Verlängerung der 
Lebensphase mit ausgeprägten Ungleichzeitigkei-
ten zur Folge, indem ökonomische Abhängigkeit, 
rechtliche Autonomie, subkulturelle Diversität 
und soziale Freiheit in heterogenen Konstellatio-
nen koexistieren . Diese Heterogenität soll hier 
nicht reduziert werden, sondern als Hintergrund-
folie für eine vereinfachte Begriffsverwendung 
dienen .

Das SGB VIII (§ 7) spricht von
Kindern bei einem Alter bis unter 14 Jahren; ■
Jugendliche sind zwischen 14 und unter 18  ■
Jahren alt;
junge Volljährige sind zwischen 18 und unter 27  ■
Jahren alt;
junge Menschen generell sind noch nicht 27  ■
Jahre alt .

Vom „Start ins Leben“ kann natürlich ab der 
Geburt gesprochen werden . In diesem Kapitel ist 
mit dem „Start ins Leben“ kein Zeitpunkt, son-
dern eine Ausstattung (Kapitalien und Bedingun-
gen) des jungen Menschen für den Übergang ins 
Erwachsenenalter gemeint . Diese Ausstattung 
beruht im entscheidenden Maße auf einem Bil-
dungsabschluss im allgemeinbildenden Schulwe-
sen, der zu weiteren Bildungs- oder Ausbildungs-
wegen berechtigt, und/oder auf einem beruflich 
qualifizierenden Abschluss von der Berufsausbil-
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schaftlichen Studien und der Sozialberichterstat-
tung nicht einheitlich geordnet sind . Altersklassen 
werden unterschiedlich gebildet je nach Daten-
lage, Erhebungszweck und -regelung sowie weite-
ren Übereinkünften und Stichprobendynamiken . 
Die mehr als eine Datengrundlage verwendende 
Sozialberichterstattung muss nehmen, was sie 
bekommt .

Deshalb wird bei einer querschnittlichen Analyse 
von unterschiedlichen Altersklassen, Stichproben, 
Erhebungsmerkmalen und -zeitpunkten die Rede 
sein müssen . 

dung bis hin zu einem Hochschulabschluss . Inso-
weit ist – in der Altersterminologie des SGB VIII 
– hauptsächlich von Jugendlichen die Rede .

Da der Berufsbezug zwar vorrangig, aber nicht 
einzigartig ist, werden weitere Ausstattungen der 
jungen Menschen untersucht, von denen ange-
nommen wird, dass sie Handlungsräume eröffnen 
und mit Anerkennung sowie Wohlbefinden bei der 
weiteren Lebensführung verbunden sind . 

Eine engere Festlegung des kalendarischen Alters 
bei der Betrachtung des „Starts ins Leben“ schei-
det auch deshalb aus, weil die Daten der wissen-

7.3 Jugendlich-Sein heute149

Seitdem sich die Jugend als Phase zwischen Kindes- 
und Erwachsenenalter herausgebildet hat, sieht 
sie sich mit gesellschaftlichen Anforderungen 
konfrontiert . Sich mit der Frage zu beschäftigen, 
welche Erwartungen und Aufgaben an Jugendliche 
herangetragen werden, ist deshalb wesentlich für 
ein Verständnis dessen, was Jugendliche heute zu 
leisten haben und welche Bedeutung der Übergang 
von der Schule zum Ausbildungs- und Erwerbsleben 
vor diesem Hintergrund erhält . 

Grundlegend für die Phase der Jugend ist die Integ-
ration des Heranwachsenden in die Gesellschaft . 
Er soll Teil eines Zusammenhangs werden, dem 
bestimmte Regeln zugrunde liegen, um dauerhaft 
eine relative Stabilität zu erhalten . Erst hierdurch 
reproduziert sich Gesellschaft . Für den Jugendli-
chen bedeutet die Notwendigkeit der Integration 
in das System Gesellschaft Normenkonformität . 
Diese erlebt er einerseits in der Reaktion auf ab-
weichendes Verhalten und andererseits als ein 
ihm gewährleisteter Freiraum, da die Gesellschaft 
neben der Akzeptanz tradierter Werte immer auch 
Innovation, Kreativität und Rebellion gegen Be-

149 Mit dem Ausdruck „Jugendlich-Sein“ wird im folgenden Text 
bewusst versucht, relativ nahe an der Erfahrungsebene von Jugend-
lichen zu bleiben und diese gleichzeitig in allgemeinere Begriffe und 
Konzepte einzuordnen .

stehendes erwartet – Letzteres allerdings immer 
in gewissem, gesellschaftlich eben anerkanntem 
Maße, das die Gesellschaft an sich nicht in Frage 
stellt . Eine notwendige Integration bezieht sich 
aber nicht nur auf das für den Einzelnen oftmals 
anonym wirkende Gesellschaftssystem, sondern 
auch auf konkrete Sozialität . Gefordert ist das 
Hineinwachsen in das unmittelbare soziale Um-
feld (Nachbarschaft, Gemeinde etc .), das über die 
Familie hinausreicht . Eine standardisierte Entwick-
lung zeichnet sich hierbei insbesondere dadurch 
aus, dass sich Jugendliche von der Familie in 
Richtung Peers orientieren – zunächst emotional, 
später auch räumlich (vgl . auch Böhnisch/Schröer 
2009, Schuster 2005) . 

Um in der modernen Gesellschaft einen Platz 
finden zu können, bedarf es der Ausformung be-
stimmter Persönlichkeitseigenschaften und Kom-
petenzen . Wie diese individuellen „Startkapitalien“ 
auszusehen haben, bleibt jedoch diffus, dies ins-
besondere angesichts des sozialen Wandels . Die 
vielfach zitierte Beck’sche These von der Indivi- 
dualisierung und Pluralisierung der Lebenslagen 
und Lebensformen verdeutlicht, dass Individuen 
in der Gegenwart auf ständig sich verändernde 
Gegebenheiten zu reagieren haben (Beck 2003) . 
Hinzu kommen Prozesse der Öffnung nationaler 
Gesellschaften, die dem Einzelnen einen immer 
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aufgeladene Veränderungen verbunden . Die Er-
fahrungen beinhalten ein hohes Maß an Verunsi-
cherung und lassen den Jugendlichen nach Ori-
entierungspunkten und stabilisierenden Mustern 
suchen . Angesichts der Anforderungen der moder-
nen Gesellschaft potenzieren sich die genannten 
Charakteristika . Der Jugendliche ist herausgefor-
dert, individuell nach eigenen Sinnzusammen-
hängen und Orientierungsmustern zu fahnden . 
Die Pluralität der Lebensformen, die die moderne 
Familie als verheiratetes Paar plus Kinder zu einer 
unter vielen Möglichkeiten des Zusammenlebens 
hat werden lassen, die Loslösung von traditionel-
len Werten und Normen, beispielsweise über Beruf 
(„Wie der Vater, so der Sohn“) und Geschlechts-
rollen, aber auch neue Medien, die dem Jugendli-
chen eine Fülle von Informationen anbieten und 
dies bei Bedarf non stop, die ihm aber auch neue 
Möglichkeiten und Plattformen der Kommunika-
tion via Handy, Internet, Chat und gemeinsame 
Computerspiele schaffen sowie in nicht unbedeu-
tendem Maße Wissen zur Verfügung stellen, die 
Konfrontation mit kultureller Diversität aufgrund 
von Migration und Prozessen der Globalisierung: 
All das fordert den Heranwachsenden stetig zur 
Auseinandersetzung und Positionierung heraus . 
Umso erstaunlicher erscheint es, wenn Jugend-
liche mit der Zeit zu einem Bild von sich, ihren 
Kompetenzen und Eigenheiten gelangen, dem-
nach Selbstvertrauen entwickeln und sich als  
Individuen präsentieren . Erforderlich ist hierfür –  
neben Flexibilität und Veränderungsbereitschaft 
u . a . – ein Gefühl der Authentizität, Kohärenz und 
Beständigkeit, das der Dynamik des äußeren Le-
bens zu widersprechen scheint . 

7.3.1 Jugendlich-Sein im Kontext des 
Erwerbslebens

Der Übergang von der Schule in die Erwerbstätig- 
keit markiert in diesem Zusammenhang den 
Wechsel vom Jugend- ins Erwachsenenalter und 
ist verbunden mit ungewohnten und neuen Er-
fahrungen . Der Jugendliche erlebt sich erstmals 
in einem neuen Kontext, der losgelöst ist von 
bekannten und Zugehörigkeit ermöglichenden 

größer werdenden Bewegungs- und Möglichkeits-
raum, eben Handlungsraum, schaffen, ihn jedoch 
auch mit der Herausforderung konfrontieren, sich 
für oder gegen eine vermeintlich immer notwen-
diger erscheinende Mobilität zu entscheiden . In 
welcher Weise eine Reaktion auf die angedeuteten 
Prozesse jedoch gelingen kann, ob diese hin-
reichend und adäquat für den Umgang mit der 
Kontingenz der Welt ist, bleibt zumeist unklar und 
kann sich nur situativ entscheiden . Viel zu unsicher 
und ungewiss erscheint das Leben; es könnte so, 
aber eben auch anders sein . Es erwächst daraus 
eine relativ unbestimmbare Menge an Herausfor-
derungen . Notwendig erscheinen zumindest ein 
hohes Maß an Flexibilität, Veränderungsbereit-
schaft und der wie auch immer gestaltete kompe-
tente Umgang mit Unsicherheiten . 

Das Jugendalter spiegelt nicht nur in besonderer 
Weise wider, inwiefern der Heranwachsende zur 
Integration in die bestehende Gesellschaft fähig 
und willens ist . Eine wesentliche Aufgabe besteht 
auch in der Entwicklung der Persönlichkeit bzw . 
einer Identität (Erikson 1997) . Hier verknüpfen 
sich gesellschaftliche Anforderungen mit indivi-
duellen Bewältigungsmöglichkeiten . Der Einzelne 
hat in Auseinandersetzung mit den sozialen Ge-
gebenheiten zu einem Konzept über sich selbst zu 
gelangen . Indem er ein solches Identitätskonzept 
entwickelt, wird es ihm möglich, sich als zuneh-
mend selbstständiges Mitglied der Gesellschaft 
wahrzunehmen und zu positionieren . 

Eine bedeutende Rolle spielt hierbei der Umgang 
mit gleich- und gegengeschlechtlichen Peers; 
dabei geht es um die Herausbildung einer Ge-
schlechtsidentität ebenso wie um Fragen der Zu-
gehörigkeit, der eigenen Moralvorstellungen so-
wie um die eines adäquaten Bildes von sich selbst 
– „Wie sehe ich mich?“, „Was macht mich aus?“, 
„Was sind meine Prinzipien, Werte?“, „Was sind 
meine Stärken, Schwächen?“ (vgl . auch Baacke 
1997) . Verstärkt durch körperliche Veränderungen 
und entfacht durch neue Erfahrungen im Rahmen  
der Peers-Aktivitäten – z . B . dem Austesten von 
Grenzen bei Alkohol-/Drogenkonsum – sind mit 
dem Jugendalter einflussreiche und emotional 
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sein haben: flexibel, leistungsfähig im Sinne von 
belastbar, leistungsbereit, engagiert, zielorientiert, 
mobil und möglichst von Beginn an mit einem 
weiten Erfahrungshorizont ausgestattet etc . Dies 
gilt nicht ausschließlich für das Jugendalter, kann 
jedoch insbesondere in dieser Phase zu Verunsi-
cherung und einem Gefühl der Unzulänglichkeit 
führen . 

7.3.2 Teilhabe- und Verwirklichungs-
chancen im Kontext des Erwerbslebens

Der zu bewältigende Übergang vom Bildungs- 
ins Ausbildungs- bzw . Erwerbssystem bedeutet 
demzufolge nicht nur auf individueller Ebene 
eine Herausforderung . Der Erwerbstätigkeit wird 
außerdem eine Schlüsselfunktion zugesprochen, 
anhand derer über die Position des Einzelnen im 
gesellschaftlichen Kontext entschieden wird .  
Dies führt einerseits zu der Frage, welche Start-
kapitalien dem Heranwachsenden gegeben sein 
müssen, um den erläuterten Übergang erfolgreich 
zu bewältigen . Andererseits ist nach Startbedin-
gungen zu fragen, die die positive Gestaltung des 
Übergangs möglich machen . 

Es ist damit auf das Konzept des Child Well-being 
verwiesen, das dem Bericht zugrunde liegt . Denn 
im Sinne der herausgearbeiteten Dimensionen 
geht es um bestimmte Lebensbedingungen und 
wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen – eben Start-
bedingungen – sowie darüber hinausgehend um 
individuelle Charakteristika bzw . Befähigungen 
– und damit um Startkapitalien –, die dem Einzel-
nen in ihrem Zusammenspiel ein gewisses Maß an 
Verwirklichungschancen bieten und Handlungs-
räume eröffnen . Hat der Einzelne ausreichend 
Ressourcen sowie Wahlmöglichkeiten, die seinen 
Fähigkeiten und Wünschen entsprechen, wird er 
sich verwirklichen und seinem Lebenskonzept 
entsprechend handeln können . Bestehen jedoch 
Einschränkungen innerer oder äußerer Art, sind 
Handlungsräume nicht ausreichend gegeben, 
kann der Einzelne sich nicht seiner selbst getreu 
entwickeln .

Strukturen der Schule . Gefühle wie Angst, Sorge, 
aber auch Neugierde und Zuversicht erscheinen 
als subjektive Reaktionen auf eine mit dem Über-
gang verbundene Veränderung . 

Ebenso wenig wie aufgrund des gesellschaftlichen 
Wandels noch von einer Normalbiografie aus-
gegangen werden kann, ist es jedoch im Kontext 
von Erwerbstätigkeit möglich, von einer Normal-
erwerbsbiografie zu sprechen . Dies zeigen nicht 
nur hohe Arbeitslosenzahlen und Maßnahmen der 
Berufshilfe, Berufsvorbereitung oder Umschulung . 
Auch Einzelbiografien zeugen von der Brüchigkeit 
der Erwerbsbiografie . Heranwachsende sehen  
sich zunehmend mit einer solchen Realität kon-
frontiert, die sich früh in ihrer eigenen Biografie 
niederschlägt . 

Die mit Verunsicherung behaftete Phase der 
Identitätsentwicklung wird damit in der Zeit des 
Übergangs zusätzlich durch Begrenzungen des 
Arbeitsmarktes erschüttert . Der fehlende Ausbil-
dungsplatz, das Schreiben unzähliger Bewerbun-
gen, der Verzicht auf den Traumberuf zugunsten 
eines Berufes, der vermeintlich größeren Erfolg im 
Sinne einer tatsächlichen Beschäftigung verspricht 
– diese Erfahrungen können das Empfinden des 
Heranwachsenden, die noch labile Sicherheit über 
sich selbst, seine Fähigkeiten und Stärken beein-
trächtigen . Wenn dieses Erleben längerfristig nicht 
zu starker Verunsicherung und Resignation führt, 
wirft es zumindest Fragen der Teilhabemöglichkeit 
an gesellschaftlichen Prozessen auf .150 

Aber auch mit dem Gelingen des Übergangs in die 
Erwerbstätigkeit sind Anforderungen verbunden, 
die Heranwachsende zu bewältigen haben . In der 
Ökonomie werden vielfältige Erwartungen for-
muliert, wie Auszubildende und Arbeitnehmer zu 

150 Es soll an dieser Stelle nicht der Eindruck vermittelt werden, der 
Übergang ins Erwerbsleben verlaufe immer dramatisch . Dennoch 
müssen sich auch erfolgreiche Jugendliche mit den Arbeitsmarkt-
chancen auseinandersetzen . Dass Jugendliche Arbeitslosigkeit als 
mögliche Beeinträchtigung der eigenen Zukunft klar erkennen, aber 
auch als gesellschaftliches und für Jugendliche zentrales Problem 
wahrnehmen, stellt die 12 . Shell-Studie heraus (Jugendwerk der 
Deutschen Shell 1997) .
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Systemintegration bedeutet Teilhabe(-möglich-
keiten) an den Teilsystemen moderner Gesell-
schaft . Schließlich entsteht im Verlauf der Jugend 
eine je individuell bestimmte Form der Selbst- 
Integration, in der die physisch-leiblich-körper-
lichen Aspekte einen gesundheitlichen Status 
präformieren und die im Wesentlichen durch das 
Gefühl der Selbstwirksamkeit und der Kohärenz 
charakterisiert wird .

Neben individuellen Anpassungs- und Entwick-
lungserfordernissen und darauf bezogenen Leis-
tungen ist der Blick demnach auch auf gesell-
schaftliche Prozesse zu richten . Denn was sich für 
den Einzelnen als Hindernis offenbart, wird hier zu 
einem sozialen Problem und lenkt die Aufmerk-
samkeit auf die zentrale Feststellung, dass soziale 
Ungleichheit und mangelnde Chancengleichheit 
nach wie vor stark ausgeprägt sind und an den 
Grundsätzen eines demokratischen und sozialen 
Verständnisses von Gesellschaft und Staat zwei-
feln lassen . Diese Problematik tritt gerade in der 
Phase des Übergangs in Ausbildung und Beruf  
zutage, und zwar bei den Jugendlichen, die nicht 
mit einer Mindestausstattung an Zertifikaten  
und Kompetenzen ins Erwachsenenalter starten . 

Zusammengefasst meint „Jugend“ eine eigen-
ständige Lebensphase, die der Entwicklung des 
Selbst dient . Dieses Selbst entfaltet sich unter 
heterogenen sozialen Bedingungen und ist durch 
den Erwerb von Autonomie durch die Heraus-
lösung aus der familialen Einbindung charakteri-
siert . Beziehungen und Bindungen entstehen in 
den Relationen zu Gleichaltrigen . 

Neben dieser sozialen Integration, die mit einem 
bestimmten Ausmaß an sozialem Kapital verbun-
den ist, ist die Systemintegration Bedingung für 
die Möglichkeit einer erfolgreich abgeschlossenen 
Jugendphase . Dieser „Erfolg“ ist prinzipiell relativ 
bezogen auf:

die Ausgangssituation, die regelmäßig durch  ■
die ökonomische und kulturelle Position der 
Herkunftsfamilie bestimmt ist,

die Dynamik der Sozialisation in Bildungsinsti- ■
tutionen und

die Generationenlagerung als die für eine be- ■
stimmte Kohorte typische Konstellation von 
ökonomischen, politischen und kulturellen 
Bedingungen und Chancen .
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in Mainz besonders niedrig . Dahinter folgen Trier, 
Koblenz und Kaiserslautern (Stadt) sowie Landau 
und Ludwigshafen . Auffällig ist, dass hier lediglich 
kreisfreie Städte, jedoch keine Landkreise vertreten 
sind . Die Bevölkerungsstruktur in den ländlichen 
Gebieten ist deutlich von der in den urbanen ver-
schieden . 

Die meisten Jugendlichen im Alter von 15 bis unter 
18 Jahren leben dagegen im Westerwaldkreis,  
in Mayen-Koblenz, Neuwied, Mainz-Bingen, Bad 
Kreuznach und Altenkirchen (zwischen 7 .894  
und 5 .477 Personen) . Für die Altersgruppe der 18-  
bis unter 21-Jährigen verschiebt sich dieses Bild:  
Weiterhin stehen der Westerwaldkreis und Mayen-
Koblenz an der Spitze . Es folgen dann Neuwied, 
Mainz-Bingen, Mainz sowie Ludwigshafen . 

Wirft man wiederum einen Blick auf den Anteil der 
15- bis unter 18-Jährigen an der Gesamtbevölke-
rung, so stehen die Vulkaneifel sowie Altenkirchen 
mit überdurchschnittlichen 4,1 % an der Spitze; 
es folgen der Westerwaldkreis und der Eifelkreis 
Bitburg-Prüm, der Donnersbergkreis sowie der 
Rhein-Hunsrück-Kreis . 

Die Darstellung der absoluten sowie relativen 
Zahlen bezogen auf junge Menschen im Alter von 
15 bis unter 18 Jahren bzw . 18 bis 21 Jahren wirft 
die Frage nach der demografischen Entwicklung in 
Rheinland-Pfalz auf . 

Der Jugendquotient151 betrug für Rheinland-Pfalz 
im Jahr 2007 33,8 % . Seit den 1970er Jahren ist 
er deutlich gesunken . Im Vergleich dazu liegt der 
Altenquotient – bezogen auf Personen älter als 65 
Jahre – bei 34 % und steigt seit 1985 fortwährend 
an . Während damals einer Person über 65 Jahren 
noch vier Menschen zwischen 20 und 65 Jahren 
gegenüberstanden, liegt das Verhältnis nun, eben-

151 Der Jugendquotient meint den Anteil der jungen Menschen von 0 
bis 20 Jahren je 100 der 20- bis 65-jährigen Bevölkerung .

7.4 Junge Menschen in Rheinland-Pfalz im  
Übergang zum Erwerbsleben

Im Folgenden wird der Blick auf Daten wie den 
Bildungserfolg der Jugendlichen bzw . die von 
ihnen erreichten Abschlüsse und ihre Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen gerichtet . Zunächst wird 
es darum gehen, allgemeine Informationen zur 
Lage der Jugendlichen in Rheinland-Pfalz zu prä-
sentieren . Es werden daraufhin wichtige, aber teil-
weise eben fehlende Startchancen thematisiert . 
Auf dieser Grundlage wird es möglich, die Frage 
nach Verwirklichungsmöglichkeiten bzw . den sich 
daraus ergebenden Handlungsräumen von jungen 
Menschen zu stellen . Es geht dabei um die Start-
kapitalien, die über solche der Flexibilität und 
relativen Spontaneität im Umgang mit Diffusität, 
Kontingenz und Unsicherheit hinaus notwendig 
erscheinen, um den Übergang von der Schule ins 
Erwerbsleben erfolgreich zu gestalten . 

7.4.1 Jugendliche in Rheinland-Pfalz

In Rheinland-Pfalz leben derzeit rund 4 .046 .000 
Menschen . Die Gruppe der 15- bis 20-Jährigen 
hat mit 240 .000 Personen einen Anteil an der 
Gesamtbevölkerung von 5,9 % . Seit den 1970er 
Jahren ist dieser Anteil deutlich zurückgegangen . 
1970 lag er noch bei 7,4 %, 1987 bei 7,1 % (Statis-
tisches Landesamt 2008l, S . 33) .

Die differenzierte Betrachtung der Kreise und 
kreisfreien Städte zeigt, dass in den Städten Zwei-
brücken, Landau, Pirmasens, Frankenthal, Speyer 
und Neustadt a . d . Weinstraße vergleichsweise 
wenig Jugendliche im Alter von 15 bis unter 18 
Jahren leben (zwischen 1 .125 und 1 .846 Personen); 
Ähnliches gilt für junge Menschen im Alter von  
18 bis unter 21 Jahren (siehe Tabelle 77, auch zum  
Folgenden) .

Bezogen auf den Anteil der 15- bis unter 18-Jähri-
gen an der Gesamtbevölkerung verändert sich diese 
Darstellung allerdings: Mit 2,5 % ist der Anteil 
der 15- bis unter 18-Jährigen an der Bevölkerung 
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Tabelle 77: 15- bis unter 18-jährige Bevölkerung, ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung 
und 18- bis unter 21-jährige Bevölkerung nach Verwaltungsbezirken am 31. 12.  2007 
 

Anzahl 15- bis  
unter 18-Jährige

Anteil 15- bis  
unter 18-Jährige in %

Anzahl 18- bis  
unter 21-Jährige

Frankenthal Stadt 1 .521 3,23 1 .654

Kaiserslautern Stadt 2 .928 2,99 3 .455

Koblenz Stadt 3 .139 2,96 3 .409

Landau Stadt 1 .362 3,16 1 .610

Ludwigshafen Stadt 5 .218 3,19 5 .783

Mainz Stadt 4 .933 2,49 6 .571

Neustadt Stadt 1 .846 3,44 1 .897

Pirmasens Stadt 1 .390 3,32 1 .489

Speyer Stadt 1 .645 3,25 1 .716

Trier Stadt 2 .880 2,77 4 .016

Worms Stadt 2 .768 3,36 3 .042

Zweibrücken Stadt 1 .125 3,24 1 .257

Ahrweiler 4 .720 3,66 4 .533

Altenkirchen 5 .477 4,06 5 .192

Alzey-Worms 4 .779 3,80 4 .674

Bad Dürkheim 4 .722 3,51 4 .421

Bad Kreuznach 5 .757 3,66 5 .640

Bernkastel-Wittlich 4 .294 3,80 4 .119

Birkenfeld 3 .084 3,57 3 .192

Cochem-Zell 2 .427 3,74 2 .358

Donnersbergkreis 2 .993 3,84 3 .022

Eifelkreis Bitburg-Prüm 3 .691 3,88 3 .476

Germersheim 4 .645 3,69 4 .889

Kaiserslautern 4 .130 3,83 4 .020

Kusel 2 .757 3,68 2 .725

Mainz-Bingen 6 .893 3,42 6 .615

Mayen-Koblenz 7 .607 3,57 7 .706

Neuwied 7 .011 3,82 6 .837

Rhein-Hunsrück-Kreis 4 .002 3,84 3 .774

Rhein-Lahn-Kreis 4 .546 3,60 4 .463

Rhein-Pfalz-Kreis 5 .279 3,54 5 .127

Südliche Weinstraße 4 .040 3,67 3 .907

Südwestpfalz 3 .774 3,71 3 .628

Trier-Saarburg 5 .118 3,63 4 .981

Vulkaneifel 2 .563 4,08 2 .452

Westerwaldkreis 7 .894 3,91 7 .709
 
Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz und eigene Berechnungen
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im Jahre 2050 nur noch bei 3,4 % bzw . 3,5 % 
(je nach Berechnungsvariante) liegen wird (Sta-
tistisches Landesamt 2008l, S . 34) . Wenn auch 
zu beachten ist, dass die in die Modellrechnung 
einbezogenen Einflussgrößen der Geburtenrate, 
der Lebenserwartung und des Wanderungssaldos 
Veränderungen unterliegen und die Vorausbe-
rechnung auf derzeitig angenommenen Werten 
basiert, so spiegelt sich hier die Tendenz wider, 
dass die junge Bevölkerung zukünftig – absolut 
und relativ gesehen – in erheblichem Maße 
schrumpfen wird . Die gravierenden Folgen für die 
Wirtschaft bzw . den Arbeitsmarkt sind absehbar . 
Die Verrentung größerer Teile der Bevölkerung 
wird in Kombination mit der abnehmenden Bevöl-
kerungszahl jüngerer Kohorten zu einem erhöhten 
Bedarf an Arbeitskräften führen . Fraglich ist, in-
wieweit dieser durch immigrierende Fachkräfte 
wird kompensiert werden können . 

Die Bevölkerungsprognose für die einzelnen Re-
gionen zeigt: Zwischen 2006 und 2020 ist vor 
allem in der Südwestpfalz mit einem deutlichen 
Rückgang der 15- bis 18-jährigen Bevölkerung von 
37,3 % zu rechnen . Das ist weit über ein Drittel 

so wie für die Gruppe der 0- bis 20-Jährigen, bei 
rund eins zu drei (siehe Abbildung 161) .

Zum Jugendquotienten liegen Zahlen auf der Ebene 
der Landkreise und kreisfreien Städte vor, anhand 
derer sich zwischen den Kommunen eine maximale 
Differenz von über 13 Prozentpunkten zeigt . So 
weist Mainz einen Jugendquotienten von lediglich 
25,5 % auf; es folgen Trier, Kaiserlautern (Stadt) 
und Koblenz . Erneut wird deutlich, dass gerade in 
kreisfreien Städten junge Menschen weniger zahl-
reich vertreten sind als in Landkreisen . Dagegen 
hat die Vulkaneifel einen Jugendquotienten von 
38,7 % . Auch der Westerwaldkreis, Altenkirchen, 
Neuwied sowie der Eifelkreis Bitburg-Prüm haben 
einen vergleichsweise hohen Jugendquotienten 
von über 37 % (siehe Tabelle 78, auch zum Fol-
genden) .

Das Verhältnis von jungen und älteren Menschen 
wird sich in Zukunft weiter zugunsten der älteren 
Bevölkerung verschieben . Die Bevölkerungsvoraus- 
berechnung des Statistischen Landesamtes deutet 
darauf hin, dass bereits 2020 der Anteil der 16- bis 
20-Jährigen an der Gesamtbevölkerung bei 3,9 %, 
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Abb. 161:  Jugend- und Altenquotient 1970 bis 2007 in %
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Obwohl der Schwerpunkt in diesem Kapitel auf 
junge Menschen im Kontext von Ausbildung und 
Beruf gelegt wird, ist auch die Frage nach ihren 
Lebensformen von Bedeutung . Angesprochen 
sind damit Bedingungen, die den Übergang ins 
Erwerbsleben bzw . den Start ins Leben unterstüt-
zen oder erschweren können . Für Rheinland-Pfalz 
lässt sich an dieser Stelle der Familienstand junger 
Menschen festhalten . Im Jahre 2007 waren von 
368 .199 männlichen Jugendlichen unter 18 Jahren 
368 .198 ledig, ein einzelner bereits geschieden . 
Von 49 .649 jungen Männern im Alter von 18 bis 
20 Jahren waren 87 verheiratet; dies entspricht 
0,2 % der männlichen rheinland-pfälzischen Be-
völkerung dieses Alters . Eine ähnliche Verteilung 
findet sich bei den 348 .855 weiblichen Jugend-
lichen unter 18 Jahren . Von den 47 .505 18- bis 
20-jährigen Frauen waren dagegen 46 .833 ledig 
gegenüber 670 Verheirateten (1,4 %) (Statisti-
sches Landesamt 2008l, S . 36; siehe Tabelle 78) .

Die Tatsache, Mutter oder Vater zu sein, kann zu 
Schwierigkeiten im Übergang zum Erwerbsleben 
führen – Letzteres jedoch in selteneren Fällen 
(Beicht/Ulrich 2008, S . 7) . Die altersgruppenspezi-
fische Geburtenziffer152 lag bei 15- bis 19-jährigen 
Müttern 2007 bei 10,1 und ist damit seit Anfang 
der 1990er Jahre erneut rückläufig . In der differen-
zierten Betrachtung zeigt sich, dass die altersspe-
zifische Geburtenziffer 2007 für Jugendliche im 
Alter von 15 Jahren bei 1,4 lag, für 16-Jährige bei 
4,2 und 17-Jährige bei 7,2 . Ab 18 Jahren stieg die 
Geburtenziffer stärker an und lag für 18-Jährige 
bei 14,2, für 19-Jährige bei 23,3 (Statistisches Lan-
desamt 2008l, S . 45) . Die im Einzelfall schwierig 
werdende Mutterschaft, über die öffentlich disku-
tiert wird, ist statistisch zwar weiterhin randstän-
dig, die helfenden Angebote müssen aber gerade 
für diese Einzelfälle bereitgehalten werden . 

152 Hierbei wird „die Zahl der Kinder, die von Müttern einer Alters-
gruppe in einem bestimmten Zeitraum zur Welt gebracht wurden, 
auf die (durchschnittliche) Zahl der Frauen dieser Altersgruppe im 
gleichen Zeitraum bezogen und mit 1 .000 multipliziert“ (Statisti-
sches Landesamt 2008l, S . 45) .

der jungen Bevölkerung . Es folgen Kusel mit 
34,7 %, Pirmasens und Birkenfeld . In der Vulkan-
eifel verringert sich die Zahl der jungen Menschen 
in dieser Altersgruppe nach Vorausberechnungen 
um 32,2 %, im Landkreis Kaiserslautern um 30,4 % . 
Am anderen Ende der Skala befinden sich mit 
Abstand Mainz und Mainz-Bingen . Hier fällt der 
voraussichtliche Rückgang der Bevölkerung deut-
lich geringer aus und liegt im Alter von 15 bis 
18 Jahren bei 11,6 bzw . 11,7 % . Es schließen sich 
Ludwigshafen, Worms, Landau, Trier und Trier-
Saarburg an . Alle übrigen Gebietskörperschaften 
liegen zwischen 20 % und 30 % . 

In der Gruppe der 18- bis unter 21-Jährigen sieht 
es wie folgt aus: Pirmasens hat hier mit einem 
Rückgang von 29,5 % zu rechnen, gefolgt von der 
Südwestpfalz, Trier, Kusel, und der Vulkaneifel . 
Demografischer Spitzenreiter ist dagegen Mainz-
Bingen . Hier wird sich die Zahl der 18- bis 21-Jäh-
rigen voraussichtlich nur um 5,9 % verringern . 
Dahinter kommen – mit deutlichem Abstand – 
Trier-Saarburg mit einem Rückgang um 10,8 %, 
Mayen-Koblenz sowie eng beieinander liegend 
Speyer, Bad Dürkheim und Alzey-Worms . 

Zur Mortalität von jungen Menschen in Rhein-
land-Pfalz lässt sich festhalten, dass es je 1 .000 
männliche Jugendliche von 15 bis 20 Jahren eine 
Quote von 0,3 Sterbefällen gibt (Statistisches 
Landesamt 2008l, S . 52) . Diese Zahl ist bei Kin-
dern unter einem Jahr deutlich erhöht (5,2), be-
wegt sich aber bis zum Alter von 40 bis 45 Jahren 
auf einem Niveau unter 1 . Erst danach steigt sie 
an . Bei den Frauen zeichnet sich ein ähnliches 
Bild ab: Auf 1 .000 Lebende im Alter von 15 bis 20 
Jahren kam 2007 eine Quote von 0,1 Gestorbe-
nen . Auch hier steigt die Zahl der Todesfälle erst 
in der Altersgruppe der 40- bis 45-Jährigen auf 1,0 
und darüber an . Erkennbar wird, dass die Mortali-
tätsquote der Frauen im Kindes- und Jugendalter 
bis hin zum frühen Erwachsenenalter geringer ist 
und erst im höheren Lebensalter die der Männer 
überholt . 
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Tabelle 78: Jugendquotient 2007 sowie Bevölkerungsvorausberechnung für die 15- bis  
unter 18-Jährigen und 18- bis unter 21-Jährigen 2006 bis 2020 nach Verwaltungsbezirken in % 
 

Jugendquotient 15- bis unter 18-Jährige 18- bis unter 21-Jährige

Frankenthal Stadt 32,15 -24,4 -19,7

Kaiserslautern Stadt 28,09 -24,3 -22,4

Koblenz Stadt 29,50 -21,5 -18,2

Landau Stadt 30,57 -18,4 -23,8

Ludwigshafen Stadt 32,25 -15,7 -16,3

Mainz Stadt 25,46 -11,6 -20,2

Neustadt Stadt 32,79 -24,3 -18,4

Pirmasens Stadt 32,30 -33,4 -29,5

Speyer Stadt 31,94 -22,2 -13,3

Trier Stadt 26,22 -19,1 -26,3

Worms Stadt 32,60 -16,6 -16,7

Zweibrücken Stadt 32,65 -27,2 -22,0

Ahrweiler 34,88 -28,1 -14,1

Altenkirchen 37,45 -30,0 -21,2

Alzey-Worms 35,80 -22,8 -13,5

Bad Dürkheim 33,45 -24,9 -13,4

Bad Kreuznach 34,40 -26,0 -15,6

Bernkastel-Wittlich 35,76 -24,5 -15,2

Birkenfeld 34,25 -32,8 -23,8

Cochem-Zell 36,43 -28,0 -15,5

Donnersbergkreis 36,38 -24,2 -20,7

Eifelkreis Bitburg-Prüm 37,14 -25,2 -20,1

Germersheim 35,01 -25,0 -20,7

Kaiserslautern 36,26 -30,4 -19,9

Kusel 34,26 -34,7 -24,8

Mainz-Bingen 33,95 -11,7 -5,9

Mayen-Koblenz 34,58 -21,7 -12,9

Neuwied 37,32 -23,7 -15,3

Rhein-Hunsrück-Kreis 35,82 -25,8 -15,9

Rhein-Lahn-Kreis 34,06 -27,0 -18,8

Rhein-Pfalz-Kreis 32,92 -22,2 -15,9

Südliche Weinstraße 34,18 -26,5 -16,0

Südwestpfalz 33,26 -37,3 -28,4

Trier-Saarburg 35,38 -19,7 -10,8

Vulkaneifel 38,69 -32,2 -24,4

Westerwaldkreis 37,50 -25,6 -14,8
 
Quelle: Statistisches Landesamt
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Besondere Aufmerksamkeit aufgrund eines er-
höhten Unterstützungs- und Förderungsbedarfs 
kommt außerdem jungen Menschen mit Behinde-
rungen zu . Die Statistik zeigt, dass in Rheinland-
Pfalz 3 .574 Menschen mit schwerer Behinderung 
(d . h . mit einem Behinderungsgrad von 50 % und 
mehr) im Alter von 12 bis unter 18 Jahren leben . 
Sie sind in Städten wie Frankenthal (mit 35 Perso-
nen), Zweibrücken, Landau, Speyer und Pirmasens 
wenig vertreten . Deutlich mehr stark beeinträch-
tigte 12- bis unter 18-Jährige finden sich im Land-
kreis Mayen-Koblenz (177), in Neuwied, im Wes-
terwaldkreis, in Mainz-Bingen und Bad-Kreuznach . 
(siehe Tabelle 79, auch zum Folgenden) .

Worin diese Differenz begründet ist, ob mögli-
cherweise eine hinreichende Infrastruktur bzw . 
attraktive Unterstützungsleistungen eine Rolle 
spielen, kann hier nicht beantwortet werden . 

Wirft man einen Blick auf die Anteile der Men-
schen mit schwerer Behinderung an der Alters-
gruppe der 12- bis unter 18-Jährigen insgesamt, 
ergibt sich folgendes Bild: In Trier-Saarburg sowie 
im Westerwaldkreis ist ihr Anteil mit 1,1 % an der 
gleichaltrigen Bevölkerung vergleichsweise nied-
rig, dicht gefolgt von Worms, Bad Dürkheim und 
Mainz-Bingen . Anders sieht es in Cochem-Zell 
aus: Hier liegt der Anteil von Menschen mit Beein-
trächtigung bei 2,2 % . Es folgen Zweibrücken, die 
Südliche Weinstraße sowie Pirmasens, die jeweils 
Anteile von 1,6 % aufweisen .

Anhand der vorhandenen Daten lässt sich des 
Weiteren festhalten, dass der Anteil der ausländi-
schen Jugendlichen im Alter von 15 bis 19 Jahren an 
der gleichaltrigen Gesamtbevölkerung in Rhein-
land-Pfalz bei rund 8 % liegt . Besonders niedrig  
ist der Anteil der ausländischen 15- bis 19-Jährigen 
in der Südwestpfalz (3,1 %) und Cochem-Zell 
(3,4 %), besonders hoch dagegen mit 25,4 % in 
Ludwigshafen und 21,4 % in Mainz . Das bedeutet, 
dass in Ludwigshafen jeder Vierte, in Mainz gut 
jeder Fünfte ausländischer Herkunft ist (Statisti-
sches Landesamt, Stand: 31 .12 .2007) . Detaillierte 
Informationen zur ausländischen Bevölkerung 
bzw . zu Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
werden im Exkurs gegeben . 
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Tabelle 79: Schwerbehinderte Menschen von 12 bis unter 18 Jahren und ihr Anteil an der  
Gesamtbevölkerung der Altersgruppe nach Verwaltungsbezirken am 31.12.2007 
 

Anzahl der
12- bis unter 18-jährigen

behinderten Menschen

Anteil der
12- bis unter 18-jährigen  

behinderten Menschen in %

Frankenthal Stadt 35 1,21

Kaiserslautern Stadt 84 1,54

Koblenz Stadt 89 1,48

Landau Stadt 38 1,46

Ludwigshafen Stadt 127 1,27

Mainz Stadt 134 1,37

Neustadt Stadt 47 1,39

Pirmasens Stadt 42 1,61

Speyer Stadt 40 1,26

Trier Stadt 68 1,26

Worms Stadt 61 1,17

Zweibrücken Stadt 36 1,63

Ahrweiler 108 1,19

Altenkirchen 130 1,27

Alzey-Worms 108 1,18

Bad Dürkheim 107 1,17

Bad Kreuznach 153 1,42

Bernkastel-Wittlich 113 1,38

Birkenfeld 82 1,39

Cochem-Zell 99 2,17

Donnersbergkreis 68 1,21

Eifelkreis Bitburg-Prüm 92 1,30

Germersheim 109 1,21

Kaiserslautern 112 1,41

Kusel 64 1,21

Mainz-Bingen 157 1,17

Mayen-Koblenz 177 1,21

Neuwied 175 1,30

Rhein-Hunsrück-Kreis 108 1,44

Rhein-Lahn-Kreis 102 1,19

Rhein-Pfalz-Kreis 134 1,34

Südliche Weinstraße 125 1,62

Südwestpfalz 95 1,34

Trier-Saarburg 113 1,12

Vulkaneifel 74 1,54

Westerwaldkreis 168 1,12
 
Quelle: Statistisches Landesamt und eigene Berechnungen
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schnitt . Auf Regionalen Schulen sind dagegen nur 
zu 44,7 %, auf Dualen Oberschulen zu 44,2 % 
Schülerinnen vertreten . Ihr Anteil in den Haupt-
schulen liegt bei 44,4 % (Statistisches Landesamt 
2008l, S . 79) .

Für den Übergang junger Menschen ins Erwerbs-
leben ist dennoch weniger von Bedeutung, wie 
viele Schülerinnen und Schüler welche Schulform 
besuchen, als vielmehr die Zahl derer, die erfolg-
reich einen Abschluss machen . Denn der Schul-
abschluss stellt eine erste Weichenstellung im 
Hinblick auf den weiteren Ausbildungs- bzw . 
Berufsweg dar . 

2007 wurden in Rheinland-Pfalz insgesamt 47 .727 
Schülerinnen und Schüler aus allgemeinbildenden 
Schulen entlassen . 12 .202 von ihnen verließen die 
Schule mit Allgemeiner Hochschulreife, 716 mit 
Fachhochschulreife, zusammen sind das 27,1 % 
der Schulabgängerinnen und Schulabgänger . Der 
Großteil der Schülerinnen und Schüler, nämlich 
18 .700 bzw . 39,2 %, hatte nach Beendigung der 
Schule einen qualifizierten Sekundarabschluss I .  
12 .537 (26,3 %) verließen die Schule mit einem 
Hauptschulabschluss . Die Anzahl der Schüler mit 
(Fach-)Hochschulreife sowie mit Hauptschulab-
schluss war demnach in etwa gleich groß . Ohne 
Hauptschulabschluss verblieben 2007 insgesamt 
3 .572 Schülerinnen und Schüler, dies entspricht 
einem Anteil von 7,5 % . Jeder 13 . Jugendliche hat 
damit keinen Hauptschul- oder höheren Abschluss . 
Obwohl zu dieser Gruppe auch die Schülerinnen 
und Schüler zu zählen sind, die die Förderschule 
besuchten und hier ihr Abgangs- bzw . Abschluss-
zeugnis erwarben (immerhin 42,4 %), tritt ein 
Großteil der Entlassenen ohne Schulabschluss in 
die Phase der Berufsorientierung und Entschei-
dung über den weiteren (Aus-)Bildungsweg ein . 
Dieser Personenkreis trägt das Risiko, dass der 
erfolgreiche Übergang in Ausbildung und Beruf 
nicht oder nur verzögert gelingt (siehe Abbildung 
162) .

7.4.2 Jugendliche im Übergang zum 
Ausbildungssystem – die 1. Schwelle

7.4.2.1 Schulische Bildung

In Rheinland-Pfalz gab es im Schuljahr 2007/08 
1 .612 Schulen153, auf die insgesamt 475 .150  
Schülerinnen und Schüler gingen . Mit 134 .445 
besuchten von den höheren allgemeinbildenden 
Schulen mit Abstand die meisten Schülerinnen 
und Schüler das Gymnasium . Knapp die Hälfte, 
nämlich 67 .934 junge Menschen, gingen auf eine 
Realschule, 36 .455 auf eine Hauptschule . Etwas 
weniger junge Menschen (32 .346) waren auf einer 
Regionalen Schule, 16 .764 auf einer Integrierten 
Gesamtschule vertreten . Die Duale Oberschule 
wurde von 6 .582 der Schülerinnen und Schüler 
besucht154 (Statistisches Landesamt 2008l, S . 79) .

Es zeigt sich insbesondere an der Zahl der Gym-
nasiasten, dass Jugend tatsächlich als verlängerte 
Schuljugend zu verstehen ist . Eine Vielzahl junger 
Menschen besucht weit über die Schulpflicht hin-
aus eine allgemeinbildende Schule .

Interessant ist auch die Geschlechterverteilung . 
Es zeigt sich, dass Mädchen und junge Frauen im 
Hinblick auf ihre schulische Bildung in den letzten 
Jahrzehnten nicht nur aufgeholt haben, sondern 
ihre männlichen Gleichaltrigen in der Regel über-
holen und zu einem größeren Anteil eine höhere 
Schule besuchen: Über die Hälfte der Gymnasias-
ten, nämlich 53,9 %, sowie der Gesamtschüler 
(50,1 %) sind weiblich . Bezogen auf den Anteil der 
Schülerinnen an der Schülerzahl insgesamt von 
49,3 % besuchen demzufolge überdurchschnitt-
lich viele weibliche Jugendliche eine Schule, die 
zur Allgemeinen Hochschulreife führt bzw . führen 
kann . Auch der Anteil der Schülerinnen auf Real-
schulen liegt mit 49,8 % knapp über dem Durch-

153 Oder genauer: Verwaltungseinheiten bzw . Einrichtungen . „In 
einer Verwaltungseinheit können mehrere Schulen unterschiedlicher 
Schularten/-formen zusammengefasst sein“ (Statistisches Landes-
amt Rheinland-Pfalz 2008l, S . 79) .
154 Zu Förderschulen, Kollegs/Abendgymnasien sowie Waldorfschulen 
vgl . ebenfalls Statistisches Landesamt 2008l, S . 79 . 
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schnittlich viele junge Menschen, die die Schule 
mit (Fach-)Hochschulreife verlassen (siehe Abbil-
dung 163, auch zum Folgenden) .

Am unteren Ende der Skala finden sich dagegen 
mit deutlichem Abstand die Südwestpfalz (7,8 %) 
und Cochem-Zell (9,8 %) vor den Gebietskörper-
schaften Rhein-Pfalz-Kreis, Kusel, Altenkirchen 
und dem Westerwaldkreis . Auch in Mayen-Koblenz, 
Trier-Saarburg und Neuwied verließen weniger als 
ein Fünftel der Absolventinnen und Absolventen 
die Schule mit (Fach-)Hochschulreife . 

Betrachtet man lediglich die Schulabsolventinnen 
und -absolventen mit Abitur (hier sind es auf 
Landesebene 25,6 %), verändert sich das Bild nur 
geringfügig: Speyer, Neustadt a . d . Weinstraße, 
Mainz, Kaiserslautern (Stadt), Landau sowie 
Trier haben im Schuljahr 2007/08 mit Werten 
zwischen 45,5 und 38,1 % den höchsten Abitu-
rientenanteil unter den Schulentlassenen . Die 
Südwestpfalz (7,3 %) und Cochem-Zell (9,7 %) 
bilden dagegen die Nachhut, gefolgt vom Rhein-
Pfalz-Kreis, Kusel, dem Westerwaldkreis und Al-
tenkirchen . Letztere rangieren zwischen 14,2 und 
15,4 % . Während in Speyer damit beinahe jeder 
zweite Schüler Abiturient ist, ist es in der Süd-
westpfalz momentan nur beinahe jeder vierzehnte 
(Statistisches Landesamt, Schuljahr 2007/08) .

Neben der politisch zweifellos brisanteren Ungleich- 
heit der Bildungschancen, die durch die soziale 
Herkunft bedingt ist (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2008)155, spielt demnach auch 
die regionale Herkunft eine bedeutende Rolle für 
die Chance, eine besonders gute Position für den 
Start ins (Erwerbs-)Leben zu beziehen . Schließlich 
ist auch das Geschlecht relevant; seine Einfluss-
richtung hat sich allerdings umgekehrt (s . u .) . Die 
Regionalität wird dabei durch die Schulstandorte 

155 Auch wenn an dieser Stelle keine präzise Berechnung der Faktor-
gewichtung, die die drei zentralen Parameter soziale Schicht, Region 
und Geschlecht haben, möglich ist, muss jedoch auf die Dominanz 
der sozialen Herkunft hingewiesen werden: „Mit einem höheren 
sozioökonomischen Status gehen bis zu dreimal geringere Haupt-
schul- und bis zu fünfmal höhere Gymnasialbesuchsquoten einher“ 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008, S . 11) .	

Wirft man einen Blick auf die einzelnen Landkreise 
und kreisfreien Städte, stellt sich die Situation wie 
folgt dar: Als Spitzenreiter hinsichtlich des Anteils 
von Absolventinnen und Absolventen mit (Fach-)
Hochschulreife zeigt sich Speyer mit 49,5 % . 
Knapp jeder Zweite hat hier die Möglichkeit, an 
einer Universität, Fachhochschule oder gleich-
wertigen Einrichtung ein Studium aufzunehmen; 
damit wird die alte Tradition Speyers als typische 
„Schulstadt“ mit großem Einzugsgebiet immer 
noch sichtbar . Es folgen mit deutlichem Abstand 
Mainz und Neustadt a . d . Weinstraße . Auch Kai-
serslautern (Stadt), Landau sowie Koblenz haben 
einen hohen Anteil an Schulabsolventinnen und 
-absolventen mit (Fach-)Hochschulreife . Die 
großen Städte haben in der Bevölkerung einen 
hohen Akademikeranteil, was sich auf die Abituri-
entenquote auswirkt, und sind für ihr Umland als 
Bildungszentren attraktiv . Neben den genannten 
Städten gibt es außerdem in Trier, Zweibrücken, 
Frankenthal, Pirmasens, Worms, Mainz-Bingen, 
Ahrweiler, dem Eifelkreis Bitburg-Prüm und 
Ludwigshafen sowie Bad Kreuznach überdurch-
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Quelle: Statistisches Landesamt sowie eigene Berechnungen

Abb. 162:  Schulabgängerinnen und -abgänger 
nach Abschlussarten zum Ende des Schuljahres 
2006/07 (gerundete Prozentwerte)



377

Sehr viele Schulentlassene ohne Hauptschul-
abschluss hat dagegen Ludwigshafen und liegt 
mit 15 % weit über dem Durchschnitt . Gut jeder 
siebte Jugendliche verlässt hier die Schule ohne 
Hauptschul- oder höheren Abschluss . Es folgen 
mit Abstand Pirmasens (10,2 %), der Rhein- 
Hunsrück-Kreis, Cochem-Zell, der Westerwaldkreis 
sowie die Landkreise Kaiserslautern und Neuwied . 

Nicht nur in Regionen mit hohem Ausländeranteil 
gibt es also einen hohen Anteil von Schulab- 
brechern, worauf sich meist die öffentliche Auf-
merksamkeit richtet, sondern gerade auch in  
Regionen mit besonders geringem Migrantenanteil 
(siehe Abb . 163) .

relevant, was dazu führen kann, dass Abiturientin-
nen und Abiturienten nur in den kreisfreien Städ-
ten „produziert“ werden . Darüber hinaus haben 
die Akademikerquote unter den Eltern und die 
Beschäftigungsstruktur Einfluss auf die Bildungs-
beteiligung .

Von den 47 .727 Schulabgängerinnen und -abgän-
gern haben – wie bereits erwähnt – 3 .572 keinen 
Hauptschulabschluss . In der Betrachtung der ein-
zelnen Landkreise und kreisfreien Städte zeichnet 
sich folgendes Bild ab: Besonders niedrig ist der 
Anteil von Schulabgängerinnen und -abgängern 
ohne Hauptschulabschluss im Rhein-Pfalz-Kreis 
(3,5 %) sowie in Ahrweiler, Mainz, Speyer, Neu-
stadt a . d . Weinstraße und der Stadt Kaiserslau-
tern (siehe Abbildung 163, auch zum Folgenden) .
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Quelle: Statistisches Landesamt und eigene Berechnungen

Abb. 163:  Schulabgängerinnen und -abgänger mit (Fach-)Hochschulreife und ohne  
Hauptschulabschluss im Schuljahr 2007/08 in %
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(BiBB) macht deutlich, dass deutschlandweit 70 % 
der Befragten ohne Hochschulzugangsberech-
tigung nach Abschluss der allgemeinbildenden 
Schulen eine Ausbildung im dualen System an-
streben . Lediglich 51 % sind allerdings drei Monate 
nach Schulende tatsächlich in eine solche ein-
gemündet (Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2007, S . 67) . Aber auch Schulformen 
wie die Berufsfachschule sowie Fachschule erwei-
sen sich anhand der Schülerzahlen als bedeutende 
Komponente im Bereich der beruflichen Bildung .

Demnach besuchten im Schuljahr 2007/08 ins-
gesamt 130 .892 Jugendliche in Rheinland-Pfalz 
berufsbildende Schulen . Die Anzahl der Schüle-
rinnen und Schüler ist damit in den letzten zehn 
Jahren gestiegen: 1997/98 waren es noch 118 .031, 
im Schuljahr 2002/03 bereits 124 .522 junge Men-
schen .156 Die Anzahl der berufsbildenden Schulen 
ist zwar geschrumpft, jedoch hat sich die Zahl 
der Klassen in den letzten zehn Jahren deutlich 
erhöht, sodass bei gleichbleibender Schülerzahl 
pro Klasse mehr Schülerinnen und Schüler aufge-
nommen wurden (Statistisches Landesamt 2008l, 
S . 87) .

Der Anteil der weiblichen Jugendlichen an der 
Zahl der Schülerinnen und Schüler im beruflichen 
Bildungssystem insgesamt ist zwar in den letzten 
zehn Jahren leicht gesunken: von 43,8 % im Schul-
jahr 1997/98 auf 42,9 % im Schuljahr 2007/08 
(Statistisches Landesamt 2008l, S . 87) . Weibliche 
Jugendliche besuchen jedoch häufiger ein Gymna-
sium, eine Gesamtschule oder Realschule als ihre 
männlichen Altersgenossen (ebd .) . Auch schließen 
sie die Schule zu einem größeren Anteil mit einem 
höheren allgemeinbildenden Abschluss ab . Die 
Daten zu Studienanfängerinnen und -anfängern 
im ersten Hochschulsemester zeigen darüber  
hinaus, dass ein Studium eher von jungen Frauen  
als Männern aufgenommen wird: Der Anteil 
der Studienanfängerinnen lag 2007 bei 52,8 % 
und übertraf auch in den Jahren zuvor stets die 

156 Daten für das Schuljahr 2008/09 zeigen, dass die Anzahl mit 
132 .833 Schülerinnen und Schülern weiter steigt (Statistisches 
Landesamt 2009e, S . 10) .

Der Blick auf die Anteile der weiblichen Jugend-
lichen an den Schulentlassenen insgesamt zeigt, 
dass junge Frauen die Schule in der Regel mit 
einem höheren Abschluss beenden . Während 
29,9 % der jungen Frauen, aber nur 21,2 % der 
jungen Männer die Allgemeine Hochschulreife 
erwarben (ebenso wie 1,6 % gegenüber 1,4 % die 
Fachhochschulreife und 40,5 % gegenüber 37,8 % 
den qualifizierten Sekundarabschluss I), lag ihr  
Anteil an denjenigen ohne bzw . lediglich mit 
Hauptschulabschluss deutlich unter dem der 
Männer: 5,5 % der weiblichen Jugendlichen ver-
blieben ohne Hauptschulabschluss; bei ihren 
männlichen Altersgenossen lag dieser Anteil 
bei 9,5 % . 22,4 % erhielten einen Hauptschul-
abschluss gegenüber 30,1 % der jungen Männer 
(Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 4 .2 .2a) .

Dies ist unter dem Aspekt hervorzuheben, dass  
Jugendliche mit einer geringeren schulischen 
Qualifikation erschwert Zugang zum Ausbildungs-
markt finden bzw . oftmals im Übergangssystem 
verbleiben, bevor sie eine Ausbildung beginnen 
(können) . Besonders sind Schülerinnen und Schüler 
mit und ohne Hauptschulabschluss betroffen bzw . 
– wie oben sichtbar wurde – zu einem größeren 
Teil männliche Jugendliche . Darüber hinaus wird 
deutlich werden, dass Mädchen nicht nur zu einem 
höheren Prozentsatz einen allgemeinbildenden 
Abschluss erlangen, sondern sich auch in ihrer 
Ausrichtung auf den tertiären Bildungsbereich 
sowie in ihrer Berufswahl bzw . der Suche nach 
einem Ausbildungsplatz von männlichen Jugendli-
chen unterscheiden . Das Geschlecht ist damit auf 
neue Weise zu einer Einflussgröße für Chancen 
auf dem Weg ins Erwachsenenalter geworden . 

7.4.2.2 Berufliche Bildung

Insbesondere für nicht studienberechtigte junge 
Menschen stellt das duale System, das die be-
triebliche Ausbildung mit dem Unterricht an einer 
Berufsschule sowie der überbetrieblichen Ausbil-
dung kombiniert, die dominante Form der beruf-
lichen Qualifikation dar . Die repräsentative Über-
gangsstudie des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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immer auch in Abhängigkeit von persönlichen 
Kompetenzen und Charakteristika sowie Bedin-
gungen wie dem vorhandenen Arbeitsplatzan-
gebot . Ein solches Bild wird durch die folgenden 
Daten zu den Abschlüssen im berufsbildenden 
Schulsystem konturiert .

50 %-Marke (Statistisches Landesamt 2008l,  
S . 98) . Angesichts der Tatsache, dass der Anteil 
der weiblichen Jugendlichen an der gleichaltrigen 
Bevölkerung insgesamt unter 50 % liegt, verstärkt 
sich der Eindruck, dass Frauen von der Expansion 
der Bildung besonders stark profitieren . 

Die Schülerinnen und Schüler verteilen sich wie 
folgt auf die unterschiedlichen Formen der be-
ruflichen Bildung: Im Schuljahr 2007/08 besuch-
ten 84 .204 junge Menschen eine Berufsschule 
(64,3 %) . Die Zahl der Berufsschülerinnen und 
-schüler ist damit gegenüber dem Schuljahr 
2002/03 um 3,3 % gesunken . Ebenfalls von einer 
Vielzahl der Jugendlichen wurden im Schuljahr 
2007/08 Berufsfachschulen besucht . So absol-
vierte mit insgesamt 25 .835 Personen jeder Fünfte 
eine solche Einrichtung der beruflichen Ausbildung . 
An Fachschulen waren immerhin 10 .245 und da-
mit 7,8 % der Schülerinnen und Schüler vertreten . 
An Beruflichen Gymnasien, Berufsoberschulen 
und Dualen Berufsoberschulen fallen die Schüler-
zahlen dagegen niedriger aus . Zusammengefasst 
besuchten 10 .608 bzw . 8,1 % der Schülerinnen  
und Schüler eine solche berufsbildende Schule157 
(siehe Tabelle 80) .

Die aktuellen Daten zum Schuljahr 2008/09 
zeigen außerdem, dass die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler an Berufsschulen (85 .871) sowie an 
Fachschulen steigt . Gleiches gilt für die Schülerzahl 
an den Beruflichen Gymnasien, Berufsoberschulen 
und Dualen Berufsoberschulen . An Berufsfach-
schulen sank diese dagegen (siehe Tabelle 80) .

Im berufsbildenden Schulwesen werden also recht 
unterschiedliche Wege ins Berufsleben einge-
schlagen . Es ist davon auszugehen, dass diese in 
unterschiedlicher Weise ein gutes Sprungbrett ins 
Berufsleben darstellen – dies steht neben der for-
malen Qualifikation im berufsbildenden Sektor 
 

157 Ungeachtet dessen ist festzuhalten, dass die Beruflichen Gym-
nasien – wie auch im Folgenden deutlich wird – eine wachsende 
Schülerzahl zu verzeichnen haben . Auch die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler an Dualen Berufsoberschulen ist dahingehend in den 
kommenden Jahren zu beobachten .
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Im Schuljahr 2006/07 verließen rund 28 .300 
Jugendliche die Berufsschule . Ähnlich wie bei den 
Entlassungen insgesamt lag der Anteil derjenigen, 
die lediglich ein Abgangszeugnis erhielten, bei 
25,9 %, d . h ., jeder Vierte verblieb ohne einen  
qualifizierenden Schulabschluss . Auch der Anteil  
derjenigen, die die Schule ohne zusätzlichen 
allgemeinbildenden Abschluss absolvierten, war 
mit 65,9 % sehr hoch . Allerdings erreichten 1 .755 
Schülerinnen und Schüler einen Hauptschulab-
schluss; 543 beendeten die Schule mit einem  
Sekundarstufe-I-Abschluss, zehn Schülerinnen 
und Schüler mit Fachhochschulreife . 

Von den 55 .362158 Abgängerinnen und Abgängern 
zum Ende des Schuljahres 2006/07 verließ jeder 
Vierte die Schule lediglich mit einem Abgangszeug-
nis; 75,6 % erhielten dagegen ein Abschlusszeugnis . 
Auch der Anteil derjenigen, die keinen zusätzlichen 
allgemeinbildenden Abschluss erwarben, ist mit 
52,4 % recht hoch . Lediglich jeder Fünfte der Schul-
entlassenen insgesamt profitierte vom Besuch 
einer berufsbildenden Schule in der Weise, dass 
er ebenfalls einen allgemeinbildenden Abschluss 
erreichte (siehe Tabelle 81, auch im Folgenden) .

158 Im Schuljahr 2008/09 stieg die Zahl der Schulabgängerinnen und 
-abgänger auf 56 .334 an (Statistisches Landesamt 2009e, S . 16) .

Tabelle 80: Schülerinnen und Schüler an berufsbildenden Schulen nach Schulformen zum Ende  
des Schuljahres 2007/08 und 2008/09 
 

Schuljahr Einrichtungen/ 
Verwaltungseinheiten

Klassen Schülerinnen und Schüler

insgesamt weiblich je Klasse

Berufsschulen

2007/08 74 4 .454 84 .204 32 .138 18,9

2008/09 74 4 .527 85 .871 33 .163 19,0

Berufsfachschulen

2007/08 85 1 .104 25 .835 13 .505 23,4

2008/09 85 1 .091 24 .986 13 .134 22,9

Duale Berufsoberschulen

2007/08 37 88 1 .790 704 20,3

2008/09 43 100 2 .108 836 21,1

Fachoberschulen/Berufsoberschulen

2007/08 52 117 2 .445 967 20,9

2008/09 51 110 2 .466 993 22,4

Berufliche Gymnasien

2007/08 27 284 6 .373 2 .923 22,4

2008/09 30 291 6 .882 3 .226 23,6

Fachschulen

2007/08 68 499 10 .245 5 .912 20,5

2008/09 69 506 10 .520 5 .990 20,8

Insgesamt 99

2007/08 103 6 .546 130 .892 56 .149 20,0

2008/09 103 6 .625 132 .833 57 .342 21,1
 
Quelle: Statistisches Landesamt und eigene Darstellung
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Tabelle 81: Schulabgängerinnen und -abgänger aus berufsbildenden Schulen nach Schulformen  
und Abschlussarten zum Ende des Schuljahres 2006/07 
 

Schulform Insgesamt

Davon

mit 
Abgangs-
zeugnis

mit Abschlusszeugnis

ohne 
zusätzl. 
allgem. 

bildenden 
Abschluss

mit     
Haupt-

schulab-
schluss

mit  
S I-  

Abschluss

mit     
Fachhoch- 
schulreife

mit fachge-
bundener 

Hochschul-
reife

mit  
Allgem. 

Hochschul-   
reife

Berufsschulen 28 .296 7 .336 18 .6521 1 .7551 543 10 – –

Berufs- 
fachschulen

18 .644 4 .824 8 .172 – 3 .618 2 .030 – –

Duale Berufs-
oberschulen

750 149 – – – 601 – –

Berufs- 
oberschulen

2 .159 328 – – – 1 .267 102 462

Berufliche 
Gymnasien

1 .982 457 – – – 130 – 1 .395

Fachschulen 3 .651 391 2 .200 – – 940 – –

Insgesamt 55.362 13.485 29.0241 1.7551 4.161 4.978 102 1.857
 
1) Angaben korrigiert durch das MBWJK Quelle: Statistisches Landesamt 2008l, S . 90 

Angesichts des Fachkräftebedarfs und der schuli-
schen Dropout-Quoten werden die berufsbilden-
den Schulen als Ort der Qualifizierung zunehmend 
an Bedeutung gewinnen . Ihre Funktion wird in  
den nächsten Jahren zunehmend gestärkt werden 
müssen . 

Die duale Berufsausbildung stellt – wie bereits 
angedeutet wurde – für viele nicht studienberech-
tigte Jugendliche die dominante Form der Qualifi-
zierung für den Arbeitsmarkt dar . Neben der schu-
lischen stehen demnach die betriebliche sowie die 
überbetriebliche Ausbildung .

Insgesamt befanden sich im Jahre 2006 76 .736 
Jugendliche in einer Ausbildung, einschließlich 
der Auszubildenden, die speziell geregelte Ausbil-
dungsgänge für Behinderte gemäß § 66 BBiG bzw . 
§ 42 m HwO besuchen (Statistisches Landesamt 
2008l, S . 93) . Während das Niveau mit 71 .909 
Personen zehn Jahre zuvor deutlich unter diesem 
Wert lag, traten Ende der 1990er Jahre geburten-
stärkere Jahrgänge in den Ausbildungsmarkt . Die 

Zahl der Auszubildenden wuchs an und erreichte 
im Jahre 2000 eine Spitze mit über 80 .000 Perso-
nen . Im Jahre 2005 lag der Wert dann bei 75 .537 . 
Danach setzte eine leichte Entspannung ein  
(Statistisches Landesamt 2008l, S . 95) .

Industrie und Handel sowie Handwerk sind die 
Bereiche, in denen die Mehrheit der jungen Men-
schen einen Ausbildungsplatz findet . Dagegen 
befinden sich in der Landwirtschaft, dem öffent-
lichen Dienst, der Hauswirtschaft und den freien 
Berufen weit weniger Jugendliche in einer Aus-
bildung . Sie werden nicht selten zu den „übrigen 
Ausbildungsbereichen“ zusammengefasst . 

In Industrie und Handel befanden sich 2006 
38 .891 und damit rund 50,7 % der jungen Men-
schen in einer Ausbildung . Die Zahl ist gegen-
über dem Jahr 1996 deutlich gestiegen . Auch 
das Handwerk wird von einer verhältnismäßig 
großen Zahl von jungen Menschen, nämlich von 
26 .532 Personen, als Ausbildungsstätte wahrge-
nommen . Ihr Anteil im Verhältnis zu den Auszu-
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In Bezug auf die Geschlechter gibt es in diesem 
Zusammenhang ebenfalls eine typische Vertei-
lung: Der Anteil der jungen Frauen an den Aus-
zubildenden insgesamt liegt bei 38,4 % . Im In-
dustrie- und Handelsbereich liegt er bei 39,4 % . 
Handwerk und Landwirtschaft sind männliche 
Domänen; insbesondere Hauswirtschaft und Freie 
Berufe weibliche (siehe Abbildung 165) .

Geschlechtsspezifisch fällt auch die Wahl des 
Berufsbereiches aus . So waren 2007 92,4 % der 
Auszubildenden in Fertigungsberufen männlich 
(Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 5 .4 .4a) . 
Dagegen waren 66,5 % der Ausbildungsplätze im 
Dienstleistungssektor von Frauen besetzt . Berufs- 
und Ausbildungswahlen sind also immer noch in 
hohem Maße geschlechtertypisch verteilt .

Die außerbetriebliche Ausbildung spielt mit einem 
Anteil von 5,6 % (Bundesinstitut für Berufsbildung 
2009a, S . 125) keine große Rolle .

Bei den neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen 
zeichnet sich ab, dass sich die Zahl nach einem 
Anstieg seit Mitte der 1990er Jahre ab 2000 zu-
nächst spürbar verringerte . Waren es in diesem 
Jahr noch 30 .811 neu abgeschlossene Verträge, 
lag die Zahl 2005 nur noch bei 26 .445 . Nach 

bildenden insgesamt liegt bei 34,6 % . Allerdings 
ist die Anzahl der Auszubildenden im Handwerk 
in den letzten zehn Jahren ebenfalls spürbar um 
11,7 % gesunken . Die Anzahl derer in den übrigen 
Ausbildungsbereichen liegt zusammengefasst bei 
11 .313 . Ihr Anteil an den Auszubildenden insge-
samt beläuft sich auf lediglich 14,7 % . Insbeson-
dere Freie Berufe machen hier den Hauptanteil 
aus . Der öffentliche Dienst, die Landwirtschaft 
und Hauswirtschaft (im städtischen Bereich) bil-
den dagegen wenig aus159 (siehe Abbildung 164) .

Auch der Blick auf die Berufsbereiche offenbart 
bestimmte Tendenzen . Denn die Anzahl der Aus-
zubildenden in den Fertigungs- und Dienstleis-
tungsberufen (als die zwei größten Berufsberei-
che) hat sich in den letzten Jahren stark verändert . 
Erstmals kehrte sie sich 2001 zugunsten der 
Dienstleistungsberufe um . Seitdem ist in diesem 
Berufsbereich ein Anstieg der Auszubildenden zu 
verzeichnen (Statistisches Landesamt 2008m, 
5 .4 .3a) .

159 Nach aktuelleren Daten stieg die Zahl der Auszubildenden 2007 
gegenüber dem Vorjahr an und lag bei 78 .769 Personen . Die Zahl der 
Auszubildenden in Industrie und Handel stieg auf 41 .372 . Dagegen 
waren im Handwerk ebenso wie in den übrigen Ausbildungsbereichen 
etwas weniger Auszubildende zu verzeichnen (Statistisches Landes-
amt 2008m, Tab . 5 .4 .1 a) .
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Abb. 164:  Auszubildende nach Ausbildungs-
bereichen 2006

Abb. 165:  Auszubildende nach Geschlecht  
und Ausbildungsbereichen 2007 in  %
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Vorstellungen der jungen Menschen entsprachen, 
kann an dieser Stelle nicht geklärt werden . Sie 
weichen jedoch klar von dem in der Meldung als 
Bewerber/Bewerberin zum Ausdruck gebrachten 
Wunsch ab, eine Ausbildung aufzunehmen . Für 
3 .962 der als Ausbildungsstellenbewerberinnen 
und -bewerber gemeldeten Personen war zum 
Erhebungszeitpunkt eine Alternative gefunden 
worden, zumeist außerhalb einer Berufsausbil-
dung . Einige setzten ihre bereits begonnene Be-
rufsausbildung fort . Dem ursprünglichen Wunsch 
der Bewerberinnen und Bewerber, eine (andere) 
Ausbildung zu beginnen, konnte demnach nicht 
nachgekommen werden (Bundesinstitut für Berufs-
bildung 2009a, S . 14 sowie eigene Berechnungen) .

Vergegenwärtigt man sich, dass 16 .792 junge 
Menschen in Alternativen zu einem Ausbildungs-
platz einmündeten und damit 54,4 % der gemel-
deten Bewerberinnen und Bewerber insgesamt 
(dies unabhängig vom abgeschlossenen oder 
laufenden Vermittlungsauftrag auf Seiten der 
Bundesagentur für Arbeit), wird erkennbar, dass 
dem begrenzten Angebot zur betrieblichen wie 
außerbetrieblichen Ausbildung eine große Zahl 
von Ausbildungsplatznachfragern gegenübersteht 
(Bundesinstitut für Berufsbildung 2009a, S . 14 
sowie eigene Berechnungen) . 

Es ist nicht davon auszugehen, dass sich der Ver-
bleib in einer „Alternative“ mit dem Wunsch der 
jungen Menschen deckt . Hinzu kommen außer-
dem 865 sogenannte unversorgte Bewerberinnen 
und Bewerber, deren Verbleib Ende September 
2008 noch nicht geklärt war . Sie konnten dem-
nach also weder eine Berufsausbildung beginnen 
noch durch alternative Formen der beruflichen 
Bildung versorgt werden . Ihr Wunsch, ein Ausbil-
dungsverhältnis aufzunehmen, bestand jedoch 
weiterhin .

Rein rechnerisch stehen den genannten 865 
unversorgten Jugendlichen 942 betriebliche 
Ausbildungsstellen gegenüber . Die Bilanz sieht 
demnach gut aus . Doch abgesehen davon, dass 
es sich hierbei um statistische Daten handelt, die 

2005 entspannte sich die Lage wieder, sodass im 
Jahr 2008 30 .697 neue Verträge abgeschlossen 
werden konnten (Bundesinstitut für Berufsbildung 
2009a, S . 317) .

Bezogen auf die einzelnen Ausbildungszweige 
ergibt sich ein differenzierteres Bild . So nahm die 
Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsver-
hältnisse in Industrie und Handel seit Mitte der 
1990er Jahre mit leichten Schwankungen stetig 
zu . Ebenso konnten die Landwirtschaft und der 
öffentliche Dienst leichte Zuwächse verzeichnen . 
In Handwerk und Hauswirtschaft sowie den Freien 
Berufen sank dagegen die Zahl der abgeschlosse-
nen Verträge leicht (Statistisches Landesamt 
2008l, S . 92) .

Im Hinblick auf das Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt lassen die 
Daten für das Berichtsjahr 2007/08160 erkennen, 
dass den 24 .665 Lehrstellen 30 .884 Personen 
gegenüberstanden, die bei der Bundesagentur für 
Arbeit als Bewerberinnen und Bewerber für einen 
Ausbildungsplatz gemeldet waren .161 Hiervon 
konnten lediglich 13 .227 (bzw . 42,8 %) in eine  
Berufsausbildung einmünden . 12 .830 wurden  
dagegen als „andere ehemalige Bewerberinnen 
und Bewerber“ verzeichnet, die eine Alternative 
zur Ausbildung annahmen bzw . annehmen muss-
ten und bei denen deshalb der Vermittlungsauf-
trag seitens der Bundesagentur für Arbeit zum 
30 .09 .2008 endete .162 Ob diese Alternativen den 

160 Die folgenden Einschätzungen beruhen auf der Geschäftsstatistik 
der Bundesagentur für Arbeit . Diese erfasst jedoch lediglich einen 
Teilbereich der Bewerberinnen und Bewerber und gibt damit keinen 
vollständigen Überblick über das Geschehen am Ausbildungsmarkt .
161 Im Verhältnis von betrieblichen Ausbildungsstellen und Bewerber-
zahl zeigt sich: Rheinland-Pfalz liegt mit 68,8 betrieblichen Ausbil-
dungsstellen je 100 gemeldete Bewerberinnen und Bewerber knapp 
unter den deutschlandweit gemeldeten 70,0 Ausbildungsstellen je 
100 Ausbildungsplatzbewerberinnen und -bewerber (Bundesinstitut 
für Berufsbildung 2009, S . 82) .
162 Eine mögliche Alternative besteht in der Teilnahme an einem 
Berufsvorbereitungsjahr, das insbesondere für Schulentlassene mit 
und ohne Hauptschulabschluss in Frage kommt . Die Zahlen für 
Rheinland-Pfalz zeigen, dass im Erhebungszeitraum vom 01 .10 .2007 
bis 30 .09 .2008 3 .331 Jugendliche an einem solchen Berufsvorbe-
reitungsjahr teilnahmen . Die Anzahl der jungen Menschen ist hier 
gegenüber dem Vorjahr um 7,3 % zurückgegangen (Bundesinstitut 
für Berufsbildung 2009, S . 344) .
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keit der Vermittlung Jugendlicher in das duale  
Ausbildungssystem weiterhin in verstärktem 
Maße zu gelten . Denn anhand der Daten wurde  
nicht nur deutlich, dass – trotz abnehmender 
Bewerberzahl, die sich demografisch bedingt in 
Zukunft weiter verringern wird – den insgesamt 
30 .884 gemeldeten Bewerberinnen und Bewerbern  
weiterhin 24 .665 gemeldete betriebliche und 
außerbetriebliche Ausbildungsstellen gegenüber- 
stehen, sondern auch, dass über die Hälfte der 
Ausbildungsstellenbewerberinnen und -bewerber 
in Alternativen münden . So zeigt sich auch bundes- 
weit, dass der Anteil der Jugendlichen, die einen 
Ausbildungsplatz suchen, aber in einer sogenannten 
Alternative („Übergangssystem“) unterkommen, 
von 35 % im Jahr 1992 auf 52 % im Jahr 2008 
gestiegen ist;165 das Problem eines zurückgehen-
den „Berufsbildungsinteresses“ der Jugendlichen 
ist damit durch fehlende Lehrstellen hausgemacht 
(Granato, M . 2009b) .

165 Interessant ist darüber hinaus: Das Durchschnittsalter aller 
Ausbildungsanfängerinnen und -anfänger lag deutschlandweit nach 
Angaben des BiBB im Jahr 2006 bei 19,3 Jahren . Die Quote der 
mindestens 20-Jährigen stieg von gut 20 % (1993) auf 33 % (Beicht/
Ulrich 2007, S . 1) . Jeder Dritte beginnt seine Ausbildung demnach 
erst in einem für den Einstieg in eine vollqualifizierende Maßnahme 
relativ hohen Alter; dies ist auch angesichts des Umstands, dass es 
sich dabei vor allem um Abiturienten handelt, problematisch .   

weder die Ausbildungsvorstellungen163 noch die 
z . B . regionalen Lebensbedingungen der jungen 
Menschen erfassen, bleibt der Umstand, dass viele 
junge Menschen Alternativen anzunehmen haben, 
die ihrem Berufswunsch nicht entsprechen, gra-
vierend .164

Jedem ausbildungswilligen und ausbildungsfähi-
gen jungen Menschen sollte, wie es der Ausbil-
dungspakt der Bundesregierung zur verpflichten-
den Aufgabe gemacht hat (Bundesministerium für  
Wirtschaft und Technologie 2004), ein Angebot  
auf Ausbildung unterbreitet werden . Mit der 
„Vereinbarung Rheinland-Pfalz für Ausbildung 
2007 – 2010“ ist in Rheinland-Pfalz eine entspre-
chende Vereinbarung auf Landesebene geschlossen 
worden . Initiiert und unterzeichnet wurde sie von 
den Partnern des Ovalen Tisches des Minister-
präsidenten, der sich mehrmals jährlich trifft und 
Unterstützungsmöglichkeiten für junge Menschen 
abstimmt und koordiniert . Zu den Partnern zäh-
len neben der Landesregierung die Wirtschafts-
kammern, Unternehmerverbände, die Regional-
direktion der Bundesagentur für Arbeit und die 
Gewerkschaften . Durch die in der Vereinbarung 
festgelegte „Nachvermittlungsaktion“ ist es zwar  
gelungen, die Zahl der zum Ende des Berichts-
jahres 2007/08 als unversorgt registrierten jungen 
Menschen von 865 bis Ende Januar 2009 auf 395 
Jugendliche zu reduzieren, doch hat die Vorrangig-

163 Die BiBB-Schülerbefragungen lassen erkennen, dass auch bei den-
jenigen, die einen Ausbildungsplatz erhielten, 2008 nur in 76 % der 
Fälle der Ausbildungsberuf mit dem Wunschberuf übereinstimmte . 
Bei 15 % stimmten beide teilweise, in beachtlichen 9 % nicht überein 
(Bundesinstitut für Berufsbildung 2009, S . 80) . 
Obwohl hierbei auch andere Faktoren wie der Schwierigkeitsgrad 
der Tätigkeiten eine Rolle spielen, ist demnach vielleicht nicht 
verwunderlich, dass die Quote vorzeitig gelöster Ausbildungsverträge 
2006 bei 21,4 % lag (Bundesinstitut für Berufsbildung 2009, S . 154) . 
Das bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, dass der Betroffene ohne 
Berufsabschluss verbleibt . Vielmehr ist auch der Wechsel in einen 
anderen Ausbildungsberuf denkbar . 
164 Warteschleifen, die weder nach wirtschaftlichen Aspekten sinnvoll 
noch persönlich intendiert sind, sollten hier möglichst vermieden 
werden . Im Rahmen der Nachvermittlungsaktion der Wirtschafts-
kammern sowie der Agenturen für Arbeit im Herbst eines jeden 
Jahres wird noch einmal versucht, jedem Bewerber bzw . jeder 
Bewerberin eine Chance zu geben . Vorrangig ist hier die Vermittlung 
in betriebliche Ausbildungsstellen .
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demnach dem Arbeitsmarkt (noch) nicht zur Ver-
fügung stehen . Die Erwerbsquote bei männlichen 
Jugendlichen im Alter von 15 bis 20 Jahren lag 
mit 37,5 % außerdem deutlich höher als bei ihren 
weiblichen Altersgenossen (30,8 %) .

Von den 84 .700 15- bis 20-jährigen Erwerbsper-
sonen waren 74 .000 erwerbstätig . Die Erwerbstä-
tigenquote lag bei 30,0 % . 33,4 % der männlichen 
Jugendlichen, 26,2 % der weiblichen Jugendlichen 
waren erwerbstätig (Statistisches Landesamt 
2009f, S . 11) .

Von den 1 .178 .727 sozialversicherungspflichtigen  
Beschäftigten waren 45 .245 unter 20 Jahre und  
107 .888 zwischen 20 und 25 Jahre alt . Ihr Anteil 
an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
insgesamt beläuft sich zusammen auf 13 % (Sta-
tistisches Landesamt 2008m, Tab . 6 .2 .2a sowie 
eigene Berechnungen) .

Die verfügbaren Daten zur Arbeitslosigkeit zeigen,  
dass die Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen 
Erwerbspersonen 2007 bei 6,5 % lag und damit 
im Vergleich zu den Vorjahren gesunken ist (Sta-
tistisches Landesamt 2008l, S . 157 f .) . Es ist jedoch 
zu beachten, dass es sich um Daten handelt, die 
die Entwicklungen angesichts der Wirtschaftskrise 
nicht widerzuspiegeln vermögen . Der konjunktu-
relle Aufschwung in der zweiten Hälfte des Jahres 
2006 führte zum Rückgang der Arbeitslosigkeit . 

7.4.3 Junge Menschen im Übergang zum 
Erwerbssystem – die 2. Schwelle

Zum Übergang ins Erwerbsleben gehört nicht nur 
der Weg in eine Berufsausbildung . Auch die soge-
nannte 2 . Schwelle ist von Bedeutung, an der sich 
zeigt, inwieweit es den jungen Menschen gelingt, 
erfolgreich in eine Erwerbstätigkeit einzusteigen, 
die ihre Eigenständigkeit und gesellschaftliche 
Teilhabe gewährleistet . Dieser Übergang kann mit 
der Übernahme durch den Ausbildungsbetrieb 
einhergehen, oder die Jugendlichen durchlaufen 
mit einem positiven Ergebnis ein Bewerbungs-
verfahren und erhalten eine Anstellung . Ebenso 
wie der Übergang in den Kontext der beruflichen 
Qualifikation birgt die 2 . Schwelle jedoch auch 
Risiken für den Einzelnen . Gelingt der Weg in die 
Erwerbstätigkeit nicht oder nicht sofort, muss der 
junge Mensch über Engagement, Durchhaltever-
mögen und eine hohe Frustrationstoleranz verfü-
gen . Belastet wird der Übergang, wenn sich junge 
Menschen damit konfrontiert sehen, „arbeitslos“ 
zu sein bzw . so bezeichnet zu werden und auf 
staatliche Hilfen angewiesen zu sein . 

2008 lag die Zahl der Erwerbspersonen in Rhein-
land-Pfalz insgesamt bei 2 .037 .200, die Erwerbs-
quote bei 50,4 % Die Zahl der Erwerbspersonen 
sowie die Erwerbsquote sind in den letzten Jahr-
zehnten mit leichten Schwankungen stetig ange-
stiegen (Statistisches Landesamt 2009f, S . 9) .

Für Jugendliche zwischen 15 und 20 Jahren beläuft 
sich die Zahl der Erwerbspersonen auf 84 .700;  
sie ist damit seit den 1980er Jahren drastisch 
gesunken . Waren es 1980 noch 179 .100 Erwerbs-
personen dieser Altersgruppe, hatte sich ihre 
Anzahl zehn Jahre später beinahe um die Hälfte 
reduziert und lag nur noch bei 95 .600 Personen . 
Die Erwerbsquote der 15- bis 20-Jährigen lag 
2008 bei 34,3 % . Sie hat sich ebenfalls gravierend 
verändert: 1980 war noch mehr als die Hälfte der 
Jugendlichen erwerbstätig (siehe Abbildung 166) . 

Erklären lässt sich dies u . a . mit der Bildungs-
expansion, im Zuge derer Jugendliche längere 
Zeit als früher im Bildungssystem verbleiben und 
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Abb. 166:  Erwerbspersonen im Alter von  
15 bis 20 Jahren



386

dem deutschen Arbeitsmarkt“ fest, dass die Wirt-
schaftskrise zwar seit Herbst 2008 ihre Wirkung 
auf dem Arbeitsmarkt zeigt, diese jedoch relativ 
moderat ausfällt und hinter den Erwartungen zu 
Beginn des Jahres 2009 zurückbleibt . Insbesonde-
re auch der Blick auf Europa lässt erkennen, dass 
Deutschland die Krise bisher relativ gut verkraftet . 
Grundlegend hierfür erscheint die starke Nutzung 
von Kurzarbeit (Bundesagentur für Arbeit, Arbeits-
marktberichterstattung 2009) . Allerdings zeigen 
die Zahlen auch, dass angesichts der aktuellen 
wirtschaftlichen Entwicklungen Jugendliche und 
Männer besonders häufig von Arbeitslosigkeit 
betroffen sind: „Die Jugendarbeitslosigkeit liegt 
bereits seit Februar über dem Vorjahr, wohingegen 
die Arbeitslosigkeit insgesamt sich [erst, Anmerk . 
d . Verf .] seit März über dem Vorjahresniveau be-
wegt .“ (Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarkt-
berichterstattung 2009, S . 9f .) So zeigen dann 
auch die Daten, dass im ersten Quartal 2008 
deutschlandweit noch 10,2 % der Jugendlichen 
von Arbeitslosigkeit betroffen waren, während die 
Jugendarbeitslosenquote im ersten Quartal 2009 
bereits bei 10,5 % lag (siehe Abbildung 167) . 

Anhand neuerer Daten wird zudem erkennbar, 
dass die Arbeitslosigkeit der unter 25-Jährigen im 
November 2009 gegenüber dem Vorjahr um 11 % 
gestiegen ist, im Oktober 2009 um 12 % und im 
September 2009 um 13 % (Bundesinstitut für Be-
rufsbildung 2009b, c und d, o . S .) . 

Dabei war die Arbeitslosenquote in den kreisfreien 
Städten mit 8,8 % deutlich erhöht gegenüber der 
der Landkreise (5,7 %) . Im Vergleich zur Arbeitslo-
senquote in Deutschland von 9,0 % lag Rheinland-
Pfalz unter dem Durchschnitt (Statistisches Lan-
desamt 2008l, S . 159) .

Die Arbeitslosigkeit der unter 25-Jährigen sank 
in den Jahren vor der Wirtschaftskrise ebenfalls 
deutlich . Waren 2005 nach Ergebnissen der  
Bundesagentur für Arbeit noch 26 .835 Personen 
dieser Altersgruppe arbeitslos, waren es im Jahre 
2007 nur noch 16 .240 . Dies macht einen Rück-
gang von 39,5 % aus (Statistisches Landesamt 
2008l, S . 157 sowie eigene Berechnungen) .

Betrachtet man den Eckwert junger Arbeitsloser je 
1 .000 Personen im Alter zwischen 15 und unter  
25 Jahren, zeigt sich, dass im Jahr 2007 rund 36 der 
unter 25-Jährigen (pro 1 .000) in Rheinland-Pfalz 
von Arbeitslosigkeit betroffen waren . Bezogen auf 
die Landkreise und kreisfreien Städte ist das in 
Tabelle 82 dargestellt . 

Mit rund 75 Personen pro 1 .000 15- bis unter 
25-Jährige war die Arbeitslosigkeit in Pirmasens 
besonders hoch . Es folgen Ludwigshafen mit  
51,3 ‰ sowie Koblenz mit 50,9 ‰ . 

Deutlich wird, dass insbesondere kreisfreie Städte 
von einer hohen Arbeitslosigkeit betroffen sind . 
Überdurchschnittlich war die Arbeitslosigkeit 
bezogen auf 1 .000 Personen der 15- bis unter 
25-Jährigen ebenfalls in Kusel, Birkenfeld, Bad 
Kreuznach, Neuwied, Mayen-Koblenz, im Wester- 
waldkreis, in Worms, dem Donnersbergkreis sowie 
in Speyer . Vergleichsweise niedrig war sie dage-
gen mit 21,5 gegenüber 1 .000 Personen in Trier-
Saarburg, mit 22 in Mainz sowie mit 22,4 in Bad 
Dürkheim . Es folgen der Rhein-Pfalz-Kreis, die 
Südliche Weinstraße sowie Bernkastel-Wittlich 
(siehe Tabelle 82) .

Es stellt sich allerdings die Frage, welche Ten-
denzen sich angesichts der Finanz- und Wirt-
schaftskrise abzeichnen . So stellt der Kurzbericht 
der Bundesagentur für Arbeit „Ein Jahr Krise auf 
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Abb. 167:  Jugendarbeitslosigkeit in %
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Tabelle 82: Junge Arbeitslose je 1.000 Personen der Altersgruppe von 15 bis unter 25 Jahren 2007, 
Arbeitslosenquote für junge Menschen im Alter von 15 bis unter 25 Jahren im Januar 2009  
nach Verwaltungsbezirken 
 

Arbeitslose  
15- bis 25-Jährige je 1.000 (2007)

Arbeitslosenquote
15- bis 25-Jährige in % (2009)

Frankenthal Stadt 43,63 8,4

Kaiserslautern Stadt 48,42 11,3

Koblenz Stadt 50,86 10,2

Landau Stadt 28,98 6,1

Ludwigshafen Stadt 51,32 10,9

Mainz Stadt 22,03 5,5

Neustadt Stadt 32,52 5,9

Pirmasens Stadt 75,38 13,6

Speyer Stadt 36,48 6,6

Trier Stadt 28,09 6,7

Worms Stadt 36,65 7,4

Zweibrücken Stadt 43,39 9,4

Ahrweiler 32,60 5,2

Altenkirchen 34,79 6,0

Alzey-Worms 34,21 5,7

Bad Dürkheim 22,41 4,4

Bad Kreuznach 38,98 9,0

Bernkastel-Wittlich 27,96 5,0

Birkenfeld 40,46 9,3

Cochem-Zell 29,50 5,3

Donnersbergkreis 36,59 7,0

Eifelkreis Bitburg-Prüm 30,27 4,5

Germersheim 29,75 5,9

Kaiserslautern 34,22 7,1

Kusel 42,94 8,0

Mainz-Bingen 29,13 5,1

Mayen-Koblenz 37,59 6,8

Neuwied 37,70 7,2

Rhein-Hunsrück-Kreis 34,02 6,6

Rhein-Lahn-Kreis 32,42 4,4

Rhein-Pfalz-Kreis 24,77 4,7

Südliche Weinstraße 25,14 4,9

Südwestpfalz 32,52 5,9

Trier-Saarburg 21,50 3,8

Vulkaneifel 35,29 4,9

Westerwaldkreis 37,05 5,9
 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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und -absolventen (Beicht/Ulrich 2008, S . 2) . Auf 
der Datengrundlage des Mikrozensus wird hier au-
ßerdem dargestellt, dass sich die Quote der jungen 
Menschen ohne Berufsausbildung deutschland-
weit von 1996 bis 2004 kaum veränderte und bei 
etwa 15 % lag .166 Dies galt für die Gruppe der 20- 
bis 29-Jährigen ebenso wie die Untergruppe der 
20- bis 24-Jährigen (Beicht/Ulrich 2008, S . 3) . Für 
Rheinland-Pfalz zeigt sich, dass von 321 .000 jun-
gen Menschen im Alter von 15 bis unter 25 Jahren 
210 .000 ohne Berufsabschluss sind (Statistisches 
Landesamt 2008m, Tab . 5 .1a) .167 

Doch nicht nur junge Menschen ohne Berufsab-
schluss sind in erhöhtem Maße von Arbeitslosig- 
keit betroffen . Auch im Übergang von einer  
Ausbildung in die Erwerbstätigkeit zeigt sich, 
dass die Lage junger Menschen verstärkt von den 
Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt bzw . den 
Auswirkungen der Wirtschaftskrise abhängig ist . 
Junge Menschen, die kurz vor Beendigung ihrer 
Ausbildung stehen, sehen sich zunehmend mit der 
Tatsache konfrontiert, dass ihre Übernahme durch 
den Ausbildungsbetrieb nicht gewährleistet ist .168 
Eine Befragung des Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB) zur Übernahmesituation von Aus-
zubildenden 2009/10 hat ergeben, dass lediglich 
36 % und damit gut ein Drittel der Befragten, die 
sich im letzten Ausbildungsjahr befinden, bisher 
eine Zusage der Übernahme erhalten haben . Doch 
auch deren Weiterbeschäftigung scheint oftmals 
ungesichert, handelt es sich nur bei 38 % um 
eine angebotene unbefristete Anstellung . Knapp 
jeder vierte Befragte hat dagegen eine Absage 
seitens des Ausbildungsbetriebes erhalten; 40 % 
sind bisher nicht über eine mögliche Übernahme 

166 Die Zahlen von 2005 waren aufgrund einer veränderten Erhe-
bungsmethode nicht mit den Ergebnissen der Vorjahre vergleichbar .
167 Hierbei wurden Personen, die sich noch in Ausbildung befinden, 
ebenso wie Personen, die keine Angaben zum Berufsabschluss mach-
ten, nicht mit einbezogen .
168 Zu möglichen Problemen an der 2 . Schwelle vgl . auch Seibert/
Kleinert 2009 . Es wird hier die Vermutung aufgestellt, dass sich 
die Probleme – insbesondere eine Arbeitslosigkeit bei fehlender 
Übernahme durch den Ausbildungsbetrieb sowie infolgedessen das 
Verlassen des erlernten Berufes – angesichts der Wirtschaftskrise 
noch verschärfen werden . 

In besonderer Weise sind hier – wie bereits ange-
deutet – junge Männer mit einem Zuwachs von 
19 % gegenüber dem Vorjahr betroffen; junge  
Frauen dagegen lediglich mit einem Anstieg 
von 3 % . Hinzu kommen regionale Disparitäten . 
Angestiegen ist die Arbeitslosigkeit besonders in 
Westdeutschland; dies vorrangig aufgrund der 
hier angesiedelten exportabhängigen Branchen, 
die die Auswirkungen der Krise in stärkerem Maße 
zu spüren bekommen (Bundesagentur für Arbeit, 
Arbeitsmarktberichterstattung 2009) .

Die Bundesagentur für Arbeit prognostiziert, dass 
die Situation auf dem Arbeitsmarkt trotz der ak-
tuellen Stabilisierung im kommenden Jahr weiter 
angespannt sein, wenn nicht ungünstig verlaufen 
wird (ebd .) . 

Es ist zu erwarten, dass vor allem Jugendliche bzw . 
junge Männer in Westdeutschland hiervon betrof-
fen sein werden . 

Für die einzelnen rheinland-pfälzischen Landkreise 
und kreisfreien Städte liegen Daten zur Arbeits- 
losenquote der 15- bis unter 25-Jährigen zum Januar 
2009 vor . Es ergibt sich hieraus folgendes Bild: 

Mit 13,6 % war die Arbeitslosenquote in Pirmasens 
besonders hoch . Es folgen Kaiserslautern (Stadt) 
mit 11,3 % und Ludwigshafen mit 10,9 %, ebenso 
wie Koblenz, Zweibrücken und Birkenfeld . Es wird 
deutlich, dass insbesondere kreisfreie Städte von 
einer hohen Jugendarbeitslosigkeit betroffen sind . 
Vergleichsweise niedrig war die Arbeitslosenquote 
der jungen Menschen zwischen 15 und 24 Jahren 
Anfang 2009 dagegen mit 3,8 % in Trier-Saarburg 
sowie in Bad Dürkheim und dem Rhein-Lahn-Kreis 
(jeweils 4,4 %; siehe Tabelle 82) .

Insbesondere bei jungen Menschen ohne Berufs- 
abschluss ist das Risiko der Arbeitslosigkeit erhöht . 
So macht das Bundesinstitut für Berufsbildung 
darauf aufmerksam, dass 2005 deutschlandweit 
26 % der Erwerbspersonen mit fehlendem Berufs-
abschluss arbeitslos waren, im Gegensatz zu 9,7 % 
derjenigen mit einem Lehr- oder Fachschulab-
schluss sowie 4,1 % der Hochschulabsolventinnen 
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Von den insgesamt 80 .390 Bezieherinnen und  
Beziehern von Leistungen nach dem SGB XII waren  
4 .968 unter 18 Jahre (Statistisches Landesamt 
2008m, Tab . 7 .4 .1a) . In dieser Altersgruppe emp-
fingen deutlich mehr männliche Jugendliche 
(3 .067 Personen) eine Leistung nach dem SGB XII . 
Von den knapp 5 .000 Leistungsbezieherinnen und 
-beziehern erhielten 15 % Sozialhilfe bzw . Hilfe 
zum Lebensunterhalt (Statistisches Landesamt 
2008m, Tab . 7 .4 .2a) .

Es wird deutlich, dass bei einem beachtlichen 
Teil der jungen Menschen der Weg ins (Erwerbs-)
Leben sehr holprig beginnt und nur mit großem 
Aufwand in sichere Bahnen gelenkt werden kann . 
Jede nicht bewältigte Anforderung und „Hürde“ 
muss mit erheblicher Energie von Seiten der  
Jugendlichen und mit Unterstützung aus der 
sozialen Infrastruktur von Neuem angegangen 
werden . Deshalb sind die sozialstaatlichen Un-
terstützungssysteme vor und im Übergang zur 
Ausbildung unerlässlich . Gleichzeitig begründen 
langfristige Überlegungen verstärkte kurzfristige 
Aktivitäten: Der demografische Wandel verän-
dert unaufhaltsam die Gesellschaftsstruktur . Für 
die nächsten 20 Jahre ist der Wandel objektiv 
vorhersehbar . Ein höheres Qualifikationsniveau 
ist zwingend notwendig und erfordert die beste 
Ausbildung möglichst aller Jugendlichen . Seit den 
1970er Jahren wirken sich Krisen immer an den 
sensiblen Übergangsstellen des Beschäftigungs-
systems aus und betreffen dabei die Jugendphase . 
Angesichts des demografischen Wandels können 
Wirtschaft und Politik sich das nicht mehr leisten .

informiert worden . Zwei Drittel der jungen Men-
schen, deren Übernahme durch den Ausbildungs-
markt nicht gesichert ist, waren zum Zeitpunkt 
der Befragung ohne Perspektive; lediglich 22 % 
haben bereits die Zusage eines anderen Betriebes 
erhalten (DGB Bundesvorstand, Bereich Jugend 
2009, o . S .) .

Auszubildende sehen sich demzufolge auch an der 
2 . Schwelle mit Unsicherheiten und Ungewiss-
heiten konfrontiert . Sie erfahren nicht nur spät, 
inwieweit ihre Weiterbeschäftigung durch den 
Ausbildungsbetrieb gesichert ist, oftmals werden 
sie auch nur kurzzeitig beschäftigt, sodass die 
Zukunft wenig planbar und sicher erscheint . Es 
wurde bereits deutlich, dass insbesondere junge 
Menschen bzw . hier junge Männer einem erhöhten 
Risiko ausgesetzt sind, arbeitslos zu werden . Dies 
hat sich aufgrund der Wirtschaftskrise verschärft . 
Gerade auch Auszubildende sind hiervon betroffen, 
sind sie gegenüber Festangestellten benachteiligt .

Auch zur geringfügigen Beschäftigung liegen 
Zahlen vor . Demnach gingen 42 .824 der unter 
25-Jährigen 2007 einer solchen Beschäftigung 
nach . Ihr Anteil an den ausschließlich geringfügig 
entlohnten Beschäftigten insgesamt beläuft  
sich auf 16,9 % (Statistisches Landesamt 2008l,  
S . 153 sowie eigene Berechnungen) .

Die arbeitslosen jungen Erwachsenen sind in der 
Regel auf Sozialleistungen angewiesen . Hierzu ge-
hört die Grundsicherung für Arbeitssuchende nach 
dem SGB II . 

In Rheinland-Pfalz gibt es insgesamt 109 .514  
Bezieherinnen und Bezieher von Grundsicherung  
für Arbeitssuchende nach SGB II unter 25 Jahren . 
Hiervon sind 53 .714 Personen weiblich und 55 .800 
männlich (Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 
7 .3a) . Die Daten zeigen außerdem, dass 2007 auf 
je 100 Gleichaltrige im Alter von 15 bis 21 Jahren 
7,5 Empfängerinnen und Empfänger der Grund- 
sicherung für Arbeitssuchende kamen (Statis-
tisches Landesamt 2008l, S . 291 sowie eigene 
Berechnungen) .
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Zunächst sind für einen gut gelingenden Übergang 
überdurchschnittliche individuelle Qualifikationen 
erforderlich, um als Abgängerinnen bzw . Abgänger 
einer allgemeinbildenden Schule unmittelbar 
mit einer Ausbildung im dualen System beginnen 
zu können . Hierzu zählt nicht nur die Höhe des 
erreichten Schulabschlusses, ebenso spielt der 
Notendurchschnitt eine Rolle . 

Von Bedeutung ist des Weiteren der familiäre 
Hintergrund des Ausbildungs- bzw . in der Folge 
Arbeitssuchenden . Junge Menschen mit höher ge-
bildeten Eltern sind zum einen erfolgreicher in der 
Schule, weisen demnach eine höhere schulische 
Qualifikation auf und treten mit guten Chancen in 
den Kontext des Erwerbslebens ein . Sie scheinen 
andererseits intensiver und besser von ihren 
Eltern im Hinblick auf ihre Berufswahl beraten 
zu werden . Deren informelle Netzwerke können 
zusätzlich den Zugang zu einer Ausbildungsstelle 
erleichtern . Die Jugendlichen bleiben darüber hi-
naus seltener ohne Ausbildungsabschluss, sodass 
das Risiko der Arbeitslosigkeit geringer ausfällt . 
Die Merkmale Schul- und Berufsabschluss der El-
tern, qualifizierte Erwerbstätigkeit des Vaters und 
ein offenes Gesprächsklima bei Schulproblemen 
haben demzufolge einen wesentlichen Einfluss auf 
die Dauer und Qualität des Übergangs . 

Die soziale Einbindung des nach einer Ausbildung 
Suchenden kann darüber hinaus die Zugangswege 
und damit Handlungsräume des Einzelnen auf 
dem Ausbildungsmarkt erweitern . Die Übergangs-
studie des BiBB nennt das aktive Engagement in 
der örtlichen Feuerwehr, dem Technischen Hilfs-
werk, dem Rettungsdienst o .  Ä . als förderlich für 
die rasche Einmündung in ein Ausbildungsverhält-

tragen, identifiziert die BiBB-Übergangsstudie darüber hinaus weitere 
Faktoren, welche die Übergangszeit ins Erwerbsleben stark beeinflus-
sen können . Hierzu gehören u . a . die Betreuung eines eigenen Kindes, 
das zunehmende Alter (als positiver Faktor), der fehlende Bildungs-
wunsch bei Schulende, die schnelle Fortsetzung des Bildungsweges 
nach Beendigung der Schule sowie Selbstselektionsprozesse .

7.5 Startkapitalien und -bedingungen beim Übergang  
ins Erwerbsleben

Welchen Jugendlichen gelingt der Start ins Leben 
gut, welchen dagegen weniger gut? Der erfolgrei-
che Übergang ins Ausbildungssystem (1 . Schwelle) 
lässt sich dadurch kennzeichnen, dass derzeit grob 
die Hälfte der bei der Bundesagentur für Arbeit 
gemeldeten Jugendlichen einen Ausbildungsplatz 
erhält und nicht in eine teilqualifizierende, vorbe-
reitende, grundbildende Maßnahme oder Alterna-
tive dazu mündet . Ein gelingender Übergang ins 
Erwerbsleben (2 . Schwelle) betrifft den Einstieg in 
eine Erwerbstätigkeit, unabhängig von bisherigen 
allgemeinbildenden und beruflichen Qualifikatio-
nen .169 Das führt zu der Frage, welche Startbedin-
gungen und -kapitalien einem jungen Menschen 
beim Übergang ins Erwerbsleben hilfreich sein 
können .

Die Studie „Bildungswege und Berufsbiographie 
von Jugendlichen und jungen Erwachsenen im 
Anschluss an allgemeinbildende Schulen“ (kurz: 
BiBB-Übergangsstudie)170 eröffnet einen Blick auf 
individuelle Wege des Übergangs und geht damit 
weit über die statistische Erfassung von Schulab-
schlüssen und Ausbildungsverträgen hinaus . Sie 
beschreibt im Wesentlichen fünf Determinanten, 
die den Übergang ins Erwerbsleben bestimmen 
(Beicht/Ulrich 2007 sowie Bundesministerium für 
Bildung und Forschung 2007):171 

169 Erfolgreich ist in gewisser Weise auch der, der keinen Schul- oder 
Berufsabschluss erwerben konnte, jedoch trotzdem in einem stabilen 
Arbeitsverhältnis steht und seinen Lebensunterhalt eigenständig 
bestreiten kann . Doch auch andere Lebensformen können als „gelun-
gen“ bezeichnet werden, wenn subjektive Gestaltungsvorstellungen 
und gesellschaftliche Anerkennungsverhältnisse nicht dauerhaft in 
Konflikt miteinander geraten .
170 Die Studie benennt einerseits vorrangig Determinanten, die die 
Dauer des Übergangs in ein Ausbildungsverhältnis betreffen; ande-
rerseits stellt sie heraus, welche Faktoren die Ausbildungslosigkeit 
von jungen Menschen bedingen können (Beicht/Ulrich 2008) . Gera-
de in diesem Fall besteht ein hohes Risiko dauerhafter Arbeitslosig-
keit . Dies betrifft den Übergang an der 2 . Schwelle, wenn nämlich der 
Einstieg in eine Erwerbstätigkeit fehlschlägt bzw . mit Schwierigkeiten 
verbunden ist . 
171 Hinsichtlich der Jugendlichen ohne Berufsausbildung, die – wie 
bereits dargestellt wurde – ein erhöhtes Risiko der Arbeitslosigkeit 
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hintergrund und die regionale Verortung, stellen 
also Risiken beim Übergang an der 1 . ebenso wie 
der 2 . Schwelle dar . Auch das Geschlecht kann in 
diesem Kontext als besondere Startbedingung 
verstanden werden, denn mit ihm sind Soziali-
sationsprozesse verbunden, die den Übergang in 
eine Ausbildung präformieren,172 den Übergang in 
die Erwerbstätigkeit jedoch in indirekter positiver 
Weise beeinflussen können . Ebenso stellt das in 
der Phase des Übergangs vorhandene oder fehlen-
de Ausbildungsplatzangebot eine zentrale Start-
bedingung für junge Menschen dar, auf die sie 
selbst keinen Einfluss haben . Die genannten Fak-
toren können kumulativ, aber auch für sich allein 
dazu führen, dass die Chance, einen Ausbildungs-
platz zu erhalten und in der Folge eine Erwerbstä-
tigkeit aufzunehmen, vermindert ist . 

Im Kontext des Ausbildungsmarktes geht es kon-
kret darum, das Augenmerk nach wie vor auf Be-
nachteiligungen zu richten und die Intensität der 
Förderprogramme für Benachteiligte (in quantita-
tiver wie qualitativer Hinsicht) aufrecht zu erhal-
ten . Wichtig ist es aber auch, Jugendliche beim 
Übergang ins Erwerbsleben in verstärkter Weise 
zu begleiten, ihr Selbstvertrauen zu stärken und 
ihre persönlichen, sozialen und berufsbezogenen 
Kompetenzen zu stärken . Schließlich soll darauf 
hingewiesen werden, dass ein guter Bildungsab-
schluss, Abitur und/oder abgeschlossenes Stu-
dium, keine Garantie darstellt für das Erreichen 
sicherer und attraktiver Berufspositionen . Mit 
dem Anstieg des Qualifikationsniveaus in einer 
Gesellschaft verbreiten sich die Risiken, arbeitslos 
zu werden, stärker auch in höheren Schichten . 
Ebenso breiten sich diskontinuierliche Berufsbio-
grafien auf allen Qualifikationsniveaus aus . Ein 
schwieriger Start ins Berufsleben liegt in der Regel 
auch beim Abbruch eines Bildungsganges, sei es 
einer Ausbildung oder eines Hochschulstudiums, 
vor den betroffenen jungen Menschen . 

172 Eine solche Aussage bezieht sich vorrangig auf die Feststellung, 
dass die Berufswünsche der jungen Frauen sich stark auf Dienst-
leistungsberufe konzentrieren (Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2008c, S .84 f .) und damit Einschränkungen verbunden 
sein können .	

nis . Bei erfolgreichem beruflichem Abschluss ist das 
Risiko der Arbeitslosigkeit in der Folge geringer . Die 
vierte Determinante wird von angebotsrelevanten 
Merkmalen gebildet . Denn die Übergangsdauer 
hat immer auch zu tun mit dem vorhandenen An-
gebot an Ausbildungsstellen – dies wurde auch bei 
der Beschreibung der Situation in Rheinland-Pfalz 
offenkundig . Die Wohnregion spielt hier eine Rolle, 
insbesondere zwischen Stadt und Land gibt es 
starke Differenzen in Bezug auf das Ausbildungs-
stellenangebot . 

Schließlich sind die soziodemografischen Merkmale, 
der Migrationshintergrund sowie das Geschlecht, 
relevant . Die Studie belegt einerseits, dass die 
Übergangsprozesse für Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund überdurchschnittlich langwierig 
sind . Erklärt wird dieses Phänomen damit, dass 
sie häufiger als andere Jugendliche nur über einen 
Hauptschulabschluss verfügen und ihre Noten 
durchschnittlich etwas schlechter ausfallen . Ur-
sächlich erscheinen außerdem die geringere Qua-
lifizierung der Eltern sowie ihre geringere soziale 
Einbindung . Entscheidend ist jedoch die Aussage, 
dass „ein Migrationshintergrund bereits für sich 
allein genommen bei der Lehrstellensuche von 
Nachteil“ ist, also Diskriminierungsprozesse wirk-
sam sind (Beicht/Ulrich 2007, S . 5) . Obwohl junge 
Frauen bessere Schulabschlüsse aufweisen und 
bessere Noten erhalten, haben auch sie schlechtere 
Chancen, unmittelbar nach Verlassen der allge-
meinbildenden Schule einen Ausbildungsplatz zu 
finden . Die Konkurrenz insbesondere bei den von 
jungen Frauen angestrebten Ausbildungsplätzen 
bzw . Berufen ist erhöht . Auch hier sind Angebote 
notwendig, junge Frauen für das breite Spektrum 
von Ausbildungsberufen zu sensibilisieren . Aller-
dings fällt bei weiblichen Jugendlichen das Risiko, 
ohne Ausbildung zu bleiben, geringer aus . Erklärt 
wird dies in der Studie mit einer größeren „Hart-
näckigkeit“ der jungen Frauen bei der Ausbildungs-
platzsuche . 

Gewisse Kapitalien – ein geringer Bildungsabschluss, 
schlechte Noten und unzureichende soziale Integ-
ration – sowie spezifische Bedingungen, insbeson-
dere der familiäre Hintergrund, der Migrations-
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ist vor allem männlich, städtisch und die Ressour-
cen, sie angepasst zu bewältigen, sind schicht-
spezifisch verteilt . Delinquenz wird statistisch 
vor allem durch die Polizeiliche Kriminalstatistik 
registriert, die jedoch in erster Linie einen Tätig-
keitsbericht der Polizei darstellt . Das in ihr nicht 
erfasste Dunkelfeld ist weitaus größer, besonders 
im Bereich der jugendlichen Bagatelldelinquenz . 
Registrierte Delinquenz muss aber in jedem Fall 
bewältigt werden und stellt nicht nur eine Ent-
wicklungsaufgabe dar, sondern das Bewältigungs-
handeln des Jugendlichen verdient Unterstützung . 
Deshalb ist das Jugendstrafrecht pädagogisch 
orientiert .

Jugendkriminalität ist passager . Ihre Verbreitung 
steigt im Jugendalter langsam an, erreicht bei den 
Heranwachsenden einen Höhepunkt und sinkt 
bei den Jungerwachsenen wieder ab . In der Poli-
zeilichen Kriminalstatistik sind die Altersgruppen 
nicht homogenisiert, aber es gibt doch ein klares 
Bild .

Zwischen den Daten für Deutschland und den  
Daten für Rheinland-Pfalz gibt es strukturell nur 
eine kleine Verschiebung des „Höhepunktes“  
der Delinquenz von den Heranwachsenden in die 
Gruppe der jungen Erwachsenen . 

7.6 Belastungen beim Übergang ins Leben

Tabelle 83: Tatverdächtige nach Altersklassen,  
Anteil an der Gesamtzahl der Tatverdächtigen 2008 in % 
 

Deutschland Rheinland-Pfalz Deutschland  
pro Jahrgang

Rheinland-Pfalz  
pro Jahrgang

Kinder (strafunmündig) 4,40 4,70 0,55 0,58

Jugendliche

14 bis unter 16 5,50 4,90 2,75 2,45

16 bis unter 18 6,60 5,30 3,30 2,65

18 bis unter 21 10,60 8,30 3,50 2,70

Erwachsene

21 bis unter 23 6,20 5,30 3,20 2,65

23 bis unter 25 5,60 5,60 2,80 2,80
 
Quelle: Bundeskriminalamt, Innenministerium Rheinland-Pfalz und PKS Rheinland-Pfalz

Unabhängig von den Entwicklungsaufgaben, die 
Jugendliche im Allgemeinen im Übergang zur 
Erwerbstätigkeit zu bewältigen haben, gibt es 
bestimmte Bedingungsgefüge, die sich zusätzlich 
stark belastend auf den Start ins Leben auswirken 
können . Hierzu gehört Delinquenz ebenso wie 
Armut .

Delinquenz 
Auch wenn abweichendes Verhalten und Delin-
quenz im Jugendalter strukturell, d . h . im experi-
mentellen Einüben von Lebensformen begründet 
sind, kann sich ein solches Verhalten als Belastung 
für den Übergang zum Erwachsenenalter auswir-
ken . Leichtere Formen des Normenverstoßes sind 
universell verbreitet und bilden für die meisten 
Jugendlichen eine Quelle der Erfahrung, um 
konforme Handlungskompetenz zu erwerben . 
Unter Bedingungen der Anomie, also einer dauer-
haften Diskrepanz von angestrebten Zielen und 
zur Verfügung stehenden Ressourcen, kann sich 
Abweichung verfestigen und zum Problem für den 
Jugendlichen und seine Welt werden .

Auf Verfestigungsprozesse und die Mechanismen 
der Kriminalisierung haben die bekannten sozial-
strukturellen Bedingungen Einfluss: Kriminalität 
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dere bei den 18- bis unter 25-Jährigen zeigt sich, 
dass die Armutsgefährdungsquote der Männer 
stets deutlich geringer ist als die der Frauen . Hier 
sind es 16 % gegenüber 22,5 % .

Armut ist kein Makel – aber eine erhebliche Ein-
schränkung von Verwirklichungschancen . Solange 
viele Menschen in einer Gesellschaft arm sind, ist 
der Druck, sich selbst für die Armut verantwort-
lich zu machen, nicht so hoch . In einer reichen 
Gesellschaft ist die Differenz zwischen dem, was 
eine arme Person hat, und dem, was die Mehrheit 
hat, und noch mehr dem, was als Bedingung eines 
glücklichen Lebens propagiert wird, erheblich . 

Dass heute in Rheinland-Pfalz insbesondere auch 
22,5 % der jungen Frauen arm sind, ist eine täglich 
verdrängte Realität . Die Lebensperspektive von 
fast einem Viertel der jungen Frauen wird durch 
Armut belastet; ihre Zukunft erstrahlt nicht in 
hellem Licht, sondern wird verdunkelt durch die 
Befürchtung, arm zu bleiben .

Das Gesamtbild für die Jahre 2005 bis 2008 zeigt, 
dass der relative Anteil der Jugendkriminalität an 
der Gesamtkriminalität gleich bleibt, dass dies 
auch für den Anteil der nichtdeutschen Tatver-
dächtigen im Jugendalter gilt, dass generell eher 
leicht rückläufige Tendenzen feststellbar sind –  
zumindest im Jahr 2008 gegenüber dem Jahr 
2007 .

Jugendlichen- und Heranwachsendenkriminalität  
ist ein Strukturmerkmal der Gesellschaften in jeder 
Form . Laute Klagen über diesen Umstand sind 
überflüssig, die richtigen Hilfen umso notwendiger . 

Armut 
Neben der Arbeitslosigkeit ist Armut, die mit 
eigener Arbeitslosigkeit oder der der Eltern stark 
verbunden ist, eine zentrale Belastung für den 
Start ins Leben . Die objektiven Chancen, aus der 
Armut herauszukommen, sind eng an den Zugang 
zum Arbeitsmarkt gekoppelt . Subjektiv vermischt 
sich oft das Bestreben, die Armut zu überwinden,  
mit Selbstzweifeln, Versagensängsten und der 
Erfahrung des erfolglosen Versuchs, auf dem 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen .

Die Armutsschwelle wird in der Regel ökonomisch 
definiert, weil andere Dimensionen der Armut, die 
ebenfalls relevant sind, statistisch weniger genau 
zu erfassen sind . Als arm wird dabei die Person  
angesehen, die über weniger als 60 % des pro 
Kopf gewichteten Nettoeinkommens verfügt . Es 
ist ein politischer Euphemismus, nicht von Armut, 
sondern von Armutsgefährdung zu sprechen . 

In Rheinland-Pfalz liegt die Armutsgefährdung 
mit 13,5 % (Statistisches Landesamt 2009x, o . S .) 
unter der bundesweiten Quote von 14,3 % . Das 
bedeutet dennoch, dass gut eine halbe Millionen 
Menschen in Rheinland-Pfalz armutsgefährdet 
sind . Überdurchschnittlich ist die Armutsgefähr-
dungsquote in den landesplanerischen Regionen 
Rheinhessen-Nahe, der Westpfalz und dem Mittel- 
rhein-Westerwald . Der rheinland-pfälzische Teil 
der Rhein-Neckar-Region sowie Trier liegen dagegen 
unter der rheinland-pfälzischen Quote . Insbeson-



394

Personal in diesen Handlungsfeldern sich ungleich 
über die Jugendämter verteilen . Ob damit der 
jeweilige Bedarf gedeckt wird, muss die regionale 
Jugendhilfeplanung klären . Neben den Leistungen 
der Jugendhilfe wird es zunehmend notwendig, 
Möglichkeiten der Berufsorientierung verstärkt in 
den Schulunterricht zu integrieren .

Die hier beschriebene Situation der jungen Men-
schen, die vor einem schwierigen Start ins Leben 
stehen, hat „die“ Politik nicht kalt gelassen . Ne-
ben den vielen Aktivitäten der Zivilgesellschaft 
hat auch das Land bestimmte Programme auf-
gelegt, die konkret und spezifisch auf die Behe-
bung oder zumindest Abmilderung bestimmter 
Belastungslagen zielen . Hierzu zählen: der Ausbau 
der Ganztagsschulen in Rheinland-Pfalz und in 
verstärktem Maße der Schulsozialarbeit sowie die 
Schulstrukturreform inkl . der „Realschule plus“, 
dem Ausbau der Berufsorientierung, der Einfüh-
rung des Praxistags und der Initiative „Keine/r ohne 
Abschluss“ . Im Sinne einer präventiven Arbeits-
marktpolitik werden darüber hinaus Förderansätze 
wie „Job-Fux“, „Jugend-Scout“, das Berufsmento-
ring oder Projekte zur vertieften Berufsorientie-
rung angeboten, die diese Unterstützungsstruktur 
ergänzen . Hierfür werden arbeitsmarktpolitische 
Mittel des Landes und des Europäischen Sozial-
fonds in Rheinland-Pfalz eingesetzt . Wir empfehlen 
nicht nur, diese Angebote fortzusetzen, sondern 
sie auch zu evaluieren und auf der Grundlage der 
Evaluationsergebnisse zu optimieren bzw . auszu-
weiten oder aber auch zu beenden, wenn solche 
Initiativen nicht erfolgreich sind . Durch diesen 
Prozess einer kontinuierlichen Auswertung von 
Programmen kann der Weg zu einer qualifizierten 
sozialen Infrastruktur fortgesetzt werden .

Insgesamt charakterisiert jedoch „Ungleichheit“ 
den Start junger Menschen ins Erwachsenenleben . 
Öffentliche Verantwortung muss an den Stellen 
verstärkt werden, wo Jugendliche unterhalb eines 
allgemein akzeptierten Lebensniveaus die Jugend-
phase verlassen . Denn ihre Perspektiven sind ohne 

7.7 Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz im Kontext des Übergangs

Die Übergänge an der 1 . wie 2 . Schwelle stellen 
für Jugendliche sensible Phasen dar, in denen sich 
einerseits zeigt, wie und ob ihre Integration ins 
Ausbildungs- und Erwerbssystem gelingt und sie 
darüber teilhaben an gesellschaftlichen Prozessen . 
Andererseits wird deutlich, welche Bewältigungs-
strategien der Jugendliche bisher erworben hat, 
welche Eigenschaften und Kompetenzen ihm 
helfen, mit neuen Erfahrungen umzugehen, Frust-
rationen zu überwinden und hartnäckig zu bleiben 
gegenüber möglichen Erschwernissen . 

Wichtig ist hier eine Unterstützung und Beglei-
tung der Übergangsprozesse . Es geht auch – aber 
nicht nur – darum, in besonderer Weise gegen 
Benachteiligungen zu wirken und den jungen 
Menschen gleiche Chancen der Teilhabe zu er-
möglichen . Darüber hinaus ist der Erwerb grund-
legender persönlicher, sozialer und berufsbezogener 
Kompetenzen von Bedeutung . Gefordert wird 
von Seiten der Betriebe und Unternehmen, dass 
grundlegende Fertigkeiten bei Verlassen der Schule  
tatsächlich beherrscht werden .173 Der notwendige  
Erwerb bestimmter Kompetenzen beinhaltet  
aber auch, dass der Jugendliche vorbereitet wird 
auf Schwierigkeiten und Brüche beim Start ins 
(Erwerbs-)Leben bzw . auf Erfahrungen, die dieser 
mit sich bringen kann . Gemeint ist ebenso, dass 
der junge Mensch frühzeitig zu einer realistischen 
Selbsteinschätzung und zu einer Vorstellung 
darüber gelangt, was er sich für seine berufliche 
Zukunft wünscht .

Vor diesem Hintergrund erhalten Jugendsozial-
arbeit, Schulsozialarbeit sowie Jugendberufshilfe 
eine entscheidende Bedeutung . Die Zusammen-
stellung des Instituts für Sozialpädagogische 
Forschung Mainz e . V . zeigt, dass die Stellen für 

173 Zum Leistungsvergleich der deutschen sowie rheinland-pfälzi-
schen Schülerinnen und Schüler vgl . ausführlich Prenzel 2007 . Die 
PISA-Leistungsvergleichsstudien zeigen, dass sich Rheinland-Pfalz im 
Lauf der Jahre seit 2000 verbessert hat . Die Schülerinnen und Schüler 
erreichten 2006 im Lesen den 5 . Rangplatz, bei den Naturwissen-
schaften den 6 . und bei Mathematik den 7 . Platz .
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generelle Integration eines größer werdenden Teils  
der nächsten Generation wird fahrlässig aufs 
Spiel gesetzt, weil die öffentlichen Ressourcen zur 
Stabilisierung eines maroden, auf den Profit einer 
kleinen Minderheit angelegten Finanzsystems ver-
wendet werden . Es ist geradezu absurd, dass die 
Gesellschaft aus demografischen Gründen jeden 
Jugendlichen als „Fachkräftepotential“ braucht und 
gleichzeitig das Scheitern beruflicher Integration 
produziert . 

die öffentlichen Leistungen und Interventionen 
weder subjektiv noch objektiv akzeptabel . Dieser 
Gesichtspunkt gewinnt in der Krise am Ende des 
ersten Jahrzehnts des 21 . Jahrhunderts eine be-
sondere Bedeutung . Wie deutlich gezeigt werden 
konnte, ist unübersehbar, dass der Übergang eines 
Teils der Jugendlichen in Berufsausbildung und 
trotz erfolgreicher Ausbildung in die Erwerbstätig-
keit gefährdet ist . Die berufliche und damit die 

7.8 Empfehlungen

Mit dem demografischen Wandel ist für be- ■
stimmte Segmente des Arbeitsmarktes schon 
heute sichtbar ein Fachkräftebedarf verbunden . 
Gleichzeitig starten viel zu viele Jugendliche 
ohne Qualifikation ins Leben und werden gele-
gentlich als „verlorene Generation“ bezeichnet . 
Neben den erforderlichen und vielfach eingelei-
teten Veränderungen im Bildungssystem selbst 
sind die sozialpädagogischen und sozialkultu-
rellen Förderangebote bedarfsbezogen aus-
zuweiten . Von Bedeutung werden dabei auch 
strukturierte Ferienangebote sein . 

Mit dem Rückgang des Anteils Jugendlicher in  ■
der Gesellschaft werden besonders im ländli-
chen Bereich (aber auch in Städten) „negative“ 
Kapazitätsprobleme auftauchen, die Flexibili-
sierungsanforderungen werden sich erhöhen . 
Die Verbindung von schulischen, fachschulischen 
und berufsbildenden Einrichtungen wird zu  
einem wichtigeren Feld der regionalen Sozial- 
und Bildungsplanung . Von der Seite des Landes  
her sollen modellhafte Entwicklungen der 
Vernetzung, Flexibilisierung und Qualitätsent-
wicklung des Ausbildungs- und „Übergangs“-
Systems gefördert werden .

Die Entwicklung des sogenannten Übergangs- ■
systems, in das viel zu viele Jugendliche nach 
Verlassen des allgemeinbildenden Schulsys-
tems einmünden, soll genauer untersucht 
werden, um effektivere Verknüpfungen von 
allgemeinbildenden, berufsqualifizierenden 
und sozialpädagogischen Angebotselementen 

herstellen zu können . Als „Schule der Zweiten 
Chance“, wie die Europäische Union ein speziel-
les Förderprogramm bezeichnet, müssen in die-
sem Übergangssystem formelle Qualifikationen 
und Abschlüsse erworben werden können; die 
Wahrscheinlichkeit, dass sie erreicht werden, 
wird durch eine optimale Ausstattung erhöht .

Die Entwicklungen angesichts der Wirtschafts- ■
krise sind zu beobachten und insbesondere hin-
sichtlich ihrer Auswirkung auf die Lage junger 
Menschen, insbesondere männlicher Jugend-
licher, zu thematisieren . Diese Altersgruppe ist 
in verstärktem Maße und vor anderen Kohorten 
von Arbeitslosigkeit betroffen . Langfristige Wir-
kungen auf das Selbstkonzept des jungen Men-
schen und die subjektive Wahrnehmung seiner 
Teilhabechancen sind zu untersuchen . Deutlich 
zu machen ist auch, dass alle Personen, die mit 
Berufsausbildung zu tun haben, ihren Beitrag 
leisten zu einer pädagogischen Förderung der 
nächsten Generation und dass vom Erfolg die-
ser Förderung das Wohlergehen des Einzelnen 
wie auch der ganzen Gesellschaft abhängt . Zu 
hoffen ist, dass der prognostizierte Fachkräfte-
bedarf derartige Überlegungen intensivieren 
und das Potential junger Menschen bzw . dessen 
notwendige Förderung sichtbar machen wird .  

Wir empfehlen eine Ausbildungsinitiative, weil  ■
nur durch ein gutes Angebot an Ausbildungs-
plätzen eine dauerhafte Lernmotivation und 
Anstrengungsbereitschaft bei benachteiligten 
Jugendlichen gestärkt werden kann .
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7.9 Exkurs: Junge Menschen mit Migrationshintergrund

7.9.1 Der Migrationshintergrund

Im Alltagsbewusstsein hat sich das Wort „Migrati-
onshintergrund“ eingebürgert . Es ist an die Stelle 
der Worte „Ausländer“, „Aussiedler“, „Migrant“, 
„ausländische Mitbürger“, „Einwanderer“ und 
ähnlicher Bezeichnungen getreten . „Menschen 
mit Migrationshintergrund“ ist eine statistische 
Kategorie, in der ganz verschiedene Gruppen zu-
sammengefasst sind, indem die beiden Kriterien 
„Geburtsland“ und „Staatsangehörigkeit“ mitein-
ander kombiniert werden und beide sowohl allein 
als auch gemeinsam den Migrationshintergrund 
konstituieren .

Zu den Menschen mit Migrationshintergrund 
(MmM, im Gegensatz dazu werden die Men-
schen ohne Migrationshintergrund hier als MoM 
bezeichnet) gehören (Statistisches Bundesamt 
2008f sowie Statistisches Landesamt 2008h):

Ausländer/-innen mit eigener Migrationserfah- ■
rung (Zugewanderte, Kinder und Jugendliche 
aus Flüchtlingsfamilien und Unbegleitete Min-
derjährige Flüchtlinge);

Ausländer/-innen ohne eigene Migrationserfah- ■
rung (also in Deutschland geboren, mit Eltern, 
die Ausländer sind);

Deutsche, die zugewandert sind; dazu zählen   ■
Spätaussiedler/-innen, Flüchtlinge und Ver-
triebene „deutscher Volkszugehörigkeit“ ohne 
Einbürgerung und zuge wanderte  Eingebürgerte 
einschließlich der eingebürgerten Spät aussied-
ler/-innen;

schließlich gehört zu den MmM eine vierte  ■
Kategorie, in der nicht zugewanderte Eingebür-
gerte, Kinder von Spätaussiedlern ohne Einbür-
gerung, Kinder von Eingebürgerten oder Kinder 
von Eltern, von denen nur eine Person Migrati-
onshintergrund hat, zusammengefasst werden;

im Zusammenhang von Jugend ist eine letzte  ■
Gruppe bedeutsam, nämlich Kinder von aus-
ländischen Eltern, die seit dem 01 .01 .2000 in 
Deutschland geboren wurden und die, sofern 
bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind, die 
deutsche Staatsangehörigkeit durch Geburt  
erworben haben (bedingtes Jus-Soli-Prinzip) .

Letztere erwerben je nach Staatsangehörigkeits-
recht des Herkunftsstaates der Eltern ebenfalls 
die Staatsangehörigkeit der Eltern; nach Vollen-
dung des 18 . Lebensjahres müssen sich die jungen 
Menschen entscheiden, welche Staatsangehörig- 
keit sie behalten wollen (Optionspflicht) . In Aus-
nahmefällen (wenn – wie in vergleichbaren Fällen  
der Einbürgerung – Umstände vorliegen, die eine 
doppelte Staatsbürgerschaft rechtfertigen wür-
den) werden sie von der Optionspflicht entbunden . 
Zum genannten Personenkreis kommen außer-
dem Kinder hinzu, die aufgrund einer Übergangs-
regelung zum Zeitpunkt der Einführung der 
Optionsregelung auf Antrag die deutsche Staats-
angehörigkeit erhalten haben .

In der statistischen Kategorie MmM sind also die 
Kriterien Staatsangehörigkeit und Geburtsland 
bunt gemischt und werden zusätzlich durch das 
Kriterium der Volkszugehörigkeit nach dem Ver-
triebenenrecht erweitert . 

Aus sozialwissenschaftlicher Sicht ist die Kategorie 
nicht brauchbar, weil sie keine Lebenslage erklä-
ren kann . Die objektiven und subjektiven Lebens-
umstände der MmM sind so heterogen, dass eine 
Gemeinsamkeit nicht mehr festgestellt werden 
kann . Der Migrationshintergrund ist teilweise zur 
Migrationsgeschichte geworden, die keine Erklä-
rungskraft mehr hat . Auch bei den MoM haben 
tatsächlich viele Menschen eine Migrationsge-
schichte, die nur deshalb nicht als Migrations-
hintergrund erfasst wird, weil die statistische 
Kategorie neu eingeführt wurde . Insbesondere 
aber wird die innerstaatliche Migration nicht 
erfasst, die in sozialer Hinsicht bedeutsamer sein 
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und in der Folge auch auf letztere Kategorie zu 
verzichten, wird die Kategorie „Migrationshinter-
grund“ delegitimiert und die Staatsangehörigkeit  
tritt in den Vordergrund . Wenn gleichzeitig der 
demokratische Charakter des Staates in den Vor-
dergrund rückt (demos) und nicht die Volkszuge-
hörigkeit als Zugehörigkeitsregel (ethnos), dann 
wird dem Umstand der Einwanderung Rechnung 
getragen; die Konstruktion der sozialen Welt nach 
ethnischen Kriterien verliert an Bedeutung .

Für den Alltag von Jugendlichen spielt dies eine 
große Rolle . Allerdings zeigen die empirischen 
Studien auch, dass Jugendliche mit den Zuschrei-
bungen spielerisch umgehen können (Dannen-
beck 2002), dass sie im Betrieb kooperative 
Umgangsformen entwickeln und gemeinsame 
Interessen im Vordergrund stehen (Bednarz-Braun 
u . a . 2004) und dass die Schule zunehmend als 
ein Ort der Bildung interethnischer Freundschaf-
ten begriffen werden kann (Baier u . a . 2009) . 
Die Jugendlichen untereinander haben also die 
konservierende Kategorie des Migrationshinter-
grundes hinter sich gelassen . Gleichzeitig muss 
jedoch festgehalten werden, dass auch unter 
Jugendlichen Ausländerfeindlichkeit verbreitet 
ist . 30 % der Jugendlichen stimmen der Meinung 
zu: „In Deutschland gibt es zu viele Ausländer“, 
und haben „in hohem Maße“ ausländerfeindliche 
Einstellungen .

In welchem Maße die Fixierung auf den Migra-
tionshintergrund problematisch ist, zeigt sich 
bei der Evaluation des „Freiwilligen Sozialen Trai-
ningsjahres“ . Dieses Programm für Jugendliche 
ohne Arbeit und Ausbildung in sozial abgestie-
genen Stadtteilen („mehrfach benachteiligte 
Jugendliche“) fördert Jugendliche mit und ohne 
Migrationshintergrund . Die Evaluation zeigt sich 
„überrascht“ über einen Befund: „Jugendliche mit 
Migrationshintergrund und mit Vätern, die eine 
mittlere bis höhere berufliche Qualifikation haben,  
schaffen eher einen erfolgreichen Anschluss an 
das Trainingsjahr als deutsche Jugendliche und  
Jugendliche, wo der Vater keine bzw . nur eine 
berufliche Anlernqualifikation hat“ (Förster/Skro-
banek 2004, S . 533) . Die Fixierung der Wahrneh-

kann als die grenzüberschreitende Migration . Und 
schließlich wird die grenzüberschreitende Migra-
tion von anderen deutschen Staatsangehörigen 
nicht in das Konzept des Migrationshintergrunds 
aufgenommen . Es bleibt also höchst widersprüch-
lich: Ethnische Kriterien spielen nach wie vor die 
entscheidende Rolle . Bei Menschen ohne Migra-
tionshintergrund ist die Überschreitung der Na-
tionalstaatsgrenzen kein Kriterium, bei Menschen 
mit Migrationshintergrund wird ihre Besonderheit 
der Nicht-Volkszugehörigkeit und Einwanderung 
dagegen bis in die dritte Generation registriert .

Die unübersichtlichen Verhältnisse haben für 
Jugendliche unmittelbare Folgen . Jugendliche 
mM werden von anderen als solche identifiziert 
und müssen sich mit dieser Fremdidentifizierung 
auseinandersetzen . Jugendliche oM können auf 
die Kategorie zurückgreifen und durch deren 
Anwendung ihre Zugehörigkeit zur deutschen 
Gesellschaft „aufwerten“ . Der Umgang mit die-
sen Zuschreibungen und ihre Verwendung als 
Legitimationsformeln in der Auseinandersetzung 
um Rechte im sozialen Raum (z . B . sich in einem 
Jugendzentrum behaupten zu können, in bestimm-
ten Stadtvierteln „das Sagen zu haben“ usw .)  
machen den Migrationshintergrund und die mit 
ihm verbundenen ethnischen Zuschreibungen zu 
einer Strukturdimension des jugendlichen Auf-
wachsens (Dannenbeck u . a . 1999; Schramkowski 
2007; Munsch u . a . 2007; Schiffauer 2003) .

Die Verwendung der Kategorie „Migrationshinter-
grund“ erweist sich also bei genauerer Betrach-
tung als der Sachverhalt, der zu untersuchen ist . 
Eine solche Untersuchung hat sich einerseits auf 
die Ebene der statistischen Ordnung der sozialen 
Welt, andererseits auf die Ebene des alltäglichen 
Miteinanderumgehens zu beziehen . Auf beiden 
Ebenen wird die Wirklichkeit gesellschaftlich 
konstruiert (Berger/Luckmann 2007), d . h ., in der 
Auseinandersetzung mit der und dem Dialog über 
die Wirklichkeit, wird diese erst erschaffen; wie 
dies geschieht, ist kritisch zu hinterfragen . 

Mit dem Vorschlag, den „Migrationshintergrund“ 
zur „Migrationsgeschichte“ zu transformieren 
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Stand: 31 . 12 . 2007, auch im Folgenden) . Hierzu 
gehören Cochem-Zell, Kusel, Mayen-Koblenz, 
Rhein-Hunsrück-Kreis, Südliche Weinstraße, Süd-
westpfalz, Trier-Saarburg und Vulkaneifel . Auch in 
der Stadt Zweibrücken haben Ausländerinnen und 
Ausländer unter den 15- bis 19-Jährigen nur einen 
Anteil von 3,5 % . Am anderen Ende der Skala lie-
gen die Städte Ludwigshafen (25,4 %) und Mainz 
(21,4 %) . „Nur“ 15 % Anteil haben die Städte 
Worms und Frankenthal; darunter, aber mit mehr 
als 10 % liegen die Städte Kaiserslautern, Koblenz, 
Pirmasens und Speyer . Berücksichtigt man die 
jungen Menschen bis 20 Jahre insgesamt, ergibt 
sich dasselbe Bild . Nach wie vor ist in Bezug auf 
die Migration die „Rheinschiene“ das Hauptein-
wanderungsgebiet . So verhält es sich seit gut zwei 
Jahrhunderten . Einwanderung, Wirtschaftswachs-
tum und Modernisierung stellen hierbei einen 
untrennbaren Zusammenhang dar . Wenn man 
Kaiserslautern und Pirmasens (für eine zurücklie-
gende Epoche) mitberücksichtigt, verfestigt sich 
dieses Bild . Eine detaillierte Darstellung der Ver-
teilung von Menschen mM ist nicht möglich, weil 
die Daten des Mikrozensus den Blick auf Städte 
und Landkreise verwehren . Es ist jedoch anzuneh-
men, dass sich dabei Verschiebungen ergeben, 
weil die Aussiedlerinnen und Aussiedler nicht nur 
an der Rheinschiene, sondern auch in Konversi-
onsgebieten angesiedelt wurden . 

Die jungen Menschen (0 bis 20 Jahre) haben 2006 
in der Bevölkerung mM mit 30,9 % einen höheren 
Anteil als in der Bevölkerung oM (18,0 %) (Sta-
tistisches Landesamt 2008m, Tab . 1 .1 .2a) . Im Jahr 
2007 verändern sich diese Anteile nur geringfügig 
(29,9 % versus 17,7 %) . Die Differenzierung nach 
Altersgruppen (2007) ist in Tabelle 84 dargestellt .

mung auf den Migrationshintergrund verdeckt 
die übrigen Bedingungen für den Start ins Leben . 
Erneut zeigt sich: Die Benachteiligung und ihre 
Beschaffenheit sind das zentrale Argument für 
die Förderung von Jugendlichen, egal ob mit oder 
ohne Migrationshintergrund .

Auch wenn es also Hinweise auf Diskriminierung 
als „Restkategorie“ für die Erklärung eines nicht 
gelingenden Übergangs für Jugendliche mM von 
der Schule in die Ausbildung gibt, muss ein Ergebnis  
festgehalten werden: Auch die Deutschnote, also 
die schulische zertifizierte Kompetenz in der Be-
herrschung der „Integrationssprache“, spielt bei 
der Platzierung nach der Schule keine substan-
tielle Rolle (Skrobanek 2007) . Im Folgenden wird 
die Kategorie Migrationshintergrund trotz dieser 
Bedenken verwendet, weil die statistisch aufbe-
reiteten Daten nach ihr strukturiert sind . Auch die 
Kategorie Deutsche/Ausländer wird aus den glei-
chen Gründen verwendet . Grundlage ist vor allem 
der Mikrozensus aus dem Jahr 2006 (Statistisches 
Landesamt 2008h) .

7.9.2 Junge Menschen mit Migrations-
hintergrund in Rheinland-Pfalz

Rheinland-Pfalz hat im Jahr 2006 einen Bevölke-
rungsanteil mM von 17,3 % . Damit liegt es in den 
alten Bundesländern auf einem der letzten Plätze; 
nur Niedersachsen (15,8 %) und Schleswig-Hol-
stein (12,1 %) haben einen geringeren Anteil der 
MmM . Von den 703 .000 MmM haben 388 .000 
die deutsche Staatsangehörigkeit (9,6 % Bevöl-
kerungsanteil), 315 .000 sind Ausländer (7,8 %) . 
In Bezug auf den Ausländeranteil ergibt sich 
(01 . 10 . 2008) dieselbe Struktur . Bei den west-
deutschen Ländern liegt Rheinland-Pfalz mit 7,7 % 
nur noch vor Niedersachsen (6,6 %) und Schleswig- 
Holstein (5,3 %) (www .Statistik-Portal .de) .

Die ausländische Wohnbevölkerung ist in Rhein-
land-Pfalz recht ungleich vertreten . Dies gilt auch 
für die Jugendlichen . Bei den 15- bis 19-Jährigen 
gibt es Landkreise mit einem Anteil der Personen-
gruppe von unter 5 % (Statistisches Landesamt, 
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Frauen (Statistisches Landesamt 2008h, S . 34) 
trägt ebenfalls zu dem beschriebenen Effekt 
bei . Die Zahl der Lebendgeborenen ist bei den 
Ausländer/-innen zwischen 1990 und 2007 von 
3 .435 auf 1 .435 zurückgegangen . Dieser Rück-
gang um mehr als die Hälfte erscheint dramatisch 
angesichts des Rückgangs bei den Deutschen von 
ca . 39 .300 auf 31 .100 Lebendgeborene (Statisti-
sches Landesamt 2008m, Tab . 2 .2 .1a) . Die Gebur-
tenrate ist bei den Deutschen von 1,42 auf 1,32 
zurückgegangen; bei den Ausländer/-innen von 
2,27 auf 1,76 (Statistisches Landesamt 2008m, 
Tab . 2 .2 .2a) .

Insgesamt ist Rheinland-Pfalz kein besonders star-
kes Migrationsland . Die Migrantenbevölkerung 
ist zwar jünger als die einheimische, befindet sich 
aber auch in einem Alterungsprozess .

Die Menschen mM verteilen sich in Rheinland-
Pfalz ungleich . Die Daten für Ausländerinnen und 
Ausländer sind kleinräumig differenziert, die für 
den Migrationshintergrund liegen nur für die Pla-
nungsregionen vor, weil der Mikrozensus nur diese 
Grobverteilung zulässt (Statistisches Landesamt 
2008h, S . 40 ff .) . Interessant ist, dass die Anteile 
der unter 20-Jährigen in allen Regionen bei ca . 
30 % liegen, während die Gesamtanteile zwischen 
10 und 21 % schwanken . Für Trier mag der spe-
zifische Umstand des Hochschulstandortes eine 
Rolle spielen; generell hat die junge Bevölkerung 
überall einen hohen Migrantenanteil .

Wenn man nach Staatsangehörigkeit ordnet,  
zeigt sich:

Die 0- bis 3-Jährigen haben bei den Ausländer/  ■
-innen einen Anteil von 1,5 % . Dieser Anteil 
ist zwischen 1990 und 2007 von 4,9 auf 1,5 % 
zurückgegangen (Anteil an der ausländischen 
Wohnbevölkerung; Statistisches Landesamt 
2008m, Tab . 2 .1 .1 a) .

Bei den 3- bis 6-Jährigen ergibt sich im selben  ■
Zeitraum ein Rückgang von 4,4 % auf 2,2 % .

Bei den 6- bis 10-Jährigen zeigt sich ein Rück- ■
gang von 5,5 % auf 3,9 %; bei den 10- bis  
16-Jährigen von 8,4 % auf 7,6 % und bei den  
16- bis 20-Jährigen von 6,6 % auf 4,9 % .

Obwohl die Menschen mM und die ausländische 
Wohnbevölkerung insgesamt jünger sind als die 
Menschen oM bzw . die deutsche Bevölkerung, 
hat seit fast 20 Jahren auch in der migrantischen 
Bevölkerung ein Alterungsprozess eingesetzt . In 
Gesamtdeutschland ist dieser Prozess noch stär-
ker ausgeprägt . Die gegenwärtig eingesetzten 
Steuerungsinstrumente der Migrationspolitik 
verhindern offensichtlich eine Lösung oder Mil-
derung der demografischen Probleme . Dies lässt 
sich auch an den Strukturen der Aufenthaltsdauer 
ablesen: Das Durchschnittsalter der Ausländerin-
nen und Ausländer bleibt bei allen Gruppen der 
Aufenthaltsdauer (unter 1 Jahr, 1 bis 4 Jahre usw .) 
bis zur Aufenthaltsdauer von 15 Jahren gleich; es 
wandern immer noch viele Erwachsene und ver-
gleichsweise weniger Kinder und Jugendliche zu . 
Die sinkende Geburtenziffer bei ausländischen 

Tabelle 84: Junge Menschen mit Migrationshintergrund nach Alter der Kinder 
 

Alter der Kinder Anzahl der Kinder Anteil an Bevölkerung mM

unter 3 30 .000 4,1 %

3 bis 6 32 .000 4,4 %

6 bis 10 50 .000 6,8 %

10 bis 16 61 .000 8,4 %

16 bis 20 45 .000 6,2 %
 
Quelle: Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 1 .1 .2a
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Kinder und Jugendliche, die den Kindergarten oder 
die Schule nicht von Anfang an besuchen, ein be-
sonderes Problem darstellen, sind die „Problem-
ursachen“ erheblich zurückgegangen – dies trifft 
auch für Deutschland insgesamt zu . Die öffentli-
che „Problemdiskussion“ hat also mit „objektiven“ 
Veränderungen in diesem Kontext nichts zu tun .

Die Zuzüge nach Rheinland-Pfalz verteilen sich 
auf Deutsche und Ausländer/-innen ebenfalls in 
charakteristischer Weise . Bis zum Alter von 20 
Jahren ziehen mehr Deutsche zu, danach mehr 
Ausländer/-innen bis hin zur Altersgruppe der 
40- bis 50-Jährigen . Zuwanderung ist also immer 
noch eine Zuwanderung von Arbeitskräften  
(Statistisches Landesamt 2008h, S . 35 ff .) und 
je nach Qualifikationsbedarf des Arbeitsmarktes 
wird davon das Bildungsniveau der ausländischen 
Wohnbevölkerung beeinflusst . Die in Migrations-
berichten gern dokumentierte geringe Qualifika-
tion der 20- bis 29-jährigen Ausländerinnen und 
Ausländer (Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration 2005,  
S . 577) erweist sich als Folge der erwünschten 
(Saison-)Arbeiterzuwanderung .

In Bezug auf die Unterbrechung von Sozialisations- 
prozessen ist die Reduktion von Migration der 
Jugendlichen interpretierbar als Verkleinerung der 
Gruppe, die besonderen Bewältigungsaufgaben 
ausgesetzt ist . 

7.9.3 Zu- und Abwanderung im  
Jugendalter

Die Zu- und Abwanderung in Rheinland-Pfalz ist 
vor allem ein Prozess, an dem deutsche Staats-
bürgerinnen und Staatsbürger teilhaben . Im Jahr 
2007 sind 61 .129 Deutsche an den Zuzügen von 
insgesamt 95 .169 Menschen beteiligt; das macht 
einen Anteil von 64,2 % aus . Nur 35,8 % der Zu- 
wanderer sind Ausländerinnen und Ausländer 
(Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 2 .3 .1 a) . 
Auch wenn die Prozesse der „Integration“ der bei-
den Zuwanderergruppen teilweise verschieden sind 
(schlechte Rechtsposition der Ausländer/-innen, 
Diskriminierung und Kommunikationsprobleme), 
so sind doch viele soziale und systemische Integ-
rationsaufgaben gleich . Die Schwierigkeiten aber 
werden in der Regel nur auf die Ausländerinnen 
und Ausländer projiziert .

Die Zu- und Abwanderung junger Menschen ist 
sowohl unter dem Gesichtspunkt der unterbro-
chenen Sozialisation für die jungen Menschen 
selbst wie auch unter dem Gesichtspunkt der An-
forderungen für schulische und außerschulische 
Sozialisationsinstanzen zu betrachten .

Die Zu- und Fortzüge bei den unter 20-Jährigen 
weisen charakteristische Muster im Zeitvergleich 
auf (Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 2 .3 .2 a; 
siehe Tabelle 85) .

Die Zuwanderung hat sich bei beiden Gruppen 
erheblich verringert, bei den ausländischen Ju-
gendlichen besonders dramatisch . Interessant 
ist dieser Umstand vor allem im Hinblick auf die 
öffentlich diskutierten Probleme, insbesondere in 
Bildungsfragen . Insofern „Seiteneinsteiger“, also 

Tabelle 85: Zu- und Fortzüge unter 20-Jähriger 
 

Deutsche Ausländer/-innen
Zuzüge Fortzüge Zuzüge Fortzüge

1990 23 .500 9 .580 11 .100 4 .800

2007 11 .270 11 .560 4 .200 3 .010
 
Quelle: Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 2 .3 .2a
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Weise wird versucht, auf die spezifischen Bewäl-
tigungsaufgaben kind- und jugendgerecht zu 
reagieren . Die Jugendhilfe ermöglicht den jungen 
Flüchtlingen Hilfe und Unterstützung und stellt 
darüber hinaus einen strukturierten Rahmen für 
Spracherwerb und Zugang zu Bildung dar . Die 
männlichen UMF über 16 Jahre werden zunächst 
in der Aufnahmeeinrichtung in Trier untergebracht, 
die eine Konzeption für die Betreuung der 16-  
bis 17-Jährigen entwickelte . Von dort aus werden  
sie nach ca . drei Monaten auf die rheinland-
pfälzischen Kommunen verteilt, ohne dass eine 
Unterbringung im Rahmen der Jugendhilfe sys-
tematisch sichergestellt ist . Vor diesem Hinter-
grund kann für männliche 16- bis 17-jährige UMF 
konstatiert werden, dass noch kein angemessenes 
Betreuungskonzept vorliegt . Eine Unterbringung 
außerhalb der Jugendhilfe begrenzt für die oftmals 
bildungsorientierten Jugendlichen die Zugangs-
möglichkeiten zu Unterstützungsangeboten und 
Bildungssystem . Darüber hinaus erschweren auf-
enthaltsrechtliche Regelungen den Zugang zum 
dualen Ausbildungssystem . 

Besonderen Bewältigungsaufgaben sind auch jun-
ge Flüchtlinge ausgesetzt, insbesondere wenn sie 
„unbegleitet“ in Rheinland-Pfalz einreisen . Für die 
sehr spezifische Gruppe der Unbegleiteten Minder-
jährigen Flüchtlinge (UMF) liegen keine verlässli-
chen Daten vor, allerdings sind die Zugangszah-
len der als UMF kategorisierten Flüchtlinge von 
425 im Jahr 2001 auf 53 im Jahr 2008 gesunken, 
mit einer leicht ansteigenden Tendenz im Jahr 
2009 .174 Den besonderen Bewältigungsaufgaben 
wird durch die Änderung des § 42 SGB VIII insofern 
Rechnung getragen, als UMF umgehend in Obhut 
genommen werden sollen . Das rheinland-pfälzische  
Modell zur Unterbringung und Betreuung von 
Unbegleiteten Minderjährigen sieht dabei eine Be-
treuung der Mädchen bis 18 Jahren und der Jungen 
bis 16 Jahren in einem Heimverbund bzw . in Ein-
richtungen der Jugendhilfe vor, die nur einen sehr 
kleinen Anteil der UMF ausmachen . Auf diese

174 Zugangszahlen der Aufnahmeeinrichtung für Asylbegehren Trier/
Jugendamt der Stadt Trier .

Betrachtet man die Abwanderung, werden natio-
nale Differenzen bedeutsam: Bei Spaniern,  
Italienern, Griechen oder Portugiesen wandern  
im Kindes- und Jugendalter wesentlich mehr  
Personen in ihr Heimatland zurück als bei Türken 
(Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 2 .3 .4 a) . 
Die in Deutschland deutlich stärker ausgeprägte 
Distanz zur türkischen Bevölkerung (Steinbach  
2004; Baier u . a . 2009, S . 113 ff .) wirkt sich nicht 
„vertreibend“ aus, die allgemeine Ausländer-
feindlichkeit wird dagegen besonders deutlich 
bei Gruppen, die möglicherweise sensibler auf 
Ablehnung reagieren, auch deshalb, weil sie in 
einer kleiner gewordenen Community mehr auf 
Kontakte mit deutschen Jugendlichen angewiesen 
sind, während türkische Jugendliche den krän-
kenden Beziehungen eher aus dem Weg gehen 
können . Da bei der Abwanderung die Bildungs-
qualifikation nicht erhoben wird, sind über die 
bildungsökonomischen Konsequenzen nur Speku-
lationen möglich . Fasst man im Hinblick auf die 

Abwanderung Bildungsunterschiede nach Natio-
nalität ins Auge (Statistisches Landesamt 2008m, 
Tab . 4 .2 .3a), dann lässt sich der Abwanderungs-
prozess von jungen Ausländerinnen und Auslän-
dern als dysfunktional bezeichnen .

7.9.4 Die Perspektiven junger  
Menschen mit Migrationshintergrund 
beim Start ins (Erwerbs-)Leben

Auch wenn „der Migrationshintergrund“ nichts 
taugt als sozialwissenschaftliche Kategorie, so 
hat seine Anwendung von Menschen auf Men-
schen reale Folgen; dies gilt für die Fremd- und 
die Selbstzuschreibung . Hinter der statistischen 
Zusammen fassung „verstecken“ sich relevante  
Lebensbedingungen wie die Verfügung über und 
der Zugang zu Geld (ökonomisches Kapital),  
zu Bildung und Beruf (kulturelles Kapital) sowie 
Beziehungen, Organisationen und Netzwerken 
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überwiegen die Ungleichverteilungen . Einen qua-
lifizierten Sekundarabschluss erreichen rund 39 % 
der deutschen und rund 29 % der ausländischen 
Schulabgängerinnen und Schulabgänger . Generell 
schneiden die Mädchen besser ab als die Jungen .

Der Bildungsbericht 2008 für Deutschland ana-
lysiert den Anteil der Schulabgängerinnen und 
-abgänger ohne Hauptschulabschluss in Bezug 
auf die Vergleichsbevölkerung im Alter von 15 bis 
unter 17 Jahren . Dabei liegt Rheinland-Pfalz mit 
einem Anteil von 7,4 % genau im westdeutschen 
Durchschnitt (Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2008c, S . 89) . Für Deutschland insge-
samt ergibt sich ein Anteil ohne Abschluss bei den 
Deutschen mit 8,7 % bei männlichen und 5,3 % 
bei weiblichen Jugendlichen . Bei den Ausländer/ 
-innen ergeben sich Anteile von 19,2 % und 12,7 % 
(Bundesministerium für Bildung und Forschung 
2008c, S . 274) . Auch nach diesen Analysen starten  
junge Ausländerinnen und Ausländer zu einem 
erheblichen Anteil mit schlechten Chancen ins 
(Erwerbs-)Leben .

Der Migrationshintergrund und der Ausländersta-
tus erscheinen aber nur vordergründig als Bedin-
gungsfaktor . Differenzierte Betrachtungen (Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 2008c, 
S . 90 ff .) zeigen: Jugendliche aus den EU-Staaten, 
Ostasien und Amerika erreichen signifikant häu-
figer die Hochschulreife als deutsche Jugendliche . 
Bei Jugendlichen aus der ehemaligen Sowjetuni-
on, der Türkei oder Italien verhält es sich genau 
umgekehrt; bei ihnen ist die Chance auf „gute 
Bildung“ nur halb so hoch wie bei den Deutschen . 
Doch zeigt sich: Die Nationalität spielt zunächst 
keine Rolle . Denn wenn man den sozioökono-
mischen Status berücksichtigt, verschwinden 
die Vorteile bei der ersten und die Nachteile bei 
der zweiten Gruppe fast ganz . Betrachtet man 

(soziales Kapital) . Soziale Schicht, Milieu, Beruf 
und Bildungsniveau der Eltern bzw . der Herkunfts-
familie sind auch für Jugendliche mM die Umstän-
de, die für den Start ins Leben relevant sind . Hinzu 
kommt die Einbindung in Peer-Gruppen . Auch die 
Migrationsgeschichte der Familie und ihre Platzie-
rung im Einwanderungskontext haben einen Ein- 
fluss und werden von den Jugendlichen bearbeitet .  
Auf der anderen Seite wirkt sich aus, wie die Bil-
dungsinstitutionen sie sozialisiert, qualifiziert und 
selektiert haben . Deren Logik funktioniert eigen-
ständig und wird durch gesellschaftliche Muster, 
wie mit Migrantinnen und Migranten umgegan-
gen wird, beeinflusst . Schließlich sind das in der 
Auseinandersetzung mit diesen Bedingungen ent-
standene Selbstkonzept sowie die gesundheitliche 
Verfassung von Bedeutung .

7.9.4.1 Bildungsabschlüsse

Von allen Schulabgängerinnen und -abgängern mit 
(Fach-)Hochschulreife von den allgemeinbildenden 
Schulen haben 15,1 % einen Migrationshintergrund 
(Schuljahr 2006/07) . Bei den Schulabgängerin-
nen und -abgängern ohne Hauptschulabschluss 
liegt ihr Anteil bei 13 % (Statistisches Landesamt 
2008q, S . 18, auch im Folgenden) .

Fasst man die Migrantenjugendlichen als Gruppe 
ins Auge, dann verlassen 13,5 % die Schule ohne 
Abschluss und 13 % mit Abitur . Die Gruppen mit 
einer sehr geringen und einer sehr guten Bildungs-
ausstattung sind also gleich verteilt . Die Schul-
abgangsstatistik unterscheidet nach Staatsange-
hörigkeit (siehe Tabelle 86) .

Nach diesem Kriterium des Vergleichs sind die 
sozialen Chancen deutlich stärker polarisiert . Auch 
bei den zwischen den Extremen liegenden Gruppen 

Tabelle 86: Schulabgangsstatistik 
 

Deutsche Ausländer/-innen
ohne  

Hauptschulabschluss
mit 

allgem. Hochschulreife
ohne  

Hauptschulabschluss
mit  

allgem. Hochschulreife

6,8 % 26,8 % 15,6 % 9,5 %
 
Quelle: Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 4 .2 .2a
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Nach den Daten des Mikrozensus sind Schulerfolg 
und Schulmisserfolg innerhalb von Rheinland-Pfalz 
recht ungleich verteilt (Statistisches Landesamt 
2008q, S . 18, auch im Folgenden) . Beispielsweise 
ist der Anteil ohne Hauptschulabschluss bei den 
Schulabgängerinnen und -abgängern mM in Bit-
burg-Prüm, Kaiserslautern Stadt und Land, Kusel 
und Rhein-Hunsrück-Kreis sehr gering, in Fran-
kenthal, Pirmasens oder Zweibrücken demgegen-
über sehr hoch . Der Anteil der Abiturientinnen und 
Abiturienten ist dagegen in Alzey-Worms, Bitburg-
Prüm, Kaiserslautern, Pirmasens, Speyer und Trier 
recht hoch . Da sich der generelle Akademikeran-
teil an der Gesamtbevölkerung auf diese Quote 
stark auswirkt, ist genau dieser Zusammenhang 
zu vermuten . Die Abiturientenquote unter den 
Migranten ist niedrig in Cochem-Zell, Frankenthal, 
Germersheim, Kusel, Landau, Vulkaneifel, Wester-
waldkreis und Zweibrücken . Generell aber sind 
diese Quoten vorsichtig zu behandeln, weil die 
Fallzahlen teilweise recht niedrig sind (vgl . zur 
weiterführenden Betrachtung auch Tabelle 87) .

Schließlich ist eine „historische“ Betrachtung zu 
ergänzen (Landtag Rheinland-Pfalz 2008g): Im 
Zeitvergleich haben sich die Bildungsabschlüsse 
der ausländischen Jugendlichen deutlich verbessert . 
Zwischen 1994 und 2007 ist der Anteil mit Haupt-
schulabschluss mit 40 % konstant geblieben . Die 
Quote mit Sekundarabschluss ist von 13,5 % auf 
26,4 % gestiegen . Niedrig bleibt der Anteil an der 
allgemeinen Hochschulreife: 3,2 % im Jahr 1994, 
8,0 % im Jahr 2007 . Ohne Hauptschulabschluss 
(wobei die Absolvent/-innen einer Förderschule 
eingeschlossen sind) haben 1994 19,8 % die Schule 
verlassen, 2007 waren es 13,8 %; diese Quote  
hatte 2003 einen Höhepunkt mit 22 % .

Zukunftsbezogen (Landtag Rheinland-Pfalz 
2009i) lassen sich die Daten des Schulübergangs 
nach der 4 . Klasse im Schuljahr 2007/08 positi-
ver interpretieren . Es wechseln mehr Schüler mM 
(24,4 %) auf ein Gymnasium als auf die Haupt-
schule (21,8 %) . Die größte Gruppe bilden die 
Übergänge auf die Realschule (27,5 %) . Auch wenn 
mit dem Übergang keine Prognose verbunden 
werden kann, so lassen diese Daten eine Verbes-
serung der Bildungssituation erwarten .

aber die Nationalitäten bei gleichem sozioökono-
mischem Status, zeigt sich, dass beispielsweise 
Jugendliche aus Südasien, Griechenland, Spanien  
und Portugal deutlich besser abschneiden, als 
gemeinhin erwartet wird . Hier wirken sich offen-
sichtlich Bedingungen der familialen Migrations- 
und Bildungsdynamik (Migration als Aufstiegs-
projekt mit hohen Erwartungen an die Kinder) aus .  
Generell hat in allen Gruppen außerdem das Ge-
schlecht einen Einfluss; dies mit einer Benachtei-
ligung für die Jungen .

Als dritter starker Einflussfaktor ist der Bildungs-
abschluss der Eltern zu identifizieren; wenn beide 
Eltern einen hohen Schulabschluss haben, steigt 
die Chance, die Hoch schulreife zu erwerben, um 
das Vierfache . Schließlich wird unabhängig davon 
die ökonomische Situation, also Armut und Reich-
tum, unmittelbar wirksam .

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei Analysen auf der 
Grundlage der PISA-Studie 2008 (Integration in 
Deutschland 2009, S . 139 ff .) . Die Schulkarriere 
von Kindern mM wird auf den ersten Blick sehr 
deutlich vom Migrationshintergrund beeinflusst . 
Doch lassen sich auch auf dieser Grundlage die 
sozialstrukturellen Hintergrundmerkmale (z . B . 
Schulabschlüsse der Eltern sowie Haushaltsein-
kommen), die im Haushalt gesprochene Sprache 
und die Bildungsorientierung der Eltern auf ihren 
Einfluss hin untersuchen . Allein bei Berücksich-
tigung der Sozialstruktur unterscheiden sich die 
Mädchen der „zweiten Generation“ im Hinblick 
auf Bildungserfolg nicht mehr von den Mädchen 
oM . Bei Berücksichtigung der im Elternhaus ge-
sprochenen Sprache verliert der generelle Migra-
tionshintergrund noch mehr an Einfluss .

Bei der Berücksichtigung der Bedingungen, die auf 
alle Jugendlichen mM und oM einwirken, bleibt 
am Ende eine einzige benachteiligte Gruppe 
übrig: männliche Jugendliche der „ersten Genera-
tion“, die also während der Schullaufbahn nach 
Deutschland kommen . Es ist die Gruppe mit 
schlechten Startchancen unabhängig von anderen 
Umständen; auf sie Fördermaßnahmen zu kon-
zentrieren erscheint also sehr gut begründet .
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Tabelle 87: Schulentlassene mM, Schulabsolventinnen und -absolventen mM mit  
(Fach-)Hochschulreife in Prozent aller Schulentlassenen mM sowie Schulentlassene ohne  
Hauptschulabschluss nach Verwaltungsbezirken im Schuljahr 2006/07 
 

Anzahl der  
Schulentlassenen mM

Absolvent/-innen mM mit  
(Fach-)Hochschulreife (%)

Anzahl der Schulentlassenen 
mM ohne HSA

Frankenthal Stadt 118 23,7 21

Kaiserslautern Stadt 174 29,3 9

Koblenz Stadt 230 16,1 29

Landau Stadt 65 7,7 7

Ludwigshafen Stadt 508 13,4 106

Mainz Stadt 502 18,1 32

Neustadt Stadt 57 8,8 10

Pirmasens Stadt 35 31,5 6

Speyer Stadt 84 34,5 9

Trier Stadt 92 33,7 12

Worms Stadt 164 8,5 15

Zweibrücken Stadt 27 7,4 1

Ahrweiler 110 10 12

Altenkirchen 162 16,6 12

Alzey-Worms 218 29,9 24

Bad Dürkheim 131 6,9 18

Bad Kreuznach 178 14,6 16

Bernkastel-Wittlich 75 12 13

Birkenfeld 94 12,8 11

Cochem-Zell 51 2 9

Donnersbergkreis 113 1,8 13

Eifelkreis Bitburg-Prüm 66 27,3 9

Germersheim 192 6,8 35

Kaiserslautern 88 17 5

Kusel 50 0 3

Mainz-Bingen 166 15,7 23

Mayen-Koblenz 246 13 25

Neuwied 281 12,8 35

Rhein-Hunsrück-Kreis 109 29,4 14

Rhein-Lahn-Kreis 140 17,1 27

Rhein-Pfalz-Kreis 128 4,7 9

Südliche Weinstraße 55 14,5 13

Südwestpfalz 33 15,2 5

Trier-Saarburg 68 20,6 17

Vulkaneifel 76 5,3 10

Westerwaldkreis 223 6,2 41

Rheinland-Pfalz 5.109 15,3 656
 
Quelle: Statistisches Landesamt 2008q, S . 19 und eigene Berechnungen
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der Bewerberinnen und Bewerber um einen Aus-
bildungsplatz, die in eine „Alternative“ einmün-
den, nahm gleichzeitig von 34,8 % auf 52,2 % zu . 
In Rheinland-Pfalz verläuft die Entwicklung ganz 
ähnlich . 2008 erhalten 46 % der Bewerberinnen 
und Bewerber um eine Lehrstelle einen Ausbil-
dungsplatz, 54 % gehen in eine Alternative (Über-
gangssystem, allgemeinbildende Schulen) . In der 
Berufsausbildung befinden sich von den Deutschen 
1993 70 % der Altersklasse, 2007 sind es noch 
58 % . Bei den Ausländerinnen und Ausländern 
bewegt sich die Ausbildungsquote dauerhaft auf 
einem dramatisch niedrigen Niveau von 33 % 
(1993) und 24 % (2007) .

Bei den Dienstleistungsberufen – also den Berufen,  
in denen im Dienstleistungssektor eher mit länger- 
fristigen Beschäftigungschancen gerechnet wer-
den kann – geht die Zahl der ausländischen Aus-
zubildenden zwischen 1995 und 2006 von 1 .606 
auf 1 .531 zurück, bei den deutschen steigt sie von 
29 .500 auf 36 .000 . Auch in dieser qualitativen 
Hinsicht geht „die Schere“ weiter auseinander . 
Dies gilt auch besonders für Fertigungsberufe .

Im Jahr 2008 münden von den 9 .300 Bewerbe-
rinnen und Bewerbern mM 24 % in eine Lehre ein, 
24 % bleiben unversorgt . Bei den 21 .600 Bewer-
berinnen und Bewerbern oM gehen 45 % in eine 
Ausbildung, 17 % bleiben unversorgt . Die Anteile 
bei den berufsvorbereitenden Maßnahmen sind 
ähnlich . Die Anteile im Übergangssystem zeigen, 
dass es auch für Jugendliche oM erhebliche Pro-
blemlagen gibt und deshalb neben der Benach-
teiligung der jugendlichen Migrantinnen und 
Migranten die allgemeine Krise des Berufsausbil-
dungssystems offenkundig wird .

Bemerkenswert ist eine zusätzliche Benachteili-
gung von Jugendlichen mM (Daten für das Jahr 
2008): 19 % von ihnen mit Hauptschulabschluss 
erhalten bei der Bewerbung einen Ausbildungs-
platz, bei den Jugendlichen oM sind es 30 % . 
Diese Differenz zeigt sich über den Mittleren 
Schulabschluss auch bei einer höheren Qualifika-
tion . 37 % der Bewerber/-innen um einen Aus-
bildungsplatz mM erhalten eine Lehrstelle, bei 

7.9.4.2 Berufliche Qualifizierung

Auch im Hinblick auf berufliche Qualifikation 
zeigt sich das statistische Oberflächenphänomen: 
Menschen mM sind im Schnitt weniger beruflich 
qualifiziert als Menschen oM . Für das Jahr 2006 
ergibt sich folgendes Bild: 28 % der MoM haben 
keinen beruflichen Abschluss, 47 % der MmM . Bei  
den 15- bis 25-Jährigen sind die Differenzen – 
wegen des allgemein längeren Verbleibs im Bil-
dungssystem – nicht stark: 63 % im Vergleich 
zu 72 % MmM . Einen berufsbildenden Abschluss 
haben 60 % der MoM und 43 % der MmM; bei 
den jungen Menschen liegen die Quoten bei 35 % 
und bei 25 % . Am geringsten ist der Abstand beim 
Hochschulabschluss: 11,5 % der MoM und 9,5 % 
der MmM verfügen über einen solchen Abschluss 
(Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 5 .1 a) .175

An den Berufsschulen sind Ausländerinnen und 
Ausländer kaum vertreten . Ihr Anteil geht von 
2000/01 mit 6,1 % bis 2007/08 auf 5,2 % zurück . 
An Berufsfachschulen haben sie einen Anteil von 
10 % . Doch ist der Anteil an den qualifizierteren 
Angeboten wieder niedriger: Fachoberschulen: 
3,6 %; Berufliche Gymnasien: 7,7 %; Fachschulen:  
4,3 % (Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 
5 .2 .1 a) . Ein Gefälle zeigt sich ebenfalls bei den 
Abschlüssen der Berufsschule: Beim „Abgangs-
zeugnis“ sind die Ausländerinnen und Ausländer 
deutlich überrepräsentiert (Statistisches Landes-
amt 2008m, Tab . 5 .2 .2 a) .

Beachtliche Benachteiligungsstrukturen bringt 
auch der Ausbildungsmarkt mit sich, insbesondere  
unter den Bedingungen der Ausbildungskrise 
(Landtag Rheinland-Pfalz, Enquete-Kommission 
15/2, Vorlage Nr . 76) . Auf der Bundesebene ist der 
Anteil der „Lehreinmünder“ zwischen 1992 und 
2008 von 62,8 % auf 45,5 % gesunken . Der Anteil 

175 Ein Sachverhalt wird in der Regel nicht wahrgenommen, nämlich 
dass die älteren MmM (ab 65 Jahre) zu einem höheren Anteil über 
einen Hochschulabschluss verfügen als MoM . Bei den Frauen der 
Altersgruppe ab 55 Jahre verfügen 3,2 % (65 und älter) bzw . 9,1 % bei 
den 55- bis 65 Jährigen der MoM über einen Hochschulabschluss, bei 
den Migrantinnen sind es 7,9 % (65 und älter) bzw . 12,4 % (Statisti-
sches Landesamt 2008m, Tab . 5 .1b) .
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den gleich qualifizierten Jugendlichen oM sind es 
53 % . Zwei Erkenntnisse sind wichtig: Auch hoch-
qualifizierte Jugendliche mM sind bei der Lehrstel-
lensuche nur zu einem Drittel erfolgreich . Es gibt 
eine „abschlussignorierende“ Diskriminierung der 
Jugendlichen mM – und diese wird subjektiv auch 
wahrgenommen (AntiDiskriminierungsBüro Köln/
Caritasverband für die Stadt Köln 2008) .

Auch die schulisch gemessenen und attestierten 
Leistungen können diese Mechanismen nicht  
außer Kraft setzen . Bei einer „ausreichenden“  
Mathematiknote sind 17 % der Bewerberinnen 
und Bewerber mM erfolgreich, dagegen 30 % derer 
oM . Bei guter und sehr guter Mathematiknote 
erreichen 35 % der Bewerberinnen und Bewerber 
mM und 53 % derer oM einen Ausbildungsplatz . 
Dass viele benachteiligende Mechanismen (sozi-
ales Beziehungsnetz der Jugendlichen und ihrer 
Eltern z . B .) im Übergang in die berufliche Bildung 
wirken, war schon bekannt . Dass aber direkte leis-
tungsignorierende Diskriminierung einen starken 
Einfluss hat, wurde erst jetzt nachgewiesen; in der 
Schweiz konnte genau diese Form der Diskrimi-
nierung ebenfalls belegt werden, übrigens auch 
für Ausbildungsbewerberinnen (Haeberlin u . a . 
2004) .

In Bezug auf den Start ins (Erwerbs-)Leben 
kommen viele Jugendliche mM schon bei der 1 . 
Schwelle ins Stolpern . Sie verweilen lange im 
Übergangssystem, müssen sich zu einem beacht-
lichen Teil mit einem Abgangszeugnis an den Be-
rufsschulen begnügen und erhalten trotz Anstren-
gung und Leistung nicht dieselbe Platzierung wie 
ihre Altersgenossen oM . Gerade dieser Prozess, 
dass Leistung und Anstrengung sichtbar nicht 
belohnt werden, dürfte sich in einer resignativen 
Schleife bemerkbar machen . Gleichzeitig können 
erheblich ungünstige Effekte durch die Kommu-
nikation dieser Bewerbungserfahrungen in der 
Community erwartet werden .

Während im Bildungssystem die Ungleichheiten 
entlang der Linien Migrationshintergrund oder 
Staatsangehörigkeit als „Spezialfall einer durch 
die soziale Herkunft bedingten Bildungsungleich-

heit“ (Kalter 2005, S . 326) analysiert werden 
können – zu denen die „institutionelle Diskrimi-
nierung“ (Gomolla/Radtke 2007) hinzukommt –, 
spielen beim Übergang in die Ausbildung und in 
den Beruf manifeste Diskriminierungsmechanis-
men eine Rolle; insbesondere an der Parallelität  
der Diskriminierung von Frauen, die ja im Bildungs- 
system sehr erfolgreich sind, lässt sich dies zeigen .

Die hohe Arbeitslosigkeit der Ausländer/-innen 
und der MmM (seit langer Zeit im Vergleich zu 
Deutschen doppelt so hoch) und das zwei- bis 
dreifach erhöhte Armutsrisiko (Burkert 2009) 
bilden je nach Dimension den Rahmen für ein bis 
zwei Drittel der Migrantenbevölkerung, die trotz 
erheblicher Bildungsanstrengungen ihre soziale 
Position nur langsam verbessern kann . Gesell-
schaftliche Krisen und Verdrängungsprozesse en-
gen den Spielraum für soziale Mobilität zusätzlich 
ein . Es muss angesichts der Diskriminierungen den 
Anstrengungen der MmM zugeschrieben werden, 
dass die „Unterschichtung“ (Hoffmann-Nowotny) 
nicht total wird .

7.9.4.3 Soziales Kapital

Eine der Aufgaben des Jugendalters ist Individua-
tion bei einem angemessenen Verhältnis von Au-
tonomie, familialer Bindung/Unterstützung und 
sozialer Integration in altersgleichen Gruppen . Für 
die Balance dieser drei Bezugsgrößen gibt es all-
gemeine kulturelle Normen und milieuspezifische 
sowie individuelle Konkretisierungen . 

Die Studien von Heinz Reinders (Reinders 2009), 
im Rhein-Neckar-Raum einschließlich Ludwigs-
hafen durchgeführt, zeigen, dass bei türkischen 
Jugendlichen (möglicherweise unter den Bedin-
gungen der Migration) die Autonomiebestrebun-
gen geringer sind als bei deutschen Jugendlichen 
und später einsetzen; die elterliche Kontrolle weist 
ebenfalls einen Niveauunterschied auf . Insofern 
stehen bei beiden Gruppen die Erwartung und die 
Gewährung von Autonomie in relativem Gleichge-
wicht und folgen dann derselben altersspezifischen 
Struktur . (Die Jugendlichen aus anderen Nationali-
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täten liegen mit ihren Werten zwischen den beiden 
genannten Gruppen .) Die Familie bleibt soziales 
Kapital, auch und gerade bei bildungserfolgreichen 
Jugendlichen mM (Hummrich 2009) . Bedeutsam 
in der Reinders-Studie ist, dass türkische Jugendli-
che zwar ein stabiles Beziehungs netzwerk haben, 
aber deutsche Jugendliche weniger darin vorkom-
men als bei anderen Nationalitäten . Allerdings 
wünschen sich dies gerade türkische Jugendliche, 
und im Zeitvergleich (2005 bis 2007) nimmt 
sowohl die Realität als auch der Wunsch nach 
deutsch-türkischen Beziehungen zu (Reinders 
2009, S . 22) . Die Differenz zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit kann freilich auch als Diskriminie-
rungserfahrung interpretiert werden und Rück-
zug in Familie und ethnische Subkultur zur Folge 
haben (Diefenbach u . a . 1997) . Jedenfalls bedeutet 
die Feststellung einer Balancierungsleistung im 
Allgemeinen nicht, dass nicht Konflikte auftreten  
und bewältigt werden müssen; dies zeigt sich 
vor allem dort, wo das Freundschaftsnetzwerk 
ausländischer Jugendlicher einen hohen Anteil 
an interethnischen Beziehungen aufweist . Diese 
Beziehungen induzieren familiale Auseinanderset-
zungen über das Ausmaß an gewährter Autonomie 
(Reinders/Varadi 2008) .

Eine Dimension des sozialen Kapitals ist die Reich-
haltigkeit sozialer Beziehungen . In Bezug auf die 
Familie kann deren Größe auch eine Bedingung 
von Konflikten sein, doch bedeutsamer ist die 
Möglichkeit, auf möglichst verschiedene Bezie-
hungen zurückgreifen zu können . Die Haushalte, 
in denen keine Person mM, und Haushalte, in 
denen mindestens eine Person mM lebt, unter-
scheiden sich deutlich . Die Haushalte mit zwei 
Personen sind bei den beiden Gruppen in gleichem  
Umfang vertreten (ca . ein Drittel), solche mM 
sind bei der Größenordnung „drei und mehr 
Personen“ mit 46 % deutlich zahlreicher als bei 
denen oM (27 %) (Statistisches Landesamt 2008l, 
S . 80 ff .) .

Der beschriebene Effekt hängt mit demografi-
schen Umständen zusammen, dass nämlich die im 
Schnitt ältere deutsche Bevölkerung mehr Paar- 
und Einzelpersonen-Haushalte aufweist . Jugend-

liche mM können dennoch beim Start ins Leben 
eher auf die Unterstützung von Geschwistern 
zurückgreifen . Denn Familien in Rheinland-Pfalz 
oM haben zu 52 % ein minderjähriges Kind (mM: 
46,3 %), zwei Kinder haben 39 % (bei den Fami-
lien mM sind es 36,1 %) . Besonders auffällig ist 
dann der Unterschied bei drei und mehr Kindern: 
9 % bei Familien oM und 18,5 % bei Familien mM 
(Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 10 .1 a) . Die 
Struktur der Wanderungsprozesse und des Gebur-
tenverhaltens lassen aber eine rasche Angleichung 
erwarten . Insoweit wird der Vorteil des familialen 
sozialen Kapitals schwinden; dieses dürfte weiter-
hin jedoch durch verwandtschaftliche Beziehun-
gen gestärkt werden .

Ein Gemeinplatz der Migrationssoziologie ist die 
These, dass Marginalisierung mit „Binneninteg-
ration“ (Elwert) und ethnischer Mobilisierung 
beantwortet werden kann (Han 2005, S . 348 ff .) . 
Betrachtet man die Beziehungen Jugendlicher, so 
zeigen sich oftmals Formen der Gruppenbildung, 
deren Spektrum von der schulischen Freund-
schaftsgruppe über religiöse Gemeinschaften 
bis hin zu subkulturellen „Banden“ reicht . Diese 
werden in Bezug auf Jugendliche mM öffentlich 
in der Regel nur als Problem wahrgenommen und 
stellen für die Mehrheitsgesellschaft einen Beleg 
der Segregation dar . Eine solche Darstellung ist 
prinzipiell verkürzt und entpuppt sich als ethno-
zentrische Wahrnehmungsfigur . Sie verkennt den 
Integrationseffekt, den eine solche Gruppenbil-
dung haben kann . Die Grenze einer positiven Be-
wertung der Gruppenbildung liegt freilich da, wo 
sie den autonomen Weg eines Jugendlichen in die 
Gesellschaft behindert . Die passagere Devianz im 
Jugendalter kann sich insbesondere im Falle der 
Bindung an eine delinquente Gruppe verfestigen; 
Letztere wird unter diesen Umständen zu einem 
Entwicklungshindernis für Individuation . Diese 
Dynamik kann sich gerade dort ergeben, wo eine 
Gruppe sich als Opfer definiert und das Handeln 
gegen Normen als „Selbstbefreiung“ inszeniert 
(Tertilt 1996) . Die Wirkung „delinquenter Freunde“  
ist gerade neuerdings für Jugendliche mM aufge-
zeigt worden (Baier u . a . 2009) .
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Landesamt 2008m, Tab . 7 .5 a) . Diese Daten erge-
ben ein eindeutiges Bild: Jugendliche mM, darunter 
vor allem ausländische Jugendliche, starten ins 
Erwachsenenleben mit der Belastung von Armut 
und Abhängigkeit – zumindest ein erheblicher Teil 
von ihnen .

Vergleichbare Gruppen bei den MoM sind kleiner 
– aber eben auch ausgeprägt vorhanden . Für diese 
Gruppe der armen und abhängigen Menschen oM 
ist es naheliegender als für andere Gruppen der 
Gesellschaft, die Schuld für ihre Lage nach dem 
Sündenbockmechanismus den Migrantinnen und 
Migranten zuzuschreiben . Armutsbekämpfung 
braucht also die Begründung mit dem Migrati-
onshintergrund nicht; sie ist hinreichend ethisch 
begründet und soll sich auf alle Armen beziehen .

Die vielfach leichthin formulierte Erwartung, dass 
sich Probleme durch Bildung in der Zukunft lösen 
lassen, ist darüber hinaus problematisch . Jugend-
liche, die in Armut leben (Grundsicherung für Ar-
beitssuchende erhalten), reduzieren ihre Bildungs-
ziele und es ergibt sich leicht ein Teufelskreis der 
Armut (Krug/Popp 2008) . Armut reduziert sowohl 
Perspektiven als auch die auf Zukunft gerichteten 
Hoffnungen .

7.9.4.5 Gefährdungen und Hilfen

Die Inanspruchnahme von Jugendhilfeleistungen 
indiziert zunächst keine besondere Problematik . 
Im Gegenteil: Die Inanspruchnahme von Erzie-
hungsberatung ist ein Hinweis auf die Kompetenz 
von Eltern, Grenzen des eigenen Erziehungshan-
delns zu erkennen und die passende Dienstleistung 
in Anspruch zu nehmen . Die ausländischen Fami-
lien nehmen diese und andere Hilfen noch nicht 
in gleicher Weise wahr wie die deutschen . Bera-
tung wird zu 93,6 % von Deutschen, zu 5,9 % von 
Ausländer/-innen in Anspruch genommen .176

176 Eine weitere Begründung für die niedrige Inanspruchnahme von Hilfen 
zur Erziehung kann darin liegen, dass für Ausländerinnen und Ausländer 
unter bestimmten Voraussetzungen die Inanspruchnahme als Begrün-
dung zur „Ermessensausweisung“ herangezogen werden kann, vgl . § 55 
Abs . 7 AufentG .

Gruppenbildung wird in Einrichtungen der Jugend-
arbeit zu einer pädagogischen Aufgabe gerade 
deshalb, weil Jugendliche mM in der offenen 
Jugendarbeit einen der weniger sozialen (öffent-
lichen) Räume vorfinden, in denen sie im Kontext 
eines pädagogischen Anspruchs und einer „inter-
kulturellen Öffnung“ zumindest a priori nicht 
verdrängt werden sollen (Hamburger u . a . 1985; 
Ester/Hamburger 1991) .

7.9.4.4 Ökonomisches Kapital

Die Haushalte in Rheinland-Pfalz mM verfügen 
über ein geringeres Einkommen als die oM . Diese 
generelle Tendenz ist vielfach belegt und wird in 
den Armutsberichten umfangreich dokumentiert 
(Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 7 .1 – 7 .5) . 
Geringere Integration in Erwerbstätigkeit, fehlende 
berufliche Qualifikation, niedrigere Einkommen 
und Arbeitslosigkeit erhöhen das Armutsrisiko für 
Migranten/-innen um das Zwei- bis Dreifache im 
Vergleich zu Nicht-Migranten/-innen . Die Lebens-
lage ist darüber hinaus dadurch gekennzeichnet, 
dass viele MmM im Hinblick auf Einkommen von 
ihren Angehörigen abhängig sind (41,7 % gegen-
über 28,7 % bei MoM) und 16 % von öffentli-
chen Unterstützungsleistungen (7,4 % bei MoM) . 
Doch verschiebt sich das sozialpolitische Bild, 
weil nur 10,7 % Rente/Pension beziehen (gegen-
über 24,0 % bei MoM) (Statistisches Landesamt 
2008m, Tab . 7 .2 a) .

Bei jungen Menschen unter 25 Jahren liegt 
der Anteil der Bezieherinnen und Bezieher von 
Grundsicherung für Arbeitslose nach dem SGB 
in Rheinland-Pfalz bei Deutschen bei 9,4 %, bei 
Ausländer/-innen beträgt er 19,7 % (Statistisches 
Landesamt 2008m, Tab . 7 .3 a) . Die Statistik zum 
SGB XII ist im Hinblick auf das Alter anders aufge-
baut . Der Anteil von Leistungsbezieherinnen und 
-beziehern ist hier bei den unter 18-Jährigen mit 
0,7 % (Deutsche) und 0,6 % (Ausländer/-innen) 
ähnlich niedrig (Statistisches Landesamt 2008m, 
Tab . 7 .4 .1) (2005 – 2007) . Bei den Familien mM 
liegt die Armutsquote (60 % des Medians beim pro 
Kopf gewichteten Nettoeinkommen) bei 28,4 %, 
bei den Familien oM bei 10,3 % (Statistisches 
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Die subjektive Zufriedenheit mit der Gesundheit 
ist typischerweise altersspezifisch ausgeprägt, 
und bei der jüngsten Altersgruppe (unter 40 
Jahren, Daten aus dem SOEP) sind die Unter-
schiede zwischen Deutschen, Türken und anderen 
Migrant/-innen nur geringfügig . Einen deutlichen 
Unterschied arbeiten die Studien zum psychoso-
zialen Wohlbefinden und zur Lebenszufriedenheit 
heraus . Die WHO-Gesundheitsstudie zeigt, dass 
Jugendliche mit „beidseitigem“ Migrationshinter- 
grund der Eltern diese überdurchschnittlich hoch 
einschätzen (31,4 %), danach kommen die Jugend- 
lichen aus binational gemischten Familien (28,6 %) . 
Jugendliche oM nehmen diese Einschätzung nur 
zu 24,5 % vor (Robert-Koch-Institut 2008a, S . 51 
sowie 86) .

In Bezug auf die Selbstwirksamkeitserwartung gibt 
es insgesamt keine signifikanten Unterschiede, 
doch bei einzelnen Items dieses Konstrukts zeigen 
Jugendliche mM eine höhere Handlungserfolgs-
zuversicht als solche oM (ebd ., S . 84f .) . Allerdings 
muss festgehalten werden, dass Flüchtlingskinder 
und -jugendliche (von ihren Eltern begleitet oder 
unbegleitet in Deutschland lebend) als psychoso-
ziale Risikogruppe zu betrachten sind und beson-
derer Zuwendung therapeutischer oder pädagogi-
scher Art bedürfen . 

In Einzelbereichen (Früherkennungsuntersuchun-
gen, Impfquoten, Mundgesundsheitsverhalten) 
gibt es graduelle Unterschiede zwischen den 
Jugendlichen mM und oM zu Ungunsten derer 
mM, die eine Verbesserung der Information und 
Beratung ratsam erscheinen lassen – des besseren 
Starts ins Erwachsenenlebens wegen (ebd ., S . 87f .) .

Insgesamt wirken sich Minderheitensituation und 
Marginalität einerseits, die Bewältigung der  
Migrationssituation andererseits gegenläufig aus, 
sie erschließen „Krankheitsrisiken und Gesund-
heitsressourcen zugleich“ (ebd ., S . 69) .

Jugendliche und Heranwachsende sind in allen 
Statistiken der Delinquenz überrepräsentiert . 
Abweichendes Verhalten ist generell ein Privileg 
der Jugend, die ihre Grenzen und Möglichkeiten 

Bei der Sozialpädagogischen Familienhilfe liegen 
die Daten näher am Bevölkerungsanteil (90,8 % 
versus 9,2 %), ebenso bei der Einzelbetreu-
ung (92 % versus 8 %) . Unterrepräsentiert sind 
Ausländer/-innen bei Hilfen zur Erziehung außer-
halb des Elternhauses mit 5,7 % (Statistisches 
Landesamt 2008m, Tab . 11 .1 .1 a) . 

Die für die Bevölkerung mM ausgeprägten Lebens- 
bedingungen betreffen auch die gesundheitliche 
Lage . Menschen mM können erhöhte Gesundheits- 
risiken aufweisen . „Dabei ist es nicht die Migra-
tion als solche, die krank macht . Es sind vielmehr 
die Gründe und Umstände sowie die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen von Menschen mit Migra-
tionshintergrund in Deutschland, die zu einem 
schlechteren Gesundheitszustand führen können“ 
(Robert-Koch-Institut 2008a, S . 129) .

Für Jugendliche mM sind die folgenden Befunde 
relevant: Der Suizid ist nach Unfällen die häufigs-
te Todesursache im Jugendalter (Robert-Koch-
Institut 2008a, S . 129) . Junge türkische Frauen 
weisen in der Altersgruppe unter 18 Jahren eine 
höhere Suizidrate auf als deutsche junge Frauen . 
Bei allen anderen Gruppen verhält es sich um-
gekehrt . Der allgemeine Krankenstand junger 
Migrantinnen und Migranten ist niedriger als bei 
jungen Menschen oM . Ein gleiches Bild zeigt sich 
bei der Schwerbehindertenquote: In allen Alters-
gruppen haben nichtdeutsche Männer und Frau-
en eine geringere Quote als deutsche . Bei der 
Unfallhäufigkeit der unter 20-Jährigen ergibt sich 
dasselbe Bild, wobei ausländische Kinder etwas 
häufiger im Haushalt, deutsche häufiger im Verkehr 
verunglücken . Deutliche Unterschiede gibt es bei 
Übergewicht und Adipositas (Robert-Koch-Institut 
2008a, S . 79) . Hier zeigen alle einschlägigen  
Untersuchungen eine deutliche Überrepräsentati-
on von Kindern und Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund; Jungen sind dabei deutlich häufiger 
vertreten als Mädchen . Darüber hinaus spielen 
Bedingungen der sozialen Schicht, der Herkunft 
und der Multi-/Mononationalität der Familie eine 
Rolle .
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sind die soziologisch geklärten Bedingungen der 
Devianz von so großer Bedeutung . 
Nach der Strafverfolgungsstatistik wurden in 
Rheinland-Pfalz verurteilt:

Tabelle 89: Verurteilte nach Strafverfolgungs-
statistik und Nationalität 
 

Deutsche Ausländer/ 
-innen

Unter 18 Jahre  2 .485   324

18 bis 20   3 .520    483

21 bis 29 10 .016 2 .462
 
Quelle: Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 14 .1 .2a

Delinquenz auf dieser Ebene der institutionellen  
Erfassung und Bearbeitung zeigt, dass sie im 
Jugendalter entsteht, bei den Heranwachsenden 
ansteigt und dann zurückgeht . Dieses Muster ist 
für beide Gruppen zutreffend .

Die Zahl der einsitzenden Strafgefangenen ist 
dann deutlich niedriger . Für 2007 ergibt sich  
folgendes Bild:

Tabelle 90: Strafgefangene nach Nationalität 
 

Deutsche Ausländer/ 
-innen

Unter 18 Jahre      40   10

18 bis 20 1 .175   28

21 bis 29    922 224
 
Quelle: Statistisches Landesamt 2008m, Tab . 14 .2 .2a

Auch wenn die Zahlen generell niedrig sind, ist der 
Weg der betroffenen jungen Menschen ins Leben 
durch Straftat erheblich belastet; dies gilt für Jun-
gendliche mM und oM .

erproben muss . Die Verfestigung der Devianz wird 
dagegen als problematisch beurteilt . Migranten-
jugendliche sind auch in allen Statistiken der 
Hellfeld- und der Dunkelfeldanalysen überreprä-
sentiert . Die Polizeiliche Kriminalstatistik folgt be-
sonders deutlich diesem Schema . Gleichzeitig gibt 
es einen kriminologischen Konsens, dass der Mig-
rationshintergrund keine brauchbare sozialwissen-
schaftliche Kategorie ist . Für die Erklärung der 
Migrantendevianz haben die Faktoren (Belastun-
gen) Relevanz, die auch ansonsten erklärungskräf-
tig sind (Heinz 2009), also bei allen Jugendlichen 
kriminalitätssteigernd oder -reduzierend wirken .

Die Kriminalitätsbelastungsziffern für ausländische  
Jugendliche sind – wegen der nachvollziehbaren 
höheren typischen kriminogenen Belastungen 
– durchgehend höher als bei deutschen Jugend-
lichen . Dies lässt sich mit der einfachen Feststel-
lung aufklären, dass die deutschen Jugendlichen 
und die ausländischen Jugendlichen keine ver-
gleichbaren Kollektive bilden . Bei den nicht-deut-
schen Tatverdächtigen ergibt sich für Rheinland-
Pfalz folgendes Bild (Tabelle 88) .

Die Tatverdächtigenbelastungsziffern (TVBZ) in 
Rheinland-Pfalz liegen bei den deutschen 14- bis 
21-Jährigen bei 7 .054, bei den ausländischen bei 
11 .972 . Relativ große Unterschiede gibt es zwi-
schen den Städten; in Koblenz und Trier liegen die 
TVBZ bei den beiden Gruppen wesentlich weiter 
auseinander als in Ludwigshaften und Kaiserlautern . 

Generell bleibt festzuhalten, dass die Polizeiliche 
Kriminalstatistik eine Tätigkeitsbilanz der Polizei ist 
und wesentlich durch deren Aufmerksamkeitssteu-
erung und durch das Anzeigeverhalten beeinflusst 
wird . Die Struktur der Relation von Deutschen und 
Ausländer/-innen in der Statistik bleibt aber auch 
bei Dunkelfelduntersuchungen erhalten . Deshalb 

Tabelle 88: Nicht-deutsche Tatverdächtige nach Alter 
 

2003 2004 2005 2006 2007 2008

Jugendliche 1 .778 1 .661 1 .655 1 .759 1 .836 1 .728

Heranwachsende 1 .672 1 .573 1 .573 1 .433 1 .451 1 .404
 
Quelle: Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik Rheinland-Pfalz, eigener Abruf
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3 .  Förderung als Benachteiligungsausgleich soll 
nicht mehr mit dem Merkmal „Migrationshinter- 
grund“ begründet werden, sondern mit dem 
Umstand einer tatsächlichen Benachteiligung . 
Deutsche und ausländische Jugendliche mit 
und ohne Migrationshintergrund sollen ge-
fördert werden (in beispielsweise sprachlicher 
Hinsicht und in anderen Dimensionen), damit 
alle Jugendlichen einen Mindestabschluss im 
Bildungs- und Berufsbildungssystem erreichen . 
Der Migrationshintergrund selbst ist für sich ge-
nommen kein Grund für positive Diskriminierung .

4 .  Aber erst recht nicht für negative Diskriminie-
rung . Diese lässt sich eindeutig feststellen und 
deshalb soll eine selbstkritische Reflexion bei 
allen Verantwortlichen gefördert werden, die 
oft unbedacht oder mit subjektiv durchaus po-
sitiven Intentionen öffentlich vom Migrations-
hintergrund reden und dadurch das allgemeine 
Stereotyp verbreiten . Der Wechsel der Sicht-
weise, der Perspektive auf Jugendliche, ist 
sicherlich nicht einfach, denn die Alltagsorien-
tierung hat sich mit der Aufteilung der Welt in 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
bequem eingerichtet . Diese Änderung ist bei 
allen Akteuren im Bildungs- und Ausbildungs-
system zentral . Demgegenüber sollten die-
jenigen Jugendlichen konkrete und spezifische 
Unterstützung erhalten, die sie benötigen: Am 
Beispiel der jungen Flüchtlinge mit ungesicher-
tem Aufenthaltsstatus wird deutlich, dass die 
Zugänge zum Ausbildungssystem und Arbeits-
markt durch aufenthaltsrechtliche Regelungen 
erschwert und verhindert werden – dem ist 
durch entsprechende Änderungen entgegenzu-
wirken .

5 .  Die praktischen Konsequenzen hat exempla-
risch die Handwerkskammer Koblenz gezogen . 
Sie hat erkannt, dass Jugendliche mM gute 
Potentiale mitbringen, dass die Handwerks-
betriebe ihre Fähigkeiten brauchen und auch 
besondere Fertigkeiten, zum Beispiel ihre Zwei-
sprachigkeit, einsetzen können . Diese Einsichten 
wurden umgesetzt in ein Beratungs- und Förder- 
programm; der Migrationshintergrund wurde 

7.9.5 Empfehlungen

1 .  In der Jugendhilfestatistik wird ein vom Mikro-
zensus verschiedenes Verfahren zur Erfassung 
des Migrationshintergrunds angewandt . Dies 
ist problematisch, weil mit demselben statis-
tischen Begriff zwei verschiedene Realitäten 
konstruiert werden . Der Migrationshintergrund, 
darüber sind sich die meisten Sozialwissen-
schaftlerinnen und Sozialwissenschaftler inzwi-
schen einig, ist keine nützliche sozialwissen-
schaftliche Kategorie, die irgendetwas plausibel 
erklären könnte . Darüber hinaus ist das Ver-
fahren in der Jugendhilfestatistik besonders 
problematisch, weil Auskunftspersonen über 
die in der Familie gesprochene Sprache befragt 
werden, die teilweise überhaupt keinen Einblick 
in das Familienleben haben . Deshalb ist diese 
Statistik methodisch unbrauchbar . Die Erfas-
sung des Migrationshintergrunds mit der im El-
ternhaus gesprochenen Sprache ist bestenfalls 
geeignet, eine Schuldzuweisung für möglicher-
weise nicht gelingende schulische oder andere 
Erfolge zu legitimieren . Auch aus diesem Grund 
soll das Land darauf hinwirken, dass dieses 
statistische Merkmal nicht mehr erhoben wird, 
schon gar nicht auf diese Weise . 

2 .  Die Benachteiligung der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund ist nicht total und ihre 
Benachteiligung ist, je mehr der Migrationshin-
tergrund zur Migrationsgeschichte wird, immer 
weniger auf die Migration als Ursache rück-
führbar . Deshalb plädieren wir für eine strikte 
Entkategorisierung, dass nämlich Jugendliche 
mM als Jugendliche wie alle anderen betrachtet 
werden . Denn das Stereotyp vom „Minderleis-
tenden“ oder „Problematischen“ wirkt inzwi-
schen stärker als der Migrationshintergrund 
und hat zum „stereotype treat“ geführt . Das 
heißt, das Stereotyp setzt eine negative Erwar-
tung in Gang . Wir schließen uns der Empfeh-
lung „Pluralität ist Normalität für Kinder und 
Jugendliche“ des Bundesjugendkuratoriums an, 
das die Mechanismen der negativen Erwartun-
gen an Kinder und Jugendliche und die leis-
tungsmindernden Folgen dieser Erwartungen 
beschrieben hat .
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ches Modell verdient deshalb eine aktive Aus-
weitung für alle benachteiligten Schülerinnen 
und Schüler .

8 .  Als Einstieg (!) in eine Ausbildungsinitiative  
wird eine Untersuchung empfohlen, wie sie 
das Institut für Mittelstandsforschung an 
der Universität Mannheim durchgeführt hat 
(„Ausbildungsplatzpotenziale in Mannheim“, 
Mannheim 2009) . Diese Begleitstudie zu einem 
„Jobstarter-Projekt“ hat ermittelt, dass nur die 
Hälfte aller ausbildungsberechtigten Betriebe 
ausbildet . Darüber hinaus wurden viele be-
einflussbare Determinanten der Ausbildungs-
bereitschaft identifiziert . Eine ähnliche Unter-
suchung des Instituts für Sozialpädagogische 
Forschung Mainz e . V . (ism) in Mainz kam im 
Jahr 2000 zu ähnlichen Befunden und konnte 
neue Anstrengungen motivieren . 
 
Die Potentiale zur Berufsausbildung sind bei 
Weitem nicht ausgeschöpft . Sowohl der (zu-
künftige) Arbeitskräftebedarf als auch das 
Recht der (benachteiligten) Jugendlichen auf 
gesellschaftliche Teilhabe sprechen unzwei-
deutig dafür, die Potentiale der Betriebe und 
Schulen sowie der Jugendlichen mit und ohne 
Migrationshintergrund zu nutzen .

9 .  Kinder und Jugendliche, insbesondere bezogen  
auf kleine Kinder und Säuglinge, sollen mit grö-
ßerer Achtsamkeit und Aufmerksamkeit in allen 
Ebenen der gesundheitlichen Versorgung einbe-
zogen werden . Eine größere Repräsentanz beim 
medizinischen Personal (Ärztinnen und Ärzte, 
nichtärztliches Personal) ist dabei hilfreich, um 
Zugangsbarrieren abzubauen . An diesen Verän-
derungen können sehr viele Akteure mitwirken .

auch bei der Kammer selbst berücksichtigt, sie 
hat entsprechende Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter eingestellt . Die Angebote wurden spezi-
fiziert für verschiedene Gruppen von benachtei-
ligten Jugendlichen und haben insgesamt dazu 
geführt, dass Jugendliche, Betriebe und Kunden 
sich einer erhöhten Zufriedenheit erfreuen 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2009k) .

6 .  Die konkreten Erfahrungen (in Koblenz bei-
spielsweise) und die vorliegenden Analysen 
(z . B . des Bundesinstituts für Berufsbildung) 
lassen sich verallgemeinern zu generellen Emp-
fehlungen, und zwar geht es um:

 den Ausbau der betrieblichen und außerbe-•	
trieblichen (betriebsnahe Variante) Ausbil-
dungsplätze,
berufliche Nachqualifizierung,•	
 Anerkennung von Abschlüssen aus dem  •	
Herkunftsland,
 Verbesserung der beruflichen Grundbildung •	
und
 generell ein individualisierendes Übergangs-•	
management zwischen Schule und Beruf

(Granato, M . 2009a) .

7 .  Das Land hat mit dem Projekt BORIS GTSch 
(Berufliche Orientierung: Regionale Initiativen 
zur Schulentwicklung . Ganztagsschule – Mig-
ranten) einen erfolgreichen Beitrag geleistet 
zur Verbesserung des Übergangs und zu sei-
ner Vorbereitung in den allgemeinbildenden 
Schulen . 14 Schulen haben sich daran beteiligt . 
Alle Beteiligten an diesem Übergang (Eltern, 
Schüler/-innen, Lehrer/-innen, Ausbilder/-in-
nen) waren Adressaten des Projekts und haben 
konstruktiv mitgearbeitet . Es soll – so unsere 
Empfehlung – nicht bei diesem Versuch blei-
ben, sondern das Projekt soll fortgesetzt und 
ausgeweitet werden . Die Akteure des Projekts 
können als Multiplikatorinnen und Multipli-
katoren weiterarbeiten; das Vertrauen darauf, 
dass irgendwie die Erkenntnisse des Projekts 
auch anderswo durch irgendwen aufgegriffen 
und umgesetzt werden, ist wie bei allen Mo-
dellversuchen nicht ausreichend . Ein erfolgrei-
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„Blick über den Zaun“ lässt sich die soziale Lage 
vieler Kinder und Jugendlicher in Rheinland-Pfalz 
aber nicht angemessen charakterisieren .177 Der erste 
Kinder- und Jugendbericht von Rheinland-Pfalz 
ist daher der gegebene Anlass, auf diesen blinden 
Fleck aufmerksam zu machen und zusammenzu-
tragen, was an Information vorliegt . 

Vor diesem Hintergrund kommt diesem Teil des 
Kinder- und Jugendberichts Rheinland-Pfalz eine 
beispielgebende Bedeutung zu . Zum Teil waren 
allerdings zähe Recherchen nötig, um Datenquel-
len zu erschließen; die Darstellung beruht in Teilen 
auf eigenen Berechnungen . Bei der Arbeit an 
dieser Thematik wurde deutlich, dass kaum Daten 
und Statistiken zur Verfügung stehen . Das lässt 
sich exemplarisch am 12 . Kinder- und Jugendbe-
richt der Bundesregierung zeigen, der sich mit 
vor- und außerschulischen Lernorten von Kindern 
und Jugendlichen befasst, aber dem traditionsrei-
chen Feld der internationalen Jugendbegegnung 
lediglich am Rande Aufmerksamkeit schenkt, von 
anderen Feldern des Erwerbs internationaler oder 
interkultureller Kompetenzen ganz zu schweigen . 
Es war eine erstaunliche Entdeckung, dass zu den 
jugendpolitischen Maßnahmen der EU auf natio- 
 

177 Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf den ersten Jugend-
bericht der Europäischen Union (Commission of the European  
Communities 2009) und auf den Luxemburgischen Jugendbericht,  
der 2010 veröffentlicht werden soll . 

8.1 Ein blinder Fleck?

Ein charakteristischer Umstand des Aufwachsens 
vieler Kinder und Jugendlicher in Rheinland-Pfalz 
ist die Grenzlage des Bundeslandes . Obwohl im 
Zuge der europäischen Einigung die politischen 
Grenzen immer durchlässiger und die ökonomi-
schen Verflechtungen immer dichter werden und  
obwohl die großregionale Vernetzung in Rhein-
land-Pfalz ein wichtiges Politikfeld ist, wird nach 
der Bedeutung dieser Prozesse für Lebensbedin-
gungen und Lebenschancen von Kindern und 
Jugendlichen selten gefragt .

Die Gründe dafür sind vielfältig; die föderale Struk-
tur der Kinder- und Jugendpolitik in Deutschland 
spielt eine Rolle, gewiss gibt es auch Versäumnisse, 
nicht zuletzt scheinen soziokulturelle Identitäten 
tiefer verankert zu sein als politisch-ökonomische 
Abgrenzungen . Allein die Stabilität von lokalen 
Alltagsvollzügen und regionalen Dialekten weist 
darauf hin . Von den Berufspendlern abgesehen, 
ist die räumliche Mobilität der Menschen auch 
relativ gering, besonders die der Kinder und Ju-
gendlichen . Dabei wären die Spannung zwischen 
den beiden Ebenen der Soziokultur und der poli-
tischen Ökonomie sowie die ihr innewohnende 
Dynamik Grund genug, transnationale und inter-
kulturelle Aspekte der sozialen Lage von Kindern 
und Jugendlichen genauer zu beobachten . Umso 
erstaunlicher ist die geringe Aufmerksamkeit der 
Sozialberichterstattung für diese Dimensionen 
und Aspekte der Lebensbedingungen von Kindern 
und Jugendlichen . Ohne einen vergleichenden 

8. der blIcK über den zaun: aufwachsen 
In öffentlIcher Verantwortung Im 
VergleIch der euroPäIschen nachbarn 
und regIonen
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3 .   Was wird in den rheinland-pfälzischen Kinder-
tageseinrichtungen und Schulen getan, um die 
interkulturellen Kompetenzen und die Mehr-
sprachigkeit von Kindern und Jugendlichen zu 
fördern?

4 .   Inwieweit sind junge Menschen in Rheinland-
Pfalz an internationalen Austauschprogrammen 
beteiligt? Welche Informationen liegen zu in-
ternationalen Schulpartnerschaften, zu europä-
ischen Jugendbegegnungen, zum internationalen 
Austausch in der beruflichen Bildung und zur 
internationalen Mobilität der Studierenden vor?

naler Ebene kaum Daten und Statistiken zur Ver-
fügung stehen . Das gilt auch für Rheinland-Pfalz . 

Das folgende Kapitel des Kinder- und Jugendbe-
richts entwirft kein Gesamtbild, sondern konzen-
triert sich auf ausgewählte Aspekte . Das Kapitel 
präsentiert eine datenbasierte und keine konzept-
basierte Analyse . Es versucht, die Orientierung 
an den vorfindlichen Datenquellen und ihren 
Erhebungskriterien zu inhaltlichen Komplexen zu 
bündeln . Dabei setzt es zwei Schwerpunkte: Das 
Kapitel trägt (a) ausgewählte Informationen zur 
Lage von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-
Pfalz und den Nachbarländern zusammen, wobei 
Migration und Mobilität besondere Aufmerksam- 
keit geschenkt wird . Schließlich lenkt es die  
Aufmerksamkeit auf (b) politisch-pädagogische 
Programme zur Förderung des interkulturellen 
Austauschs innerhalb der Grenzen von Rheinland-
Pfalz und über die Grenzen hinaus . 

Im Einzelnen versucht das Kapitel auf der Grund-
lage von Daten und Dokumenten vier zentrale 
Fragen zu beantworten:

1 .   Welche sozialstrukturellen Merkmale sind 
kennzeichnend für Rheinland-Pfalz und die im 
Westen angrenzenden europäischen Regionen? 
Was wissen wir empirisch zur Lage der Kinder 
und Jugendlichen in diesen Regionen?

2 .   Welche Rolle spielen die Wanderungsbewegun-
gen für Rheinland-Pfalz und seine europäischen 
Nachbarn? Wie viele junge Menschen besitzen 
einen Migrationshintergrund? Welche Bedeu-
tung haben die berufsbedingten Pendlerströme 
im Untersuchungsgebiet?
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Gemessen an der Arbeitslosenquote ist die Arbeits- 
marktlage in Rheinland-Pfalz und der Region 
Alsace (Frankreich) zwar nicht so gut wie in Lu-
xemburg, aber besser als in der Region Lorraine 
(Frankreich) und der angrenzenden belgischen 
Region (Wallonie) . Dort lagen die Arbeitslosen-
quoten schon vor der Weltwirtschaftskrise zwi-
schen 10 und 12 % . Luxemburg hatte lange eine 
so niedrige allgemeine Arbeitslosenquote, dass 
beinahe von Vollbeschäftigung gesprochen werden 
konnte .

In ihrem neuesten Jugendbericht schenkt die 
EU-Kommission der Jugendarbeitslosigkeit in den 
Mitgliedstaaten besonders große Aufmerksamkeit  
(Commission of the European Communities 2009) . 
Der erfolgreiche Übergang vom Bildungssystem in 
ein unbefristetes Arbeitsverhältnis wird dabei als 
entscheidende Grundlage angesehen, ein ökono-
misch selbstständiger Erwachsener zu werden . Zu 
diesem Erwachsenenstatus gehört aus Sicht der 

Im Vergleich mit Luxemburg und den angrenzenden 
Regionen von Belgien (Wallonie) und Frankreich 
(Alsace und Lorraine) zeichnet sich Rheinland-
Pfalz durch eine besonders niedrige Geburtenrate 
(Lebendgeborene je 1 .000 Einwohner) aus (siehe 
Tabelle 91) . Dementsprechend ist der Anteil von 
Kindern und Jugendlichen an der Gesamtbevöl-
kerung in den drei europäischen Nachbarländern 
deutlich größer als in Rheinland-Pfalz . In Belgien, 
Frankreich und Luxemburg beträgt die Quote der 
unter 20-Jährigen rund ein Viertel, in Rheinland-
Pfalz ist dies lediglich rund ein Fünftel . In Rhein-
land-Pfalz leben durchschnittlich deutlich weniger 
Personen in einem Haushalt zusammen als in den 
europäischen Nachbarregionen .

Zwei Fünftel der luxemburgischen Bevölkerung 
besitzen einen ausländischen Pass . Demgegen-
über ist in Rheinland-Pfalz und den angrenzenden 
Gebieten von Belgien und Frankreich weniger als ein 
Zehntel der Bevölkerung als Ausländer registriert .

Tabelle 91: Daten zu Rheinland-Pfalz und seinen europäischen Nachbarn 
 

Rheinland-
Pfalz

Luxemburg Frankreich
Alsace 

Frankreich
Lorraine

Belgien
Wallonie

Bevölkerung insgesamt 4.052.860 476.187 1.806.069 2.334.245 3.435.879

Lebendgeborene  
je 1 .000 Einwohner

7,8 11,7 k .A . 11,8 11,5

Anteil Männer unter 20 Jahren 
an der Bevölkerung (Prozent)

21,4 25,1 k .A . 25,9 25,7

Anteil Frauen unter 20 Jahren 
an der Bevölkerung (Prozent)

19,6 23,3 k .A . 23,6 23,2

Durchschnittliche  
Haushaltsgröße (Personen)

2,16 2,51 k .A . 2,42 2,35

Arbeitslosenquote (Prozent) 8,0 4,7 7,1 10,0 11,7

Arbeitslosenquote der unter 
25-Jährigen (Prozent)

13,4 16,2 19,3 24,6 31,3

Anteil der ausländischen 
Bevölkerung (Prozent)

7,1 39,8 7,7 5,2 9,1

 
Quelle: Statistische Ämter der Großregion 2008; Deutsch-französisch-schweizerische Oberrheinkonferenz 2008

8.2 Junge Menschen in Rheinland-Pfalz und  
den Nachbarländern
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land 36 % der jungen Menschen nicht darüber 
informiert, dass es spezielle Kinderrechte gibt . Die 
Vergleichswerte für die europäischen Nachbar-
länder von Rheinland-Pfalz betragen: Belgien 34 %, 
Frankreich 31 % und Luxemburg 23 % .

Bei dieser Befragung wurde außerdem erhoben, 
welche aus Sicht der Jugendlichen die größten 
Probleme sind, die dringend angegangen werden 
müssten . Obwohl die Anzahl der Antwortvorgaben 
sehr beschränkt war, bieten die Befragungsergeb-
nisse einen Einblick in die Problemlagen junger 
Menschen in Deutschland und den europäischen 
Nachbarländern von Rheinland-Pfalz .

Zunächst fällt auf, dass die Rangfolge der Proble-
me in den einzelnen Ländern unterschiedlich ist 
(siehe Tabelle 92) . Die Jugendlichen aus Belgien 
stellen Diskriminierung und Rassismus in den 
Vordergrund . Die deutschen Jugendlichen sind 
besonders für das Problem Gewalt gegen Kinder 
sensibilisiert . Für die Jugendlichen aus Frankreich 
stellt der sexuelle Missbrauch von Kindern ein 
besonders gravierendes Problem dar, während die 
jungen Menschen in Luxemburg das Drogenprob-
lem in den Vordergrund stellen .

Die jungen Befragten in Luxemburg betrachten 
Armut und soziale Ausgrenzung kaum als gravie-
rende soziale Probleme . Dafür rangieren Probleme 
(Jugendlicher) mit Drogen, Alkohol und Nikotin 
im EU-Vergleich ziemlich weit oben . Diese Prob-
lemsicht luxemburgischer Jugendlicher wird durch 
empirische Studien unterstrichen (IJAB 2009, S . 6) . 
So hat mittlerweile bereits ein Viertel der jungen 
Menschen Cannabis konsumiert und steigende 
Konsumquoten sind bei Alkohol und Nikotin zu 
verzeichnen .

EU-Kommission, das Elternhaus zu verlassen, einen 
eigenen Haushalt mit Familie zu gründen und 
schließlich Kinder großzuziehen (ebd, S . 32) .

In allen fünf betrachteten Regionen weisen Jugend-
liche eine erhöhte Arbeitslosenquote auf . In den 
benachbarten Gebieten von Belgien und Frank-
reich war die Arbeitsmarktsituation für die unter 
25-Jährigen schon vor der Weltwirtschaftskrise 
besonders problematisch . Hier suchte ein Fünftel 
(Alsace/Frankreich) bis ein Drittel (Wallonie/Bel-
gien) der jungen Menschen einen Arbeitsplatz .

Durch die Wirtschaftskrise stieg die Jugendarbeits- 
losenquote Anfang 2009 in der EU-27 auf 18 % 
und lag damit deutlich höher als die Gesamt-
arbeitslosenquote von 8 % (Eurostat-Pressestelle 
2009a) . Bei der Jugendarbeitslosigkeit bleibt 
Deutschland mit 10 % wiederum deutlich unter 
dem EU-Durchschnitt . Belgien (21 %) und Frank-
reich (22 %) weisen wie zuvor recht hohe Jugend-
arbeitslosenquoten auf und auch in Luxemburg 
(19 %) ist die Arbeitsmarktlage für junge Menschen 
nicht besonders vorteilhaft . Nach Angaben des 
Statistischen Landesamts betrug die Jugendar-
beitslosenquote in Rheinland-Pfalz im September 
2009 7 % . Relativ viele 15- bis 24-Jährige waren 
in den kreisfreien Städten Pirmasens (15 %) und 
Kaiserslautern (12 %) auf der Suche nach einem 
Arbeitsplatz .

Dass der Übergang von der Schule in das Berufs-
leben für junge Menschen regional unterschiedlich 
schwierig ist, zeigt schließlich ein Blick auf die 
Art der Arbeitsverträge . Während in Belgien und 
Luxemburg lediglich zwischen 30 % und 35 % der 
jungen Menschen einen befristeten Arbeitsvertrag 
erhalten haben, ist dies in Deutschland und Frank-
reich mit über 50 % für die 15- bis 24-Jährigen die 
Regel (Statistisches Bundesamt 2009a, S . 24) .

Die Kommission der EU hat 2008 in allen Mit-
gliedstaaten eine Befragung zur Situation der 
Kinderrechte durchführen lassen (European Com-
mission 2008b) . Die Befragung richtete sich in 
allen EU-Ländern an 15- bis 18-Jährige . Nach 
dieser recht aktuellen Erhebung sind in Deutsch-
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8.3.1 Junge Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte in Rheinland-Pfalz  
und den Nachbarländern

Bezüglich der Weiterentwicklung ihrer Sprach-
kompetenzen haben Jugendliche mit Migrations-
hintergrund in Belgien und Frankreich vergleichs-
weise günstige Rahmenbedingungen, weil sie 
in ihren Familien mehrheitlich die Sprache des 
Einwanderungslandes sprechen . Dazu stellt die 
Kommission der EU in ihrem „Grünbuch Migration 
und Mobilität“ fest: „Sprache ist ein Schlüsselfak-
tor“ . Die Beherrschung der Unterrichtssprache ist 
eine unerlässliche Voraussetzung für den Schuler-
folg . Selbst für im Aufnahmeland geborene Mig-
rantenkinder kann dies ein Problem sein, wenn die 

8.3 Internationale Mobilität

Durch die PISA-Studien der OECD stehen vergleich-
bare Daten zu den Migrationshintergründen von 
Jugendlichen auf internationaler Ebene zur Verfü-
gung . Während in Deutschland lediglich ein Fünf-
tel der Jugendlichen einen Migrationshintergrund 
besitzt, ist dies in den Nachbarländern Luxemburg 
die Hälfte sowie in Belgien und Frankreich immer-
hin noch jeweils ein Viertel (siehe Tabelle 93) . Vor 
diesem Hintergrund kann Luxemburg als Einwan-
derungsland par excellence bezeichnet werden .

Tabelle 92: Größte Probleme aus der Sicht der 15- bis 18-Jährigen in den Mitgliedsländern der EU 
2008 (Antwortvorgaben; Prozent) 
 

EU-27
n = 10.146

Belgien
n = 408

Deutschland
n = 412

Frankreich
n = 403

Luxemburg
n = 258

Gewalt gegen Kinder 23 20 26 19 21

Diskriminierung und Rassismus 14 21 16 21 22

Drogen 18 14 11 12 25

Alkoholmissbrauch und  
Nikotinsucht

9 7 7 8 15

Kinderarbeit 4 4 5 6 4

Sexueller Missbrauch 
von Kindern

20 19 17 24 10

Armut und soziale Ausgrenzung 13 14 18 10 3
 
Quelle: Flash Eurobarometer 235 (2008)

Tabelle 93: 15-Jährige nach Migrationshintergrund und Familiensprache 2006 (Prozent) 
 

Deutschland Belgien Frankreich Luxemburg

von den 15-Jährigen haben einen  
Migrationshintergrund

19,9 25,1 25,4 52,4

von den 15-Jährigen mit Migrationshintergrund 
sprechen in ihrer Familie die Sprache des  
Einwanderungslandes

55,3 76,8 79,8 52,3

 
Quelle: PISA-Konsortium Deutschland 2007
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Tabelle 94: Anteile der größten Herkunfts-
gruppen an der Gesamtzahl der Einwanderer  
in den Jahren 1995 bis 2004 (Prozent) 
 

deutschland Polen 12,5

ehem. Jugoslawien 10,2

türkei 8,4

Russland, Ukraine 7,1

belgien frankreich 12,9

niederlande 12,4

Marokko 9,8

frankreich algerien 17,1

marokko 16,4

Türkei 6,8

luxembourg Portugal 22,7

frankreich 17,7

belgien 11,2

Deutschland 6,4
 
Quelle: PISA-Konsortium Deutschland 2007

8.3.2 Grenzüberschreitende Mobilität

Betrachtet man Rheinland-Pfalz und die angren-
zenden Regionen von Belgien (Wallonie), Luxem-
burg und Frankreich (Alsace und Lorraine) unter 
dem Gesichtspunkt der internationalen beruf-
lichen Mobilität, erweist sich Luxemburg als der 
„Magnet“, der mit seinem Arbeitsangebot be-
sonders viele Menschen im erwerbsfähigen Alter 
anzieht (Statistische Ämter der Großregion 2008; 
Deutsch-französisch-schweizerische Oberrhein-
konferenz 2008) .

Der zahlenmäßig stärkste Berufspendlerstrom 
führt vom französischen Lorraine nach Luxemburg 
(rund 62 .000 Pendler) . Aus Rheinland-Pfalz  
pendeln etwas weniger Menschen als aus dem  
angrenzenden Belgien in das Großherzogtum 
(rund 21 .000 versus 25 .000) .

Die grenzüberschreitenden Pendlerströme nach 
Rheinland-Pfalz sind im Vergleich mit den Wan-
derungen nach Luxemburg nicht sehr bedeutsam . 
Aus Belgien und Luxemburg fahren jeweils nicht 

in der Schule gesprochene Sprache zuhause nicht 
vertieft werden kann“ (Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften 2008a, S . 10) .

In Deutschland und Luxemburg haben wesentlich 
mehr Jugendliche mit Migrationshintergrund 
ungünstigere Voraussetzungen als in Belgien und 
Frankreich, die Sprache des Einwanderungslandes 
gut zu beherrschen . Nach der PISA-Studie 2006 
sprechen in Luxemburg 48 % und in Deutsch-
land 45 % der 15-Jährigen mit Zuwanderungsge-
schichte zu Hause eine andere Sprache als die, 
welche im Schulunterricht gesprochen wird . Für 
Rheinland-Pfalz ergibt sich auf der Grundlage 
der Kinder- und Jugendhilfestatistik zu Kindern in 
den Tageseinrichtungen folgendes Bild . 58 % der 
3- bis 6-Jährigen aus Familien mit Zuwanderungs-
geschichte wachsen in Familien auf, in denen 
überwiegend nicht deutsch gesprochen wird (Ber-
telsmann Stiftung 2009a) .

Diese großen Differenzen zwischen Unterrichts-
sprache und der Alltagssprache in den Migranten-
familien speziell in Luxemburg und Deutschland 
haben mit den internationalen Wanderungsbewe-
gungen zu tun . Nach Luxemburg sind in erhebli-
chem Umfang Portugiesen eingewandert, die von 
Hause aus die Sprache(n) des Einwanderungslandes 
nicht sprechen (siehe Tabelle 94) . Entsprechendes 
gilt für Deutschland mit starken Zuwanderungen 
aus Polen, dem ehemaligen Jugoslawien, der Türkei 
und der ehemaligen Sowjetunion .

Nach Belgien und Frankreich wanderten demge-
genüber wesentlich häufiger ausländische Staats-
angehörige ein, welche die Sprache des Einwan-
derungslandes bereits kannten . Nach Belgien 
immigrierten vor allem Franzosen, Niederländer 
und Marokkaner, nach Frankreich Algerier und 
Marokkaner . Den Zuwanderern aus Algerien und 
Marokko war Französisch als Unterrichtssprache 
in ihren Herkunftsländern schon geläufig .
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xemburg oder in die angrenzenden Regionen von 
Belgien und Frankreich . Bezogen auf die Gesamt-
zahl der Erwerbstätigen in den grenznahen kreis-
freien Städten (Pirmasens, Trier, Zweibrücken) und 
in den grenznahen Landkreisen von Rheinland-
Pfalz beträgt die Berufspendlerquote nach Belgien, 
Frankreich und Luxemburg insgesamt 7 % .

mehr als 200 Menschen zu einem Arbeitsplatz in 
Rheinland-Pfalz . Der größte Berufspendlerstrom 
nach Rheinland-Pfalz stammt aus den beiden 
angrenzenden französischen Regionen Alsace und 
Lorraine (insgesamt rund 5 .000 Pendler) .

Bezogen auf alle 1,8 Mio . Erwerbstätigen in 
Rheinland-Pfalz pendelt ein Prozent (ca . 22 .000 
Erwerbstätige) werktäglich zur Arbeit nach Lu-

8.4 Förderung von interkulturellen Kompetenzen in  
Bildungseinrichtungen von Rheinland-Pfalz

Die Förderung interkultureller Kompetenz zählt 
zu den wichtigen Aufgaben der Kindertagesein-
richtungen und Schulen in Rheinland-Pfalz (MBFJ 
2004b; Landtag Rheinland-Pfalz 2008a) . Die För-
derung der interkulturellen Kompetenz beinhaltet 
in der Regel das Ziel, Kinder und Jugendliche früh-
zeitig mit Mehrsprachigkeit vertraut zu machen . 
Verschiedene Programme sind in diesem Zusam-
menhang hervorzuheben .

8.4.1 Kindertageseinrichtungen

Im Rahmen des Programms „Lerne die Sprache 
des Nachbarn“ werden die Kinder in den rheinland- 
pfälzischen Einrichtungen durch zusätzliche, 
zumeist muttersprachliche Erziehungskräfte in 
spielerischer Weise mit der französischen Sprache 
und Kultur vertraut gemacht . 60 % der zusätzli-
chen Personalkosten trägt das Land und 40 % der 
örtliche Träger (Landtag Rheinland-Pfalz 2008b,  
S . 41) . Zurzeit beteiligen sich insgesamt 186 (= 8 %) 
der Kindertagestätten an diesem Programm . Eine 
besonders hohe Teilnahmequote ist in den an Bel-
gien und Luxemburg grenzenden Kreisen Bitburg-
Prüm (93 % der Einrichtungen) und Trier-Saarburg 
(54 %) zu verzeichnen (siehe Tabelle 95) . In den 
an Frankreich grenzenden Kreisen Südwestpfalz, 
Südliche Weinstraße und Germersheim beteiligt 
sich demgegenüber lediglich maximal ein Drittel 
der Kindertagesstätten an „Lerne die Sprache des 
Nachbarn“ .

Landesweit einzigartig ist das seit 1995 bestehen-
de Modellprojekt eines deutsch-französischen 
Kindergartens in Liederschiedt (Frankreich) . Diese 
zweisprachige Kindertageseinrichtung können 
Kinder aus zwei Kommunen in der Südwestpfalz 
(Hilst und Schweix) besuchen .

Während das Programm „Lerne die Sprache des 
Nachbarn“ die interkulturelle Kompetenz und 
die Mehrsprachigkeit der Kinder mit deutscher 
Muttersprache unterstützen soll, geht es in den 
Kindertageseinrichtungen, welche zusätzlich 
Fachkräfte mit interkultureller Kompetenz oder 
Fachkräfte für Aussiedlerkinder aus Gebieten der 
ehemaligen Sowjetunion einsetzen, vor allem 
darum, Kinder mit Zuwanderungsgeschichte mit 
deutscher Sprache und Kultur vertraut zu machen 
(Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung 
2006a) . Im Einzelnen ergibt sich folgendes Bild:

In 201 (= 8 %) der Einrichtungen sind Fachkräfte  ■
mit interkultureller Kompetenz tätig;

127 (= 5 %) der Einrichtungen arbeiten mit  ■
Fachkräften speziell für Aussiedlerkinder .

Zum Einsatz zusätzlicher Fachkräfte für Kinder 
mit Migrationshintergrund heißt es in § 2 Abs . 5 
Satz 1 der Landesverordnung zur Ausführung des 
Kindertagesstättengesetzes (LVO):
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Strukturell unterscheiden sich Verwaltungsbezirke, 
in denen Fachkräfte mit interkultureller Kompe-
tenz oder solche für Aussiedlerkinder besonders 
häufig tätig sind, signifikant voneinander . Fach-
kräfte mit interkultureller Kompetenz werden be-
sonders oft in städtischen Räumen eingesetzt, in 
denen viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  
in Industriebetrieben arbeiten . Kennzeichnend 
für diese Gebiete ist außerdem, dass besonders 
viele Kinder und Jugendliche einen Migrations-
hintergrund besitzen . Fachkräfte für Aussiedler-
kinder sind demgegenüber häufiger in ländlichen 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte tätig . 
In diesen Gebieten leben im Allgemeinen nicht 
besonders viele Kinder und Jugendliche mit Zu-
wanderungsgeschichte . Die Aussiedlerkinder (mit 
russischer Muttersprache) befinden sich hier also 
meistens in einer sozialen Umwelt, die eine ver-
gleichsweise geringe ethnische und kulturelle 
Vielfalt aufweist .

Die strukturellen Unterschiede der Einsatzräume 
beider Fachkräftegruppen in den Kindertagesstät-
ten erklären sich historisch aus der unterschiedli-
chen regionalen Verteilung der Zuwandererströme 
in Rheinland-Pfalz . Dazu heißt es im zweiten In-
tegrationsbericht der Landesregierung: „Innerhalb 
des Landes bestehen zwischen den Verwaltungs-
bezirken erhebliche Unterschiede hinsichtlich der 
Zusammensetzung der ausländischen Wohnbe-
völkerung nach Nationalitäten . Starke überpro-
portionale Anteile von türkischen, italienischen, 
serbischen und montenegrinischen sowie griechi-
schen Staatsangehörigen haben ihren Ursprung 
in den sechziger und siebziger Jahren und gehen 
auf die gezielte Anwerbung von Arbeitskräften aus 
diesen Ländern zurück . (…) Die Siedlungsschwer-
punkte von russischen Staatsangehörigen fallen 
meist mit denen deutscher Spätaussiedler aus 
der Russischen Föderation zusammen“ (MASGFF 
2007a, S . 50) .

Die Familien der gezielt angeworbenen (ehema-
ligen) Arbeitsmigranten und ihrer Nachkommen 
konzentrieren sich in Rheinland-Pfalz auf städ-
tisch und industriell geprägte Räume, und zwar 
speziell entlang des Rheins („Rheinschiene“) .  

„Mit Zustimmung des Jugendamtes kann zusätz-
liches Erziehungspersonal eingesetzt werden, 
insbesondere wenn: 
(…) 4 . bei einem hohen Anteil an Kindern mit Mig- 
rationshintergrund eine geeignete Fachkraft mit  
interkultureller Kompetenz eingesetzt werden soll, 
(…) 5 . zur besonderen Förderung von Aussiedler-
kindern, die nicht oder nur unzureichend deutsch 
sprechen und sich in die für sie fremde Umgebung 
eingewöhnen müssen, eine zusätzliche Stelle für 
mindestens zwölf, eine halbe Stelle für mindestens 
sechs Aussiedlerkinder eingerichtet werden soll .“

Nach Möglichkeit sollen Migranten zur Förderung 
der Kinder mit Zuwanderungsgeschichte in den 
Kindertagesstätten eingesetzt werden . „Grund-
sätzlich sind aber auch Fachkräfte ohne Migra-
tionshintergrund als Zusatzkräfte geeignet . Sie 
sollten aber eine Qualifikation in interkultureller 
Pädagogik nachweisen können bzw . bereit sein, an 
einer Fortbildung in diesem Bereich teilzunehmen . 
Notwendig ist die grundlegende Bereitschaft, 
Kenntnisse verschiedener Sprachen zu erwerben 
und sich gründlich über die Herkunftsländer zu 
informieren . Wünschenswert ist in diesem Zu- 
sammenhang, dass die Erziehungskraft Kenntnisse  
in einer Migrantensprache bzw . Zweitsprache 
hat . Sinnvollerweise sollte dies eine Sprache sein, 
die zumindest von einem Teil der Kinder in der 
Einrichtung als Muttersprache gesprochen wird“ 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2008b, S . 17) .

Die beiden speziellen Fachkräftegruppen für  
Kinder mit Zuwanderungsgeschichte haben mit 
Ausnahme der Kreise Ahrweiler und Neuwied  
unterschiedliche regionale Einsatzschwerpunkte .

Fachkräfte mit interkultureller Kompetenz sind  ■
besonders häufig in den kreisfreien Städten 
Ludwigshafen (37 % der Einrichtungen), Mainz 
(31 %) und Koblenz (22 %) sowie in den Kreisen 
Ahrweiler (23 %) und Neuwied (18 %) tätig .

Hauptsächliche Einsatzgebiete der Fachkräfte  ■
für Aussiedlerkinder sind die Kreise Rhein-Huns-
rück (29 % der Einrichtungen), Neuwied (22 %) 
sowie Ahrweiler und Birkenfeld (jeweils 14 %) .
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Tabelle 95: „Lerne die Sprache des Nachbarn“, Einsatz von Fachkräften mit interkultureller  
Kompetenz und für Aussiedlerkinder nach Verwaltungsbezirken (Prozent) 
 

Lerne die 
Sprache des 

Nachbarn
(Prozent der  

Einrichtungen)

Fachkräfte mit 
interkultureller 

Kompetenz
(Prozent der  

Einrichtungen)

Fachkräfte für 
Aussiedlerkinder

(Prozent der  
Einrichtungen)

Kontextmerkmale

Stadt/Kreis im 
grenznahen 

Bereich

Grundschüler 
mit Migrations-

hintergrund

Frankenthal Stadt 0 14 0 28

Kaiserslautern Stadt 0 2 5 20

Koblenz Stadt 0 22 3 22

Landau Stadt 0 10 0 16

Ludwigshafen Stadt 1 37 0 45

Mainz Stadt 0 31 0 33

Neustadt Stadt 0 0 0 12

Pirmasens Stadt 13 0 0  13

Speyer Stadt 0 0 0 17

Trier Stadt 8 3 4  11

Worms Stadt 0 14 0 21

Zweibrücken Stadt 0 0 0  20

Ahrweiler 0 23 14 13

Altenkirchen 0 4 2 15

Alzey-Worms 1 6 0 11

Bad Dürkheim 0 4 0 9

Bad Kreuznach 0 4 6 16

Bernkastel-Wittlich 15 10 8 11

Birkenfeld 0 4 14 13

Cochem-Zell 0 2 13 8

Donnersbergkreis 0 4 0 10

Eifelkreis Bitburg-Prüm 93 3 5  6

Germersheim 12 5 4  18

Kaiserslautern 8 0 2 12

Kusel 0 0 4 12

Mainz-Bingen 1 2 1 10

Mayen-Koblenz 0 9 13 12

Neuwied 0 18 22 18

Rhein-Hunsrück-Kreis 2 5 29 12

Rhein-Lahn-Kreis 0 3 9 11

Rhein-Pfalz-Kreis 4 6 1 11

Südliche Weinstraße 30 1 0  5

Südwestpfalz 36 0 0  3

Trier-Saarburg 54 5 2  6

Vulkaneifel 0 0 13 8

Westerwaldkreis 0 13 6 16
 
Quelle: Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung Rheinland-Pfalz 2006a; Landtag Rheinland-Pfalz 2008c; eigene Berechnungen
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Verwaltungsbezirke mit bilingualen Schulen sind 
in der Regel städtisch geprägt, während Räume 
ohne zweisprachige Unterrichtsangebote eher 
ländlich strukturiert sind . Regionen mit bilingua-
len Angeboten zeichnen sich ferner dadurch aus, 
dass es vor Ort vergleichsweise viele Gymnasien 
gibt und dass relativ viele Kinder (frühzeitig) eine 
Schullaufbahn einschlagen, die auf direktem Weg 
zum Abitur führt .

In diesen Gebieten setzen besonders viele Kinder-
tagesstätten Fachkräfte mit interkultureller Kom-
petenz ein . Die Spätaussiedler mit ihren Familien  
wurden demgegenüber mehr in den ländlich ge-
prägten Regionen von Rheinland-Pfalz ansässig . 
Entsprechend sind Fachkräfte für Aussiedlerkinder 
signifikant häufiger in Gebieten mit geringer Be-
völkerungsdichte tätig .

8.4.2 Allgemeinbildende Schulen

Ähnlich dem Programm „Lerne die Sprache des 
Nachbarn“ in Kindertageseinrichtungen besteht 
für die Kinder und Jugendlichen zurzeit in 55 all-
gemeinbildenden Schulen von Rheinland-Pfalz die 
Möglichkeit, zweisprachig zu lernen (siehe Tabelle 
96) . Im Rahmen dieser bilingualen Unterrichts-
angebote wird von den Schülerinnen und Schülern 
entweder Deutsch und Englisch oder Deutsch  
und Französisch gesprochen . Zweisprachige Un-
terrichtsangebote machen

1 % der Grundschulen, ■
5 % der Realschulen und ■
28 % der Gymnasien . ■

Die Schulen mit bilingualem Unterricht sind re-
gional unterschiedlich verteilt . In den kreisfreien 
Städten Landau, Ludwigshafen und Kaiserslautern 
machen besonders viele Schulen zweisprachige 
Angebote . In 10 Landkreisen besteht demgegenüber 
für die Kinder und Jugendlichen keine Möglichkeit, 
an zweisprachigem Unterricht teilzunehmen .
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Tabelle 96: Schulen mit bilingualem Unterricht nach Verwaltungsbezirken (Anzahl) 
 

Grundschulen Realschulen Gymnasien Schulen insgesamt

Frankenthal Stadt 1 0 1 2

Kaiserslautern Stadt 0 0 5 5

Koblenz Stadt 0 0 2 2

Landau Stadt 3 1 2 6

Ludwigshafen Stadt 1 1 4 6

Mainz Stadt 0 0 2 2

Neustadt Stadt 0 0 1 1

Pirmasens Stadt 1 0 0 1

Speyer Stadt 1 0 0 1

Trier Stadt 0 0 2 2

Worms Stadt 0 0 1 1

Zweibrücken Stadt 0 1 2 3

Ahrweiler 0 0 1 1

Altenkirchen 0 0 0 0

Alzey-Worms 0 0 2 2

Bad Dürkheim 0 0 1 1

Bad Kreuznach 0 0 1 1

Bernkastel-Wittlich 0 0 0 0

Birkenfeld 0 0 0 0

Cochem-Zell 0 0 0 0

Donnersbergkreis 0 0 0 0

Eifelkreis Bitburg-Prüm 0 0 0 0

Germersheim 0 0 2 2

Kaiserslautern 0 0 1 1

Kusel 0 0 0 0

Mainz-Bingen 0 0 1 1

Mayen-Koblenz 0 1 2 3

Neuwied 0 0 1 1

Rhein-Hunsrück-Kreis 0 0 0 0

Rhein-Lahn-Kreis 0 0 0 0

Rhein-Pfalz-Kreis 0 0 1 1

Südliche Weinstraße 1 1 1 3

Südwestpfalz 0 0 0 0

Trier-Saarburg 2 1 0 3

Vulkaneifel 0 0 1 1

Westerwaldkreis 0 0 2 2

Rheinland-Pfalz 10 6 39 55
 
Quelle: MBWJK; eigene Berechnungen
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8.5.1 Einleitende Bemerkungen zur  
Datenlage

Im Mittelpunkt des 12 . Kinder- und Jugendberichts  
der Bundesregierung stand das Thema Bildung, 
Betreuung und Erziehung vor und neben der Schule 
(BMFSFJ 2006) . Dabei ging es unter anderem um 
die Frage, was vorschulische und außerschulische 
„Lernorte“ zur Bildung von Kindern und Jugendli-
chen beitragen . Vor diesem Hintergrund wäre zu 
erwarten gewesen, dass auch Möglichkeiten der 
internationalen Jugendbegegnung und des Er-
werbs internationaler Kompetenzen zur Sprache  
kommen . Der Kinder- und Jugendbericht des Bun-
des berührt diese Thematik jedoch nur am Rande 
in den beiden Abschnitten 6 .3 .2 „Auslandsauf-
enthalte“ sowie 6 .3 .5 „Kinder- und Jugendreisen“, 
ohne sich mit den entsprechenden Programmen 
der EU ausdrücklich zu beschäftigen . Dieses 
Defizit des Berichts dürfte zum Teil der unzurei-
chenden Datenlage in diesem Bereich geschuldet 
sein . Das Defizit ist wahrscheinlich aber zu einem 
erheblichen Teil auch Ausdruck einer geringen 
Aufmerksamkeit der Berichterstatter für jugend-
politische Aktivitäten im europäischen Rahmen .

2008 bat die EU-Kommission die Mitgliedstaaten 
der EU, die bisherigen jugendpolitischen Aktionen 
der EU zu bewerten und Vorschläge zur Weiter-
entwicklung der europäischen Jugendpolitik zu 
machen . Der Bericht für Deutschland wurde unter 
Federführung des BMFSFJ erstellt . Das Ministerium 
stellt einleitend fest, dass die EU sehr viele jugend- 
politische Aktionen in die Wege geleitet und mit 
entsprechenden Fördermitteln unterstützt hat . 
Der Bericht an die Europäische Kommission fügt 
dem allerdings kritisch hinzu: „Dennoch gibt es 
auch zahlreiche Indizien, die dafür sprechen, dass 
zwischen der rasanten Produktion von gemein-
samen politischen Willensbekundungen und der 
konkreten Umsetzung in den Mitgliedstaaten 
eine erhebliche Kluft besteht . Denn ungeachtet 
inhaltlicher Ausweitungen und zusätzlicher EU-

Instrumente entfaltet die bisherige Kooperation 
– gemessen am Anspruch – in den Mitgliedstaaten 
zu wenig messbare Wirkungen . Dies gilt sowohl 
für den konkreten Nutzen für die Jugendlichen als 
auch hinsichtlich der politischen Sichtbarkeit auf 
der nationalen Ebene . Auch ist es in Deutschland 
bisher nicht gelungen, die nötige politische Auf-
merksamkeit für die gemeinsam verabschiedeten 
Ziele, Inhalte und Instrumente der europäischen 
Zusammenarbeit im Jugendbereich zu erzielen“ 
(BMFSFJ 2008b, S . 5 .) .

Diese Feststellung des Bundesministeriums macht 
plausibel, warum die Datenlage auch in Rhein-
land-Pfalz so unbefriedigend ist . Festzuhalten ist 
allerdings, dass die nationalen Maßnahmen der 
internationalen Jugendarbeit von den jugendpo-
litischen Aktionen der EU zu unterscheiden sind . 
Sie werden durch die amtliche Jugendhilfestatistik 
– zuletzt für 2008 – dokumentiert . Auch Förderun-
gen aus dem Kinder- und Jugendplan des Bundes, 
die Aktivitäten des Deutsch-Polnischen und des 
Deutsch-Französischen Jugendwerks sowie der 
deutsch-israelischen Jugendarbeit sind hier nicht 
berücksichtigt . Zu ihnen liegt kein Datenmaterial 
vor, das für regionale Analysen geeignet wäre . 

Die im Folgenden berichteten Zahlen beruhen 
ausschließlich auf eigenen Berechnungen . Grund-
lage bildeten dabei Angaben in den Datenbanken 
der für die Durchführung der EU-Programme in 
Deutschland zuständigen Stellen . Auf dieser Basis 
werden im Folgenden regionale Analysen zu

internationalen Schulpartnerschaften, ■
internationalen Jugendbegegnungen, ■
zum internationalen Austausch im Bereich der  ■
beruflichen Bildung und
  zur internationalen Mobilität der Studierenden  ■
durchgeführt .

8.5 Beteiligung junger Menschen aus Rheinland-Pfalz am 
internationalen Austausch
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Es zeigen sich aber nicht nur regionale Ungleich-
gewichte, sondern auch Divergenzen nach Schul-
arten . Von den 41 Schulen, die sich im Förder-
zeitraum 2007 bis 2009 für die konventionelle 
Form der europäischen Schulpartnerschaften 
entschieden hatten, waren 13 Grundschulen, 11 
Gymnasien, 8 berufsbildende Schulen und 4 Real-
schulen . Bezogen auf alle Schulen des jeweiligen 
Typs ergeben sich folgende Beteiligungsquoten: 
Grundschulen 1 %, Realschulen 3 % und jeweils 
8 % der Gymnasien und berufsbildenden Schulen 
in Rheinland-Pfalz .

An den internationalen Partnerschaften der Schu-
len in Rheinland-Pfalz waren im Förderzeitraum 
2007 bis 2009 insgesamt 138 Schulen in 28 Län-
dern beteiligt (siehe Tabelle 98) .

Die von den Schulen am häufigsten gewählten 
Partnerländer waren Frankreich, Italien, Spanien 
und Großbritannien . Auch die Nachbarländer Bel-
gien und Luxemburg sind gemessen an der Größe 
dieser Länder vergleichsweise oft bei den interna-
tionalen Schulpartnerschaften vertreten .

Seit 2005 wurden im Rahmen von „Comenius“ 
187 Schulpartnerschaftsprojektanträge mit  
einem Gesamtbudget in Höhe von 1,9 Mio . Euro 
genehmigt . Die Schulen erhalten je nach Art  
des Projekts zwischen 8 .000 und 20 .000 Euro 
pauschal zugewiesen für eine Projektlaufzeit von 
zurzeit zwei Jahren .

8.5.2 Schulpartnerschaften

Das EU-Programm zur Förderung des lebens-
langen Lernens richtet sich grundsätzlich an alle 
Altersgruppen in den Mitgliedstaaten der EU 
und bezieht sich auf einen Zeitraum von 2007  
bis 2013 . „Das allgemeine Ziel des Programms  
für lebenslanges Lernen besteht darin, durch  
lebenslanges Lernen dazu beizutragen, dass sich 
die Gemeinschaft zu einer fortschrittlichen  
wissensbasierten Gesellschaft mit nachhaltiger 
wirtschaftlicher Entwicklung, mehr und besseren 
Arbeitsplätzen und größerem sozialen Zusam-
menhalt entwickelt, in der zugleich ein guter 
Schutz der Umwelt für künftige Generationen 
gewährleistet ist . Insbesondere soll das Programm 
den Austausch, die Zusammenarbeit und die Mo-
bilität zwischen den Systemen der allgemeinen und 
beruflichen Bildung in der Gemeinschaft fördern, 
so dass sich diese zu einer weltweiten Qualitäts-
referenz entwickeln“ (Europäisches Parlament/Rat 
der EU 2006a, S . 12) .

Das Einzelprogramm „Comenius“ im EU-Programm 
zur Förderung lebenslangen Lernens richtet sich 
an Schülerinnen und Schüler bis einschließlich 
Sekundarbereich II sowie an die entsprechenden 
Schulen und Lehrkräfte . Im Rahmen dieses Pro-
gramms können Partnerschaften mit Schulen in 
Europa gefördert werden . Neben der konventio-
nellen Form der Schulpartnerschaften bietet 
„Comenius“ mit dem Programm „eTwinning“ den 
Schulen die Möglichkeit, vorzugsweise auf elek-
tronischem Wege miteinander zu kooperieren 
(Landtag Rheinland-Pfalz 2007a) . Dabei können 
sich die Schülerinnen und Schüler in einem „virtu-
ellen Klassenraum“ austauschen, sich gegenseitig 
E-Mails senden oder per Chat miteinander disku-
tieren .

Die Datenbanken zu den beiden Einzelprogrammen 
von „Comenius“ weisen aktuell für Rheinland-
Pfalz jeweils rund 40 geförderte Schulen aus (siehe 
Tabelle 97) . Bei regionaler Betrachtung fällt auf, 
dass sich die Schulen in der Stadt Pirmasens sowie 
in den Landkreisen Birkenfeld, Cochem-Zell und 
Germersheim nicht an „Comenius“ beteiligten .
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Tabelle 97: Schulpartnerschaften im EU-Programm „Comenius“ nach Verwaltungsbezirken  
(Anzahl Schulen) 
 

Schulpartnerschaften
Comenius (Förderzeitraum 2007 bis 2009)

Schulpartnerschaften
Teilprogramm eTwinning (2009)

Frankenthal Stadt 1 1

Kaiserslautern Stadt 1 2

Koblenz Stadt 3 3

Landau Stadt 0 1

Ludwigshafen Stadt 0 2

Mainz Stadt 6 3

Neustadt Stadt 2 0

Pirmasens Stadt 0 0

Speyer Stadt 0 2

Trier Stadt 1 0

Worms Stadt 1 2

Zweibrücken Stadt 1 0

Ahrweiler 0 1

Altenkirchen 1 0

Alzey-Worms 1 0

Bad Dürkheim 1 0

Bad Kreuznach 1 0

Bernkastel-Wittlich 1 1

Birkenfeld 0 0

Cochem-Zell 0 0

Donnersbergkreis 1 1

Eifelkreis Bitburg-Prüm 3 2

Germersheim 0 0

Kaiserslautern 1 1

Kusel 0 1

Mainz-Bingen 0 2

Mayen-Koblenz 0 2

Neuwied 2 1

Rhein-Hunsrück-Kreis 1 2

Rhein-Lahn-Kreis 1 1

Rhein-Pfalz-Kreis 1 0

Südliche Weinstraße 2 1

Südwestpfalz 0 1

Trier-Saarburg 6 3

Vulkaneifel 0 1

Westerwaldkreis 2 1

Rheinland-Pfalz 41 38
 
Quelle: Datenbanken des Pädagogischen Austauschdienstes (Bonn) und von Schulen ans Netz (Bonn); eigene Berechnungen
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8.5.3 Jugendbegegnungen

Wie das EU-Programm zur Förderung des lebens-
langen Lernens bezieht sich auch das EU-Programm 
„Jugend in Aktion“ auf den Zeitraum von 2007 
bis 2013 . Im Rahmen der Aktion 1 von „Jugend in 
Aktion“ fördert die EU Jugendbegegnungen . Dazu 
heißt es im Programm-Handbuch zu „Jugend in 
Aktion“: „Jugendbegegnungen bieten eine Gele-
genheit für Gruppen junger Menschen aus ver-
schiedenen Ländern, zusammenzukommen und 
mehr über die Kulturen der anderen zu erfahren . 
Die Gruppen planen ihre Jugendbegegnung auf 
der Grundlage eines Themas von gemeinsamem 
Interesse zusammen“ (Europäische Kommission, 
Generaldirektion Bildung und Kultur 2008, S . 14) .

Nach der Datenbank der Deutschen Agentur für 
„Jugend in Aktion“178 haben seit 2007 in Rhein-
land-Pfalz die folgenden Institutionen EU-Mittel 
für internationale Jugendbegegnungen erhalten: 
Bund Deutscher PfadfinderInnen Landesverband 
Rheinland-Pfalz, Europa-Haus Bad Marienberg, 
Europäische Vereinigung für Eifel und Ardennen, 
Habscheider Sportverein und Verbandsgemeinde 
Enkenbach-Alsenborn .

Die meisten der in Rheinland-Pfalz von der EU 
geförderten Jugendbegegnungen wurden vom 
Europa-Haus in Bad Marienberg (Westerwald) 
durchgeführt . Das Europa-Haus ist 1951 gegrün-
det worden und war das Erste von zurzeit 128 
Europahäusern in 32 Ländern .179 Im Jahr 2009 bot 
diese internationale Bildungsstätte Jugendbegeg-
nungen für Jugendliche aus folgenden Ländern an: 
Deutschland, Frankreich, Italien, Kroatien, Litauen, 
Polen, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn und USA .

Der Datenbank zu „Jugend in Aktion“ lässt sich 
allerdings nicht entnehmen, wie viele Jugendliche 
aus Rheinland-Pfalz an den geförderten internatio-
nalen Jugendbegegnungen teilgenommen haben . 

178 Die Agentur ist im Internet unter www .jugendfuereuropa .de 
erreichbar .
179 www .europa-haus-marienberg .de

Tabelle 98: Partnerschulen rheinland-pfäl-
zischer Schulen im EU-Programm „Comenius“ 
im Förderzeitraum 2007 bis 2009 nach  
Ländern (Anzahl) 
 

Frankreich 16

Italien 13

Spanien 13

Großbritannien 11

Belgien 8

Polen 8

Portugal 7

Tschechien 7

Türkei 6

Österreich 5

Schweden 5

Finnland 4

Luxemburg 4

Niederlande 4

Bulgarien 3

Dänemark 3

Ungarn 3

Estland 2

Island 2

Lettland 2

Malta 2

Norwegen 2

Rumänien 2

Slowakei 2

Irland 1

Liechtenstein 1

Litauen 1

Zypern 1

Rheinland-Pfalz 138
 
Quelle: Datenbank des Pädagogischen Austauschdienstes (Bonn); 
eigene Berechnungen
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Tabelle 99: Fördermittel für internationale Jugendbegegnungen im Landesjugendplan  
Rheinland-Pfalz 2007 bis 2010 in Euro 
 

2007 2008 2009 2010

Schüleraustausch 225 .200 225 .200 250 .200 250 .200

Europa-Haus Marienberg 142 .600 142 .600 142 .600 142 .600

Internationale Jugendarbeit 80 .000 80 .000 80 .000 80 .000

Jugendpolitische Maßnahmen und Projekte 
im Rahmen der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit

10 .000 10 .000 5 .000 5 .000

Insgesamt 457 .800 457 .800 477 .800 477 .800
 
Quelle: MBWJK Rheinland-Pfalz 2007a, 2009

Die jugendpolitische grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit wird von Rheinland-Pfalz durch 
seine Beteiligung an internationalen Gremien  
unterstützt . Zu nennen sind insbesondere die  
Regionalkommission Saar-Lor-Lux (Saarland – 
Lothringen – Luxemburg – Rheinland-Pfalz –  
Wallonie – Französische und Deutschsprachige 
Gemeinschaft Belgiens) und die Oberrheinkonfe-
renz, welche sich beide in speziellen Arbeitsgruppen 
mit der jugendpolitischen internationalen Ko-
operation befassen . Für die Region Saar-Lor-Lux 
wurde 2002 eine „Jugendcharta“ unterzeichnet, 
welche Impulse zum grenzüberschreitenden ju-
gendpolitischen Austausch geben soll . Eine um-
fassende Evaluation der Maßnahmen steht zurzeit 
noch aus .

Jedenfalls dürfte die Teilnahmequote, bezogen 
auf alle Jugendlichen in Rheinland-Pfalz, minimal 
gewesen sein . Im Förderzeitraum 2000 bis 2003 
haben pro Jahr lediglich knapp 10 .000 Jugendliche 
aus Deutschland an den von der EU geförderten 
Jugendbegegnungen der Aktion 1 teilgenommen 
(Jugend für Europa 2004, S . 29) .

Nach dem Landesjugendplan stellte Rheinland-
Pfalz 2007 und 2008 pro Jahr rund 460 .000 Euro 
sowie 2009 und 2010 rund 478 .000 Euro für 
internationale Jugendbegegnungen zur Verfügung 
(siehe Tabelle 99) .

Das Europa-Haus in Bad Marienberg erhielt jedes 
Jahr einen erheblichen Teil der für internationale 
Jugendbegegnungen bereitgestellten Mittel . Zur 
Nutzung der Gelder, die in den Schüleraustausch 
flossen, liegen keine detaillierten Informationen 
vor . Auch in diesem Fall dürfte nur ein kleiner An-
teil der Jugendlichen in Rheinland-Pfalz von den 
Fördermitteln profitiert haben .

Nach dem 12 . Kinder- und Jugendbericht des 
Bundes haben lediglich 4 % der 17-Jährigen schon 
einmal eine Schule im Ausland besucht (BMFSFJ 
2006a, S . 287) . Unter diesen Austauschschüle-
rinnen und -schülern befanden sich überdurch-
schnittlich viele Gymnasiastinnen und Gymnasi-
asten .
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8.5.5 Internationale Mobilität der  
Studierenden

Die Beschlüsse von Bologna zur Schaffung eines 
„europäischen Hochschulraums“ zielen unter  
anderem darauf, die Mobilität der Studierenden 
im EU-Raum zu erleichtern und zu erhöhen . Vor  
diesem Hintergrund stellen sich folgende Fragen:

Inwieweit sind die Hochschulen in Rheinland- ■
Pfalz schon jetzt für Studierende aus dem Aus-
land attraktiv?

Wie groß ist heute die internationale Mobilität  ■
der (deutschen) Studierenden an Hochschulen 
in Rheinland-Pfalz?

Internationale Studierende in Rheinland-Pfalz 
Bundesweit hat jeder zehnte Studierende an 
deutschen Hochschulen seine Hochschulzugangs-
berechtigung im Ausland erworben (siehe Tabelle 
101) . Besonders hohe Anteile internationaler Stu-
dierender weisen die Hochschulen im Saarland, 
in Bremen und in Berlin auf . Rheinland-Pfalz liegt 
mit 9,9 % leicht unter dem Bundesdurchschnitt 
von 10,6 % .

Vergleicht man die Herkunftsländer aller interna-
tionalen Studierenden in Deutschland mit jenen 
in Rheinland-Pfalz, zeigen sich mehr Übereinstim-
mungen als Besonderheiten (siehe Tabelle 102) . 
Auch in Rheinland-Pfalz rangieren Studierende 
aus China, Polen, Bulgarien und der Russischen 
Förderation zahlenmäßig auf den vorderen Plätzen .

8.5.4 Internationaler Austausch  
in der beruflichen Bildung

Während das Einzelprogramm „Comenius“ im EU- 
Programm zur Förderung lebenslangen Lernens 
auf Schülerinnen und Schüler bis einschließlich 
Sekundarbereich II zugeschnitten ist, wendet sich 
das Programm „Leonardo da Vinci“ an junge 
Menschen in der Berufsausbildung sowie an Ein-
richtungen, die auf dem Feld der Berufsbildung 
tätig sind . Im Rahmen des ersten Kinder- und 
Jugendberichts Rheinland-Pfalz interessiert be-
sonders das Programmelement von „Leonardo da 
Vinci“ zur Förderung der internationalen Mobilität 
von Auszubildenden . Mit diesem Mobilitätspro-
gramm stellt die EU Mittel für Auslandsaufenthalte 
von Auszubildenden zur Verfügung . Die Auszu-
bildenden können zum Beispiel ein berufliches 
Praktikum im Ausland machen oder bestimmte 
Arbeitsprozesse in einem ausländischen Betrieb 
vor Ort kennenlernen .

Im Vergleich mit dem EU-Programm „Comenius“ 
fällt die Beteiligung an „Leonardo da Vinci“ im Be-
reich der Berufsbildung ausgesprochen dürftig aus 
(siehe Tabelle 100) . 2008 wurden in Rheinland-
Pfalz insgesamt lediglich 7 EU-Mobilitätsprojekte 
durchgeführt, welche die internationale Mobilität 
von Auszubildenden finanziell unterstützen .

Der Datenbank von „Bildung für Europa“ ist nicht 
zu entnehmen, wie vielen Auszubildenden die 
Fördermittel zugutegekommen sind und welche 
Zielländer jeweils für die Auslandsaufenthalte 
gewählt wurden .

Tabelle 100: Mobilitätsprojekte im EU-Programm „Leonardo da Vinci“ nach  
Verwaltungsbezirken 2008 
 

Verwaltungsbezirk geförderte Einrichtungen

Ludwigshafen Stadt BASF
Klinikum der Stadt Ludwigshafen

Mainz Stadt Europäisches Berufsbildungswerk des DRK-Landesverbandes

Ahrweiler Berufsbildende Schule Bad Neuenahr-Ahrweiler

Donnersbergkreis Berufsbildende Schule in Rockenhausen (2 Projekte)

Westerwaldkreis Berufsbildende Schule Montabaur
 
Quelle: Datenbank der Nationalen Agentur Bildung für Europa am Bundesinstitut für Berufsbildung (Bonn); eigene Zusammenstellung
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Tabelle 102: Herkunftsstaaten internationaler 
Studierender in Deutschland und Rheinland-
Pfalz 2006 (Prozent) 
 

Deutschland Rheinland-Pfalz

China 11,6 10,7

Polen 6,4 7,1

Bulgarien 5,8 5,3

Russische Föderation 5,8 4,5

Türkei 3,4 2,0

Ukraine 3,3 3,3

Frankreich 2,9 3,4

Österreich 2,3 0,8

Marokko 2,3 2,6

Spanien 2,1 2,4

USA 1,7 1,2

Luxemburg 1,1 8,4

Großbritannien 0,9 0,7

Belgien 0,7 0,9

Sonstige Staaten 49,7 46,7 
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2008a; 
eigene Berechnungen 

Offensichtlich hat die unmittelbare Nachbar-
schaft zu Belgien und Frankreich also nicht zur 
Folge, dass wesentlich mehr Studierende aus 
diesen Nachbarländern Hochschulen in Rhein-
land-Pfalz besuchen . Die rheinland-pfälzischen 
Hochschulen profitieren allerdings von einem 
überdurchschnittlich starken Zustrom von Stu-
dierenden aus Luxemburg . Ob diese Tendenz auch 
nach dem Ausbau der Universität Luxemburg in 
Zukunft so bleiben wird, bleibt abzuwarten .

Tabelle 101: Anteil internationaler Studierender an Fachhochschulen und Universitäten nach  
Bundesländern 2006 (Prozent) 
 

%

unmittelbare Nachbarstaaten

DK NL B L F CH A CZ PL

Saarland 16,0  

Bremen 14,7

Berlin 13,0

Baden-Württemberg 12,9   

Brandenburg 12,3 

Hessen 11,1

Hamburg 11,0

Deutschland 10,6

Nordrhein-Westfalen 10,4  

Niedersachsen 10,3 

Bayern 10,0  

Rheinland-Pfalz 9,9   

Sachsen 8,8  

Sachsen-Anhalt 8,4

Schleswig-Holstein 7,2 

Mecklenburg-Vorpommern 6,0 

Thüringen 5,7
 
Quelle:  Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2008a
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Nach der 18 . Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks wird ein Auslandsstudium am 
häufigsten durch ein Stipendium der EU finanziell 
gefördert (Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 2008a, S . 55) . Unter den Förderpro-
grammen der EU hat „Erasmus“ gemessen an der 
Zahl der Geförderten die größte Bedeutung .

Im Hochschuljahr 2006/07 studierten insge-
samt 23 .884 deutsche Studierende mit einem 
„Erasmus“-Stipendium an einer Hochschule im 
Ausland . 1 .439 dieser Stipendiatinnen und Stipen-
diaten hatten vor ihrem Auslandsstudium eine 
Hochschule in Rheinland-Pfalz besucht . Bezogen 
auf alle Studierenden an rheinland-pfälzischen 
wissenschaftlichen Hochschulen und Fachhoch-
schulen im Wintersemester 2007/08 betrug der 
Anteil der „Outgoings“ im „Erasmus“-Programm 
1,4 % .

Die „Erasmus“-Stipendiatinnen und -Stipendiaten 
aus Rheinland-Pfalz unterscheiden sich bei der 
Wahl der Zielländer für ihr Auslandsstudium nicht 
nennenswert von der Gesamtheit der Geförderten 
(siehe Tabelle 104) . Auch bei ihnen rangieren Spa-
nien, Frankreich, Großbritannien, Schweden und 
Italien auf den vorderen Plätzen .

Die unmittelbare Nachbarschaft von Belgien, 
Frankreich und Luxemburg hat – zumindest im 
Förderprogramm „Erasmus“ – keinen erkennbaren 
Einfluss auf die Länderauswahl der rheinland- 
pfälzischen „Outgoings“ .

Internationale Mobilität der Studierenden aus 
Rheinland-Pfalz 
Nach der 18 . Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerks, die 2006 durchgeführt wurde, 
hatten 7% aller Studierenden, darunter 8 % derer 
an Universitäten und 4 % derer an Fachhochschu-
len, zeitweise ein Studium im Ausland absolviert 
(Bundesministerium für Bildung und Forschung 
2008a, S . 51f .) .

Eine Sekundäranalyse der Daten des 10 . Studie-
rendensurveys der AG Hochschulforschung an 
der Universität Konstanz, der im Wintersemester 
2006/07 durchgeführt wurde (Bundesministerium 
für Bildung und Forschung 2008b), gestattet eine 
differenzierte Betrachtung der internationalen 
Mobilität der Studierenden an Hochschulen in 
Rheinland-Pfalz und in anderen Bundesländern .180

Bezüglich eines Studiums im Ausland zeigen 
sich keine signifikanten Unterschiede zwischen 
Studierenden in Rheinland-Pfalz und in anderen 
Bundesländern (siehe Tabelle 103) . Praktika und 
Sprachkurse im Ausland wurden von den befragten 
Studierenden rheinland-pfälzischer Hochschulen 
demgegenüber vergleichsweise seltener absol-
viert .

180 Am 10 . Studierendensurvey beteiligten sich eine Fachhochschule 
und eine Universität aus Rheinland-Pfalz . Wir danken der AG Hoch-
schulforschung (Universität Konstanz) für die Bereitstellung der Daten .

Tabelle 103: Auslandsaufenthalte Studierender in Rheinland-Pfalz und in anderen 
Bundesländern 2007 (Prozent) 
 

Art des  
Auslandsaufenthalts

Studierende  
in Rheinland-Pfalz
n = 330

Studierende  
in anderen Bundesländern
n = 8020

Signifikanz

Sprachkurs im Ausland 13 18 p < 0 .05

Praktikum im Ausland 8 13 p < 0 .01

Studium im Ausland 8 10 n .s .
 
Quelle: 10 . Studierendensurvey der AG Hochschulforschung, Universität Konstanz; eigene Berechnungen
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Tabelle 104: Deutsche Studierende („Outgoings“) im EU-Programm „Erasmus“ 
im Hochschuljahr 2006/07 nach Zielländern 
 

Deutschland Rheinland-Pfalz
Anzahl Prozent Anzahl Prozent

Spanien 5 .121 21,4 305 21,2

Frankreich 4.319 18,1 291 20,2

Großbritannien 3 .005 12,6 175 12,2

Schweden 1 .989 8,3 136 9,4

Italien 1 .824 7,6 104 7,2

Finnland 1 .106 4,6 64 4,4

Irland 869 3,6 56 3,9

Niederlande 764 3,2 28 1,9

Norwegen 715 3,0 17 1,2

Polen 669 2,8 52 3,6

Dänemark 575 2,4 28 1,9

Österreich 440 1,8 22 1,5

Portugal 368 1,5 19 1,3

Tschechische Republik 345 1,4 17 1,2

Türkei 337 1,4 20 1,4

Belgien 326 1,4 23 1,6

Ungarn 312 1,3 14 0,9

Griechenland 197 0,8 9 0,6

Island 95 0,4 4 0,3

Estland 76 0,3 6 0,4

Rumänien 76 0,3 0 0

Slowenien 71 0,3 1 0,1

Litauen 66 0,3 4 0,3

Lettland 61 0,2 11 0,8

Slowakei 47 0,2 4 0,3

Malta 41 0,2 2 0,1

Zypern 30 0,1 16 1,1

Bulgarien 20 0,1 4 0,3

Luxemburg 11 0,0 1 0,1

Liechtenstein 9 0,0 6 0,4

Insgesamt 23.884 100 1.439 100
 
Quelle: Deutscher Akademischer Austauschdienst 2008s; eigene Berechnungen
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Gemessen an der Gesamtzahl ihrer Studierenden 
machten 2006/07 an der Hochschule für Unter-
nehmensführung in Vallendar sowie an den Fach-
hochschulen Worms, Ludwigshafen und Mainz 
besonders viele Studierende von der Möglichkeit 
Gebrauch, mit Mitteln der EU phasenweise im 
Ausland zu studieren (siehe Tabelle 105) .

Tabelle 105: Deutsche Studierende („Outgoings“) im EU-Programm „Erasmus“ nach Hochschulen 
in Rheinland-Pfalz im Hochschuljahr 2006/07 
 

Outgoings im EU-Programm  
„Erasmus“ (Anzahl)

Studierende im Winter- 
semester 2007/08 (Anzahl)

Outgoings in Prozent der  
Studierenden (Sortiermerkmal)

HS für Unternehmensführung Vallendar 22 457 4,8

FH Worms 80 2 .732 2,9

FH Ludwigshafen 63 2 .958 2,1

FH Mainz 91 4 .341 2,1

Uni Mainz 633 34 .762 1,8

Uni Trier 230 13 .576 1,7

FH Trier 102 6 .144 1,7

TU Kaiserslautern 88 10 .298 0,8

FH Koblenz 42 5 .932 0,7

FH Kaiserslautern 27 5 .150 0,5

Uni Koblenz-Landau 57 12 .458 0,4

FH Bingen 4 2 .230 0,2
 
Quelle: Deutscher Akademischer Austauschdienst 2008; Statistisches Landesamt 2008; eigene Berechnungen

8.6 Fazit und Empfehlungen

Der regionalisierenden Perspektive des ersten  ■
Kinder- und Jugendberichts Rheinland-Pfalz 
entspricht sein „Blick über den Zaun“ . In einem 
Europa offener Grenzen und transnationaler  
Lebensverhältnisse muss Kinder- und Jugend-
politik grundsätzlich grenzüberschreitend 
denken . Das gilt besonders für Rheinland-Pfalz, 
wo die großregionale Vernetzung ein wichtiges 
Politikfeld ist .

Insbesondere in den grenznahen Regionen von  ■
Rheinland-Pfalz spielen die ökonomischen und 
sozialen Austauschbeziehungen mit den bel-
gischen, luxemburgischen und französischen 
Nachbarn eine wichtige Rolle . Ein Beispiel 

Im „Erasmus“-Programm gar nicht vertreten waren 
im Hochschuljahr 2006/07 die Deutsche Hoch-
schule für Verwaltungswissenschaften (Speyer), 
die Theologische Hochschule Trier sowie die Phi-
losophisch-Theologische Hochschule in Vallendar . 
Außerdem befanden sich keine Studierenden der 
Evangelischen FH Ludwigshafen und der Katholi-
schen FH Mainz im Förderprogramm .

ist die grenzüberschreitende berufsbezogene 
Mobilität, die rund 7 % der Erwerbstätigen im 
grenznahen Raum betrifft . Sie hat Auswirkungen 
u . a . auf Lebensgewohnheiten, Berufschancen 
und die regionalen Arbeits- und Wohnungs-
märkte .

Aus der Kinder- und Jugendhilfestatistik ist  ■
bekannt, dass in Rheinland-Pfalz die Mehrheit 
(58 %) der in Kindertagesstätten betreuten 3- 
bis 6-Jährigen aus Familien mit Zuwanderungs-
geschichte zu Hause kein Deutsch spricht . Eine 
ähnlich ungünstige Situation für die Verbes-
serung der Sprachkompetenzen besteht nach 
Befunden der PISA-Studie nur in Luxemburg . 
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In Belgien und Frankreich wird in den Familien 
mit Zuwanderungsgeschichte demgegenüber 
mehrheitlich die Sprache des Einwanderungs-
landes gesprochen .

Nach den vorliegenden Daten bieten sich  ■
jungen Menschen in Rheinland-Pfalz je nach 
Schulbildungsniveau unterschiedlich große 
Chancen, interkulturelle Kompetenzen zu  
erwerben (siehe Tabelle 106) . Bilinguale Unter-
richtsangebote werden vor allem an Gymna-

sien gemacht . Gymnasien und berufsbildende 
Schulen beteiligten sich am häufigsten an in-
ternationalen Schulpartnerschaften im Rahmen 
von EU-Programmen .

Auszubildende haben so gut wie keine Chance,  ■
mit EU-Mitteln ihre beruflichen Kompetenzen 
im Ausland zu erweitern . Demgegenüber erhält 
jährlich einer von 100 Studierenden in Rhein-
land-Pfalz ein „Erasmus“-Stipendium der EU für 
ein Studium an einer Hochschule im Ausland . 

Tabelle 106: Daten zum internationalen Austausch junger Menschen und zum Erwerb  
interkultureller Kompetenzen in Rheinland-Pfalz 
 

Berufspendler nach Luxemburg  
und die angrenzenden Regionen  
von Belgien und Frankreich

Rund 22 .000; dies entspricht 1 % der 1,8 Mio . Erwerbstätigen in Rheinland-Pfalz 
und 7 % der 322 .000 Erwerbstätigen in den grenznahen kreisfreien Städten und 
Landkreisen .

Förderung interkultureller Kompetenzen  
in Kindertagesstätten

In 8 % der Einrichtungen sind für Kinder mit Migrationshintergrund  
Fachkräfte mit interkultureller Kompetenz tätig .
8 % aller Einrichtungen nehmen am Programm „Lerne die Sprache des Nachbarn“ 
teil; 31 % der Einrichtungen in den grenznahen kreisfreien Städten und Landkreisen .

Förderung interkultureller Kompetenzen  
in allgemeinbildenden Schulen

Es machen bilinguale Unterrichtsangebote:
1 % der Grundschulen,
5 % der Realschulen,
28 % der Gymnasien .

Internationale Schulpartnerschaften Am EU-Programm „Comenius“ beteiligten sich im Förderzeitraum 2007 bis 2009:
1 % der Grundschulen,
3 % der Realschulen,
8 % der Gymnasien,
8 % der berufsbildenden Schulen .

Internationale Jugendbegegnungen Im Rahmen des EU-Programms „Jugend in Aktion“ wurden ab 2007  
Jugendbegegnungen folgender Institutionen gefördert: Bund Deutscher Pfad-
finderInnen Landesverband Rheinland-Pfalz, Europa-Haus Bad Marienberg,  
Europäische Vereinigung für Eifel und Ardennen, Habscheider Sportverein,  
Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn .
Die meisten der von der EU geförderten Jugendbegegnungen wurden vom 
Europa-Haus in Bad Marienberg durchgeführt . Die Anzahl der aus Rheinland-Pfalz 
teilnehmenden Jugendlichen ist unbekannt .

Internationaler Austausch  
in der beruflichen Bildung

2008 wurden im Rahmen des EU-Programms „Leonardo da Vinci“ 7 Projekte 
gefördert, die Auszubildenden einen Auslandsaufenthalt finanziell ermöglichen . 
Die Anzahl der teilnehmenden Auszubildenden ist unbekannt .

Internationale Mobilität der  
Studierenden

8 % der Studierenden an rheinland-pfälzischen Hochschulen haben zeitweise ein 
Studium im Ausland absolviert . Diese Quote unterscheidet sich nicht signifikant 
vom Bundesdurchschnitt .
1 % der Studierenden an rheinland-pfälzischen Hochschulen studierte im Hoch-
schuljahr 2006/07 mit einem Stipendium aus dem EU-Programm „Erasmus“ an 
einer Hochschule im Ausland .
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Dieses Ungleichgewicht ist im Hinblick auf die 
Erwartung einer zukünftig stärkeren interna-
tionalen Mobilität von Facharbeiterinnen und 
Facharbeitern beachtenswert .

Die Förderung interkultureller Kompetenzen  ■
ist eine wichtige Aufgabe der Kinder- und Ju-
gendpolitik, nicht nur in Grenzregionen . Eine 
Evaluation der vorhandenen entsprechenden 
politisch-pädagogischen Programme scheint 
geboten . Dringlich ist nicht zuletzt eine landes-
weite systematische Bestandsaufnahme zu 
Institutionen und „Lernorten“, in denen junge 
Menschen interkulturelle Kompetenzen erwer-
ben können .

Insgesamt betrachtet ist die internationale  ■
Mobilität der Studierenden in Rheinland-Pfalz 
für ein Bundesland mit drei angrenzenden 
europäischen Nachbarn überraschend gering . 
Auch die Mobilität der Studierenden zwischen 
Rheinland-Pfalz und Frankreich entspricht 
zurzeit nicht den Erwartungen, die durch politi-
sche Programme geweckt werden . Wie sich der 
Austausch mit Luxemburg entwickeln wird, das 
seit 2003 ein ehrgeiziges Universitätsprojekt 
verfolgt, bleibt abzuwarten .

Die kinder- und jugendpolitischen Kulturen in  ■
Rheinland-Pfalz und den europäischen Nach-
barländern sind sehr unterschiedlich . Die Struk-
tur und Tradition der sozialen Dienste sind 
sehr verschieden und nehmen voneinander nur 
wenig Notiz . Empfehlenswert ist als Erstes eine 
systematische empirische Bestandsaufnahme 
der tatsächlichen internationalen Zusammen-
arbeit im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, 
beispielsweise durch eine Erhebung bei allen 41 
rheinland-pfälzischen Jugendämtern und dem 
Landesjugendamt .

Es ist verblüffend, dass im zuständigen Minis- ■
terium keine regional gegliederten Statistiken 
zum internationalen Austausch von Kindern 
und Jugendlichen vorliegen . Die Statistik zur 
regionalen Verteilung der am Programm „Lerne 
die Sprache des Nachbarn“ beteiligten Kinder-

tagesstätten beispielsweise musste auf der 
Basis einer Adressenliste und des amtlichen 
Gemeindeverzeichnisses von Rheinland-Pfalz 
neu erstellt werden . Entsprechendes gilt für die 
regionale Verteilung der Schulen mit bilingualen 
Unterrichtsangeboten .

Für die Zukunft erscheint besonders vielver- ■
sprechend, das für den ersten Kinder- und 
Jugendbericht Rheinland-Pfalz entwickelte 
indikatorengestützte System der Sozialbericht-
erstattung unter Berücksichtigung der Daten-
grundlagen und Indikatoren europäischer 
Jugendberichte weiterzuentwickeln . Dabei soll-
ten auch Daten zur internationalen Mobilität 
junger Menschen in Rheinland-Pfalz und zum 
Erwerb internationaler Erfahrungen und inter-
kultureller Kompetenzen integriert sein . 
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VIertens: emPfehlungen

Abschließend soll auftragsgemäß deutlich ge-
macht werden, wo Handlungsbedarf zur Weiter-
entwicklung „bestmöglicher Lebensbedingungen 
und Perspektiven für Kinder und Jugendliche“ 
(Landtag Rheinland-Pfalz, Drucksache 15/832) 
gesehen wird und welche Empfehlungen hierzu 
abgegeben werden können . Zentrale Befunde 
dieses Berichtes, auf die sich die Einschätzung des 
Handlungsbedarfs und der Empfehlungen bezie-
hen, sollen in drei Thesen zugespitzt zusammen-
gefasst werden: 

(a)  Viele junge Menschen in Rheinland-Pfalz le-
ben in „guten“ Verhältnissen, werden gesund 
groß und können sich auf vielfältige Förde-
rung und Unterstützung für ihre Entwicklung, 
Erziehung und Bildung verlassen . Dies ist vor 
allem das Verdienst und die Leistung ihrer 
Eltern, die sich dabei wiederum auf zahlreiche 
Angebote und Leistungen der Kommunen und 
des Landes, der vielen Träger, Verbände und 
Initiativen im Lande stützen und größtenteils 
auch verlassen können . Rheinland-Pfalz ist für 
diese Kinder ein „kinderfreundliches Land“ . 

(b)  Zu viele junge Menschen allerdings leben 
auch in Rheinland-Pfalz in belasteten Verhält-
nissen, können ihre Talente nicht entfalten 
und werden nicht gesund groß . Insbesondere  
können sich Mädchen und Jungen nicht über-
all auf eine familiäre und soziale Probleme 
entlastende und Defizite ausgleichende, viel-

9. handlungsbedarf und emPfehlungen 
fältige und bedarfsgerechte Förderung und 
Unterstützung für ihre Entwicklung, Erziehung 
und Bildung verlassen . Solche prekären und 
bedrohlichen Lebenslagen junger Menschen in 
Rheinland-Pfalz sind regional schon im Ver-
gleich der 36 kreisfreien Städte und Landkreise 
unterschiedlich verteilt . Wie gut ein Kind in 
diesem Land groß werden kann, hängt also 
vor allem von zwei Faktoren ab, die sich kein 
Kind „aussuchen“ kann:

 in welche Familie es geboren wird und•	
  in welcher Region in Rheinland-Pfalz seine •	
Familie lebt .

(c)  Wesentliche Prägungen der Lebensumwelt 
von jungen Menschen und Familien in den 
Regionen des Landes sind unmittelbar durch 
die verantwortliche Politik in den Kommunen 
und im Land kaum zu beeinflussen: Demogra-
fie und Sozialstruktur, Wirtschaftleistung und 
Arbeitsmarkt sind für die Lebensverhältnisse 
von Kindern bedeutsam, aber nur begrenzt 
politisch planbar und zu gestalten . Familien-
freundliches Bauen und Kindertagesbetreuung, 
Schulen und Bibliotheken oder öffentlicher 
Personennahverkehr, Beteiligung und Mit-
sprache sind dagegen wesentlich durch poli-
tisch verantwortete Planung und Gestaltung 
beeinflussbar . Nur auf solche Themen und 
Arbeitsfelder beziehen sich der im Folgenden 
aufgezeigte Handlungsbedarf und die Emp-
fehlungen .
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(1) Die regionalen Besonderheiten und Bedin-
gungen der Lebensverhältnisse und Lebens-
chancen für junge Menschen und Familien im 
Land müssen zukünftig in stärkerem Maße in 
landespolitischen Initiativen und Programmen 
berücksichtigt werden.

Um die aufgezeigten erheblichen regionalen  ■
Unterschiede der Lebensverhältnisse, Infra-
strukturpotentiale und Interventionsleistungen 
für junge Menschen und Familien in Rheinland-
Pfalz angemessen berücksichtigen zu können, 
sind die erforderlichen Datengrundlagen in 
den zuständigen Ministerien und Landesbehör-
den systematisch aufbereitet zur Verfügung 
zu halten . Das in Abstimmung mit und unter 
aktiver Beteiligung der Kommunen entwickel-
te Berichtswesen zu den Hilfen zur Erziehung 
z . B . ist vorbildlich für diese Aufgabenstellung . 
Detaillierte Vorschläge zu Datenkonzepten und 
Auswertungsstrategien finden sich ausführlich 
am Ende von Kapitel 4 in diesem Bericht . 

Landesprogramme zur Förderung, Unterstüt- ■
zung und Anregung regionaler Angebote und 
Leistungen für Kinder, Jugendliche und Familien 
müssen grundsätzlich deutlich machen, nach 
welchen ausgewiesenen und begründeten 
Kriterien eine Förderung für Zielgruppen und 
Regionen entschieden werden soll . Ein Proporz 
der Landesteile oder die Besitzstandswahrung 
einer traditionellen Aufgabenwahrnehmung 
können dabei nur noch von untergeordneter 
Bedeutung sein .

Auch landespolitisch sind insbesondere für die  ■
belasteten Regionen des Landes mittelfristige 
(5 bis 10 Jahre) Perspektiven und Umsetzungs-
strategien zu entwickeln und abzustimmen . 
Hierzu ist es ggf . erforderlich, mehrere Gebiets-
körperschaften zu relevanten Planungs- und 
Entwicklungsregionen zusammenzufassen . Ent-
sprechende gesetzliche Voraussetzungen sind 

Verantwortung und Zuständigkeiten für die Pla-
nung und Gestaltung der Lebenswelten und 
Leistungen für junge Menschen und Familien sind 
zwischen Land und Kommunen, öffentlichen und 
freien Trägern, Staat und Gesellschaft komplex 
und kompliziert geregelt und verteilt . Gegenseitige 
Abhängigkeit ist gerade für die kulturellen und so-
zialen Aufgaben wesentlich häufiger maßgeblich 
als unabhängige Zuständigkeiten . Auch muss der 
grundgesetzliche Auftrag an die übergeordneten 
staatlichen Einheiten, für eine „Vergleichbarkeit 
der Lebensverhältnisse“ zu sorgen, ebenso beach-
tet werden wie das auch im Grundgesetz veran-
kerte Selbstverwaltungsrecht der Kommunen . 
Ein ähnliches Spannungsverhältnis gilt für das als 
Subsidiaritätsprinzip in vielen Leistungsgesetzen 
für Kinder, Jugendliche und Familien verbriefte 
eigenständige Betätigungsrecht freier Träger auf 
der einen und eine staatliche Gewährleistungsver-
antwortung auf der anderen Seite . Der abschlie-
ßend zusammengefasste Handlungsbedarf und 
die Empfehlungen sind in diesem Bericht daher 
vorrangig an die Adresse des Landtags und der 
Landesregierung formuliert, da sie diesen Bericht 
in Auftrag gegeben haben . Für Kommunen, Träger 
und Verbände sind allerdings im Bericht auch viel-
fach Material und Hinweise zu finden, es muss aber 
ihnen überlassen bleiben, diese für die eigenen Auf-
gaben und Verantwortungsbereiche zu bewerten . 

Der festgestellte Handlungsbedarf wird jetzt in 
sieben Themenfeldern vorgestellt, zu denen je-
weils Empfehlungen formuliert werden . Detaillierte 
Empfehlungen finden sich bereits am Schluss  
der Kapitel 4, 6, 7 und 8, die hier gebündelt, aber 
nicht wiederholt werden: 
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 die Kinder- und Jugendarbeit als eigenstän-•	
diges Angebot abzusichern und weiterzuent-
wickeln;
 Profilierung der Jugendsozialarbeit und Ent-•	
wicklung von Modellen für ein kommunales 
Übergangsmanagement Schule – Beruf – 
Arbeit in enger Abstimmung mit der Bundes-
anstalt für Arbeit;
 eine an den Bedarfslagen junger Menschen •	
orientierte Kooperation von Jugendhilfe und 
Justiz;
 Inklusion befördernde Angebote und Leistun-•	
gen für junge Menschen mit Behinderungen;
 Angebote für Kinder psychisch kranker Eltern •	
im Zusammenwirken mit Psychiatrie und 
Eingliederungshilfe;
 Intensivierung der Jugendhilfeplanung, ins-•	
besondere über die Stadt- und Kreisgrenzen 
hinaus .

  Die Landesprogramme zur Weiterentwicklung 
der Ganztagsschulen oder zum Umbau der 
Erziehungshilfe im Rahmen der Erziehungshilfe- 
offensive Rheinland-Pfalz sind auch hier positive 
Beispiele dafür, wie diese Aufgaben in Abstim-
mung zwischen Land, Kommunen und Trägern 
erfolgreich bearbeitet werden können . 

Deutlich verstärkt werden muss die Evaluation  ■
und Überprüfung von Landesprogrammen und 
Landesförderungen in den Arbeitsfeldern und 
Regionen . Hierzu zählt auch die regelmäßige 
Überprüfung, Bewertung und ggf . Weiterent-
wicklung fachlicher Empfehlungen und Stan-
dards .

Empfohlen wird, im Rahmen des Aktionspro- ■
gramms „Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz“ 
einen Innovationsfonds einzurichten, aus dem 
spezifische Projekte gefördert und ausgezeichnet 
werden können . Angemessene Kriterien sowie 
eine fundierte kritische Evaluation und Bewer-
tung der geförderten und ausgezeichneten 
Projekte sind unbedingt erforderlich . 

In Zusammenarbeit mit den Hochschulen und  ■
Forschungsinstituten des Landes sind insge-

– soweit nicht schon vorhanden – in der anste-
henden Landesgesetzgebung zur Kommunal- 
und Verwaltungsreform zu berücksichtigen . 

In enger Abstimmung mit den Kommunen sind  ■
durch das Land solche Strukturen (Verfahren, 
Gremien, Beauftragungen etc .) anzuregen und 
zu unterstützen, die eine zielführende Zusam-
menarbeit der verantwortlichen Akteure „vor 
Ort“ stärken oder initiieren können . Die Ent-
wicklung der „lokalen Netzwerke Kindeswohl 
und Kindesgesundheit“ in den letzen Jahren 
ist ein gutes Beispiel und Vorbild für diese  
Empfehlung .

(2) Die regionale Verantwortung für eine 
bedarfsgerechte Gestaltung von Leistungen 
und Angeboten für junge Menschen und ihre 
Familien muss durch landespolitische Initiati-
ven und Programme ebenso unterstützt wie 
herausgefordert werden.

Zu entwickeln sind aktuelle und aufgabenspe- ■
zifische „Anreizsysteme“, die eine landespoli-
tisch für erforderlich und geeignet gehaltene 
fachlich-konzeptionelle Weiterentwicklung in 
den Regionen anregen und ihnen programma-
tisch, strukturell und methodisch Orientierung 
geben . Eine solche Anregung und Förderung 
muss die Entwicklung und Erprobung fachlicher 
Standards mit materieller Förderung sinnvoll 
verbinden . Themen und Aufgaben hierfür sind 
in den kommenden Jahren vor allem: 

 eine flächendeckende Einführung Früher •	
Hilfen; 
 ein gleichzeitig präventiver und wirksamer Kin-•	
derschutz, der auf eine Zusammenarbeit von 
Jugendhilfe und Gesundheitssystem sowie 
mit Justiz, Polizei und Schule angewiesen ist; 
 die Kooperation zwischen Kindertagesein-•	
richtungen und Grundschulen, um die Vor-
aussetzungen für gelingende Übergänge zu 
schaffen; 
 die Zusammenarbeit von Schule und Jugend-•	
hilfe vor allem für „schwierige“ Kinder und 
Jugendliche;
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Dazu gehört ausreichendes und qualifiziertes 
Fachpersonal in allen Bereichen, auch in der 
Jugendhilfeplanung, die in Rheinland-Pfalz wei-
ter auszubauen ist . Erforderlich wäre weiterhin 
eine Imagekampagne, die das fachliche Leis-
tungsprofil der Jugendämter in der Öffentlich-
keit positiv darstellt . 

Der Ausbau Früher Hilfen darf nicht zu Lasten  ■
anderer Leistungen der Kinder- und Jugend-
hilfe gehen: Weiterentwicklung der Schnitt-
stelle zur Gesundheitshilfe und unterstüt-
zender Finanzierungsstrukturen. Mit dem 
Landeskinderschutzgesetz (LKindSchuG) geht 
Rheinland-Pfalz einen vorbildlichen Weg .  
Dieses Gesetz zielt auf die Bildung kommunaler 
Verantwortungsgemeinschaften durch den 
Aufbau lokaler Netzwerke, die Verbesserung 
der Kindergesundheit sowie den Ausbau Früher 
Hilfen . Außerdem werden die Kommunen bei 
der Wahrnehmung zusätzlicher Aufgaben durch 
Landesmittel finanziell unterstützt . Verbesse-
rungen im Kinderschutz werden hier nicht 
einseitig und vereinfacht auf die Intensivierung 
staatlicher Kontrolle reduziert, sondern als 
gezielt zu organisierende und fachlich zu quali-
fizierende Aufgabe im Zusammenwirken unter-
schiedlicher Institutionen, Träger und Dienste . 
Der Ausbau Früher Hilfen ist dabei ebenso 
bedeutsam wie der Aufbau von Kooperations-
strukturen zu Einrichtungen des Gesundheits-
wesens, Schulen oder auch der Polizei . Zur Un-
terstützung dieser positiven Weichenstellung 
zeigt sich Handlungsbedarf auf mehreren Ebe-
nen . Angesichts der Verknappung öffentlicher 
Haushaltsmittel muss sichergestellt werden, 
dass der Ausbau Früher Hilfen nicht zu Lasten 
anderer Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
geht . Eine wirksame Umsetzung Früher Hilfen 
führt zwangsläufig auch zu mehr Hilfebedarf 
und ggf . zu Ausgabensteigerungen bei den 
unterstützenden, beratenden oder intervenie-
renden Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe . 
Diese Konsequenz muss politisch gewollt und 
getragen werden . Handlungsbedarf zeigt sich 
zudem bei der Entwicklung neuer Finanzie-
rungsmodelle an der Schnittstelle der Kinder- 

samt deutlich verstärkte Anstrengungen für 
die Entwicklung und Umsetzung fundierter 
Evaluationsverfahren und -instrumente für 
die Angebote und Leistungen für junge Men-
schen und Familien erforderlich . Hierzu gehört 
auch die gezielte Anregung und Auswertung 
von Forschungsprojekten, die die komplexen 
Faktoren und Zusammenhänge für die Beurtei-
lung von Wirkung und Nebenwirkungen in den 
Aufgabenfeldern der Betreuung, Erziehung und 
Bildung untersuchen und damit Grundlagen für 
die geforderte Entwicklung und den Einsatz von 
Evaluationsverfahren erarbeiten .

(3) Für die Weiterentwicklung der Kinder-  
und Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz wird vor-
geschlagen:

Fachlich starke Jugendämter als Voraus- ■
setzung für bedarfsgerechte Hilfen und 
Infrastrukturentwicklung: Ausbau der Ju-
gendhilfeplanung und Imagekampagne als 
Entwicklungsoption. Verantwortlich für eine 
bedarfsgerechte Ausgestaltung aller Angebote 
und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
(SGB VIII) ist der örtliche öffentliche Träger . 
Hier sind es die Jugendämter, die dafür Sorge 
zu tragen haben, dass die vor Ort erforderlichen 
und geeigneten Einrichtungen, Angebote und 
Dienste rechtzeitig und ausreichend zur Ver-
fügung stehen . Eine den Bedarfslagen flexibel 
angepasste, den Aufgaben angemessene und 
wirtschaftlich effiziente Weiterentwicklung der 
Kinder- und Jugendhilfe braucht fachlich starke 
Jugendämter . Sowohl aus Landesperspektive 
wie aus Sicht der Vielzahl an kooperierenden 
Institutionen und Trägern sind fachlich starke 
Jugendämter erforderlich, damit auf kommuna-
ler Ebene an verantwortlicher Stelle der Hilfe-, 
Kooperations- und Entwicklungsbedarf aufge-
griffen und qualifiziert bearbeitet werden kann . 
Auch wenn die Ausgestaltung der Jugendämter 
alleine in kommunaler Verantwortung liegt, so 
soll aus Landesperspektive auf die Bedeutung 
einer aufgabenangemessenen Personalausstat-
tung der Jugendämter hingewiesen werden . 
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fizient ist . Die Erziehungshilfeoffensive Rhein-
land-Pfalz sollte fortgeführt werden . Dabei 
sollten in den kommenden Jahren insbesondere 
Hilfeansätze im Kontext von (Ganztags-)Schule 
ausgearbeitet und erprobt sowie ein Schwerpunkt 
auf die Weiterentwicklung des Pflegekinder-
wesens und der Heimerziehung gelegt werden .

Entwicklung und Erprobung neuer Formen  ■
der Kooperation von Kinder- und Jugend- 
hilfe, Polizei und Justiz. Der Aufbau von  
„Häusern des Jugendrechts“ gilt landespolitisch 
als eine zentrale Entwicklungsperspektive zur 
Verbesserung der Kooperation zwischen Kinder- 
und Jugendhilfe, Polizei und Justiz . Ferner sollen 
dadurch Verfahrenszeiten verkürzt sowie ange-
messenere Reaktionsweisen auf delinquentes 
Handeln junger Menschen entwickelt werden . 
Erfahrungen aus Modellprojekten in Stuttgart 
und Ludwigshafen verweisen auf vielverspre-
chende neue Handlungsansätze . Bei der wei- 
teren Verbreitung dieses Ansatzes ist darauf 
zu achten, dass die weitreichenden Ziele nur 
unter Einbindung einer fachlich starken und an 
Jugendhilfestrukturen angebundenen Jugend-
gerichtshilfe zu erreichen sind . Die Mindest-
anforderungen an eine qualifizierte Jugendge-
richtshilfe sind genauer zu bestimmen, wie auch 
ein weiterer Ausbau ambulanter Maßnahmen 
angezeigt ist . Das Modell „Haus des Jugend-
rechts“ lässt sich am ehesten in Großstädten 
realisieren . Für Landkreise müssen eigenstän-
dige Organisationsformen entwickelt werden . 
Darüber hinaus bedarf es der qualifizierten 
Weiterentwicklung von Angeboten und Hand-
lungsansätzen der Kinder- und Jugendhilfe im 
Umgang mit strafunmündigen Kindern .

Bildung auf kommunaler Ebene gestalten:  ■
Entwicklung und Erprobung neuer Organi-
sations- und Finanzierungsmodelle für die 
Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe 
und Schule. Bildung ist auch für die Kinder- 
und Jugendhilfe ein zentrales Thema, das vom 
Kindertagesstättenbereich über die Hilfen zur 
Erziehung bis hin zur Jugend(sozial)arbeit kon-
zeptionell neu gefasst und operationalisiert 

und Jugendhilfe zur Gesundheitshilfe, damit 
jenseits von komplizierten Zuständigkeits- und 
Finanzierungsfragen gemeinsam Angebote und 
Handlungsansätze umgesetzt werden können . 
Insgesamt aber muss der geforderte Aufwand 
für einen sorgfältigen und intensiven Kinder-
schutz in den entsprechenden Finanzierungs-
vereinbarungen für die Leistungen der Jugend-
hilfe berücksichtigt werden .

Fortsetzung der Erziehungshilfeoffensive  ■
Rheinland-Pfalz: Schwerpunktlegung auf die 
Bereiche integrative Hilfen an (Ganztags-)
Schulen, Pflegekinderwesen und Heimer-
ziehung. Der Umbau der Erziehungshilfen in 
Rheinland-Pfalz kann als eine Erfolgsgeschichte 
beschrieben werden . Wie in kaum einem ande-
ren Sozialleistungsbereich ist es im Zusammen-
wirken von Land, Kommunen und freien Trä-
gern in verhältnismäßig kurzer Zeit gelungen, 
eine lebensweltnähere (ambulante/teilstatio-
näre Hilfe), ausdifferenzierte und qualifizierte 
Infrastruktur in allen Landkreisen und Städten 
auf- und auszubauen . Ambulante Hilfen stellen 
heute die mit Abstand vorherrschende Hilfe-
form dar . Allerdings steigt schon seit Jahren 
der Hilfebedarf kontinuierlich an . Wachsende 
Armut, die Erosion sozialer Netze, zunehmende 
Bewältigungsanforderungen an junge Men-
schen führen immer häufiger dazu, dass Erzie-
hungsprozesse scheitern und massive Krisen in 
Familien auftreten . Deshalb gilt es deutlich zu 
machen, dass für eine ansteigende Zahl junger 
Menschen gute Startchancen ins Leben mit  
der Verfügbarkeit qualifizierter Hilfen zur Erzie-
hung einhergehen . Der Abbau von Standards, 
die Erhöhung von Zugangsbarrieren oder gar 
die Verweigerung von Leistungsansprüchen in 
Folge von Einsparvorgaben erhöhen nicht nur 
die Risiken bei Kindeswohlgefährdung, sondern 
verschärfen auch die Folgewirkungen von sozia-
ler Benachteiligung und individuellen Bewälti-
gungsproblemen . Land und Kommunen sollten 
weiterhin an der Leitlinie der Erziehungshilfe-
offensive Rheinland-Pfalz festhalten, dass nur 
die fachlich notwendige und geeignete Hilfe 
wirkungsvoll und damit auch ökonomisch ef-



443

Bildung hat die Jugendpolitik an Bedeutung 
verloren . Die Bewältigungsanforderungen Ju-
gendlicher werden allzu häufig nur auf Fragen 
der Arbeitsmarktintegration reduziert . Dieser 
verengte Blick auf Jugend spiegelt sich auch in 
Zuständigkeitsverschiebungen zwischen den 
unterschiedlichen Sozialleistungsbereichen 
wider . Dabei verfügt die Kinder- und Jugendhilfe 
mit der Jugendsozialarbeit über ein Angebot, 
das durch ganzheitliche Unterstützungsleistun-
gen das Bewältigungshandeln junger Menschen 
positiv beeinflussen, Kompetenzen fördern und 
damit auch schulische und berufliche Pers-
pektiven verbessern kann . Die Angebote der 
Jugendsozialarbeit gilt es als eigenständige 
Leistung der Kinder- und Jugendhilfe deutlicher 
zu profilieren . Ebenso sind stimmige Gesamt-
konzepte im Zusammenwirken der verschie-
denen Sozialleistungsbereiche (SGB II, III, VIII) 
zu entwickeln, die den Bewältigungsaufgaben 
junger Menschen besser Rechnung tragen und 
Zuständigkeitsverschiebungen vermeiden . 

Kinder- und Jugendarbeit muss als eigen- ■
ständiges Angebot abgesichert und weiter-
entwickelt werden. Verbandliche und offene 
Angebote der Kinder- und Jugendarbeit bieten 
jungen Menschen bedeutsame Erfahrungs-
räume und unverzichtbare Bildungschancen 
außerhalb von Familie und Schule . Nicht mit 
individuellen Rechtsansprüchen – wie Kinderta-
gesbetreuung oder Hilfen zur Erziehung – aus-
gestattet ist ihre Finanzausstattung vor allem 
vom ‚politischen Willen‘ in Kommunen und 
Land abhängig . Für das Land sind die Positio-
nen und Ansätze, wie sie im Landesjugendplan 
berichtet werden, inhaltlich und finanziell zu 
überprüfen . Sie sind so weiterzuentwickeln, 
dass eine qualifizierte Arbeit der Jugendverbän-
de besonders gestärkt wird, damit diese ihren 
spezifischen Auftrag erfüllen können . 

Die Kinder- und Jugendhilfe als zentraler  ■
Beitrag für gerechtes Aufwachsen und so-
ziale Teilhabechancen. Die Schaffung von 
Rahmenbedingungen für ein gesundes Auf-
wachsen und Bildungsgerechtigkeit stellt die 

werden muss . Ein abgestimmtes und konsisten-
tes Gesamtsystem von Erziehung, Bildung und 
Betreuung ist zudem auf neue Kooperationsfor-
men zur Schule angewiesen . Auch in Rheinland-
Pfalz besteht eine zentrale Entwicklungsaufgabe 
darin, Handlungsansätze und Organisations-
strukturen zu erarbeiten und zu erproben, die 
auf kommunaler Ebene abgestimmte, verläss-
liche und komplementäre Arbeitsbeziehungen 
in der Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe 
und Schule ermöglichen . Dazu sind integrierte 
Ansätze der Jugendhilfe- und Schulentwick-
lungsplanung ebenso erforderlich wie verbindli-
che Kooperationsvereinbarungen und -gremien 
auf kommunaler Ebene . Notwendig ist auch die 
Erarbeitung neuer Finanzierungsstrukturen, die 
das partnerschaftliche Handeln an den Schnitt-
stellen beider Systeme befördern und dabei auf 
die Entkoppelung von sozialer Benachteiligung 
und von Bildungsbenachteiligung zielen . 

Weiterentwicklung der Angebote für Kinder  ■
psychisch kranker Eltern und der Schnitt-
stellen zur Psychiatrie. Psychische Erkrankun-
gen haben unter allen Krankheitsbildern die 
höchsten Zuwachsraten . Damit muss sich auch 
die Kinder- und Jugendhilfe auseinandersetzen . 
Handlungsbedarf zeigt sich nicht nur bei einer 
wachsenden Zahl junger Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen, sondern auch bei 
psychisch erkrankten Elternteilen mit Kindern . 
Die vorhandenen Hilfestrukturen passen nur 
bedingt auf die spezifischen Bedarfslagen dieser 
Zielgruppen . Auch in diesem Bereich zeigt sich 
Handlungsbedarf bei der Ausgestaltung der 
Schnittstelle zwischen Kinder- und Jugendhilfe 
und Psychiatrie, der Erarbeitung gemeinsamer 
Angebots- und Zusammenarbeitsformen sowie 
unterstützender Finanzierungsmodelle .

Jugendsozialarbeit deutlicher profilieren und  ■
stimmige Gesamtkonzepte der verschiede-
nen Sozialleistungsbereiche entwickeln. Für 
eine wachsende Zahl von Jugendlichen gestal-
tet sich auch in Rheinland-Pfalz die berufliche 
und soziale Integration schwierig . Neben den 
Debatten um Kinderschutz, Frühe Hilfen und 
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sollten im Sinne einer Begleitung und Unter-
stützung während der Schwangerschaft aus-
geweitet werden (Geburtsvorbereitungskurse, 
Erziehungskurse, finanzielle und alltagsbezoge-
ne Beratung etc .), um Stressoren, Belastungen 
und Konflikte in der Schwangerschaft zu redu-
zieren . Als Weiteres sollte die nachgeburtliche 
Versorgung verbessert werden – vor allem in 
den Regionen, in denen das Unterstützungs-
netz derzeit ausgesprochen weitmaschig ist, 
d . h ., in denen Angebote der Familienberatung 
und die Zusammenarbeit von Sozialpädagogen, 
Hebammen und Kinderärzten ungenügend ist . 
Mit dem Landeskinderschutzgesetz und dem 
Programm „Frühe Hilfen“ ist hier eine wichtige 
Entwicklung in Gang gesetzt worden, die eine 
für regionale Bedarfslagen sensible Weiterent-
wicklung erfahren sollte . 

Die Beteiligung des Landes Rheinland-Pfalz am  ■
Modellprojekt „Guter Start ins Kinderleben“ ist 
ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung, 
um Kinder zu schützen und Handlungsräume zu 
eröffnen, in denen diese sich entfalten und ent-
wickeln können . Dieses Projekt sollte als Lan-
desprogramm auf Dauer gestellt werden . Insbe-
sondere sollte der Ansatzpunkt, Eltern in ihren 
Erziehungs- und Beziehungskompetenzen zu 
unterstützen, übernommen und flächendeckend 
in Form von Elternkursen angeboten werden . 

Der weitere Ausbau der Betreuungsinfrastruktur  ■
für unter 3-Jährige ist geboten – allerdings soll-
ten hier Rahmenbedingungen geschaffen wer-
den, die nicht zu Ungunsten der pädagogischen 
Qualität gehen . Denn nur über eine adäquate 
fachliche und personelle Ausstattung sowie 
über das Festhalten an pädagogischen Standards 
bei größtmöglicher Flexibilisierung der Ange-
botsstrukturen können diese Einrichtungen 
tatsächlich etwas zur Chancengleichheit und 
Bildung von Kindern beitragen . Es muss eine 
Balance zwischen den Vereinbarkeitsinteressen 
von Eltern, den Bedürfnissen von Kindern und 
den pädagogischen Zielen in den Einrichtungen 
selbst gefunden werden .

Kinder- und Jugendhilfe ebenso vor neue Her-
ausforderungen wie die Bearbeitung der Folgen 
des demografischen und familialen Wandels . 
Derzeit entwickelt sich die Kinder- und Jugend-
hilfe insbesondere an den Schnittstellen zu 
unterschiedlichen Institutionen und Sozialleis-
tungsbereichen wie dem Gesundheitswesen, 
der Schule, der Polizei und der Justiz . Dabei hat 
sie es mit mächtigen Partnern zu tun, die sehr 
deutlich Anforderungen formulieren und neue 
Handlungsfelder markieren . Angesichts hoher 
Erwartungen, begrenzter Ressourcen sowie 
politischer Schwerpunktsetzungen besteht die 
Gefahr, dass die Kinder- und Jugendhilfe verein-
nahmt, aufgespalten oder auf eine hoheitliche 
Krisenintervention reduziert wird . Dies gilt es 
jugendhilfepolitisch zu verhindern . Längst hat 
sich die Kinder- und Jugendhilfe normalisiert . 
Gute Bedingungen des Aufwachsens junger 
Menschen hängen eng mit der Verfügbarkeit 
bedarfsgerechter und qualifizierter Angebote 
von der Kindertagesstättenbetreuung über 
erzieherische Hilfen bis hin zu einem verlässli-
chen Kinderschutz zusammen . D . h ., die Kinder- 
und Jugendhilfe ist selbst ein Indikator für  
gerechtes Aufwachsen und soziale Teilhabe-
chancen geworden . Damit ist sie mehr denn 
je eine eigenständige und bedeutsame Sozia-
lisationsinstanz neben Familie und Schule . Die 
öffentliche Verantwortung für das Aufwachsen 
junger Menschen hat damit eine eindeutige 
„Adresse“ – nämlich die Kinder- und Jugendhilfe . 
Diese Bedeutung muss auch politisch stärker 
anerkannt werden . 

(4) Einen „guten Start ins Kinderleben“ für alle 
Kinder in allen Regionen des Landes zu ermög-
lichen ist eine zentrale Aufgabe öffentlicher 
Verantwortung. Hierzu wird empfohlen:

Die Ergebnisse zur Säuglingssterblichkeit und  ■
des niedrigen Geburtsgewichts haben gezeigt, 
dass auf dem Gebiet der vor- und nachgeburtli-
chen Sorge für Kinder und Eltern, insbesondere 
für junge Mütter, weitere Anstrengungen nötig 
sind . Die pränatalen Angebote für Schwangere 
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zierung, weil die emotionale und kulturelle 
Ausstattung durch die Herkunftsfamilie zur 
zentralen Bewältigungsbedingung avanciert . 
Dies hat die öffentliche Hand auch erkannt und 
hat ein Programm zum Ausgleich von Benach-
teiligung entwickelt (z . B . „Keine Schülerin und 
kein Schüler soll zurückbleiben“) . Wenn solche 
Programme wirksam werden sollen, müssen 
öffentliche Ausgaben noch stärker auf benach-
teiligende Lebensverhältnisse in bestimmten 
Stadtteilen, Regionen oder Einrichtungen der 
Bildung und Freizeitgestaltung konzentriert 
werden . Von so verschiedenen Programmen 
und Aktivitäten wie „Soziale Stadt“, dem Aus-
bau der Ganztagsschule, der qualitativen Aus-
gestaltung von Jugendfreizeiteinrichtungen 
kann eine sozialstrukturelle Wirksamkeit er-
wartet werden, wenn sie an bestimmten Orten 
verstärkt werden . Die Vernetzung der Akteure 
bei der Planung und Realisierung ist dabei keine 
hinreichende, aber eine notwendige Voraus-
setzung . „Kommunale Bildungslandschaften“ 
können dabei als eine Orientierungsperspektive 
dienen .

(6) In einem Europa offener Grenzen und 
transnationaler Lebensverhältnisse muss 
Kinder- und Jugendpolitik grundsätzlich grenz-
überschreitend denken. Das gilt besonders  
für Rheinland-Pfalz, wo die großregionale Ver-
netzung mit den Nachbarregionen aus Belgien,  
Frankreich und Luxemburg ein wichtiges Poli-
tikfeld ist. 

Die Förderung interkultureller Kompetenzen   ■
ist eine wichtige Aufgabe der Kinder- und Ju-
gendpolitik, nicht nur in Grenzregionen . Eine 
Evaluation der vorhandenen entsprechenden 
politisch-pädagogischen Programme scheint 
geboten . Dringlich ist nicht zuletzt eine landes-
weite systematische Bestandsaufnahme zu 
Institutionen und „Lernorten“, in denen junge 
Menschen interkulturelle Erfahrungen und 
Kompetenzen erwerben können .

(5) Junge Menschen sind darauf angewiesen, 
mit ausreichenden Kapitalien ausgestattet 
den stets riskanten Weg ins Erwachsenen-
leben zu wagen; hierzu wird empfohlen:

Angesichts des Umstands, dass gegenwärtig  ■
„die Jugend“ mit gesteigerten Anforderungen 
an einen erfolgreichen Übergang ins Erwach-
senen- und Erwerbsleben konfrontiert wird, 
soll die öffentlich-politische Debatte auch das 
Recht der Jugend auf eine selbstgestaltete Ju-
gendphase und ihre jugendkulturelle Ausgestal-
tung hervorheben . Wenn schon Ungewissheit 
in besonderer Weise das Zukunftsdenken der 
Jugendlichen charakterisiert und umfassende 
Lern- und Leistungserwartungen sie in dieser 
Phase unter Druck setzen, müssen auch dazu 
komplementäre Erfahrungen möglich sein, 
sonst kann der Druck nicht produktiv bewältigt 
werden . Wer sich öffentlich äußert, soll sich 
dieser Zusammenhänge bewusst sein .

Der Anteil der Jugend an der Gesellschaft sinkt;  ■
Jugend ist ein knappes Gut . Der Ausbau des 
Bildungssystems und seine qualitative Verbes-
serung im Sinne der Förderung aller Jugend-
lichen trägt dem ebenso Rechnung wie dem 
Bedarf der Gesellschaft an einem hohen Qua-
lifikationsniveau . Deshalb ist es nicht akzepta-
bel, dass ein beachtlicher Teil der Jugendlichen 
die Schule ohne Qualifikation verlässt und die 
duale Ausbildung nicht alle Jugendlichen, die 
sie brauchen, aufnehmen kann . Deshalb ist die 
bedarfsbezogene Verstärkung der Schul- und 
Jugendsozialarbeit ebenso zu fordern wie die 
Ausweitung des Ausbildungsplatzangebots . 
Weil die Verhältnisse in diesen Dimensionen  
so unterschiedlich sind, sind kompensierende 
regional- und adressatenspezifische Planungs- 
und Umsetzungsprozesse mit vernetzten  
Trägerstrukturen erforderlich .

Da die Jugendphase unter den Bedingungen  ■
eines hohen Qualifikationsbedarfs der gegen-
wärtigen und zukünftigen Gesellschaft zu einer 
„angestrengten“ Lebenszeit wird, verstärken 
sich die Mechanismen der sozialen Differen-
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Selbstauskünfte von Kindern und Jugendlichen  ■
sind für eine solche Berichterstattung bis heute 
kaum verfügbar . Dass Kinder und Jugendliche zu 
Wort kommen, ist aber unbedingt bedeutsam, 
um das Child Well-being der jungen Bevölkerung 
in Rheinland-Pfalz einbeziehen und einschätzen 
zu können . 

Die kinder- und jugendpolitischen Kulturen in  ■
Rheinland-Pfalz und den europäischen Nach-
barländern sind sehr unterschiedlich . Empfeh-
lenswert ist als Erstes eine systematische em-
pirische Bestandsaufnahme der tatsächlichen 
internationalen Zusammenarbeit im Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe, beispielsweise 
durch eine Erhebung bei allen 41 rheinland-
pfälzischen Jugendämtern und dem Landes-
jugendamt . 

Für die Zukunft erscheint besonders vielver- ■
sprechend, das für den ersten Kinder- und 
Jugendbericht Rheinland-Pfalz entwickelte 
indikatorengestützte System der Sozialbericht-
erstattung unter Berücksichtigung der Daten-
grundlagen und Indikatoren europäischer 
Jugendberichte weiterzuentwickeln . Dabei soll-
ten auch Daten zur internationalen Mobilität 
junger Menschen in Rheinland-Pfalz und zum 
Erwerb internationaler Erfahrungen und inter-
kultureller Kompetenzen integriert sein . 

(7) Eine kontinuierliche Berichterstattung 
über die Lebensverhältnisse und Lebenschan-
cen junger Menschen in Rheinland-Pfalz muss 
als Basis einer kinder-, jugend- und familien-
freundlichen Politik entwickelt und ausgebaut 
werden.

Eine regional differenzierte Betrachtung min- ■
destens auf Basis der 36 Landkreise und kreis-
freien Städte ist dringend erforderlich und 
notwendig . Die gemeinsam mit den Kommunen 
entwickelte und realisierte Landesberichterstat-
tung zur Entwicklung der Hilfen zur Erziehung  
ist hierfür ein gutes Beispiel . 

Eine Fortschreibung und Weiterentwicklung  ■
des Indikatorenmodells, wie in diesem Bericht 
begründet und entwickelt, unterstützt eine 
differenzierte Beobachtung und Betrachtung 
der Gebietskörperschaften und ermöglicht 
Grundlagen für landespolitische Planungen und 
Entscheidungen .
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A n t r a g

der Fraktionen der FDP, SPD und CDU

Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz

Druck: Landtag Rheinland-Pfalz, 5. März 2007

LANDTAG RHEINLAND-PFALZ
15. Wahlperiode

I. Der Landtag stellt fest:

Rheinland-Pfalz muss bestmögliche Lebensbedingungen und Perspektiven für
Kinder und Jugendliche bieten. Vor diesem Hintergrund ist es die Aufgabe der
Landesregierung, dafür Sorge zu tragen, dass Kinder und Jugendliche ein lebens-
wertes Umfeld vorfinden, in dem ihre Talente und Begabungen gefördert werden.
Die Basis einer kinderfreundlichen Politik ist dabei die regelmäßige Erhebung so-
lider Daten über die Lebenswirklichkeit junger Menschen in Rheinland-Pfalz.

II. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, in jeder Legislaturperiode einen
Kinder- und Jugendbericht erstellen zu lassen.

Der Kinder- und Jugendbericht wird von der Landesregierung extern in Auftrag
gegeben. Nach Übergabe des Berichts an das Ministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Jugend und Kultur wird der Bericht zusammen mit einer Stellungnahme
derLandesregierung demLandtag und dem Landesjugendhilfeausschuss vorgelegt.

Der Kinder- und Jugendbericht umfasst folgende Themenbereiche:

– demografische Struktur und Entwicklungsdaten zu Familien, Jugendlichen
und Kindern,

– wirtschaftliche Verhältnisse und soziale Situation von Kindern, Jugendlichen
und ihren Familien,

– Wohnsituation von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien,
– Kinder-, Jugend- und Familienfreundlichkeit des Wohn- und Lebensumfeldes,
– gesundheitliche Situation und Versorgung von Kindern und Jugendlichen,
– Spiel- und Bewegungsräume für Kinder und Jugendliche,
– Betreuungsmöglichkeiten für Kinder,
– Bildung und Schule,
– Ausbildungssituation, Berufsleben, Arbeitslosigkeit,
– Leistungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe,
– Vorschläge zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe,
– Freizeit, freie Jugendarbeit, Vereine und Ehrenamt,
– Partizipation und politische Mitbestimmungsmöglichkeiten,
– Gefährdungspotenziale für Kinder- und Jugendliche,
– besondere Situation von Kindern mit Behinderungen,
– besondere Situation von Kindern mit Migrationshintergrund.

Der Kinder- und Jugendbericht soll nach Möglichkeit nach Landkreisen differenzierte
Daten enthalten. Neben einer Bestandsaufnahme sollen für die einzelnen Felder auch
Handlungsbedarf aufgezeigt und Empfehlungen abgegeben werden.

Für die Fraktion Für die Fraktion Für die Fraktion 
der FDP: der SPD: der CDU: 

Herbert Mertin Jochen Hartloff Hans-Josef Bracht

Drucksache 15/832: Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz
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Bundesministerium für Bildung und Forschung: 
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Bundesministerium für Familie, Senioren,  
Frauen und Jugend: Übersicht zu Anlaufstellen 
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bürgerlichen Rechts (http://www .europa-haus-
marienberg .de) .
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Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz: 
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(http://www .gewalt-tut-weh .bildung-rp .de) .
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rlp .de/cms/front_content .php?idcatart=194&lang 
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Landesjugendring Rheinland-Pfalz e. V.:  
Ergebnisse zum dorf .test . Jugend mischt mit 
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Landesjugendring Rheinland-Pfalz e. V.:  
Info-aktuell . Sonderausgabe zur Landtagswahl . 
Ausgabe 3/06 (http://www .ljr-rlp .de) .
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(http://www .kgst .de) .

Kompetenzagenturen: Kompetenzagenturen in 
Rheinland-Pfalz . Standorte Rheinland-Pfalz  
(http://www .kompetenzagenturen .de) .

Kulturland Rheinland-Pfalz: 
(http://www .kulturland .rlp .de) .

Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung 
(LSJV): Jugendstrafverfahren . Empfehlungen für 
die Zusammenarbeit von Jugendhilfe, Justiz und 
Polizei (http://www .lsjv .rlp .de) .

Landesarbeitsgemeinschaft Jugendzahnpflege 
(LAGZ): (http://www .lagz-rlp .de) .

Landesarbeitsgemeinschaft Jugendzahnpflege 
(LAGZ): Aktivprogramm Zahnvorsorge  
(http://www .lagz-rlp .de) .

Landesarbeitsgemeinschaft Jugendzahnpflege 
(LAGZ): Gruppenprophylaxe: In Miniclubs/ 
Krabbelgruppen (http://www .lagz-rlp .de) .

Landesjugendorchester Rheinland-Pfalz:  
(http://www .ljo-rlp .de) .

Landesjugendring Rheinland-Pfalz e. V.: Info . 
Sonderausgabe zur Landtagswahl . 3/06 April 
2006 (http://www .ljr-rlp .de) .

Hochschule Magdeburg-Stendal (FH),  
FB Sozial- und Gesundheitswesen: Aktions-
programm „Kinder – Umwelt – Gesundheit“ 
(http://www .kinderumweltgesundheit .de) .

International Society for Child Indicators 
(ISCI): (http://www .childindicators .org) .

Johannes Gutenberg-Universität Mainz:  
„MaiStep“ gestartet . Mainzer Kinder- und  
Jugendpsychiatrie setzt Fokus auf Essstörungen 
(http://www .uni-mainz .de) .

Jugend für Europa: Deutsche Agentur für das  
EU-Programm Jugend in Aktion  
(http://www .jugendfuereuropa .de) .

Jugendmigrationsdienst: Integration junger 
Menschen mit Migrationshintergrund  
(http://jmd-portal .de/_template .php?browser=ie) .

Jugendmigrationsdienst: JMD in Rheinland-Pfalz 
(http://www .jmd-portal .de) .

Jugend.rlp.de: (http://www .jugend .rlp .de) .

Jugend.rlp.de: Arbeit/Beruf: Kompetenz- 
agenturen (http://www .jugend .rlp .de) .

Jugend.rlp.de: Förderung der Jugendarbeit in 
Rheinland-Pfalz (http://www .jugend .rlp .de) .

Jugend.rlp.de: Jugendpolitik und politische  
Jugendbildung (http://www .jugend .rlp .de) .

Jugend.rlp.de: Juleica (http://www .jugend .rlp .de) .

Junge Musik Rheinland-Pfalz:  
(http://www .junge-musik .rlp .de) .

Landesjugendhilfeausschuss: Beschlussvorlage 
des Landesjugendhilfeausschusses . Fachempfeh-
lung zur arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit 
im Freistaat Sachen (http://www .slfs .sachsen .de) .
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Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz:  
Justizvollzug . Überblick, Personal, Produktions- und 
Arbeitsmöglichkeiten (http://www .justiz .rlp .de) .

Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz:  
Strafverfolgungsstatistik (http://www .justiz .rlp .de) . 

Ministerium des Innern und für Sport Rhein-
land-Pfalz: Dorferneuerungswettbewerb  
„Kinder- und jugendfreundliche Dorferneuerung“ 
(http://www .ism .rlp .de) .

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen Rheinland-Pfalz: Familien-
ferien (http://www .masfg .rlp .de) .

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen Rheinland-Pfalz:  
Frühförderung (http://www .masfg .rlp .de) .

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Familie und Frauen Rheinland-Pfalz: Online- 
Suche Rheinland-Pfalz (http://www .masfg .rlp .de) .

Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend 
Rheinland-Pfalz: Spielleitplanung  
(www .spielleitplanung .de) .

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
Land Brandenburg: Jugend- und Familien-
ministerkonferenz . 2007 (http://www .mbjs .
brandenburg .de) .

Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend 
und Kultur Rheinland-Pfalz: Ahnen: 122 Real-
schulen plus starten zum Schuljahr 2009/2010 
(http://www .realschuleplus .rlp .de) .

Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend 
und Kultur Rheinland-Pfalz: Aktionsplan Kinder-
freundliches Rheinland-Pfalz . Kinderbelange  
im Verkehrsbereich stärker berücksichtigen 
(http://kinderrechte .rlp .de) .

Landessportbund Rheinland-Pfalz: 
(http://www .lsb-rlp .de) .

Landeszentrale für Gesundheitsförderung in 
Rheinland-Pfalz e. V.: Elternschule für Koblenz, 
Neuwied und den Kreis Mayen-Koblenz .  
Veranstaltungen und Training für Eltern  
(http://www .lzg-rlp .de) .

Landeszentrale für Gesundheitsförderung in 
Rheinland-Pfalz e. V.: Magersucht und Bulimie – 
Ursachen und Auswege Kompetenznetz  
Essstörungen informiert über Hotline  
(http://www .lzg-rlp .de) .

Landeszentrale für Gesundheitsförderung in 
Rheinland-Pfalz e. V.: Move (http://www .lzg-rlp .
de) .

Landeszentrale für Gesundheitsförderung in 
Rheinland-Pfalz e. V.: Netzwerkbildung für  
Kinder aus suchtbelasteten Systemen in Rhein-
land-Pfalz (http://www .lzg-rlp .de) .

Landeszentrale für Gesundheitsförderung in 
Rheinland-Pfalz e. V.: Plakat „Ich bin geimpft – 
Du auch?“ (http://www .lzg-rlp .de) .

Landeszentrale für Gesundheitsförderung in 
Rheinland-Pfalz e. V.: Skoll Selbstkontrolltraining 
in Rheinland-Pfalz (http://www .lzg-rlp .de) . 

Landeszentrale für Gesundheitsförderung in 
Rheinland-Pfalz e. V.: Viva Familia . Lokale  
Bündnisse für Familie RLP  
(http://www .lokale-buendnisse-rlp .de) .

Landtag Rheinland-Pfalz:  
(www .fruehgeborene-rlp .de) .

Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz: 
(http://www .justiz .rlp .de) .

Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz:  
Häuser des Jugendrechts (http://www .justiz .rlp .de) .
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Netzwerk Partizipation: Kinder- und Jugendpoli-
tische Landkarte (http://net-part .mbwjk .rlp .de) .

Netzwerk Partizipation:  
Was sind „Kommunale Jugendvertretungen“  
(http://net-part .mbwjk .rlp .de) .

OECD: Mehr Wohlstand durch Wachstum?  
Fact Sheet Deutschland (www .oecd .org) .

Polizei Rheinland-Pfalz: 
(http://www .polizei .rlp .de) .

Polizei Rheinland-Pfalz: Der Beauftragte für 
Jugendsachen (http://www .polizei .rlp .de) .

Polizei Rheinland-Pfalz: Polizeiliche Kriminal-
statistik 2007 (http://www .polizei .rlp .de) .

Prognos: Engagementatlas 2009: Was nützt  
bürgerschaftliches Engagement . Daten,  
Hintergründe, Volkswirtschaftlicher Nutzen  
(http://zukunftsfonds .generali-deutschland .de) .

Landesregierung Rheinland-Pfalz: Rheinland-
Pfalz beteiligt sich am EU-Schulobstprogramm 
(http://www .rlp .de) .

Staatkanzlei Rheinland-Pfalz: Wir tun was .  
Die Initiative des Landes Rheinland-Pfalz für  
Ehrenamt und Bürgerengagement  
(http://www .wir-tun-was .de) .

Statistische Ämter des Bundes und der Länder: 
Hier finden Sie Informationen zu folgenden  
Themen (http://www .Statistik-Portal .de) .

Statistisches Bundesamt: Verkehr – Achtung! 
Schulanfang erhöht die Unfallgefahr für Kinder 
(http://www .destatis .de) .

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz: 
Gesundheitsberichterstattung Rheinland-Pfalz 
– Statistische Basisdaten (http://www .infothek .
statistik .rlp .de) .

Ministerium für Bildung, Wissenschaft,  
Jugend und Kultur Rheinland-Pfalz: Aktionsplan 
Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz . Spielleit-
planung – Städte und Gemeinden für Kinder und 
mit Kindern planen und gestalten (http://www 
kinderrechte .rlp .de) .

Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend  
und Kultur Rheinland-Pfalz: Aktionsplan Kinder-
freundliches Rheinland-Pfalz . Wohnen mit Kindern 
erleichtern (http://www kinderrechte .rlp .de) .

Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend 
und Kultur Rheinland-Pfalz: Bildungswege in 
Rheinland-Pfalz – Viele Wege führen zum Ziel 
(http://www .mbwjk .rlp .de) .

Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend 
und Kultur Rheinland-Pfalz: Keyfacts Kinder-
tagesstätten in Rheinland-Pfalz (http://www .
kita .bildung-rp .de/fileadmin/downloads/PDF_s/
Daten_Fakten_Analysen/ Keyfacts_Kindertagesst_
tten_MAI_2009 .pdf) .

Ministerium für Bildung, Wissenschaft,  
Jugend und Kultur Rheinland-Pfalz: Kinder-
rechte . Schutz vor Gewalt und Missbrauch  
(http://www .mbwjk .rlp .de) .

Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend 
und Kultur Rheinland-Pfalz: Kita-Server (http://
www .kita .bildung-rp .de) .

Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend 
und Kultur Rheinland-Pfalz: Kultur (http://
www .mbwjk .rlp .de) .

Ministerium für Umwelt, Forsten und Verbrau-
cherschutz Rheinland-Pfalz: Im August starten 
in Rheinland-Pfalz 120 Schulabgänger in ihr Frei-
williges Ökologisches Jahr – Margit Conrad lobt 
Engagement (http://www .mufv .rlp .de) .

Museumsverband Rheinland-Pfalz: Museums-
pädagogik, Abenteuer Museum – Museen für Kids 
Suche (http://www .museen .rlp .de) .
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Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz: 
Schulentlassene aus allgemeinbildenden Schulen 
im Jahr 2008 nach Abschlussarten sowie Verwal-
tungsbezirken (http://www .statistik .rlp .de) .

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz: 
Schulwahl der Grundschulabsolventen 2008 zu 
weiterführenden Schulen im Schuljahr 2008/09, 
Anteile in % (http://www .statistik .rlp .de) .

Tigerkids: Adipositasprävention im Kindergarten . 
TigerKids – Wir bewegen Kinder (http://www .
tigerkids .de) .

Verein für Gemeindenahe Psychiatrie e. V.:  
Psychisch kranke Eltern (http://www .gemeinde-
nahe-psychiatrie-rlp .de) .
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DJI Deutsches Jugendinstitut

DVJJ Deutsche Vereinigung für Jugend-
gerichte und Jugendgerichtshilfen e . V .

ESF Europäischer Sozialfonds

FSJ Freiwilliges Soziales Jahr

FÖJ Freiwilliges Ökologisches Jahr

Gbe Gesundheitsberichterstattung des 
Landes Rheinland-Pfalz

GdB Grad der Behinderung

GG Grundgesetz

GStB Gemeinde- und Städtebund  
Rheinland-Pfalz

HiH Hilfen in Heimen  
(Heimplatzvermittlung)

HzE Hilfen zur Erziehung

IAB Institut für Arbeitsmarkt- und  
Berufsforschung

IJAB Fachstelle für Internationale Jugend-
arbeit der Bundesrepublik Deutschland 
e . V .

ICD-10  International Classification of Disease 
(Internationale Klassifikation der  
Krankheiten, 10 . Revision)

ISA Institut für Soziale Arbeit e . V .

ISCI International Society for Child  
Indicators

ism Institut für sozialpädagogische  
Forschung Mainz e . V .

JFDG Jugendfreiwilligendienste

JFMK Jugend- und Familienministerkonferenz

Abkürzungsverzeichnis

ALG II Arbeitslosengeld II 

ALLBUS Allgemeine Bevölkerungsumfrage der 
Sozialwissenschaften 

ASD Allgemeiner Sozialer Dienst

AufentG Gesetz über den Aufenthalt, die Er-
werbstätigkeit und die Integration von 
Ausländern im Bundesgebiet

BAföG Bundesausbildungsförderungsgesetz

BAJ Bundesarbeitsgemeinschaft für Kinder- 
und Jugendschutz e . V .

BEE Bildungs- und Erziehungsempfehlungen 
für Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz

BIAJ Bremer Institut für Arbeitsmarkt- 
forschung und Jugendberufshilfe e . V .

BiBB Bundesinstitut für Berufsbildung

BJK  Bundesjugendkuratorium

BKK Berufskrankenkassen

BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend

BMI  Body-Mass-Index

BNE Bildung für nachhaltige Entwicklung

BZgA Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung

CWI Child and Youth Well-being Index

DAJ Deutsche Arbeitsgemeinschaft für  
Jugendzahnpflege 

DBS Deutsche Bibliotheksstatistik

DGB Deutscher Gewerkschaftsbund

DIW Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung
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MmM Menschen mit Migrationshintergrund 

MoM Menschen ohne Migrationshintergrund

PISA  Program for International Student 
Assessment (Programm zur internatio-
nalen Schülerbewertung)

PKD Pflegekinderdienst

POLIS Gesellschaft für Politik- und Sozial-
forschung

RKI  Robert-Koch-Institut

SchulG Schulgesetz

SDW Schutzgemeinschaft Deutscher Wald

SGB VIII  Sozialgesetzbuch, Achtes Buch, Kinder- 
und Jugendhilfe

SOEP Socio Economic Panel (sozioökonomi-
sches Panel)

TuS Trennungs- und Scheidungsberatung

TVBZ Tatverdächtigenbelastungsziffern

U1 – U9  Vorsorgeuntersuchnungen bei unter 
6-Jährigen

UMF  Unbegleiteter Minderjähriger Flüchtling

UNICEF  United Nations International 
Children’s Emergency Fund (Welt-
kinderhilfswerk der UNO)

WHO  World Health Organization (Weltge-
sundheitsorganisation)

JGG Jugendgerichtsgesetz

JGH Jugendgerichtshilfe

JMD Jugendmigrationsdienst

JWG Jugendwohlfahrtsgesetz

KiGGS  Kinder- und Jugendgesundheitssurvey

KJHG Kinder- und Jugendhilfegesetz/SGB VIII

KFN  Kriminologisches Forschungsinstitut 
Niedersachsen

LAGZ Landesarbeitsgemeinschaft Jugend-
zahnpflege Rheinland-Pfalz

LKindSchuG Landesgesetz zum Schutz von  
Kindeswohl und Kindergesundheit

LBS Landesbausparkasse – Bausparkasse 
der Sparkassen (Kinderbarometer)

LIS Landesinformationssystem des Statis-
tischen Landesamtes Rheinland-Pfalz

LSB Landessportbund Rheinland-Pfalz

LSJV  Landesamt für Soziales, Jugend und 
Versorgung Rheinland-Pfalz

LZG Landeszentrale für Gesundheitsförde-
rung in Rheinland-Pfalz e . V .

MASFG Ministerium für Arbeit, Soziales, Fami-
lie und Gesundheit Rheinland-Pfalz

MASGFF Ministerium für Arbeit, Soziales,  
Gesundheit, Familie und Frauen 
Rheinland-Pfalz

MBFJ Ministerium für Bildung, Frauen und 
Jugend Rheinland-Pfalz

MBWJK Ministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Jugend und Kultur Rheinland-Pfalz

MUFV Ministerium für Umwelt, Forsten und 
Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz
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Datenquellen zum Indikatorenkonzept

Beschreibung Quelle
Aktueller  
Zeitbezug

I LEBENSBEDINGUNGEN

1 .1 Anteil der 0- bis 6-Jährigen an  
der Gesamtbevölkerung in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

31 . 12 . 2007

1 .2 Anteil der 14- bis 18-Jährigen an 
der Gesamtbevölkerung in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

31 . 12 . 2007

1 .3 Geburten pro Jahr bezogen auf  
die Gesamtbevölkerung in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

2007

1 .4 Anteil der Zu- und Umzüge der unter 18-Jährigen an 
der Gesamtbevölkerung unter 18 Jahren in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen 

2007

1 .5 Bevölkerungsvorausberechnung der unter  
21-Jährigen im Zeitraum 2006 – 2020 in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2007): 
Rheinland-Pfalz 2050 – Zweite regionalisierte
Bevölkerungsvorausberechnung (Basisjahr 2006) . 
Bad Ems 

2006/2020

2 .1 Durchschnittlich pro Monat gezahltes  
Elterngeld in €

Statistisches Bundesamt 2007

2 .2 Anteil der Frauen an den sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 30 . 06 . 2007

2 .3 Durchschnittlich verfügbares Einkommen  
pro Einwohner in €

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2006

2 .4 Anteil der Bedarfsgemeinschaften  
Alleinerziehender im Februar 2009 an der  
Gesamtbevölkerung in % 

Bundesagentur für Arbeit und eigene Berechnungen Feb . 2009

2 .5 Wohngeldempfänger/-innen an der  
Gesamtbevölkerung in %

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem) des 
Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz und 
eigene Berechnungen

31 . 12 . 2007

2 .6 Sozialgeld 2006 (unter 15-jährige  
Empfänger/-innen von Sozialgeld an  
gleichaltriger Bevölkerung in %)

Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung und 
Jugendberufshilfe e . V . (BIAJ) 2007 und eigene 
Berechnungen

2006

2 .7 Arbeitslose unter 25 Jahren pro 1 .000  
15- bis unter 25-Jährige (‰)

Bundesagentur für Arbeit, Datenzentrum (Hrsg .): 
Arbeitsmarkt in Zahlen, Arbeitslose nach  
Gemeinden – Jahreszahlen, Nürnberg, 2008 .  
Eigene Berechnungen

2007

2 .8 Alleinerziehende in Bedarfgemeinschaften unter 18 
Jahren an gleichaltriger Bevölkerung in ‰

Bundesagentur für Arbeit und eigene Berechnungen Feb . 2009

3 .1 Anteil der Auspendler/-innen an allen  
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten  
am Wohnort in %

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz

30 . 06 . 2007

3 .2 Unfälle auf dem Weg zu Kindertagesstätten  
und Schulen (‰)

Unfallkasse Rheinland-Pfalz und eigene  
Berechnungen

2007

4 .1 Anteil der Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2007/08
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Beschreibung Quelle
Aktueller  
Zeitbezug

II WOHLFAHRT

5 .1 Elterngeld pro Monat in € Statistisches Bundesamt 2007

5 .2 Elterngeld Anteil Väter in % Statistisches Bundesamt 2007

6 .1 Anteil der Angebote Net-Part Beteiligung  
pro 1 .000 unter 18-Jährige (‰)

http://www .net-part .rlp .de/ und  
eigene Berechnungen

2009

6 .2 Anteil der Angebote Net-Part Politik  
pro 1 .000 unter 18-Jährige (‰)

http://www .net-part .rlp .de/ und  
eigene Berechnungen

2009

7 .1 Lebendgeborene bis 1 .499 g  
je 1 .000 Lebendgeborene (‰)

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2007

7 .1 Lebendgeborene bis 2 .499 g  
je 1 .000 Lebendgeborene (‰)

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2007

7 .2 Anteil der behinderten Menschen mit Grad der 
Behinderung von 50 und mehr unter 18 Jahren  
an gleichaltriger Bevölkerung in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

31 . 12 . 2007

7 .2 Anteil der ausländischen behinderten Menschen 
unter 18 Jahren mit Grad der Behinderung  
von 50 und mehr an gleichaltriger ausländischer 
Bevölkerung in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

31 . 12 . 2007

7 .3 Anteil der Pflegebedürftigen unter 19 Jahren  
an gleichaltriger Bevölkerung in ‰

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 31 . 12 . 2007

7 .4 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation  
und sonstige Leistungen zur Teilhabe der unter  
20-Jährigen je 100 .000 aktiv Versicherte

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz

2007

7 .5 Summe ambulanter Versorgung (Auswahl)  
an der Gesamtbevölkerung in ‰

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

2008

7 .5 Summe stationärer Versorgung (Auswahl)  
an der Gesamtbevölkerung in ‰

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

2007

8 .1 Unfallbeteiligte, getötete und verletzte Personen 
unter 20 Jahren an gleichaltriger Bevölkerung in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

2007

8 .2 gerichtliche Maßnahmen zum Entzug  
der elterlichen Sorge (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung  
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

8 .3 Inobhutnahmen (§ 42) pro 1 .000  
junge Menschen unter 18 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung  
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

8 .4 Krankenhausfälle infolge Verletzungen und  
Vergiftungen der 15- bis unter 19-Jährigen an  
gleichaltriger Bevölkerung in ‰

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

2007

8 .5 Krankenhausfälle infolge Verletzungen und  
Vergiftungen der unter 1-Jährigen an gleichaltriger 
Bevölkerung in ‰

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

2007



504

Beschreibung Quelle
Aktueller  
Zeitbezug

8 .5 Krankenhausfälle infolge Verletzungen und  
Vergiftungen der 1- bis unter 5-Jährigen an  
gleichaltriger Bevölkerung in ‰

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

2007

8 .6 Krankenhausfälle der unter 19-Jährigen an  
gleichaltriger Bevölkerung (pro 100 .000)

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz

2007

8 .7 Anzahl der Sterbefälle der unter 19-Jährigen an 
gleichaltriger Bevölkerung (pro 100 .000)

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

2007

9 .1a Schulabgänger/-innen mit (Fach-)Hochschulreife 
gesamt an allen Schulabgänger/-innen in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2006/07

9 .1b Schulabgänger/-innen mit Migrationshintergrund  
mit (Fach-)Hochschulreife an allen Schulabgänger/ 
-innen mit Migrationshintergrund in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2006/07

9 .1c Schulabgänger/-innen aus allgemeinbildenden  
Schulen ohne Hauptschulabschluss in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2006/07

9 .1d Schulabgänger/-innen aus allgemeinbildenden  
Schulen mit Migrationshintergrund ohne  
Hauptschulabschluss in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2006/07

9 .1e Schulentlassene mit Abitur in % Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2006/07

9 .2a Schulwahl Hauptschule der Grundschulabsolvent/ 
-innen in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2007/08

9 .2b Schulwahl Gymnasium der Grundschulabsolvent/ 
-innen in % 

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2007/08

9 .3 Gymnasien an allen allgemeinbildenden Schulen  
in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz und  
eigene Berechnungen

2007/08

9 .4a Besuch einer Schule mit Förderschwerpunkt  
„sozial-emotionale Entwicklung“ je 1 .000 junge 
Menschen zwischen 6 und unter 15 Jahren (nur 
Kinder in HzE) (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung  
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .4b Besuch einer Schule mit Förderschwerpunkt  
„sozial-emotionale Entwicklung“ je 1 .000 junge 
Menschen unter 18 Jahren (nur Kinder in HzE) (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung  
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .4c Anteil der SFE-Beschulungen an den Hilfen  
zur Erziehung in %

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung  
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .5a Kita-Besuchsquote: Kinder unter 3 Jahre in % Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008

9 .5b Kita-Besuchsquote: 6- bis 13-Jährige in % Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008

9 .5c Tagespflege öffentlich gefördert unter 3 Jahre in % Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2008

9 .5d Sprachförderung Kita-Kinder an  
allen Kita-Kindern in %

MBWJK und eigene Berechnungen 2009
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Beschreibung Quelle
Aktueller  
Zeitbezug

9 .5e Budget Sprachförderung pro Kind in  
Kindertageseinrichtung

MBWJK und eigene Berechnungen 2009

9 .5f Fachkraft-Kind-Relation in Kita Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz:  
Kreisfreie Städte und Landkreise in Rheinland-Pfalz . 
Ein Vergleich in Zahlen . Ausgabe 2008

2008

9 .5g Kita-Plätze für unter 3-jährige (ohne Plätze in  
Spiel- und Lernstuben) pro 1 .000 Kinder  
unter 3 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .5h Kita-Plätze für 6- bis unter 15-jährige (ohne Plätze  
in Spiel- und Lernstuben) pro 1 .000 Kinder zwischen 
6 und unter 15 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung 

2007

9 .5i Ganztagsplätze für Kinder zwischen 3 und  
unter 6 Jahren in Kitas pro 1 .000 Kinder zwischen  
3 und unter 6 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .5j Anzahl der vom Jugendamt mitfinanzierten  
Tagespflegen pro 1 .000 Kinder bis  
unter 15 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .6a Beratungsstellen: Beratungen nach § 16 SGB VIII je 
1 .000 Personen im Alter von unter 18 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .6b Beratungsstellen: Beratungen nach 
§§ 17, 18 SGB VIII je 1 .000 Personen im Alter  
von unter 18 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .6c Beratungsstellen: Beratungen nach  
§ 28 SGB VIII je 1 .000 Personen im Alter 
 von unter 18 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .6d Beratungsstellen: Beratungen nach  
§ 41 SGB VIII je 1 .000 Personen im Alter  
von 18 bis unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .6e Beratungsstellen: sonstige Beratungen je 1 .000 
Personen im Alter von unter 18 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007
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Beschreibung Quelle
Aktueller  
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9 .7a Hilfen zur Erziehung gesamt (§§ 29 – 35, 41 SGB VIII) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .7b Ambulante Hilfen (§§ 29 – 31, 35 amb ., 41 amb .)  
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .7c Teilstationäre Hilfen (§§ 32, 35 teilstat ., 41 teilstat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .7d Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) pro 1 .000 
junge Menschen unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .7e Vollzeitpflege (§ 33 in eigener Kostenträgerschaft) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .7f Fremdunterbringungen (§§ 33 in eigener Kosten-
trägerschaft, 34, 35 stat ., 41 stat .) pro 1 .000 junge 
Menschen unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .7g Eingliederungshilfe für seel . beh . Kinder und Jugend-
liche (§ 35a) (inkl . Frühförderfälle) pro 1 .000 junge 
Menschen unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .8 Anteil der Fremdunterbringungen (§§ 33, 34, 35 
stat . und 41 stat .) an allen HzE in %

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .9a Bruttoausgaben für Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29 – 35, 41 SGB VIII) pro Kind/Jugendliche/n 
unter 21 Jahren

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .9b Bruttoausgaben für Hilfen gem . § 35a inkl .  
Frühförderfälle pro Kind/Jugendliche/n  
unter 21 Jahren

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007
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Beschreibung Quelle
Aktueller  
Zeitbezug

9 .10a Personalstellen in den Sozialen Diensten (ASD,  
JGH, PKD, TuS, HiH) pro 1 .000 junge Menschen 
unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .10b Personalstellen der pädagogischen Fachkräfte  
im Jugendamt und durch öffentliche Mittel  
mitfinanzierte Stellen für Aufgaben nach §§ 11  
und 14 SGB VIII pro 1 .000 junge Menschen  
unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .10c Personalstellen der pädagogischen Fachkräfte  
im Jugendamtsbezirk für Schulsozialarbeit  
(§ 13 SGB VIII) pro 1 .000 junge Menschen  
unter 21 Jahren (‰)

Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

9 .11a Anteil der Schüler/-innen an Berufsschulen mit  
Ausbildungsvertrag an der 15- bis 19-jährigen  
Bevölkerung (%)

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

Schuljahr 
2007/08

9 .11b Anteil der Schüler/-innen an Berufsschulen ohne 
Ausbildungsvertrag an der 15- bis 19-jährigen  
Bevölkerung (%)

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

Schuljahr 
2007/08

9 .11c Anteil der ausl . Schüler/-innen an Berufsschulen  
mit Ausbildungsvertrag an der ausländischen  
15- bis 19-jährigen Bevölkerung (%)

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

Schuljahr 
2007/08

9 .11d Anteil der ausl . Schüler/-innen an Berufsschulen 
ohne Ausbildungsvertrag an der ausländischen  
15- bis 19-jährigen Bevölkerung (%)

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

Schuljahr 
2007/08

III HANDLUNGSRÄUME

10 .1a Teilnahme in Sportvereinen der unter 7-Jährigen  
an gleichaltriger Bevölkerung in %

Eigenauskünfte der Sportbünde in Rheinland-Pfalz 
und eigene Berechnungen

2008

10 .1b Teilnahme in Sportvereinen der 7- bis 14-Jährigen  
an gleichaltriger Bevölkerung in %

Eigenauskünfte der Sportbünde in Rheinland-Pfalz 
und eigene Berechnungen

2008

10 .1c Teilnahme in Sportvereinen der 15- bis 18-Jährigen 
an gleichaltriger Bevölkerung in %

Eigenauskünfte der Sportbünde in Rheinland-Pfalz 
und eigene Berechnungen

2008

10 .2a Teilnahme in Musikschulen der unter 6-Jährigen an 
gleichaltriger Bevölkerung in %

Eigenauskünfte des Landesmusikschulverbands  
und eigene Berechnungen

2009

10 .2b Teilnahme in Musikschulen der 6- bis unter  
10-Jährigen an gleichaltriger Bevölkerung in %

Eigenauskünfte des Landesmusikschulverbands 
und eigene Berechnungen

2009

10 .2c Teilnahme in Musikschulen der 10- bis unter  
15-Jährigen an gleichaltriger Bevölkerung in %

Eigenauskünfte des Landesmusikschulverbands 
und eigene Berechnungen

2009

10 .2d Teilnahme in Musikschulen der 15- bis unter  
19-Jährigen an gleichaltriger Bevölkerung in %

Eigenauskünfte des Landesmusikschulverbands  
und eigene Berechnungen

2009

10 .3 kirchliche Jugendarbeit (Einrichtungen an  
6- bis 20-jähriger Bevölkerung in ‰)

www .jugend .rlp .de und eigene Darstellung 2009
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10 .4 Jugendfeuerwehren (Anzahl an 10- bis  
18-jähriger Bevölkerung in %)

http://www .jf-rp .de/ 31 . 12 . 2009

10 .5 Bibliotheken: Anteil der Entleihungen  
Kinder- und Jugendliteratur an der unter  
19-Jährigen Bevölkerung in %

Deutsche Bibliotheksstatistik (DBS)  
und eigene Berechnungen

2008

10 .6 Kita-Besuchsquote der 6- bis 13-Jährigen in % Institut für Sozialpädagogische Forschung  
Mainz e . V . (2007): Qualitätsentwicklung durch  
Berichtswesen – Planung, Steuerung und  
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
in Rheinland-Pfalz . Eigene Erhebung

2007

10 .7 Teilnehmende in Ganztagsschulen an allen  
Schüler/-innen in %

MBWJK und eigene Berechnungen 2007

11 .1 Inobhutnahmen (§ 42) pro 1 .000 junge  
Menschen unter 18 Jahren (‰)

KJHG-Statistik und eigene Berechnungen 2007

11 .2 gerichtliche Maßnahmen zum Entzug der  
elterlichen Sorge (‰)

Rechtspflegestatistik und eigene Berechnungen 2007

11 .3 Anteil der Kinder in geschiedenen Ehen an  
allen Kindern unter 18 Jahren in %

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz und  
eigene Berechnungen

2007

12 .1 Arbeitslose unter 25 Jahren pro 1 .000 15- bis  
unter 25-Jährige (‰)

Bundesagentur für Arbeit, Datenzentrum (Hrsg .): 
Arbeitsmarkt in Zahlen, Arbeitslose nach  
Gemeinden – Jahreszahlen, Nürnberg, 2008 .  
Eigene Berechnungen

2007

12 .2 Schulentlassene ohne Hauptabschluss in % Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2006/07

13 .1 Krankenhausfälle aufgrund von Diabetes  
pro 1 .000 unter 19-Jährige (‰)

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz

2007

13 .2 Krankenhausfälle infolge von Krankheiten des At-
mungssystems pro 1 .000 unter 19-Jährige (‰)

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz

2007

13 .3 Anteil der Kinder unter 15 mit Krebserkrankung  
an 1 .000 Gleichaltrigen (‰)

Kinderkrebsregister Mainz 2004 –  
2008 
zusammen 
gefasst

13 .4 Anteil Krankenhausfälle unter 19-Jähriger infolge 
psychischer und Verhaltensstörungen an  
gleichaltriger Bevölkerung (‰)

Eigenabruf LIS (Landesinformationssystem)  
des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz

2007

14 .1 Unfälle auf dem Weg zu Kindertagesstätten  
und Schulen (‰)

Auskünfte der Unfallkasse Rheinland-Pfalz  
und eigene Berechnungen

2007

14 .2 Unfälle in Kindertagesstätten und Schulen (‰) Auskünfte der Unfallkasse Rheinland-Pfalz und 
eigene Berechnungen

2007
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Datenanhang
Im Folgenden werden ausgewählte Rohdaten und 
Kennzahlen sowie erste Befunde des Daten- und 
Indikatorenkonzepts für alle kreisfreien Städte 
und Landkreise in Rheinland-Pfalz angeführt . 
Grundsätzlich ist hier auf die Kapitel 4 und 5 des 
vorliegenden Berichts verwiesen, die die Grundla-
ge, Berechnungen sowie Befunde des Daten- und 
Indikatorenkonzepts erläutern und vorstellen . 

1 .  Eine tabellarische Übersicht, geordnet nach den 
3 Dimensionen des Child Well-being – Lebens-
bedingungen, Wohlfahrt und Handlungsräume –,  
die einige zentrale Rohdaten (Wert absolut)  
und dazu gehörige Kennzahlen (Anteile) 
darstellt . Diese wird hier nicht als Standard-
punktzahl, sondern als Rohdatum und Kennzahl 
angeführt und bietet somit – im Gegensatz zu 
transformierten und verdichteten Kennzahlen 
– die Möglichkeit, ausgewählte Ursprungswerte 
des jeweiligen Landkreises bzw . der jeweiligen 
Stadt nachzuvollziehen . 

2 .  Ein Balkendiagramm, welches die Ausprä-
gungen der Standardpunktzahl (Skala 0 bis 
100, vgl . hierzu ausführlich Kap . 4 .2 .2) für die 
jeweilige kreisfreie Stadt bzw . den jeweiligen 
Landkreis gebündelt auf Basis der 14 Indika-
toren, 3 Indexwerte und dem Gesamtindex 
Child Well-being aufzeigt . Als Lesehinweis soll 
hierzu angemerkt werden, dass grundsätzlich 
ein hoher Wert auf eine überdurchschnittlich 
positive Ausprägung in diesem Themenfeld 
schließen lässt, wohingegen niedrige Werte auf 
unterdurchschnittliche Werte zurück zuführen 
sind . Für den „negativ“ benannten Indikator 
„verschlossene Teilhabechancen“ bedeuten 
hohe Werte, dass diese Einschränkungen weni-
ger prägend sind (vgl . hierzu insb . Kap . 4 .3 .3) .

3 .  Eine tabellarische Übersicht, die sowohl die 
Abweichung zum rheinland-pfälzischen Durch-
schnitt als auch die Gruppenzugehörigkeit 
des jeweiligen Landkreises bzw . der kreisfreien 
Stadt für die 3 Dimensionen – Lebensbedingun-
gen, Wohlfahrt und Handlungsräume – und den 
Gesamtindex Child Well-being verdeutlicht . 

Insgesamt soll dieser Anhang für die 36 kreisfreien 
Städte und Landkreise nachvollziehbar machen, 
welche Daten konkret für die vergleichende Analy-
se der Lebensbedingungen und Entwicklungschan-
cen junger Menschen genutzt wurden (Tabelle ), 
welche Ausprägungen die 14 Indikatoren und 4 
Indexwerte (Balkendiagramm) zeigen und welche 
Abweichungen sich vom Landesdurchschnitt in 
den Dimensionen (untere Tabelle) ergeben .
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LK Ahrweiler Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 5 .959 5,55 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 7 .778 6,02 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 941 0,73 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung  
unter 21-Jährige

2006 – 2020 5 .607 -20,1 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .660 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 1 .180 0,91 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .675 9,24 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 32,6 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

646 12,6 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 608 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 16 17 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 230 1,01 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 594 2,29 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 26 1,14 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 16 0,7 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 10 38,53 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen  
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

435 30,7 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

11 10 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

12 10,9 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 363 12,9 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,2 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 16 0,9 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 0 0 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 434 15,8 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 195 7,1 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE 2007 268 61,8 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 7 .965 72,56 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 – – % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 286 1,25 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

53 3,7 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung Jahrgänge
2004 – 2008

– 0,88 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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Indikatoren zu
„Lebensbedingungen“

Indikatoren zu 
„Wohlfahrt“

IndexwerteIndikatoren zu
„Handlungsräume“

52,6

65,3

30,6

76,7

67,0

11,7

48,1

65,8

52,5

13,8

62,0

88,8

70,2

42,1

58,4
51,5

55,4 55,1

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 5,3 % + 6,5 % - 4,7 % - 1,7 %

gruppenzugehörigkeit D C D D

LK Ahrweiler
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LK Altenkirchen Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .786 5,99 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 8 .910 6,6 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .073 0,8 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung  
unter 21-Jährige

2006 – 2020 6 .398 -20,3 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .539 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 861 0,64 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 2 .658 13,19 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 34,79 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

860 15,2 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 536 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 18 16,8 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 265 1,03 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 688 2,36 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 29 1,13 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 23 0,9 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 16 54,88 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen  
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

248 15,8 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

27 16,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

12 7,4 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 284 8,5 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige  
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,6 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 62 3,1 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 3 0,1 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 751 24,4 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 115 3,7 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 240 32 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 8 .084 66,93 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 298 2,87 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 307 1,2 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

124 7,9 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,84 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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66,9

51,7

59,7

70,5

17,3
23,2

48,6

56,2
50,9

18,6

61,3

68,5
64,9

74,7

59,9

44,8

57,6
54,1

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 2,8 % - 7,5 % - 0,8 % - 3,5 %

gruppenzugehörigkeit C E C D

LK Altenkirchen
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LK Alzey-Worms Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .670 6,35 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 7 .883 6,27 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .030 0,82 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .835 -16,4 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .665 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 509 0,4 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 2 .040 10,52 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 34,21 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

612 10,8 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 654 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 9 8,7 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 230 0,95 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 405 1,48 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 10 0,41 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 28 1,16 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 10 36,55 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen  
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

382 22 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

65 29,9 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

24 11 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 488 15,6 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige  
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,9 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 147 7,6 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 6 0,2 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 564 19,6 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 167 5,8 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 264 46,8 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 22 .279 195,26 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 428 5,79 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 299 1,24 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

97 5,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,88 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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75,1

48,1

81,1
75,2

3,6

54,0

66,2

56,8

44,2

61,6

79,1

59,4 60,0

70,9

54,4

60,9 62,1

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 15,2 % + 12,4 % + 4,8 % + 10,8 %

gruppenzugehörigkeit A B C B

LK Alzey-Worms
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LK Bad Dürkheim Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .240 5,56 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 7 .777 5,79 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 899 0,67 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 5 .544 -19,5 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 18 .741 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 652 0,49 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .554 8,27 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 22,41 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

454 8,7 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 631 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 12 13,3 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 226 0,96 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 524 1,97 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 19 0,81 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 8 0,34 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 7 26,36 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen mit  
(Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

336 24,4 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

9 6,9 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

18 13,7 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 587 20,2 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,3 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 77 4,1 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 3 0,1 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 724 25,9 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 186 6,7 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 281 38,8 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 10 .035 88,61 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 833 15,51 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 270 1,15 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

103 7,5 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,9 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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80,4

48,8

86,1

68,6

5,6

47,3

71,6

54,9

46,8

76,0
81,8

78,2
81,9

65,9

53,0

72,9

63,9

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 6,9 % + 9,5 % + 25,5 % + 14,1 %

gruppenzugehörigkeit B C A A

LK Bad Dürkheim
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LK Bad Kreuznach Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 7 .765 5,84 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 9 .444 6 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .239 0,79 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 5 .896 -17,2 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .907 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 915 0,58 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 3 .588 16,12 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 38,98 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen mit 
Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

1 .032 16,1 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 606 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 17 13,7 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 314 1,12 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte
Personen unter 20 Jahren

2007 543 1,7 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 20 0,71 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 15 0,54 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 8 25,08 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen mit  
(Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

527 27,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

26 14,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

16 9 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 546 14,9 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,6 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 67 3 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 0 0 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 523 15,5 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 145 4,3 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 281 53,7 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 7 .538 57,73 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 335 4,25 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 355 1,27 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

149 7,8 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,63 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 0,1 % 15,2 % - 13,5 % - 0,3 %

gruppenzugehörigkeit C B E D

LK Bad Kreuznach
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LK Bernkastel-Wittlich Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 5 .620 5,87 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 7 .009 6,2 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 877 0,78 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung  
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .304 -17,1 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .668 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 541 0,48 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .549 9,45 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 27,96 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

481 10,8 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 631 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 11 12,5 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 223 1,08 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 421 1,79 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 4 0,19 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 4 0,19 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 13 55,37 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen  
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

370 24,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

9 12 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

13 17,3 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 306 11,6 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige  
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,3 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 48 2,9 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 14 0,7 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 702 28,3 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 196 7,9 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 285 40,6 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 7 .626 78,14 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 342 8,83 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 253 1,22 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

118 7,9 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 1,1 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 18,1 % + 7,8 % + 9,9 % + 12,3 %

gruppenzugehörigkeit A C B A

LK Bernkastel-Wittlich
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LK Birkenfeld Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .090 5,64 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 5 .141 5,95 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 679 0,79 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .124 -22,3 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .163 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 511 0,59 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .939 16,33 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 40,46 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

411 12,8 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 537 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 11 16,2 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 161 1,08 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 285 1,67 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 11 0,74 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 15 1 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 6 35,11 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

190 21,3 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

12 12,8 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

11 11,7 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 253 12,8 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,5 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 76 6,4 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 0 0 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 646 35,6 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 137 7,5 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 288 44,6 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 3 .710 53,05 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 191 5,24 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 183 1,22 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

54 6 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,51 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

0,0 % - 6,9 % + 10,5 % + 1,7 %

gruppenzugehörigkeit C E B C

LK Birkenfeld
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LK Cochem-Zell Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 3 .175 5,87 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .022 6,2 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 492 0,76 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung  
unter 21-Jährige

2006 – 2020 2 .790 -19,3 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .662 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 411 0,63 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 820 8,77 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 29,5 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

222 8,3 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 632 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 10 20,3 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 187 1,59 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 210 1,57 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 9 0,76 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 0 0 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 4 29,92 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen mit  
(Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

71 9,8 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

1 2 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

9 17,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 175 11,8 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige  
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,1 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 98 10,5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 4 0,3 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 244 17,3 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 34 2,4 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 89 36,5 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 3 .529 63,67 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 63 5,2 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 126 1,07 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

67 9,3 % alle Schüler/-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,75 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 17,6 % + 7,6 % + 22,2 % + 16,3 %

gruppenzugehörigkeit A C A A

LK Cochem-Zell
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Donnersbergkreis Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .123 6,25 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .917 6,31 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 606 0,78 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 2 .949 -16,2 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .494 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 292 0,37 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .626 13,82 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 36,59 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

348 10,5 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 576 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 13 21,5 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 140 0,95 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 246 1,46 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 17 1,15 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 10 0,68 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 5 29,75 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

267 24 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

2 1,8 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

13 11,5 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 235 11,9 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,5 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 38 3,2 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 14 0,9 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 294 16,5 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 55 3,1 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 165 56,1 % alle HzE

II
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 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 5 .010 72,64 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 264 7,67 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 189 1,28 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

89 8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,76 ‰ gleichaltrige Bevölkerung



527

0

10

20

30

40

50

60

80

70

100

90

III

Indikatoren zu
„Lebensbedingungen“

Indikatoren zu 
„Wohlfahrt“

IndexwerteIndikatoren zu
„Handlungsräume“

III IV

D
em

og
ra

fie

M
at

er
ie

lle
 L

ag
e

W
oh

nu
m

fe
ld

M
ig

ra
tio

n

El
te

rn
ge

ld

Pa
rt

iz
ip

at
io

ns
an

ge
bo

te

G
es

un
dh

ei
t

V
er

ha
lt

en
 u

nd
 R

is
ik

en

Bi
ld

un
g,

 B
et

re
uu

ng
un

d 
Er

zi
eh

un
g

A
kt

iv
itä

te
n

Be
zi

eh
un

ge
n 

zu
de

n 
El

te
rn

ve
rs

ch
lo

ss
en

e
Te

ilh
ab

ec
ha

nc
en

G
es

un
dh

ei
t/

St
re

ss

Si
ch

er
he

it 
in

 K
ita

un
d 

Sc
hu

le

Le
be

ns
be

di
ng

un
ge

n

W
oh

lfa
hr

t

H
an

dl
un

gs
rä

um
e

C
hi

ld
 W

el
l-

be
in

g

67,5

59,3

49,7

81,8

40,0

10,3

43,2

69,9

52,0

34,8

60,8
66,4

73,3

63,5

44,0
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 3,0 % - 0,7 % - 3,9 % - 0,4 %

gruppenzugehörigkeit C D D D

Donnersbergkreis
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Eifelkreis Bitburg-Prüm Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .968 6,13 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .026 6,33 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 801 0,84 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung  
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .357 -19,9 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006  – 16 .679 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 504 0,53 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 820 5,69 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 30,27 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

262 6,4 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 588 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 13 16,2 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 190 1,05 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 586 2,87 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 9 0,5 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 16 0,88 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 10 48,9 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen mit  
(Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

402 28,8 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

18 27,3 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

9 13,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 278 11,6 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige  
(öffentlich gefördert)

2008  – 0,7 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 79 5,5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 2 0,1 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 432 20 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 106 4,9 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 204 47,2 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 5 .123 59,76 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 369 11,24 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 203 1,12 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

78 5,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 1,04 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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82,7
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 20,3 % + 0,3 % + 12,9 % + 12,0 %

gruppenzugehörigkeit A D B A

Eifelkreis Bitburg-Prüm
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Frankenthal (Pfalz), krfr. Stadt Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 2 .255 5,65 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 2 .511 5,33 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 380 0,81 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 1 .613 -16,9 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .175 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 287 0,61 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .127 18 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 43,63 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

478 28,5 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 584 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 9 23,7 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 90 1,16 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 204 2,29 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 8 1,03 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 11 1,41 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 2 22,48 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

284 37,9 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

28 23,7 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

21 17,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 116 10,6 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,6 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 28 4,5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 4 0,5 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 212 22,5 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 47 5 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 114 53,8 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 2 .605 72,38 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 285 13,68 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 123 1,58 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

56 7,5 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 1,76 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 29,6 % + 1,6 % - 25,1 % - 19,1 %

gruppenzugehörigkeit E D E E

Frankenthal (Pfalz), krfr . Stadt
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LK Germersheim Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .738 6,3 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 7 .724 6,14 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .122 0,89 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung  
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .972 -17,2 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .507 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 542 0,43 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 2 .019 10,6 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 29,75 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

952 18,2 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 594 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 11 9,8 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 241 1,02 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 430 1,6 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 21 0,89 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 29 1,22 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 9 33,39 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

267 20,3 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

13 6,8 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

35 18,2 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 456 13,7 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,3 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 198 10,4 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 15 0,6 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 774 27,1 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 204 7,1 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 295 38,1 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 10 .356 93,15 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 439 7,87 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 215 0,91 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

105 8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 1,31 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 10,3 % + 1,7 % + 12,7 % + 8,6 %

gruppenzugehörigkeit B D B B

LK Germersheim
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LK Kaiserslautern Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 5 .352 5,97 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .832 6,33 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 837 0,78 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 5 .044 -20,4 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .556 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 591 0,55 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .793 11,15 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 34,22 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

530 11,8 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 605 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 5 6 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 215 1,06 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 425 1,85 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 36 1,78 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 8 0,4 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 7 30,49 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

287 25,4 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

15 17 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

5 5,7 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 494 19,4 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,8 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 217 13,5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 26 1,3 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 606 25 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 211 8,7 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 318 52,5 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 8 .942 92,85 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 310 5,68 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 213 1,05 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

100 8,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,87 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 0,8 % + 3,7 % + 2,6 % + 1,6 %

gruppenzugehörigkeit C D C C

LK Kaiserslautern
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Kaiserslautern, krfr. Stadt Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .535 5,45 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .822 4,93 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 832 0,85 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung  
unter 21-Jährige

2006 – 2020 3 .061 -16,5 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .029 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 668 0,68 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 2 .732 22,83 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 48,42 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

662 20,2 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 563 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 18 21,6 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 166 1,11 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 309 1,81 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 31 2,08 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 22 1,48 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 8 46,82 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen mit  
(Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

636 44,1 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

51 29,3 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

9 5,2 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 424 18,3 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige  
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,6 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 107 8,9 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 33 2,2 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 577 31,4 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 257 14 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 410 71,1 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 5 .425 81,68 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 265 7,51 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 177 1,19 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

77 5,3 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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49,2

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 26,8 % - 3,3 % - 3,9 % - 12,1 %

gruppenzugehörigkeit E E D E

Kaiserslautern, krfr . Stadt
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Koblenz, krfr. Stadt Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 5 .174 5,65 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 5 .179 4,88 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 930 0,88 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung  
unter 21-Jährige

2006 – 2020 3 .109 -15,5 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .396 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 1 .095 1,03 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 3 .193 23,79 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 50,86 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

832 22,1 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 619 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 8 8,6 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 190 1,15 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 548 2,92 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 26 1,57 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 20 1,21 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 5 26,61 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen mit  
(Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

618 39,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

37 16,1 %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

29 12,6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 348 13,1 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige  
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,2 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 189 14,1 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 10 0,6 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 692 34,7 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 218 10,9 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 397 57,4 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 7 .485 100,82 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 405 11,4 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 210 1,27 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

106 6,8 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,89 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 19,9 % + 18,4 % + 1,3 % - 1,5 %

gruppenzugehörigkeit E A C D

Koblenz, krfr . Stadt



540

LK Kusel Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 3 .423 5,44 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .604 6,15 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 508 0,68 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung  
unter 21-Jährige

2006 – 2020 3 .850 -23,7 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .020 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 404 0,54 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .291 12,58 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 42,94 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen  
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

349 12,4 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 617 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 4 7,9 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50  
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 141 1,08 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 213 1,43 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 39 2,99 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 8 0,61 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 2 13,42 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen mit  
(Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

149 15,7 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

– – %
alle Schulabgänger/ 

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

3 6 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 266 16,2 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige  
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,2 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 56 5,5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 5 0,4 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt  
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 281 17,8 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 67 4,3 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen  
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 126 44,8 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen  

der 7- bis 14-Jährigen
2008 4 .718 76,16 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen  
der 6- bis unter 10-Jährigen

2009 343 9,96 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 161 1,24 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

73 7,7 %
alle Schulabgänger/ 

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,68 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 1,6 % + 2,2 % + 2,5 % + 0,9 %

gruppenzugehörigkeit C D C C

LK Kusel
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Landau in der Pfalz, 
krfr. Stadt

Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 2 .127 5,87 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 2 .307 5,36 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 368 0,85 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 1 .520 -17 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .777 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 322 0,75 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 724 12,52 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 28,98 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

301 15,9 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 695 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 2 5,4 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 82 1,15 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 268 3,29 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 3 0,42 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 6 0,84 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 3 36,8 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

380 40 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

5 7,7 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

7 10,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 154 14,4 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 4,5 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 96 16,6 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 10 1,4 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 307 35,1 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 72 8,2 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 131 42,7 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 3 .161 97,08 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 – – % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 112 1,57 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

74 7,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 1,21 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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24,0
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74,4

67,5
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66,6

50,7

58,4

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 5,9 % + 37,8 % - 12,7 % + 4,3 %

gruppenzugehörigkeit D A E B

Landau in der Pfalz, krfr . Stadt
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Ludwigshafen,
 krfr. Stadt

Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 9 .050 6,39 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 8 .665 5,29 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .619 0,99 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 3 .087 -9 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 15 .690 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 1 .260 0,77 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 5 .708 24,82 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 51,32 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

2 .720 44,6 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 562 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 28 17,3 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 328 1,16 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 587 1,83 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 26 0,92 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 41 1,45 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 17 53,1 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen mit  
(Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

507 28,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

68 13,4 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

106 20,9 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 514 11,2 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,9 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 132 5,7 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 9 0,3 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 1 .167 34,3 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 441 13 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 636 54,5 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 7 .588 60,6 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 598 7,83 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 278 0,99 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

264 15 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,83 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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0,0
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67,9

12,0
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41,1 43,3

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 32,7 % - 2,2 % - 29,2 % - 22,7 %

gruppenzugehörigkeit E E E E

Ludwigshafen, krfr . Stadt
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Mainz, krfr. Stadt Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 9 .938 5,8 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 8 .297 4,19 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .825 0,92 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .126 -11,5 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .568 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 751 0,38 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 4 .244 17,39 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 22,03 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

2 .166 33,4 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 684 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 19 10,4 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 308 1,05 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 609 1,83 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 34 1,16 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 23 0,78 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 9 27,09 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

984 44,4 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

91 18,1 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

32 6,4 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 539 10,6 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 3,9 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 202 8,3 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 155 5,3 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 992 27,6 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 271 7,5 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 416 41,9 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 20 .805 161,22 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 549 8,18 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 299 1,02 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

85 3,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 1,02 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 5,5 % + 23,0 % + 17,5 % + 10,7 %

gruppenzugehörigkeit D A A B

Mainz, krfr . Stadt
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LK Mainz-Bingen Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 10 .995 6,41 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 11 .474 5,7 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .721 0,85 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .546 -10,2 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 20 .724 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 568 0,28 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 2 .937 9,6 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 29,13 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

845 9,9 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 702 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 19 11 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 355 0,95 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 611 1,46 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 4 0,11 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 9 0,24 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 10 23,85 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

641 33,7 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

26 15,7 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

23 13,9 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 855 16,1 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,9 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 199 6,5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 65 1,7 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 698 15,8 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 213 4,8 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 307 44 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 38 .694 219,01 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 729 8,56 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 469 1,25 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

162 8,5 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
 – 0,82 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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52,1
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 23,8 % + 21,0 % + 15,6 % + 20,2 %

gruppenzugehörigkeit A A A A

LK Mainz-Bingen
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LK Mayen-Koblenz Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 10 .746 5,99 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 12 .660 5,95 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .711 0,8 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 7 .135 -15,2 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .370 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 1 .555 0,73 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 3 .881 12,6 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 37,59 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

1 .056 12,4 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 603 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 20 11,7 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 386 1 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 829 1,9 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 35 0,91 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 39 1,02 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 16 36,65 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

409 17,7 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

32 13 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

25 10,2 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 800 15,8 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,7 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 141 4,6 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 20 0,5 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 1 .082 23,5 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 185 4 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 353 32,6 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 14 .764 81,83 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 440 3,31 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 424 1,1 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

192 8,3 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,91 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 0,9 % - 0,2 % + 2,2 % + 1,0 %

gruppenzugehörigkeit C D C C
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Neustadt a. d. Weinstr.,
 krfr. Stadt

Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 2 .654 5,77 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 2 .999 5,59 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 413 0,77 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 1 .675 -15,2 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 18 .842 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 295 0,55 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .036 14,54 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 32,52 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

241 12,2 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 572 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 6 14,5 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 92 1,03 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 228 2,23 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 8 0,89 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 18 2,01 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 1 9,79 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

270 44,5 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

5 8,8 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

10 17,5 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 207 16,2 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 2,5 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 26 3,7 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 5 0,6 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 394 36,3 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 167 15,4 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 223 56,6 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 3 .512 87,23 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 – – % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 122 1,36 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

30 4,9 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,89 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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47,9
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12,8

37,1

83,7

75,0

81,9

60,5
54,2

58,1 57,6

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 1,8 % + 12,1 % 0,0 % + 2,8 %

gruppenzugehörigkeit C B C C

Neustadt a . d . Weinstr ., krfr . Stadt
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LK Neuwied Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 9 .529 6,12 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 11 .552 6,29 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .480 0,81 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 7 .084 -16,7 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .909 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 1 .530 0,83 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 4 .031 14,51 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 37,7 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

1 .403 17,9 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 561 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 25 16,9 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 384 1,1 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 749 1,9 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 46 1,32 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 45 1,29 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 15 38,03 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

451 19,7 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

36 12,8 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

35 12,5 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 483 10,8 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,5 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 117 4,2 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 0 0 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 1 .070 25,7 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 240 5,8 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen (
§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 476 44,5 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 10 .436 63,14 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 226 2,39 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 347 1 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

202 8,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,54 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 2,5 % - 8,3 % - 9,2 % - 6,5 %

gruppenzugehörigkeit C E D E

LK Neuwied
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Pirmasens, krfr. Stadt Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 1 .884 5,32 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 2 .282 5,45 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 338 0,81 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 1 .979 -23,6 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .813 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 437 1,04 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .642 30,99 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 75,38 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

205 13,4 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 452 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 4 11,8 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 103 1,54 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 152 1,98 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 25 3,74 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 5 0,75 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 1 13,05 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

208 36,6 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

11 31,5 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

6 17,1 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 90 9,5 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,7 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 – – ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 4 0,6 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 394 48,2 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 113 13,8 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 212 53,8 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 2 .796 90,99 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 43 2,97 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 105 1,57 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

58 10,2 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 1,51 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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11,6
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 45,4 % - 37,3 % - 63,9 % - 49,4 %

gruppenzugehörigkeit E E E E

Pirmasens, krfr . Stadt
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Rhein-Hunsrück-Kreis Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 5 .198 5,93 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .596 6,33 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 764 0,73 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .371 -18,4 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .293 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 479 0,46 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .778 11,63 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 34,02 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

547 12 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 625 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 11 14,4 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 208 1,08 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 347 1,59 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 28 1,45 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 6 0,31 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 4 18,29 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

274 21,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

32 29,4 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

14 12,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 259 10,7 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,2 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 158 10,3 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 3 0,2 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 467 20,2 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 142 6,2 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 210 45 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 8 .764 96,22 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 432 9,71 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 182 0,94 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

118 9,4 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,78 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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64,8 62,5

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 11,4 % + 12,0 % + 11,5 % + 11,6 %

gruppenzugehörigkeit B B B A

Rhein-Hunsrück-Kreis
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Rhein-Lahn-Kreis Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .006 5,66 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 7 .476 5,92 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 934 0,74 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .965 -18,3 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .608 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 698 0,55 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 2 .279 13 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 32,42 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

516 10,6 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 602 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 6 6,4 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 234 1,06 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 568 2,26 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 49 2,22 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 28 1,27 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 9 35,81 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

370 26 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

24 17,1 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

27 19,3 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 384 13,4 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,5 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 88 5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 1 0 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 646 24,3 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 147 5,5 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 241 37,3 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 9 .711 93,5 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 232 6,07 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 220 1 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

112 7,9 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,51 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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70,7
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82,6

64,4
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63,1 60,5

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 4,5 % + 11,6 % + 8,6 % + 8,0 %

gruppenzugehörigkeit C B B B

Rhein-Lahn-Kreis
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Rhein-Pfalz-Kreis Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .926 5,52 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 8 .501 5,7 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .067 0,72 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 5 .686 -18,1 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 19 .218 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 600 0,4 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .365 6,63 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 24,77 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

632 10,6 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 683 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 14 13,1 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 259 1 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 476 1,62 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 71 2,74 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 31 1,2 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 10 34,11 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

172 14,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

6 4,7 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

9 7 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 601 18,5 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige  
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,8 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 56 2,7 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 5 0,2 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 598 19,3 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 161 5,2 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 253 42,3 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 11 .230 90,97 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 542 4,65 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 252 0,97 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

40 3,5 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,78 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 2,5 % + 14,9 % - 5,9 % + 1,3 %

gruppenzugehörigkeit C B D C

Rhein-Pfalz-Kreis
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Speyer, krfr. Stadt Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 2 .606 6,05 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 2 .770 5,47 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 407 0,8 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 1 .485 -14,1 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 18 .410 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 338 0,67 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .128 16,02 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 36,48 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

319 16,7 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 656 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 4 9,8 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 89 1,02 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 300 3,04 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 7 0,81 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 8 0,92 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 1 10,14 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

471 49,5 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

29 34,5 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

9 10,7 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 166 13,2 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 6,7 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 68 9,7 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 14 1,6 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 380 36,5 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 105 10,1 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 183 48,2 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 3 .337 83,97 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 206 10,63 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 93 1,07 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

38 4 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,99 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 8,7 % + 24,3 % - 6,2 % + 1,7 %

gruppenzugehörigkeit D A D C

Speyer, krfr . Stadt



566

LK Südliche Weinstraße Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 5 .151 5,6 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .650 6,05 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 802 0,73 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .270 -18 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .617 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 431 0,39 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .153 7,46 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 25,14 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

210 5,1 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 691 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 10 12,5 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 220 1,13 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 371 1,67 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 20 1,03 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 5 0,26 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 8 36,1 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

272 24,1 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

8 14,5 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

13 23,6 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 404 16,8 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,5 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 118 7,6 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 16 0,8 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 354 15,1 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 100 4,3 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 176 49,7 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 8 .052 86,68 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 176 4,63 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 221 1,13 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

68 6 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,89 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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51,0
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50,6

21,8

76,3

85,8

70,9

37,5

68,5

54,3
58,4 60,4

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 11,2 % + 12,3 % + 0,6 % + 7,8 %

gruppenzugehörigkeit B B C B

LK Südliche Weinstraße
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LK Südwestpfalz Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .221 5,01 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 6 .188 6,09 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 657 0,65 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 5 .898 -27,5 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .171 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 376 0,37 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .081 8,08 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 32,52 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

112 2,9 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 649 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 5 7,6 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 178 1,04 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 307 1,56 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 25 1,46 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 14 0,82 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 4 20,36 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

69 7,8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

5 15,2 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

5 15,2 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 442 22,2 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,7 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 83 6,2 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 8 0,5 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 342 16,5 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 108 5,2 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 170 49,7 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 7 .410 89,38 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 264 6,8 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 207 1,21 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

73 8,2 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,39 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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27,5

73,8

25,7

100,0

69,3

10,6

52,6

61,8

53,3

32,0

59,1

69,3

76,9

17,1

57,5
52,1 50,9 53,5

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 6,7 % + 7,6 % - 12,4 % - 4,6 %

gruppenzugehörigkeit D C E D

LK Südwestpfalz
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Trier, krfr. Stadt Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .958 5,53 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .800 4,62 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 902 0,87 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 3 .099 -15,9 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .974 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 935 0,9 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 2 .364 19,18 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 28,09 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

355 11 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 585 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 17 18,8 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 165 1,08 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 408 2,33 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 19 1,25 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 21 1,38 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 8 45,64 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

558 39,1 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

31 33,7 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

12 13 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 607 23,7 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,8 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 93 7,5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 42 2,8 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 912 47,4 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 186 9,7 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 410 45 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 4 .739 72,01 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 168 8,68 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 147 0,97 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

110 7,7 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,89 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 5,5 % + 5,4 % + 3,2 % + 0,7 %

gruppenzugehörigkeit D C C C

Trier, krfr . Stadt
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LK Trier-Saarburg Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 7 .265 6,12 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 8 .523 6,04 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .145 0,81 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 4 .748 -15,1 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .576 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 564 0,4 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 1 .293 6,1 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 21,5 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

327 5,7 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 639 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 9 7,9 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 262 1 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 474 1,59 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 15 0,57 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 20 0,76 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 6 20,19 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

247 18,9 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

14 20,6 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

17 25 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 473 13,5 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,2 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 102 4,8 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 140 5,3 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 493 15,7 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 147 4,7 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 271 55 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 9 .077 72,17 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 258 2,58 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 324 1,23 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

94 7,2 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,9 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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67,3

83,9

73,1
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74,9

54,5

61,7 63,7

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 21,7 % + 12,6 % + 6,1 % + 13,7 %

gruppenzugehörigkeit A B B A

LK Trier-Saarburg
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LK Vulkaneifel Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 3 .071 5,76 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .227 6,73 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 504 0,8 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 3 .489 -23,8 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .943 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 354 0,56 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 919 9,83 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 35,29 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

227 8,2 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 581 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 1 2 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 134 1,12 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 292 2,15 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 14 1,17 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 3 0,25 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 6 44,23 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

218 23,3 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

4 5,3 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

10 13,2 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 139 9,4 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 78 8,3 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 0 0 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 310 21,6 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 80 5,6 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 153 49,4 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 4 .120 71,84 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 219 5,63 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 165 1,38 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

61 6,5 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 1,28 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 8,7 % + 6,6 % - 3,3 % + 4,0 %

gruppenzugehörigkeit B C D B

LK Vulkaneifel
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Westerwaldkreis Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 10 .932 6,41 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 13 .016 6,45 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 1 .610 0,8 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 7 .853 -16,5 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .981 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 1 .271 0,63 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 3 .357 10,74 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 37,05 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

1 .402 15,8 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 596 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 18 11,2 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 399 1,02 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 1 .066 2,4 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 64 1,63 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 11 0,28 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 14 31,51 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

376 16,6 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

14 6,2 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

41 18,4 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 449 8,7 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,4 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 74 2,4 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 89 2,3 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 629 13,4 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 58 1,2 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 223 35,5 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen

der 7- bis 14-Jährigen
2008 13 .905 75,96 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 293 2,89 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 403 1,03 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

208 9,2 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,86 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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19,9
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96,3
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47,7

66,0
61,4

I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

+ 15 % -1 % + 14 % + 10 %

gruppenzugehörigkeit A D A B

Westerwaldkreis
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Worms, krfr. Stadt Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .458 6,32 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 4 .621 5,62 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 755 0,92 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 1 .768 -10 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .402 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 544 0,66 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 2 .234 19,24 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 36,65 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

636 20,7 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 567 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 11 14,6 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 137 0,95 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 417 2,55 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 22 1,53 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 20 1,39 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 7 42,77 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

348 34,3 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

14 8,5 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

15 9,1 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 166 7,4 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 2,4 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 157 13,5 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 8 0,6 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 714 41 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 150 8,6 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 276 38,7 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 10 .085 157,33 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 207 5,21 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 173 1,2 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

87 8,6 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,86 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

-1 % -18 % -9 % -9 %

gruppenzugehörigkeit C E D E

Worms, krfr . Stadt
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Zweibrücken, krfr. Stadt Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 1 .620 5,6 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 1 .917 5,52 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 268 0,77 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 1 .336 -18,5 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 16 .105 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 201 0,58 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 901 19,05 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 43,39 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

273 20,4 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 582 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 – – ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 82 1,4 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 135 2,03 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 9 1,54 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 10 1,71 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 1 15,03 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

224 38,2 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

2 7,4 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

1 3,7 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 116 14,9 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 0,9 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 38 8 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 8 1,4 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 167 23,5 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 27 3,8 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 116 69,5 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 2 .230 80,04 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 138 7,96 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 91 1,55 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

47 8 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
– 0,39 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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I  Lebensbedingungen II  Wohlfahrt III  Handlungsräume IV Child Well-being

abweichung zum rheinland- 
pfälzischen durchschnitt

- 22 % + 1 % - 14 % - 12 %

gruppenzugehörigkeit E D E E

Zweibrücken, krfr . Stadt
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Rheinland-Pfalz Zeitbezug
Wert 

absolut

Anteil

Ø-Wert Maßeinheit Bezugsgröße

I 
 LE

BE
N

SB
ED

IN
G

U
N

G
EN

0- bis 6-Jährige 31 . 12 . 2007 202 .208 5,9 % Gesamtbevölkerung

14- bis 18-Jährige 31 . 12 . 2007 236 .100 5,8 % Gesamtbevölkerung

Geburten pro Jahr 2007 32 .536 0,8 % Gesamtbevölkerung

Bevölkerungsvorausberechnung 
unter 21-Jährige

2006 – 2020 148 .573 -17,5 % unter 21-Jährige

Durchschnittlich verfügbares Einkommen 2006 – 17 .538 € pro Einwohner/-in

Wohngeldempfänger/-innen 31 . 12 . 2007 23 .472 0,59 % Gesamtbevölkerung

Sozialgeldempfänger/-innen unter 15 Jahren 2006 74 .479 13,7 % gleichaltrige Bevölkerung

Arbeitslose unter 25 Jahren 2007 – 35,5 ‰ 15- bis unter 25-Jährige

Schüler/-innen an Grundschulen 
mit Migrationshintergrund

Schuljahr 
2007/08

23 .624 14,6 % alle Schüler/-innen

II
  W

O
H

LF
A

H
RT

Elterngeld 2007 – 613 € pro Monat

Lebendgeborene bis 1 .499 g 2007 414 12,5 ‰ Lebendgeborene

Behinderte Menschen mit Grad 50 
und mehr unter 18 Jahren

31 . 12 . 2007 7 .614 1,1 % unter 18-Jährige

Unfallbeteiligte, getötete und verletzte 
Personen unter 20 Jahren

2007 15 .825 2,0 % unter 20-Jährige

Inobhutnahmen (§ 42) 2007 839 1,2 ‰ unter 18-Jährige

Gerichtliche Maßnahmen  
zum Entzug der elterlichen Sorge

2007 596 0,9 ‰ unter 18-Jährige

Sterbefälle unter 19 Jahren 2007 272 31,8 Pro 100 .000 unter 19-Jährige

Schulabgänger/-innen 
mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

12 .918 27,6 %
alle Schulabgänger/

-innen

Schulabgänger/-innen mit Migrations-
hintergrund mit (Fach-)Hochschulreife

Schuljahr 
2006/07

781 15,1 %
alle Schulabgänger/

-innen mit Migrations-
hintergrund

Schulabgänger/-innen aus allgemein-
bildenden Schulen mit Migrations-

hintergrund ohne Hauptschulabschluss

Schuljahr 
2006/07

656 13,0 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kita-Besuchsquote der unter 3-Jährigen 2008 13 .467 13,9 % gleichaltrige Bevölkerung

Tagespflege unter 3-Jährige 
(öffentlich gefördert)

2008 – 1,4 %
öffentlich geförderte 

Tagespflegen

Vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflegen 
bis unter 15 Jahren

2007 3 .529 6,8 ‰ gleichaltrige Bevölkerung

Beratungsstellen: Eckwert der Beratungen 
nach § 16 SGB VIII der unter 18-Jährigen

2007 741 0,9 ‰ unter 18-Jährige

Hilfen zur Erziehung gesamt 
(§§ 29-35, 41 SGB VIII) unter 21-Jährige

2007 20 .572 25,5 ‰ unter 21-Jährige

Stationäre Hilfen (§§ 34, 35 stat ., 41 stat .) 
pro 1 .000 junge Menschen unter 21 Jahren

2007 5 .453 6,8 ‰ unter 21-Jährige

Fremdunterbringungen 
(§§ 33, 34, 35 stat . und 41 stat .) an allen HzE

2007 9 .461 47,5 % alle HzE

II
I 

 H
A

N
D

LU
N

G
SR

Ä
U

M
E Teilnahme in Sportvereinen 

der 7- bis 14-Jährigen
2008 314 .846 90,4 % gleichaltrige Bevölkerung

Teilnahme in Musikschulen: 
6- bis unter 10-Jährige

2009 10 .890 6,4 % gleichaltrige Bevölkerung

Kinder in geschiedenen Ehen 2007 8 .204 1,2 % unter 18-Jährige

Schulentlassene ohne Hauptschulabschluss
Schuljahr 
2006/07

3 .572 7,4 %
alle Schulabgänger/

-innen

Kinder unter 15 Jahren mit Krebserkrankung
Jahrgänge

2004 – 2008
488 0,88 ‰ gleichaltrige Bevölkerung
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Jugend und Kultur (Hrsg.) 
Mittlere Bleiche 61 
55116 Mainz 
Telefon: 06131 16 - 0 (zentraler Telefondienst) 
Fax: 06131 16 - 2997 
E-Mail: poststelle@mbwjk.rlp.de 
Web: www.mbwjk.rlp.de

Gestaltung: www.grafikbuero.com 
Druck: RT-Druckwerkstätten, Mainz

Erscheinungstermin: Mai 2010

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlich-
keitsarbeit der Landesregierung Rheinland-Pfalz her-
ausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch Wahl-
bewerberinnen und -bewerbern oder Wahlhelferinnen 
und -helfern im Zeitraum von sechs Monaten vor einer 
Wahl zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. 
Dies gilt für Kommunal-, Landtags-, Bundestags- und 
Europawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit 
insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltun-
gen, an Informationsständen der Parteien sowie das 
Ein legen, Aufdrucken und Aufkleben  parteipolitischer 
Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist 
gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der 
Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer 
bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in 
einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme 
der Landesregierung zugunsten einzelner politischer 
Gruppen verstanden werden könnte. Den Parteien ist 
es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer 
eigenen Mitglieder zu verwenden.
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1. KINDER- UND JUGEND-
BERICHT RHEINlaND-Pfalz

Mittlere Bleiche 61 
55116 Mainz

Poststelle@mbwjk.rlp.de
www.mbwjk.rlp.de

Zwischen Infrastruktur und Intervention – Zur Verantwortung von Staat und 

Gesellschaft für das Heranwachsen von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz
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